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3um Geleite, 


Das Dltener Aktionskomitee hat mich gebeten, dem Steno- 
gramm der Prozeßverhandlungen gegen feine Mitglieder ein 
paar Worte vorauszuſchicken. Sch zögerte zunächſt. Der 
große Zendenzprogeß hatte al Hintergrund eine hiftorifche 
Erjheinung: die beiden grandioſen Novemberitreifs 1918. 
gur richtigen Würdigung gefchichtlicher Ereigniffe aber be- 
darf e3 der Diſtanz der Zeit. Se entfernter die hiſtoriſchen 
Tatfahen liegen, um fo unbefangener und objeftiver wird 
' man jie mürdigen fünnen. Die Nichtigkeit dieſes Stand- 
punftes wird heute ſchon durch die Nachwehen der beiden 
Streif3 bejtätigt. Nachwehen, die die Streifteilnehmer inter- 
ejjieren, aber, ihre Gegner angehen. Kaum ijt ein halbes Jahr 
jeit den denkwürdigen Novembertagen verftrichen und fchon 
beginnen die Schleier fi zu lüften. Was vermutungsmeife 
bom einen und andern unter ung während der heißen 
Kampftage ausgeiprochen wurde, iſt jebt unumijtößliche Ge- 
wißheit. So darf ich es am Ende unbedenklich wagen, zur 
Beleuchtung des Prozeßſtoffes und feiner Verwendung durch 
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die militäriſche Klaffenjuftiz einige erläuternde und beurtei- 
fende Bemerfungen anzubringen. 


Franz Mehring, der geiftoolle Hiltorifer der deutſchen 
Arbeiterbewegung, jchloß jeine Einleitung zum Neudrud der 
Enthüllungen über den Kölner Kommuniftenprozeß mit den 
Worten: „Es ift das Schickſal der kämpfenden Arbeiterklaffe, 
auf Schritt und Tritt von den Verleumdungen ihrer Tod- 
feinde umtobt zu werden, und zwar um jo heftiger, je höher 
jte fich durch die Reinheit ihrer Mittel und Ziele über fie er- 
hebt." Die Mehringihe Glofje trifft Wort für Wort auf den 
Zandezitreif in der Schweiz zu. Es verſchlägt nichts, daß 
jeit dem Kölner Prozeß beinahe fieben Jahrzehnte verfloffen 
ind, ein halbes Jahrhundert bürgerlich-fapitaliftiicher Kultur 
hinter ung liegt, Sitten und Kampfweiſen ſich angeblich ver- 
feinerten, derweil die demofratifche Entwidlung ihren poli- 
tiſchen Lauf nahm. Der Gegner bleibt jtet3 der gleiche und 
jeine Mittel nicht minder. Jede herrſchende Klaffe, die ihr 
Stündlein fommen jieht, jucht fich der aufjtrebenden, fie ab- 
löſenden Gejellihaftzfchicht zu ermehren, und immerzu find 
dabei ihre VBerleumdungen mit brutaler Waffengewalt ge- 
paart. 


So war es aud) vor, während und nach dem Landesſtreik. 
Schon jet ericheinen rückſchauender Betrachtung jene tollen 
Schmähungen, jene jfrupellofen Schwindeleien, jene aufge- 
legten Lügen feiler Fapitaliftiiher Agenten faſt unfaßbar. 
Und doch gehören fie — mie das Brevier zum Pfaffen — zu 
dem geiltigen Nüftzeug einer Klaffe, die Moral, Recht und 
Gerechtigkeit in Erbpadht genommen zu haben vorgibt. Auch 
die „Wägften und Beten“ ihrer Repräfentanten ſcheuen dieſe 
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Mittel nicht. Wer dafür Belege haben will, braucht fi} nur 
der Stimmung zu erinnern, die der Landezftreif im Lager 
der Bourgevifie vorfand. | 


Der Streik fiel zeitlich zujammen mit der künſtlich ent- 
fachten Bolſchewiſtenhetze. Hals über Kopf wollte der Bun— 
desrat plötzlich entdeckt haben, daß das Verbleiben der Ge— 
ſandtſchaft der ruſſiſchen Sovietrepublik in der Schweiz am 
Mark des Landes zehre, und ſo wies er mit dem Geſandten 
ſein geſamtes Perſonal aus. Die Schweizer Arbeiter waren 
ſchon wiederholt Zeugen ſchmählicher Ausweiſungen. Die 
helvetiſche Bourgeoisrepublik hatte mit ſolchen Ausweiſungen 
ihr Schild beſchmutzt, kaum daß es aufgerichtet war. Zu 
Hunderten wurden die deutſchen Handwerksburſchen im Jahre 
1849 über die Grenze gejagt, weil ein ſüddeutſcher Miniſter 
es ſo verlangte. Die politiſche Spitzelei wurde zum Grund— 
ſatz ſchweizeriſch-republikaniſcher Staatskunſt erhoben, weil 
Bismarck es ſo haben wollte, und Dutzende von braven Re— 
volutionären ſind ihr zum Opfer gefallen. Aber ſo ſchmach— | 
vol Hatte fich noch feine Regierung an ausländtichen Gäften 
ergriffen wie die des frühern Betreibungsbeamten Calonder 
und de3 mit jeiner ganzen Mentalität in Paris wurzelnden 
Ritters der Ehrenlegion Ador. 


Zur Nedtfertigung dieſer jchamlofen Hetze mußte Die 
Landesficherheit und die „Nuhe und Ordnung” herhalten. 
Armfelige Berufung! Schon während des Streiks ſelbſt mard 
die Hohlheit diefer Rechtfertigung in der Bundesverfamm- 
lung offenkundig. Der Bundespräfident kniff, wich Kar for- 
multerten Tragen au3 und mar außerjtande, auch nur eine 
Zatjache anzuführen, die jenem probozierenden, dem Streik 
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unmittelbar vorausgegangenen und ihn heraufbeſchwören— 
den Truppenaufgebot nach Zürich den bloßen Schimmer einer 
innerlichen Begründung verliehen hätte. Indes, die bürger— 
lichen Abgeordneten fragten nicht lange nach den Gründen. 
Ihnen genügte die Tatſache des Streiks und ein paar Kraft— 
ausdrücke eines noch tags zuvor jämmerlich ſchlotternden 
Magiſtraten, um vertrauensvoll als Wahrheit hinzunehmen, 
was blauer Dunſt einer um ihre Seſſel bangenden Regierung 
war. Komplott, Verſchwörung, Staatsſtreich, Gewaltherr— 
ſchaft des Straßengeſindels, ſo ſchwirrte es durch die Luft; 
Verführung durch ausländiſche Wühler, Beſtechung mit frem— 
den Millionen, das waren die Bazillen der bürgerlichen Mo— 
ral, mit denen man mißleitete Bauernſoldaten infizierte, um 
aus ihnen gefügige, haßerfüllte Werkzeuge zur Erhaltung 
einer Durch die Politik blinden Wahns erſchütterten Poſition 
zu macden. 


Und was jtellte fich jpäter heraus? Die Landesregierung, 
weit entfernt innern Notwendigkeiten zu gehocchen, hatte jich 
ein neues Mal zum Knechten der ausländiichen Diplomatie 
erniedrigt. Bereit3 im Februar 1919 erzählten una Freunde 
aus Frankreich, daß dad mot d’ordre für die vom Bundesrat 
arrangierte Bolſchewiſtenhetze aus Paris fam. Die Herren 
Imperialiſten erhoben den Beigfinger, und der Bien im der 
Schweiz unternahm, was jene von ihm forderten. Ein mel- 
ches Journal wurde noch etwas deutlicher. Es brachte mit 
feiner nie dementierten Feſtſtellung Licht im die Köpfe, ala 
es eine Unterredung des italienischen Außenminiſters mit 
dem jchmweizeriichen Gejandten in Kom aus den November- 
tagen erwähnte. Sonnino wurde im Auftrag der Entente 
poritellig und verlangte fategorifch, daß die Schweiz mit den 
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Bolſchewiſten aufräume. Wie dreftiiher anders als duch 
Maſſenausſchaffungen und durch brutale Niederichlagung der 
proletariihen Protejtbewegung mit militäriichen Machtmit- 
teln hätte der Bundesrat feine Willfährigfeit dofumentieren 
fönnen! Er tat, was ihm befohlen ward. 


Dieſe Haltung hat weiter nicht3 auf ſich und wurde aud) 
bon andern Regierungen jchon befolgt. Aber dieſe andern 
Regierungen verzichteten menigjten® Darauf, ihren anbe- 
fohlenen Maßnahmen ein national-patriotiihes Mäntelchen 
umzuhängen. Ein Druet gab der Erdrofjelung der Hand- 
werferbewegung im Jahre 1849 gegenüber ehrlich zu, daß 
er bedauerlicherweije im Auftrag mäcdhtigerer Nachbarn zu 
handeln gezwungen jei. Anders die Hotelportter3 unjerer 
heutigen Tage. Es fehlte ihnen der Mut zur Wahrheit und 
Offenheit. Derweil der Bundesrat die aus Paris und Rom 
erhaltenen Weilungen vollzog, bezichtigte er die ſchweizeriſche 
| Urbeiterfchaft des Komplott3 mit dem Ausland, dem gegen- 

über die Schweiz auf ihre Selbjtändigfeit und auf ihr ver- 
brieftes Hausrecht ſich berufen müſſe. 


Kein halbes Jahr und bereits hat die Gejchichte mit diejen 
Mäschen und Legenden aufgeräumt. Und die Geihichte ijt 
erbarmung3los, unerbittlih. Sie macht gründliche Arbeit. 
Mit einem andern Bejen ſtrich fie ein zweites Mal die jtau- 
bige Amtsjtube und fegte den Unrat meg. 


Niemandem, der die Verhältniffe der Schweizer Arbeiter- 
bewegung und inäbejondere ihren Stand in den Nopember- 
tagen 1918 fannte, war da3 Truppenaufgebot vom 5. Nopem- 
ber verjtändlih. Der Bolitifer muß auch den Gegner begrei- 
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fen und den Gründen jeiner Maßnahmen nachforjchen. Die 


Prüfung der Situation ergab feinen auch nur halbwegs 


plaufiblen Anhaltspunft für den plößlichen Ueberfall. Die 
Stage, ob ein Drud des Auslands vorliege, wurde noch bor 
dem Ausbruch des Streiks vom Bundespräfidenten faſt ehren- 
wörtlich verneint. Man ftand vor einem Rätfel, denn auch die 
Dummheit de8 Gegner hat eine Grenze, und der Hinweis 
auf feinen Unverjtand der neu heranbrechenden Zeit gegen- 
über war feine Erklärung de3 verbrecheriſchen Anſchlags. 


Heute hat ſich dag undurchdringlich ericheinende Dunkel 
aufgehellt. Das Truppenaufgebot, dag den Proteſtſtreik vom 
9. November Spontan: auslöfte, war die Doppelwirfung der 
in Bari zurechtgelegten imperialiftiihen Daumenfchraube 
und einer mangel3 friegeriicher Verwicklung um ihre Lor- 
beeren betrogenen Armeeleitung. Schon im Dezember formu- 
lierte Guſtav Müller im Auftrag der jozialdemofratiichen 
Fraktion por dem Nationalrat ſcharf umrijjene Tragen über 
da3 VBorhandenfein eines Memorials des jchmweizerifchen Ge— 
nerald. Die Lejer finden die Anterpellation in ihrem Wort- 
laut im Stenogramm der Prozekverhandlungen. Der Bun- 
desrat war indigniert. Er verweigerte ſchlankweg jede Aus— 
funft, und das Parlament, da3 fich in der Phraſe der Demo- 
fratie und Volksherrſchaft gefiel, heulte zu dieſem unerhörten 
Angriff auf die legitimen Nechte jeiner Mitglieder Beifall. 


Konnte man den authentiichen Wortlaut des Memorial 
nicht herausbefommen, jo wußte man jest, daß der Bundes— 
rat Rabinett3politif treibe und etiwa® vor dem Volf zu ver- 
heimlichen habe. Zwar ſuchten geichäftige Zeilenfchinder die 
Tatfache zu beftreiten. Frech logen fie auf Befehl, ein ſolches 


Memorial erijtiere gar nicht und der Änterpellant jei ange- 


ſchwärzt worden. Dat Lügen kurze Beine haben, mußten fie 


und ihre Hintermänner bald genug erfahren. Der Landes— 
ſtreikprozeß brachte e& an den Tag, und in der von der Ver— 
teidigung der Angeklagten glänzend geführten Zange des Ge- 
richt? blieb der Regierung nichts anders, als die furz zuvor 
geleugnete Exiſtenz des Schriftſtücks zuzugeftehen. Noch war 
e3 erjt die halbe Wahrheit, ein Stück jedoch immerhin. Und 
was noch fehlte, das haben die jüngiten Wochen vervollſtän— 
digt. Der in jenen wirklichen Motiven verwedelte Rüdtritt 
eines ſchweizeriſchen Armeeforpsfommandanten und feine 
Folgen erwiejen den Tatbeitand und geben dem Landezitreif 
nahträglih eine neue, unerwartete Rechtfertigung. Das 
Militäraufgebot vom 5. November 1918 mar das Werk des 
damaligen Generals, die faltblütige, bewußte und gemollte 
Provokation der ſchweizeriſchen Arbeiterklaſſe. An ihr wollte 
man dad Mütchen Fühlen, die Notmendigfeit der Armee und 
des Militarismus nachweiſen, nachdem der Krieg jelbit feine 
Öelegenheit zu andern Heldentaten bot. 


So haben die Worte Mehrings auch für die Schweiz ihre 
glänzende Betätigung gefunden. Die Verleumder der Ar— 
beiterflafje und ihrer Beftrebungen genießen nicht einmal de3 
Favoritismus, der ſonſt die wirkliche Rolle gejchichtlicher 
Figuranten erſt aus den brüchigen Archiven und diploma— 
tiſchen Geheimakten ausgraben läßt. Heute ſchon, da ſie 
noch in Amt und Würden ſitzen, ſind ſie durch die Geſchichte 
und vor ihr gerichtet. 


Bedürfte es außer notoriſcher Dokumente weiterer Be— 


weiſe für die verbrecheriſche Leichtfertigkeit, womit die Feinde 
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der Arbeiterklaſſe dem Machtwort der Imperialiſten gehorch— 
ten, ſo müßte auf eine neue Tatſache hingewieſen werden. Das 
Truppenaufgebot erfolgte angeblich zum Schutz und zur Be— 
ruhigung der geängſtigten Bürger. Zürich habe ſich damals 
in einem Zuſtand außerordentlicher Erregung befunden, der 
nur mit Bajonetten und Handgranaten habe überwunden 
werden können. Vor kurzer Friſt aber erklärte der Bundes— 
rat, die Aufrechterhaltung der Belagerungsarmee ſei nicht 
mehr gerechtfertigt. Die Truppen wurden zurückgezogen, die 
Zivilgewalt wieder in ihre Rechte eingeſetzt. Wie aber ſteht es 
mit der revolutionären Stimmung? Sie iſt ſeit den Novem— 
bertagen keineswegs abgeflaut, ſie hat ſich im Gegenteil mäch— 
tig entwickelt. Der Klaſſengegenſatz erfuhr durch die ſteigende 
Teuerung eine bedeutende Verſchärfung. Im Ausland wälzte 
ih die Sturmflut der Revolution weiter. England, Frank— 
reich und Stalien find von hochgehenden Streikwellen erfaßt 
worden. In Rußland wie in Ungarn hat ſich die proletarijche 
Diktatur befejtigt. Deutjchland fteht vor einer neuen Um- 
wälzung, deren Kurs nur nad links gehen kann. Dieje Er- 
eigniffe haben jelbftverftändlich ihre Rückwirkungen auf die 
Schweiz, troß Frampfhafter Verjuche, fie Durch geſetzgeberiſche 
Reformen auf dem Gebiet des Arbeitsverhältniffes zu Iöfen. 
Wäre richtig, was der Bundesrat zur Motivierung jeines 
Novemberaufgebotes zu behaupten beliebte, jo müßte er heute 
Statt zehntaufend Soldaten ihrer hunderttaujend unter Waf- 
fen Halten. Er entließ indes die mobilifierten Einheiten in 
einem Zeitpunkt, da objektiv die Vorausſetzungen des be— 
ſchleunigten Umwälzungsprozeſſes viel zahlreicher find als vor 
einem halben Sahre, und er bejtätigte dadurch ein. drittes 
Mal, daß nicht die im Tone pajtoraler Ergriffenheit vorge— 
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tragenen Gründe, wohl aber die traditionelle Unterwürfig- 
feit por ausländiichen Höfen und Regierungspalais und die 
unbefriedigten Giegerallüren der Armeeleitung zu der Trup- 
peneinberufung bewogen haben. 


Diejeg anſprechende Charakterbild der Landesregierung 
wäre unvollſtändig, gejchähe nicht noch einer andern Geite 
Erwähnung. Widerlihe Boje und Mangel an Mannesmut, 
Entitellung der Wahrheit und der erbärmliche Verfuch, die 
Verantwortung für eigene Handlungen auf die ftreifenden 
Arbeiter und ihre Bertrauensperionen abzumälzen, fennzeich- 
neten Die Haltung des Bundesrates während der Streiktage. 
Wunder und Zeichen hätten fich ereignen müffen, Hätte dieſe 
Haltung nicht in der Anhebung, Durchführung und im Aus— 
gang des Prozeſſes ihre logiſche Fortſetzung gefunden. Schon 
die Einleitung des Gerichtsverfahrens war eine grenzenloſe 
Heuchelei. Man wollte den Generalſtreik und die Teilnahme 
an ihm unter Strafe ſtellen, war aber zu feig, es offen zu tun. 
Im Namen des Rechts, ſo behauptete man, würde die Sühne 
verlangt, und man reſpektierte das zitternd angerufene Recht 
durch die Ueberweiſung der Angeſchuldigten an ein militäri— 
ſches Ausnahmegericht. Nicht der Streik ſelbſt ſtehe unter An— 
klage, nur die Zuwiderhandlungen gegen bundesrätliche Ver— 
ordnungen und gegen Geſetze der Republik. Der ganze Pro— 
zeßverlauf aber bewies, daß man einen politiſchen Prozeß 
führte, daß man den Generalſtreik der Juſtiz überantworten 
wollte und alles andere nebenſächlich, nur durch das Formver— 
fahren beſtimmt war. Das Urteil ſelbſt endlich zeigt zur Evi— 
denz, um was es ſich handelte. Es iſt die Proſtitution des 
klaren Rechts, und im Bürgertum nicht minder als in den 
Reihen der Arbeiterſchaft erweckte der Richterſpruch das all— 
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gemeine Empfinden, daß man eine Handvoll Leute als Büßer 
herausgreifen wollte, nicht deswegen, weil ſie ſchuldiger ge— 
weſen wären als andere, wohl aber, weil man Befehl hatte, 
endlich einmal zuzugreifen. Darum die auffällige Eile, die 
dem öffentlichen Anfläger nicht einmal Zeit ließ, das Ver- 
fahren halbwegs anjtändig und juriftifch einwandfrei vorzu- 
bereiten; darum Die ergöglichen Bockſprünge des Militär- 
kaſſationsgerichts, das einmal ſo, einmal anders entſchied; 
darum die freche Einmiſchung des eidgenöſſiſchen Militär— 
departements in das Prozeßverfahren, trotzdem es ſich in 
anderer Situation feierlichſt auf die Gewaltentrennung be— 
rief; darum die Verheimlichung des Willeſchen Memorials, 
deſſen Exiſtenz zyniſch geleugnet wurde. So war es durchaus 
zutreffend, was der militäriſche Großrichter in einem ſchwa— 
chen Augenblick und herrlicher Kennzeichnung des ganzen Han— 
dels äußerte: eine Komödie ging über die Bretter, der Heu— 
chelei und der Mißhandlung der Wahrheit angepaßt, die den 
Prozeß inaugurierten. Hätten die ſchwächlichen Urheber des 
Gerichtsverfahrens ehrlich zugegeben, daß ſie die politiſche 
Geſinnung und die daraus entſpringenden Handlungen zur 
Rechenſchaft ziehen wollten, ſo würde man zwar das Beginnen 
als nichtswürdigen Verſuch der Klaſſenjuſtiz gebrandmarkt, 
aber ihnen trotzdem die Achtung gezollt haben, die der auf— 
richtige Gegner verdient. Selbſt dieſe Achtung haben die 
Herrſchaften verſcherzt und die Geſchichte hat ſowohl die 
aktiven Spieler als die Statiſten der allgemeinen Verachtung 
preisgegeben. 

Dürfte die Arbeiterklaſſe ſchon mit dieſem einen Erfolg 
des Prozeſſes zufrieden ſein, wurden in dem mehrwöchigen 
Verfahren die Rollen gründlich vertauſcht, ſo daß die Ange— 
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flagten mit unerbittlicher Strenge die Plätze der Ankläger 
einnahmen, jo hat die Entwiclung der legten Monate in 
anderer Richtung die gegneriſchen Behauptungen miderlegt. 
Wie jubelte doch das Gejchmeiß, ald in der Bundesverfamm- 
lung erklärt wurde, das. Oltener Mftiondfomitee habe be- 
dingungslos Fapituliert. Nun, noch eine jolde „Kapitulation“ 
und um die politiiche Herrichaft des ſchweizeriſchen Bürger: 
tums ift e3 endgültig gejchehen. Nicht nur, daß der Landes— 
ftreif in den Organifationen feine Schwäche und Deroute zu- 
rücdließ. Durch ihn wie durch die Progeßverhandlungen 
murde das repolutionäre Denken der Arbeiterichaft. in unge 
ahnter Weile gemerkt. Daneben aber hat der Streif unzweifel— 
haft pofitive Erfolge gezeitigt. Wirkten fie ſich zwar nicht un- 
mittelbar aus, ſchien es im erjten Augenblid, al3 ob Partei 
und Gewerkſchaften den Kampf verloren hätten, jo waren fie 
in Wirflichfeit die fiegenden Geichlagenen. Gejchlagen: inſo— 
fern, als fie im Sntereffe der Selbfterhaltung und der Weiter- 
entwidlung ihrer Kräfte den Gtreif abbrechen mußten, 
ſiegend aber, weil kurze Zeit darauf Schritt für Schritt eine 
Reihe wichtiger Forderungen bewilligt werden mußten. Die 
vorzeitige Neuwahl des Nationalrats iſt geſichert, der Acht— 
ſtundentag ohne lange Widerrede geſetzlich ſanktioniert, die 
Verſicherungsfrage zur Diskuſſion geſtellt, und das und man— 
ches andere nicht aus Liebe zum Proletariat, ſondern aus 
bleicher Furcht vor der möglichen Wiederholung der Maſſen— 
aktionen. | | | 

Die Arbeiterklaſſe hat allen Grund, auf dieje bleibenden 
Ergebniffe ihrer Novemberftreifs ftolz zu fein. Sie find wert— 
vol im Vergleich zu den frühern Zuſtänden, aber im Rah— 
men der fapitaliftifchen Gefellihaft fünnen und wollen fie 
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nicht mehr jein al3 neue Kampfpofitionen. Die Arbeiter- 
ihaft hat feine Zeit, auf errungenen Lorbeeren auszuruhen. 
Ihr Los und Schickſal iſt der unverdroffene, bis zum end- 
gültigen Fall des modernen Zwing-Uri fich jtet3 erneuernde 
Kampf. Sn diefem Ringen kann es Rückſchläge und momen- 
tane Niederlagen geben, nie aber ift der Kampf felber aufzu- 
halten. Wollte es nicht aus eigenem Antrieb, jo würde die 
gejellichaftlihe Entwicdlung, ihr ehernes Muß, dag Prole- 
tariat zu immer neuem Handeln zwingen. Wie kleinlich 
nimmt fick angeficht3 dieſes unabwendbaren Geſchehens und 
ber begeijternden Ziele der joztaliftiihen Bewegung das 
Inarrend durchgeführte Ränkeſpiel des Bürgertums aus! &3 
wähnt mit jeinen Verfolgunggmaßnahmen und Gerichtäurtet- 
len den gejhhichtliden Lauf unterbrechen und Elementar- 
gerwalten bezwingen zu fünnen. In Wahrheit aber bringt 
jede jeiner im guten wie im böjen getroffenen Maßnahmen 
der auffteigenden Arbeiterklafje neuen Gewinn, fejtigt die Ge- 
wißheit ihres Endfieges und trägt, wie der Landesſtreikpro— 
zeß, dazu bei, die alte Gejellichaft jchrittweife, mit unüber- 
twindlicher Kraft zu meijtern. 

Auf Einzelheiten der breitipurigen Berhandlungen einzu- 
gehen, erübrigt ſich. Es hieße die Darlegungen der Angeklag— 
ten, die juriſtiſch und politiſch gleich ſcharfſinnigen Vorträge 
der Verteidiger und die im Redeſpiel des Auditors rührend 
hervortretende kleinbürgerliche Naivität abſchwächen, wollte 
ich die einzelnen Phaſen des Prozeſſes hier nochmals durch— 
gehen. Beſſer als kommentierende Bemerkungen wirken die 
Verhandlungen ſelbſt. Nicht der Angeklagten und nicht des 
Urteils wegen, wohl aber mit Rüchkſicht auf die objektiven Ur— 
ſachen des Landesſtreiks bildet das Stenogramm ein zeitge— 
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ihichtliches Dokument. Für jeden Hiftorifer der Wrbeiter- 
bewegung mwird eg ein unentbehrliches Duellenwerf fein, für 
die fümpfenden Arbeiter der Gegenwart aber ijt es mehr: 
‚die eindringlide Mahnung zu planmäßiger Entwidlung des 
proletariihen Emanzipationsfampfes bis zum herrlichen 
Triumph ihres ſozialiſtiſchen Befenntniffes, wofür fie in den 
Novembertagen 1918 in bisher nie gejehener Größe und Ge— 
ichloffenheit manifeftiert Haben. 


Bern im Juni 1919. 


Robert Grimm. 
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Die 
 Gerichtsuerhandlungen 


- (Stenographiiche Miedergabe) 





Erſter Berhandlungstan. 


Mittwoch, 12. März 1919. 


.. Öroßridter Oberftleutnant Türler: Das 
Divifionsgericht 3 nimmt feine Beratungen wieder auf, die e3 
am 21. Sanuar 1919 unterbrochen hat. Sn der Zuſammen— 
ſetzung des Gerichts hat jich jeither ein Wechſel vollzogen. Das 
Gericht beiteht heute aus Dberftleutnant Aerni, Hauptmann 
©eelhofer, Oberleutnant Claujen, den Unteroffizieren Rätz, 
Kocher und Laubicher. Gerichtzfchreiber ift Oberleutnant 
Salzmann, Auditor Major Meyer, Ueberfeger Dr. Bovet. 

Die Feititellung der Perſonalien der Angeklagten ergibt 
die Anmejenheit jämtlicher mit Ausnahme Plattens. 

ON: Wir konjtatieren aljo, daß der Angeflagte Platten 
zu den heutigen Verhandlungen nicht erjchienen tft. Sch Habe 
am.28. Februar 1919 an den Verteidiger Plattens telegra- 
phiert und habe von ihm die Antwort befommen, daß Platten 
verreiſt ſei. Der Verteidiger jchreibt weiter, daß e3 ihm 
angeſichts der Unterbrechung der telegraphiichen Verbindung 
mit Moskau nicht möglich jei, Platten zu erreichen, und fährt 
weiter: „sch bemerfe noch, daß Platten mit ausdrüdlicher 
Zuftimmung des eidgenöffiihen Unterſuchungsrichters Dr. ©. 
Bickel verreift ijt.” Sch bemerfe dazu, daß Platten nicht ange- 
klagt ijt im einer Unterſuchung, die der eidgendffiiche Unter- 
ſuchungsrichter führt. Es ift eine beiondere Schlauheit von 
ihm, fih an Dr. Bidel zu wenden; er hätte ſich richtigerweife 
an mich wenden jollen. Sc habe zudem das Schweizeriſche 
politiihe Departement erjucht, durch die ſchweizeriſche Ge— 
jandtihaft in Berlin dem Angeklagten mitzuteilen, daß gegen 
‚ihn verhandelt werde, wie wenn er anweſend wäre. Am 
8. März habe ich vom Departement den Bericht erhalten, 
daß nah Mitteilungen des Auswärtigen Amtes Platten in 
Deutſchland nicht aufzufinden fei. Man vermute zwar, daß er 
in Berlin fei, um den. verhafteten Radek zu erſetzen. Der 
ſchweizeriſchen Preſſe zufolge jol Platten in Mannheim ver- 
haftet worden jein, two das Auswärtige Amt Nachfrage ge- 
Halten hat. Noch am 11. März habe ich die Mitteilung er- 
halten, daß die jchweizeriiche Gejandtichait die ihr telegra- 
phiſch übermittelte Vorladung nicht habe. zuſtellen können. 
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Im übrigen ift auch eine Ladung an das Domizil Plat- 
tens in Zürich gefickt worden. Die Wolizei in Zürich hat die 
Vorladung nicht zuftellen fünnen, da Platten fich in Rußland 
befinde. Es heißt in dem Polizeirapport: „Platten hielt ſich 
bi3 1. März in Berlin bei Verwandten der befannten Roſa 
Bloch auf und iſt nach Rußland verreift.” Wenn man ſo ge- 
nau angeben fan, wo Platten fich aufgehalten hat, jo wäre 
e3 auch; möglich geweſen, daß der Verteidiger ſoviel gewußt 
hat und noch am 28. Februar telegraphieren konnte. 

Sch ſtelle feit, daß Platten fich felbft in die Unmöglichkeit 
verjegt hat, ericheinen zu fünnen, und beantrage, gegen ihn 
in contumaciam zu verhandeln. Wenn fein Mitglied des 
Gerichts Einfprache erhebt, jo erfläre ich das Kontumazial- 
verfahren gegen Fri Platten für eröffnet. Sch bemerfe noch, 


daß es nicht nötig iſt, eine Ediktalladung zu erlafjen, denn 


nach einer Vorſchrift des Armeeauditord vom 10. November 
1914 it im Verfahren gegen Abmejende feine Ediktalladung 
notwendig, e8 genügt, wenn auf andere Weiſe feſtgeſtellt 
wird, daß der Angeklagte nicht erſcheinen wird. Kehrt er 
nachher in die Schweiz zurüd, wird er ergriffen und verlangt 
Wiederaufnahme des Verfahrens, jo tit das ebenfall3 an feine 
weitere Förmlichkeit gebunden. 

Allerdings Hat mir Platten mitgeteilt, daß er verreije, 
und da3 gejchah in einem Brief, datiert Zürich, 13. Februar 
1919, Brieffopf „Nationalrat“, lautend: „Herr Großrichter! 
ch jehe mich veranlaßt, Ihnen mitzuteilen, daß ich Donners- 
tag für zwei big drei Monate das Yand verlajjen habe. ch 
bin bereit, mich fofort nach Nüdfehr Ihnen zur Verfügung 
zu Stellen. Hochachtend Fri Platten.” Der Brief murde erft 
am 15. Februar in Außerfihl von der Poſt abgejtempelt. 


Als Verteidiger find anmwejend: Dr. Farbitetn, Zü- 
ich, für Huggler, Grimm, Ilg, Nobs. Fürſprecher Huber, 
Rorſchach, für Schneeberger, Dürr und Neithaar. Sch habe 
gejtern ein Telegramm befommen, daß Dr. Sennhaufer die 
Angeklagten Kaufmann und Gſchwend verteidige. 


Huber, Rorſchach: Nein, ich bin Verteidiger der beiden 


Angeklagten Kaufmann und Gſchwend. | 

GN: Weiter find als Verteidiger anmejend: Advokat 
Naine, Lauſanne, für die Angeklagten Schürd, Ryſer, 
Grospierre, Perrin. Fürfpred Steiner, Luzern für 
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Lang und Allgöwer, Dr. Welti, Bajel, für. Düby, Wofer, 
Schneider und Eng. | Ä | 

Verlejung der Anklagefchrift, Auditor Major Meyer: 
Ich könnte auf die Prozedur der nochmaligen Verlefung der 
Anklageſchrift in deuticher und franzdfiicher Sprache ver- 
zichten, wenn die jämtlichen Verteidiger die Erfiärung ab- 
geben, daß daraus Feinerlei Kaſſationsgrund hergelsitet 
werde. Wenn die Verteidigung auf Verlejung der Anklage- 
Ihrift deutjch und franzöſiſch befteht, jo muß die Verlefune 
ſtattfinden. | 

Huber: Die Verteidigung ift mit dem Vorſchlag nicht 
einverjtanden, ſchon deshalb nicht, weil wir immer noch ge- 
wärtigen, daß der Herr Auditor feine Anklagefchrift da, wo 
ſie tatfächliche Unrichtigfeiten enthält, nun wenigſtens forri- 
gieren min. | 

Aud.: Da wird ſich der Herr Fürfprech Huber au Ror- 
Ichach getäuſcht haben. 

Es folgt nun die Verlefung der Anklagefchrift in deutſcher 
Sprache. 


Anklagejchrift 
gegen 


1. Ullgöwer Werner, geb. 24. März 1879, von 
St. Gallen, Sohn de3 Karl und der Anna Luije geb. Blau, 
perheiratet mit Franziska geb. Schorno, Kartellpräfident des 
ichweizerijchen Eifenbahnerverbandes, Amtsrichter, Korporal 
Füſ.Kp. III/154, Bundesftraße 28, Luzern. 

2. Düby Emil, geboren in Bern, den 4. Januar 1874, 
von Schüpfen, Sohn des Emil Rudolf und der Elije geb. 
Käjer, verheiratet, Vater von drei Kindern, Generaljefretär 
des Verbandes jchweizeriiher Eijenbahn- und Dampfſchiff— 
‚angejtellter, Nationalrat, hilfsdienitpflichtig, wohnhaft Wald- 
heimftraße 50, Bern. 
| 3. Dürr Karl, geboren in Freiburg i. B., den 8. Juni 

1875, von Bonfol, Sohn des Karl und der Marie geb. 
Öreyer, verheiratet, Vater von zwei Kindern, Sekretär des 
Schweizeriihen Gewerkſchaftsbundes, hilfsdienſtpflichtig, 
Hopfenweg 15, Bern. 

4. Eng Johann, geboren in Büßlingen, den 11. No- 
vember 1879, von Büßlingen, Sohn des Johann und der 
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Berta geb. Schloßer, Vater eines Kindes, Lolomotivführer, 
Füſ.Kp. IIT/149, wohnhaft Niggelerftraße 6, Bern. 

5. Grimm Robert, geboren in Wald (Zürich), den 
10. April 1881, von Hinwil, Sohn des Albert und der Luiſe 
geb. Kunz, gejchieden, Vater von zwei Kindern, Gemeinderat, 
Nationalrat, erfagpflichtig, wohnhaft in Bern. — 

6. Gro3pierre Adhille, geboren in Le Locle, den 
25. Mai 1872, von La Sagne, Sohn des Paul und der Elife 
geb. Robert, verheiratet, Water von ſechs Kindern, Sekretär 
des Comit& central de la Félération suisse des ouvriers 
— mötaux et horlogers, hilfsdienſtpflichtig, Balmweg 23, 

ern. 

7. Gſchwend Jakob, geboren in Appenzell, den 12.. 


Suli 1882, von Appenzell und Zürich, Sohn des Jakob und 


der Franziska geb. Dörig, verheiratet mit Klara geb. Meb- 
ger, Vater von zwei Kindern, Bezirksanwalt, dienjtfrei, Klin— 
genitraße 8, Zürich 5. 

8. Huggler Auguft, geboren in Unterjeen bei Inter— 
laken, den 13. März 1877, von Briengwiler, jpur. der Mar- 
grith Huggler, verheiratet mit Lina geb. Laubſcher, Vater 
von zwei Kindern, Generaljefretär des Yugperjonalvereins 
und Nationalrat, militärfrei, Konradſtraße 18, Zürich 5. 

9. IIg Konrad, geboren in Ermatingen, den 25. Ja— 
nuar 1877, von Grmatingen und Galenjtein, Sohn. des 
Konrad und der Katharine geb. lg, verheiratet, Vater eines 
Kindes, Schlofier, Sekretär des Schweizeriſchen Metall- 
arbeiter-Verbandes, dienftfrei, wohnhaft in Bern. 

10. Kaufmann Bernhard, geboren in Bütſchwil 
(St. Gallen), den 6. Dezember 1873, von Luthern (Luzern), 
Sohn des Bernhard und der Joſefa geb. Mäder, verheir.tet 
mit Lina geb. Nichiger, Vater eines Kindes, Bezirksrichter, 
Feldw. Loſt.Kp. 1/57, ordentlicher Richter des Territorial- 
gerichts 5, Haldenjtraße 128, Zürich 3. | 

11. Lang Biftor, geboren den 9. März 1885, von 
Retſchwil, Sohn des Niklaus und der Verena geb. Tarell, 
verheiratet mit Marie geb. Bergmann, Sefretär der Arbeiter- 
union jehmweizerifcher Transportanftalten, Soldat Kp. 1/154, 
wohnhaft Kaſimir Pfyfferftraße 13, Luzern. 

12. Nobs Ernft, geboren in Seedorf bei Bern, den 
14. Suli 1886, von Seedorf, Sohn des Jakob und der Anna 
geb. Bernet, verheiratet mit Anna geb. Leift, Water eines 
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Kindes, Redakteur des nei militärftei, Hallwyl⸗ 
ſtraße 61, Züri 4. 
18. p errinPaul aren in Corcelles bei Bayerne, 
den 30. September 1886, von Corcelles, Sohn des Charles 
und der Jenny geb. Bonard, verheiratet, Bater von zwei 
Kindern, prov. Adjunkt des Seneralfefretärs des Verbandes 
jchreigerifcher Eijenbahn- und Dampfichiffangeftellter, Füſ.— 
Kp. IV /4, Terraflenweg 14, Bern. 

14. Blatten Sriedrid, geb. in St. Fiden (St. Gal- 
(en), den 8. Juli 1883, von St. Fiden, Sohn des Peter und 
der Pauline geb. Sträßle, verheiratet mit Olga geb. Kors— 
Iinjfaia, Vater eines Kindes, Sekretär der jozialdemofratiichen 
Partei der Schweiz, dienitfrei, Kanonengafje 9, Zürich 4. 

15. Reithaar Ernft, geboren in Wald (Zürich), 
5. November 1880, von Herrliberg und Zürich, Sohn des 
Heintih und der Barbara geb. Baumann, ledia, Primar- 
lehrer, dienjtuntauglih, wohnhaft Wiedingjtraße 18, Zürich 3. 

16. Ayjer Emile, geboren in St-mier, den 18. No: 
vember 1866, von Sumiswald, Sohn des Rudolf und der 
Rofina geb. Affolter, Adjoint au secrötariat des ouvriers 
Soldat Lbit.-Kp. IV/4, wohnhaft Rue Dufour 77, 
Biel. | 

17. Shmid Jacgueö, geboren den 2. April 1882, 

don Niederurdorf, Sohn des Friedrich Wilhelm und der 
Luiſe geb. Bollinger, verheiratet mit Lina geb. Vonheim, 
Redakteur der „Neuen Freien Zeitung” und des „Demofrat”, 
hilfsdienitpflichtig, Elſäſſerſtraße 511, Olten. 
18 Schneeberger Oskar, geboren in Gerolfin- 
gen, den 5. Auguſt 1868, von Täuffelen-Gerolfingen, Sohn 
des Johann und der Marie geb. Struchen, verheiratet, Vater 
von vier Kindern, Gemeinderat und Nationalrat, Soldat 
LdſtKp. IL/30, wohnhaft Kapellenſtraße 6, Bern. 

19. Schneider Friedrich, geboren den 13. Sep⸗ 
tember 1886, von Brügg, Sohn des Titus Gottlieb und der 
Roſine geb. Meier, verheiratet mit Berta geb. Kramer, Re— 
dakteur des „Bafler Vorwärts“, Hilfsdienftpflichtig, Haltinger- 
itraße 94, Baſel. 

20. Shi Mies Annika ehren den 6. April 
1882, von Heimiswil und La Chaur-de-Fonds, Sohn bed 
Andre und der Elifabeth geb. Kaufmann, verheiratet mit 
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Berta geb. Franc, Sekretär des Gewerkſchaftsbundes, erſatz⸗ 
pflichtig, Hubelmattſtraße 19, Bern. 


21. Woker Harald, geboren in Bern, den 2. März 
1883, von Kirchberg, Sohn des Philipp und der Sohanna 
geb. Müller, verheiratet, Vater von zwei Kindern, Fürjprecher 
und Dr. jur., Korp. Feft.-Batt. I/7, PBräfident der Kartell- 
leitung der Eifenbahner, Falfenhöhemweg 19, Bern. 


1: 


1. Am 5. November 1918 hat der Bundesrat auf Anſuchen 
der Regierung de3 Kanton Züri) ein Truppenaufgedot er- 
lafjen und vier Snfanterieregimenter und vier Kavallerie- 
brigaden mobilifiert. Die Truppen rüdten am 6. November 
an ihren Sammelplägen ein. 

2. Der Bundesrat erließ am 7.November 1918 einen Auf- 
ruf an das Schweizerpolf (Bundesblatt Nr. 47, ©. 65), worin 
er erklärte: 

„Unſere Maßnahmen jind weder gegen eine bejtimmte 
Klaffe noch gegen eine bejtimmte jchweizeriihe Partei ge— 
richtet. Wir laden alle, Arbeiter, Bauern und übrige Bür- 
ger, die Parteien und ihre Führer ein, mit und einträchtig 
zujammenzuarbeiten und uns zu helfen, unjer Land aus der 
Kriegs- in die Friedenzzeit hinüberzuführen. Stein einjich- 
tiger Schweizer wird den Feinden unferer Demofratie Heer- 
folge leijten. 

Die Demokratie ift die Regierung des Volkes durch das 
Bolf. Sie ift das Fundament aller unjerer Einrichtungeir. 
Ohne die Demokratie müßte die Schweiz untergehen.” 

3. Am Abend des Donnerstags, 7. November, trat das 
Dltener Aktionskomitee im Volkshaus Bern zujammen und 
beichloß, einen 24jtündigen Proteftitreif eintreten zu laſſen, 
„zum Zeichen der Auflehnung gegen die militäriihe und 
bürgerlide Diktatur“. 

Der PBrotefttreif jollte Samödtag den 9. November 1918 
in allen größern Städten des Landes durchgeführt werden. 
Da3 O. A. K. Hat für diefen Proteftjtreif einen Aufruf er- 
lafjen, welcher folgenden Paſſus enthält: 

„Wir appellieren an die Solidarität der Klaſſengenoſſen 
im Wehrkleid. Keine Verweigerung der Einrüdung, wohl 
aber die jtrifte Weigerung, von den Waffen gegen das Volt 
Gebrauch zu machen.” 


4. Der Proteſtſtreik wurde auch tatjächlic durchgeführt; 
eine gewiſſe Anzahl der Streifenden begnügte ſich aber nicht 
mit der Durchführung des Streifes ſelbſt, d. h. mit der Ar— 
beitäniederlegung, jondern Streifende ſchritten in Züri und 
auch in Bern zur gewalttätigen Schliegung der Gejchäfte. 
5. Am Sonntag den 10. November 1918 verlangte sine 
Delegation des O. A. K. vom Bundesrat die Zurücnahme der 


| Truppen mit der Androhung, daß im Weigerungsfalle vom 


Montag den 11. November an der Landesſtreik Plab greifen 
werde. Der Bundesrat lehnte diejes Anfinnen ab, indem er 
darauf hinmwies, daß er zum Schutze der öffentlichen Ord— 
nung verpflichtet jet und die Verantwortung für die jofor- 
tige Yurüdziehung der Truppen unmöglich überneh:nen 
fünne. Der Bundespräjident madte die Vertreter des 

O. A. K. nachdrücklich aufmerffam auf die ungeheure Ver— 
antwortlichkeit, die ſie durch ihr angekündigtes Vorgehen, 
ſowohl hinſichtlich der innern Zuſtände, als auch mit Be— 
zug auf die internationale Lage der Schweiz übernähmen. 
Er bat fie eindringlich, das große Unglück eines General— 
ftreif3 nicht über unjer Land heraufzubeſchwören (Siehe 
Bericht des Bundesrates an die eidg. Räte vom 12. November 
1918, Bundesblatt Nr. 47, Band V, ©. 63). 

6. Der Bundesrat hat gemäß Art. 102, 16 der Bundes- 
verfaflung der Bundesverjammlung über den Zu— 
fand der Eidgenofjenjchaft im Innern, jowohl als nad 
außen, über die von ihm getroffenen Maßnahmen Bericht zu 
erjtatten; unter feinen Umjtänden aber unterlag er der Juris— 
diktion des O. A. K. 

Er war daher zu ſeiner Antwort an das O. A. K. voll- 
ſtändig berechtigt und verpflichtet. 

7. Am 11. November 1918 erſchien ein Aufruf „An das 
arbeitende Volk der Schweiz”, gemäß welchem die Ver— 
hängung de3 allgemeinen Landesſtreiks bejchlojjen worden 
jei, welcher Montag den 11. November 1918, nachts 12 Uhr, 
begann. 


. "Der Aufruf enthält folgende Stellen: 
„Wehrmänner! 
An euch werden die Herrjchenden appellieren, da3 gegeit- 


wärtige Regime mit Waffengewalt zu jehügen. Euch mutet 
man zu, auf die eigenen Landesfinder zu jchiegen, vor dem 


— 
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Morde an eurer eigenen Frau, euren eigenen Kindern nicht 
zurüdzufchreden. Ihr werdet das verweigern, ihr werdet 
nicht zum Henker an den eigenen Angehörigen werden. Zur 
Vermeidung blutiger Konflikte fordern wir euch auf, in allen 
mobilijierten Einheiten Soldatenräte zu bilden, die im Ein- 
— mit den Arbeiterorganiſationen ihre Maßnahmen 
treffen! 


Eiſenbahner! Staatsangeſtellte! 


An euch wird man das Anſinnen richten, Streikarbeit 
zu leiſten. Man wird euch der Zwangsmobiliſation unter— 
ſtellen. Weigert euch, zu Schädlingen an den eigenen Inter— 
eſſen zu werden. Beantwortet die Mobiliſation mit der Wei— 
gerung zur Verrichtung von Streikarbeit. Eure Entſchloſſen— 
heit vermag den Kampf abzukürzen, von eurem Verhalten 
wird der Ausgang des Landesitreifs beftimmt.” = 

8. Außerdem erließ die Sartelleitung der Eijenbahner 
einen Aufruf an die Eilenbahner aller Kategorien, welcher 
den Paſſus enthält: 

„Der Streik beginnt auf der ganzen Linie in der Nacht 
vom Montag auf Dienstag den 10./11. November um Mitter- 
nadt. Punkt 12 Uhr nachts joll jede Arbeit ruhen; einzig 
wer auf der Strede ilt, fährt nody ein. Von dieſem Augen- 
blid an hat fein Eijenbahner einer andern Ordre Folge zu 
leiſten als der des Aktionskomitees. Weitere Inſtruktionen 
werden folgen. 

Kameraden, was auch kommen möge, laßt euch nicht be— 
irren! Wir rechnen auf eure Diſziplin und Entſchloſſenheit. 
Keiner werde zum Verräter; keiner bereite der Ehre der Eiſen— 
bahnerſchaft Schande!“ 

Im fernern iſt in der Einleitung folgende Inſtruktion 
für die Durchführung des Streiks nachſtehende Stelle ent— 
halten: 

„6. Zumutungen mit Bezug auf Arbeitsaufnahme von 
ſeiten bahnamtlicher, eidgenöſſiſcher, kantonaler oder kom— 
munaler Organe ſind ruhig zurückzuweiſen. Insbeſondere 
iſt mit allen Mitteln dafür zu ſorgen, daß einer auf Grund 
von Art. 202 der Militärorganiſation ausgeſprochenen Mili— 
tariſierung des Eiſenbahnperſonals feine Folge gegeben wird. 
Uebergriffe oder den Streik ſchädigende Handlungen dieſer 
Drgane find ſofort nach Bern zu melden. Streifleitung: 
Kapellenſtraße 6, Bern. Jede Zumutung in der Richtung 


be 


der Aufrechterhaltung des Vahnbetriebes ift ſtrikte abzu⸗ 
lehnen. Gegenüber Provokationen durch Reiſende und Vor— 
geſetzte iſt ein ruhiges Verhalten zu beobachten.“ 

Der Aufruf und Ziffer 8 find unterzeichnet: „Die Kartell: 
leitung: Allgöwer, Lang, Dr. Wofer, Düby, Kaufmanır, 
Eng, Wey, Huggler, Patocchi, Perrin.“ 

Nach) der Behauptung de3 Aufruf wäre die Entſchei— 
dung für den Eintritt der Eijenbahner in den Streif von der 
Kartelleitung einftimmig gefaßt worden; fiehe dagegen 
Ziffer 31. 

9. Am 11. November erließ der Bundesrat eine Berprd- 
nung betveffend Maßnahmen gegen Die Gefährdung und 
Störung der innern Sicherheit der Eidgenofjenjhaft, auf 
welche hiermit verwiejen jei. Hervorzuheben iſt daraus nur, 
Daß auch die Beamten, Angejtellten und Arbeiter der öffent- 
lichen Berfehrsanftalten gejtüßt auf Art. 102, Ziff. 9 u. 10, 
der Bundesverfaſſung vom 29. Mai 1874 jowie auf den 
Bundesbeihluß vom 3. Auguſt 1914, den Militärgefegen 
unterjtellt wurden. 

10. Der Streit wurde am 12., 13. und 14. November 
durchgeführt und in der Nacht bom 13. /14. November vom 
O. A.K. auf Donnerstag den 14. November, nachts 12 Uhr, 
ala abgebrochen erflärt. An demſelben nahmen N Die 
Eiſenbahner teil. Die Anklage fommt darauf in Ziff. 30, 32 
und 34 zurüd. | 

11. Am 18. November 1918 erließ der Vorſteher des 
ſchweizeriſchen Militärdepartements, Bundesrat Decoppet, 
einen Befehl zur Einleitung eines Strafverfahrens, welcher 
fautet: 

„Die nachfolgend genannten Berionen Haben am 11. No— 
nember 1918 teil® emen Aufruf des „Oltener Aktionskomi— 
tees“, teils eine Inſtruktion über den Streik des militariſier— 
ten Eifenbahnperſonals unterzeichnet, öffentlich bekannt— 
gemacht oder verbreitet und ſich dadurch ſtrafbarer Hand— 
lungen, die militärgerichtlich zu verfolgen ſind, —— ge⸗ 
macht (Art. 1, Ziff. 10, M. Str. G.O., 58 ff. M. Str. G 
RO. BR. 11. November 1918): 

1. Die Mitglieder des Oltener Aktionskomitees: Allgöwer, 
Düby, Dürr, Graber, Grimm, Huggler, Ilg, Kaufmann, 
Schneider, Schürch Dr. Woter. 

2. Die Mitglieder der Geſchäftsleitung der Tozialdemo- 
kratiſchen Partei der Schweiz: Roſa Bloch, Fähndrich, Greu⸗ 
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lid, Aldwend, alsti Nobs, | Pflüger, Platten, Reithaar, 
Agnes Robmann. 

3. Die Mitglieder des BunDealnntitees des ſchweizeriſchen 
Gewerkſchaftsbundes: Dürr, Eugſter, Greutert, Leuenberger, 
Rieder, Ryſer, Shifferflein, Schneeberger. 

4. Die Mitglieder der joztaldemofratijchen Nationalrats- 
fraftion: Dr. Mfolter, Brand, Düby, Eugjter-Züft, Frey, 
Sraber, Greulich, Grimm, Örospierre, Huggler, Ilg, Miller, 
Kaine, Wlatten, Rimathé, Ryſer, Schmid, Schneeberger, 
Dr. Studer. 

5. Die Kartelleitung des Eijenbahnerftreits: Allgömer, 
Lang, Dr. Wofer, Düby, Huggler, Kaufmann, Eng, Wey, 
Patocchi, Berrin. 

Der Unterzeichnete, Vorfteher des ſchweizeriſchen Militär- 
departemtent3, befiehlt unter Hinweiſung auf den vorjtehend 
angeführten Sachverhalt die Anhebung einer Vorunter- 
Juhung in dieſer Angelegenheit. 

Er ſtellt dieſe Verfügung dem Unterfuhungsrichter der 
3. Divifion zu und übergibt ihm — Beweisſtücke und 
Protokoll: .... 


Bern, den 18. November 1918. 
fig. Decoppet.” 


IT. 


Die von den militärijhen Unterſuchungsrichtern durch— 
geführte Unterfuchung hat nun folgendes ergeben: 


A 


12. Der Aufruf zum Broteftitreif vom 7. November 1918 
ijt unterzeichnet: „Das O. A. K.“ Der Aufruf zum Landes- 
ftreil vom 11. November 1918 gibt als Mitglieder des 
O. A. K. an: Allgöwer, Düby, Dürr, Graber, Grimm, Hugg— 
ler, Sg, Kaufmann, Schneider, Sdüch und Dr. Wolter. 

13. In der Sitzung des DAR. vom 7. November, in 
welcher der Aufruf zum Seroteftitreif bejchlofjen wurde, varen 
aber nicht alle Mitglider zugegen, ſondern es fehlten, gemäß 
Protokoll über dieſe Sitzung (S. 626) und den Depoſitionen 
der Angeſchuldigten: Allgöwer, Graber und Huggler. 

Nach ſeiner eigenen Depoſition nahm an dieſer Sitzung 
auch teil Fe a (©. 374), der zwar dem D. A. K. nicht 
angehört. 
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14. Gemäß den — der Angeſchuldigten und 
dem Protokoll über dieſe Sitzung (S. 626) ſcheint die Ver— 
handlung in der Weiſe vor ſich gegangen zu ſein, daß: 

a) Grimm die Sikung einberief und präſidierte; 

b) der Proteſtſtreik bejchlofjen wurde; 

c) dann eine Subfommijjion beftellt wurde, welche den 
Aufruf mit den eingeflagten Gtellen zu verfafjen hatte. 
Diefer Subfommijjion gehörten nad ihren eigenen 
Zugeſtändniſſen an: Grimm, Slg und Dürr. 

Kaufmann, welcher an der Situng auch zugegen war, 
erklärt (©. 35), er vermute, daß der Aufruf von Grimm ver- 
faßt wurde und daß der Inhalt in der Sitzung de3 Komi— 
tee3 dann genehmigt wurde. Die Ueberjegung ins Fran- 
zöfiiche bejorgte zugejtandenermaßen Dürr; dieſer hat aud 
den Text telephonijch der „Sentinelle” übermittelt (©. 488). 

15. Einen genauern Tatbejtand über da3 Zuſtandekom— 
men des Aufruf hat die Vorunterfuhung nicht ermittelt. 
Der Aufruf erſchien mit der Unterihrift „Oltener Aktions— 
fomitee”, und die ihm Angehörenden, weldhe an der Sitzung 
vom 7. November 1918 teilgenommen haben, mußten offen- 
bar darum. Sie haben auch niemals ihre Autorjchaft in 
Abrede geftellt. Daraus geht hervor, daß ſämtliche Mit- 
glieder des O. A. K., welche an der Sitzung teilgenommen 
haben, für die eingeflagten Stellen die Verantwortlichkeit 
übernommen haben und auch dafür verantwortlich find. 

Es find dies: Düby» Dürr, Grimm, Slg, Kaufmann, 


Schneider, Schürd und Dr. Wofer. 


Da auch Schneeberger an der Sitzung teilgenommen hat, 
jo ift au) er für den Aufruf verantwortlich, auch wenn er 
ihn nicht unterzeichnet hat. 


B. 


16. Der Aufruf zum Landesſtreik vom 11. November 1918 
trägt folgende 37 Unterſchriften: 

Das Oltener Aktionskomitee: Mitglieder: Allgöwer, 
Düby, Dürr, Graber, Grimm, Huggler, Ilg, Kaufmann, 
Schneider, Schürch, Dr. Woter 

Geſchäftsleitung der ſozialdemokratiſchen Partei der 
Schweiz: Mitglieder: Roſa Bloch, Fähndrich, Greulich, 
Shhwend, Klöti, Nobs, Pflüger, Platten, Reithaar, — 
Robmann. 
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Bundeskomitee des ſchweizeriſchen Gewerkſchaftsbundes: 
Mitglieder: Dürr, Eugſter, Greutert, Leuenberger, Rieder, 
Ryſer, Schifferſtein, Schneeberger. | 

Sozialdemokratiſche Nationalratsfraktion: Mitglieder: 
Dr. Affolter, Brand, Düby, Eugfter-Züft, Frei, Graber Greu- 
id, Grimm, Srospierre, Huggler, Ilg, Müller, Naine, Blet- 
ten, Rimaths, Ryſer, Schmid, Schneeberger, Dr. Studer. 

Die Unterjuhung hat nun aber ergeben: 

17. Am Sonntag den 10. November 1918 ſprach eine 
Delegation des O. A. K. beim Bundesrat vor und verlangte 
den Rückzug der für Zürich aufgebotenen Truppen. 

Wie ſich aus den Depojitionen einiger Angejchuldigter 
ergibt, war auch Grimm bei diejer Delegation; wer ſonſt noch 
dabei war, wird die Hauptverhandlung ergeben. 

18. Da diejer Schritt erfolglos blieb, ud Grimm, in 
jeiner Stellung als PBräfident des O. A. K., bereit3 nachmit— 
tags 2 Uhr die Mitglieder desjelben telegraphiich zu einer 
Sigung ein für den nämlichen 10. November, abends 7 Uhr. 

19. Im Verlaufe des Nachmittags gab — National⸗ 
rat Guſtav Müller in Bern ſchon die neun politiſchen Forde⸗ 
tungen des Aufrufs bekannt (©. 378). 

Es iſt fejtzujtellen, daß eine Anzahl Diejer politijchen 
Forderungen auf verfafjungsmäßigem Wege bisher über— 
haupt nicht erhoben wurden. 

20. Die Sigung des O. A. K. begann aber nicht um 7 Uhr, 
jondern erjt etwa um halb 8 Uhr, wie jich aus der Depajition 
Lang ergibt (©. 219). 

21. Bereit3 etwas nach 8 Uhr telephonierte Ilg an Natio- 
nalrat Affolter (©. 214), den PBräfidenten der jozialdemofra- 
tiichen Nationalratsfraltion, nad) Solothurn, der General- 
jtreif jei bejchlojjen und e3 handle fih nun um einen Auf- 
ruf, von dem Grimm wolle, daß aud die Fraktion unter 
diejen zu jtehen fomme; der Aufruf müffe bis 11 Uhr in der 
Druderet jein. 

Die Beratung hat offenbar aljo nicht lange gedauert. 

22. Schneider fam nach jeiner Depofition (©. 223) erit 
etwa um 9 Uhr nad) Bern und Mlgöwer nad) jeiner Aus— 
jage erjt nach 11 Uhr. Da der Generalftreif offenbar ſchon 
‚ vorher bejchloffen war, jo kann die Depofition Hugglers 
(S. 598): „der Landesſtreit ſei zirka um 10 Uhr beſchloſſen 
porden“ offenbar nicht richtig ſein. 
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23. An der Sigung vom 10./11. November haben nur 
zugeitandenermaßen teilgenommen: 2 
a) Tom O. A.K.: 1. Mlgöwer (©. 199 u. 166 fan 
allerdings erjt nad 11 Uhr]); 2. Düby (©. 382); 3. 

Grimm (©. 370); 4. Huggler (©. 41, 70—72, 85, 91): 
5. Ilg (©. 402); 6. Kaufmann (©. 35); 7. Schneider 
(©. 223 u. 668); 8. Schürd (©. 488); 9. Dr. Wofer 
(©. 386). 

b) Von der Gejchäftsleitung Der ſozialdemokratiſchen 
PBartei: 10. Gſchwend (©. 51); 11. Neithaag (©. 55). 

c) Vom Bundesfomitee des ſchweizeriſchen Gewerkſchafts— 
bundes: 12. Schneeberger (©. 374). 

d) Ton Der joztaldemofratijhen Nationalcatzfraftion: 
Düby (©. 382); Grimm (©. 400); 13. Gro3pierre 
(©. 245); Huggler (©. 41, 70—72, 85, 9); Ilg 
(S. 402); 14. Ryſer (©. 256). 

e) Von Der Kartelleitung der Eijenbahner: 15. Eng 
(©. 419 u. 510); 16. Wey (©. 410); 17. Lang, Viktor 
(©. 219). 

24. In dieſer Sitzung wurde nun, nachdem der Landes— 
reift — welder an und für ſich nicht Gegenjtand des 
Strafverfahrens bildet — beſchloſſen mar, auch noch der 
Aufruf „An Das arbeitende Volk“ vorgelegt und erlaſſen. 
Ueber da3 Zuftandefommen dieſes Aufrufe äußern fich die 
in der Sitzung Anmwejenden wie folgt: 

Allgöwer (©. 200): Wer den Aufruf verfaßte, kann ich 
nicht Jagen.“ | 

Düby (©. 383): „Die Proflamation ift in ihrem Wori- 
laut in der Verſammlung fejtgeitellt worden; fie wurde van 
der ganzen Verjammlung genehmigt.” 

Grimm (©. 371): „Der Aufruf wurde am 10. November 
nachts in einer Sitzung in Bern, an der vertreten waren das 
O. A. K., die Gejchäftsleitung der jozialdemofratiihen Partei 
ver Schweiz und das Bundeskomitee de3 Gewerkſchaftsbundes 
im Wortlaut, wie er hier vorliegt, feſtgeſtellt.“ 

Huggler (©. 41): „Der Aufruf wurde von Grimm vorge- 
legt. Wer ihn verfaßt hat, weiß ich nicht; aber Grimm hat 
ihn vorgelejen.“ 

lg (©. 403): „Der Text des Aufrufes wurde in: ber 
Form angenommen, wie er vom Verhandlungßleiter vorgelegt 
wurde.” le | | 
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Kaufmann (S..35): „Der Aufruf ift das Produkt unſerer 
Beratungen, Verfaſſer iſt vermutlich Grimm, der die Sitzang 
präfidierte.“ 


Schneider (©. 223): „Wer den Aufruf redigiert Hat, jage 
ih nicht.” 

Schürch, ©.488: « J’ai assiste &galement à l’assemblöe 
ä la Kapellenstrasse 6, le 10 novembre au soir (di- 
manche). M. Grimm prösidait; il nous a donn® un ex- 
pose de la situation et sur les d&marches qu’il avait 
faites pefdant la journ&e aupres du Conseil federal. Tout 
le monde 6&tait d’accord, sauf un qui a fait des r&serves. 
Apres avoir decrete la greve generale, on a discute en 
grandes lignes les neuf points du programme de la pro- 
clamation. au peuple. Puis la proclamation a &t& redig&e 
en allemand et traduite en francais. Je suis d’accord avec 
le contenu de la proclamation sous la reserve que je ne 
me rends compte de ce qu’on voulait avec les conseils de 
soldats. Jamais nous n’en avons parl& dans le comit& 
d’Olten. J’ai donn& l’autorisation de mettre ma signature 
et je prends la responsabilit& de mes actes.» 


Wofer (©. 70): „An der Verjammlung vom Sonntag— 
abend in der Kapellenſtraße 6 habe ich auf telegraphiiche Ein- 
ladung durch den Präfidenten Grimm teilgenommen. Nach— 
dem von Züri) die Meldung eingetroffen, daß die Eiſen— 
bahner in Ausſtand treten auf nachts 12 Uhr, habe ich als 
Verbandspräfident die Erklärung abgegeben, daß es jich 
nun meiner Anfiht nad) nicht mehr darum handle, den 
Generaljtreif eintreten zu lafjen oder nicht, jondern nur 
noch Darum, wie dieſer in geordneten Bahnen durchzu— 
führen jei. Sch war denn auch noch anmejend, als Der Text 
des Aufrufes vom 11. November feſtgeſtellt wurde. Ich bin 
einverſtanden, daß mein Name als Unterzeichner darauf 
figuriert. Ich bin auch mit dem ganzen Inhalt, auch mit 
den inkriminierten Stellen aus Solidaritätsgründen einver— 
ſtanden. In der Diskuſſion bin ich nach einem Votum Grimm, 
das ſich dahin ausſprach, daß mittels der Inſtitution der 
Soldatenräte die Armee in das Lager der Arbeiter geführt 
werden könne, daß ſie dann keine Stütze der Regierung 
mehr bilde, in dem Sinne entgegengetreten, daß mit der 
Verwirklichung dieſes Gedankens nicht gerechnet se 
könne, jondern daß dies eine Illuſion jet.“ 
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Gſchwend (©. 51): „Die Redaktion des Aufrufes fand 
nachher (Beihluß des Landesitreifs) jtatt. Yon wen, weil 
ich nicht. Dagegen haben wir grundfäglid beichloffen, daß 
er unterzeichnet werden jolle von allen Organen, die nun im 
Aufruf aufgeführt find.“ 

Reithaar (©. 55): „Grimm hat die Sigung präfidiert und 
ein Gerippe für den Aufruf vorgelegt, da3 dann beraten 
und jchlieglid in der Form genehmigt wurde, wie e3 mir 
heute vorgelegt worden tft.“ 

Schneeberger (©. 374): „Sn meiner Anweſenheit ijt von 
den infriminierten Stellen nicht die Rede gemwejen; ich Habe 
mic) allerdingd um den Wortlaut des Aufrufes nicht inter— 
eſſiert.“ 

Grospierre, ©. 246: « Je deelare que ce document a 
&te redige dans la nuit du 10/11 novembre. Je ne veux 
pas dire qui est l’auteur et quelle est la personne qui l’a 
redige, jJ’ ai corrige& la traduction.» 

Nyjer, ©. 12: « Nous avons discut& en commun la pro- 
elamation, la r&union a commenc® à 7 heures du soir et la 
‚decision a &t& prise vers 1 heure du matin.» 

Bey (©. 410): „Die Verfammlung wurde geleitet von 
Grimm und von ihm die Notwendigkeit des Generalſtreiks 
Dargetan. ch allein machte Oppofition und gab auch in 
der Abjtimmung allein ein „Nein“: ab. Darauf wurde ich 
von Grimm aufgefordert, meine Haltung der Allgemeingeit 


anzupafjen oder die Verſammlung zu verlafjen. Sch nahm 
dann Rückſprache mit Verband3mitgliedern, d. h. meinen 


Vorjtandsmitgliedern, und morgen 4 Uhr eröffnete ich Kauf— 
mann, daß wir unjere offizielle Zuftimmung abzugeben nicht 


verantworten können, da die Mitgliedjchaft nicht habe be- _ 


fragt werden können und mir die Ueberzeugung hätten, daß 
Teine 20 Prozent mit ‚der Aktion einverjtanden wären. Da 


der Streit aber beſchloſſen fei, wollen wir der Leitung aber \ 


auch nit in den Arm fallen.” 

Lang (©. 220): „Beim Aufruf des O. A. K. habe ich nicht 
milgewirft; ich nehme an, Grimm habe ihn entworfen, be- 
jtimmt weiß ich es aber nicht. Ich glaube, Grimm hat ihn 
vorgelejen. Ob darüber diskutiert wurde, kann ich nicht mehr 
jagen.“ 

25. Wie ſich aus diefen Depofitionen ergibt, waren in 
der Sitzung vom 10./11. November allerding3 nidht nur Die 
Mitglieder des D.W.F., jondern auch andere PBerionen — 


2 
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inagefamt 17 — zugegen, nicht aber 37, weldhe al3 Zeichner 
des Aufrufe zum Landesſtreik figurieren. Die Anmwejenden, 
jomeit Die Unterfuchung Diez fejtgejtellt hat, find unter Biffer 
23 alle aufgezählt; einzelne nahmen in doppelter Zigen- 
ihaft teil, jo Allgöwer, Düby, Huggler, Kaufmann und 
Dr Woter, welche ſowohl dem O. A. K. als auch der Kartell— 
leitung der Eiſenbahner angehören. 

Von den 17 Anweſenden ſprach ſich einzig Wey energiſch 
gegen den Generalſtreik aus. Er verließ alsdann auf Ge— 
heiß von Grimm die Sikung. 

Der Landesitreif ſowie der Aufruf für denjelben wurden 
aljo von nur 16 Mann beichlofjen, oder genauer bloß von 
14, denn Schneider und Allgdwer famen erſt, nachdem der 
Streifbeihluß gefaßt war. 


26. Durch die Beiſetzung der Unterſchriften von 21 fer— 
nern PBerjonen, welhe an dem Aufruf nicht beteiligt waren 
und Denjelben nicht einmal fannten, wurden daher die Ar— 
beiterjchaft, die Behörden und Die öffentliche Meinung 
Ihmer getäuſcht. Dagegen kann auch die im Verlaufe des 
Verfahrens von verſchiedenen PR angebrachte 
Entihuldigung nicht helfen, daß es üblich gemejen ſei, in 
iolden Fällen die Abmwejenden ald Yujtimmende zu betrachten. 


27. Es iſt num jelbitverjtändlidh, daß die Strafverfolgung 
gegen: Diejenigen, welche zwar unterjchriftli auf dem Auf— 
ruf vom 11. November 1918 figurieren, von demſelben uber 
vor jeinem Erſcheinen feine Kenntnis hatten, ſoweit die 
Autorſchaft betreffend, aufgehoben wurde und nur diejenigen 
eingeflagt werden, welche tatjächlih an der Redaktion vder 
. Verbreitung des Aufrufes beteiligt waren. 

Daran kann auch die Tatſache nicht? Ändern, daß ein— 
zelne nahträglich erflärt haben, mit dem Aufruf ſoli— 
dariſch zu jein. 

Es jei daher in der Anklageſchrift feſtgeſtellt, daß an 
der Sitzung vom 10./11. November nicht teilgenommen 
haben: Dürr, Öraber, Nofa Bloch, Fähndrich, Greulich, Klöti, 
Nobs, Pflager, Platten, Agnes Robmann, Eugſter, Sreutert, 
Cenenberger, ‚Rieder, Schifferftein, Dr. Affolter, Brand, 
Eugfter-Rüft, Müller, Naine, Rimathé, Schmid und Dr. 
Studer. 

Die Unterfuhung gegen dieje Angejchuldigten iſt daher 
aufgehoben worden, ſoweit die Autorſchaft betreffend; Dürr 
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bleibt aber verantwortlid für jeine moitfung ant Aufruf 

vom 7. November 1918. 

Ebenſo wurde die Unterjuhung aufgehoben gegen Wey. 
Betreffend Nobs, Platten und Schmid verweiſen wir aber 

auf Ziffer 33. 

28. Dagegen ſind diejenigen, welche in der Sitzung vom 
10./11. November teilgenommen haben, für die eingeflagren 
Stellen des Aufrufs verantwortlid. Es find das: Allgömer, 
Düby, Grimm, Ilg, Kaufmann, Schneider, Schurch, Woker, 

Sſchwend, Reithaar, —— Grospier, Huggler, 
Ryſer, Eng und Lang. 


O. 


29. In der Nacht vom 10./11. November entſtand auch 
der unter Ziffer 8 bereit3 angeführte A „Un die Eiien- 
bahner aller Kategorien“. 

Die allgemeine Inſtruktion fcheint ſchon vor dem General- 
ſtreit beſtanden zu haben; ſie war bereits ausgearbeitet für 
einen Streik bei den Rhätiſchen Bahnen. 

Der unter Ziffer 8 hiervor erwähnte Paſſus der Einlei— 
tung aber wurde zugeitandenermaßen (©. 201) in der Nacht 
vom 10./11. November 1918 von Allgöwer, unter Mitwir- 
fung anderer Mitglieder der Kartelleitung verfaßt. Die Kar— 
telleitung gab ihn übrigens unterjchriftlic” heraus, und hr 
iſt Daher für den Inhalt, d. h. für die Einleitung und Ziffer 6 
der: Inſtruktion, verantwortlich. 

30. Auch hier iſt zu bemerken, daß nicht alle Mitglieder 
der Kartelleitung bei der Abfaſſung und Verbreitung betei— 
ligt waren, jondern in der Sitzung waren die auf dem Auf- 
ruf figurierenden Perrin, Batochi und Wey nicht anweſend; 
Patocchi war während der kritiſchen Zeit überhaupt nicht 
in Bern, und Wey, der ſich dem Generalitreif widerjeßte, war 
zur Zeit der Abfafjung des: Aufrufs nicht mehr in der Sitzung. 

PBerrin fam aber am Montag nah) Bern und gab feine 
Zuftimmung zum Aufruf, aber erſt nachdem dDerjelbe ichon 
jpediert war. Die Kartelleitung war von Montag bis Don- 
nerstag in Bern und hielt an ihrem Beihluß feſt; Wen 
war nicht. dabei. Perrin (©. 416) gab zugejtandenermaßen 
nad der Mobilifation der Eijenbahner am; Telephon ver- 
ichiedenen Iofalen Streifleitungen auf: Anfrage hin die Ant- 
wort, ji) an die Weilungen der Kartelleitung zu alten, und 
dem Mobilifationsbefeht feine Folge zu geben. 
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Es find daher von der Kartelleitung für den Aufruf an 
die Eiſenbahner verantwortlich: 

Allgöwer, Lang, Dr. Woker, Düby, Huggler, Kaufmann, 
Eng und Perrin 

31. Daraus ergibt jih, daß die Kartelleitung die Unter- 
ichriften Wey und Batocchi zu Unrecht verwendete von dent 
acht der anmejenden Mitglieder der Kartelleitung gehörten 
fünf (Allgöwer, Düby, Duggler, Kaufmann und Dr. Woker) 
ebenfall3 dem O. A. K. a 

Die Unterfuhung Hesdh Patocchi und Wey ift daher auf⸗ 
gehoben worden. | 


IR, 


32. Die Anklageichrift hat bereits betont, daß Gegen 
ſtand der Anklage nicht der Beſchluß zur Verhängung des 
Landesſtreiks ſelbſt ſei, ſondern die unter Ziffer 3 und 7 
hieroor erwähnten Stellen der Aufrufe vom 7. und. 11. No- 
vember jomwie die unter Ziffer 8 erwähnten Stellen de3 Auf— 
rufes der Kartelleitung an die Eijenbahner. 

Dieje Aufrufe enthalten die Anftiftung zu grober Inſu— 
bordination oder PDienjtverlegung von Truppen, die zum 
aktiven Dienjt einberufen waren. Der Aufruf vom 11. No- 
pember in3bejondere richtet fih nicht nur an die für Zürich 
am 6. November bereit3 mobilijierten Truppen, jondern auch 
an die Truppen, deren Mobiltfation noch erwartet werden 
fonnte. Der an die Eifenbahner gerichtete Paſſus: „Beani- 
wortet die Mobilifation mit Der Weigerung zur Verrichtung 
von Streifarbeit” enthält die direfte Aufforderung, einem 
in der Militärorganifation vorgefehenen Aufgebot der fom- 
petenten bürgerlichen Behörden nicht Folge zu leiften. 

Der Aufruf „An dag arbeitende Volk“ vom 11: November 
1918 war an alle gerichtet und für jedermann zugänglich; 
er iſt in Zürich an aaa De an die Truppen ver- 
teilt worden (©. 610 

Der Aufruf der Kartelleitung an die Eiſenbahner iſt dem 
Perſonal durch perſönliche Sendboten auf jeder Station über⸗ 
geben worden (Allgöwer, ©. 667), und Die Eiſenbahner 
haben die Weiſung der Rartelleitung notorifherweife auh 
befolgt; die Kartelleitung hatte bon der Mobilifation Kennt 


nis und behartte Dienstag, Mittwoch und — ‚sen ER 


12., 13. und 14. November 1918 auf ihrer Weifung. 


2] 


Dieſe Aufforderungen enthalten die Anftiftung und Auf— 
veizung zu grober Inſubordination und decken ſich mit dem 
duch den. Art. 50 M. Str. G. 8: umſchriebenen Tatbeitand. 

Nach Art. 58 und 59 M. Str..©.B. ift. auch Die erfolglos 
gebliebene Anftiftung, d. h. Aufreizung zu ſolchen Haͤnd— 
lungen jtrafbar, die nicht notwendigerweile unter den Be: 
geist des Aufruhrs fallen. | | 

Das Militärjtrafgejegbuch verlangt die Beitrafung. der 
Täter al3 Meuterer. | 
(Urteil des Kafjationsgerichts vom 22. September 1906 
e en Sigg, Zeitjchrift für ſchweiz. Strafrecht, 1907, Seite 

33. Dieje jtrafbare Handlung liegt aber nicht nur im 
Derfafen, jondern auch im Verbreiten von PVreßerzeugnifjen, 
mit welchen diejer Zweck erfüllt werden joll; e3 haften daher 
auch die Verbreiter der verjchiedenen Aufrufe — ſoweit fie 
entdedt werden — ſtrafrechtlich. 

Als Verbreiter des Aufruf vom 11. November 1918 
ind in der Otrafunterfuhung feitgejtellt worden: 

a) Platten, welcher (©. 23) erflärt: | 

„Ich habe ven Vertrieb dieſes Aufrufes in Flugblattform 
für die Plätze Züri, Winterthur und Schaffhauſen über- 
nommen und jelbjt bejorgt. Sch fuhr jelbjt im Automobil 
und habe auch unterwegs Slugblätter abgegeben. Im ganzen 
waren e3 zirfa 600800 Eremplare. Das Automobil wurde 
mir durch die Arbeiterunion zur Verfünung gejtellt.” 

b) Schmid, welcher (©. 227) erklärt, der Aufruf (vom 
11. November) erſchien unter meiner Redaktion in der Mon- 
tagnummer der „Neuen Freien Zeitung“.“ 
ee) Nobs (©. 662) hat den Aufruf im „Volksrecht“ abge— 
druckt und die Anordnung getroffen, daß die betreffende 
Nummer des „Wolfsrecht” auf dem Lande durch Nadfuhrer 
und Boten verteilt werde. 

34. Was den Aufruf an die Eijenbahner anbetrifft, jo iſt 
die Sartelleitung, ſoweit eingeflagt, eventuell zu beitrefen 
— wegen Widerhandlung gegen den Bundesratsbeſchluß vom 
11. November 1918. | 

35. Es wird daher Anklage erhoben: 

2) Wegen Meuterei, begangen durch Erlaß oder Ver- 
breitung des Aufruf zum Proteſtſtreik vom 7. November 
1918, ſoweit eingeflagt, gegen: | 
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Düby, Dürr, Grimm, lg, Kaufmann, Schtteider, 
Schürd), Woker und Schneeberger. 

b) Wegen Meuterei, begangen durch Erlaß oder Ver- 
breitung des Aufruf ‚An da3 arbeitende Volk der Schweiz“, 
vom 11. November 1918, gegen: 

Allgöwer, Düby, Eng, Grimm, Grospierre, Gſchwend, 
Huggler, Ilg, Kaufmann, Lang, Keithaar, Ryſer, Schnee- 
berger, Schneider, Schürch, Woker ſowie gegen ‘Platten, 
Schmid und Nob3. 

c) Wegen Meuterei, begangen durch Erlaß oder Ver— 
breitung des Aufrufes „An die Eifenbahner aller Kategorien" 
mit Inſtruktion vom 11. November 1918, gegen: 

Allgömwer, Lang, Wofer, Düby, Kaufmann, Eng, Dugg- 
ler und Berrin. 

d) Wegen Widerhandlung gegen die Bundesratsverord- 
nung vom 11. November 1918 gegen die jämtlichen jub bh 
und ce hiervor aufgeführten Angefchuldigten, ſoweit nicht eine 
Verurteilung nah b und e erfolgt. 

Die obgenannten Angefhuldigten jolien gemaß Art. 1, 
Ziffer 10, und Art. 163 M. Str. ©.D., Art. 21, 22, 58, 59, 
60.c, 62, A. 1, 69 und 70, 7, 11M. Str. ©. 8. und Bundes- 
ratsbeſchluß vom 11. November 1918 mit Strafe belegt wer— 
den. 

Beweismittel der Anklage: 


1. Zeugen: a) Wey, Lofomotivführer, Bern, als Zeage; 
b) Guſtav Müller, Nationalrat, Bern, als Re: uge; Dr. 
Nationalrat, Solothurn, als Beuge, 


. Die Unierhipingentlen 


a den 7. Sanuar 1919. 


Der Auditor der 3. Divijion: 
Major Meyer. 


Großrichter: Oberftlt. 9. Türler, in Bern. 
Richter: Oberſtlt. F. Aerni, in Belp; Oberſtlt. U. Lüſcher, 
Inf.Reg. 44, Bern; Adj.U.Off. ©. Kocher, Loſt. 
Bat. 21, Biel; Drag. Four. D. Laubſcher, Schwadr. 38, 
Täuffelen; Radf Four. ©. Räz, Radf. Rp. 20, Bern. 
rſatzrichter: Oberſtlt. E. Rikli, in Laupen Hauptm. 
Seelhofer, Füſ.Kp. IV /29, Vern; Oberlt. A. Clau—⸗ 
ſen, FeſtInf.-Kp. II/172, Brig; Wachtm Mar Schärer, 
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Füſ.Kp. II/28, Bern; Gefr Rob. Meyer, Inf.Kp. 
1V/135 —— Bern; Gefr. Hugo v. Wattenwyl, Loſt.Kp 
1/29, 8 
Berigisihantber: Oblt. €. Salzmann, in Frau— 
brunnen. 


ER: Sch bemerke, dag mir Herr Advokat Natne erflärt 
hat, er verzihte auf. die Anklagejhrift in franzöfiicher 
Sprache. Sch frage die andern Verteidiger an, ob Sie damit 
einverjtanden ind. 

Huber, Dr. Welti, Steiner, Dr. Farbitein: Einverjtanden. 

Aud.: Die Herren verzichten ausdrücklich auf jeden 
Kaflationsgrund aus diefem Grunde. 


| Derlefung der Ergänzungsanklagejchrift 
des Auditors des Territorialgerihts 5, Major Nauer, 
gegen den Angeklagten Nobs. 


Segen Nobs, Ernft, von Seedorf (Kanton Bern), 
geboren 14. Juli 1886, Sohn des Jakob und der Anna geb. 
Bernet, verheiratet, Redakteur, wohnhaft Hallwilftraße 31, 
Zürich an militärftei, einmal gerichtlich beitraft, erhebe ich 
folgende Antla ge: 

Der Angeklagte hat in den am 12. und 14. November 
1918 erjchienenen Nummern 264 und 266 des „Volksrecht“, 
für das er allein als Redakteur zeichnet, Artikel veröffentlicht, 
in denen er entgegen der vom Bundesrat bejchlofjenen milt- 
täriſchen Einberufung des Eiſenbahnperſonals dieſes auffor- 
derte, den Dienst zu verweigern. 

In Nr. 264 Schreibt er: „Der Bundesrat hat die Eijen- 
bahner militäriich zum Dienſt aufgeboten und fie unter die 
Beitimmungen der Militärorganijation gejtellt. Dieſes Auf- 
gebot war zu erwarten; e8 wird aber in feiner Weile den 
Ausſtand der Eifenbahner zu verhindern vermögen. Glaubt 
der Bundesrat wirklich, das Perjonal der S. B. B. wie der 
Nebenbahnen mit dem Bölima der Strafartifel zum Dienft 
veranlafjen zu können? Das wäre doch zu naiv.“ 

Und in Nr. 266 jchreibt er: „An das Verfehrsperjonal 
Die. Generaldirektion der ©. B. 8. ımd die Oberpojtdirektion 
erlafjen eine Bekanntmachung, wonach der Generalftreif' be- 
endet und Die Arbeit jofort wieder aufgenommen werde 
Zeiftet der Aufforderung zur Arbeitzaufnahme feine Folge.” 
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Der. Angeklagte: hat durch ſeine Handlungen ſich der wie— 
derholten Uebertretung von Artikel 3, Abjab 2, Der bundes- 
vätlichen Verordnung vom 11. November 1918 betreffend 
Maßnahmen gegen die Gefährdung und Störung der innern 
Sicherheit der Eidgenoſſenſchaft Ihuldig gemacht und ift zu 
beitrafen gemäß Artifel 3 der zitierten Verordnung ſowie ge— 
maß Artikel 34: und 32 d des M. Str. ©. B. | 


Zurich, den 17. Februar 1919. 
Der Auditor des Territorialgerichts 3: 
Major Nauer. 


Beweismittel: Akt. 1, La, 4, 6, 8, 13. 


Die Richter werden durch den Großrichter beſtimmt. 


Bereinigung der Anklageſchrift. 


Aud: Ich möchte die namlichen Abanderungen der An— 
fagejchrift noch anbringen, Die ich den Herren Berteidigern 
mit Brief vom 9. Sanuar 1919 mitgeteilt habe, jo bezüglich 
des Artikels, der in fine lauten jollte: Die Ueberſetzung ins 
Franzöſiſche beiorgte zugejtandenermaßen Shürdy (Bag. 488). 
In der Anflagejchrift befindet ſich ferner eine Auslafjung, die 
mir bei der Storreftur entgangen tft. Es fehlt in Art. 35 b 
und c jewetlen nach der Zahl der Paſſus „jomeit eingeflagt". 
Im ferner jtreiche ich auf Seite 18, Ziffer 32, Alinea 3, das 
Zitat: „Seite 610”. Das iſt das, mas ich noch zu der An— 
Hagejchrift vorzubringen habe, wobei ic} nicht der Meinung 
bin, daß damit die Ergänzung der Beweismittel etiva prä— 
judiztert und erledigt wäre. 

Fürſprech Huber: Wir haben bereit3 das letztemal 
unfere Bemerfungen bezüglich des Paſſus auf Seite 18, Ab— 
ſatz 2, gemacht und wiederholen heute, daß die dort enthaltene 

- Behauptung unrichtig und aftenmwidrig iſt. Diefe Aktenwidrig— 
feit tjt heute wie das letztemal zu bejeitigen gejucht worden, 
indem man einfach das Zitat „Seite 610“ ftreicht. Sch konſta— 
tiere, daß damit die Anrufung jenes Borfalles in Olten: ent- 
rallt, durch den Herrn Auditor gejtrichen ijt und fomit jede 
Behauptung aus der Anflagejchrift eliminiert ift, Die ſich etwa 

‚beziehen fönnte auf die Verteilung. des Aufrufs vom 7. No- 
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vember 1918... Die weitere Behauptung, die hier; nun ftehen 
... geblieben. iſt, daß der Aufruf an. das arbeitende Wolf vom 
ie erben an alle gerichtet war und in. Zürich nachgemie- 
jenermaßen am Die Truppen verteilt morden: jet, ift eine ob— 
jeftive Unrichtigfeit. Sch bedaure, daß der Herr Auditor zum 
voraus erklärt, ee Erwartungen auf Berichtigung nicht 
erfüllen zu können, obwohl indeſſen durch den Herrn Groß— 
richter, wenn wir nicht irren, offiziell nachgefragt worden ift 
bei der zuftändigen Gtelle in Zürich, ob eine derartige Ber: 
‚teilung erfolgt jet, und nun eine bejahende Antwort nicht ein— 
getroffen iſt. Wir wollen unjere Erwartung auch heute noch 
nicht aufgeben, daß der Auditor dieje objektive. Unrichtigkeit 
der Anklageſchrift korrigieren werde. 

Aud.: Ich habe darauf folgendes zu erklären: Die An— 
klageſchrift iſt erjtellt, jte ift den Angeſchuldigten zugeitellt und 
heute vor Gericht verlejen worden, und was in der Anflage- 
ſchrift Steht, ift Gegenjtand der Anklage und durch feinen » 
Saltomortale zu erjegen, daß dieſer und jener Tatbeſtand ent- 
fallen fünne und daß Behauptungen der Ankflageichrift hier 
bei der fogenannten Storreftur derjelben entfernt werden. Im 
übrigen lehne ich es ab, über Nichtigkeit oder Unrichtigkeit der 
in der Anklageichrift enthaltenen Tatſachen in dieſem Mo— 
ment mit der Verteidigung zu Disfutieren. Das iſt Sache der 
Hauptverhandlung, nachdem das Bemeisverfahren durchge— 
fährt jein wird. 

Fürſprech Huber: Der Herr Auditor lehnt es ab, mit 
ung zu diskutieren. Ich fonjtatiere, daß er Anlaß zu dieſer 
Diskuſſion gegeben hat, indem er jelbit zum voraus konſta— 
‚ teren muß, daß jeine gedrucdte Anklageſchrift Unrichtigkeiten 
enthält. Wir hätten und eventuell dagegen verwahren fün- 
‚nen, daß nachträglich forrigiert wird. Da er num das einmal 
tut, jo iſt es von und durchaus forreit, zu erwarten, Daß 
diejer Wille ein fompleter fei, daß nicht bloß da korrigiert 
werden tolle, wo e3 dem Auditor gerade paßt, jondern daß 
mar vollitändig forrigiert, und zwar überall da, mo objeltive 
Altenwidrigkeiten vorliegen. Ich bedaure, daf dieje Voll⸗ 
ſtändigkeit des guten Willens jich nicht beftätigt hat, und halte 
an dem feſt, daß in der Anklageihrift nunmehr feine Behaup- 
tung enthalten ijt, daß der Aufruf vom 7./8. November an 
a mpen verteilt worden: ijt. 

OR: Ueberhaupt nicht enthalten? | 

- Huber: Ja, überhaupt nicht enthalten. 


Huth) 


OR: Nach der legten Verhandlung haben beide Parteien 
Kaſſationsgeſuche eingereiht. Das Militärkaffationdgericht 
dat am 26. Februar 1919 folgendes erkannt: | 


Das Militär-Kafjationsgericht 
batin Erwägung gezogen: 


A. | 

Beide Kaſſationsbeſchwerden erfüllen die geſetzlichen Vor— 
ausſetzungen. | 

Zunächſt it das von den Angeflagten geitellte Be— 
gehren zu prüfen, Daß die Beilagen zum Kaſſa— 
tionögejud des Auditor3 zu entfernen feien. 
Die Anjicht, daß nur die Mften des Divifionsgerichtes zuzu⸗ 
laſſen und jegliche Beilagen zu den Kaſſationsſchriften aus— 
zuſchließen feien, läßt fich jedenfalls nicht, wie die Verteidi— 
gung es verjucht, mit Art. 189, Abſatz 3, M. St. G. O. be— 
gründen. Unter allen Umſtänden kann ſich jede Partei zur 
Begründung ihres rechtlichen Standpunktes auf behördliche 
Erlaſſe berufen, und es iſt nicht einzuſehen, warum dieſelben 
nicht, wie es der Auditor mit einer Botſchaft und einem Be— 
richt des Bundesrates an die eidgenöſſiſchen Räte getan hat, 
in der amtlichen Ausgabe beigelegt werden dürften. Was die 
übrigen Beilagen, insbeſondere die Zeitungen, betrifft, ſo 
könnte es ſich fragen, ob das Kaſſationsgericht ſie berückſichti— 
gen dürfe, da das Diviſionsgericht über die Zulaſſung von Be— 
weismitteln und Beweisergänzungen nach freiem Ermeſſen 
entſcheidet, wie (unter dem Geſichtspunkt der Ziff. 1 von 
Art. 188 M. St. G.O.) mehrfach entſchieden worden iſt 
(vgl. Stooß, Kommentar, ©. 163, unter 3a). Aber abgeſehen 
davon, daß ein Entjcheid des Divifionsgerichts über die Zu— 
laſſung diefer Beweismittel nicht getroffen wurde (und Der 
Auditor auch gar nicht Gelegenheit hatte, ein bezügliches Be— 
gehren zu Stellen), ijt zu jagen, daß das Kafjationsgericht 
feinen Anlaß hat, auf diefe Dokumente einzutreten, wie fich 
aus dem Nachfolgenden ergibt. Damit wird das Aftenberei- 
nigungsbegehren der Verteidigung gegenſtandslos. 


B. 
Iſt Die angefochtene „Verfügung“ ein Urteil im Sinne 
von Art. 187 M. &t:©.0D.? Davon hängt der Entſcheid 
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über die Frage ab, ob ein Kafjationsverfahren überhaupt zu 
läſſig ſei oder nicht. 

Maßgebend ijt der Inhalt und die materielle Wirkung, 
nicht aber die äußere Form des Enticheides. Wird dadurch, 
wenn auch nur in einzelnen Punkten, die Anklage endgültig 
erledigt und Das Verfahren abgejchlofjen, fo Liegt in dieſem 
Umfang ein Urteil vor, und die gejeglichen Rechtsmittel find 
Dagegen zuläſſig. „Dies trifft zu im Falle der Ablehnung 
der ſachlichen YZuftändigfeit durch das Diviſionsgericht.“ 
(Stooß, Kommentar, ©. 161.) Das Dispofitiv. der „Verfü— 
gung” enthält zwar nur die Verſchiebung der Verhandlung 
und den Beichluß, die Akten dem Schweizeriihen Militär- 
departement zur Beichlußfaflung im Sinne des Art. 5 
M. St. ©.D. zuzuſtellen, und darin liegt an jih fein Endent- 
Icheid. . Aber die Motive diefer Verfügung gehen weiter. Das 
Divifionsgericht erklärt darin, daß it einer Neihe von An- 
flagepunften (die es allerdings in bezug auf die betetligten 
Perjonen zu präzijieren unterläßt) di2 von der Anklage an- 
gerufenen Strafbeitimmungen nicht anwendbar jeien, aliv 
der Tatbeitand der eingeflagten Delikte nicht porliege. Wenn 
da3 Divifionsgericht daraus auch formell die Konſequenzen 
nicht zog, jo iſt doch Elar (und wird durch die Bemerfung des 
Großrichters zu den Kaffationsbegehren bejtätigt), daß Das 
Gericht damit endgültig entjcheiden wollte, der Anklage jet in 
bejtimmten Punkten nicht Folge zu geben. 

Die „Verfügung“, die als Ganzes zu betrachten und zu 
behandeln ijt, enthält alſo die materiellen Elemente eines 
Urteil3 und muß grundſätzlich auf dem Wege des Kafjations- 
verfahreng überprüft werden können. 


C. 


Nun erhebt aber die Verteidigung die Einrede, daß dem 
Auditor gegen einen negativen Zujtändigfeitsenticheid fein 
ee zuſtehe; jie beruft ſich auf Hilf. 3 des Art. 188 
M. St. G. O. und betont, daß dieſe Beſtimmung durch Be— 
rufung auf Ziff. 1 und 5 des gleichen Artikels nicht um— 
gangen mwerden dürfe. 

Dieje Argumentation geht fehl. Ziff. 3 jagt nur, daß ein 
Kaflationsgrund dann vorliege, wern „das Gericht feine 
jahlide Zuftändigkeit zu Unreht angenommen hat“. 
Es fehlt an einer Beitimmung, die ausdrücklich jagt, daß ein 
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Kaflationsgrund auch darin Liege, daß das. bericht, ſeine 3 
ſtändigkeit zu Unrecht abgelehnt bat. Sn. Diejer: 


N, pe das Geſetz, wie das Kaſſationsgericht in en 
Nebel - (vom 17. November 1914) angenommen. hat, eine 
: Rüde auf, Die ed nicht zulaſſe, daß der Auditor einen Ent- 


ſcheid des Divijionsgericht? gemäß Art. 142 M. ©. G. O. 
durch welchen es jeine jachliche Buftändigfeit abgelehnt hat, 
Ä ‚anjechte. 

Daraus iſt aber nicht, wie die Verteidigung es verſucht, 
der Schluß zu ziehen, daß ein jolcher Kompetenz zentſcheid auch 
einer Kaſſation nah Ziff. 5 des Art. 188 M. St. G. O ent- 
zogen iſt; es iſt nad) feſtſtehende Auslegungsregel unzuläſſig, 
Ausnahmen oder gar Lücken ausdehnend zu ‚interpretieren. 
Es iſt auch gar nicht einzuſehen, warum die Verletzung 
eientlicher. Vorichriften über das Verfahren durd;. eine 
KRompetenzablehnung unanfehtbar werden jollte. 


D. 


Vorausſetzung für das Geltendmacen prozejjualer Kaſſa— 
tionsgründe ift, Daß „Die Partei während der Hauptverhand- 
lung einen bezüglichen Antrag gejtellt oder den Mangel ge- 
rügt hat”. (Art. 188, Abſatz 2, M. St. G.O.) Dieſe Vor- 
ſchrift will nach fe itftehender Kehtiprehung jediglich verhin- 
bern, daß eine Partei wifjentlich und ſtillſchweigend Verfah— 
vensfehler gejhehen läßt, um dann nachher doch ein Kaſſa— 
tionsgeſuch zu ftellen, wenn dad Urteil für jie ungünftig aus— 
jalt. (Mil. K. ©. in Saden Fehr, vom 19. Februar 1912, 
3.5.NR. 26, 169, Erm..2.) 

E3 iſt nun ohne weiteres flar, dag dem Auditor ein 
Mangel an Diligenz nicht vorgeworfen werden fünnte; er 
hat unverzüglid, was an ihm lag, getan, um gegen die von 
ihm behaupteten Mängel des Verfahrens Stellung zu neh- 
men und ihre Aufbebung zu veranlajlen. Das fonnte nad 
der Natur des vom Diviſionsgericht eingejchlagenen Ber- 
jahren® nicht anders geſchehen al3 durch die Ankündigung 
des Kaſſationsbegehrens jelbit. 

Das ——— muß alſo auf die a der 
Frage eintreten, ob Durch Die angefochtene „Verfügung“ 
mwejentliche Vorſchriften des Verfahrens verlegt wur— 
den. Ob die „Verfügung“ materiell begründet oder 
nicht begründet jet, hat mit dieſer Frage nichts zu tun: 
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Der Auditor und der REN machen ei daß 


die „Verfügung“ in ihrer Form den Erforderniſſen nicht 
genüge, die das Geſetz an ein Urteil ſtellt. 


Will man auch nicht ſoweit gehen, die Vorſchrift des | 


Art. 157 M. St. G. O. in dem Sinne auf einen Inkompe— 
tenzentjcheid anzuwenden, daß derjelbe nur in der Form 
einer ausdrücklichen Freiſprechung gefällt werden könne, ſo 
bleibt doch mangels anderer Beſtimmungen über die Form 


der Kompetenzentſcheide die Regel beſtehen, daß jedes Urteil 


einen eigentlichen Urteiljpruc enthalten muß (vgl. 
Art. 161 M.©t.©.D.). Es geht nit an, den materiellen 
Inhalt des Entjcheides nur im die Erwägungen zu Stechen. 
Entweder find die Erwägungen unverbindliche Theorie und 
damit zwecklos, oder das Divijiondgericht mußte daraus die 
Konſequenz ziehen und entiprechend den Erwägungen dispo— 
nieren. Wollte es fich wirklich, was nicht zu bezweifeln ift, iu 


bezug auf einen Teil der Anklage als ungzujtändig erflären, 


jo hatte es das im Dispoſitiv beſtimmt auszujprechen; auch 


genügt nicht eine generelle Erklärung über das Gebiet, inner- 
halb deſſen das Gericht ſich als inkompetent erachtete, fondern 
es mußte die betreffenden Anflagepunfte genau feititellen, 


und es mußte namentlich aud den einzelnen Angeklagten 
gegenüber erflären, ob und wieweit ſie ſeiner N 


ul > ringe & 
P. 
Konſequenz der teilweiſen Bejahung der Zuſtäudigkeit 


wäre anderſeits geweſen, die Hauptverhandlung im Bereich 
diejes Teils der Anklage fortzuführen bis zum Haupturteil, 


gegen dag dann immer noch die materiellen und prozejjunlen 


Kaſſationsgründe hätten geltend gemacht werden Tönnen. 


Statt deſſen wurde da3 gerichtliche Verfahren unterbro- 


hen, um gejtügt auf Art. 5 M. St. ©. D. ein adminijtrafines 


mijchenverfahren einzufchteben. Das beruht auf einer fal⸗ 


ſchen Auslegung dieſer Geſetzbeſtimmung. 

Der Sinn des Art. 5 M.St. ©.D. ergibt: ich * der 
Stellung, die ihm im Geſetz eingeräumt iſt. Er hat das Sta— 
dium im Auge, in welchem über die Einleitung des Straf— 
verfahrens zu entſcheiden iſt, nicht aber das Verfahren vor 
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dem urteilenden Gericht. Will man auch der vom 
Dberauditor betonten Unterſcheidung zwiſchen den Aus— 
drüden  „beihuldigt” und. ——— keine entſcheidende Be— 
deutung beimefjen (die Terminologie des franzöſiſchen Textes 
it weniger fonjequent, und die italienijche, die im allge- 
meinen Die Unterjcheidung zwiihen imputato vor und 
aceusato nach der Erhebung der Anklage durchführt, Spricht 
gerade in Art. 5 wieder von accusato), jo iſt doch nicht zu 
verfennen, daß Art. 5 in der ihm vom Pivijiondgericht zuge- 
‚Ichriebenen Bedeutung neben Art. 8 des gleichen Gejeges 
nit Raum fände. Art. 8 bringt mit fich, daß die Gerichts— 
behörden Die Alten dem Bundesrat (nah B. R.B. vom 
5. Auguſt 1914) dem Schweizeriſchen Militärdepartement 
einzujenden haben, wenn ein Kompetenzfonflift 
zwiſchen Der bürgerlihen und der militärijihen Gericht3b :r- 
feit entiteht. In ſolchen Fällen hat der Bundesrat bezw. die 
von ihm Delegierte Behörde ohne Rückſicht auf das Stadium, 
in das der Prozeß eingetreten ijt, über die jachliche Zuſ tän- 
Digfeit endgültig zu entſcheiden; Hier hat aljo bie — 
Verwaltungsbehörde eine Aufgabe, die normalerweiſe in das 
Gebiet der Rechtſprechung gehört, in dieſem Umfang und 
nicht weiter haben urteilende Gerichte verbindliche Weiſun— 
gen für die Art der Erledigung hängender Strafprozeſſe vom 
Bundesrat einzuholen. Das iſt eine AUsnahme, außer— 
halb welcher es nur die ordentlichen Kompetenzen der Ver— 


waltungsorgane zur Anrufung der Juſtiz, inSbejondere 


zur Einleitung des gerichtlichen Verfahrens, gibt. Art. 5 
ift Der Negel, nicht der Ausnahme zu unteritellen. 


6. 


Ein Kompetenzkonflikt liegt aber nicht vor, und darum 
kann ſich das Diviſionsgericht auch nicht auf Art. 8 berufen. 
Damit ift ihm die einzige Möglichkeit verichloffen, den Ent» 
icheid über.die fachliche Kompetenz dem Militärdepartement 
zu überweiſen. Aus welchen Gründen, abgeſehen vom Fall 
eines Kompetenzkonfliktes, die Hauptverhandlung unterbro= 
chen werden fann, jagen Art. 135 und 154 M. St. G.O. 

Unverftändlich tft der Einwand der Verteidigung, daß 
die Hauptverhandlung noch nicht begonnen habe (V, 11 und 
12 der Eingabe zum Rekurs des Auditors). Eine Verweiſung 
auf Art. 140 und 142 M. ©. G. O. genügt. 
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Uber ganz abgejehen von der Tatjache, daß Art. 5 in dem 
Stadium, in das der Prozeß vingetreten war, nicht anwend— 
bar it, fehlen auch die materiellen Vorausſetzungen für feine 
Anrufung. Es iſt gar nicht richtig, Daß Die Angeklagten 
„ſtrafbarer Handlungen bejchuldigt find, welche teils der bür- 
gerlichen, teils Der. militäriichen Gerichtsbarkeit unter- 
liegen“. Die „bürgerlichen Delikte, deren die Angeklagten 
angeblich bejchuldigt werden, jind nirgends genannt. Es iſt 
auch nirgends gejagt, welche Angeklagte jich gegen bürgerliche 
Strafgejege vergangen haben und welche Geſetze hier in Be— 
tracht fallen. Die Anklage macht nur ftrafbare Handlungen 
geltend, Die unter die Kompetenz der Militärgericht3barkeit 
fallen. Ob dieſe Handlungen begangen worden find oder 
nicht, hat daS Gericht im Urteil feitzuitellen. 


1. 


Endlich ijt darauf zu verweiſen, daß das Schweizeriſche 
Militärdepartement nicht nur den Befehl zur Einleitung der 
Borunterjuhung gegeben, jondern auch das Diviſionsgericht 
bezeichnet hat, por welches die Anklage gegebenenfalls zu 
bringen war. Der Entſcheid des Diviſionsgerichts 3 geht 
praftiih darauf hinaus, Daß es das Militärdepartement ver- 
anlajlen will, diefe Verfügung zu rebidieren. Ein ſolches 
Vorgehen liegt aber nicht in der. Stellung eines urteilenden 
Gerichts, ſowenig es in der Stellung des Departentents 
liegt, dem Gericht nah Einleitung der Hauptverhandlung 
Weilungen zu geben. 


Das Kafjationsgericht gelangt aus diejen Erwägungen 
zum Schluß, daß die angefochtene „Verfügung“ mefentliche 
Vorſchriften über das Verfahren verlegt und nach Art. 188, 
Ziff. 5, im ganzen Umfang, Erwägungen und Dispojiiiv, 
aufzuheben ift. Damit fallen alle mweitern Barteibegehren, 
auch das Entihädigungäbegehren der Angeklagten, dahin, 
und ed tit überflüflig zu unterfuchen, ob und in welchem Um- 
fang die „Verfügung“ materiell unrichtig entſchieden Hat. 
Die Sade ijt gemäß Art. 196 M. St. G. O. unter Verwei— 
fung auf Art. 198 M. St. G. O. an das Diviſionsgericht 3 
zurüdzumeifen. Die Hauptverhandlung iſt vom neuem zu 
eröffnen. 
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Die Koſten des a, zu find dem Bund 


aufzuerlegen. | 
* * 


Aus dieſen Gründen hat das Militärkaſſationsgericht in 
Anwendung von Art. 188, Ziff. 5, 163 und 196 M. St. G. O. 
erfannt: 


1. Da3 Kaſſationsgeſuch des Auditors, ſoweit auf Art. 185, 
Ziff. 5, gejtüßt, wird gutgeheißen und die angefoxhtene 


„ Verfügung“ des Divifionsgerihts 3 in vollem Umfang ; = 


aufgehoben. 

. Die Sache wird an das Diviſionsgericht 3 zur noch— 
maligen Berhandlung und Enticheidung zurücgemiejen. 

. Auf die übrigen von den Parteien gejtellten Begehren 
wird, weil dadurch gegenſtandslos geworden, nicht ein— 
getreten. 

4. Die Koften des aufgehobenen Verfahrens werden dem 
Bund auferlegt. 


. Mitteilung an das Schweizeriſche Militärdepartentent, 


INS) 


eV) 


St 


den Armeeauditor, das Divijionsgeriht 3 und an die 


ſämtlichen Parteien. 
Die Akten gehen an das en 3% 


Die Einſprachen. 


ER: Ich frage an, vb gemäß Art. 142 M. St. G. O. Ein- 


ſprachen gegen die jachlihe Zujtändigfeit erhoben werden. 
Dr. Jarbitein: Ich erhebe Einſprache gegen die ſach— 
liche Zuftändigfeit. Sch nehme an, daß wir ung zuerjt mit 
diejer Frage befaffen" werden und nachher mit ‚andern Ein- 
reden, Die:ich noch zu erheben habe. 
GR: Es wird jo bejjer fein. 


Dr. Farb fteint AlS Verteidiger bir Angefehuldigten . ü 


Grimm, Ilg, Huggler und Nob3 erhebe ich Einjpradhe gegen 


die ſachliche Zuftändigfeit des Gerichtes und beantrage - | 


Ahnen, fi) als unzuſtändig zu erflären. Die fachliche Zu— 
jtändigfeit wird beftritten jomohl mit Bezug auf die Anklage 


wegen des Aufrufes zum Protejtitreif vom 7. November.wie 


wegen des Aufrufe an das arbeitende Wolf der Schweiz und 


de3 Aufrufes an die Eijenbahner alter Kategorien, wie auch J 


‚dezüglich der Anklage wegen Meuterei durch Abfaſſung oder 
Serbreitung des Aufrufes, endlich auch bezüglich der Anklage 
wegen Widerhandlung gegen die bundesrätliche Verordnung 
vom 11. November 1918. Ich erhebe auch bezüglich des An- 
geflagten Nob3 Einwendung gegen die jahliche Yuftändigfeit 
des Gerichte mit Bezug auf die Anflage betreffend die 
Artikel in den Nummern 264 und 266 des Volksrechts. Sch 
will hier nochmal3 fejtitellen, daß ich mich nur mit der Frage 
der ſachlichen Zujtändigfeit befafje und erſt in einem jpätern 
Stadium die Frage der Ergänzung der Beweismittel behan- 
deln werde. Sch mache diejen Vorbehalt, damit der Auditor 
nicht ſpäter jage, wir hätten darauf verzichtet, Ergänzungs— 
anträge zu jtellen. 

Eventuell, daS heißt für den Tall, daß das Gericht ſich 
fompetent erflären jollte, jtelle ich den Antrag, Ste möchten 
mit Bezug auf die Anklage gegen Nobs wegen der Artikel in 
dei: Nummern 264 und 266 des Volksrechts und mit Bezug 
auf die Anklage gegen Huggler wegen des Aufrufs an Die 
Siienbahner aller Kategorien auf die beiden Ankflagepunfte 
Aberhaupt nicht eintreten. 


Borausjegungen. 


Die Anklage bafiert auf Art. 1, Ziffer 10 M. St. ©. O 
und auf Art. 8 der Verordnung de3 Bundesrates vom 11. 
November 1918. Nun glaube ich, daß der Nedaftor der 
Unflage den Fehler gemacht hat, daß er überjehen hat, daß 
im vorliegenden Tal nicht Militärperjonen, ſondern Zivil— 
perionen vor das Militärgericht gejtellt werden. Wenn Milt- 
tärperjonen vor das Militärgericht gejtellt werden, jo iſt die 
Sche einfach: Die Tatjache, daß dieſe Militärperjonen eben 
Militärperſonen find, begründet ſchon die ſachliche Yuftändig- 
feit des Militärgerichts, und es ijt gar fein Streit über dieſe 
Frage mehr notwendig, die Anklage braucht auch nicht jpeziell 
Darauf hinzumeifen. Ganz anders iſt es, wenn Zivilperſonen 
vor Militärgericht geftellt werden. Wenn das der Fall it, 
Dann muß die Anklage auch die Tatjachen behaupten und zu 
beweiſen verjuchen, die an und für fich eine Zuftändigfeit des 
MilitärgerichtS begründen könnten. } 
Wie fteht es Damit im vorliegenden Falle? Sn. erjter 
Linie handelt e3 ſich um die Trage, ob der Art. 1, Ziffer 10 
M. St. ©. D. zur Anwendung kommen fann. Dieſer Artikel 
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jtellt folgende drei Borausfegungen auf: Wenn Zivilperſonen 
por Militärgericht gejtellt werden, jo muß die Anklage wenig— 
ſtens folgende3 behaupten: daß die, Zinilperjonen verleitet 
oder zu verleiten geiucht haben, daß ſie Militärperjonen ver- 
leitet oder zu verleiten gejucht haben und daß fie Militär- 
perionen im Aktivdienſt verleitet oder zu verleiten geſucht 
haben. Dieje drei Punkte müſſen behauptet und eventuell 
im Brozeß nachgemiejen werden die Verleitung von Militär- 
perjonen, die ſich im Aktivdienſt befinden. Sobald ein Glied 
in dieſer Kette fehlt, ift das Militärgericht nicht zujtändig. 
Es genügt nicht zu behaupten, daß der Angeſchuldigte Per- 
jonen verleitet hat; e3 genügt nicht, zu behaupten, daß er 
Militärperjonen verleitet hat, jondern e8 muß behauptet wer— 
den: Der und der Angeklagte hat Militärperionen im Aftiv- 
dienst verleitet oder zu verleiten gejucht. 


sh will kurz hinweiſen auf den Bundesratsbeſchluß vom 
Jahre 1901, abgedrudt im Bundesblatt 1901, Band 4, Seite 
379. Dort beichäftigt jich der Bundesrat mit der Frage, ob 
der Artifeligreiber im „Beuple de Gensve” eingeflagt werden 
Tann und der Bundesrat erklärt wortgetreu: „Nach diejem 
Artikel (d. h. nach Art. 1, Ziff. 10 M. ©t. ©. D. fallen gegen- 
wärtig Hivilperjonen nur dann unter die militäriiche Ge— 
richtsbarkeit, wenn fie Militärperfonen, die bereit3 im 
Dienft, und zwar im Mftivdienft, ftehen, zur Verlegung 
wichtiger militärticher Obliegenheiten verleiten oder zu ver- 
fetten ſuchen.“ Alſo der Sinn des Art. 1, Ziff. 10, ift Der: 
Wenn Militärperjonen verleitet werden, Die bereit3 im 
Dienft find, nur dann kann die Zivilperſon vor Militär- 
gericht geitellt werden. Dasjelbe wiederholt der Bundesrat 
in jeiner Botichaft in demjelben Band 4 des Jahrganges 
1901 des Schweiz. Bundesblattes, Seite 1170 jf., und die— 
jelben Ausführungen jind im Bundesblatt 1906 anläßlich der 
Vorlage de3 jogenannten Maulfrattengejeges enthalten. Der 
. Bundesrat zitiert Dort einen Artikel im „Weckruf“ und 
erklärt, daß er geftüßt auf die gegenwärtige Geſetzgebung 
gemäß Art. 1, Ziffer 10, nicht in der Lage jei, den Redaktor 
des „Weckruf“ anzuflagen. Es wird für Sie wichtig jein, zu 
» hören, wa3 in. diefem Artikel im „Weckruf“ jtand. Sie 
„finden die Stelle im Bundesblatt 1906. Der Schreiber des 
„Weckruf“ ichreibt: „Aus dieſen Gründen zögern die Anti- 
militariiten der Schweiz nicht und fordern euch auf, Die mili- 
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täriſche Dienftpjlicht, wie fie. die Verfaſſung vorjehreibt, nicht 
zu achten und jede Art des militärischen Gehorjams zu ver- 
meigern.“ Alſo der Artifeljchreiber hat ausdrücklich dazu 
aufgefordert, die Militärdienftpflicht, wie die Verfaſſung jie 
vorſchreibt, nicht zu achten und jede Art des militäriichen 
Gehorſams zu verweigern. Nun erklärt der Bundesrat: 
Trotzdem ſind mir nicht in der Lage, gejtübt auf Art. 1, 
Ziffer 10, den Schreiber des „Wedruf“ vor Milttärgericht 
zu jtellen, weil es Art. 1, Ziffer 10, nur dann geftattet, wenn 
er eine Milttärperjfon zu verleiten fucht, die bereits im 
Dienft, und zwar bereit3 im Aktivdienſt, fteht. Auch an- 
läßlich der Beratung des Entwurfs in den eidgenöſſiſchen 
Räten hat fich der damalige Berichterftatter, der jebige Bun— 
dezrichter Urjprung, über die Frage ausgeſprochen, und wie 
Sie auf ©. 229 de3 ftenographijchen Bulletins der Bundes— 
verjammlung von 1902 nachleſen können, folgendes gejagt: 
„Ich erinnere Sie nur daran, daß 1897 anläßlich einer 
Streifbewegung in Luzern in einer Zeitung ein Artikel er— 
jhien, in welchem die Militärs, welche damals zum Schube 
de3 Eigentums und der perſönlichen Freiheit: aufgeboten 
waren, aufgefordert wurden, den Gehorjam zu verweigern. 
Es handelte ſich alſo darum, daß in Luzern Militär aufgeboten 
murde und daß die Soldaten in einer Zeitung, aljo nicht di— 
vet, aufgefordert wurden, den Gehorjam zu verweigern. 
Herr Bundesrichter Urſprung erklärt nun al3 Berichterftatter 
der nationalrätliben Kommilfion: „Wir find nicht in der 
Lage, gegen dieje Zeitung aufzutreten, und zwar deswegen, 
meil die Soldaten im Aftivdienjt nicht Direkt aufgefordert 
wurden, jondern durch die Preſſe. Er hat den Standpunkt 
eingenommen, daß derjenige, der zu verleiten fucht, ſich direkt 
an die im Aftivdienit .jtehenden Soldaten wende. Tut er 
das nicht, ſo kann Feine Rede Davon jein, daß Zivilperjonen 
vor Gericht gejtellt werden. Der Herr Auditor zieht in jeiner 
Anklageſchrift — das ift ein richtiges Zitat neben verjchiedenen 
unrichtigen Zitaten — das Urteil in Sachen Sigg heran. 
Aber wenn der Herr Auditor vor Abfaffung jeiner Anklage- 
ihrift da8 Urteil im Fall Sigg etwas gründlicher ftudiert 
hätte, hätte er jich vielleicht die Stage aufgeworfen, ob er im 
vorliegenden Fall. Anklage erheben dürfe. Sie finden das 
Urteil im Tall Sigg wortgetreu abgedrudt im 20. Jahrgang 
der Schweizeriichen Zeitihrift für Strafreht. Die Anklage 
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lautet dort dahin, daß Sigg ſelbſt die Sriedensglode unter die 
Soldaten des damals in Zürich im Aftivdienft ftehenden In 
fanterieregiment3 verteilt hatte, teilmeije durch andere Per— 
jonen hatte verteilen Tafjen. Alſo die Anklage im Fall Sigg 
hat fich nicht damit begrrügt, zu behaupten, daß Sigg irgend- 
eine Flugichrift verfaßt habe, jondern die Anklage hat in die— 
jem Fall erklärt, Sigg habe die Friedensglocke ſelbſt verteilt 
bezw. Auftrag gegeben, diejelbe zu verteilen. Und das tft der 
ipringende Punkt in der ganzen Sache, daß die Anklage be- 
haupten und eventuell jpäter bemweijen muß, Daß der Ange: 
klagte die Drudjachen jelbjt an Soldaten im Aktivdienſt ver— 
teilt habe oder habe verteilen lafjen. Nur dann treffen die 


Vorausfegungen des Art. 1, Ziff. 10 M. ©t. ©. D. zu. Wird 


dag nicht behauptet, daß der Angeklagte die Flugſchrift an 
Soldaten direkt verteilt hat, jo trifft die Vorausjegung des 
Art. 1, Ziff. 10, nicht zu. | | 
Damit aljo die Kompetenz des Militärgerichts gegeben 
jet, find mit einem Wort folgende vier Vorausjegungen nötig: 
Der Verſuch der Berleitung, und zwar der direkten Verlei- 
tung. Es genügt nicht, daß ich irgendein Werf publiziere, 
tn dem ich den Frieden predige oder mid zum Antimilita- 
rismus befenne, oder in welchem ich jage, man jolle über- 
haupt feinen Menſchen töten, oder in welchem ich die Thefe 
verfechte, der Mord jei an und für fi etwas Unſchönes und 


Unrechtes, jondern e3 ift notivendig, daß ich mich direft mit 


Militärperfonen, die im Aftivdienft ftehen, in Verbindung 
ſetze und daß ich direkt dieſe Militärperjonen verleite oder zu 
verleiten ſuche. Wenn ich aber im allgemeinen irgend etwas 
in einer Zeitung publiziere und nicht perjönlich Dazu bei- 
trage, jei es direft oder indem ich dazu Auftrag gebe, daß 
dieſer Zeitungsartifel an Militärperfjonen im Aftiodienit 
verteilt wird, jo farin von einer Kompetenz de3 Militärge- 
richts nicht Die Rede jein. Ä 


Aber auch wenn wir uns nicht auf die Botjchaft des Bun- 


degrate3 berufen könnten und nicht das jtenographiiche Bulle- 


tin der Bundesverfammlung zitieren fönnten, jo können wir 


Doch nicht vergefjen, daß wir in einer Demokratie leben, und 
zwar in der älteften. Demokratie der Welt, in einer Demo- 
fratie, die die Preß- und Gemiljenzfreiheit gemwährleijtet, der 


es nicht eingefallen ift, die PWreßfreiheit zu Inebeln. Wir: 


dürfen nicht: vergefjen, daß der Geſetzgeber zweifellos nichts 
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anderes gewollt Hat al3 das, wenn er ſchon eine, Zivilperſon 
vor das Militärgericht ſtellt, ſo iſt es notwendig, daß dieſe 
Zivilperſon direkt die Militärperfonen im Altiodienft zu — 
leiten geſucht hat. Iſt dies nicht geſchehen, hat ſich die Zivil— 
perſon mit einer allgemeinen Publikation, mit einem Auf— 
ruf begnügt, ſo kann dieſer Perſon gar nichts geſchehen, 
ebenſowenig wie jemand etwas geſchehen kann, wenn er zum 
Beiſpiel die Werke von Tolſtoi publiziert oder die Werke 
irgendeines andern Friedensapoſtels. Dieſe Leute kann man 
doch nicht vor Gericht ſtellen. 

Nun wollen wir dieſe Ausführungen auf den vorliegen— 
den Fall anwenden und die Frage zu beantworten ſuchen, ob 
im vorliegenden Fall die Vorausſetzungen des Art. 1, Ziff. 10, 
zutreffen. Wir müſſen zuerjt auf Ziff.- 35 der Ankflagejchrift 
zurüdgreifen. Dort erklärt der Auditor, daß Gegenjtand der 
Anklage lediglich die Bunkte gemäß Ziff. 3, 7 und 8 der An- 
Hagejchrift bilden. Er erklärt feierlich, der Landezitreif jet 
nicht Gegenſtand der Anklage. Intereſſant ift nur, daß bei 
Durchſicht der Preffe, und zwar der Preſſe, die dem Auditor 
näher ſteht als der Verteidigung, nie die Rede von einem 
Meutererprozeß war, ſondern immer von einem Landesſtreik— 
prozeß. Es ſcheint, daß die bürgerliche Publiziſtik dieſen 
Prozeß nicht als einen Prozeß gegen Meuterer anſieht, ſon— 
dern als einen Prozeß gegen den Landesſtreik, daß man — 
nicht wagt und nicht den Mut hat, das in der Anklage zu 
ſagen. Ich behafte alſo den Auditor dabei, daß er erklärt, 
daß nur die Tatſachen, die in Ziff. 3, 7 und 8 der Anklage 
enthalten jind, Gegenſtand der Anklage bilden. 


Das Tatjachenmaterial. 


Nun wollen wir einmal das vorhandene Tatjachenmatertal 
analyjieren und jehen, ob wir dasſelbe unter Art. 1, Ziff. 10, 
jubjumieren fünnen in dem Sinne, wie er von mir, wie ich 
glaube mit Recht, audgelegt worden OR Biffer 3 Der 
Anklagejchrift Heißt es: „Wir appellieren an die Solidarität 
der Klafjengenofjen im Wehrkleide. Keine Verweigerung der 
Cinrüdung, wohl aber ftrifte Weigerung, von den Waffen 
gegenüber dem Volk Gebrauch zu machen.“ Sobald Sie ein- 
mal nur dieſen Satz lejen „feine Verweigerung der Ein- 
rückung“, jehen Sie, daß dieſer Satz nicht gerichtet war und 
jein konnte an Perſonen, die im aktiven Dienst find, denn 
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wer im aktiven Dienſt it, der iſt eingerüdt. Der Sag wen— 
det fich aljoran folche, Die erſt einrüden ſollen und rät ihnen, 
das Einrüden nicht zu verweigern. Nun ift aus der Botſchaft 
de3 Bundesrates ganz Far, daß nur. dann die Kompetenz 
gemäß Art. 1, Ziff. 10, begründet ift, wenn die Aufforderung 
gerichtet ift am Militärperjonen, die im Dienjt, und zwar 
im aftiven Dienft, fich befinden. Nun find angeklagt wegen 
Siffer 3 Grimm und Ilg. Sie haben mit Recht in ihrem 
erjten Entſcheide fejtgejtellt, daß nur dann die Vorausfegun- 
gen des Art. 1, Ziff. 10, zutreffen, wenn die Zivilperjon nicht 
nur etwas jchreibt, jondern fih mit Militärperionen im af- 
tiven Dienjt in Verbindung jeßt, wenn jie verjucht, Diefe 
Milttärperjfonen zu einer Dienjtpflicgtverlegung, zur Verwei⸗ 
gerung des Dienstes aufzufordern. Da jtelle ich feit, daß in 
der ganzen Anklagejchrift mit feinem Wort erwähnt ijt, daß 
beim Aufruf vom 7. November 1918 gemäß Ziffer 3 der 
Anklagejchrift jich jemand mit Militärperfonen im aktiven 
Dienft in Verbindung gejegt hat, oder diefe Militärperjonen 
verleitet wurden. Aljo Ziffer 3 fällt ohne weiteres dahin. 


Es könnte fich daher nur mehr um Ziffer 7 Handeln. Von 
diefem Punkt haben Sie in Ihrem lebten Enticheid erklärt, 
daß hier der Auditor auf Seite 13 jelbjt zugibt, daß der Auf- 
ruf an die Truppen in Zürich verteilt worden fei. Der Audi— 
tor hat vorher dem Stollegen Huber erflärt, er wolle ſich im 
jegigen Stadium des Prozeſſes in feine Debatte darüber ein- 
lajjen. Es ift richtig, e3 gibt Fragen, über die man nicht de- 
battieren fann. Das iſt dann der Tall, wenn jemand eine 
Unwahrheit jchreibt und wenn man ihm nachweilt, daß er’ 
eine objektive Unwahrheit gejagt oder gejchrieben hat. Wenn 
diejer Mann nicht erklärt, er habe ſich geirrt, er habe eine 
objektive Unmwahrheit gejchrieben, in der Anflagejchrift ftehe 
eine Unmwahrbeit, jo ijt eine Diskuffion ausgeſchloſſen. Wir 
behaupten nun tatſächlich, daß in dieſer Anklagejchrift eine 
Unmwahrbeit fteht. Wir behaupten das auf Grund der beige- 
sogenen Alten. Der Herr Auditor hat genau gewußt, daß er 
eine Unmahrheit fehrieb und wir verlangen von jemand, der 
das gefchrieben hat, fei e8 aus Irrtum oder bewußt, daß er 
den periönlichen Mut habe, zu erklären, er habe jich geirrt,- 
er habe eine Unmwahrheit gejchrieben. Wenn er dieſen Mut 
nicht hat, dann muß er entichuldigen, wenn wir ihm den 
guten Glauben abjiprechen. Wenn wir das gemacht hätten, 
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hätte der Auditor ung gejagt, wir hätten wiſſentlich eine Un- 
wahrheit gefchrieben. sch will diefe Behauptung ihm gegen- 
über nicht aufjtellen; aber jedermann kann ſich jeine Schlüffe 
ztehen, wenn der Auditor eine Tatjache feitlegt, die abjolut 
unwahr und volljtändig unbegründet iſt. ch behaupte, daß 
es eine grobe Leichtfertigfeit ift, werrn man Zivilperſonen vor 
Nilitärgericht jtellen will, gejtüßt auf einen Sab, der erfun- 
den und unmwahr tt. Für das, was ich jebt gejagt habe, ſtehe 
ich ein und mwiederhole, daß in dieſem Satz der Anklage fein 
einziges wahres Wort vorhanden iſt. Es geht nicht an, ji) an 
eine Unmahrheit zu klammern, um damit eine derart ober- 
flächlich aufgeſtellte Klage zu begründen. Es geht nicht an, eine 
abjolute Unwahrheit als Wahrheit Hinzuftellen, um eine Kom- 
petenz des MilitärgerichtS zu begründen; es geht nicht an, 
etwa3 abjolut Unwahres als wahr auszugeben, um Bioil- 
perjonen, die in leitender Stellung jtehen, einem Ausnahme 
gericht zu unterwerfen. 


Der Herr Auditor hat nichts weiter zu jagen gewußt und 
heute fommt er und erflärt bei der Behandlung der Norfrage, 
er jtreiche die VBerweijung auf Seite 610. Es iſt aber mit der 
Streihung nicht getan. Man muß in der Anklagejchrift die 
Stellen anrufen, die Beweismittel angeben. Und dieſe Be- 
weismittel find nun die Unterfuhungsaften, und auch Die 
Seite 610 joll ein Beweismittel fein. Streichen Sie die 
Seie 610, jo müffen Sie ehrlicherweife den ganzen Beweis 
ftreichen und zugeben, daß Sie die Sache nicht bemeijen 
fönnen. 

Wenn die Verteidigung das gemacht hätte, wenn einer der 
Verteidiger eine Behauptung aufgeftellt Hätte, die abjolut 
unwahr it, Io: hätte der Auditor und ala Tröler bezeichnet 
und verlangt, daß wir mit einer Ordnungsbuße belegt wer- 
den, weil er mit Necht hätte jagen können, es jei Pflicht des 
Verteidiger, zur Wahrheit zu jtehen. Nun behaupte ich, es N 
Pflicht des Auditors, zur Wahrheit zu ftehen. 


Aber jogar angenommen, daß dieſe vom Auditor aufge- 
ftellte Behauptung, die unwahr und erfunden ift, wahr wäre, 
jo iſt troßdem die Kompetenz des MilttärgerichtS nicht be- 
gründet. Es wird wohl behauptet, der Aufruf an das arbei- 
tende Volf jei zum Beilpiel in Zürich an die Truppen verteilt 
worden. ch erjuhe den Herrn Großrichter, den Herren 
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Richtern Die Akten im Falle Günthart vorzulegen. Die Her- 
ren werden dann die Ueberzeugung gewinnen, daß hier Un— 
wahrheiten in der Anflagejchrift Feftgeftellt find. Sch kann 
nicht veritehen, dag man Mitglieder unjerer höchften Behör- 
den vor Gericht jtellt und dann die Anklageſchrift auf derartige 
erfundene Tatjahen jtüßt. Wenn es wahr wäre, daß im 
Züri Ylugblätter verteilt wurden, jo wäre es Sache des 
Auditord, zu unterjuchen, wer verteilt hat, in weſſen Auf- 
trag verteilt wurde. Es genügt nicht, um mich einem Aus— 
nahmegericht zu unterwerfen, daß man erflärt, e8 habe je— 
mand verteilt. Es it Sache der Anklage, zu behaupten, 
Grimm, Ilg und Konjorten hätten verteilt oder Auftrag zur 
Verteilung gegeben. Davon ijt feine Nede, jondern e3 Steht 
einfach in der Anklagejchrift, daß der Aufruf für jedermann 
zugänglich war. Das ijt eine juriftiihe Konjtruftion, went 
etwas an alle gerichtet und für jedermann zugänglich ift. 


Nun hat der Auditor bemerkt, daß in Zürich nachgemie- 
jenermaßen Flugblätter verteilt wurden. Er hat nit ge- 
wagt — und er wußte warum — zu behaupten, daß Grimm 
oder Ilg oder Nob3 oder Huggler dieſen Aufruf verteilt hät- 
ten. Das iſt der jpringende Punkt. Es genügt nicht zur Er- 
hebung einer Solleftioflage, zu behaupten, die jchmeizerische 
jozialdemofratiihe Partei habe diejen Aufruf erlaflen, jon- 
dern es iſt Sache des Auditors, in jeiner Anklage zu behaup- 
ten, daß Grimm, Ilg, Nobs oder Huggler den Aufruf an die 
Truppen in Zürich verteilt oder den Auftrag gegeben haben, 
ihn zu verteilen. Dieje Behauptung hat der Auditor nicht 
aufgejtellt, und wenn er es behauptet hätte auf Grund der 
Aftenlage, hätten wir hinwiederum behauptet, e3 jei eine Un- 
wahrheit, oder wir hätten e3 vielleicht noch jchärfer gejagt. 
Da er das nicht behauptet hat, it das Militärgericht infom- 
petent. Mit demjelben Necht könnte man in Gottes Namen 
jedermann vor Gericht jtellen und behaupten, e3 jei etwas 
verteilt worden. Ich kann wegen Anftiftung feinen vor Ge— 
richt Stellen mit der Behauptung, in Zürich habe ein Haus 
gebrannt oder e3 jeien Bomben gefunden worden. ch kann 
jemand einflagen mit der Motivierung, ich hätte gehört, ar 
der Spitalgafje in Bern jet gejtohlen worden. Ich kann aber 
das nicht tun, ohne zu jagen, wer gejtohlen hat, wer das 
Haus angezündet hat, mer die Bomben niedergelegt hat. Da- 
von ift aber hier feine Nede.. Mit feinem einzigen Wort iſt 
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gejagt, daß Grimm oder ein anderer nachgewieſenermaßen 
Aufrufe verteilt hat. Ji 2 

E3 gibt ein Syſtem des Prozeſſierens, daß ich etwas be- 
haupte, von dem ich weiß, daß ich es nicht nachweisen kann. 
Um einen Monfterprozeß zu machen, jege ich einen Satz hin, 
von dem ich weiß, daß er unmwahr iſt. Unter diejen Um- 
Händen behaupte ich, daß auch mit Bezug auf den Aufruf 
vom 11. November feine Nede jein fann, dag Grimm, Sig, 
Nobs oder Huggler der Kompetenz des Militärgericht3 unter- 
liegen, weil in der ganzen Ankflagejchrift mit feinem Worte 
erwähnt ift, daß ſie Aufrufe verteilt oder Auftrag dazu gege- 
ben haben. | | 

Jedenfalls kann davon bei Nob3 gar feine Rede jein. Es 
iſt mir geradezu unverftändlich, wie der Herr Auditor dazır 
fommen fann. „Bund“ und „Sntelligenzblatt” haben das— 
telbe getan, und doch jtellt man fie nicht vor Militärgericht. 
Ich hätte mir ein Vergnügen daraus gemacht, einen Partei— 
genofjen des Herrn Auditors zu verteidigen, wenn er den Auf— 
ruf publiziert hätte. Was wird denn von Nob3 eigentlich be- 
hauptet? Einfach das, daß er den Aufruf im „Volksrecht“ 
abgedrudt hat und daß er in Zürich verteilt wurde, und na— 
mentlih auf dem Land. Mir ift nun nicht befannt, daß die 
Einwohner auf dem Land nur aus Militärperjonen im ak 
tiven Dienſt bejtehen, oder daß irgendein Geſetz beitehe, ge- 
mäß welchem man Zeitungen auf dem Lande nicht verbreiten 
darf. Vielleicht, went man um hundert Jahre zurückgehen 
würde, hätte man ein jolches Verbot gefunden, erlafjen, un 
das Volk in Unwiſſenheit zu halten. Iſt das Nerbrechen des 
Herrn Nobs etwa das, daß er Dazu beiträgt, daß die Bevölke— 
rung auf dem Lande Zeitungen lieft? Der jpringende Bunft 
wäre der, zu jagen, in welcher Nummer Nobs den Aufruf im 
Volksrecht abgedrudt hat. Ein juriftiicher Sefundarichüler 
würde die Anklagejchrift nicht jo abgefaßt haben. Wenn id) 
anflage, jo joll ich jagen, warn Nobs publiziert hat. Es iit 
von Wichtigfeit zu wiſſen, ob er e8 am 10. oder 11. November 
getan hat. Es jteht weder Ort noch Zeit der Handlung in 
der Anklagejchrift, der Punkt wird allgemein hingeworfen. 
Wenn man joweit geht wie der Auditor, jo könnte man auch 
‚einen: Hiftorifer einflagen, wenn er in einem gejchichtlichen 
Werk den Aufruf publiziert. Bei der Praris, wie fie jet bei 
den Herren Auditoren gilt, könnten wir da noch manches er- 
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leben. Alſo mit Bezug auf den eſh Nobs fanın 
der Artikel A Ziffer 10, micht angerufen werden. 


Die Eifenbahner. 


Nun fommt der Auditor und jagt — das ift eigentlich Die 
allergrößte Errungenjchaft der neuen Juſtiz des Herrn Audi— 
tors —, daß die Anklage nicht nur wegen des Aufruf au 
die Soldaten erfolgt, Sondern auc wegen des Aufrufes ar 
die Eijenbahner. Auch hier fommt die Sade gejtügt auf 
Art. 1, Ziff. 10, vor Militärgeriht. Sie haben mit Recht in 
Ihrem legten Enticheid fejtgeitellt, daß davon feine Rede ſein 


fann. Es iſt richtig, daß der Bundesrat am 11. November, 
geftügt auf Art. 202 M. D., die Eijenbahner der Milttär- 
gejeggebung unterworfen hat. Sind jie aber hierdurch Mili- 


tärperjonen im aftiven Dienft geworden? Sie bleiben Zivil— 
perjonen, die nicht im altiven Dienſt jtehen; ſie Sind 
(ediglih dem Militärgeſetz unterjtellt wie andere Zivil— 
perjonen, die zum Beiſpiel Ausfuhrdelikte oder Nachrichten— 
dienst ſich zuſchulden fommen lafjen und gejtraft werden ge- 
ſtützt auf das Militärgejeg. Derjenige aber, der eine Ware 
ihmuggelt, wird nicht Militärperjon im aktiven Dienit, jon- 
dern er bleibt eine Zivilperjon. Sobald die Eijenbahner 
feine Militärperjonen im aktiven Dienit find, kann auch feine 
Nede davon jein, daß Art. 1, Ziff. 10, auf jie angewendet 
werden fann. 

Sch muß annehmen, daß man im Bundeshaus zwei Ge⸗ 
wiſſen hat. Das Finanzgewiſſen ſpricht ſo und das juriſtiſche 
Gewiſſen anders. Am gleichen an dem Sie Ihren letz— 
ten Entſcheid gefällt haben, hat der Bundesrat ein Zirkular 
erlaſſen, daß die Eiſenbahner die Militärpflichterſatzſteuer 


zahlen müſſen, weil fie nicht im aktiven Dienſt ſich befinden. 


Das Finanzgewiſſen im Bundeshaus hat alſo geſagt, ſie 
ſeien nicht im aktiven Dienſt, während das durch den Herrn 
Auditor vertretene juriſtiſche Gewiſſen behauptet: nein, die— 


ſelben Eiſenbahner ſind im aktiven Dienſt, und weil fie das 


ind, ift die Verleitung vorhanden. Sch nehme an, daß das 
gerichlönntoriidh it und daß der Auditor dieje gerichtänotori- 
iche Tatſache nicht beitreiten wird. 

Eventuell, für den Fall, daß Sie ſich für fompetent er- 
flären, nehme ich den Standpunkt ein, daß Sie überhaupt 
nicht auf die Anklage mit Bezug auf den Aufruf an die Eiſen— 
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bahner eintreten können“ Es kann höchſtens die jogen. In— 
ſtruktion Gegenſtand der Anklage ſein, nicht aber der Auf- 
ruf. Ich verweije auf Ziff. 1 der Anklage, wo es heißt, daß 
Herr Decoppet verfügt habe, daß der Aufruf vom 11. Novem— 
ber und die Inſtruktion nur in bezug auf zwei Punkte zur 
Vorunterſuchung gejtelt werden. Gr hat nicht verfügt, das 
mit Bezug auf den Aufruf die Borunterjuchung eröffnet werde. 
Ich Itelle feit, daß im Laufe der Unterfuhung auch feiner der 
Herren Unterfuhungsrichter gejtügt auf Art. 116 M.St. G.O. 
die Unterjuhung mit Bezug auf den Aufruf ausgedehnt hat. 
Das Anklageſyſtem nach unjerer M. St. ©. D. kann vergli- 
chen werden mit einem Gebäude. Im Kellergeſchoß iſt Der 
Befehl, im PBarterre die Unterjuhung, im Hochparterre die 


Anklage und im erften Stocd das Gericht. Ohne Anklage 


fein Gericht, ohne Vorunterſuchung feine Anklage, ohne Be- 
fehl feine Vorunterfuhung. Wenn der Befehl fehlt, jo gibt 
e3 feine Vorunterſuchung, und wenn fie doch da ijt, jo iſt ſie 
zu Unrecht da. Ein Unterfuhungstichter, der unterjucht, ohne 
daß er den Befehl einer fompetenten Behörde hat, ijt fein 
Unterfuhungsrichter und er hat fein Necht dazu, ſowenig wie 
der Auditor ein Recht zur Anflageerhebung hat ohne richtige 
Unterfuhung. | 

Im vorliegenden Fall tjt nun fein Befehl erlaffen worden 
bezügli des Aufrufes an die Eiſenbahner. Damit ilt Die 
ganze Unterfuhung hinfällig und es kann der Aufruf ar Die 
Eijenbahner nicht mehr Gegenſtand der Anklage jein. Sie 
haben entweder auf die ganze Sache nicht einzutreten, oder 
Sie müſſen fie zurückweiſen. 


Die Berordnung vom 11. November. 


Nun hat fich die Anklage nicht nur mit der Anrufung des 
Militärſtrafgeſetzbuches begnügt, jondern ſie opertert auch mit 
der Berordnung vom 11. November 1918 und behauptet, 
eventuell liege eine Verlegung von Art. 3, Ziff. 3, dieſer Ver— 
ordnung vor. Sofern die Aufrufe nicht an die Soldaten ge- 
richtet find, fan Feine Nede davon jein, daß die Verordnung 
zur Anwendung fommen kann. Darüber wollen wir feitt 
Wort verlieren. Die Verordnung jagt ganz Har, daß die 
Sade jih nur auf die Aufforderung an Eijenbahner oder 
PBoitangejtellte beziehe. ch habe jchon das letztemal behaup— 
tet, muß es heute wiederholen, daß die Verordnung für den 
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vorliegenden Fall nicht zur Anwendung kommt, weil ſie erſt 
am 13. November im Bundesblatt erſchienen tft. Die Pro— 
mulgation, die Vorausſetzung für das Inkrafttreten eines 
Geſetzes, erfolgte erjt am 13. November. In Art. 33 und 36 
des Bundesgejeged über den Geſchäftsverkehr zwiſchen Na— 
tionalrat, Ständerat und Bundesrat iſt das geſagt. Ich 
bin aber in der Lage, auch noch auf einen Bundesbeſchluß 
hinzuweiſen, deſſen Vollziehung der Bundesrat ſelbſt be— 
ſchloſſen hat. Es war am 1. Juli 1875. Es ſcheint, daß 
damals manche Bundesräte auch die Gewohnheit hatten, Be— 
ſchlüſſe in Kraft treten zu laſſen, bevor ſie verkündet waren. 
Dann hat die Bundesverſammlung, wie Sie in der Geſetz— 
jammlung, Band IN. F., Seite 577, Eonjtatieren fünnen, am 
1. Juli 1875 folgendes bejchlofjen: „Die Bundesverjamm- 
[ung der ſchweizeriſchen Eidgenofjenjchaft, nach Einficht des 
Berichtes des Bundesrates vom 5. Mai 1875, beichließt: 1. 
Der Bundesrat wird eingeladen, bei jeinen Beſchlußfaſſungen 
über das Snerafttreten von Bundesgejegen als Regel fejt- 
zuhalten, daß der Beginn der Vollziehbarfeit der Gejege nicht 
auf ‚einen der Bekanntmachung der bezüglihen Bundesbe- 
ſchlüſſe vorausgehenden Zeitpunkt feitgejegt werden kann.“ 
Auf Seite 581 desjelben Bandes jagt der Bundesrat: „Der 
ichweizerijche Bundesrat beichließt Vollziehung des vorjtehen- 
den Bundesbeichluffes.” Alſo die Bundesverfammlung er— 
klärt, fie fordere den Bundesrat auf, fein Gejeg in Kraft 
treten zu lafjen, bevor e3 publiziert wurde, und der Bundes- 
rat erklärt, die Vollziehung des Beſchluſſes. 

Unter diefen Umftänden fann feine Rede davon jein, das 
irgendein Bundesbeihluß in Kraft treten kann, bevor er 
publiziert ift. Wir jollten ung überhaupt genieren, nicht nur 
al3 Auriften, jondern als Menſchen, daß wir über Dieje 
elementare Frage debattieren müſſen. Stollege Huber wird 
Shnen vorführen, welche Stellung das römiſche Necht zu 
dDiefer Frage einnimmt. Sch als ehemaliger Theologe habe 
vielleicht das Necht zu jagen, wie es in diejev Beziehung im 
Alten Teftament jteht. Es Heißt im 2. Buch Mojes, Kap. 21: 
„Das jind die Nechte, die du ihnen jolljt vorlegen.“ 

Jeder Menjch denkt ih, wenn man ihm das Geſetz nicht 
vorlege, jo habe man auch fein Recht, ihn zu beitrafen. Man 
fann einen nicht betrafen wegen einer Sache, die er nicht 
fennt und micht kennen kann. Ein Gele ift eine Satzung 
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desjenigen, Der das Recht hat, etivas feſtzuſtellen, der etwas 
verbietet, der Normen aufſtellt und der ſagt, wenn einer die 
Normen verlebe, werde er ihn beſtrafen. Wenn der Bundes— 
rat der ichweizerifchen Eidgenoſſenſchaft den vier Millionen 
Schweizerbürgern etwas befiehlt, jo muß er jagen, daß das 
ſein Wille ijt, und wenn die Bürger ſich dem nicht fügen, daß 
te dann beitraft werden. 
Wie kann dieſe Willensäußerung zum Ausdruck kommen? 
Etwa ſo, wenn die ſieben Herren mit dem Kanzler zuſammen— 
ſitzen und erklären, ſie hätten nun eine Verordnung erlaſſen, 
von der kein Menſch etwas weiß? Gibt es einen Menſchen 
mit geſundem Verſtand, der erklären könnte, hier ſei eine 
Willensäußerung zum Ausdruck gekommen? Man muß doch 
gewiß ſagen können, daß die Willensäußerung auch eröffnet 
worden iſt. 
Nun wird man ſagen, daß der Streik herrſchte. Vor allem 
iſt der Strafprozeß kein Zivilprozeß. Im Zivilprozeß könnte 
man ſich vielleicht auf dieſen Standpunkt ſtellen, aber im 
Strafprozeß kann man einen nicht verantwortlich machen, 
wenn er nicht verantwortlich iſt. Aber der Bundesrat wollte 
die Verordnung ja gar nicht am 11. November publizieren, 
ſondern er hat ſie doch als Beilage zum Bundesblatt vom 
13. November verſchickt. Hätte er ſie vorher promulgieren 
wollen, ſo hätte er auch Mittel gefunden, um ſie vorher zu 
verſchicken. Warum hat er bis zum 13. November gewartet? 
Warum hat er der Buchdruckerei Stämpfli den Auftrag ge— 
geben, die Verordnung der Nummer des Bundesblattes vom 
13. November beizugeben? ch habe mir die Mühe genom- 
men — e3 wäre wünschenswert »geweſen, wenn die Flüchtige 
Anklage die Arbeit nicht auf die Schultern der Verteidigung 
gelegt hätte — die jämtlichen Bundesblätter einzujehen. Sch 
lege fie Beh ein. Es gibt beftimmte Abjchnitte der Gejeb- 
Jammlung, die direft verfandt werden, und e3 heißt dann 
jeweilen auf dem Umſchlagblatt des Bundesblattes: „Wurde 
ieparat verjandt.” Hier haben Sie die Nummer 43 des 
Bundesblattes, wo e3 ebenfall® heißt, daß die Ge jebfamm- 
[ung ge ejondert verfandt wurde. Sch lege dieſe ee ing 
Recht. Daraus fehen Sie genzu, daß, wenn man im Bundes- 
haus will, man auch die Nummern der Geſetzſammlung ge- 
jondert verfenden fann. Im vorliegenden Fall hat man das 
nicht gemacht, jondern. dem ORDER vom 13. RRRENBER 
beigegeben. hi 
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Nun behaupte ich, daß es gegen den elementarjten Grunde 
ah von Treu und Glauben verjtößt, wenn ich etwas bei mit 
behalte und doc, einen zweiten verantwortlich machen mill, 
daß er das hätte willen jollen. Wenn der Bundesrat gewollt 
hätte, Daß die Nummer publiziert worden wäre, hätte er die— 
jelbe jeparat jchifen können. Die Nummer 43 ift nicht die 
einzige, die jo behandelt "wurde; auch in Nr. 51 finden Sie 
auf dem Titelblatt: Gebührenbezug in den eidgenöſſiſchen 
Niederlagshäufern, Verbot des Verkaufs von friihem Brot, 
Dinge, die nicht jo wichtig waren wie die Verordnung dom 
11. November und die man trobdem jeparat verjandt hat. 
Da hätte man auch Die Verordnung vom 11. November geſon— 
dert verjenden fünnen. Das hat man nicht gemacht. Es han- 
delt jich hier nicht um eine jurtftiiche, jondern um eine menſch— 
ie Trage. Jeder Menſch mit fünf Sinnen wird Ihnen 
jıgen, daß man niemand verantwortlid machen kann für 
etwas, Dad er nicht weiß. Es mag fein, daß im Reich des 
Schahs von Perfien oder de3 verflojjenen Sultans einer be- 
itraft werden fonnte, der Dad Geſetz nicht gefannt hat; unter 
modernen Menſchen aber kann über dieje Frage fein Zweifel 
beitehen. 

Kun habe ich bei ven Alten ein Schreiben des Herrn Ma- 
jors Eugſter an den Präfidenten des Militärkafjations- 
gericht gefunden. Hier wird Herr Gabuzzi erſucht, im 
Sachen Müller Schnell den Entiheid des Kafjationsgerichts 
zu fällen, wie wenn Herr Eugfter jiher wäre, daß er zugun- 
ten des Auditors ausfallen werde, damit man nachweiſen 
kann, daß die Verordnung ſchon an jenem Tage in Kraft ge- 
treten ift. Die Prefje, und zwar diejenige, die dem Herrn 
Auditor nahefteht, hat bereit3 aller Welt verfündet, daß da? 
Militärfaffationzgeriht am 8. März eine Sigung gehalten 
und erklärt hat, daß die Verordnung vom 11. November jchon 
vor der Promulgation in Kraft getreten jei. Ich bejtreite die 
Tatſache, aber nachdem die. Trage behandelt werden muß, iſt 
es meine Pflicht, Hier einzugehen auf die Stellung des Mili- 
tärfafjationsgericht$ gegenüber dem Dinifionsgeriht. Wir 
haben zu unterfuchen, ob im jpeziellen Fall das Militärfafja- 
tionsgericht Fafjiert hat. Hat e3 kaſſiert, dann iſt das Diviſions— 
gericht an dieſen Entſcheid gebunden. Aber es ijt nicht ge— 
bunden an Entjcheide des Militärkaſſationsgerichts, die ſich 
nicht auf den Fall beziehen, und das Diviſionsgericht kann 
nach freiem Ermefjen und eigener Heberzeugung entjcheiden. 
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— Entſcheide des Kaſſationsgerichts, die ſich auf andere Fälle 
beziehen, haben für das Diviſionsgericht nur die Bedeutung 


irgendeiner Lehre oder irgendeines Buches, und dad Divi- 
ſionsgericht kann jagen, die Ueberzeugung jet richtig, oder fie 
tet falſch. ch glaube, ver Herr Auditor wird mir beftätigen 
fönnen, wie oft das Bundesgericht jeine Praxis insbejondere 
in Schuldbetreibungs- und Konkursſachen ändert, jo daß man 
gar nicht jagen fann, wenn das Militärfaffationsgericht ich 
im vorliegenden Fall über die Verordnung vom 11. November 
ausgeſprochen hätte, müßte jich das Divifionsgeriht an den 
Enticheid halten. Nachdem das nicht der Fall iſt, geht uns 
der Entiheid im Fall Miller nicht an. Er ift die Meinungs- 
außerung eines Juriſtenkollegiums, die das Diviſionsgericht 
afzeptieren kann oder nicht. Das Geſetz wollte dad Diviſions— 
gericht nicht zwingen, eine andere Meberzeugung anzunehmen. 
Der Richter ſoll eine freie Heberzeugung haben und fol fein 
Urteil nur dann ändern, wenn ihm das Militärfafjationz- 
gericht etivas vorjchreibt. Sch kenne den Enticheid im Fall 
Müller nicht, aber ich habe hier einen andern Enticheid im 
Tal Arnold vom 10. Januar. Wenn der Entiheid im Fall 
Müller richtig fein follte, jo müßte das Miülitärfafjations- 
gericht jeine Meinung im Laufe von ſechs Wochen gründlich 
geändert haben, und dann wäre anzunehmen, daß es ſie bis 
zum April wieder ändert. Im Tal Arnold Hat der Auditor 


von Züri auch auf Die Verordnung vom 11. November 


" ° abftellen wollen. Hier erflärt das Militärkaffationsgeridt: 


„Auf die Verordnung des Bundesrates vom 11. November 


' 1918 kann bei Beurteilung der vorliegenden Beſchwerde nicht 


abgejtellt werden. Die Verordnung kann, wie ji aus den 
Zeitumftänden ergibt, im Zeitpunft der eingeflagten Hand- 
ungen noch nicht ordnungsgemäß promulgiert worden jein, 
liegen Doch dieſe Handlungen im Zeitraum vom 9. bis 11. No- 
vember. Zur Verbindlichkeit von Strafrehtönormen gehört 
aber, daß fie amtlich befanntgemadt worden jeien.” Das hat 
das Kaflationzgericht am 10. Januar erklärt. Sch nehme an, 
Sie werden in der Schweiz nicht eine Doppelte Juſtiz haben, 
eine für Arnold und eine fir Nationalrat Grimm. Was 
im Sal Arnold wahr ift, da3 muß auch wahr jein, wenn auf 
der Unflagebanf die Spigen der ſozialdemokratiſchen Partei 


2 gen, ſonſt müßten wir verzweifeln und jagen, wir hätten 


eine Suftiz für Kleine und eine andere, wenn PBerjonen auf 
der Anklagebank figen, die den herrichenden Klaſſen vielleicht 
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gefährlich werden können. Ich halte aljo dafiir, daß davon 
feine Rede fein Tann. Das iſt unlogijch, unjinnig, ungeſetzlich, 
dadurch würden geradezu wilde Anjchauungen zur Anwen— 
dung fommen, wenn man jemand bejtrafen kann wegen einer 
Bejtimmung, die überhaupt nicht publiziert wurde. 

Das Intereſſanteſte ift aber, daß der Herr Auditor jogar 
gegen Handlungen Anklage erhebt, die nicht nur vor der: Pro— 
mulgation, fondern ſogar vor Erlaß der Verordnung began— 
gen wurden. Entweder hat der Auditor feine Anklageichrift 
nicht gelejen, oder dann jcheint er ganz merfwürdige Begriffe 
zu haben. Sn Ziff. 21 und 22 heißt es, daß bereits um 10 Uhr 
in der Nacht des 10. November Der Streit beſchloſſen wurde. 
Und in Siffer 23 wird wiederum von der Gitung vom 10. 
auf den 11. November geiprocdhen. Die Anklage behauptet 
alio jelbjt, daß die Sache im der Nacht vom 10. auf den 11. 
November beichloffen wurde. Da iſt es unverjtändlich, wie 
man die Verordnung ded Bundesrates anrufen fann. 

Wir wollen und mit dem Auditer über die Bromuigation 
hinmwegjegen. Aber dann müßten wir Doc jagen, daß Die 
Verordnung zum mindeften erlajjen jein muß, um Anmen- 
dung finden zu Fönnen. Und nun vergleihe man die Anklage 
in den Punkten 21, 22 und 23, wo der Auditor felbit fagt, die 
Handlungen jeten begangen worden in der Nacht vom 10. auf 
den 11. November. Und trogdem ftellt er ab auf eime Ver— 
ordnung, Die zugejtandenermaßen erit am 11. November vom 
Bundesrat erlaſſen wurde Wenn man fon nit auf die 
Promulgation abjtellt, jo jollte man ſich wenigſtens bemühen, 
darzuftellen, daß die Handlungen nach der Abfafjung der Ver- 
ordnung begangen wurden. Sch habe geradezu meinen Augen 
nicht getraut, al3 ich dieſe Anklagejchrift gelejen habe. Wir 
fönnen allen möglichen Barteien angehören, aber wenn wir 
fünf Sinne haben, jo müſſen wir doch jagen, wenn in Der 
Nacht vom 10. auf den 11. etwas getan worden ift, jo fann die 
Verordnung, die am 11. November gejhrieben wurde, auf 
mich nicht zur Anwendung kommen. 

Nun zum Fall Nobs. Ich beantrage auch hier Inkompe— 
tenzerflärung. Der Artikel in Nr. 264 wurde publiziert am 
12. November, zu einer geit, da die Verordnung noch nicht 
promulgiert war. Es iſt geradezu beſchämend für einen Ju— 
riſten, behaupten zu wollen, daß das nicht der ſpringende 
Bunt! iſt. Es liegt bei den Alten eine Anfrage an das Terri- 
tortalfommando Bern und eine Antwort des Hauptmanns 
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Meier, der erflärt, daß die Verordnung in Bern nicht einmal 
plafatiert wurde. Wenn man im Bundeshaus darauf Gewicht 
gelegt hat, dieje Verordnung öffentlich befanntzumachen, hätte 
man das tun jollen. Man hat das nicht gemacht, fondern 
‚gewartet, bi3 man dem Bundesblatt die Verordnung beilegen 
konnte. Alſo die Nr. 264 fällt außer Betracht. Aber auch 
Nr. 266 kommt nicht in Betracht. Es iſt gerichtönotorifch, daß 
das Bundesblatt vom 13. November Bern an diefem Tage 
nicht verlafjen hat. Es ift alſo auch auf die ganze Klage nicht 
einzutreten. Ich jtelle feit, daß der Stabschef des Territorial- 
fommandos 5 den Befehl zur Einleitung der Unterfuhung 
gegeben hat. Es iſt mir nicht befannt, daß der Armeeauditor 
das Necht hat, dem Territorialfommando Befehle zu erteilen. 
Diefe Kommandanten find felbftändig. Und nun erklärt der 
Zerritoriallommendant, im Auftrag des Armeeauditors 
werde der Befehl zur Unterſuchung erlaſſen gegen eine Reihe 
von Beamten der Eiſenbahnen. Nun erläßt der Unter— 
ſuchungsrichter Wüeſt eine Verfügung, die von Wichtigkeit iſt 
für die Beurteilung der Frage, ob man überhaupt eintreten 
kann. Es heißt da: „Aus dem „Volksrecht“ iſt erſichtlich und 
es iſt dem Unterſuchungsrichter bekannt, daß dieſe Zeitung 
mehrere Artikel hat erſcheinen laſſen, welche die Aufforderung 
zur Dienſtverweigerung enthalten haben. In der Erwägung, 
daß die intellektuellen Urheber und Hetzer noch ſtrafbarer ge— 
handelt haben als die „großen Maſſen“ der Arbeiter, die 
ja nur der allgemeinen Streikparole gefolgt ſind, verfügt der 
Unterſuchungsrichter in Anwendung von Art. 116, Ziff. 1: 
„Die Unterfuhung wird von Amtes wegen ausgedehnt auf 
den Verfaſſer der Artikel im „Volksrecht“; 2. Redakteur Nob3 
wird über die Perſon der Verfaſſers ald Zeuge einvernom— 
men; 3. die Unterjuchung gegen den Verfaſſer wird von dem 
übrigen Verfahren getrennt und jeparat durchgeführt.” Ge— 
ftügt auf einen Auftrag des Armeeauditor3 wird ein Befehl 
erteilt gegen Beamte der Bundesbahnen, die Unterfuchung 
einzuleiten. Die Unterfuchung wird dem Unterfuhungsrichter 
Wüeſt zugewiefen. Nun jagt Art. 116 des Geſetzes, wenn die 
Unterjuchung ergebe, daß fie auf andere Perſonen oder andere 
Zatjachen auszudehnen jei, habe der Unterfuhungsrichter von 
Amtes wegen die Unterfuhung zu ergänzen. Aber für den 
Hauptmann Wüeit eriftiert dieſer Art. 116 nicht, ſondern er 
jagt: Meiner Anfiht nad find die intelleftuellen Urheber 
oder, wie er jich ausdrückt, die Heber dort, daher dehne ich 
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die Unterfuhung aus. Tür uns ijt aber der Art. 116 maß— 
gebend, der den Unterfuhungsrichter nur dann ald berechtigt 
erklärt, die Unterfuhung auszubehnen, wenn ſich aus Der 
Unterſuchung ergibt, daß wirklic eine Notwendigkeit vorhan— 
den iſt. Die perjönlide Meinung des Unterjuhungsrichters 
über die intelleftusllen Urheber und Hetzer iſt irrelevant, und 
er hat fein Recht, von fi aus eine Unterfuhung zu ver- 
fügen. Ich behaupte, daß der Befehl des Herrn Hauptmann 
Wüeſt ein Rechtsbruch ift und Daß die Anklage aus diejem 
Grund Dahinfallen muß. Sch behaupte aber auch, daß der Be— 
fehl de3 ZTerritoriallommandos nichtig ift, und weil das ift, 
fonnte feine Unterfuchung eingeleitet werden, und weil feine 
Unterfuchung eingeleitet werden fonnte, kann keine Anklage 
eintreten. Art. 110 M. St. G. O. bejtimmt, daß Die Unter- 
ſuchung verfügt wird im aftiven Dienst durch die Chefs der 
Truppeneinheiten, in allen übrigen Fällen durch das eidge— 
nöſſiſche Militärdepartement. Wer hat hier die Unterfuchung 
verfügt? Nicht das Territoriallommando, jondern der Stabs— 
chef. Ich behaupte eventuell, daß der Stabschef gar nicht be= 
fugt war, etwas zu verfügen. Aber angenommen jogar, er 
hätte das Recht gehabt, im Namen des Territoriallommandos 
zu handeln, jo fonnte dieſes Kommando den Befehl nicht er- 
lafjen, weil e3 fich nicht um Perſonen handelte, die jich im 
aktiven Dienft befinden. Der Befehl des Territorialkomman— 
dos richtet fich gegen Beamte, Angeftellte und Arbeiter der 
@.B. Da hatte das Territorialfommando nicht zu bes 
fehlen, jondern e3 hat hier den gleichen Fehler gemacht wie 
der Auditor, indem es angenommen hat, daß die Eiſenbahner 
im aktiven Dieuſt ſtehen. Der Befehl hätte vom Militär— 
departement ausgehen müjjen. 

Nun hat man da3 gemerkt, wie es ja die Herren immer 
merfen, wenn die Verteidigung dahinter fommt. Nachdem 
ich in einer Eingabe erwähnt habe, ich werde die Sache rügen, 
fım am 3. März Herr Bundesrat Decoppet und verfügte, ge= 
tüst auf Urt. 110, daß die Unterfuhung auf Nobs ausge— 
dehnt werde. Das geht nicht. Die Verfügung iſt nicht zu 
erlafjen, wenn die Sache beim Gericht ilt, jondern er hat die 
Berfügung zu erlaſſen, bevor die Vorunterjuchung eingeleitat 
tt. Es handelt jih um einen Befehl, der von Anfang an not- 
wendig war. Ohne Befehl ded Herrn Decoppet konnte die 
Unterſuchung gar nicht eingeleitet werden, und nachdem diejer 
Befehl nicht vorhanden war, it das ganze Verfahren nichtig, 
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und der Befehl von 3. März hat feine Bedeutung. Die An- 
klage ijt aljo totgeboren; Herr Wüeſt hatte fein Recht zu 
funktionieren. Es geht nicht an, daß Herr Decoppet nachher 
dieje Verfügung erläßt. Man würde den Herren im Bundes- 
haus offenbar einen großen Dienft leiſten, wenn man ihnen 
Juriſten zur Verfügung ftellen würde für die Redaktion von 
Verfügungen. Schließlich könnte die jozialdemofratifche Par— 
tei ihnen jolche geben. Herr Decoppet hat dem Dipifiong- 
gericht überhaupt nichts zu befehlen und dieſes iſt vollſtändig 
bon ihm unabhängig. Urt. 110 fpricht überhaupt nur von 
Verfügungen an die Unterfuchungsrichter, und Herr Decoppet 
hat fein Recht, geftübt auf Art. 110, dem Divijionsgericht zu 
befehlen. Nachdem diefe Sache jo verpfufcht worden it, kann 
auf die Anklage gegen Nobs nicht eingetreten werden. 

Sie jehen aus diefen Darlegungen, wie die Anklage zu- 
ſtande gelommen ilt. Gejtatten Sie mir ein furzes Schluß- 
wort. In den legten 50 Jahren hatten wir in der Schweiz 
feinen derartigen Prozeß. Es ift der dritte Prozeß in den 
letzten Jahren, in dem fozialdemofratiiche Parlamentarier 
por Militärgericht gejtellt werden. Das eritemal war es, ala 
Nikolaus II. — die Geſchichte wird ihn Nikolaus den Grau- 
jamen nennen — Mitglieder der ruffiichen Duma vor Mili- 
tärgericht jtellte. Das ziweitemal war es, al3 Wilhelm von 
Hohenzollern, der in der Geſchichte als Wilhelm der Größen- 
wahnfjinnige fortleben wird, Karl Liebfnecht vor Militär: 
gericht gejtellt hat. Das dritte Mal erleben wir hier, wo man 
verjucht, in der ältejten Demofratie, der Schweiz, die Parla- 
mentarier der joztaldemofratifchen Partei vor Militärgericht 
zu Stellen. Ich Hoffe, Sie werden ſich infompetent erklären. 
Es ſoll nicht heißen, daß die äliefte Demokratie der Welt auf 
dem Boden der politischen Moral eines Nikolaus des Grau— 
ſamen oder eines Wilhelm des Größenmwahnfinnigen ftehe. 

| * — * 

Dr. Welti: Indem ich für die von mir vertretenen An— 
gellagten Düby, Woker, Eng und Schneider die Argumente 
des Kollegen Dr. Farbftein vindiziere. geftatte ich mir, auf 
die Verfügung, die Sie jelbft in der legten Verhandlung ge- 
troffen haben, zurücdzuflommen. Sch glaube, daß der Ent- 
ſcheid des Kafjationzgerichtes in feiner Weiſe geeignet ift, Sie 
eine3 Beſſern zu belehren, um jo weniger, als das Kaſſations— 
gericht ja in materieller Beziehung durchaus nichts vorge— 
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bracht hat, was geeignet wäre, Ihren Inkompetenzentſcheid 
zu erihüttern. Sch erwarte, daß Sie, ſoweit Sie ſich damals 
infompetent erflärt haben, an dieſer durchaus richtigen Auf- 
faflung feithalten, und ich bin der Meinung, daß Ste nament- 
lich nach den Darlegungen meines Vorrednerd Ihre Meinung 
bezüglich Shrer Kompetenz hinſichtlich des Aufruf dom 
11. November, auch foweit er an Wehrmänner gerichtet tft, 
nunmehr forrigieren werden und dieſe Kompetenz ebenfalls 
berneinen werden. 

Geftatten Sie mir, eine Meinungsäußerung einer Stelle 
hier zur Kenntnis zu bringen, die, auch militärisch geſprochen, 
dem Herrn Auditor nicht fernfteht. Am 21. Oftober 1918 
hat der Oberauditor an das Schweiz. Militärdepartement ein 
Gutachten erjtattet über einen Fall, der demnächſt, ſobald Sie 
Ihren Urteilsſpruch gefällt haben, por dem Territorialgerict 
4 zur Behandlung fommen wird, über den befannten Lu— 
zerner Antimilitariftenprozgeß. Der Oberauditor hat Dort 
dem Militärdepartement und damit dem Bundesrat den Weg 
gemwiefen, den der Bundesrat darauf Hinfichtlich jeiner Ver— 
ordnung vom 11. November eingeſchlagen hat und den er 
meiter verfolgt in der kürzlich erlaffenen Antimilitarijten= 
berordnung. Mit außerordentlich präziien Worten wird dort 
Dargetan, daß die Militärgerichte abjolut nicht in der Lage 
feien, Handlungen zu beurteilen, wie fie nun den heutigen 
Angeklagten vorgeworfen werden. Es heißt dort: „Die vom 
den Bejchuldigten im bürgerlichen Leben betriebene antimili- 
tariftiiche Tätigkeit ift grundfägli” von derjenigen, die im 
aktiven Dienſt erfolgte, auseinanderzuhalten.“ Wir jehen 
alfo, daß der Armeeauditor in feinem Gutachten auf den Un- 
terfchied eingeht, der darin beiteht, ob eine Militärperjon 
irgendeine Handlung begeht, oder ob Zipilperjonen jolches 
unternehmen. Ihre Treibereien fallen von vornherein nur 
ſoweit unter die Militärjuftiz, als Diejelben während des 
Militärdienftes der Befchuldigten begangen wurden. Soweit 
dDiefe Aufforderung zur Snfubordination außerhalb des Mili- 
tärdienftes, das heißt im bürgerlichen Leben, jtattfand, wird 
die Stellung der Beſchuldigten dadurch nicht verändert, daß 
fie nun zufällig eingeteilte Wehrmänner find; fie fallen recht- 
lich nur wie Zivilperfonen im Betracht. Freilich können fie 
auch während des bürgerlichen Lebens Hinfichtlich beftimmter 
Handlungen unter MilitärgerichtSbarfeit fallen. Nun tritt 
der Armeeauditor auf Art. 1, Ziff. 10, M. St. G. O. ein und 
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jagt, indem er jich vollkommen an die ©tellung des Bundes— 
rates und des Militärkaſſationsgerichts in allen denjenigen 
"Fällen, die Ihnen heute bereit3 vorgeführt worden find, hält: 
„Es kann hier jedoh nur Ziff. 10 von Art. 1 de3 Militär: 
itrafgejege3 in Betracht fallen. Dieſe Geſetzbeſtimmung 
reicht aber nicht Hin, um die vom den Bejchuldigten im bür- 
gerlihen Leben entfaltete Tätigkeit zu erfaſſen. Dies könnte 
nur dann erfolgen, wenn die Bejchuldigten andere Militär- 
perjonen während ihres aktiven Dienjtes zur Verlegung wich— 
tiger militärijcher Obliegenheiten verleitet oder zu verleiten 
perjucht haben. Begriffsweſentlich ift-jomit, daß fich die ange- 
ftiftete Militärperjon zur Zeit der an ihr verjuchten oder er- 
reichten Anftiftung im Aktivdienſt befindet.“ 

Ich glaube, deutlicher fann das nicht gejagt werden, daß 
Zivilperjonen, die Wehrmänner während ihres bürgerlichen 
Lebens von ihrer dienftliden Pfliht abzuhalten verjuchen, 
nicht unter das Militärjtrafgefeb fallen, und zwar, wie der 
Armesauditor wörtlich jagt: „Mag die Anftiftung noch jo 
gemwillenlog betrieben werden und mag der Erfolg der Ans 
jtiftung noch jo groß geweſen ſein.“ 

Sch frage Sie und ich frage vor allem den Herrn YAuditor: 
Welche Militärperjonen im aktiven Dienst find durch die An— 
geflagten Düby, Schneider, Wofer und Eng aufgefordert 
worden, wichtige militärtiche Obliegenheiten nicht zu erfüllen? 
Durch welche Handlungen der Angeklagten ijt in dieſer Be— 
ziehung irgendein Beweis erbracht? Dieje Fragen jtellen, 
heißt jie beantworten, heißt fie verneinen. Soviel bezüglich 
der ſachlichen Yuitändigfeit des Gerichts im Hinblid auf 
Art. 1, Ziff. 10, M. St. G. O. Sch möchte Sie bitten, ſich mit 
Bezug auf dieje Punkte ebenfalls unguftändig zu erflären au? 

den Gründen, die Kollege Farbitein bereits angeführt hat; 
im übrigen aber möchte ich Sie erjuchen, mit aller Entſchie— 
denheit an Ihrem richtigen frühern Enticheid fejtzuhalten 
hinfichtlich der Unzuftändigfeit, joweit der Aufruf vom 7. No— 
pember in Frage kommt, und bezüglich des Aufruf? vom 
11. November, ſoweit er fi an die Eifenbahner richtet. 

Wenn Sie dies tun, und wenn Sie namentlich auch in 
bezug auf den Erlaß an die Eifenbahner den Standpunft bei- 
behalten, den Sie bereit3 in der lebten Gerichtöperhandlung 
eingenommen haben, werden Gie dazu fommen, unter allen 
Umjtänden in bezug auf den Angeklagten Eng binfichtlich 
aller Tatbejtände, die ihm zur Laſt gelegt werden, fich unzu- 
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ſtändig zu erklären und, fall8 Sie den Argumenten, die ich 
Ihnen jveben vorgeführt habe, Solge geben, werden Gie auch 
in bezug auf die Angeklagten Schneider, Düby und Wofer ſich 
vollſtändig unzuſtändig erflären müſſen. Ich glaube, Die 
Meinungsäußerung des Armeeauditors hier ebenfalls in Be— 
tracht ziehen zu dürfen, um ſo mehr, als daraus hervorgeht, 
daß vor dem Erlaß vom 11. November in bezug auf Hand— 
lungen, die vor dieſem Tag begangen wurden, einfach von 
allen maßgebenden Inſtanzen die Unmöglichkeit zugegeben 
und klar dargelegt wurde, Perſonen vor Militärgericht zu 
verfolgen, die Handlungen begangen haben, wie ſie den An— 
geſchuldigten zur Laſt gelegt werden. 


Fürſprech Huber: Ich ſchließe mich für die von mir ver— 
teidigten Angeklagten Dürr, Gſchwend, Kaufmann, Reithaar 
und Schneeberger den Ausführungen meiner beiden Kollegen 
Dr. Farbſtein und Dr. Welti an und beantrage Ihnen, auch 
für diefe Angeklagten die ſachliche Zuftändigfeit Ihres Ge- 
richts zu verneinen. Alle die bereit3 gemachten Ausführungen 
ſollen al3 für meine Klienten ebenfall3 vorgebracht angejehen 
werden. Sch Habe zur Ergänzung derjelben einige Bemer- 
tungen anzubringen. | 

E3 ijt darauf hingemwiejen worden, daß die fachliche Zu— 
ftändigfeit na Art. 1, Ziff. 10, M.©t.®.D., und nach der 
Verordnung des Bundesrates vom 11. November 1918 in 
Betracht fallen kann. Hier iſt nun zunächſt mit aller Deut- 
lichkeit feftzuftellen, daß das Kafjationsgericht fich über dieſe 
Zuftändigfeitsfrage nicht ausgejprodhen hat und daß «3 
jeinerjeit8 nicht etma behauptet, das Divijionzgericht habe 
zu Unrecht jeine Zuftändigfeit verneint. Die bezüglihen Aus 
führungen in dem Entſcheid des Kaſſationsgerichts find nicht 
in dieſer Präziſion abgefaßt, daß eine derartige Feititelung 
etwa al3 überflüflig ericheinen könnte. Das Kaſſationsgericht 
legt jih mit unferm Einwand auseinander, daß dem Auditor 
eine Kaljlationsbejchwerde aus dem Grunde der Verneinung 
der Zuſtändigkeit nicht zuftehe. In Verkennung deſſen, mas 
wir ausgeführt haben, erflärt dag Kaflationdgericht, daß eine 
Kaſſationsbeſchwerde da zuläflig fei, wo formelle Mängel ge- 
rügt werden, daß die Tatfache, daß die Zuftändigfeitsfrage 
ebenfoll8 in Betracht falle, die Kafjationgmöglichkeit wegen 
Formfehler allein nicht ausfchließe. Das ijt etwas, roas ab- 
ſolut jelbjtverftändlieh ift. Das Kaſſationsgericht ift in jeinen 
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Unterfuhungen auf die Stage der ſachlichen Zuftändigfeit mit 
feinem Wort eingetreten, jondern e3 ijt lediglich auf die 
Frage eingetreten, ob der Entjcheid Ihres Geriht3 aus 
formellen Gründen, wegen eines Verſtoßes gegen formelle 
Vorſchriften zu kaſſieren ſei. E3 iſt zur Bejahung der Kaſſa— 
tion gefommen. Dieſem Enticheid des Kaſſationsgerichts iſt 
e3 wohl zugute gefommen, daß es bei ihm weniger auf Die 
innere Nichtigkeit anfommt, als auf die Tatjache, daß diefes 
Kaflationsgericht in feinen Argumenten nicht etiva noch durch 
eine höhere Inſtanz überprüft wird. 

Wir find der Meinung, Daß ſich weitere Ausführungen 
bezüglich des Aufrufes: „Heraus, zum Proteſtſtreik!“ er- 
übrigen, nachdem Sie in Ihrem Entſcheid vom 21. Januar 
in Erwägung 4 in abjolut zutreffender Weiſe erklärt haben: 
„sn bezug auf den Aufruf vom 7. November wird in der 
Unklagejhrift nirgends behauptet, daß derjelbe an Militär- 
perſonen im Aktivdienſt verteilt oder daß Hierzu der Ver— 
ſuch gemadt worden jei... Aus diejfen Erwägungen ergibt 
fih aud für die Beichlußfaffung des Aufrufes vom 7. No— 
vember und defjen Verbreitung die Zuftändigfeit der bürger- 
lihen ©erichte, weil die für die Kompetenz des Militär- 
gerihts nach Art. 1, Ziff. 10, der M. St. ©. O. vorgejchrie- 
benen Boraußfegungen in casu nicht gegeben find, da fie in 
der Anklageakte nicht behauptet werden“. 

Ich vermweile auf Shren Entjcheid in der UÜeberzeugung, 
daß, wie der Großrichter in jeiner Vernehmlafjung an das 
Kafjationsgericht ausgeführt hat, Diefe Erwägungen auch 
heute noch al3 präjudizierlich angenommen werden. 

Anders verhält es jich mit dem Aufruf an das arbeitende 
Volk der Schweiz, ſpeziell mit dem Paſſus, der an die Wehr- 
männer gerichtet tft. Hier iſt nun eine ſcharfe und jorgfältige 
Unterfheidung notwendig in bezug auf die materielle Frage, 
ob die Vorausſetzung zu einer Klageerhebung an fich gegeben 
wäre, und jodann in bezug auf die Frage, ob in der Anklage- 
Ihrift die nötigen Behauptungen in formell genügender Weiſe 
aufgeftelt find. Sc jage das deshalb, weil der Herr Auditor 
in jeiner Kafjationsbeichwerde behauptet hat, wir hätten 
unjerjeit3 materiell plädiert, die Trage des Beweiſes ſchon 
in dieſem Vorfrageverfahren zur Erörterung gejtellt, was und 
abjolut fernlag. In Frage fommt aber, wie Gie zutreffend 
ausgeführt haben, ob in der Anklage die nötigen Cubjtan- 
zterungen der Anklage enthalten find im Sinne de3 Art. 124, 
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ſpeziell Ziffer 2, wo es heißt, es müſſe die Bezeichnung der 
den Angeklagten zur Laft gelegten Tat unter Hervorhebung 
ihrer gejeglihen PWierfmale in der Anklagejhrift enthalten 
jein. Da vermweije ich im allgemeinen auf dasjenige, was 


Herr Kollege Dr. Farbſtein ausgeführt hat, daß es hier an 


zutreffenden Behauptungen und Bemerkungen mangelt. 

Da glaube ich nun, daß auch gegenüber Ihrem Zwiſchen— 
entjcheid eine gemifje Korrektur nötig ſei. Es genügt nicht, daß 
ein Aufruf verfaßt wird, welcher geeignet fein könnte, als Sn- 
trument für die Begehung von Delikten nad) Uri. 59, 60 ff. 
des Milttärftrafgejegbuches verwendet zu werden, fondern e3 
ift für die Prüfung der Frage der Zuſtändigkeit nötig, zu 
prüfen, ob die Angellagten im Sinne von Art. 1, Ziff. 10, 
M. St. ©. DO. mit ihren Handlungen an Militärperjonen im 
Aktivdienſt gelangt find, ob ſie diefe zur Verlegung wichtiger 
militäriſcher Obliegenheiten verleitet Haben, oder verſucht 
haben, fie zu verleiten. Es genügt nicht, daß jemand ein 
Streihholz fabriziert hat, welches geeignet ift, dazu benüßt 
zu werden, einen Brand zu ftiften, jondern es muß in einer 
Anklage auch behauptet werden, daß der Fabrikant dieſes 
Zündhölzchens es auch in Brand gejegt hat zu dem Zwecke, 
ein Haus anzuzünden, daß er das verjucht hat, vder jemand 
dazu angeitiftet hat. Eine derartige Behauptung iſt in der 
Anklageſchrift nicht enthalten. E3 ijt lediglich die Behauptung 
aufgejtellt, daß dieſe Flugblätter an Militärperjonen im 
Aktivdienſt verteilt worden jeien, eine Behauptung, die übri- 
gens objektiv falſch ift. Aber felbit dann, wenn fie wahr wäre, 
würde jie nicht genügen, weil es nicht darauf anfommt, mas 
geſchehen iit, jondern was die Angeklagten getan haben. Die 
Angeklagten find nicht für da3 verantwortlich, was geſchehen 
it, jondern fie haben fich für ihr eigenes Tun zur verantwor— 
ten. Sn der ganzen Anklageſchrift finden jie nun von A—8 
nit ein Wort, wodurch behauptet würde, die Angeflagten 
hätten diefen ihren Aufruf einem Soldaten abgegeben oder 
veranlaßt, daß diejer Aufruf an Soldaten verteilt werde. 

Da darf vielleicht noch in Ergänzung der Ausführungen 
des Herrn Dr. Welti darauf hingewiejen werden, daß in dem 
bon ihm erwähnten Gutachten des Stellvertreter3 des Ober— 
auditors, in dem Gutachten vom 21. Öftober an das ſchweiz. 
Milttärdepartement, mit Recht darauf hingewieſen war, daß 
das Militärfaflationsgericht entjchteden habe, der Tatbeitand 
der Meuterei im Sinne der Art. 58 und 59 jei nur dann 
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erfüllt, wern der Anftifter oder Aufwiegler ſeine Anjtiftungs- 
perjuche gleichzeitig an einer Mehrheit von Berionen begehe. 
E3 müßte aljo nachgemiejen werden, nicht daß jest dem Fü— 
filier Meier und naher dem Korporal Müller ein Flugblatt 
in die Hand gedrüdt wurde, jondern ed müßte die Gleich- 
zeitigfeit der Anfttftung oder des Anjtiftungsperjuches wenig— 
ſtens behauptet jein. Eine derartige Behauptung ijt in der 
Anklageſchrift nicht enthalten. Sie iſt, wie ich Tchon bei der 
eriten Verhandlung ausgeführt habe, auch nicht enthalten 
in dem UnterjuchungSbefehl des Herrn Bundesrats Decoppet, 
der davon jpricht, es jeien dieſe und dieſe Aufrufe öffentlich 
befanntgemacdjt oder verbreitet worden. Da wird etwas in 
das Geſetz hineininterpretiert, was darin nicht enthalten ift. 
Es genügt nicht die Unterzeichnung eines Aufrufes, es genügt 
nicht die öffentliche Bekanntgabe, um vor Militärgericht ge- 
jtellt zu werden, jondern gemäß Art. 1, Ziff. 10, iſt notwendig 
der Nachweis oder im Stadium der Anklage wenigſtens die 
Behauptung der Berbreitung und Verteilung an Militär- 
perjonen im Aktivdienſt Durch den Angeklagten oder von ihm 
Beauftragte. | 

Das find nicht etwa Zufälligfeiten in der Ausdrucksweiſe, 
es ijt nicht etwa jo, daß der Geſetzgeber die Tatbeitände nicht 
etwa fennen würde, bei welchen die bloße öffentliche Aeuße— 
rung als Otraftatbeitand erflärt würde, aljo dieſes bloße Aus— 
ſäen de3 Samens, ohne Rückſicht darauf, auf welches Erdreich 
diefer Same gefallen it. Um zu bemweijen, daß dieje Ter- 
minologie eine bewußt gewählte iſt, verweiſe ich Sie auf Die 
Ausführungen des Bundezitrafrehts, Art. 485: „Wer durch 
mündliche oder Schriftliche Aeußerungen oder durch bildliche 
Darjtelungen öffentlich zu einer der in Art. 45 und 46 vor— 
gejehenen Handlungen aufreizt, wird, wenn auch die Auf- 
reizung erfolglos geblieben ijt, nach den Beltimmungen über 
den Verſuch beitraft: Es genügt die bloße Tatjache der bloßen 
Publikation einer Zeitung, auch wenn jie fein Menjch gelejen 
hat, um die Strafbarfeit nad) Art. 48 Bundesftrafrecht anzu— 
nehmen. Ebenso heißt es im Artifel 52 bis: „Wer öffentlich 
zur Begehung anardhiftilcher Verbrechen auffordert oder dazu 
Anleitung gibt, oder derartige Verbrechen öffentlich in Der 
Abjicht verherrlicht, andere zur Begehung jolher Handlungen 
aufzureizen, wird mit Gefängnis bejtraft.“ Auch da wieder 


dieſe Terminologie, Die eben für unjern Fall fehlt. Endlich) 


märe eventuell auf da3 Sprengſtoffgeſetz zu verweiſen, welches 
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ebenfall3 in dieſer Weije rein objektive Handlungen itrafbar 
macht, indem e3 jagt: „Wer Sprengitoffe, von denen er willen 
muß, daß fie zu Verbrechen gegen die Sicherheit von Per— 
jonen oder Sachen gebraucht werden, herjtellt oder zur Her— 
ſtellung ſolcher Sprengmittel Anleitung gibt, wird mit Zucht- 
haus nicht unter fünf Jahren beftraft.” Art. 3 jagt das gleiche 
mit Bezug auf Die Aufbewahrung. Da ift nun dasjenige ent- 
halten, was eben fehlt für die Frage der Zuſtändigkeit nach 
Art. 1, Ziff. 10, M. St. G.O. Wenn bei unjerer Militärjuftiz 
alle Stride veißen, jo fann es jein, daß zulegt noch Die 
Artikel, die Herr Nob3 publiziert haben joll, und die Auf- 
rufe, die die Angellagten erlajjen Haben, als Sprengitoffe 
für die Disziplin der jchweizerifchen Armee bezeichnet werden 
und mit dieſer fühnen Änterpretation auch noch unter das 
Sprengitoffgejeb gebradt werden können. Es ſcheint, daß 
bei unjerer Milttärjuftiz nachgerade, wie bei Gott, fein Ding 
unmodglich tit. Sch lege Wert darauf, Das insbeſondere für 
die von mir vertretenen Angellagten noch bejonder3 zu unter- 
reichen, daß auch ihnen gegenüber die notivendige Behaup- 
tung fehlt. Dürr ift überhaupt nur angellagt wegen der 
angeblichen Zeilnahme an der Herjtelung des Flugblattes 
bom 7. November. Darüber habe ich gedient, da fann die 
Zuſtändigkeit nicht in Frage fommen. Gſchwend hat ſich nad) 
der Behauptung der Anklage und nach jeinen Angaben beteiligt 
an der Beratung der neun Forderungen, die im Aufrufe an 
das arbeitende Volk der Schweiz enthalten find. Dieje For— 
derungen find aber nicht Gegenſtand der Anklage in ihrer 
Totalität, jondern nur die beiden Punkte an die Wehrmänner 
und an die Eilenbahner. &3 kann alfo hier ein Sichmenden- 
wollen an die Militärperjonen im: Aktivdienſt nicht in Be— 


tracht fallen, e3 ift auch nicht behauptet. Aehnliches gilt von 


Kaufmann, von Reithaar und Schneeberger. Bei Reithaar 
fommt Hinzu, daß er nicht mehr anmejend war und ſich auch 
an der definitiven Abfaſſung des Flugblattes nicht mehr be- 
teiligte, daß er aber 200 Eremplare eines Flugblattes nad 
Zürich mitgenommen hat, ohne daß er das Flugblatt gefannt 
hätte und ohne daß von der Anflage behauptet wurde, Dieje 
Slugblätter ſeien an Soldaten verteilt worden. Herr NReit- 
haar hat bei feiner Ankunft in Zürich feitgejtellt, daß mit der 
liebenswürdigen Hilfe der Depejchenagentur der Inhalt des 
Flugblattes bereit3 publif war, jo daß er feine 200 Erem- 
plare umſonſt nad Zürich mitgenommen hatte. 
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Nun der Aufruf an die Eifenbahner und Staatsangejtell- 
ten. Hier verweiſe ich auf das, was bereit ausgeführt wor- 
den ift, daß dieſe feine Militärperjonen im Aktivdienſt waren, 
was auch durch den Bundesrat in feinem Kreisſchreiben vom 
21. Sanuar feitgejtellt worden iſt. Es darf vielleiht doch 
hervorgehoben werden, daß gerade Dieje Seite der juriſtiſchen 
Begründung der Anklage in der gefamten Deffentlichkeit ein- 
ftimmig al3 hohl, unhaltbar und unbegreiflich erklärt wurde. 
Sch habe nicht eine einzige juriltiihe Stimme vernommen, 
vor allem auch nicht in der bürgerlichen Preſſe, welche es 
verſtanden oder als begreiflich erklärt hätte, daß die Eiſen— 
bahner und das Staatsperſonal den Militärperionen im 
Aktivdienſt gleichgeitellt worden wären. Da3 gleiche gilt mit 
Bezug auf die Inſtruktion an die Eijenbahner. 

Nun kommt aber noch die Frage, ob die Zuftändigfeit 
nah Art. 8 der Verordnung vom 11. November 1918 gege- 
ben fei. Diefe Verordnung jagt in Art. 10, daß fie jofort in 
Kraft trete und daß der Bundesrat den Beitpunft beftimme, 
in welchem fie außer Kraft trete. Zu unterſuchen ift nun, 
was in Diefem Fall „ſofort“ heißt. Da haben mir einmal 
die bemerkenswerte Tatjache, daß der Herr Oberauditor bezm. 
fein G©tellvertreter, Herr Major Eugiter, es für notwendig 
fand, jeinen Herren Auditoren der Diviſions- und Terri- 
torialgerichte ein wenig vorzufauen, was die Herren dann 
vor den verjchiedenen Militärgerichten der Schweiz als Wie- 
derfäuer reproduzieren jollten. Sch denke, der Herr Auditor 
fennt diejen Befehl, dieſes Zirkular Kontrollfnummer 7000 
vom 11. Februar 1919. Es iſt ein Charakieriftifum unferer 
Militärjuftiz, daß fie mit derartigen Leitfäden arbeitet und 
nicht dem Ermejjen und dem juriltiichen judicium der Audi— 
toren überläßt, nach beitem Wiffen und Gewiſſen das Recht 
anzumenden beziv. für feine Anwendung zu jorgen, jondern 
daß jie den Herren Auditoren befiehlt, was jie zu glauben 
und ala Recht zu behaupten hätten. In dieſem Befehl, im 
deſſen glüdlichen Beſitz ich durch einen freundlichen Zufall 
gefommen bin, obwohl ich nicht zu Der ehrenmwerten Kategorie 
der Auditoren gehöre, findet fih am Schluß die Bemerfung: 
„Dei Diejer Sachlage werden hiermit die Auditoren angemie- 
jen, für die Behandlung der Zuiwiderhandlungen gegen die 
Berordnung vom 11. November 1918 von der Vorausſetzung 
der Wirkſamkeit derjelben vom 11. November an auszugehen 
und im Sinne der obigen Ausführungen vor den Gerichten 
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für die Anwendbarkeit der Verordnung einzutreten.” Bet 
diefer Surisdiftion haben wir es aljo nicht mehr mit einer 
vorausſetzungsloſen Wiſſenſchaft zu tun. Durch dieſe In— 
ſtruktion wird ein Befehl erteilt, wie man zu plädieren hat. 
Wir unſerſeits ſind in der glücklichen Lage, von unſeren 
Klienten keine Befehle entgegennehmen zu müſſen; ſo hoch 
wir dieſe Klienten auch einſchätzen, wir dürfen nach unſerem 
juriſtiſchen Gewiſſen und Urteil plädieren. Inſofern ſind 
wir in einer privilegierten Lage, und inſofern iſt zugunſten 
der Herren Auditoren, welche dieſe Sorte moderner Juris— 
prudenz zu produzieren oder, beſſer geſagt, zu reproduzieren 
haben, zu ſagen, daß ſie das nicht aus eigenem Willen tun, 
ſondern einem höheren Gebote Folge leiſten. Das ſtärkt 
nicht gerade die moraliſche Autorität einer derart von oben 
herab befohlenen Anklage, aber zur perſönlichen Entlaſtung 
der Herren Auditoren und ſpeziell des Herrn Auditors, mit 
dem wir zu plädieren die Ehre haben, dürfen wir in der 
Oeffentlichkeit immerhin feſtſtellen, daß andere die Verant— 
wortlichkeit für dieſe Jurisprudenz zu tragen haben. 

Nun wollen wir unterſuchen, wie dieſes Wörtchen „ſofort“ 
erklärt werden kann. Herr Kollege Dr. Farbſtein hat Ihnen 
m. E. das wichtigſte über die Publikationsvorſchriften geſagt. 
Nun könnte man ja erklären, in einer ſolchen Zeit, wie ſie 
der 11. November 1918 darſtellte, fehle unter Umſtänden die 
Möglichkeit, genau nach Geſetz und Recht die rechtzeitige 
Publikation vorzunehmen. Ich beſtreite zwar, daß das der 
Fall geweſen ſei, der Bundesrat wußte ſchon ſeit Jahren und 
Jahrzehnten, daß die Frage des Generalſtreiks die geſamte 
Arbeiterſchaft der Welt überhaupt beſchäftige, er mußte ins— 
beſondere, Daß das Verkehrsperſonal ſich das Recht des 
Streiks unter allen Umſtänden vorbehalten hatte. Er wußte 
das gerade aus den Diskuſſionen bei Anlaß der Militärorga— 
niſation und er wußte genau, daß ſchon im Suli/Auguft 1918 
die Entjcheidung auf des Meſſers Schärfe ſtand, ob das Per— 
jonal in den GStreif treten wollte oder nicht. Er hatte alfo 
alle Zeit und Gelegenheit, die nötigen Publikationen anzu- 
ordnen, zum Beiſpiel die nötigen Verordnungen zu erlafjen. 
Er hat das nicht getan. 

Aber wenn er jo gar nicht imftande geweſen märe, das 
Geſetz auf dem ordentlichen Wege zu promulgieren, jo wären 
ihm alle andern Mittel zur Verfügung geftanden: da3 Inſerat, 
der PBlafatanjchlag, das Ausrufen unter Trommelſchlag oder 
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dur den Weibel; furz, irgendwie hatte er die Möglichkeit 
der Befanntmahung. Der Bundesrat hat nun aber — und 
offenbar nicht zufällig, fondern bewußt und abjihtlich -— von 
allen andern Arten der PBublifationgmöglichfeit abgejehen, 
er hat nur die Möglichfeit angewendet, die durch die Gefeße 
und Verfaffung vorgejchrieben iſt. Daraus ergibt jich meines 
Erachtens der zwingende Schluß, daß das Wörtchen „ſofort“ 
in Urt. 10 der Verordnung vom 11. November nicht jagen 
will: Sofort, nachdem wir diefen Beichluß hier im Bundes- 
Haus gefaßt haben, fondern fofort nad der Publi— 
fation, im Gegenſatz zu der üblichen Negel, daß die Publi— 
fation dem Inkrafttreten mindeſtens um fünf Tage voraus— 
gehen fol. 

Sch werde Ihnen nachher noch nachweiſen, und zwar ge- 
fügt auf Ausführungen des Bundesrates felbjt, daß meine 
Auffafung zutreffend fein muß. Doc fei dem, mie dem 
wolle, ven Sat dürfen wir auf alle Fälle aufitellen: Ein Ge— 
jeß und inZbejondere ein Strafgeſetz kann nicht wirkſam wer— 
den, jolange nicht wenigſtens die theoretiihe Möglichkeit für 
die dem Geſetz Unterjtellten bejteht, von diefem Geſetz Kennt— 
ni3 zu nehmen. &3 darf nicht fein, daß jemand von einem 
Strafgefeg mit Strafe bedroht wird, ohne irgendiwie Die 
Möglihfeit zu Haben, von dieſem Geſetz Kenntnis zu 
nehmen. In diefem Hirfular an die Auditoren vom 
11. Februar 1919 erklärt allerdings Herr Major Eugiter, 
der Bundesrat habe feine Verordnung den Zeitungen mitge- 
teilt, momit er offenbar jagen will, wenn der Bundesrat die 
Hilfe der Depeihhenagentur in Anſpruch nimmt, um irgend 
etwas in die Beitungen zu geben, das jid als eine Verord- 
nung oder Reproduktion einer Verordnung gibt, dann jei 
das eine gültige Bublifation. E3 würde aljo ins Ermeſſen 
der Depejchenagentur gejtellt oder in das Belieben. irgend- 
einer Zeitung, das Inkrafttreten des Geſetzes zu bejchleumnt- 
gen oder zu verzögern oder gar zu verhindern. Sch glaube 
nicht, daß etwas Derartiges ernsthaft behauptet werden fann, 
bejonders nicht in jenen Zeiten, da die Zeitungen ſich als der 
große Ententeich erwiejen haben, da kann doch gewiß nicht jede 
aufflatternde Ente als offizielle Publikation einer Verord- 
nung angejehen werden. Dazu iſt es notwendig, Daß Die Ver- 
ordnung im amtlihen Tert mit den nötigen Unterjchriften 
publiziert werde. Das ift in feiner Beitung geſchehen, es ijt 
nicht geſchehen, weil der Bundesrat, wie ich, bereit3 gejagt 
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habe, dieje Form der Publikation durch Inſerat oder An— 
ichlag uſw. nicht wollte. 

Da gibt nun Die Inſtruktion des Herrn Majors Eugiter 
Aufklärung über dad, was der Bundesrat wollte, wie er 
publizieren wollte. &3 heißt nämlich in Ziffer 1 diefer In⸗ 
ſtruktion:; „Gleichzeitig wurde die Verordnung betreffend 
Maßnahmen gegen die Gefährdung und Störung der innern 
Sicherheit der Eidgenoſſenſchaft erlaſſen und unmittelbar 
darauf der ſchweizeriſchen Preſſe zur Bekanntmachung mitge— 
teilt. Außerdem iſt ſie ſofort zum Druck in die Eidg. Geſetz— 
ſammlung (Wr, 71, deutſcher Text: ©. 1161, franzöſiſcher 
Text: S. 1171, italieniſcher Text: S. 1329) gegeben worden, 
mit dem Auftrag, dieſe Verordnung im Hinblick auf den auf 
den 12. November angeſetzten Generalſtreik noch gleichen 
Tags zu veröffentlichen.” Da ſehen Sie, welche Publika— 
tionsart der Bundesrat gewählt hat, die gejebliche Publi- 
fationsart im der Gejebesjammlung. Auf dieſe allein kommt 
es an. 

Wann ijt dieje nun perfeft geworden? Darüber jagt ber. 
gleiche Befehl des Herrn Majors Eugjter: „Nach einem Be— 
richt der Oberpoftdireftion ift auch noch am gleichen Tage 
ſpät mit der Spedition begonnen worden. Die Beförderung 
und Berteilung des größten Teils der Auflage it dann aller- 
dings infolge des Generalitreif3 mehr oder weniger ver— 
zögert worden.” Es iſt charakteriftiih für diejes feine In— 
trument de3 Herrn Oberauditord bezw. feines Gtellvertre- 
ter3, daß er hier nun jorgfältig verjchweigt, wann tatjächlich 
die Publikation erfolgt iſt, wann die Gejegjammlung ver- 
jandt worden ift. WS frühejteg Datum fommt in Betracht 
nicht einmal das Datum, das auf dem Bundesblatt aufge- 
drudt iſt, der 13. November. Wenn irgendwelche Zatbejtände 
pom 12. oder 13. November in Frage kämen, müßten wir 
verlangen, daß zuerſt genau fejtgejtellt würde, wann dieſe 
Publikation tatjächlich erfolgt ijt, und erjt von dann an 
fönnte Die Verordnung als in Kraft getreten betrachtet 
erden. 

Sch habe behauptet, ich fünne mich auf den Bundesrat 
jelbit berufen für diefe meine Auffallung, und ich will diejen 
Ausweis nun mit Hilfe des Berichtes des Bundesrated an 
die Bundesverfammlung erbringen; de3 Berichtes, der abge= 
drudt it im Nr. 47 des Schweiz. Bundesblaties, der auch 
vom Herrn Auditor zitiert worden tft. In dieſem Bericht ift 
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erflärt, daß am 11. November ein Aufruf an das Schweizer- 
volk erlafjen jet, der beginnt mit den Worten: „Getreue, liebe 
Eidgenofjen“ (©. 67). Dort ift erwähnt: „Wir haben gleich- 
zeitig eine Verordnung betreffend Maßnahmen gegen die 
Gefährdung der innern Sicherheit... exlaſſen.“ Dieje Ber: 
ordnung jelbjt aber ijt nicht in Diefen Aufruf hineingenom— 
men worden, fie ijt nicht publiziert worden, obwohl der Auf- 
ruf, wenn ich recht orientiert bin, gegen Ende des Streits 
an berjchiedenen Orten tatjächlich angejchlagen wurde. Die 
Verordnung wurde nicht angejchlagen, weil der Bundesrat 
nicht die Plakatierung der Verordnung, nicht dieſe unge- 
möhnliche Bublifationsform wollte. Aber noch viel mehr: im 
gleichen Bericht jagt der Bundesrat auf Seiten 68/69: „Sm 
Anſchluß an diefe Verordnung richtete der Bundesrat an die 
Beamten, Ungejtellten und Arbeiter des Bundes folgenden 
Aufruf.” Nun kommt diefer Aufruf an das Bundesperfonal. 
Diefer Aufruf ſchließt mit folgenden Worten, die für den 
Willen und die Abjicht des Bundesrates von der größten 
Bedeutung find: „An alle diejenigen, welche geglaubt haben, 
ih) dem Landezitreif anjchließen zu follen, ergeht die Auf- 
forderung, die Arbeit binnen 24 Stunden wieder aufzuneh- 
men. Wer diejer Aufforderung nicht Folge leiftet, hat Strafe 
zu gewärtigen.“ Sa, Herr Öroßrichter, meine Herren Mili- 
tärrichter, wie ijt e8 möglich, daß der Bundesrat das fchreibt, 
wenn in der Verordnung der Satz „tritt ſofort in Kraft“ 
heißen will: tritt am 11. November in Kraft? Sn diefer Ver- 
ordnung wird es ja bei einer Buße bis zu 1000 Fr., bei Ge— 
fängnis biß zu einem Jahr verboten, ſich an einem Streik zu 
beteiligen. Der Bundesrat ftellt in jeinem Aufruf an das 
Bundesperſonal feit, daß ſich Schon ſoundſoviele dieſem 
Streik angeſchloſſen haben. Er ſagt nicht zu dieſen Leuten, 
ſie ſeien ſtrafbar, ſondern er ſagt, wenn ſie noch länger als 
24 Stunden ſtreiken, dann ſeien fie ſtrafbar, ſonſt aber nicht. 
Wie kommt er zu dieſen 24 Stunden? Sehr einfach. Er hat 
am 11. November Weiſung gegeben, daß die Verordnung 
publiziert werde, und er fonnte damals nad) dem von ihm 
permuteten Verlauf der Dinge annehmen, daß innert 24 
Stunden die Verordnung tatjächlich publiziert jei, womit fie 
dann in Nechtsfraft getreten wäre. Der Bundesrat hat alfo 
jelbft die Auffafjung gehabt, al3 er den Aufruf an das Bun— 
desperjonal richtete — der notabene ergangen iſt nad) eigener 
Erflärung des Bundesrates, nachdem die Verordnung von 
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ihm erlafjen worden it —, daß damals die Beteiligung am 
Streik nicht jtrafbar war. Er fonnte eine ſolche Auffaflung 
nur dann vertreten, wenn er der Meinung war, daß Diele 
Verordnung noch nicht, alſo nicht jofort im Sinne der heuti- 
gen Anklage, in Kraft getreten fei. Damit ift, wie ich glaube, 
unmiderleglich dargetan, daß der Bundesrat die Auffaſſung 
der Anklage nicht teilt in bezug auf die Snterpretation des 
Wörtchens „ſofort“. Es iſt nun vielfagend, daß mit feinem 
Wort etwa jo etwas wie, eine authentiiche Anterpretation des 
Bundesrates vorliegen würde, dahingehend, daß er die Ab- 
jiht hatte, diefe Verordnung jofort am 11. November in 
Nechtsfraft zu erklären. Der Bundesrat iſt ſonſt nicht fo 
ihüchtern. Er hat befanntlih noch im letzten Jahr eine 
große Verordnung über die Anwendung der Friegämwirtichaft- 
lichen Otrafbeitimmungen erlaſſen, mo er ich jelbit interpre- 
tiert hat. Bei dem ganz hervorragenden politifchen Intereſſe 
an diefem Prozeß und bei der lebenswichtigen Bedeutung 
der vielen PBrozefje, die gegen Eiſenbahner uſw. anhängig 
find, hätte e3 der Bundesrat wahrſcheinlich nicht unterlaffen, 
jeine Willensmeinung etwas Deutlider zu dofumentieren, 
wenn er das im Sinn der Anklage hätte fertigbringen kön— 
nen. Er hat e3 nicht getan, und auch diejeg Schweigen muß 
erklärt werden als eine Aufrechterhaltung des Willens, wie 
er in den Meußerungen ausgedrücdt ift, Die ich Ihnen vor— 
getragen habe. 

Es ist Ihnen nun vom Herrn Kollegen Tarbitein bereits 
nachgewiejen worden, daß es fich nicht bloß darum handelt, 
die Stage zu beantworten, ob diefe Verordnung am 11. No— 
vember rechtäfräftig geworden jei, jondern ob fie rückwirkend 
jei oder nicht, denn der Bundesrat hat diefe Verordnung am 
Bormittag ded 11. November erlaſſen und unterjchrieben, 
womit nad) der Behauptung der Kronjuriften, die das Zir— 
fular vom 11. Februar auf dem Gemiljen haben, die Rechts— 
kraft gegeben ift. Alle diefe Handlungen, die Gegenitand der 
Anklage find, liegen nad) der eigenen PVarjtellung der Gegen— 
partei in einem Zeitraum, in welchem von diejer Verord- 
nung noch nicht8 vorhanden war. Es handelt ſich aljo tatjäch- 
lich um die Trage, ob die Verordnung rückwirkende Kraft hat. 

Da möchte ih nun einige Bemerkungen machen Darüber, 
ob ein Strafgejeßbuch überhaupt rückwirkend fein kann. Herr 
Kollege Dr. Farbftein hat Shnen bereit einige aus der 
Bibel zitiert und Shnen gejagt, daß ich Ihnen aus dem römi— 
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ihen Recht einiges jagen werde. Sch muß aber vorher noch 


in das Gebiet des Herrin Dr. Farbitein übergreifen, obwohl 
eigentli er da eher legitimiert ift, darüber Auskunft zu 
geben. Das erſte Strafgefegbuch, wenigſtens nad) biblifcher 
Auffafjung, hat jemand erlaſſen, der die allerhöchſten Voll— 
machten befißt, und zwar ordentlicherweije, nicht bloß außer- 
ordentlicherweife. Dieje Strafgejeßgebung findet ſich im 
1. Buch Moſis, Kapitel 2, Vers 16, 17. Es hat jener höchſte 
Gejebgeber es nicht unterlafjen, dem verehrten Publikum, 
da3 damals in Betracht fam, zum voraus mitzuteilen, was 


erlaubt jet und was nicht, und er hat nicht arme Sünder mit 


rückwirkender Kraft beitraft. Dort heißt es: „Der Herr gebot 
den Menjchen und ſprach: Du ſollſt effen von allen Bäumen 


im Garten — ein Gebot, das notabene heute nicht mehr in. 


pollem Umfang gilt —; aber von dem Baum der Erkenntnis 


de3 Guten und Böſen jolljt du nicht ejjen, denn welches Tages 


du davon tjjeit, wirjt du des Todes sterben.” Das hat ſchon 
zum voraus das Gebot bekanntgegeben und die Strafſank— 
tion hinzugefügt. So iſt es meiter gegangen via Moſes und 


Konforten bis auf den heutigen Tag. Auch das römiſche 
Necht hat dieſe Auffafjung ungmweideutig vertreten, und zwar 


Ihon Theodoſius. Ich zitiere nach Laſſalle, Syjtem der er- 
iworbenen Nechte, Ausgabe von Blum. Theodofiug hat im 
Sahr 440 eine Verordnung erlaffen, deren wichtigster Punkt 
lautet: « Leges et constitutiones futuris certum est dare 


formam negotiis, non ad facta praeterita revocavi, nisi 


nominatim et de praeterito tempore et adhuc pendenti- 


bus negotiis cautum sit.» Und Anaſtaſius jagt: « Qum 
conveniat leges futuris regulas imponere non praeterıitis 


calumnias excitare.» Wenn man ein ®ejeb rückwirkend 
anwenden wollte, wäre das eine Kränkung (calumnia) 


deſſen, was früher geichah. Es ift eine Verleumdung, ‚bon 


einem zu behaupten, er hätte fich einer jtrafbaren Handlung 
Ihuldig gemacht, wenn man ein Geſetz dazu. rückwirkend er— 
Hären muß. | | | | oil 
ER: Das ift Zivilrecht. N | He 
Huber: Gewiß, das ijt Zivilrecht, ich werde aber gleich 
da3 Strafrecht zitieren. Wir finden im franzöſiſchen Recht 


jhon in den während der Revolution erlafjenen Konjti- 


tutionen dieſe Trage ebenfalls als Gegenſtand ſehr einläß- 
licher Unterſuchungen. Die Konſtitution vom 24. Juni 1793 


ſagt in Art. 14 mit einer Präziſion, die abſolut unzweideutig 
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iſt: « L’effet retroactif donne A la loi serait un crime.» 
Und die Konftitution vom 5. Fruktidor III (22. Auguſt 1795) 
jagt: « Aucune loi, ni ceriminelle ni eivile ne peut avoir 
d’effet retroactif.» 

Wenn Sie ſich aber nicht mit ausländischen Autoren be— 
gnügen, wie Römer, Juden ujm., jo wollen wir zur Ab— 
wechjlung emen engern Londsmann von Herrn Decoppet 
zitieren, der ebenfalls eine gewiſſe Autorität beanjpruchen 
fann, wenn er vielleicht auch nicht die formale su. ci 
eines eidgenöſſiſchen Bundesrats anrufen dürfte: Benjamin 
Conſtant, welcher jagt: « La r&troactivit& est le plus grand 
attentat que la loi puisse commettre; elle est le d&chire- 
ment du pacte social, elle est Pannulation des conditions, 
en vertu desquelles la soci&t& a le droit d’exiger l’obeis- 
sance de P’individu, car elle lui ravıt les garanties qu’elle 
lui assurait en öchange de cette obeissance qui est un 
sacrifice. La retroactivite öte à la loi son caractere, 
la loi qui retroagit n’est pas une loi.» In emer 
icharfen und logiſch abjolut unmiderlegbaven Weile ift das 
von Lafjalle jelbft in dem bereit3 erwähnten „Syſtem der 
erworbenen Nechte” Dargetan worden. Ich zitiere nach Der 
Ausgabe bei Pfau, herausgegeben von Erid, Blum, ©. 41: 
„Der Begriff der Rückwirkung iſt nämlich fein. anderer als 
der — eines Eingriffg in die Freiheit und 
Zuredhnungsfähigfeit des Menſchen.“ 

„Nur darum iſt Rückwirkung unſtatthaft. — In der Ge— 
ſellſchaft iſt und ſoll der Menſch [rei jeim; ſelbſt noch ber 
Verhrecher wird in und bei der Strafe als eim freies 
und freiwilliges Weſen betradtet, dem er 
wußte, welche Strafe auf jein Verbrechen gejegt war, und 
wenn er dasjelbe dennoch beging, jo hat er freiwillig jich Dies 
ten ihm befannten Folgen unteriworfen. Weiß er die Bedeu— 
tung und Folgen jeiner Tat nicht, jo ſpricht ihn das Geſetz 
telbit als ungurehnungsfähig frei. Die Rückwirkung darf 
alfo nicht ſtattfinden, weil Pen das Individuum dem Geſetz— 
geber und Nichter jagen kann: Hätte das Gejeg damals auf 
meine Tat diefe Folgen gejeßt, jo hätte ich die Tat nicht 
begangen, denn ich war frei, ſie zu laſſen und zu tum. Ver- 
urteilt man ihn troß dieſes Einwandes, jo Tann man ihm 
dieje Verurteilung wicht mehr als Folge jeineg jreien 
Wählens, ſeines freibewußten Willens hin⸗ 
ſtellen, fondern es iſt ihm eine hinterliftige und pofittve Ge- 


27 


67 
walt angetan worden. Durchaus ebenſo verhält es fc im 
Privatrecht. Denn dieſes iſt überhaupt nichts anderes als 
die Realiſation der Willensfreiheit des Individuums. Wird 
alſo durch ein ſpäteres Geſetz rückwirkend die freiwillige 
Handlung eines Individuums getroffen, ſo iſt ihm ſein Wille 
entſtellt und in einen andern umgewandelt worden, weshalb 
ein franzöfiicher Rechtslehrer (Toullier) mit einem glüdlich 
gewählten Ausdruck die Netroaftivität eine „dem Individuen 
vom Gejeßgeber geftellte Falle“ (un piège tendu aux indi- 
vidus par le l&gislateur) nennen fann. Someit auch die 
Macht des Gejehgebers reihen mag, jo meit veicht fie mie- 
mals, zu bewirken, daß ein Individuum etwas anderes 
wollte, als es gewollt hat. Ein folches rückwirkendes Geſetz 
bringt aljo ex post hervor, daß das Individuum ein anderes 
gewollt und ein anderes getan hat, das heißt es tut dem 
Individuum Gewalt an und verftößt ſomit von Grund aus 
gegen den Begriff des gejamten Nechts, der nur darin 
bejteht, gerade Die Nealifation der Willensfreiheit zu fein. 
Ein ſolches Geſetz ift daher Fein Geſetz, denn es ift das ab- 
jolute Unrecht, die Aufhebung de3 Redt3- 
Degetiespüberhaupk“ | 

GN: Es ift nicht behauptet worden, daß ein Geſetz rück 
wirkende Kraft hat. 

Huber: Ich behaupte, daß die Anwendung der Verord- 
nung vom 11. November 1918 auf die Handlungen, die be- 
gangen worden find vor 12 Uhr mittags des 11. November 
eine rückwirkende Anwendung diefer Verordnung wären, 
denn Dieje Verordnung bejtand damals noch nicht, und alleg, 
was im der Anklage drin ift, ift angeblich geſchehen am 10./11. 
November. 

GN: Jh perſönlich bin mit Ihnen einverſtanden. 

Huber: Das freut mich, und ich hoffe, daß das ganze 
Gericht mit Ihnen einderftanden ſei. Dieſe unjere Auf 
faſſung ergibt ſich aus dem Zweck des Necht3 und aus dem 
Zweck des Strafrecht3 im bejondern. Die Charafterijierung 
der rüdwirfenden Kraft, jo wie fie hier gegeben worden. ift, 
wäre die Wufhebung des Geſetzes, die Anwendung der Ge- 
walt. 

Das will ic Ihnen an Hand der Ausführungen der An- 
flagejchrift jelbit dartun. Was jagt der Bundesrat nach dem 
Zitat in Ziff. 5 der Anflagefchrift: „Am Sonntag den 
10. November 1918 verlangte eine Delegation des Oltener 
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Aktionskomitees vom Bundesrat die Zurücdnahme der Trup- 
pen, mit der Androhung, daß im Weigerungsfall vom Mon— 
tag den 11. November an der Landesitreit Pla greifen 
werde.” Am 10. November fommt aljo eine Vertretung de3 
Aktionsfomitees zum Bundesrat und jagt: „Wenn dag Mili- 
tär nicht zurücdgerufen wird, werden Sie den Generalitreif 
haben mit Einſchluß des Verkehrsperſonals.“ Was jagt der 
Bundesrat? Der Bundesrat mußte nun, wenn er Diele 
Dinge als ftrafbar erklären wollte, diefen Leuten jagen: „Ich 
mache Sie jebt ſchon darauf aufmerfiam, daß, wenn etwas 
Derartiges geplant wird, ich das unter Strafe jtellen werde. 
Alles andere war oder wäre — ich jage lieber wäre, denn der 
Bundesrat wollte das nicht — hinterliftig gemwejen, eine ganz 
gewöhnliche Falle, welche diefen Leuten gejtellt worden wäre. 
Der Bundesrat hat von allem dem nichts gejagt, jondern 
er jagt nach dem Bericht, ven er ſelbſt geichrieben hat, der 
vom Auditor zitiert wird: „Der Bundesrat wies dieſes An— 
innen ad, indem er darauf hinwies, daß er zum Schuß der 
öffentlichen Ordnung verpflichtet jei und die VBerantivortung 
für die fofortige Yurüdztehung der Truppen unmöglich über- 
nehmen fünne. Der Bundesrat machte die Vertreter des 
O. A. K. ausdrücklich aufmerfiam”, worauf? etwa auf die 
Strafbarkfeit ihres Vorhabens? Keine Rede, jondern „auf 
die ungeheure Berantiwortlichkeit... al3 auch mit Bezug auf 
die internationale Lage der Schweiz überhaupt.” Er drohte 
nicht etwa mit der Strafe, jondern er bat die Herren ein- 
dringlich, da große Unglüd eines Generaljtreifs nicht über 
unfer Land heraufzubeſchwören. Das ift die ganze Erflä- 
rung: „Bitte, tun Sie das nicht, es ijt ein Unglüd, dag Sie 
über das Land heraufbejchwören.” Aber mit feinem Wort 
hat der Bundesrat gejagt: „Herr Grimm, wenn Sie das tun, 
jo haben Sie zu risfieren, daß wir Sie ein Jahr lang ein— 
ſperren laſſen, ebenſo wie die andern Herren vom Aktions— 
fomitee und von der Leitung der Eifenbahner. Man muß 
annehmen, der Bundesrat habe damals noch gar nicht daran 
gedacht, eine folche Verordnung zu erlajjen. Es wäre hinter- 
fiftige Gewalt, nun diefe Verordnung, die am 11. nachts 
noch nicht einmal verteilt war, anwendbar machen zu wollen 
auf dasjenige, was am 10. November und in der Nacht bon: 
10. auf den 11. November gejchehen tft. Das wäre die Um— 
drehung der Kompetenzen, eine Fälihung des Zwecks des 
Rechts. Es gibt allerdings eine Auffaffung des Strafrechts, 





welche lediglich beherrſcht ift von dieſem Bedürfnis nach 


69 


Rache, aber das ijt nicht die Auffaſſung unjeres Rechts, über— 


haupt nicht eines zipilijierten Nechts, daß der Staat ſagen 


würde, wenn irgend etwas gejchehen ift, was ihm nicht ge . 
fallt, daß nun ein Gejeb gemacht werde, Durch welches das 
Gejchehene unter Strafe gejtellt werde. Hier trennen fich Ge— 
ſetzgebung und Geſetzesanwendung. Daslirteil, daS auf Grund 
des geſetzten Rechts gefällt wird, das judiziert über das Ver— 
gangene, das Geſetz aber zieht Konſequenzen aus dem Ge— 
ſchehenen, um Rechtsregeln zu geben für das, was in Zukunft 
geſchehen darf oder nicht. Es darf etwas ſtrafbar erklären für 
die Zukunft, weil gewiſſe Lücken entdeckt worden ſind nach der 
Auffaſſung der Geſetzgeber, aber niemals hat der Geſetzgeber 
das Recht, die Sache nun ſo zu drehen, daß er ſich nun ſelbſt 
zum Richter über das Vergangene aufwerfen wollte. Das 
würde man tatſächlich tun, wenn man die Verordnung ſo an— 
wenden wollte, wie der Herr Oberauditor das durch ſeinen 
Stellvertreter den Herren Auditoren al die zu bertretende 
Forderung diktiert hat. Damit will tatjächlich gejagt werden, 
der Bundesrat habe jih davon überzeugt, daß die Herren 
Grimm und Konſorten irgend etwas gemacht haben, und nun 
wolle man die Herren, weil man jie einmal in der Gewalt 
habe, auf dieſe Art unſchädlich machen, indem man ein Ge— 
je macht, da3 diefe Handlungen als ftrafbar erklärt. 

Wenn Das möglich wäre, Herr Großrichter, meine 
Herren Militärrichter, Dann hört natürlich jede Nechtsjicher- 


beit auf, dann wiſſen wir nicht, ob nicht jegt drüben im Bun— 
deshaus auf Grund der Erfehrungen der letzten Verhand- 


lung vor Shrem Gericht eine Verordnung beratem wird, des 
Inhalts, daß Verteidiger, welche jolche Angeklagte verteidt- 
gen und mit Erfolg verteidigen, wegen Gehilfenjchaft oder 
Begünfjtigung noch beftraft werden müflen. Sie müjjen even— 
tuell auch riskieren, daß ein Militärgericht, daS derartigen 
Verfügungen nicht dem nötigen Fritiflofen Nejpeft entgegen- 
bringt, auch noch als ſtrafwürdig erklärt wird. Das klingt 
abjurd, aber lange nicht fo abjurd wie dasjenige, mad man 
tatſächlich will. 

Dies find die Ausführungen, die ich bezüglich der rüdwir- 


fenden Kraft, die tatfächlich gefordert wird, zu machen habe. 


Wenn e3 anders ilt, wenn nicht rücwirfende Kraft verlangt 


wird, dann bitte ih den Auditor, mir Tag, Stunde und 


Minute zu nennen, in welchem die Verordnung vom 11. No— 
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vember in Kraft getreten iſt. Das wiſſen wir nämlich bis 
heute noch nicht. Ich bitte weiter, Tag, Stunde und Minute 
zu nennen, in Welke die Angeklagten gehandelt haben, und 
mir zu zeigen, daß in jener Anklagejchrift die Behauptung 
enthalten ilt, daß die Angeklagten ji vor jenem Moment, 
da die Verordnung in Kraft getreten ift, gehandelt haben. 
Wenn er das nachweiſt, dann habe ich unrecht, folange er 
dag nicht nachweiſt — und er kann e8 nicht nachtveifen —, 
habe ich recht. 

OR: Ich verfüge Unterbrechung der Verhandlungen bis 
ZUlihr. un 


Sigung vom 12, März 1919, nachmittags. 


GN: Die Verhandlungen werden wieder aufgenommen. 

Wir haben heute morgen über die Kompetenzeinrede der Ver- 
teidigung verhandelt und fahren in der Behandlung Diejer 
Stage fort. 
Fürſprech Steiner: Ich beantrage namens meiner 
Klienten Allgöwer, Lang und Schmid, e3 wolle jich dag Mili- 
tärgericht: für die Beurteilung der gegen fie erhobenen An- 
Hagen als unzuftändig erflären und die jämtlichen Koſten 
des Berfahrens der Eidgenofjenichaft überbinden. 

Die beiden Angeichuldigten Lang und Allgöwer find an- 
geflagt der angeblichen Beteiligung ber der Abfaſſung des 
Aufrufe vom 11. November rejpeftive 10. November 1918 
und der Mitwirkung bei der Abfaffung der Inſtruktion und 
des Aufrufe am die Eiſenbahner vom gleihen Datum. 
Beide Imprimate vom 11. November find nach den Feſtſtel— 
lungen in der Anklageſchrift nicht etwa an diefen Datum 
verfaßt worden, fondern am 10. November. Die Anklage 
felbit behauptet auch nirgends — ich Itelle das ausdrücklich 
feſt —, daß dieje beiden Imprimate von emem der beiden 
Ange] chuldigten, Die ich hier- zu verteidigen habe, an die Trup- 
pen, reſpektive an Soldaten im aktiven Dienjt verteilt wor— 
den jeien. Die Anflagejchrift behauptet überhaupt die Ver- 
breitung diejer beiden Imprimate lediglich durch drei An- 
neichuldigte. Sch verweife Sie auf Nr. 33a, b und e der 
Anklageichrift. Ste behauptet, dieje beiden Jmprimate ſeien 
durch die Angefchuldigten Platten, Schmid und Nobs ver- 
breitet worden, von Platten perjönlic im Automobil, 
während die beiden andern der Verbreitung durch Aufnahme 
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in die von ihnen redigierten Blätter beſchuldigt ſind. Daß 
dagegen die andern Angeſchuldigten ſich in irgendeiner Weiſe 
der Verbreitung dieſer Druckſchriften ſchuldig gemacht hät— 
ten, wird in der Anklageſchrift nirgends behauptet. Wenn 
auch geſagt wird, daß der Aufruf — es betrifft übrigens 
denjenigen vom 7. November, der meine beiden Klienten 
nichts angeht — in Zürich verbreitet worden ſei, was heute 
als unrichtig bereits nachgewieſen worden iſt, ſo wird doch 
nicht behauptet, daß einer der Angeſchuldigten ſich dieſer 
Verbreitung ſchuldig gemacht habe. Es fehlen ſomit vorlie— 
gend alle Vorausſetzungen für die Zuſtändigkeit des Mili— 
tärgerichts im Sinne von Art. 1, Ziffer 10, der M. St. G. O. 
Es fehlt aber auch die Vorausſetzung für die Zuſtändigkeit 
des Militärgerichts nicht nur bezüglich der Anklage, ſoweit 
ſie auf Meuterei geht, ſondern auch bezüglich der Anklage, 
ſoweit ſie darauf abſtellt, daß eine Zuwiderhandlung gegen 
die Bundesratsverordnung vom 11. November 1918 vor- 
liege. Diefe VBorausfegung fehlt Hier einmal deswegen, met! 
dieje Verordnung damals noch gar nit in Wirkſamkeit ge- 
treten jein fonnte. Ich will nicht auf das zurückkommen, was 
heute nach diejer Richtung ausführlich, gründlich und zu— 
treffend gejagt worden ift von meinen Vorvednern, jpeziell 
den Herren Dr. Farbitein und Fürſprecher Huber, day 
die Verordnung früheftens als am 11. November in Straft 
‚getreten erflärt werden Fonnte, wenn man ihr nicht aus- 
drücklich rüchwirkende Wirkung zuerteilen wollte, was für ein 
Strafgeſetz ſelbſtverſtändlich ausgeſchloſſen iſt. Auf dieſen 
Standpunkt hat ſich das Militärgericht bereits ſchon im frü— 
hern Entſcheid geſtellt, und der Herr Großrichter hat heute 
ſeine perſönliche Zuſtimmung zu dieſer Auffaſſung ausdrück— 
lich gegeben. Es kann alſo feine Frage fein, daß die Bun— 
desrat3berordnung vom 11. November am 10. November 
1918, als dieje beiden Aufrufe und Inſtruktionen nad den 
Feititellungen der Anklageſchrift felbjt verfaßt wurden, noch 
gar nicht in Wirkſamkeit und Kraft waren. 

Aber fie könnten auch deswegen noch nicht im Anwen— 
dung fommen, weil, wie ihre Inſtanz bereit& im ihrem frü— 
dern Entſcheid fejtgeftellt hat, die Eifenbahner damals ja gar 
nicht rm aftiven Dienſt gejtanden find. Sch berufe mich in 
diefer Hnficht auf die Werfung und das Hirfularichreiben 
des Bundesrates an Die Kantonsregierungen vom 21. Ja— 
nuar 1919. Sie ſehen hieraus, daß von einer Slompetenz- 
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erflärung bezüglich der angeblichen Vergehen, deren die bei- 
den Angefhuldigten Lang und Allgöwer beſchuldigt jind, die 
Rede nicht jein fan. d | 

Die Frage nun, ob Redakteur Schmid hier. vor die In— 
tanz des MilitärgerichtS gehört, erledigt jich nach meiner 
Anſicht noch einfacher: Bezüglich der Frage der Meuterei- 
Tann abjolut fein Zweifel bejtehen, daß hier die Zuſtändig— 
feit des Militärgeriht! im Sinne von Art. 1, Ziffer 10, 
nicht gegeben iſt. Er fann als Berfajjer des Smprimates 
nicht im Betracht fommen, das jtellt auch die Anklagejchrift 
ſelbſt feſt. Die Frage it nun, ob er als Verbreiter ſich even— 
tuell einer jtrafbaren Handlung hätte ſchuldig machen kön— 
nen, im Sinne der Urt. 20 und 58 ff. des Militärſtrafgeſetz— 
buches als Gehilfe. 
Nun aber hat das Kafjationsgericht jchon im Jahre 1915 
zweimal in dem Urteil in Saden gegen Allensbach, Redak— 
teur des „Feuille d'Avis“, und im Falle Meinen, Hilfsredaf- 
teur der „Neuen Freien Zeitung”, beide publiziert im Jahr— 
gang 1915 der „Schweizeriſchen Zeitichrift für Strafrecht”, 
©. 205 ff. und 224 ff. fejtgejtellt, daß der Art. 20 des Milt- 
tärjtrafgejege3 nicht in Dem Sinne ausgedehnt werden fann, 
daß unter Zuhilfenahme des Bundesgeſetzes über das Bun— 
desitrafreht vom Jahre 1853 die Grundſätze dieſes Geſetzes 
bei Preßvergehen auf das Militärftrafgejeg übertragen wer— 
den fünnen. Es jchreibt: „Die erfte gegen das Urteil des 
Divifionsgericht3 erhobene Rüge bejteht im der Behauptung 
— es handelt ji) um einen Injurienprozeß, was natürlich 
nicht3 ändert, ob Injurie oder Meuterei in Trage fommt —, 
Art. 162 in Verbindung mit Art. 20 des MSt. G. B. ſei 
verlegt. Meinen ſei nicht Verfaſſer des eingeflagten Zei— 
tungsartifeld, alſo auch nicht der Urheber der Ehrverletzung. 
Auch als Gehilfe oder als Begünftiger fomme er nicht in Be— 
tracht. Er habe höchſtens den von: einem andern ihm zuge- 
ſandten Brief durch die Prefje „verbreitet”. Dafür jehe jedoch 
das Militäritrafgejeßbuch feine Strafe vor. Es gehe auch 
nicht an, die in andern Geſetzen, zum Beiſpiel im Bundes— 
itrafrecht von 1853 vorgejehenen Grundjäge der ſtufenweiſen 
VBerantwortlichfeit bei Preßvergehen auf das Militärſtraf— 
recht zu übertragen. Infolgedeſſen jei die Erflärung eines 
vor dag Militärgericht geftellten Angeklagten, er übernehme 
die Verantwortung ohne rechtliche Wirkung.“ Darauf jtellt 
dann das Militärkafjationsgericht feit: „Was der Kaſſations— 
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kläger über die Nichtanwendung der Säbe von der jtufen- 
weiſen Verantwortlichkeit im Militärftrafrecht ausführt, iſt 
richtig.“ Es beruft ſich das gleichelltteil dann auf das zwei 
Monate früher ergangene Urteil in Sachen Allensbach, wel— 
ches die dort ſchon aufgejtellten Grundſätze nad; dieſer Rich— 
tung durchaus beitätigt. Ste jehen hieraus, daß von eimem 
militäriihen Vergehen gegenüber dem Nedafteur Schmid, 
joweit die Meuterei als eine Trage des Militärſtrafgeſetzes 
in Stage fommt, die Rede nicht jein kann, und daß er jelbit- 
verjtändli dann auch nicht — meil die Anflagejchrift jelbit 
nicht behauptet, daß er im Sinne der Feititellungen im Urteil 
diejen Aufruf direft an Soldaten im aktiven Dienst verteilt 
habe — vor das Militärjtrafgericht gejtellt werden kann, weil 
‚hier Art. 1, Ziffer 10, M. St. ©. DO. nicht zutrifft, da dort 
ausdrüclich vorgejchrieben tft, daß nur ſolche Zivilperſonen 
por das Militärgericht gejtellt werden fünnen, die Militär- 
perjonen im aktiven Dienst zur Verlegung wichtiger militäri- 
ſcher Obliegenheiten verleitet oder zu verleiten gejucht haben. 
Auch von einem direkten Verſuch zur Berleitung im Sinne 
der Zeititelungen im Urteil Sigg fann bei Redakteur Schmid 
die Rede nicht fein. 

Kun die Frage bezüglich der Anwendung der bundegrät- 
fihen Berordnung vom 11. November 1918. &3 iſt allerdings 
richtig, Daß nach Art. 7 diejer Verordnung die Bejtimmungen 
von Art. 69 bis 72 des Geſetzes betreffend das Bundezitraf- 
recht der ſchweizeriſchen Eidgenoſſenſchaft vom 4. Februar 
1853 zur Anwendung fommen würden au) für Druckſachen, 
für Beitungsartifel, wenn in dem Zeitpunkt, da dieſer Aufruf 
vom Redakteur in die Prefje gegeben worden ijt, dieſe Bun— 
desrat3verordnung jchon in Kraft gewejen wäre und er dann 
nicht unter Berufung auf das Urteil Meinen hier die Kom— 
petenzeinrede erheben könnte. Mlein auch er kann ſich dar— 
auf berufen, daß in jenem Zeitpunkt Die bundegrätliche Ver— 
ordnung unmöglich in Kraft getreten fein konnte. Diejer 
Aufruf it zugegebenermaßen ſchon am Montagpormittag, 
de3 11. November erichienen. ‚Niemand mird, auch wenn 
man annehmen wollte, daß die bundesrätliche Verordnung 
ſchon damals aus der Feder des Kanzlers geflofjen, vom 
Bundesrat bejchloffen geweſen fei, behaupten mollen, daß 
fie damals jchon Gejegesfraft erlangt habe, bevor fie jonit 
irgend jemandem außer den Mitgliedern des Bundesrates 
ſelbſt befannt gewejen wäre. Aber jelbit dann, wenn fie nicht 
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zu ſpät gefommen, um den Nedakteur Schmid noch fallen zu 
fünnen wegen der Aufnahme diefes Aufrufes in jein Blatt, 
jelbft in diefem Falle, dürfte er hier niht allein als Ange- 
Itchuldigter ftehen, jondern es müßten alle Nedaftoren joztal- 
demokratiſcher Blätter und eine ganze Anzahl von Nedaf- 
teuren bürgerlicher Blätter, in denen diejer Aufruf erjchienen 
ijt, vor Ihrem Gericht ericheinen. Es ijt heute der „Bund“ ge- 
nannt worden; ich kann darauf hinweiſen, daß der Aufruf 
auch in Olten in ‚bürgerlichen Zeitungen erichtenen ijt und 
daß eine große Zahl von Blättern denjelben noch jpäter ge- 
bracht hat. Sie jehen, daß ſich Redakteur Schmid in guter Ge— 
jellichaft befinden würde. Es wäre jtoßend, wenn man ihn 
allein Deswegen verurteilen wollte, weil er zuerjt dieſen Auf- 
ruf gebracht hat, nachgewielenermaßen zu einer Seit, Da Die 
bundesrätliche Verordnung noch gar nicht in Kraft und Wirk— 
jamfeit jein konnte. Ste fehen alſo, daß auch Redakteur 
Schmid nicht vor das Militärgericht gehört wegen des angeb- 
lichen Vergehen, dejjen er hier beſchuldigt ift. 

Ich beziehe mich übrigens bezüglich meiner Klienten in 
allen Zeilen auf das, was heute jhon von meinen Vorred- 
nern vorgebracht toorden it, um für ihre Klienten bie Ein- 
rede Der Inkompetenz zu begründen. 

Es iſt heute Schon dem Herrn Auditor ſpeziell vom erjten 
Verteidiger, Herrn Dr. Farbitein, der Vorwurf gemacht 
worden, daß die Anklagejchrift in tatſächlicher Hinficht nicht 


nur leichtfertig, jondern teilmeife auch vollſtändig unrichlig 


abgefaßt worden jei. Sch kann dieſe Nüge hier ergänzen, 
und ich wahre mir ausdrüclich alle Kaſſationsrechte nach die— 
jer Richtung. Die Anklageichrift muß auch m rechtlicher 
Sinficht teilmetie als jehr leichtfertig und oberflächlich bezeich- 
net werden, jie verjtößt in dieſer Hinſicht Tpeziell 
gegen Urt. 124, Ziffer 4 M.St. G.O. Diejer Wrtifel 
Ichreibt ausdrüdli Die Bezeichnung der anzumendenden Ge- 
jeßartifel vor. Er verlangt alſo nicht bloß das Yitat des Ge— 
jeßes, auf das jich der Auditor beruft, Tondern es wird aus— 
drüclich verlangt, daß die Gejegartifel benannt werden. Der 
Geſetzgeber wollte, daß der Angefchuldigte und Die Verteidi- 
gung darüber im Haren jeien, welcher jpeziellen Vergehen 
der Betreffende angeichuldigt werden will. Der Gejebgeber 
wollte auch, daß der Angejchuldigte und fein Verteidiger das 
nicht erit in der Verhandlung erfahren, jondern jhon vor— 
her, damit eine richtige Verteidigung möglich it und die 
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Rechte der Verteidigung in feiner Weife verkürzt werden, 
wie das die M.St. G. O. auch ausdrüdlich vorfchreibt.. Ich 
berufe mich in diefer Hinficht auf den SCommentar von Stoof 
zu Urt. 124, Hiffer 4, wo ausdrüclic; daran feitgehalten 
wird, daß der Auditor verpflichtet jei, die betreffenden Geſetz— 
artikel, unter Umjtänden auch die verjchiedenen Ziffern, dte 
er angewendet wiſſen wolle, anzurufen, und zwar in der An— 
Tlagejchrift jhon. Nun Hat der Herr Auditor das im 
porlisgenden Fall getan, jomweit die Bejtimmungen des Mili- 
tärjtrafgejeßbuches und der M.St.©.D. in Betracht kommen, 
nicht aber ſoweit die Verordnung des Bundesrates vom 
11. November angerufen ijt. Es ijt ohne weiteres klar, daß die 
vorliegende Anklage jich nicht auf die vollftändige Verordnung 
de3 Bundesrates jtüben Tann, jondern es fünnen bier jeden- 
fall3 nur zwei bis drei Artikel in Betracht fommen, auf alle 
Fälle nicht Artikel 4 und 5, die ganz andere Delifttatbeitände 
aufitellen, als jie hier in Frage kommen fünnen. Es märe 
Pflicht des Auditors geweſen, nach diefer Richtung genau zu 
präziſieren und Schon in der Anklagefchrift die Artikel zu be- 
zeichnen, auf die er die Anklage genen die hier Angejchuldig- 
ten bafiert wiljen wolle. Wenn er Das nicht tut, jo ſchafft dies 
einen Kafjationsgrund und wir wahren uns ausdrücklich alle 
Rechte nach diefer Richtung, wenn wider Erwarten fich das 
Gericht im vorliegenden Falle nicht als infompetent erflären 
ſollte. 

Es iſt heute ſchon ein Brief des Herrn Major 
Eugſter, Stellvertreter des Armeeauditors, herangezogen 
worden, Der vom 27. Februar 1919 datiert und an 
den Präfidenten . des Militärkaſſationsgerichts adreſſiert 
iſt. Sch habe dieſen Brief gejtern unter den Mften 
gefunden. Er hat mich empört, deswegen, weil ich 
darin eine ungehörige Beeinfluffung des Gerichts erblickt 
. habe, wenn ich mich präzig ausdrüden fol, einen indirekten 
Verſuch einer Beeinflufung Shres Gerichts. Woher diefer 
Beeinfluſſungsverſuch fommt, erfieht man aus dem Inhalt 
des Briefes, infofern al8 dort Bezug genommen wird auf 
eine Beſprechung mit einem Herın Bundesrat. Man wollte 
aljo im vorliegenden Fall von dieſer Seite aus das 
Kaſſationsgericht beeinfluffen. Sch habe geglaubt, nach dent 
großen Gejchehen des abgelaufenen Weltkrieges, nach dem, 
was ung Diejer gebracht hat, jeien wir nun doch über das 
Beitalter der Kabinettsjuftiz in jeder Form hinaus. Dieſer 
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Brief hat ung gezeigt, daß wir uns getäufcht Haben, wenig- 
tens im der Hinficht, Daß num doch noch Verſuche in der Nich- 
tung der Erhaltung einer ſolchen Kabinettsjuftiz gemacht wer- 
den. Ich bedaure, daß das in dieſer Zeit noch vorkommen 
fann. Wir leben wahrhaftig nicht mehr im Seitalter, da der 
Zopf dieſer Kabinettsjuſtiz noch allgemein üblich war, und 
ich; habe die Meinung, daß ein unabhängiges, ein freies Ge— 
richt denn Doch eine der größten Errungenjchaften der moder— 
nen Demofratie jei. In einer demokratiſchen Republik, die 
ich dazu noch rühmt, die ältejte aller Nepublifen zu fein, 
ſollte man im der heutigen Zeit nicht mehr gegen Kabinetts— 
juſtiz ankämpfen müſſen. 

Im Strafrecht gilt ver alte Grundſatz: in dubio pro reo. 
Ste haben in dieſem Moment nicht darüber zu urteilen, 
ob die Angeklagten freizujprehen jeien oder nicht, ſondern 
es handelt jih dermalen ledigli um die Frage der 
Zuftändigfeit. Mlein was für die Frage des Freiipruches, 
für die Schuldfrage zutrifft, das kann auch für die Frage 
der Zujtändigfeit eines Gerichtes nicht abgelehnt werden. Sch 
lage aljo, wenn Zweifel berechtigt find, — und darüber, daß 
ih Hier dad Milttärgericht nicht als ungmeifelhaft zuftändig 
erflären fann, herriht wohl feine Meinungsverjchtedenheit 
wach den Ausführungen, wie wir fie heute gehört haben — jo 
bat der Richter auch in einem jolden Fall nach dem oben— 
genannten Sabe zu verfahren und ſich ala infompetent zu 
erklären, jobald dieſer Zweifel einigermaßen begründet ilt, 
mie das hier der Fall ilt. Das kann um jo mehr verlangt wer— 
den, mweil e3 fi um ein außerordentlidhes3 Gericht 
handelt, um ein Ausnahmegericht. Mle Angejchuldig- 
ten find Zivilperſonen. Sie haben ein Recht darauf, für das, 
was fie begangen haben follen, vor den verfaljungsmäßigen 
Richter gejtellt zu werden. Der verfaffungsmäßige Richter it 


für fie nicht der Militärrichter, jondern der zivile Strafrichter. 


Wenn die Angejhuldigten hier ausnahmsweiſe, gejtügt auf 
Art. 1, Ziff. 10, M. St. G. O. por das Militärgericht gezogen 
werden wollen, dann muß unbedingt feititehen, daß die Vor- 
ausjegungen unzweifelhaft gegeben jind, jonjt hat jih das 
Militärgericht als unzuftändig zu erflären. Es iſt Ihnen 
heute wahrhaftig genug gezeigt worden, daß Art. 1, Hiff. 10, 
nicht ausdehnend interpretiert werden fann und daß ſich 
das Gericht ſchon aus dieſem Grunde als unzuſtändig zu er— 
klären hat. 
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Dann berufe ih mid) Darauf, daß Dieje Anklage: 
auf einem Ausnahmegeſetz aufgebaut ift. Denn darüber, daß 
wir e3 hier bei der Verordnung des Bundesrates vom 11. 
November 1918 mit einer Ausnahmebejtimmung, mit einem 
Ausnahmegejeß ad hoc, zu befa lien haben, fann fein Zweife l 
beſtehen. 

Im weiteren glaube ich, daß auch Erwägungen politiſcher 
Natur nicht ganz außer Betracht fallen dürfen. Sch bin 
der lebte, der die Meinung vertreten würde, daß Sich 
der Nichter von politiihen Beitrebungen und Strömungen 
in irgendeiner Weiſe joll beeinfluffen laſſen. Das darf nicht 
gejchehen, weder von der einen, noch von der andern Geite, 
aber der Richter hat unter Umftänden nicht nur das Recht, 
jondern auch die Pflicht, gewiſſe politiihe Erwägungen zu 
berüdfichtigen. Es ijt daS jeinerzeit gejchehen im großen 
Prozeß gegen die Tejjiner Revolutionäre. Wer jene Gerichts- 
verhandlungen einigermaßen verfolgte, wird gejtehen müſſen, 
daß ſich damals das Aſſiſengericht in Zürich von folgen 
Erwägungen leiten ließ. Es ijt mahrjcheinlich fein ein- 
aiger hier im Saale, der deswegen jenem Gericht 
irgendeinen Borwurf machen möchte. Es handelte ſich da— 
mals darum, den Kanton Teſſin nach gewaltigen politiſchen 
Eruptionen wieder zu pazifizieren oder beſſer geſagt, das 
Werk der Pazifikation, das durch die Einführung des Pro— 
porzes und anderer Maßnahmen bereit3 angebahnt war, u 
vollenden. | 

Auch im vorliegenden Fall handelt es jich im Grunde ge⸗ 
nommen um einen politiſchen Prozeß. Wir haben das ſchon 
in der letzten Verhandlung feftgeftellt und damals ſchon dar- 
auf hingemwiefen, daß der Hintergrund dieſes Prozeſſes ein 
politiſcher ſei. Um ſo mehr dürfen in einem ſolchen 
Falle auch ſolche Erwägungen berückſichtigt werden. Wenn 
ich das hier anführe, ſo geſchieht es deswegen, weil ich weiß, 
daß im Falle einer Verurteilung der Angeſchuldigten weite 
Kreiſe unſerer ſchweizeriſchen Bürgerſchaft — ich erinnere 
Sie nur an die Eiſenbahner und die Arbeiterſchaft im: all— 
gemeinen — in eine. gewaltige Erregung verſetzt würden 
Nach allem was bis jeßt gejchehen ijt, glaube ich, daß wir das 
nicht nötig haben, fondern ich vertrete die Ueberzeugung, 
daß e3 wechmaßig iſt, und von einem politiſchen Weitblicke 
zeugt, wenn verſucht wird, ſobald die Möglichkeit einiger— 
maßen vorhanden iſt, dieſer Erregung aus dem Wege zu 
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gehen und auch hier bei einem Verſuch der Bazififation mit- 
zumwirfen und feinen Beitrag nach dieſer Nichtung zu leisten. 

Sch glaube, das Gericht Dürfe jolhe Erwägungen der po- 
litiſchen Weitſicht auch deswegen um jo mehr berüciichtigen, 
weil die Urjachen des vorliegenden Prozeſſes, die Veran- 
lafjung des Generaljtreils, im Handlungen der politiichen 
Behörden zu juchen find, die nicht. hätten vorkommen jol- 
fen. Es ift das das legte Mal von meinem Kollegen Studer 
angedeutet worden. ch meine jpeziell den wiederholten Ver— 
faſſungsbruch, der durch die eidgendfjiihen Räte begangen 
worden iſt, bet der Behandlung von eidgenöfjiichen Ini— 
tiativen, wobet ih nur an den Nationalratsproporz erinnere, 
der im ganz verfaſſungswidriger Weiſe jahrelang ver— 
ſchleppt worden iſt. Wer einigermaßen die Veran— 
laſſung und die Anfänge dieſes Generalſtreiks, als deſſen 
Opfer nun die Angeſchuldigten hier ſitzen, ſtudiert hat, der 
wird zugeben müſſen, daß auch dieſes Moment mit eine Ur— 
ſache geweſen iſt. Weil nun hier auch nach dieſer Richtung 
der Richter in der Lage iſt, etwas gutzumachen, was die 
politiſchen Behörden verfehlt haben, habe ich das angetönt 
und glaube, daß es im vorliegenden Fall Pflicht des Richters 
jei, das nicht zu unterlaſſen 

Wenn Daher jchon allgemein der Grundjag für 
die Inkompetenzerklärung ſpricht, der im Strafrecht über- 
all gilt, jo find es bier noch ſpezielle Erwägungen, die Gie 
dazu Führen müſſen. Ich beantrage Ahnen alſo, daß Sie ſich 
für die Beurteilung Des vorliegenden Falles als unzujtän- 
dig erklären wollen, weil die VBorausfegungen für die Zu— 
jtändigfeit des Berichtes weder nad) der rechtlichen nod) 
nad) der tatjächlichen Richtung gegebem find und meil Er- 
wägungen politifcher Natur dafür ſprechen. 


Naine: Comme mes collegues pour leurs clients, j’ar- 
rive ä la conclusion que votre tribunal doit se declarer 
incompötent pour mes clients Schurch, Grospierre, Ryser 
et Perrin. Je revendique tous les arguments qu’ont invo- 
ques mes collegues. Ils sont tous applicables aux cas de 
mes clients ä Vexception peut-etre de Perrin. Perrin se 
trouve dans une situation speciale. Il n’a rien fait et on 
ne comprend pas facilement pourquoi ıl se trouve au- 
jourd’hui devant vous et pourquoi il est impliqu& dans 
cette accusation. Je vous prie de vouloir relire le chiffre 
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35 de l’acte d'accusation. Perrin n’a pas fait cela, ce 
chiffre est done faux et l’acte d’aceusation lui-möme le 
reconnait d’autre part. Il n’a pas collabor& en aucune 
facon au manifeste du 7 novembre, non plus à celui du 
11 novembre, encore moins à l’appel aux cheminots. Il 
n’a pas r&pandu ces imprim&s. Vous n’avez qu’ä lire le 
chiffre 30 de l’aceusation pour trouver la preuve de mon 
assertion. | 

L’acte d’aceusation reproche à Perrin d’avoir tele- 
phone à des organisations locales que la greve existe et 
que les ordres du comite de greve sont en vigueur. Lä 
aussi je constate une contradietion dans ]’acte d’aceusa- 
tion. Monsieur l’auditeur a reconnu que Perrin n’a pas 
collabor& ä la r&daction de ces appels, il ne les a pas r£- 
pandus. M. Yauditeur reconnait que Perrin n’ötait que 
instrument qui desservit le t&öl&phone et qu’il n’a fait 
autre chose que de prendre des informations sur la 
marche et l’evolution de la greve et de les communiguer 
ensuite ä ceux qui les lui demandaient. On ne comprend 
done pas pourquoi Perrin pouvait &tre accuse de muti- 
nerie en ayant propag& des manifestes. O’est une inexac- 
titude flagrante et tres difficile à Justifier. 

Pourquoi Perrin se trouve encore implique? Je ne 
trouve pas d’autre explication que celle-ci: Perrin figu— 
rait comme tant d’autres dans cette affaire. Pour ne rien 
laisser trainer, l’auditeur a tout ramasse. C’est une cou- 
tume. Vous connaissez sans doute la coutume des fir- 
meurs de ne jamais laisser trainer une boite d’allumettes. 
M. Pauditeur a suivi cet exemple. I] a cru que mieux 
valait d’avoir un accusé de trop que de pas assez. (‘a me 
rappelle une anecdote que l’histoire ‚nous apporte. Lors 
du massacre des Albigeois, un soldat demandait ä Simon 
de Montfort comment il fallait distinguer les h&retiques ° 
des autres. Tuez-les tous, r&pondit le chef, Dieu saura 
bien reconnaitre les siens. M. l’auditeur fait de möme, 
il ramasse tout, pensant que le trıbunal saura ensuite 
separer les boucs des brebis. Voilä pourquoi Perrin est 
sur ces bancs oü rien ne devait l’appeler. 

Pour mes trois autres clients, je fais miens les argu- 
ments avances par mes collegues. Je les affaıblirais si 
je voulais les repeter. Je veux seulement souligner un . 
point qui me parait important. On a dit avec beaucoup - 
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de raison que l’effet retroactif donne ä une loı ou à 


une ordonnance' est inadmissible. Huber vous a demon- 


tr& que cette règle d’apres laquelle la promulgation de la: 
sanction doit précéder l’acte punissable remonte dejä ä 
des milliers d’anndes, m&me au commencement de la ge- 
nese. Dans nos cours à l’universite, on nous a fait appren- 
dre que s’il est permis de donner dans certains cas ä une 
ordonnance de droit civil un effet rötroactıf, cette fa- 
culte n’existe Jamais pour une ordonnance en matiere 
penale, sauf que la loi nouvelle est plus douce que lan— 
cienne. 

Encore une chose qui ne vous regarde pas directe- 
ment, mais qui doit &tre traitee ici: C’est la facon dont 
Vordonnance du 11 novembre a 6t& faite. Vous connaissez 
la fietion en vertu de laquelle nul n’est sense ignorer la 
loi. En re&alite, personne ne peut connaltre parfaitement la 
loi, mais il faut admettre que tout le monde la connait. 
On ne peut agir autrement. ÜOette fietion est beaucoup 
plus supportable dans un pays comme le nötre ä cause de 
la collaboration du peuple à l’edification des lois. D’abord 
les principes d’une loı doivent &tre deposes dans la cons- 
titution. Pour cela le peuple doit &tre consulte. L’appli- 
cation se fait au grand jour, au parlement, dans les dis- 
cussions publiques et le peuple est invit@ à donner son 
avis: pendant le délai r&ferendaire. C’est ce procede de 


legislation dans la r&publique qui rend ici beaucoup plus 


supportable la fietion que tout le monde connait la loi 
que dans un pays qui est gouvern& d’une autre facon. 


Or, ’ordonnance du 11 novembre n’est pas nde comme: 
les lois naissaient avant la guerre. Elle est le produit de 
la dietature. Il y a.ici confusion flagrante des pouvoirs.' 
C’est le pouvoir ex&cutif qui fait cette loi, sans que le 
'pouvoir l&gislatif ait la facult@ de se prononcer. Je. ne’ 


discute pas la question de la nécessité, elle n’a rien à voir 


ici, je constate seulement que cette ordonnance est nö en 
dehors de toute regle parlementaire. L’assembl&e legis- 
lative ne l’a pas vue. Cette loi qui porte done deja le 


caractere d’une loi exceptionnelle, que nı le peuple ni le 
parlement n’ont eu à discuter, devrait encore exception- 
nellement avoir cet effet odieux de rö&troactivite. Une 
.violation du principe de la separation des pouvoirs a été 
'commise par le pouvoir ex&cutif. On vous demande au- 
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Jourd’hui une autre violation d’un principe reconnu uni- 
versellement. On vous demande l’application de cette loi 
exceptionnelle ä des faits qui ont &t& commis avant sa 
promulgation m&me. 

Si par le fait d’&venements mondiaux le d&sordre de- 
vait etre apporte dans notre societe, si la l&galite, surtout 
la l&egalit& d&moeratique venait à &tre foulde aux pieds, 
comment dans un tel cas de d&esordre gen£ral la l&galite 
pourrait &tre defendue par le pouvoir regulier, si celui- 
ci fait preuve de mepris à l’&gard des rögles les mieux 
<tablies. Ce sont des exemples nefastes pour ceux-lä qui 
sont prets à violer les lois. 

Les decisisons que vous aurez ä prendre depassent de 
beaucoup les interets personnels de tous les prövenus. 
Les interets que nous avons à döfendre ici touchent aux 
interets fondamentaux de tout organisme social. Le 
‚corps judiciaire est institue pour faire respecter les lois, 
pour faire respecter les principes et les regles sur les- 
quelles la soci&t&e est fond&e. O’est avec satisfaction qu’on 
obeit ä une loi en d&mocratie, même si cette loi nous 
‚choque, puisqu’elle est l’expression de la volont& gene- 
rale.. Vous, Monsieur le Grand Juge et Messieurs les 
Juges, avez sans doute la pr&tention d’&tre de bons dé— 
mocrates. Nous aussi, m&me lorsque nous avons le senti- 
ment, la conviction m&me qu’une loi est contre notre int6- 
ret, nous nous y soumettons parce que c’est la volont& 
.commune. 

On a cit& avec infiniment de raison la phrase de 
Benjamin Constant que l’effet rötroactif donn& & une 
loi serait le renversement de toutes les lois. Si nous 
sommes prets à obeir aux lois, sı nous posons le prin- 
cipe que tout le monde doit leur ob6ir, il faut pourtant 
que ces lois existent. Or, elles n’existent plus si pour un 
acte commis aujourd’hui vous pouvez &tre frappe par 
une loi faite demain. La loi d’aujourd’hui sous l’empire 
de laquelle vous croyez avoir agi lorsqu’elle peut &tre 
renversee par une nouvelle loi, qui aura un effet rötro- 
actif n’existe pas. O’est l’&croulement de l’Edifice l&gis- 
latif. 

. Vous donc, Messieurs les Juges, qui de par vos fonc- 
tions &tes la sauvegarde des lois, ne pouvez admettre le 
principe de la retroactivit& qui les detrüit. 


Les motifs du Tribunal de cassation concernant le cas 
Muller ne nous sont pas connus. Il se peut que les cir- 
constances de ce cas soient tout autres quecelles du cas qui 
nous est sousmis aujourd’huil. Nous ne connaissons pas 
ces motifs et il serait imprudent de se baser sur un petit 
entrefilet d’un journal pour arriver ä la conclusion que 
cette decision du Tribunal de eassation doit &tre appliqu& 
aussi au cas qui nous occupe actuellement. Du _ reste, 
Monsieur Farbstein vous a d&montr& que vous n’ötes pas 
lıes par la decision du Tribunal de la cour de cassation. 

Je conclue done que vous devez vous declarer incom- 
petents aussi pour les quatre clients que j’ai ä reprö&sen- 
ter ici, soit Schurch, Grospierre, Ryser et Perrin. 

Aud.: Die Verteidigung hat bereit3 in der Einire- 
tenzfrage eine Anzahl Akten zitiert, die ſich bei den Gerichts— 
alten nicht befinden. Ich habe dagegen gar nichts einzumen- 
den, ich bin im Gegenteil dafür, daß dieſe Akten zitiert mer- 
den. Sind tvir einmal in ber eidgenöſſiſchen Stube, jo wol— 
len wir gründlicd; miteinander reden. Wenn ich} mid) da— 
mit einverjtanden erkläre, jo möchte ich damit feitlegen, daß 
mir das Recht zufteht, auch diejenigen Akten vorzulegen, Die 
mir. zu Gebote jtehen. Sch tue das, ohne daß ich verzichte auf 
das Recht der Ergänzung der Beweismittel in der Haupt- 
ſache. Wir reden lediglich über die Eintretensfrage, über die 
KRompetenzfrage, wie die jämtlihen Verteidiger daS hier 
bemerft haben. 

Kun iſt in erfter Linie von Dr. Farbitein und aud von 
den andern Berteidigern auf eine Zeitungsnotiz verwieſen 
worden, die die Militärjteuer der ECijenbahner zum Gegen- 
itand hat. Diele Zeitungsnotiz iſt erſchienen. Das iſt tat- 

jächlich richtig. Sch habe mich ſelbſtverſtändlich auch über 
dieſe Sache erkundigt. Es ift von jeiten der Verteidigung 
heute oft und viel Davon geſprochen worden. ch zitiere das 
Wort des Herrn Huber, der erflärt hat, im November 1918, 
zur Zeit des Generalitreif3, jeien die Zeitungen der große 
Ententeic; gewejen. Es mag das zum Teil jtimmen. Sch 
werde darauf Ipäter zurüdfommen. Nun ift auch am 21. 
oder 22. Januar eine Heitungsnotiz erjchienen, nach welcher 
durch den Bundesrat erflärt worden wäre, daß die Eijen- 
bahner zur Zeit der Mobilifation im November nicht unter 
den Negeln des aftiven Dienſtes jtanden. Sch Habe mid) 
daraufhin erfundigt und erhielt folgendes Schreiben, Das ich 
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hier reproduziere: „Bern, 10. März 1919. Herın Major 
- Meyer, Auditor des Divifionsgericht3 3, Bern. : Im Auftrag 
des Schweiz. Militärdepartements teile ich Ihnen auf 
Ihre Anfrage vom 6. ds. Mts. mit: 1. Das Eijenbahnper- 
jonal war zu der Zeit des Generalftreifs den Militärgejegen 
unterjtanden auf Grund des B. RB. über die Mobilmahung 
der jchweizeriihen Armee vom 1. Wuguft 1914, U. ©. 30, 
©. 39 ff., Biffer 10, des B.R. 8. vom 9. Juli 1915 betref- 
fend Einſchränkung der militäriichen Gerichtsbarkeit, U. ©. 
©. 258, und der Bundesratöverordnung vom 11. November 
1918. 2. Die Breßmeldung vom 21. oder 22. Januar bezieht 
ih auf eine Vorlage de3 Schweiz. Finanzdepartements be- 
treffend Militärjteuer des Bundesbahnperjonals. Dieje An- 
gelegenheit ijt Durch den Bundesrat noch nicht erledigt, es 
it daher den Kantonen fein ſolches Kreisfchreiben zugegan- 
gen. Ich verweiſe auf die beiliegende Beicheinigung der Bun- 
deöfanzlei. Die übrigen Anfragen find erledigt durch den 
Enticheid des Staflationsgeriht3 vom 26. Februar, der 
Ihnen inzwilhen zugegangen it.” Die Schweiz. Bundes- 
kanzlei bejcheinigt unter dem 10. März was folgt: „Die 
Schweiz. Bundesfanzlei beicheinigt, daß der Bundesrat die 
Vorlage des Schweiz. Finanzdepartements betreffend Die 
stage, ob das Berjonal der Eifenbahnen für 1918 von der 
Militärfteuer zu entheben fei, noch nicht erledigt hat. Bern, 
den 10. März 1919. Der Kanzler der Eidgenofjenichaft: 
Steiger.” Sch lege dieje beiden Urkunden vor, weil fie einen 
Kommentar bilden zu der Zeitungsnotiz, von der ich nicht 
weiß, wie fie erjchtenen ift. 

Herr Dr. Welti hat ein Gutachten des Armeeauditord 
zitiert, da3 vom 21. Dftober ſtammt und an das Militär- 
Departement gerichtet ill. Er hat daraus Teile zitiert und 
Schlüſſe gezogen, die. aber mit den Tatſachen nicht in Ueber: 
einjtimmung ftehen. Sch nehme an, er hat von diejem Gut- 
achten Kenntnis aus andern Strafjachen, in denen er als 
Verteidiger tätig war, und ich lege dieſes Gutachten eben- 
falls vor. Es betrifft die Strafſache Ulrich Aeſchlimann wegen 
Antimilitarismus und repolutionärer Umtriebe und An— 
ftiftung zur Meuteret. 

. Nun meine ih, wenn wir die notwendigen Schlußfolge- 
rungen in bezug auf den Aufruf ziehen, jo wird dieſes Gut- 
achten de3 Armeeauditors ein etwas anderes Geſicht befom- 
men. Von Herrn Huber ift ein Kreisſchreiben des Armee— 
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auditor3 (Kontrolfnummer 7000) an die Auditoren der Die 
viſions- und. Territorialgerihte vom 11. Februar 1919 
zitiert worden, welches den Zeitpunkt des Inkrafttretens der 
bundesrätlichen Verordnung betreffend Maßnahmen gegen 
die Gefährdung und Die Störung der innern Gicherheit der 
Eidgenofienjchaft vom 11. November 1918 behandelt. Mein 
Doppel. diefes Kreisſchreibens ijt hier und ich erkläre öffent— 
[ich und feierlich, daß ich mit dem Umstand nicht im Zuſam— 
menhang ftehe, daß Herr Huber in den Beſitz dieſes Kreis— 
ſchreibens oder einer Mbichrift davon gefommen tft. Sch habe 
alfo an diefer Tatjache keinerlei Schuld, aber ich habe auch 
dieſes Kreisſchreiben niemals als etwas Geheimnisvolles be- 
trachtet und tue das auch heute nicht. Es gibt in der Militär- 
juftiz feine geheimen Kreisfchreiben, jowenig mie anderswo 
und vielleicht weniger als e3 bei Anlaß des Ausbruchs des 
Landesſtreiks gegeben hat. 

Sc; halte es fir notwendig, dem Gericht dieſes Kreis— 
Ichreiben in extenso zur Kenntnis zu bringen, weil eg den 
Standpunkt des Armeeauditord und notabene auch den 
meinigen, wie die Herren aus der Kaſſationsbeſchwerde 
wiſſen, die vor diefem Kreisichreiben verfaßt worden tft, be- 
süglich der Anwendbarkeit tiefer Verordnung fundgibt. Es 
lautet: „Am 11. November 1918 vormittags hat der Bun- 
desrat das Perſonal der Militärverwaltung des Bundes und 
der Kantone und der öffentlichen Verfehrsanftalten in An— 
wendung des Art. 202 M. D. wieder im vollen Umfang den 
Milttärgefegen unterjtellt und den Betroffenen von der Ver- 
fügung unverzüglich Kenntnis gegeben. Gleichzeitig wurde 
die Verordnung betreffend Maßnahmen gegen wie Gefähr- 
dung und Störung der innern Sicherheit der Eidgenojjen- 
Schaft erlaffen und unmittelbar darauf der ſchweizeriſchen 
Preſſe zur Bekanntmachung mitgeteilt. Außerdem iſt jie 
fofort zum Drud in die eidg. Gejeßfammlung (Wr. 71, deut- 
iher Text ©. 1161, franzöfiiher Text ©. 1171, italientjcher 
Tert ©. 1329) gegeben worden, mit dem Auftrag, dieſe Ver- 
ordnung im Hinblid auf den auf.den 12. November ange 
ſetzten Generalftreif noch gleichen Tags zu veröffentlichen. 
Nach einem Bericht der Oberpoftdirektion iſt auch noch am 
gleichen Tage jpät mit der Spedition begonnen worden. Die 
Beförderung und Vertragung des größten Teils der Auflage 
it dann allerdings infolge des Generalitreif® mehr oder 
weniger verzögert worden. Auf Grund diejfer letztern Tat— 
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ſache wivd verjucht, die Wirkiamfeit und Anwendbarkeit der 
Verordnung vom 11. November für die Gtreiftage zu be- 
jtreiten, mit der Begründung, daß für jerte Zeit die not- 
wendige Promulgation noch nicht erfolgt gemeien. jet. 

Dieje Anficht ift unzutreffend, die Verordnung muß al? 
mit dem 11. November in Kraft getreten betrachtet werden. 
E3 handelt fih nach Wejen und Inhalt allerdings um eme 
Rechtsverordnung, Die grundſätzlich nach Maßgabe des Bun— 
deögejeges betreffend den Gejchäftsperfehr zwilchen National- 
rat, Ständerat und Bundesrat ſowie über die Form des 
Erlaſſes und der Befanntmadhung von Gejegen und Be— 
ſchlüſſen vom 9. Dftober 1902 zu behandeln tft, denn jie ent- 
hält nicht bloß Weilungen an die Organe einer Verwaltung, 
jondern normiert allgemeine, den Bürger berührende Inter— 
eſſen. Zuftandegefommen, erlaſſen ift eine folde Norm mit 
dem Zeitpunkt der Feititellung des Inhalts durch die Be— 
vatung im Schoß des Bundesrates, der Sanktion durch Die 
Schlußabſtimmung und der Unterjchrift des Bundespräſiden— 
ten und des Kanzlers. (Guhl, B. G., B. B. ulw., ©. 101.) 

Dies iſt am 11. November vormittags gejchehen. 
Nach Art. 36 des Bundesgejebes über den Geſchäftsverkehr 
vom 9. Oftober 1902 iſt der Zeitpunkt des Beginns der 
Wirkſamkeit eines Geſetzes oder einer Verordnung, wenn er 
in dieſer nicht jelbit Fejtgejegt it, Durch den Bundesrat zu 
bejtimmen. Diejer Zeitpunkt joll in der Negel nicht früher 
angelegt werden als fünf Tage nach der Veröffentlichung. 
Wirkjamfeit und Veröffentlihung einer Verordnung: Fallen 
alio nicht miteinander zujammen. Die lebtere ift für Die 
Wirkſamkeit nur dann Fonftitutiv, wenn über ihren Beginn 
in dem betreffenden Erlaß nichts gejagt ift. Der Wortlaut 
dieſes Geſetzes jchließt Damit jogar nicht einmal in normalen 
Verhältniſſen die Feſtſetzung eines hinter dem Entftehungs- 
punkt zurückliegenden Wirfungsbeginns aus. 

Dies ift für das frühere Geſetz von 1849, das jich in die— 
jem Punkt inhaltlic; mit dem neuen Geſetz dedit, durch die 
Bundesverjammlung feitgeitellt worden. Wir verweilen auf 
Bundesblatt 1880, Bd. III, ©. 193, und Bd. IV, ©. 298. 
Der Bundesrat führte im erftern Fall dort aus: „Die amt- 
liche Veröffentlihung des Bundesgefeges und des Bundes- 
beſchluſſes . . halten wir nicht als ein abjolutes Erfordernis. 
E3 liegen Borgänge vor, bei welchen ähnliche Maßnahmen 
bon allgemeinem Intereſſe unmittelbar nach getroffener Ver- 
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fügung zur Anwendung gebradft worden find und fofort zur 
Anwendung hatten gebracht werden müjjen, wenn der Zweck 
derjelben möglichit vollſtändig erreicht werden follte, wäh- 
vend der Zweck der Maßnahme beim Zumarten mit der Voll— 
ziehung bis nach jtattgefundener amtlicher Bekanntmachung 
teilmeije verfeglt worden wäre.” Und im zweiten Fall, daß 
als Ausnahme von Der Negel die Inkraftſetzung auf einen 
der Belanntmahung vorausgehenden Zeitpunkt gejtattet jei. 
Wir verweiſen ferner auf die Praxis in Salis, Bundesrecht, 
DD. II, Nr.i386. 

Auch Blumer-Morel, der dieſer grundfäßlichen Auf- 
faſſung in feinem Handbuch des Schweiz. Bundesſtaatsrechts 
entgegentritt, anerkennt, daß in Notfällen zum Schutze des 
Landes gegen drohende Gefahr eine Ausnahme gemacht wer— 
den könne. (2. Aufl., Bd. 3, ©.32/34.) Dieſer Auffaſſung 
jteht auch da3 heutige Necht (Art. 36, B. ©. von 1902), das 
nur in der Negel die Publikation verlangt, durchaus nicht 
entgegen. 

Im heutigen Tal handelt e3 fih um einen Noterlaß drin— 
genditer Art. Mit Bezug auf die Notverordnungen finden 
wir die Anficht der Möglichkeit der Rückwirkung auch durch 
das Militärfaffationsgericht beitätigt. E3 führt im Urteil 
vom 25. Auguſt 1914 in Sachen Wyß über die Geltungszeit 
der bundesrätlichen Verordnung vom 6. Auguſt 1914 be- 
treffend Gtrafbeitimmungen für den Kriegszuſtand aus: 
„Einmal fann — ja, muß wohl zweckmäßigerweiſe — aus 
den Worten in Art. 1 der Verordnung, daß die Friegörecht- 
lichen Strafbeftimmungen für die Dauer des gegenwärtigen 
Truppenaufgebotes gelten jollen, gefolgert werden, daß Der 
Berordnung bis zum Beginn der Mobiliſation zurůck rück 
wirkende Kraft beigelegt werden ſollte.“ 

Es ſind auch tatſächlich noch andere Noterlaſſe durch den 
Bundesrat ausdrücklich mit rückwirkender Kraft verſehen wor— 
den. Wir verweiſen 3. B. auf den Bundesratsbeſchluß (für 
die Noterlajje wird Feine fejte Terminologie eingehalten, ſie 
bezeichnen fich jelbjt bald al3 Verordnung, bald als Bundes- 
ratsbeſchluß); vom 4. September 1914, Art. 3. 

Für die Notverordnungen kann fomit die Vorſchrift der 
Publikation im Bundesblatt nicht Gültigkeits--ſondern nur 
Ordnungsvorſchrift ſein, ihre Verbindlichkeit hängt da, wo 
für ihre Wirkſamkeit etwas anderes beſtimmt iſt, nicht von der 
Publikation ab (v. Waldkirch, „Die Notverordnung“, ©. 65): 
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Da der Bundesrat dieſe Verordnung vom 11. November 
im Zeitpunkt des Erſcheinens als ſofort in Kraft tretend be— 
zeichnet hat, ijt fie, da einer ſolchen Beſtimmung geſetzliche 
Gründe nicht entgegenjtehen, mit diefem Zeitpunkt in Wirf- 
jamfeit getreten. Nötig iſt nur, daß dies gleichzeitig mit der 
Verdffentlihung der Verordnung jelbit| gejagt worden ift. 
Und. dies tft der Tall, denn die Verordnung enthält die Be- 
ſtimmung ja ſelbſt im ihrem Art. 10. 

Bei diejer Sachlage werden hiermit die Auditoren ange- 
iviejen, für die Behandlung der Zumiderhandlungen gegen 
die Berordnung vom 11. November 1918 von der Voraus— 
jegung der Wirkjamfeit derjelben vom 11. November an aus- 
zugehen und im Sinne der obigen Ausführungen vor den 
Gerichten für die Anwendbarkeit der Verordnung. einzu- 
treten. 

Der Oberamditor: i. V. Eugſter, Major. 


Sch denfe, man wird die Nichtigkeit dieſes Zitates nicht 
bejtreiten. Sodann iſt im Anſchluß an diejes Kreisichreiben 
auch noch ein Kreisjchreiben Nr. 7311 erſchienen, von dem ich 
nicht weiß, ob es auch ſchon im Beſitz von Herrn Huber ift. 

Das find die Urkunden, die ich vorlege. Im fernern will 
ic auch noch vorlegen, was Herr Huber auch noch nicht hat, 
aber was vielleiht Die. Verteidiger, die in Sachen Müller 
verteidigt haben, bejigen, nämlich eine Eingabe des Armee— 
 auditorS an den Prafidenten des Militärfajjationsgerichts 
pom 15. Februar 1919, die ich nicht ganz verlejen will. Es 
heißt da, daß die Verordnung in der Sitzung des Bundes— 
rated vom 11. November vormittags zwischen 9 und 10: Uhr 
erlaſſen wurde, daß am 11. November vormittags der Bun— 
desrat beichoß, fie durch die Preſſe befanntzugeben, und daß 
die Preſſe diefer Aufgabe noch gleihen Tags in umfang- 
veihem und wirkſamem Maße zum Teil. mit außerordent- 
fihen Mitteln nachgefommen jei. So habe zum Beilpiel die 
Schweizerische  Depejchenagentur die Verordnung nachmit— 
tags bis 3 Uhr in ihrem Wortlaut an die Preſſe in Zürich, 
Bajel, Genf uſw. weitergegeben. Man hat der Depejchen- 
agentur heute ſchon ihre hervorragenden Dienſte verdanft; 
ich denfe, man wird ihr dankbar fein fünnen, daß jie die Ver— 
ordnung des Bundesrates den Angeſchuldigten rechtzeitig 
mitteilte. Der „Bund“ brachte fie mittags im einer Ertra- 
ausgabe in der Stadt Bern und abends im der ordentlichen, 
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auf den 12. November vordatierten Nummer nod allen 
Abonnenten in der Stadt zur Kenntnis. Sodann fand diejes 
Blatt gleihen Tags Verbreitung jogar bi$ nad) Zürich. Das 
geht aus dem Bericht der Redaktion des „Bund“ hervor. 
Die „Basler Nachrichten” find ebenfall3 jhon am 11. No— 
vember nachmittags 5 Uhr erſchienen, die Solothurner Blät- 
ter geben fie auch, in Chaux-de-Fonds hat „Ya Suiſſe“, im 
Freiburg die „Liberts“ am 12. November fie weiterverbreitet. 
Ich lege auch dieſe Urkunde ein, weil fie zur Abklärung, der 
Situation notwendig ift und um den Vorwurf des Herrn 
Huber, als ob in der Militärjuftiz gewiſſe Geheimzirfulare 
exiſtieren würden, von vornherein hinfällig zu maden. Im 
fernern möchte ich den Herrn. Großrichter bitten, den Brief 
Eugſter, der jo oft zitiert worden tft, in welchem man eine 
Beeinfluſſung des Militärkaſſationsgerichts und vielleicht des 
Divifionsgericht3 jeden will, zu verlejen, bevor die Beratung 
beginnt. Das jind die Akten, die ich zu der Eintretens- und 
Inkompetenzfrage vorlegen wollte. 

In der Sache Felbit jchließe ich auf Abweiſung der An- 
träge betreffend Inkompetenz und schließe auf Abweiſung 
des Antrages auf Nichteintreten. Bevor ich; auf diefe Sache 
jelbit eintrete, möchte ich eine perjünliche Bemerfung voraus— 
gehen laſſen. Herrn Huber habe ich; bezüglich} de3 geheimen 
Sreisichreibens und der Inſtruktion, die die Ueberzeugung 
der Auditoren beeinflujjen joll, bereit3 geantwortet. Ich 
habe, bevor dieſes Kreisfchreiben erſchienen ift, in der Kaſſa— 
tionsbejchiverde, die, fopiel ich; weiß, da& Datum des 25. Ja— 
nuar trägt, bereit3 gejchrieben, daß e3 ſich um ein Notver- 
ordnungsrecht handelt, wobei die Notverordnung jofort in 
Kraft trete. 

&3 it mir auch von Herren Huber die objektive Wahrheit 
beitritten worden. Darüber werde ich mit ihm in der Haupt= 
perhandlung reden. Wenn Herr Naine meint, daß ich einfach 
ein automatijcher Auditor jei, der jedermann mitnehmen will, 
weil er zufälligerweile in den Akten figuriert, und daß idy 
nieht unterlaffen fünne, den Mann vor Gericht zu itellen, 
jo möchte ich} darauf entgegnen, daß ich 21 Angejchuldigte 
‚außer: Verfolgung gejeßt habe, daß ich Perrin in Art. 30 
der Anklagejchrift vorgeworfen habe, was ihm vorgeworfen 
werden kann. Da wird nun die eine Frage fein, ob dag 
Eiſenbahnperſonal unter Militärgeſetz ſtand und ob Meu— 
terei zutrifft oder ob eine Widerhandlung gegen die bundes— 
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‚rätlihe Verordnung vom 11. November vorliegt. Herr Dr. 
Farbſtein hat bemerkt, daß ich als Auditor bei Srhebang der 
Anklage gewiffermaßen parteiijch vorgegangen jei. Ex hat 
mid) gefragt, warum ich nicht gewiſſe Parteigenofjen vor Die 
Schranken des Gerichts zitiert habe. Sch kann Herrn Dr. 
Farbſtein beruhigen; ich habe. feine Parteigenoſſen, ich ge- 
höre feiner politifchen Partei an und habe in dieſer Bezie- 
bung. feinerlei Rüdjihten zu nehmen. Es wird niemand 
möglich jein, mir nachzumetjen, daß ich jeit zirfa 20 Jahren 
mid) in irgendeiner politiihen Verſammlung betätigt hätte. 
Dagegen habe ih mir das Recht gewahrt, zu jtimmen und 
meimen Gtandpunft an der Urne geltend zu machen, was 
den heutigen Angeichuldigten nebſt Den Verteidiger auch 
zuſteht. 
Herr Dr. Farbſtein war dann ſo freundlich, über die ſämt— 
lichen Perſonen, die in dieſem Strafprozeß irgend etwas 
zu tun hatten, ſein Zeugnis abzugeben. Er hat im erſter 
Linie beim Yubilor angefangen. Sch will oben anfangen und 
- teftftellen, wer alle3 von Herrn Dr. Farbitein ala unfähig, als 
‚unzuftändig, als ein Mann, der nichtige Befehle austeilt, hin— 
gejtellt worden iſt. Es beginnt natürlich ganz nben bei Herrn 
Bundesrat Decoppet, der gegenüber Nob3 einen Befehl erteilt 
hat, der durchaus nichtig war und mit dem man überheupt 
nicht3 anfangen konnte. Darauf fomme ich in der Sache Nobs 
zurüd. Selbſtverſtändlich iſt ebenjo nichtig wie dasjenigs, 
was Bundesrat Decoppet getan hat, dasjenige, was das Ter- 
ritorialfommando 5 getan hat mit jeinem Befehl zur Anhe— 
bung der Unterfuhung gegen Nobs. Was der Armeeauditor 
getan hat, it auch nichtig und der Unterfuhungsrichter hat 
jelbftverjtändlich auch jeine Kompetenzen verlegt. Er verfteht 
von der ganzen Militärjuftiz auch nichts. Daß unter dieſen 
Umftänden der jprechende Auditor ſich der wiſſentlichen Un— 
wahrheit jhuldig gemacht hat und ein juriltilcher Sekundar— 
ſchüler ift, ift ſelbſtverſtändlich. Darüber ift weıler nicht zu 
veden. Wir jhägen uns jehr glüdlich, daß Herr Farbſtein, 
der den Moſes mit jo wirfjamer Betonung zitiert, der Schweiz 
die Ehre eriwiefen hat, fie mit der Erwerbung des Bürger— 
rechts zu beglücken, denn dieſes leßtere gibt ihm das unbe 
ſtreitbare Recht, vor Gericht ein Verhalten an den Tag zu 
legen, welches ſonſt nicht gerade üblich war. Das lehtemal 
ſprach man davon, daß es ein Akt des Bolſchewismus ſei, 
wenn man die heutigen Angeſchuldigten vor Militärgericht 
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ſtelle. Man hat dieſen Ausdruck heute gemäßigt in dem Aus⸗ 
druck einer wilden Anſchauung. Herr Dr. Farbſtein weiß 
alles, was hier von den bürgerlichen und den Militärbehörden 
angeordnet worden ijt, ſelbſtverſtändlich beſſer und er. hat 
daher ſelbſtver ſtändlich das Recht, alle — als juriſtiſche 
Sekundarſchüler zu bezeichnen. Ich für mich bedaure das 
berniſche Obergericht, das mir vor 25 Jahren das Fähigkeits— 
patent zum berniſchen Anwalt erteilt hat und bedaure, daß 
Herr Dr. Farbſtein damals noch nicht dabei war, ſonſt hätte 
ich offenbar mein Patent nicht erhalten. 

Und nun komme ich zur Sache ſelbſt. Es haben eigentlich 
alle Verteidiger im Grunde genommen das nämliche plödiert. 
Sie behaupten auf der einen Seite, es jei die Kompetenz des 
Militärgeriht8 gemäß Art. 1, Ziffer 10, M.St. G. O. 
weder in bezug auf den Aufruf vom 7. noch auf den som 1]. 
November gegeben. Sch nehme dieje Aufrufe in der Totalität 
voraus und fomme dann jpeziell zu jprechen auf nie Stellung 
der Eijenbahner. ALS juriftiiher Sekundarſchüler habe ich Die 
Anklage nach den Unterjuhungsaften abgefaßt und ich habe 
mich dort auf den Menjchenverjtand, wie er bis dahin bet ung 
üblih war, Herr Dr. Farbitein, verlaflen und habe mich auf 
die juriſtiſche Doktrin verlafjen, die bi3 dahin bei uns in Der 
Schweiz überhaupt üblich; war. Wenn ich einen Zeitungs— 
artikel jchreibe und wenn ich einen Aufruf erlaffe ir Tauien= 
den von Zirkularen, an den und den, jo wird niemand als die 
heutige Verteidigung daherfommen und beftreiten, daß der 
Aufruf, den ich erlaſſen habe, für denjenigen beſtimmt geweſen 
ſei, an den er gerichtet ſei. Und nun wollen wir Deutſch mit⸗ 
einander reden. Im Aufruf vom 7. November heißt es, und 
das iſt nicht zu beſtreiten: „Wir appellieren an die Solidarität 
der geſamten Arbeiterklaſſe, wir appellieren an die Solidarität 
der Klaſſengenoſſen im Wehrkleide Keine Verweigerung der 
Einrückung, wohl aber ſtrikte Weigerung von den Waffen 
gegen das Volk Gebrauch zu machen.” Der juriſtiſche Sekun— 
darihüler hat in Art. 1 der Anklagejchrift gejchrieben: „Am 
5. November hat der Bundesrat auf Anjuchen der Regierung 
des Kanton Zürich ein Truppenaufgebot erlaſſen und bier 
Snfanterieregimenter und vier Kavalleriebrigaden mobilijiext.- 
Die Truppen rüdten am 6. November auf ihren Sammel- 
plägen ein." Es jteht im fernen in Art. 30: „Die Aufrufe 
vom 7. und 11. November enthalten Die Anftiftung zu grober 
Snjubordination oder Dienftverlegung von Truppen, die zum: 
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aktiven Dienſt einberufen waren.” Das ſteht alles in der An— 
klageſchrift. Mehr it wenigitens für den, der leſen kann —- 
nnd ich habe meine Anflagejchrift gelejen, Herr Dr. Farbitein 
— nit nötig. Im Aufruf vom 11. November fteht: „Wehr— 
männer, an euch werden die Herrichenden appellieren, das 
gegenwärtige Regime mit Waffengewalt zu ſchützen, euch mutet 
man zu, auch auf die eigenen Landesfinder zu ſchießen, vor 
dem Morde an eurer eigenen Frau, euren eigenen Kindern 
nicht zurückzuſchrecken.“ Man jollte fast glauben, wenn unſere 
Arme einberufen wird, jo habe fie nicht anderes zu tun, ala 
auf Frauen und Kinder zu jchießen. Es heißt aber meiter: 
„Ihr werdet daS verweigern, ihr werdet nicht zu Henkern an 
euren eigenen SKlafjengenofjen werden. Zur Vermeidung 
blutiger Konflikte fordern wir euch auf, in allen mobililierten 
Einheiten Soldatenräte zu bilden, die im Einvernehmen mit 
der Urbeiterflafje ihre Maßnahmen treffen.” Damals itanden 
Zruppen im aktiven Dienjt und das Steht in der Anklagejchrift 
und ich weiß nicht, wie man behaupten fann, es jei unmöglich, 
daß die Angejchuldigten dafür verantwortlich gemacht werden 
könnten. Man hat mit viel Berve darum herum plädiert und 
gejagt, die Anklagejchrift jei mangelhaft, weil fie nicht be— 
hauptet habe, daß ein Verjuch der Berleitung son Truppen 
im aftiven Dienſt gemacht worden jei. An wen richtet ſich 
denn der Aufruf? Doc bei Gott nit an Kinderjtuben, ſon— 
dern an Truppen, die mobilifiert find. Er jagt ihnen, fie jollen 
in den mobililierten Einheiten Soldatenräte bilden. Das 
iind Militärperjonen im aktiven Dienft. 

Man hat gejagt, e3 jei nicht bewiejen, daß einer der Ange— 
ihuldigten diejen Aufruf an die Truppen verteilt habe oder 
in jeinem Namen habe verteilen lafjen, und deshalb hat Herr 
Huber gejagt, wenn ich mich recht erinnere, war Das 
wörtlich jo: „Die Angejchuldigten jind nicht verantiwort- 
lich für Das, was gejchehen tt, fondern für das, was fie 
getan haben.” Das jcheint mir der Standpunkt der Vertei- 
digung zu fein. Es iftein ſophiſtiſcher Standpunkt: Man macht 
einen Aufruf, man druckt ihn und ift Doch dafür nicht verant- 
wortlich. Man will ibn in der nämlichen Zeit, bis 11 Uhr, 
wie das nachgewiejen werden wird Durch die Depofitiun des 
Heren Dr. Affolter, gedrudt haben, man will ihn, wie das 
in dem Plädoyer des Herrn Huber behauptet worden iſt, noch 
in der nämlihen Naht nach Zürich gebracht haben, dort ver— 
teilt haben. Er ift in allen Schweizerjtädten und in den 
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andern Orten in Taufenden von Eremplaren verbreitet wor— 
den, man hat ihn. in der Preſſe verbreitet, man hat ihn Der 
Depefchenagentur übermittelt, furz, man macht alles da3, und 
fommt nachher und jagt, man jei dafür nicht verantwortlich. 
Es iſt eigentlich Feine Eintretens- oder Kompetenzfrage, über 
die hier plädiert wird. Sch habe der Verteidigung Das letzte— 
mal ſchon gejagt: Stellen Sie doch an das Gericht Feine jo 
unglaublich naiven Zumutungen. Sch verwundere mich, Daß 
die Verteidigung heute wieder die gleiche Natvität beſitzt und 
glaubt, fie fünne das Geriht auf irgendeinem Wege dazu 
bringen, irgendeine Inkompetenz zu erklären. Wenn ich die 
Unterjuchung hätte ergänzen laſſen, wie ich dag vielleicht hätte 
tun jollen, indem ich Nachforſchungen veranlaft hätte, mie 
der Aufruf weiter verbreitet worden ift, jo hätte ich das Ge— 
ichret der ſozialdemokratiſchen Blätter über Einmiſchung in 
private Verhältniffe Hören wollen und über Geſinnungs— 
ichnüffele. Da hätte man mir gejagt: Was glauben Gie 
eigentlich, wir Nationalräte, wir Großräte, wir Bezirksan— 
wälte, wir Führer der jozialdemofratiichen Partei, wir wer— 
den e3 jemals in Abrede ftellen, daß wir diejen Aufruf verfaßt 
haben und daß wir die volle Verantiwortung übernehmen. Das 
hätte man ung gejagt, und heute kommt man und will an der 
Anklagejchrift herumnörgeln mit der Behauptung, man hätte 
dieſes oder jenes nicht nachgewiejen. Meine Herren, ich finde 
da3 nicht männlich. Sch meine, der Aufruf tft von Jen Ange: 
ichuldigten verfaßt worden. Das ift eine Tatfrage, über Die 
Sie den Beweis werden abnehmen müjjen. Der Aufruf tit 
verfaßt worden, Damit er verbreitet werde. Dann iſt er ın 
die Tagesprefie gefommen, man hat ihn der Depejchenagentur 
mitgeteilt, man hat ihn jelbjtverftändlich auch der ſozialdemo— 
fratiichen Preſſe übergeben, damit er dort verbreitet werde. 
Man hat ihn auf der Straße verbreitet. Das ijt eine noto- 
riſche Tatjache. Man redet von Beweismitteln ıınd man 
ipricht vom Nechtsftaat des 20. Jahrhundert? und ich weiß 
nicht über was alles man noch jprechen wird, aber man fommt 
mit Beweistheorien, die nicht einmal in der Carolina und int 
alten gemeinen Zivilprozeß gehört würden. Ueber derartige 
Tatſachen braucht die Anklagejchrift nicht einmal Behauptun- 
gen zu enthalten, denn e3 find notoriiche Tatjachen. Darüber 
jagt der Kommentar von Stooß, der nicht überall zutreffend 
jein mag und auf den ich nicht in allen Teilen ſchwöre: „Eine 
Ausnahme hievon bilden die jogenannten notoriſchen Tat- 
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fachen, welche jedem Gebildeten befannt find." Sch rechne 
Sie, meine Herren Verteidiger, ich rechne auch die Herren 
Nichter zu denjenigen Gebildeten, die insbeſondere auch willen, 
wann die Boft oder Eiſenbahn nicht fährt, wenn geſchichtliche 
Greignifje ſich abjpielen oder Tatjachen des Naturlebens ein- 
treten oder feftitehende wifjenichaftliche Erfahrungen, die alle 
von Stooß zu den jogenannten notoriſchen Tatjachen gecechiret 
werden. 

Was die Aufrufe anbetrifft, ſo ſteht ohne weiteres feſt, daß 
am 5. November ein Truppenaufgebot erlaſſen worden war, 
und daß die Truppen nach der Anklageſchrift, was übrigens 
auch nicht beſtritten worden iſt, am 6. November tm ihren 
Sammelplätzen eingerückt ſind. An dieſe Truppen, an dieſe 
Wehrmänner richtete ſich der Aufruf vom 7. und derjenige vom 
11. November. Man nahm ſelbſtverſtändlich am 10./11. No— 
pember an, daß der Eintritt des Generalſtreiks noch weitere 
Truppen auf den Plan rufen würde, und auch an dieſe Trup- 
pen richtete fich der Aufruf und wurde tatjächlich auch verteilt, 
als dieſe Truppen bereits eingerückt waren. Das iſt Sache der 
Bemeisführung für jih. E3 ift durchaus nicht nötig, Daß id) be- 
haupte und beweiſe, daß einer der Angejchuldigten jelbjt einent 
Soldaten einen ſolchen Aufruf zugeftectt oder den Auftrag er— 
teilt habe, einen ſolchen Zettel zuzuſtellen. So dumm war von 
den Angeichuldigten feiner, das glaube ich jelbjt auch, jondern 
das war alles vorbereitet, die Organijation flappte. Das Hat 
auch Herr Huber gejagt. Man brachte den Aufruf nach Zürich, 
um ihn dort zu verbreiten. Platten hat auf dem Lande zahl- 
reiche folcher Aufrufe an Soldaten verteilt, wie wir in der 
Hauptverhandlung auch noch jehen werden. Wenn ich Die 
Tatſache, daß diefer Aufruf mit der Unterjchrift der Angellag- 
ten erjchienen ift, als genügend betrachte, jo berufe ijt mid) im 
übrigen auf die Doktrin und auf das Kafjationzurteil im Fall 
Sigg. Es heißt in der Differtation von Eugjter, von dem ich 
zwar annehme, daß er von der Verteidigung nicht als beſon— 
dere Autorität anerfannt werde, trogdem dieje Difjeriation 
ichon 1913 gejchrieben worden ift, als ihr Verfaſſer noch feine 
Ahnung haben fonnfe, welcher Beliebtheit er ſich von jeiten 
der Verteidigung zu erfreuen haben werde, auf ©. 84: „Für 
die Gtrafbarkeit genügt ſchon das Verleiten oder der bloße 
Verſuch zur Verleitung. Und „Verleiten“ iſt jede Einwirkung 
auf eine Perſon, wodurch fie jo zu einem Tun oder zu einem 
Unterlaffen beeinflußt mird, daß fie jchließlich mit eigener, 
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Willenzbejtätigung die vom Berleiter erjtrebte Handlung 
ausführt. Für das hier ſtatuierte delictum sui generis iſt es 
gleichgültig, ob die Verleitungshandlung, das heißt, der 
Zutage tretende verbrecheriſche Wille des Verleiters auf 
öffentlichem Wege, zum Beiſpiel durch das Mittel der 
Druckerpreſſe, mündliche Aufforderung in Verſammlungen 
uſw. oder privatim durch Beeinfluſſung einer einzelnen Mili— 
tärperſon, wie durch Zureden, Verſprechungen, Beleidigungen, 
Drohungen, Tätlichkeiten ulm. zum Ausdrud gelangt. Da der 
Verſuch zur Berleitung ſchon unter Strafe geftellt ijt, iſt ein 
Erfolg nicht nötig.” Eugſter hat alfo bereit3 im Jahre 1913, 
al3 er jiherlich noch feine Ahnung hatte, daß der europäiſche 
Krieg und der Landezjtreif ausbrechen werden, diefe Au3- 
führungen gejchrieben, und zwar hat er fie offenbar in An— 
lehnung an das Urteil Sigg gejchrieben, das vom Militär-. 
Taflationsgericht im Jahre 1906 gefällt worden iſt. Sigg Halte 
allerding3 damals perſönlich die „Friedensglocke“, ein auf- 
hetzeriſches Blatt, verteilt. Andere hatten e3 auch verteilt; 
aber e3 fonnte nicht nachgewiejen werden, daß fie vom Anhalt 
Kenntnis hatten. Dort jtellt das Kafjationdgericht als Grund— 
ſatz auf: „Nun ijt klar, daß die „Friedensglocke“ von ihren 
Berfafjern für die von der Negierung aufgebotenen Truppen 
beitimmt war. Jeder hat jich der durch Art. 58 und 59 um— 
jchriebenen Verbrechen jchuldig gemacht, der zur Verbreitung 
der Flugſchrift Schritte unternommen hat, mit dem Vorſatz, 
das Blatt an die aufgebotenen Truppen gelangen zu laſſen 
und fie dadurch zum Aufruhr oder groben Inſubordination 
zu veranlafjen.” 

Die Herren von der Verteidigung werden nun jagen, es 
jtehe nicht3 von Vorſatz in der Ankflagejchrift. Sch will Sie 
gleich Davon überzeugen, daß die Anklageſchrift auch in dieſer 
Beziehung genügt. Es heißt nämlich in Derjelben, Diejer 
Aufruf enthalte die Aufforderung zu grober Inſubordination 
oder Dienftverlegung von Truppen, die zum aktiven Dienft 
einberufen worden waren. Der Aufruf vom 11. November 
richtete jich nicht nur an die für die Stadt Zürich) mobilifier- 
ten Truppen, jondern auch an die andern Truppen, Deren 
Mobilijation noch erwartet werden durfte. Der Vorſatz it 
ein innerer Vorgang; e3 wird niemals möglich fein, jemand 
einen Vorſatz zu beweiſen, jondern man fieht das vielleicht 
aus orbereitungshandlungen, aus dem Verhalten des Tä- 
ters; aber der Vorſatz iſt eine Konſtruktion eines intern Bor- 
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ganges, der niemals bewieſen werden kann. Unter Umſtän— 
den muß eben dem Gericht die Tatſache, daß einer das und 
das getan hat, mit der und der Vorausſetzung, mit dem und 
dem Zweck, was aus der Anklageſchrift ohne weiteres erſicht— 
lich iſt, genügen, um zu ſagen, daß einer das vorſätzlich ge— 
tan hat, alſo ſtraffällig wird. Ich meine daher, daß die An— 
klageſchrift in dieſer Beziehung vollſtändige Klarheit ſchafft. 
Das trifft nun zu für den Aufruf vom 7. November wie für 
denjenigen vom 11. November. Es bedarf feiner ſpeziellen 
Behauptung, daß der Aufruf an die Truppen verteilt worden 
ſei oder daß einer der Angeſchuldigten den Aufruf ſelbſt ver— 
teilt habe oder habe verteilen laſſen, ſondern die Tatſache 
des Erlaſſes dieſes Aufrufes durch die Druckerpreſſe an die 
im Dienſt befindlichen Truppen, an die Klaſſengenoſſen im 
Wehrkleide, an die mobiliſierten Einheiten muß zur Straf— 
barkeit der Angeſchuldigten ohne weiteres genügen; denn 
wenn man dieſes Argument nicht zugeben würde, käme man 
zu einer merkwürdigen Konſtruktion: Jeder der kleinen Sün— 
der, der einen ſolchen Aufruf einem Soldaten zuſteckt, der 
würde beſtraft; aber die großen Herren, die an der Kapellen— 
ſtraße, nachts zwiſchen 8 und 12 Uhr, tagen und dieſen Auf— 
ruf erlaſſen und im großen verteilen laſſen, die würden ſtraf— 
[08 ausgehen, weil man ihnen den NReft nicht nachweijen 
fann. Das wäre genau die Juſtiz, von der man jagt: „Die 
Heinen Diebe hängt man, die großen läßt man laufen.” Das 
wird zweifellos auch nicht der Wunſch der Verteidigung 
fein. | | 

Sch komme nun zu der Frage des Aktivdienfte3 der Eifen- 
bahner und jomit auch zu der Verordnung des Bundesrates 
vom 11. November. Ich habe Ihnen bereit3 da3 Schreiben 
verlejen, da3 mir der Oberauditor im Auftrag des Militär- 
. departement3 am 10. März zugeftellt hat, worin gejagt ift, 
daß das Eijenbahnperjonal zur Zeit des Generalſtreiks den 
Militärgejegen unteritellt gewejen jei auf Grund des Bundes— 
ratsbeſchluſſes vom 1. Auguft 1914, Ziff. 10. Am 1. Yuguft 
‚1914 hat der Bundesrat einen Beſchluß gefaßt über nie Mobi- 
liſation der Armee, worin unter Ziff. 10 folgendes gejagt 
ift: „Der Kriegsbetrieb der Eijenbahnen, der eidg. Konjtruf- 
tionswerfitätten, der Pulverfabrifen, der Munitionsfubrifen, 
Waffenfabriken, Nemontendepot3 beginnt jofort. Von dieſem 
Tage an jind den Militärgejeben unterjtelt: Beamte und 
Angeſtellte der Militärverwalturg, das Perſonal der öffent- 
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lihen Verfehrsanjtalten ujw.” Der Bundesrat Hat Dieje 


Mobilijation erlaſſen gejtüßt auf Art. 217 M. O. Er hat dann 
im Beſchluß vom 24. Auguſt 1914 wieder erklärt: „Die Beam- 
ten, Angejtellten und Arbeiter der öffentlichen Verkehrsan— 
jtalten find der Mülitärgerichtsbarfeit wnterjtellt für alle 
Verbrechen und Vergehen, die durch die Militäritrafgejege 
mit Strafen bedroht jind und deren Tatbejtand auf das Wer- 
jonal der Öffentlichen Verkehrsanſtalten Anwendung finden 
kann und alle diejenigen Verbrechen und Vergehen, die jich 


nicht auf den Dienst der öffentlichen Verfehrsanitalten be— 


ziehen, wohl aber unter andern Bedingungen mit Strafe 
bedroht find.” Am 9. Juli 1915 ift die Militärgerichtäbar- 
feit eingejchräntt worden, und es ijt gejagt worden, daß Die 
Durch den Aufgebot3bejchluß vom 1. August 1914 den Wilitär- 
gejegen unterjtellten Beamten, Angejtellten und Arbeiter der 
öffentlichen Verfehrsanftalten nur noch der Militärgerichtg- 
barfeit unterjtehen für Diejenigen vorfäglihen Dienftver- 
legungen, welche nah) Maßgabe der Beitimmungen . der 
Art. 41 und 98 des Mihttäritrafgejegbuiches zu beurteilen find 
und im einzelnen Fall militäriiche Bedeutung haben. Mit 
der Verordnung vom 11. November wurden die Beamten 
und Angeftellten der Militärverwaltung und der öffentlichen 
Verfehrsanftalten wiederum den Militärgejegen unterjtellt. 


Was heißt nun Unterjtelung unter die Militärgejege? 


Sch berufe mich wieder in erjter Linie auf Eugiter, der auf 
©. 57 feiner Difjertation erklärt: „Dieje Beitimmung betrifft 
das ganze Berjonal; neben den Beamten und Angeitellten 
auch die auf 14tägige Kündigung angeftellten Leute, da Die 
Militärbehörden auch Der Dienſte diejer Leute unbedingt be- 
dürfen... Die militärischen Intereſſen verlangen im diejem 
Falle, daß alle Angeftellten zur Verfügung ſtehen.“ 

Art. 140 der Militärorganiſation jegt auch feit, dag auch 
Gijenbahnbeamte zur Kurſen für die Eijenbahnoffiztere her- 
beigezogen werden fünnen, womit dann, der Zweifel gelöjt 
it, daß diefe Beamten der Verfehrsanitalten einen Beitand- 
teil. der Armee bilden, jobald deren Mobilijation verfügt 
wird. Einen andern Dienst der Eijenbahner als aktiven 
Dienst gibt e3 gar nicht. Der Bundesrat oder der General 
fann den Siriegäbetrieb verfügen. Im alle eines Aufgebots 


zum aftiven Dienft und jobald nah) Art. 202 M. OD. aufge— 
boten wird, liegt aktiver Dienft vor und dann find die Eiſen- 


bahner eben Militärperjonen, und eine. Zujammenrottung 
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der Eijenbahner wäre eben Aufruhr, wenn er ausbricht, und 
Aufreizung zum Aufruhr; auch erfolglofe Aufreizung äußert 
ih eben als Meuterei. 

Das iſt der rechtliche Standpunkt der Anklage in bezug 
auf Meuterei, jomweit jie den Aufruf an. die Eiſenbahner be- 
handelt. Die Eijenbahner fünnen nad) Art. 202 zum aftiven 
Dienst eingezogen werden; wenn jie zum aftiven Dienst ein- 
berufen werden, jo ijt jede Widerjegung eine Widerhrndlung 
gegen das Militärjtrafgejet. Ebenſo würde derjenige dem 
Militärjtrafgeje verfallen, der, jobald der Kriegsbetrieb der 
Eijenbahnen oder die Mobilijation nad) Art. 202 M. O. ver- 
fügt ift, fih an der Eijenbahn vergreift und ihre Einridh- 
tungen zerjtört. 

Kun fomme ich zu der Verordnung vom 11. Novenber. 
Da ijt nun jehr viel plädiert worden. Bon Herrn Dr. Farb— 
Stein ift Moje3 zitiert worden, und auch Herr Huber hat mit 
Mojes angefangen und mit Lafjalle geendet oder noch etwas 
jpäter. Man hat die rüdwirfende Kraft der Verordnung vom 
11. November mit allen möglichen Argumenten befritelt; man 
hat gejagt, da3 Urteil des Militärkafjationsgericht3 in Sachen 
Müller jer für das Diviſionsgericht nicht verbindlid. Ich 
will feine Worte verlieren; ich würde wahrjcheinlich Diejen 
Einwand auch geltend machen, wenn ich an Stelle der Ber- 
teidigung ftände, wenn ich auch nicht gerade an jeine Wirk 
jamfeit glauben würde. Man hat nun von jeiten der Var: 
teidigung bereit3 jo viel zugegeben, daß die Verordnung 
vom 11. November doch mittagd um 12 Uhr hätte in Kraft 
jein fönnen. Und nun fteht durchaus nicht eine Rückwirkung 
der Verordnung auf die Naht vom 10./11. Novenber in 
Frage, jondern e3 genügt, und das ijt die Grundlage der 
Strafflage, daß diejenigen, die den Befehl erhalten haben, 
dafür zu forgen, daß der Betrieb nicht gejtört wird, und Die 
ein Verhalten an den Tag gelegt haben, welches dieſem Be— 
fehl nicht nachkommt, jtrafbar find und bleiben. 

Sch will Sie da an die Geſchichte von dem Voltsbildner 
erinnern, die fich in der Nähe von Bern abgejpielt Hat. Ein 
Schulmeifter, der fih in der Stadt gütlich getan hatte, fam 
abends jpät nach der Tiefenaubrüde und fand es mit jeiner 
Bildung nicht unvereinbar, auf der Brüde etliche Laden weg— 
zureißen und e3 darauf anfommen zu lafjen, ob jemand noch 
ipät die Brücke paffiere und das Fehlen diefer Laden nicht be- 
merfe und dann in die Aare fallen würde. Er hatte damit doch 
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die Bedingung zum Eintritt eines Erfolges gejegt. Es tft dann 
niemand gefommen; aber man hat ihn doch wegen fahrläfiiger 
Gefährdung von Menjchenleben gejtraft, weil er die Mögiich- 
feit dafür gejeßt hat. Und num ift zu jagen, daß die Ange— 
ichuldigten mußten, daß die Mobilijation fommen werde. 
Nobs hat dag am 12. November in jeinem „Volksrecht“ jogar 
ſelbſt gefchrieben, die „Tagwacht“ war jo Flug, das zu igno— 
rieren; e3 wird aber lediglich eine Tatfrage fein, Grimm zu 
beweijen, daß er die Verordnung fennen mußte. Daß er fie 
gefannt habe, wird er niemals zugeben. An diejer Tatfrage 
wird ſich die Sache erledigen, denn in diefem Moment durfte 
die KRartelleitung und das Aktionskomitee nicht mehr darauf 
beharren, daß das Eijenbahnperjonal jeinen Berpflichtungen 
nicht nachlomme. 

Es ift von jeiten der Verteidigung gejagt worden, in der 
Botichaft vom 12. November habe der Bundesrat jelbit jeinen 
Standpunkt des jofortigen Inkrafttretens der Verordnung 
aufgegeben, weil er in dieſer Botichaft erflärt habe, er habe 
an diejenigen, welche geglaubt haben, ſich dem Landesſtreik 
anſchließen zu jollen, einen Aufruf erlafjen, durch welchen fie 
aufgefordert wurden, die Arbeit binnen 24 Stunden teieder 
aufzunehmen. Wer diefer Aufforderung nicht Folge geleijtet 
hätte, hätte Strafe zu gewärtigen. Es iſt nicht nachgemiejen 
und ich weiß da3 auch nicht, aber e3 ift anzunehmen, daß dieſer 


Aufruf des Bundesrates offenbar por der Verordnung vom - 


11. November erlaffen worden ift. Es hatte offenbar noch 
feinen med, die Angeftellten unter die Verordnung fallen 
zu laſſen, fondern man mußte zuerjt auffordern, die Arbeit 
wieder aufzunehmen. Es iſt aber ſelbſtverſtändlich, daß fie 
itraffällig waren, jobald die Verordnung bekannt geworden 
war. Darauf fommt e3 an, und deshalb find alle nie Stlagen, 
die da erhoben worden find über den Rechtsbruch durch rüd- 
wirfende Kraft, durchaus irrelevant. Es handelt fi um Die 
Tatfrage. 

Wenn man übrigens das Urteil des Kaſſationsgerichts 
nicht anerfennen will und wenn behauptet wird, es ſei eine 
ganz neue Erfindung, e3 jei vom Kafjationdgericht ein Gele- 
genheit3urteil gefällt worden, jo verweiſe ich auf dag Urteil 
in Sachen Ghidoni, welches zitiert ift in meiner Eingabe 
vom 25. Januar. Es iſt Staltenifch gehalten und ftüßt ſich 
darauf, dat die Verordnung fofort mit dem Erlaß in Kraft 
getreten jet. Sch verweiſe auch auf ein noch älteres Urteil 
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in Sachen -Geppert. Sch werde Diejed. Urteil noch zitieren, 
ſobald es da ift. IR | 

Mag aber das Gericht ji) auf den Standpunkt des Kaſſa— 
tionsgerichts jtellen von der rückwirkenden Kraft »der mag 
es das nicht tun, jo iſt es unter feinen Umftänden eitte Frage 
des Eintretens oder der Inkompetenz, ob dieſe Berordnung 
für einzelne Angejhuldigte in Kraft getreten ift, ſondern eine 
Tatfrage, die erjt nach Durchgeführtem Bemweisverfahren ent- 
ichteden merden fann. Sch würde mir des entjchtedeniten 
jeden Kafjationsgrund wahren, wenn man durch einen Ein— 
tretend- oder Inkompetenzentſcheid Die Behandlung der 
Klage, wie ſie angebradht worden ift, unterlajjen wollte. 

Nach dieſen allgemeinen Erörterungen will ich, ſoweit das 
noch nötig fit, auf Die einzelnen Ausführungen der Vertei- 
diger antivorten. Herr Farbitein hat in erſter Linie wieder 
den Artikel im „Beuple de Geneve” zitiert; er hat aber ſalſch 
manipuliert, denn damals wurde nichts vorgefehrt, weil die 
Borausjegungen dazu fehlten und weil die Truppen nicht 
im aftiven Dienjte waren. Daher iſt diejes Beifpiel, das da 
zitiert wurde, vollſtändig fall. Wenn ferner von Seren 
Dr. Farbitein behauptet worden iſt, die Eijenbahner Seien 
nie Militärperjonen, jo glaube ich nachgewiejen zu haben, 
daß die Eiſenbahner Bejtandteile der Armee wurden, den 
Militärgejegen unterjtanden, daß jeder, der fie revoltieren 
wollte, den Militärgejegen ebenfall3 unterjtand. Betreffend 
die geitungsnotiz, welche am 21. oder 22. Januar erſchien, 
habe ich bereit3 bemerkt, daß der Bundesratsbeihluß noch 
nicht gefaßt jei. Es Fällt daher jedenfall3 der Vorwurf Des 
Herrn Dr. Farbitein, daß ein Finanzgewiſſen und ein recht- 
liche Gewiſſen erijtiere, dahin. | 
Herr Dr. Farbitein hat ſodann noch einen Separatſtand— 
punkt eingenommen, daß auf den Aufruf vom 11. November 
an die Eijenbahner deshalb nicht eingetreten werden fünne, 
weil der Befehl zur Vorunterſuchung nicht den Aufruf nenne, 
jondern bloß die Snftruftion. Das ijt nun tatſächlich uns 
richtig, denn der Befehl zur Vorunterſuchung lautet felgen- 
dermaßen: „Die nachfolgend genannten Perſonen haben am 
11. November 1918 zum Teil einen Aufruf des Dltener Ak— 
tiongfomitees und zum Teil eine Inſtruktion über den Streit 
de3 militarifierten Eiſenbahnperſonals unterzeichnet, öffent— 
fi) befanntgemadht und verbreitet und ſich dadurch itraf- 
barer Handlungen jhuldig gemadt:" Wie man da behaup— 
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ten fann, daß der Aufruf in dem Befehl zur Anhebung der 
Borunterfuhung nicht genannt jei, jondern bloß die Inſtruk— 
tion, und daß nur dieſe jtrafrechtlich beurteilt werden fünne, 
ift mir unerfindlid. 

Man hat dann von jeiten der Verteidigung großes Ge— 
wicht Darauf gelegt, daß niemand auf Grund eines Geſetzes 
beitraft werden fünne, welches er nicht gefannt habe, und man 
hat gejagt, der Bundesrat hätte gezögert, jeine Verordnung 
vom 11. November befanntzumachen. Sch glaube, nıich mit 
den von mir bereit3 angebrachten Ausführungen begnügen 
zu fünnen. Der Bundesrat hat die Verordnung ſofort der 
Depejchenagentur übergeben; fie iſt auch jofort an allen Orten 
erihienen; zur Befanntmahung bedurfte es aljo Feiner 
Plafate mehr. Sch brauche mic) auch nicht weiter darüber 
zu Außern, daß Herr Dr. Farbitein erflärt hat, das Diviſions— 
gericht jei an den Entjcheid des Kafjationsgericht in Sachen 
Müller nicht gebunden. ch habe die Urkunden, die für das 
Divijiondgericht maßgebend jein fünnen, vorgelegt, die Kon— 
jequenzen zu ziehen muß ich dem Diviſionsgericht überlafjen; 
namentlich wird das Divijionsgericht die Frage zu entſcheiden 
haben, ob es einen neuen Kaſſationsentſcheid in dieſer Sache 
risfieren will. Sch beantrage Abweiſung der Einreden be— 
treffend Inkompetenz und Nichteintreten und habe damit das 
getan, was für den dffentlihen Ankläger notwendig iſt und 
übrigen3 auch meiner lleberzeugung entipridt. | 

Man hat ja die Anklagejchrift gräßlich hergenommen 
Sch glaube nicht, daß der Auditor jchon geboren ſei oder 
je einmal noch geboren werde, der imftlande wäre, eine An— 
Hagejchrift zu jchreiben, die von der Verteidigung oder von 
den Angeklagten nicht zerzauft würde, es wäre venn, daß 
ein Verteidiger ſelbſt die Anklageſchrift jchreiben würde. 
Dann wäre jie vielleicht richtig. Herr Dr. Farbſtein but ins— 
bejondere noch die Art. 21, 23 und 29 der Anklageſchrift 
einer Kritif unterzogen und erflärt, daS alles genüge 
nicht. Sch habe daraufhin nur zu bemerfen, daß die Anklage— 
ihrift in den Ziff. 32—35 alles das umjchreibt, was not- 
wendig iſt. Sch habe in3bejondere über die Eijendahner er- 
klärt, daß dieſelben notorifch der Weiſung der Kartelleitung 
folgten. Die Kartelleitung aber hatte von der Mobilijation 
Kenntni3 und beharrte Dienstag, Mittwoch und Donnerstag 
auf ihren Weifungen. Auf diefe Weije ift denn auch Perrin 
in die Anklage hineingeflommen, weil er zugejtandenermaßen 
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nad der Mobilijation der Gijenbahner am Telephon ver- 
ichiedenen Iofalen Gtreifleitungen auf Anfrage Hin die Wei— 
jung erteilt hat, ji) an die Weilungen der Kartelleitung zu 
halten und dem Mobilijationsbefehl feine Folge zu leiſten. 

Man hat aud) für Nob3 die Inkompetenz beantragt wegen 
der Artifel in Nr. 264 und 266 des „Volksrecht“. Bei dieſem 
Anlaß ijt alles kritiſiert worden. Ich möchte einfach erklären, 
daß der Befehl zur Vorunterfuhung durch den Stabschef 
gegeben worden it. Auf weſſen VBeranlaffung hin dieſer 
den Befehl gegeben hat, mag vollitändig gleichgültig fein. 
Sobald er diejen Befehl gegeben hat, ijt derjelbe verbindlich 
für den Unterſuchungsrichter. Es ſteht niemand eine Kritik 
darüber zu, ob diejer Befehl zu Recht erteilt worden jet oder 
nicht, als dem militärischen Vorgeſetzten. Jedenfalls ift Damit 
die formelle Vorausſetzung für das Verfahren gegeben. Wenn 
der Unterſuchungsrichter Wüeſt jodann eine Verfügung ge- 
teoffen hat, von der man behauptet, jie jei nicht auf Grund 
der Akten ergangen, jondern lediglich aus perjönlicher Lieber: 
zeugung de3 Unterſuchungsrichters, jo möchte ich Darauf fol- 
gendes antworten: Nobs hatte die Artifel publiziert; fie 
waren im „Volksrecht“ erjchienen. E3 handelte ſich um ein 
Verfahren aus Art. 11, deshalb wurde die Unterfuhung auf 
Nobs ausgedehnt. Es war recht, daß der Unterjuhungsrichter 
da3 getan hat; e8 war notoriſche Tatjache, und es war des— 
halb jogar Piliht des Unterfuhungsrichterd, Die Unter— 
juhung auszudehnen. Die Sache wurde dann mit der heute 
gegen Nob3 hängigen Strafſache verbunden. Allerdings ſoll 
dabei dem Territoriallommando 5 der gleiche Fehler unter- 
laufen jein wie dem Auditor 5. Alles, wa3 fehlerhaft ift, 
muß gerügt werden, auc wenn die Rüge durchaus unange- 
bracht ift. Daß die Verfügung von Bundesrat Decoppet, 
durch welche die Sache dem PDivifionsgeriht 3 übermwiejen 
wurde, nicht anfechtbar ift, glaube ich jchon gejagt zu haben. 

Man Hat fih zulegt darüber aufgeregt, daß Parlamen— 
tarier vor Gericht geftellt werden. ch wiederhole heute, was 
ich das legte Mal gejagt habe: Für mid) Stehen feine jpzial- 
demokratischen Führer vor mir, feine Parlamentarier, jen- 
dern Diejenigen, die ftrafrechtlich verantwartlid find für 
dasjenige, was fie getan haben, und die Dafür gejtraft mer- 
den jollen. Davor fann fie auch die Tatjache, Daß fie Parla— 
mentarier find und die Tatjache, daß fie ſozialdemskratiſche 
Führer find, nicht ſchützen. Ob fie in dieſer Ider jener Gtel- 
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lung fich befinden, das Gejeg joll in der wahren Demofcatie 
für alfe gleich fein -(Zurufe: Sehr richtig). 

Herr Dr. Welti hat dann die Zujchrift des Armeeauditors 
an das Militärdepartement vom 21. Dftober 1918 zitiert. 
Sch babe bereitS Darüber geſprochen, daß dieſer Fall heute 
nicht zutrifft, da Dort nicht Truppen im aktiven Dienſt ge- 
meint waren. Dagegen jollte Remedur geichaffen werden 
durch den Bundesrat. Es iſt geihehen durch die Verordnung, 
die letzter Tage erjchtenen ift, wonach die Bildung von der— 
artigen Perſonenverbänden unterjagt worden ilt. 

Herr Verteidiger Huber hat fi) auf das Kaſſationsurteil 
berufen und erklärt, daß fi) das Kaſſationsgericht über Die 
Zuftändigfeit des Divijiondgerihts für die erhobene Anklage 
nicht ausgeiprochen habe. Ich glaube, er befindet fi da im 
Irrtum; denn das Militärkaſſationsgericht hat unter Ziff. H 
jeine3 Urteils erkannt: „Aber ganz abgejehen von der Tat— 
jache, daß Art. 5 in dem Stadium, in das der Prozeß ein- 
getreten war, nit anwendbar ift, fehlen auch die materiellen 
Borausfegungen für jeine Anrufung. Es iſt gar nicht richtig, 
daß die Angeklagten jtrafbarer Handlungen beſchuldigt find, 
welche teils der bürgerlichen, teil3 der militäriſchen Gerichts— 
barfeit unterliegen”. Die bürgerliden Deifte, deren die 
Angeflagten angeblich bejchuldigt werden, jind nirgends ge- 
nannt. Es iſt auch nirgends gejagt, welche Angeklagte ſich 
gegen bürgerliche Strafgejege vergangen haben und welche 
Gejege hier in Betracht fallen. Die Anklage macht nur jtraf- 
bare Handlungen geltend, die unter die Kompetenz der Mili- 
tärgerichtöbarfeit falle. Ob diefe Handlungen begangen wor— 
den find oder nicht, Hat das Gericht im Urteil feſtzuſtellen. 

Das iſt Deutlich genug für denjenigen, der lejen will. Die 
Anklage macht nur jtrafbare Handlungen geltend, pie unter 


die Kompetenz der Militärgerichtsbarfeit fallen. Ob diefe 


Handlungen begangen worden find oder nicht, hat das Gericht 
im Urteil fejtzujtelen. Das heißt Doch zweifellos nicht in 
einem neuen neompetenzenticheid, jondern in einem neuen 
Urteil. Auf die Ausführungen des Herrn Huber bezüglid 


des Sprengitoffgejeges, will ich nicht eintreten. Sie waren 


pour le besoin de la cause gemadt und um den guten Witz 
nicht verloren gehen zu laſſen. Der Wit war in der Tat gut; 
aber *_ rechtlich haben dieſe Ausführungen nichts zu bedeuten. 

In bezug auf Neithaar wird behauptet, daß diefer am 
Schluß nicht mehr beteiligt geweſen ſei. Dem jteht das ent- 
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gegen, was in der Anklageſchrift jteht und. mir noch nicht ala 
haltlos, hohl, lügenhaft vorgeworfen worden iſt. Reithaar 
jagt in act. 55: „Grimm hat die Sitzung präſidiert und hat 
ein Gerippe für den Aufruf vorgelegt, das dann beraten 
und jhlieglih in der Form genehmigt wurde, wie e3 mir 
heute vorgelegt worden tft." Da kann man nicht mehr jagen, 
daß Neithaar am Schluß nicht mehr dabei geweſen jet oder 
daß er deswegen nicht für den Aufruf verantwortlich wäre. 
Nach diefen Darlegungen zujammen mit denjenigen, Die 
ich über die Stellung der Eijenbahner zur Armee und in ber 
Armee nah Art. 217 M.O. gemacht habe bezüglich der 
Unterjtellung unter dad Militärjtrafgejeg nach erfolgter Mo— 
bilmadhung, glaube ih auf die weitern Ausführungen des 
Herren Huber, der freumdlicherweile die Anklageſchrift als 
hohl, unhaltbar und unbegreiflich bezeichnet hat, weiter nicht 
eintreten zu jollen. Das find Tatfragen, über die wir ung 
Ipäter unterhalten werden. 

Das Charakteriſtikum der Militärjuftiz jeien Befehle, jo 
wird gejagt. Sch habe den Befehl 7000, den man im Auge 
bat, vorgelejen, und ich möchte nit ermangeln, auch Die 
Gründe dieſes Befehls noch klarzulegen und Ddarzutun, daß 
es in der Militärjuftiz ungefähr gleich geht wie an andern 
Drten in der Demofratie. E3 waren von ſeiten verjchtedener 
Militärgerihte über Anwendbarkeit der Verordnung ver— 
ihiedene Urteile ausgefällt worden, wovon die eimen zum 
Zeil mit Srohloden und zum andern Teil mit VBerwunderung 
begrüßt wurden. Da war e3 denn doch Pflicht des Armee— 
auditor3, dafür zu jorgen, daß die Anklagen von einem ein- 
heitlihen Standpunkt aus erhoben wurden und daß von 
einem einheitlihen Standpunkt aus die Militärjuftiz vor— 
gehe, wobei dann abzuwarten wäre, wie das Militärkajia- 
tionsgericht dieje Frage erledige. Aber dieſe verfchiedeite 
Art der Anſchauung in den verjchiedenen Diviſionskreifen 
fonnte von jeiten des Armeeauditors, der die Anklage in toto 
zu vertreten hat und der den Rechtsſtandpunkt des öffentlichen 
Kläger? in toto zu wahren hat, durhaus nicht gedillig: wer— 
den. Entweder mußte er den Auditoren jagen, wenn irgend- 
melche Klagen oder Befehle zur Vorunterſuchung kommen 
gejtügt auf Die Verordnung vom 11. November, jo ſollen 
fie ſie abmweijen, oder dann mußte er jagen, ſie jollen ſie ge— 
fügt auf Ddiefe und diefe Erwägungen überweiſen. Das iſt 
jo jelbjtverjtändlich, wie es ſelbſtverſtändlich war, daß, nach— 
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dem die Aufrufe vom 7. und 11. November gedrruft waren, 
jie durch Die jchon vorbereiteten Barteigenofjen in der Deffent- 
lichkeit verbreitet und zu Tauſenden auf allen Plätzen ver- 
teilt wurden. Hier war die Sache zu regeln, weil e3 ſich um 
ftaatlihe Organe handelt, die nad) allgemeinen Grundjäßen 
handeln jollen. Für die Befolgung diejer Grundſätze ift der 
Armeeauditor verantwortlih. Sch erkläre meinerſeits, wenn 
ich die Anklage hier vertrete und wenn ich die Anwendbarkeit 
der Verordnung vom 11. November auf die durch die An- 
Fagejchrift eingeflagten Tatjachen vertrete, jo entſpricht das 
polljtändig meiner rechtlichen Heberzeugung; denn die Rechts— 
fraft von Notverordnungen fann man nicht davon abhängig 
machen, daß fie in der amtliden Sammlung erichienen! jeien 
und fünf Tage nach VBeröffentlihung in Kraft treten, jon- 
dern da handelt e3 jich darum, daß die Sache läuft und man 
in diejem Betriebe Ordnung Schafft. Man wäre von feiten 
der Verteidigung vielleicht am allerwenigiten damit einver- 
ftanden, wenn Befehle der jozialdemofratijchen Parteileitung 
erit fünf Tage nah Erjcheinen in den Parteiblättern befolgt 
merden müſſen, Befehle, die 3. B. dahin lauten können, daß 
vom folgenden Tage an gejtreift werde. Das würde man 
jedenfall3 dort durchaus nicht afzeptieren. Sch habe Damit, 
wie ich glaube, die Ausführungen des Herrn Huber Hol 
ſtändig behandelt. ch brauche bei ihm nicht bejonders darauf 
zurüdzufommen, daß e3 fich nicht darum handelt, das Gtraf- 
gejeg rückwirkend zu erklären, jondern daß e3, wenn das Ge— 
richt fich nicht der Auffaſſung des Kafjationsgericht3 an- 
ſchließen fann, dann eine Frage der Tatſachen it, die Durch 
die Bemweisführung zu erledigen ijt. Herr Huber hat darauf 
aufmerffam gemadt, e8 wäre Pflicht des Bundesrates ge- 
wejen, die Delegationen darauf aufmerfjam zu maden, daß 
die Strafe eintreten würde, wenn der ©eneralitreif erklärt 
würde. &3 fehlte damal3 dem Bundesrat teglihe Kenntnis 
Davon, was gejchehen würde, und ich hätte jehen mögen, was 
die Herren dem Bundesrat geantwortet hätten, wenn er in 
diefem Moment Strafen angedroht hätte. 

Herr Fürſprech Steiner hat eigentlich plädiert wie Die 
andern Verteidiger, nur hat er gefunden, daß die Anklage 
in rechtlicher a durchaus ee jei in bezug 
auf Art. 124, Ziff. 4, M. Str. G. O. Ich habe vorhin er- 
Härt, daß ich den — von Stooß nicht in allen Tei— 
len billige, und ich wahre mir auch hier dieſes Recht aus— 
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drücklich. Sch weiß nun, daß es bei einzelnen Gerichten 
üblich ift, daß der Auditor auf die Unterfuhungsaften ver- 
weilt und dann noch einige Seiten daraus beſonders zitiert. 
Das iſt zum Teil in Zürich Mode; aber in einer ganzen An— 
zahl von Gerichten iſt das nicht Mode, ſondern man nimmt 
als ſelbſtverſtändlich an, daß in den modernen Militärſtraf— 
prozeſſen die Unterſuchungsakten zu dem Zweck geſammelt 
werden, daß ſie dem Großrichter, der die Verhandlungen leitet 
und der das Notwendige vorkehren ſoll, um die materielle 
Wahrheit an den Tag zu fördern, befanntgegeben werden, 
daß er daraus dasjenige nimmt, wa3 notwendig ift. Dieje 
Alten jtehen der Verteidigung auch zu Gebote, und fie het 
in mwunderbarer Weile die Zitate zu machen gewußt vor 
Aktenſtücken, die in der Anklageſchrift auch nicht erwähnt jind. 

Herr Steiner hat jodann die Sache vom politiihen Stand: 
punkt aus aufgefaßt. Sch will diefe Sache mit zwei Worten 
erledigen. Herr Steiner hat von dem Geichehen des Wel—— 
friege3 von dem Hopf der Kabinettzjuftiz, von dem Grund- 
jaß: in dubio pro reo und von den Erwägungen politiſcher 
Natur geſprochen. Das hat eigentlich das Gerippe des Vor— 
trage3 von Herrn Steiner gebildet. Auf den Weltkrieg will 
ich nicht weiter eintreten; diefe Dinge find allgemein bekannt. 
Ebenjo befannt dürfte auch fein, daß die Schweiz nit im 
Weltfriege war. Daher jcheint mir die Berufung auf den 
Weltkrieg von jeiten der Verteidigung Doch etwas gewagt. 
Es war uns gottlob bejchieden, während des Krieges in ge— 
ordneten Zuſtänden zu leben, und es fragt fich heute eben, 
ob Die Störung der verfaflungsmäßigen Ordnung, der Armee 
und der Kriegsmobilmachung der Eijenbahner durch Dritte 
ungejtraft por jich gehen fann. Das gejchieht durchaus nicht 
durch eine Kabinettzjuftiz, jondern, wie ich bereit3 das letzte— 
mal gejagt habe, vollftändig in Anwendung der M. ©t. ©.D. 
und des Militärjtrafgejeges jomwie der in Anwendung der 
außerordentlihen Vollmachten des Bundesrates erlafjenen 
Verordnungen. Da gibt es feinen Zmeifel, der für den Ange- 
flagten ausgelegt werden fann, e3 gibt feinen Zweifel dariiber, 
ob das Gericht zuftändig fei, jondern die Tatſachen jind ein- 
geklagt, und es handelt fich lediglich darum, 6 fie wahr jind 
oder nicht. Darüber werden Sie fi ichlußendlich entiheiben 
müfjen. Sie fönnen unter feinen Umftänden noch einmal 
darum herumfommen, indem Sie Die — a bon 
der Hand meijen. 
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Unmöglich jcheint mir, was von jeiten de3 Herrn Steiner 
behauptet worden iſt, daß bei dem Richter Erwägungen poli= 
tiicher Natur für jein Urteil maßgebend jein jollen. „Es 
fallt mir nicht ein, dag Gericht beeinfluflen zu wollen; aber 
Erwägungen politiiher Natur jtehen dem Richter an, und 
ed fragt fich, ob nicht auch hier eine Pazifikation vollendet 
werden joll.” So hat ſich Herr Steiner ausgedrüdt. Sch will 
mir darüber fein mweiteres® Wort gejtatten. Sie haben das 
Recht zu jprechen ohne Erwägungen politiiher Natur, das 
it das, was die Anklage von Ahnen verlangt, aber das ijt 
auch das lebte, was die Verteidigung von Ihnen verlangen 
darf. Keine Drohung darf Sie veranlafjen, vom Boden des 
Rechts abzumeichen, auch nicht die Drohung, die von jeiten 
des Herrn Steiner gefallen ijt, man müſſe nicht vergefjen, 
daß eine allfällige Verurteilung eine gewaltige Erregung 
der Eijenbahner und Arbeiter hervorbringen könnte. Wenn 
Sie nicht Recht Iprechen, und zwar volles und klares Recht — 
wie Sie 83 ſprechen, das weiß ich nicht, aber e3 foll volles 
und klares Necht jein —, jo muß ich Sie darauf aufmerfjam 
machen, daß in der jchweizeriichen Eidgenoſſenſchaft noch an— 
dere Leute vorhanden jind als nur Eiſenbahner und Ar— 
beiter. 

Die Frage it lediglih die: Wenn noch irgendwelche 
Urſachen für einen Streik vorlagen — darüber habe ich mid) 
eigentlich weiter nicht zu äußern, denn Damit fommen wir 
auf das politiiche Gebiet —, durfte man unter irgendwelchen 
Titel und Vorwand an der Dilziplin der Armee rütteln und 
durfte man, ohne bejtraft zu.mwerden, an den Befehlen des 
Bundesrates rütteln und fich ihnen widerjegen, fie mißachten 
und ihnen wijjentlich entgegenhandeln? 

Das find die Fragen, die Sie zu entjcheiden haben, genau 
nach dem Wunfche des Herrn Maine, zu dem ich zulest komme, 
der gejagt hat, daß das Geſetz Die commune volont& jet und 
daß Sie nad dem Geſetz entjcheiden jollen. Die Frage, 
wer da3 Geſetz, wer die Verordnungen im gegebenen Moment 
zu erlafjen babe, wurde duch die unbegrenzten Bollmachten 
der Bundesverfammlung und des Bundesrates erledigt. 

Sch beantrage Shnen, es jeien Die jämtlichen Begehren 
der Verteidigung auf Inkompetenz und Nichteintreten unter 
Koſtenfolge abzuweiſen. 

ER: Wir wollen gleich noch die andern Begehren hören, 
die gejtellt werden. 
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Dr Sarbftein: Ich ftelle geſtützt auf Art. 155 den 

Antrag, daß Sie und das Recht geben, einen zweiten Vor— 
trag über Die Beitreitung der Kompetenz zu halten. 

R: Die Parteien find zu Worte gefommen; e3 ift nicht 

ohne meiteres Klar, daß ein zweiter Vortrag erfolgen foll. 

Aud.: Ich habe nicht? dagegen, wenn die Verteidigung 
repliziert. | 

Huber: Ich möchte nur auf ein Moment aufmerk— 
jam machen. Der Herr Auditor hat in feinem Vortrag jechs 
neue Aktenſtücke eingelegt, von denen je eines je einem der 
Verteidiger befannt war. Alle übrigen find vollftändig neı. 
Wir haben in einer flüchtigen Durchſicht außerordentlich wich- 
tige Bejtandteile diefer Akten feitgeitellt, die wir zum Gegen— 
tand unjerer Ausführungen machen müffen, ganz abgejehen 
davon, daß wir auch das Necht haben, uns darüber auszu— 
jprechen, ob wir ſie zulajjen wollen oder nicht, oder ob wir 
formelle Einwendungen erheben wollen. 

Dr. Welti: Ich möchte die geftellten Anträge unterftüt- 
zen und jest Schon darauf aufmerfjam machen, daß, wenn Sie 
dieje Replik nach allgemeinen Verteidigungsgrundfägen nicht 
zulafjen, ich im Sinne von Art. 181, Abſ. 6, eine Kaſſations— 
bejchwerde in Ausficht ftelle wegen Beſchränkung der Ber- 
teidigung in einem wichtigen Punkte. 

EN: Inſofern neue Aftenjtüde vom Auditor geltend 
gemacht worden jind, gebe ich das zu, aber nur in bezug auf 
die neuen Aktenſtücke. 

Huber: Das war nur ein unterjtügende® Moment. 
Es kann nicht den Sinn haben, daß wir uns darauf bejchrän: 
fen. Wir haben durchaus den Anjpruh auf eine Replik zu 
erheben. Ich möchte daran erinnern, daß in den Verhand- 
[ungen vom 21. Januar und auch ohne jeden Anjtand von 
leiten des Gerichts die Replif und der Gegenpartei die Duplif 
vorbehaltlos zugebilligt wurde. 

ER: Wenn feiner der Herren Richter Beratung ver- 
langt, würden wir das zugejtehen. 

DOberitleutnant Verni: Sch verlange Beratung. 

GN: Gut, das Gericht tritt ab. 


G R: Das Gericht hat ſich entſchloſſen, den Begehren der 
Verteidigung, eine Replik zuzulaſſen, ſtattzugeben. Ich 
ermahne aber die Verteidigung zu möglichſter Kürze; fie 
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fommt ja noch einmal bei der Beweisführung zum Wort, die 
ja ftattfinden muß (Heiterkeit bei der Verteidigung). 

Dr. Farbſtein: Vor allem ein Wort über die per- 
jönlichen Angriffe des Herrn Auditors. Ich laſſe mich auf 
derartige Angriffe nicht ein. Ich habe mich nicht mit der ‘Ber- 
jon de3 Herrn Auditord und auch nicht mit jeinem Stamnt- 
vater oder Stammutter befaßt. Das geht mich nichts an. 
Sch überlafje dem Gericht das Urteil darüber, ob Angriffe jol- 
cher Art von einem großen Geilt des Angreifer zeugen. 
Meiner Anjiht nad) fommt das nicht einmal bei Sefundar- 
ihülern vor, vielleicht aber unter Elementarſchülern. Ich 
zähle mid) zu dieſen nicht. 

Sn erjter Linie wurde das Kreizfchreiben vorgelegt. Wei- 
hen Standpunft haben wir eingenommen? Wir haben ge- 
jagt, der Bundesrat habe jelbft die Verordnung vom 11. No- 
pember am 13. publizieren lafjen. Er hätte Gelegenheit ge- 
habt, das früher zu tun, er hat daS aber als Beilage zum 
Bundesblatt verſchickt. Das Kreisfchreiben zitiert Die Urteile 
in Saden Wyß und Geppert. Wyß, Seite 310 der Zeitſchrift 
für ſchweizeriſches Strafrecht, Jahrgang 1914. Wenn Sie 
da3 Urteil in Sachen Wyß lejen, jo jehen Sie, daß dort von 
der Promulgation überhaupt nicht die Nede ift. Dort wird 
die Frage der Rückwirkung der Verordnung vom 6. Auguſt 
bejtritten. Das Militärkaſſationsgericht iſt aus dem Grunde 
zur Beſtätigung des Urteils gekommen, weil es ſich ſagte, bei 
Wyß habe es ſich um ein Dauerdelikt gehandelt, um eine 
Entfernung, und Wyß habe auch nach dem Erlaß der Ver— 
ordnung nicht zurückkommen wollen. Die Frage wurde en 
passant behandelt, aber jie hat feine Nolle gejpielt, weil 
Wyß am 7. Auguft nicht einrüdte. Der Fall Geppert jpricht 
zu unjern Gunjten. Wie gejagt, handelt e3 ſich nicht um die 
Tublifation des Bundesbeichlufjes, jondern um Publikationen 
der Territoriallommandanten, und dad Militärkafjationz- 
gericht erflärt folgendes: Es hätte die Frage aufgemorfen: wer- 
den fönnen, ob die Belanntmahungen im offiziellen Publi- 
fationdorgan des Bundes, dem „Bundesblatt”, und der eidg. 
Geſetzſammlung hätten erfolgen jollen. „Gewiß iſt es richtig, 
daß alle die von ſtaatlichen Organen ausgehenden Erlaſſe, 
ſoweit es möglich iſt, durch das Bundesblatt und die fan- 
tonalen Amtzblätter Der Bevölkerung mitgeteilt werden 
jollen.” Nun erklärt das Urteil, e& handle ſich um Bubli- 
fationen der T Territorialfommandanten, hier genüge e3, wenn 
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fie durch Anjchlag befanntgegeben werden. Der Fall Geppert 
hat aljo mit der ganzen Geſchichte nichts zu tun, denn Dort 
handelt es ji nicht um einen Bejchluß des Bundesrates, 
jondern um eine Verordnung eines Territoriallommandan- 
ten. Hier erklärt das Militärkafjationsgericht, daß Verord— 
nungen der Territoriallommandanten nicht im Bundesblatt 
publiziert werden müßten, obwohl es mwünjchbar wäre, e3 
genüge der öffentlihe Anſchlag. Sm vorliegenden Fall 
handelt e3 jich meines Wiſſens um Verordnungen des Bun— 
desrates. Unter diejen Umftänden Tann feine Rede fein, 
daß man erflärt, die Verordnung hätte nicht im Bundesblatt 
promulgiert werden jollen. Nun zitiert das Kreisjchreiben 
Blumer-Morel; diejer ſteht aber auf Seite 34 dafür ein, 
daß jede Verordnung nad) der Publikation in Kraft trete. 
Da bejteht eben Notrecht; aber bei einer rein fisfaliichen 
Maßregel, die ein neues, allgemein verbindliches Gebot auf- 
jtellt, da3 einem Geſetz gleichfommt, muß die allgemeine 
Regel ihre unbedingte Anwendung finden, daß alle Erlaſſe, 
die einen allgemein verbindlichen Charakter tragen, erſt nach 
der Vollzugsanordnung durch Belanntmahung in Vollzug 
gejebt werden Dürfen. Es iſt unrichtig, was der Herr Auditor 
gejagt hat. Sch habe BlumerMorel auch nachgejehen. Der- 
jelbe jagt ausdrüdlich, daß in Notfällen, zum Schub des 
Landes gegen drohende Gefahr, auch dann, mo ein Ausweg 
geitattet wäre, Beſchlüſſe allgemein verbindlicher Natur, die 
jemand Laften aufbürden, erjt dann in Sraft treten, wenn 
fie publiziert worden find. Das unterliegt feinem Zweifel, 
wenn es fih bei Beichlüffen mit fiskaliſchem Charakter jo 
verhält, jo gilt da3 noch) um jo mehr bei Beichlüflen, die ſtraf— 
rechtliche Beitimmungen enthalten. Sch kenne das Urteil 
des Kafjationsgericht3 vom 8. März nicht; ich Habe das Urteil 
in Sahen Arnold eingelegt... Sie haben diejem Urteil ent- 
nommen, daß am 8. Februar das Militärkafjationsgericht 
auf dem Standpunft ftand, daß die Verordnung vom 11. No— 
vember nicht rückwirkend jein fünne. 

Nun handelt e3 ſich im vorliegenden Fall um drei Punkte. 
Wir Haben da zuerſt Art. 1, Ziff. 10, M. St. G.O. Hier 
überjieht der Herr Auditor etwas. Es genügt nicht, daß es 
ſich um Militärperfonen im aftiven Dienjt handelt, jondern 
der Standpunkt, den wir in Webereinftimmung mit dem 
"Urteil in Sachen Sigg einnehmen, ijt der, daß die Militär- 
perjonen im aftiven Dienft von den Angejchuldigten ver- 
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leitet worden jein müſſen. Das ijt der. jpringende Punkt 
der ganzen Sache. Es wäre Pilicht der Anklageſchrift ge= 
weſen, zu behaupten, daß die Angeklagten die Milttärperfonen 
direkt verleitet haben oder daß ie andere zur Berleitung ange- 
ftiftet haben. Es genügt nicht, wenn ich etwas ſchreibe in eine 


Zeitung, jondern id) muß mich direkt mit den Meilitärper- 


jonen im aftiven Dienft in Verbindung jegen. Das iſt auch 
der Standpunkt, den das Diviſionsgericht 3 in jeinem legten 
Entſcheid mit Recht eingenommen hat. Wir haben heute, wie 
ich glaube zutreffend, nachgewieſen, daß in der Anklageichrift 
nur im allgemeinen gejagt wird, daß Aufrufe verteilt wur- 
den, während nicht gejagt wird, daß die Angeklagten ver- 
teilt haben oder dazu Auftrag gegeben haben. Uebrigens iſt 
dieſer Paſſus unrichtig. Es wundert mich, daß der Auditor, 
der ſich verletzt gefühlt hat durch das Wort von dem juri— 
ſtiſchen Sekundarſchüler, ſich nicht verletzt gefühlt hat durch 
die Behauptung, die ich aufgeſtellt habe, daß in der Anklage— 


ſchrift eine Unwahrheit ſteht und daß er dieſelbe nicht wider— 


rufen hat. Das habe ich behauptet; das iſt nicht widerlegt 
worden und bleibt daher ſitzen. 
Und nun der zweite Punkt. Der Herr Auditor behauptet, 


die Gijenbahner jtehen im aktiven Dienft. Er will dad au? 


Art. 202 M.D. ableiten. Man jollte nicht viel Darüber debat- 
tieren müfjen, daß die Behauptung ded Herrn Auditors un— 
richtig ii. Nehmen Sie die Verordnung vom 11. Novemder 
1918 zur Hand! Nicht nur Juriſten, jondern Leute, die gar 
feine Jurisprudenz getrieben haben, werden jofort jehen, daß 
dasjenige, was der Herr Auditor behauptet, ganz abjurd ilt. 
Gemäß Art. 1, Ziff. 10, M.©t. ©.D. wird jedermann, der 
eine Militärperjon im aftiven Dienſt verleitet, wegen Meu— 
terei beftraft und kann vor Militärgericht geftellt werden. 
Wenn dad wahr wäre, was der Herr Auditor jagt, daß Die 


Eijenbahner durch die Unterftellung unter das Militärgeſetz 


Militärperjonen im aktiven Dienjt geworden jind, wäre Die 
Verordnung vom 11. November ja überhaupt unndtig, denn 
dann hätte man jeden, der einen Eijenbahner angejtiftet 
hätte, ohne weiteres vor Militärgericht jtellen können geſtützt 
auf Art. 1, Ziff. 10, M. St. G.O. Nun hat fich aber der 
Bundesrat geſagt, daß der Auditor des Diviſionsgerichts 3 
im Unrecht iſt. Der Bundesrat hat genau gewußt, daß je— 
mand, der Eiſenbahner anſtiftet, nicht vor Militärgericht ge— 
ſtellt werden kann, weil dieſe Ei jenbahner feine Militär- 
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perjonen im aftiven Dienjt find. Daher Haben wir in der 
Verordnung in Ziff. 2 und 3, Daß Diejenigen, die einen 
Cijenbahner anjtiften, bejtraft werden fünnen. Wären Die 
Eiſenbahner Militärperjonen im aktiven Dienft, jo hätte der 
Bundesrat in Art. 2 und 3 nicht mehr — müſſen, 
ſondern er hätte ohne weiteres ſagen können: Die Eijen- 
bahner werden dem Militärgeſetz Pa alfo find jie 
Militärperjonen im aktiven Dienjt; alſo wer fie verleitet, 
wird gemäß Art. 1, Ziff. 10, —— Sie ſehen, daß über 
dDieje Frage gar fein Streit beitehen fann. Wenn wir in 
der Kritik etwas ſcharf geweſen find, jo muß man eben jagen, 
daß man ſchließlich auch Die Geduld verlieren fann, wenn 
jemand immer wieder fommt und behaupten mill, troß Diejer 
Verordnung, daß die Eijenbahner Militärperfonen im ri 
tiven Dienſt jeien. Man fann vielleicht lachen, man kann 
Iharje Worte brauchen, es fommt gar nicht darauf an, jon- 
dern Darauf, ob das, was ich gejagt habe, richtig iſt. Es iſt 
richtig. 

Da kommt nun der Herr Auditor und beruft fich auf das, 
was er auf Seite 18 gejagt hat, indem Die Kartelleitung unter- 
laſſen habe, den Streik abzuitellen, ſei fie jtrafbar geworden. 
Da handelt e3 ji) um eine materiellerechtliche Frage. Der 
Herr Auditor hat erklärt, er habe nicht veritanden, wie ich 
dazu komme, zu behaupten, daß in Ziff. 1 der Anklage feine 
Rede von den Aufrufen an die Eijenbahner jet. Der Herr 
Auditor ſcheint den Inhalt nicht zu kennen, font hätte er 
- gewußt, daß zu Ziff. 8 Aufruf und Snfteuftion genannt ift, 
daß aber hier der Aufruf nicht erwähnt tft. Sie jehen, daß 
man mit Recht uns feinen Vorwurf machen fann, daß mir 
die Anklagejchrift nicht gelejen Haben. Man joll ſich auch nicht 
empören, wenn wir behaupten, die Gegenpartei Due fie nicht 
gelejen. 

Und nun der Entiheid in Sachen Miller. Der Herr 
Auditor hat gejagt, er überlafje da3 dem Militärgericht, dar— 
über hätten wir nicht zu enticheiden. Ich nehme folgenden 
Standpunkt ein: Das Gejeg kann jemand zivingen, jeitte 
Meinung zu unterdrüden, der Meinung eines andern zu ge= 
horchen, wenn tn einem ipeziellen Fall eine Sache vom Mili— 
tärkaſſationsgericht entſchieden iſt. Im vorliegenden Fall 
haben wir nicht auf das Urteil vom 8. März abzuſtellen, da— 
gegen iſt bei den Akten das Urteil in Sachen Arnold, das 
zu unſern Gunſten ſpricht. Sobald wir kein Urteil haben, 
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ift das Divijionsgeriht frei. Der höchſte Richter der Men— 
ſchen ift daS eigene Gewiſſen. Dieje3 hat darüber zu ent- 
iheiden und nicht irgendeine Lehre, die eine unrichtige jein 
fann und wo man Dazu noch jagen kann, daß diejelben 
Herren, die eventuell am 8. März entichieden haben, daß 
die Verordnung rückwirkende Kraft hat, am 8. Februar ent⸗ 
ſchieden haben, daß ſie keine ſolche beſitze. Wer ſo ſchnell 
ſeine Meinung ändern kann, deſſen Meinung kann für mich 
nicht verbindlich ſein. Nur dann fann er mid) zwingen, feine 
Meinung anzunehmen, wenn ich überzeugt bin, daß da3 
wirklich jeine fejte Meinung iſt und daß fie eine vernünftige 
Meinung tt. Eine unvernünftige Meinung fann feinem 
Menſchen, ver denft — und die Nichter denken, Herr Aus 
ditor —, aufgezwungen werden. 

Der Herr Auditor erklärt ferner, er habe nicht verjtan- 
den, wiejo ich die Ausführungen in Ziff. 21 und 29 habe 
anfechten fünnen. Ich habe gejagt: Angenommen jogar, 
daß die Verordnung jehon in Kraft getreten jein jollte vor 
der Publikation, fann ſie nicht angewendet werden, und 
zwar. weil der Auditor in Ziff. 21 jeiner Anklage jelbit zu— 
gibt, Daß der Aufruf in der Sitzung vom 10. auf den 11. No— 
vember bejchlofjen wurde. Nach eigenem Zugejtändnis Des 
Herrn Auditors ift alfo der Aufruf verfaßt worden, bevar 
Bundesrat und Kanzler die Verordnung geichrieben haben. 
Sch habe ebenfalls auf Ziff. 29 der Anklage hingemiejen, wo 
e3 heißt: „Sn der Nacht vom 10. auf den 11. November ent- 
ſtand auch der Aufruf an die Eijenbahner.” Alſo, wenn etwas 
in der Nacht vom 10. auf den 11. November entjteht, jo fann 
man mid) nicht verantwortlidd machen, wenn am 11., mor— 
gen? um 9 Uhr, jemand etwas verbietet. Das und nichts 
anderes habe ich behauptet. 

Noch einige Worte zu einem andern PBunft. Auch hier 
hat der Herr Auditor die Akten nicht gelejen oder will mid) 
nicht verjtehen. Sch habe gejagt, im Tal Nobs ftehe es jeit, 
daß die Eijenbahner nicht Militärperjonen im aktiven Dienſt 
find. Deshalb Habe auch das Territoriallommando fein 
Recht gehabt, , gemäß Art. 110 eine VBorunterfuhung zu 
führen, fondern diefe Vorunterſuchung hätte vom Militär: 
Departement verfügt werden müfjen. Ich habe weiter be- 
hauptet und auf die Akten hingewiejen, daß dieſe Vorunter- 
juhung nicht vom Militärdepartement verfügt worden it. 
Wir können dieien Fall vergleichen mit einem Fall aus der 
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bürgerlihen Strafrechtspflege. Es handelt ſich um ein An- 
tragsdelift in dem Sinne, daß die Vorunterfuhung nur er- 
folgen kann auf Antrag derjenigen Behörde, die berechtigt 
iſt, die Vorunterſuchung zu verfügen. Im Fall der Unter— 
ſchlagung z. B. darf kein Richter entſcheiden, wenn der An— 
tragsberechtigte nicht den Antrag geſtellt hat. So darf auch 
im Militärprozeß kein Unterſuchungsrichter handeln, ſolange 
der Gerichtsherr, derjenige, der das Recht hat zu befehlen, 
nicht befohlen hat. Im Falle Nobs hat das Militärdeparte— 
ment nicht befohlen; daher find die Handlungen des Herrn’ 
Unterſuchungsrichters Dr. Wüeſt null und nichtig. Auch 
die Anklage des Herrn Dr. Nauer. Es wäre auch nod) die 
Stage zu prüfen, ob Nobs nicht deswegen freigeſprochen wer⸗ 
den muß. 

Das habe ich behauptet. Nur kommt noch etwas anderes. 
Man hat diejen Mangel im Militärdepartement bemerkt, und 
zwar nachdem ich in einer Eingabe an den Großrichter des 
Zerritorialgeriht3 5 jofort diefen Mangel gerügt habe. Was 
geihah? Nachdem Die Alten dem Militärgeriht 3 überwieſen 
waren, hat Herr Decoppet am 3. März verfügt, daß das 
Divifionsgeriht 3 die Sache verfolgen jol. Herr Decoppet 
hat überhaupt fein Necht, gegenüber dem Diviſionsgericht 
Verfügungen zu erlafjen, jondern er hätte die Verfügung an 
den Unterfuchungsrichter erlaffen follen und hätte jagen müſ— 
jen, daß die Anklage zurüdgezogen werde und daß er dem 
Unterjuhungsrichter joundjo befehle, eine Unterſuchung ein- 
zuleiten. Wa3 Herr Decoppet am 3. März getan hat, geht 
feinen Menſchen etwas an. 

Nun hat der Herr Auditor gejagt, daß das Raffations- 
gericht bereit3 über die Kompetenzfrage entjchieden habe. 
Es iſt begreifli, wenn bei der Verteidigung eine gewiſſe 
Erregung .entjtanden ift. Wenn ein Anwalt dem andern 
etwas unterjchieben will, jo wird der andere eben nicht imnter 
falte8 Blut bewahren önmen. Der Herr Auditor iſt kein 
Laie; er fennt den Charakter de3 Entjcheides, und nun mag 
er leſen im Kaſſationsurteil unter K: „Damit fallen alle wei— 
tern Barteibegehren, auch die Entjichädigungsbegehren der 
Angellagten dahin, und es iſt überflüjlig, zu unterjuchen, ob 
und in welchen Umfang die Verfügung materiell unrichtig 
entichteden hat.” Alſo das Kafjationsgericht erflärt, daß es 
überflüflig tft, zu unterjuchen, ob überhaupt materiell richtig 
oder unrichtig gejprochen wurde. Dann ilt es aber eine Un— 
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wahrheit, zu behaupten, daß das Kaſſationsgericht unter it. H 
entjchieden habe. Wenn man mit jolhen Mitteln operiert, 
it es begreiflich, wenn wir jo antworten, wie wir e3 getan 
haben. Es handelt jich nicht darum, daß wir jagen, Barla- 
mentarier jollen freigejprohen werden; aber was wir wün— 
ichen, tjt das, daß mit Mitteln gefämpft werde, die dem Recht 
entiprehen. Wir behaupten, daß Sie das Recht brechen, ivenn 
Sie die Leute vor Gericht jtellen, daß Sie fie ungerechterweiſe 
der Militärgerichtsbarfeit unterwerfen. Sch Schließe nochmals 
mit dem Antrag, Sie möchten ſich infompetent erklären. 

Dr. Welti: Ich will nur zwei Fragen berühren. In 
den Tagen des Generaljtreifs erfolgte durch einen gewiſſen 
Teil der Preſſe an den Bundesrat und an die Bundesper- 
jammlung die Aufforderung, feit zu bleiben. Auch ich möchte 
an Sie die Aufforderung richten: Bleiben Sie fejt mwenig- 
ſtens beit Ihrer eigenen Enticheidung und jtellen Sie fich als 
Männer hinter diejelbe. Sie haben entichteden, Daß Die 
vom Herrn Auditor als Militärperjonen im aftiven Dienft 
bezeichneten Eiſenbahner Zivilperjonen gewejen jeien in dem 
Moment, da an fie der Aufruf vom 11. November und der 
Aufruf der Kartelleitung gerichtet worden find. Sch halte 
dafür, daß gar nicht? vorgebradht worden ijt, was dieſe Ihre 
richtige Stellungnahme auch nur in einem Punkte erihüttern 
fonnte. Sie haben entſchieden, daß jelbit, wenn dieje Auf- 
fafjung unrichtig wäre, Die Yujtändigfeit des Militärgerichts 
in bezug auf dieſen Tatbeitand nicht vorliegen würde, weil 
jelbit, wenn es jih um Militärperjonen gehandelt hätte, dieje 
Militärperjonen nicht im aktiven Dienft geweſen jeien. Sie 
haben deshalb, jofern in der Verbreitung des Aufrufe vom 
11. November I die Eijenbahner und Staatsangejftellten 
eine jtrafbare Handlung erblidt werden müſſe, erklärt, Haß 
eine ſolche nur von den bürgerlihen Gerichten verfolgt and 
geahndet werden könne. Dieſe Ausführungen gelten auch 
für den von der Rartelleitung erlafjenen Aufruf. Das ift Ihre 
Stellungnahme vom 20. Sanıtar, und ich hoffe, daß fie ſich 
auch heute noch beftätigen werde. 

Man hat von jeiten des Herrn Auditors verſucht, auch 
heute wieder darzutun, daß bei der Verteidigung das Be— 
itreben bejtehe, und man hat dasſelbe jogar den Angeflagten 
unterjchoben, fich aus Ddiejer Sache herauszuziehen. So liegt 
die Sache doch zweifellos nicht, und ic muß mich fir meine 
Klienten mit aller Entjchtedenheit Dagegen verwahren, daß 
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man mit allen Mitteln und auch mit untaugliden Mitteln 
verfucht, dieſe Angelegenheit durch ein Militärgeriht ab- 
urteilen zu lafjen. Wenn man im Bundeshaus vor dem 
11. November den Art. 46 des Bundezitrafgejeges gelejen 
hätte, dann würde man vielleiht in Vorausſicht alles deſſen, 
was gekommen ijt, Die Frage aufgeworfen haben, ob e3 not- 
wendig geweſen wäre, Durch eine Verordnung vom 11. No- 
vember ein neues Geſetz zu Schaffen, ein Gejeß, das aller- 
dings ſchon einmal im Jahre 1851 gejchaffen war, das aber 
im Sahre 1889 durch das Bundesgejeg über die Militär- 
jtrafgericht3ordnung aufgehoben worden iſt. Jh kann mid 
des Eindruds nicht eriwehren, daß man immer noch unter 
dem alten Gejeß jteht, das in Kleinen Buchitaben in der neuen 
Ausgabe der M. St. G. O. enthalten tft. Da war die Kom— 
petenz der Militärgerihte ander® umjchrieben; denn dort 
hieß e3, daß alle diejenigen, welche Militärperjonen zur Ver- 
legung einer militäriihen Pflicht verleiten oder zu verleiten 
juchen unter die Vorſchrift des gegenwärtigen Geſetzbuches 
verfallen. Man hat aber im Jahre 1889 mit großer Ueber— 
legung Dieje jehr weitgehende Unterftellung von Zivilperſonen 
unter die militäriiche Gerichtsbarkeit bewußt eingejchränft. 
Es geht heute nicht an, vor diefer Verordnung vom 11. No— 
vember irgendwelche Tatbeitände unter Art. 1, Ziff. 10, zu 
jubjfumieren und damit dem Geſetz Gewalt anzutun. Sch 
glaube wenigſtens in bezug auf den Angeklagten Schneider 
jagen zu fünnen, daß, wenn er in diefem Stadium jprecdhen 
fünnte, er ohne weiteres erflären würde, daß er die Hand- 
lungen, die er begangen hat, als einen Verſtoß gegen Art. 46 
des Bundesftrafrecht3 betrachtet und daß er gern bereit set, 
lich dafiir vor den Bundezafjiien zu veranmworten. Er täte 
das mit der gleihen Dffenheit, wie er heute erflärt, daß Ihr 
Gericht für ihn und feine Handlungen nicht zuftändig ſei. Sch 
möchte Sie deshalb bitten, an Ihrem Entjcheid in bezug auf 
die: Unzuftändigfeit zum mindeften hinſichtlich Der Erlafje 
vom 11. November an die Eifenbahner feitzuhalten. 

.. Huber: Geftatten Sie mir zunädft eine Heine ver— 
jönlihe Bemerfung. Ih möchte nochmals beftätigen, daß 
ich die fämtlihen Ausführungen des Herrn Kollegen Dr. 
Farbitein zu den meinigen mache und diefen Ausführungen 
die volle Autorität meines altichweizeriihen Stammbaumes 
verleihe. Wieweit diefer Stammbaum zurüdreicht, das kann 
ich, momentan nicht jagen, jedenfalls iſt er jo alt, daß nie- 
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mand genaues darüber weiß. Durch ein Sirfular, dag Die 
Unterfhrift des Herrn Großrichters trägt, bin ich um Aus— 
funft gebeten worden, aber nicht etwa um damit den Wert 
meiner juriltiichen Argumente darzuittellen, jondern für ein 
wiſſenſchaftliches Werf. 

Kun hat der Herr Auditor für gut befunden, ftatt auf die 
Ausführungen des Herrn Kollegen Farbftein fachlich zu ant- 
iworten, dieſe Ausführungen dadurch erledigen zu wollen, 
daß er dad Alter jeines jchmweizeriichen Bürgerrecht unter- 
jucht hat. Sch ſpreche im Namen der übrigen Verteidiger 
mein lebhaftes Bedauern über dieſe Verirrung in einem Ge— 
richtsſaal aus. 

Im übrigen möchte ich dem Herrn Auditor danken für 
die Einlegung einer ganzen Reihe neuer Aktenſtücke, gegen 
deren Produktion ich nichts einzumenden habe, wobei ich die 
Stage offen laſſe, ob mir ein perjönliches Verdienit daran 
zujteht, d. h. ob dieſe Produktion auch erfolgt wäre, wenn 
ich nicht zufällig einen mwejentlichen Teil diejer Alten bereits 
gefannt und auszugsweiſe mitgeteilt hätte. Gleichzeitig will 
ich ebenſo öffentlich und feierlich wie der Herr Auditor ihm 
por dev ganzen Welt bejtätigen, daß er nichts daran zu ver- 
antworten hat, daß ich von dieſen Dingen Kenntnis befom- 
men babe. 

Und nun zur Sache jelbit. Wir haben die Zuſtändigkeits— 
frage nach) zwei Gefichtöpunften unterſucht. Bezüglich Art. 1, 
gif. 10, M. St. G. O. hat der Herr Auditor fi auf Dad 
bezogen, was wir ausgeführt haben und gejagt, daß das 
Kreisichreiben des Bundesrates noch nicht ergangen jei. Für 
mich genügt es vollitändig, daß das Finanzdepartement Die 
Frage dem Bundesrat vorlegt und daß das Militärdeparte- 
ment dieje Frage nicht ald unmöglich erklärt, ob die Militär- 

pflichterſatzſteuer zu erheben jei oder nicht, oder zu erlaſſen 
Ki oder nicht. Damit hat das Finanzdepartement ohne wei— 
teres erklärt, grundjäglich jei das Verfehrsperjonal pro 1918 
fteuerpflichtig. &3 kann aber das nur erflären, wenn es 
gteihgeitig lagt, daß diejes Perſonal nicht im aftiven Dienit \ 


— iſt dieſes Schreiben, welches am 10. März an den 
Herrn Auditor gegangen iſt, außerordentlich intereſſant. Es 
ſtätigt nur etwas, was alle Welt weiß, daß das Eiſenbahn— 
perſonal zur Zeit des Generalſtreiks den Militärgeſetzen 
unterſtand. Das haben wir nicht beſtritten, wohl aber haben 
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wir bejtritten, daß es Militärperjonen im aktiven Dienft ge- 
weſen jeien. Auch der Herr Armeeauditor Schreibt dem Herrn 
Auditor der 3. Diviſion nicht, daß fie im aktiven Dienfte 
waren. Glauben Sie, daß der Herr Armeeauditor das nicht 
gejchrieben hätte, wenn es der Fall gemwejen wäre? Selbit- 
verjtändlich hätte er das gejchrieben. Es iſt ihm aber nicht 
eingefallen, weil es tatjächlich nicht der Fall war. Sch ver- 
weiſe auf die Ausführungen, die gemacht worden find in bezug 
auf Schmuggler und andere mehr oder weniger ehrenmerte 
Leute, die auch) dem Militärgeje unterjtellt find, von denen 
fein Menſch behauptet, daß fie Militärperjonen im aktiven 
Dienite jeien. | 

Zweiter Gejichtspunft: Verordnung vom 11. November 
1918. Da hat der Herr Auditor dieje3 Zirkular Nr. 7000 
vom 11. November fait vollitändig verlefen. Sch möchte noch 
ven Paſſus vorlejen, den er auögelafjen hat. Der Armee- 
auditor weilt hin auf das Urteil des berniichen Obergerichts 
vom 20. März 1915, deſſen maßgebende Erwägung in das 
Zirkular aufgenommen, aber vom Herrn Auditor nicht vor- 
gelefen worden iſt. Dieſer Paſſus lautet folgendermaßen: 
« Dans les cas urgents oü ıl n’est pas possible de publier 
ä temps des prescriptions l&ögales dans les bulletins des 
lois, il suffit que ces prescriptions soient portees ä la 
connaissance du public et des interessös de tout autre ma- 
niere, soit par la presse, par l’affichage.» 

Alfo da3 bernijche Obergericht jagt genau dasjenige, mas 
ich als Eventualjtandpunft eingenommen habe. Wenn man 
auch zugejtehen möchte, daß nicht die Promulgation im Bun- 
desblatt nötig it, jo müfje doch wenigſtens dafür gejorgt ſein, 
daß dieje Vorjehriften zur Kenntnis des Publikums und der 
Intereſſenten gebracht worden ift, ſei es durch die Preſſe, 
durch Plakat oder in irgendeiner andern Weiſe. Da hat aun 
der Herr Auditor in der Anklageſchrift zum mindeften die 
Behauptung aufzustellen, daß das gejchehen jei. Eine ſolche 
Behauptung ijt nicht aufgeftellt worden. 

Der Herr Auditor ift jehr weit gegangen in der Solidari— 
ierung mit dem Herrn Armeeauditorftellvertreter, zu met. 
Der Herr Auditor erflärt, dag jei genau der Standpunkt, 
wie er ihn in feiner Kaſſationsbeſchwerde geltend gemacht 
habe. Er erinnert fi offenbar nicht mehr genau an das, 
wa3 er dort gejhhrieben hat. Er hat nämlich ungefähr das 
Gegenteil gejchrieben. Er jtellt Dort Darauf ab, daß unjere 
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Angeklagten Kenntnis gehabt hätten oder hätten haben müſ— 
jen. Er jagt auf Seite 12, daß es im übrigen Sache der 
Hauptverhandlung geweſen wäre, fejtzujtellen, daß die Ver- 
ordnung vom 11, November 1918 den Angejchuldigten be- 
fannt war oder befannt jein mußte. Wörtlich jagt er weiter: 
„Daß Dies bei der eingeflagten Kartelleitung der Fall war, 
it ſelbſtverſtändlich.“ Wiejo ift das jelbitverftändlih ad - 
der Meinung des Herrn Auditors, einer Meinung, die er 
in der Anklageakte nicht geltend gemacht hat? Er jagt, die 
Angejhuldigten Düby, Ilg, Grimm, Platten und Schnee— 
berger jeien Mitglieder des Nationalrates, und in der Sitzung 
pom 12. November habe der Bundesrat der Bundesverjamm- 
fung einen Bericht vorgelegt. Sch habe dieſen Bericht Hier. 
Der Bundesrat gibt darin Kenntnis vom Erlaß einer Ver- 
ordnung, aber die Verordnung nimmt er nit auf. Sie ift 
nur erwähnt, aber nicht wörtlich abgedrudt. Das find Dinge, 
die am 12. November pafliert find; da fann die Sartelleitung 
nit am 10. und am 11. November Kenntnis gehabt haben. 
Ganz abgejehen davon, daß die Mitglieder der Slartelleitung 
nicht ipso jure aud) Mitglieder des Nationalrates jind. Das 
wird vielleicht in der Zukunft fommen, wenn wir dem Näte- 
ſyſtem näher find; aber einjtweilen noch nit. Dann jagt dei 
Herr Auditor jpäter auf Seite 13: „War die Verordnung 
vom 11. November den Mitgliedern der angejchuldigten Kar- 
teffeitung befannt, jo war das Geriht gemäß Art. 1 und 4 
der Verordnung fompetent.” Alſo auch da wieder nimmt 
er den Standpunkt ein, wenn die Verordnung den Mitglie- 
dern der Sartelleitung befannt war, dann war das Gericht 
fombetent, nur dann. Mber in der Ankflageafte behauptet 
der Herr Auditor mit feinem Wort, daß jie bekannt war. 
Das Gericht hat fih nur an die Anflageafte zu halten, wie 
es im Entiheid vom 21. Januar richtig feitgejtellt hat. 
Und nun hat der Herr Auditor auch noch eine jehr hübjche 
Bemerkung an die Adreſſe des Gerichtd gemacht, indem er 
jagte, da8 Gericht könne nicht unter dem Vorwand, die Ver- 
ordnung ſei erſt nach dem Aufruf erſchienen, die Kompetenz 
ablehnen. Ich hätte nicht gewagt, einem Gericht zu injinuie- 
ren, daß e3 unter einem Vorwand, aljo entgegen jeiner 
Meberzeugung, bloß mit einer Ausrede oder einem Manöver 
fi) als unzuftändig erklärt. Ich hätte auch nicht verlangt, 
das Gericht müfle materiell prüfen, ob die Verordnung am 
12., 13. oder 14. November den Angeihuldigten befannt war 
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oder befannt jein mußte. Ja, Herr Großrichter, meine Herren 
Divilionsrichter, wie fann der Herr Auditor heute fommen 
und jagen, er habe diejen Standpunkt von Anfang an :in- 
genommen, e3 jei ganz gleichgültig, Kenntnis oder Unfennt- 
nis, am 11. November war die Gejchichte rechtskräftig und 
verbindlich, wenn er jelbjt glaubt, daß das Gericht nur daun 
zuftändig wäre, wenn nachgemiejen it, daß die Kenntnis 
vorhanden war; dazu hätte er eben die entjprechende Be- 
hauptung aufitellen müljen. Der Herr Auditor ijt aljo jeiner- 
jeit3 jalviert; er hat dieſe jchlechte Aurisprudenz wirklich 
nicht perjönlic) zu verantworten. Es ijt höchſtens der Be— 
weis eines Solidaritätsgefühle und Korpägeiftes, wenn er 
erklärt, das jet eigentlich auch jein Standpunkt gemejen. 

Dann hat er ji) auf den Entſcheid des Kaſſationsgerichts 
berufen in Sachen Müller. Diejer Entſcheid tt, wie gejagt, 
uns nicht befannt, dagegen verdanken wir der Freundlichkeit 
des Herren Auditor3 nun die Kenntnis der Vernehmlaſſung 
de3 Herrn Eugiter, Armeeauditor-Stellvertreters, vom 25. Te- 
bruar im Fall Müller. Da ilt zunächſt hervorzuheben, daß 
ed ſich Dort um Dinge handelt, die nad) dem 11. November 
porgefommen jind, nicht vor dem 11. November. Zweitens, 
eine wejentlihe Sache: Der Herr Verteidiger hat in jenem 
Tal, wie aus dieſer Beantwortung hervorgeht, unbegreif- 
licherwetie vor dem Territorialgeriht die Einrede der ſach— 
fihen Unzujtändigfeit nicht erhoben. 

Wie ftellt ji nun der Herr Armeeauditor-Otellvertreier 
materiell zu dieſer Frage? Er jagt auf Seite 2 unter ILI.: 
„In Art. 10 der Verordnung it bejtimmt, daß fie jofort in 
Kraft trete. Es iſt zu unterſuchen, was als jofort in Betracht 
fommt. Auf Geite 3 oben wird gejagt: „Maßgebend iſt 
Art. 32 des Bundesgejeges über den Gejchäftsverfehr vorm 
9. Oftober 1912.” Das hat Herr Kollege Dr. Farbitein aus— 
geführt. Herr Major Eugjter geht in jeinen Ausführungen 
noch etwas weiter, indem er auch noch den Fall des Wot- 
recht3 unterfudt. Er jagt auf Seite 5: „Im Notrecht darf 
nicht auf die Befanntmahung auf dem gewöhnlichen Wege 
duch Die eidg. Geſetzſammlung allein abgejtellt werden, 
ſonſt könnte der Bundesrat durch Blocdierung des Bundes- 
blattes lahmgelegt werden. Es ijt nicht gejagt, daß dies Die 
einzige Art der Befanntmahung im Sinne des Art. 32 jet. 
Auf alle Fälle ift ſie — nun bitte ich, den Zwiſchenſatz zu 
beadhten —, wenn eine andere Art ihr porausgegangen, 
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nicht mehr ein Eonjtitutives Clement, jondern nur noch die 
Erfüllung einer Ordnungsvorſchrift, wenn eine andere Pudli- 
fation porausgegangen iſt.“ Nun unterjudt der Berfaffer, 
ob und wann, das geihehen jei, und als Grundjaß ſpricht er 
das aus, was ich heute Vormittag in meinem Vortrag als 
die äußerſte Möglichkeit bezeichnet habe. Sch habe wirklich 
mit Herren Major Eugjter nicht geſprochen. Es freut mich, 
daß wir einig find, die theoretiihe Möglichkeit der Infor— 
mation über ven: Sejebesinhalt müfje für die Landeseinwoh— 
ner gegeben jein. Nicht mehr einig bin ich; mit der Erflärung, 
daß Dieje theoretiſche Möglichkeit der Information beftanden 
habe in dem Moment, da der Bundesrat durch einen Weibel 
jeine Verordnung auf den Tiſch im Sournaliftenzimmer des 
Bundeshaujes gelegt hat. Bei aller Hochachtung vor den ver— 
ehrlihen Herren Sournalijten bin ich nicht Der Meinung, 
daß Sie identijch jeien mit dem Schweizervolf, jelbjt wenn jie 
einen viel ältern jchmweizeriijhen Stammbaum beiten als 
Herr Kollege Dr. Farbitein. 

Ich habe dem Herrn Auditor die Trage vorgelegt und 
ihn gebeten, Elipp und klar Auskunft zu geben, warn, an 
welchem Tag, zu welcher Stunde, zu welcher Minute die Ver: 
ordnung in Kraft getreten jei. Er hat diefe Frage nicht be- 
antwortet. Sch will fie nun beantworten, nicht etwa in der 
Meinung, e3 ſei etwas Neues. Sch will dad Aeußerſte, wozu 
der Armeeauditor-Stellvertreter ſich verjteigt, Ihnen nennen. 
Nach der Meinung des Herrn Eugiter tft die Verordnung am 
11. November, vormittags 11 Uhr, in Kraft getreten; denn 
um dieſe Zeit iſt nach jeiner Behauptung — und ich nehme 
an, e3 jei nicht allgemeine Gepflogenheit in der Militär- 
jultiz, aftenwidrige Behauptungen aufzustellen — dieſe Ver- 
ordnung im Sournalijtenzimmer aufgelegt worden. Sch an- 
erfenne nicht, daß das genügt habe, jondern es muß wirklich 
für da3 ganze Schweizervolf die theoretiihe Möglichkeit be— 
tanden haben, Kenntnis zu nehmen. Cine derartige theo— 
retiſche Möglichkeit bejtand nicht. Es hat nicht jeder Schwei— 
zer die theoretiihe Möglichkeit, im Sournaliftenzimmer ein- 
und auszugehen, außer eben den zugelafjenen Sournaliiten. 
Dann ift endlich ausgeführt, was der Herr Auditor ung zum 
Zeil befanntgegeben hat, in welcher Art und Weiſe publiziert 
worden ilt. Um 3 Uhr, das iſt das frühejte, iſt die Mebergabe 
an die Depejchenagentur erfolgt. Das ift nicht die Kenntnis— 
nahme des Schmeizervolfes, fondern nur ein Geſuch an die 
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Depejcjeringentur, das den Zeitungen mitzuteilen, * nicht 
in authentiſcher Form. 

Ueber die Verleitung von Militärperſonen im aktiven 
Dienſt hat der Herr Auditor eine Auffaſſung vertreten, die 
mir unverſtändlich iſt, daß die öffentliche Publikation genüge, 
bei welcher der Same ausgeworfen wird, ohne Rückſicht, wo— 
hin er fällt. Das iſt nicht der Slandpunkt der Militärſtraf— 
gerichtsordnung, ſondern dieſe verlangt einen poſitiven 
Nachweis, und es iſt auch vom Kaſſationsgericht erklärt wor— 
den, daß der Beweis nach beiden Richtungen geleiſtet werden 
müſſe, erſtens einmal objektiv die Uebergabe an Militär— 
perſonen und zweitens ſubjektiv, daß jeder einzelne, der das 
getan hat und veranwortlich gemacht werden wollte, wußte, 
daß Inhalt und Zweck der betreffenden Druckſchrift dieſer 
rechtswidrige war. 

Nun hat man erklärt, mit einer Naivität, die mich, wenn 
das bei mir ſo leicht möglich wäre, das Wort verlieren ließe, 
es genüge der Nachweis, daß in dieſem Moment Truppen im 
aktiven Dienſt geſtanden hätten und der weitere Nachweis, 
daß ein ſolcher Erlaß gemacht worden ſei. Das genügt nicht: 
Wenn das genügen ſollte, dann müßte Artikel 1, Ziffer 10, auf 
jeden Anwendung finden, welcher Publikationen herausgibt, 
die geeignet ſind, ſofern ſie auf irgendeine Weiſe zur Kennt— 
nis von Militärperſonen gelangen, ſie zu dem und dem Zwecke 


zu verleiten. Das genügt nicht, ſondern ſie müſſen zur Kennt— 


nis gebracht worden ſein mit der Abſicht der Inſubordina— 
tion. Der Herr Auditor hat dieſen Mangel gutzumachen 
verſucht in bezug auf Platten. Darüber haben wir nicht zu 
ſprechen. Platten ſoll nad) ſeiner heutigen Behauptung tat— 
ſächlich ſolche Aufrufe an das Militär verbreitet haben. 
Endlich hat der Herr Auditor ſich auf den Standpunkt ge— 
ſtellt, das könne erſt nah) Durchführung des Beweisverfah— 
rens beurteilt werden. Gegen dieſe Auffaſſung möchte ich 
nun,.mit aller Entſchiedenheit Front machen. Sie haben nicht 
die Möglichkeit, in irgendeine Beweisverhandlung einzu— 
treten, bevor ſie die Frage der Zuſtändigkeit entſchieden haben. 
Dieſe "Frage muß zuerjt fommen, fie fünnen nicht in Ver— 
handlungen eintreten, bevor nicht dieje Vorfrage erledigt 
ilt. Sie haben da3 übrigens — id) jage Ihnen nichts Neues — 
ſelbſt feſtgeſtellt, indem Sie geſagt haben: „Im Stadium 
der Entſcheidung der Kompetenzeinrede ſind dem Gericht die 
Akten noch nicht bekannt; es muß deshalb auf den Inhalt der 
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Anklage abgejtellt werden.” Die Anklageakte it die einzige 
Grundlage für Ihren Enticheid, ob Sie zujtändig jeien oder 
nicht. Der Herr Auditor muß nun in der Anklageakte nicht 
. den Beweis erbringen, aber die Behauptung aufjtellen, dag 
die Angeklagten verjucht hätten, Militärperjonen im aftiven 
Dienft zu verleiten. Es jteht nun in der Anflagejchrift, daß 
Berjonen im aktiven Dienſt waren und daß Flugjchriften ge- 
drucdt wurden. Und es fteht jogar — zwar aftenwidrigermeile, 
aber immerhin e3 jteht drin — dieſe Flugblätter ſeien verteilt 
worden an Militärperjonen im aftiven Dienjt. Sch wieder- 
hole, es kann nicht bloß behauptet werden: Es iſt gejchehen, 
jondern es muß behauptet werden: Du haft es getan, es 
muß von den Angejchuldigten behauptet werden, daß jie per- 
jönlich oder durch Die Poſt oder durch jpeziell von ihnen Be— 
auftragte Die betreffenden Imprimate an Militärperjonen 
im aktiven Dienjt abgegeben haben oder abgeben ließen. Das 
ijt nicht behauptet und da ftedt eben das große Loch in ver 
Logik und im Aufbau der Anklage. Diejes Loch iſt nicht mehr 
auszufüllen. Als ich die Ausführungen des Herrn Auditors 
anhörte, habe ich immer an den wunderbaren Verd denken 
müſſen: „Zwei Knaben gingen durch den Wald, der andere 
blies die Flöte.” Es fehlt der eine, Der verbindende Mittlere 
muß eben da fein, fonft genügt die Geſchichte halt nicht und 
es ijt feine Logik und feine zwingende Verbindung zwijchen 
dem, was die Angeklagten getan haben und der angeblich ein- 
getretenen Wirkung, die aber nicht durch fie veranlaßt wor— 
den ilt. 

Nun fagt der Here Auditor, und das ift jeine letzte Net- 
tung, die Herren non der Fartelleitung hätten auf ihren Wei- 
jungen beharrt, wie er ſich unter Ziffer 32 ausdrückt. Nun 
bat er in der formulierten Anflage in Ziffer 35 bloß den Er- 
faß und die Verbreitung diejer verjchiedenen Aufrufe zum 
Gegenſtand der Anklage erhoben und nicht das Berharren. 
Maßgebend ift die Formulierung in Ziffer 35. Sodann tt. zu 
jagen, daß dieje lebte Nettung des Verharrens bloß für die 
Mitglieder der Kartelleitung zutreffen fünnte, und ein ſolches 
unglücliches Mitglied der Kartelleitung wäre unter meinen 
Stlienten bloß Herr Bezirfsrihter Kaufmann, der in Demut 
auf feinen Weiſungen beharrte. Der Herr Auditor hat faſt 
wörtlich erflärt, es jei jelbjtverjtändlich, daß die Verordnung 
vom 11. November das Gebot enthielt, dafür zu jorgen, daß 
die Wirkungen der früheren Bejchlüffe aufgehoben werden. 
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Sch erinnere mid noch an meine Studentenzeit. Da habe ich 
bei Herren Xotmar, der ein ſcharfer Logiker ift, zu feinem Ver— 
gnügen erflärt, wenn ein Juriſt jage, etwas jei jelbitoer- 
ſtändlich, dann ſei es für das Gericht höchſte Zeit, ganz genau 
aufzupaſſen. Wenn ein Juriſt ſagt, es ſei etwas ſelbſtver— 
ſtändlich, dann iſt das der Beweis, daß er bei einem Sprung 
angelangt ilt, bei dem er jih nur noch durch ſolche Worte, 
aber nicht mehr durch Argumente helfen fann. Wenn das 
jelbjtverjtändlich tft, jo hat der Herr Auditor die Möglichkeit, 
das vorzulejen und Den Artikel nennen, in welchem fteht, 
daß diejenigen, welche den Auftrag zum Ausbruch des Streits 
gegeben haben, dafür zu jorgen haben, daß diejer Streit 
wieder aufhöre. Sch habe in der Verordnung nicht Derar- 
tiges gefunden. Sie ijt eben im Unterjchiede von Den Ver— 
jen 16 und 17 in dem bom mir zitierten 1. Buch Moſes, 
Kapitel 2, nur ein Verbot, während im Vers 16 zuerſt das 
Gebot enthalten iſt. 

Es gibt da ein einfaches Beiſpiel. Ein Artikel wird ge— 
ſchrieben von einem Redaktor einer Zeitung. Er gibt dieſen 
Artikel in die Druckerei. Der Artikel erſcheint ohne ſein Wiſſen 
nicht ſofort. Nachher tritt das Geſetz in Kraft, welches der— 
artige Artikel nicht mehr zuläßt und nun wird der Artikel 
doch noch gedruckt und ohne daß er noch einen Finger ge— 
rührt hätte, kann nun der Redaktor verantwortlich gemacht 
werden, für etwas, was er getan hat, bevor das Geſetz be— 
ſtand. Ich glaube das nicht. 

Der Herr Auditor hat ein wunderbares Beiſpiel ge- 
bracht von dieſer Brüde und dem Volfderzieher, der die Bret- 
ter herausgenommen hat. Bei diejem Beijpiel war aber die 
Sache fo, daß der betreffende Täter in dem Moment gehandeit 
hat, da das betreffende Geſetz jchon bejtanden hat, Herr Audi— 
tor, das Gejeb, welches Den Mord, welches den Totichlag, wel— 
ches die Gefährdung von Menjchenleben verbietet. Das iſt 
nicht erjft gemacht worden in der Zeit zwiichen der Erwerbung 
des Rauſches durch den betreffenden Lehrer und Der Tat und 
dem allfälligen Spaziergang eines Nachfolgers. Ich meine 
aljo, Durch dieje Lüde und durch Diejes Loch in der Brücke 
ah nicht wir, jondern ift der Herr Auditor in die Aare ge— 
— 

Ich unterlaſſe es, nun noch in bezug auf die Klienten im 
einzelnen etwas zu bemerken. Immerhin möchte ich eine Er— 
wähnung des Herrn Auditors Doch noch hervorheben. Es iſt 
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ihm mein Zitat aus dem Bericht des Bundesrates offenbar 
unbequem gemejen. Er hat gejagt, er wiſſe nicht genau, 
warn dieſer Bericht gejchrieben worden ſei. Erſtens ift er ge- 
ichrieben worden por dem 12. November, und das jteht feit. 
Er wiſſe auch nicht genau, warın der Aufruf an dag Bundes- 
perjonal erjichtenen ijt, ob por oder nach der Verordnung. 
Auch das jteht im Bericht. Der Herr Auditor hat diejen Be- 
richt zu den Alten gegeben, dort ſteht es ziemlich genau, daß 
im Anſchluß an die Verordnung vom 11. November der 
Bundesrat auch noch einen Aufruf an das Bundesperjonal 
gerichtet hat. Der Herr Auditor hat das offenbar doch ge- 
fannt, denn er hat Doch gewiß die Akten gelejen, die er ein- 
gegeben hat. ES jcheint aber, daß er ſich nur noch dunkel 
erinnert an ihren Inhalt. Er jagt, wenn num troßdem der 
Bundesrat jeinerzeit die Strafbarkeit erit in Ausſicht jtellte, 
jofern das Bundesperjonal, das ſchon im Gtreif war, nicht 
innert 24 Stunden die Arbeit wieder aufnehme, jo jet das be- 
greiflich, denn es habe Doch der Bundesrat nicht die Straf- 
barfeit behaupten und die Strafe androhen fünnen, bevor die 
betreffende VBerordnung, eben die Fritiiche Verordnung vom 
11. November, aus der Preſſe herausgefommen jei. Mehr 
oder weniger einverjtanden. Diefer Moment, wann die Ber- 
ordnung aus der Preſſe herausgefommen ilt, iſt aber fejtzu- 
itellen und eine bezüglihe Behauptung in der Anklageſchrift 
aufzuftellen. Da nicht Derartiges behauptet ift, ift die Be— 
jtreitung der Zuftändigfeit zu akzeptieren. 

Eine lebte Bemerfung. Der Herr Auditor hat mir gejagt, 
der Bundesrat Habe am 10. November, al3 die Delegation 
des Dltener Aktionskomitees bei ihm war und ihm fagte, 
daß der Generalſtreik ausbrechen werde, jofern nicht das 
Milittäraufgebot rückgängig gemacht werde, Doch nicht mit der 
Strafe drohen fünnen, denn er habe ja nicht gewußt, mas 
geichehen fünne. Sch gehöre nicht zu den bedingungsloſen 
Berehrern- des Bundesrates und behaupte nicht, daß der 
Bundesrat jene Kunst der Bolitif abjolut und in meitejt- 
gehendem Maße bejite, welche heißt: Negteren iſt voraus— 
ſehen; aber ſoviel hat er doch vorausſehen fünnen, bejonder3 
wenn der Herr Nationalrat Grimm ihm bei dieſer Geelen- 


täatigkeit behilflich mar. Der Bundesrat wußte, wie aus Dem 


Bericht hervorgeht, genau, was es jet gilt. Hat er nun 
Anordnungen getroffen und hat er zu diejen Herren gejagt: 
Du machſt dich ftrafrechtlich verantwortlich, ich werde dich 
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perjönlid; beim Kragen nehmen? Zu feinem einzigen hat 
er das gejagt, jondern er hat fie nur bei ihrer großen mora- 
liſchen Verantwortung gefaßt und ihnen die Frage nahe- 
gelegt, ob jie da8 verantworten fünnen. Mit feinem Wort 
aber hat er gejagt, daß jie daS eventuell vor dem Diviſions— 
gericht 3 zu verantworten haben. Da fommt jener Charakter 
der rücdwirfenden Kraft zur Anwendung und damit auch der 
Sat, daß die rüdwirfende Kraft, verliehen einem Strafgeſetz, 
ein Verbrechen oder eine Falle bedeutet. 

Da könnte man die Meinung vertreten — ich vertrete fie 
nicht und habe jie aufrichtig nicht —, daß der Bundesrat mit 
einer gewiſſen Schadenfreude fich gejagt hätte, als der Ro- 
bert Grimm ihm gegenüberjtand: So, Kerl, jebt wirft du 
das machen, du wirſt heute noch a3 Aktionskomitee einbe- 
rufen, und dad Aktionskomitee wird nad) der herrjchenden 
Auffafjung genau das tun, was Robert Grimm wünſcht. Er 
hat erklärt, daß der Streif fommen werde, aljo wird er fom- 
men, und ich werde am Montag zwiſchen 9 und 10 Uhr ein 
Geſetz machen und werde den Robert Grimm und die ganze 
Sejelihaft daran aufhängen. Weder der Bundespräjident 
noch der Bundesrat wollte da3 damals oder wußte etwas 
davon, Jondern erſt am Morgen, nachdem die Herren gejchla- 
fen hatten, ift eine Vorlage des Juſtizdepartements gefom- 
men, durch welche dieſe Trage im Bundesrat zur Sprache 
gebracht wurde. Dann iſt die Verordnung publiziert worden, 
aber erſt nachher, und eine Kenntnis hat bei allen diejen 
Angeflagten nicht bejtanden. | 

Man kann die Dinge anfallen, von welcher Seite man 
will, es ijt nicht möglich, Hinwegzufommen über das eine Er- 
fordernis, daß die Anklage einerjeitS behaupten muß, daß Die 
Flugſchriften an Truppen im aktiven Dienst verteilt worden | 
jeien durch die Angeflagten oder durch Leute, die von ihnen 
angejtiftet wurden. Zweitens müßte behauptet werden, daß 
die Angeklagten Kenntnis gehabt haben bei den Handlungen, 
Die ihnen vorgeworfen werden von der Verordnung, die ja 
noch gar nicht bejtanden hat. Weder das eine nod) das andere 
ift behauptet, infolgedeffen hat das Gericht feine andere 
Möglichkeit, ala zu erklären: Wir find nicht fompetent. 

Steiner: Mit NRücdficht auf die vorgerückte Zeit ver— 
zichte ich, auf die Replik. | | 

Naine: Quelques mots seulement pour Perrin. 
M. V’auditeur n’a pas: compris ou n’a pas voulu compren- 
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dre que le cas Perrin est un cas special qui est visé par 
Partiele 116. de la proc&dure. Les faits que Paccusation 
repröche ä Perrin se trouvent dans le chiffre 11 de P’acte 
d’aceusation et M. l’auditeur n’a pas le droit de surpasser 
Yacte d’accusation. Cet acte d’accusation reconnait que 
Perrin n’a pas lanc& l’appel ou les instructions. Pour- 
quoi done se trouve-t-ıl encore lä? M. Yauditeur nous 
repond que Perrin a telephone aux cheminots de ne pas 
repondre à l’ordre de marche. Nous le contestons. Mais, 
fait nouveau: M. lVauditeur &tend l’accusation, ce qui 
est contraire à la procedure. 

De meme pour les autres aceuses. M. l’auditeur les 
aceuse d’avoir lanc& des appels, d’avoir fait de la pro- 
pagande, d’avoir excit& & la mutinerie. Nous disons que 
e’est faux et alors qu’est-ce qu’on nous repond? «Ils 
n’ont pas fait de la propagande, c’est vrai, mais ils ont 
fait autre chose.» Ils ont fait autre chose! ÜO’est jJuste- 
ment ca qui n’a rien à voir ıci. Les faits vis&s par l’ordre 


du Departement militaire ne sont pas les faits que 


M. Yauditeur a releves aujourd’hui, mais d’autres. 

Done, Perrin n’a rien à chercher icı devant vous, ıl 
n’avait pas à donner des ordres, ıl m’avaıt qu’& fournir 
des renseignements sur la marche de la greve. Nous tous, 
nous avons fait chose pareille et par consequent on pour- 
rait nous poursuivre avec la meme raison. Que de fois 
n’a-t-on pas demand& à nous: La greve, dure-t-elle en- 
core? Oui! Comment va-t-elle? Tres bien. Perrin n’a 
pas fait plus que cela, il a jou& ce röle modeste presque 
par hasard. Je vous recommande done encore une fois de 
vous déclarer incompe6tents. 

Aud: Sch jede mich veranlaßt, zu duplizieren; ich jehe 
aber voraus, daß das mindeltens eine halbe Stunde dauern 
wird. | | 

GR: Ich verlange, daß Ste weiterjprechen. 

Aud.: Sch muß mid mit den einzelnen Verteidigern 
jeparatim befaffen, wenn auch ganz kurz und trotzdem nicht 
viel Neues in der Replik vorgebradht worden ijt. Wenn man 
noch lange diskutieren, wern man triplizieren fönnte, jo 
würde, glaube ich, die Verteidigung dazu fommen, zu be- 
mweifen, daß überhaupt nie eine Anklageſchrift gejchrieben 
worden it, fa mwahrjcheinlich, daß überhaupt nie ein General- 
ſtreik ftattgefunden Habe und ein Aufruf nie erlajjen worden fei. 
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Ich habe in erfter Linie zu bemerken, daß man offenbar 
von jeiten der Verteidigung, namentlich von jeiten des Herrn 
Dr. Farbitein, meint, Daß derjenige, der hier jeiner Pflicht 
als Militär genügt und die Anklage vertritt, dafür da ſei, 
um alle Sottijen entgegenzunehmen und ich in jeiner Be- 
rufsehre und in jeinen beruflichen Kenntniſſen herunterjeßen 
zu laſſen durch die Bezeichnung, ex ſei ein juriſtiſcher Sefun- 
Darichüler. Wenn man ſich Dagegen verwahrt und wenn man 
antwortet, jo wie e3 jich gehört, jo fommt die Verteidigung 
und jagt, man lehne es ab, auf dieſe Weije zu diskutieren. 
Ich wahre mir daS Recht, diejenigen Angriffe der Verteidi— 
gung, die gegen meine Perſon und meine Nechtsfenntnifje ge- 
richtet find, abzulehnen, geichehen fie in diejer oder jener 
Form oder fommen fie, von welcher Seite jte wollen. Der 
öffentlide Ankfläger iſt nicht dazu da, ſich alles gefallen zu 
laſſen, jondern er hat das Recht geltend zu maden. 

Kun gehen die Ausführungen der Verteidigung, ſowohl 
de3 Herrn Dr. Farbitein als des Herrn Huber und »es 
Heren Dr. Welti, immer mieder dahin, daß ich im der 
Anklageſchrift hätte beweilen oder zum mindeften be— 
haupten jollen, daß einer der Angejichuldigten dieſe 
eingeflagten Aufrufe direkt oder indireft an Militär— 
perſonen verteilt hätte oder hätten verteilen laſſen. 
- Darüber fommen wir nit hinaus. Aber wie Sie Dazu 
fommen wollen zu behaupten oder dem Gericht zuzumuten, 
dieſe Aufrufe ſeien verfaßt worden, gedrudt worden, nad 
Zürich mitgenommen worden, aber keineswegs mit der Ab— 
jiht und dem Vorſatz, daß fie an die Truppen gelangen, 
denen man rät: Bildet Soldatenräte, das iſt mir unerfind- 
id. Sie find an Truppen verteilt worden, das ijt wahr, id) 
laſſe mich nicht der Unmwahrheit zeihen. Ich muß es ablehnen, 
über dieſen Punkt zu disfutieren, denn die Sache liegt ein— 
mal jo und it einmal da, und ich glaube, mit dem gefunden 
Menjchenveritand fann niemand darüber Hinmweggleiten, 
nicht einmal Herr Dr. Farbftein. Man könnte die Geduld 
über derartigen Zumutungen verlieren, wenn fie bejtändig 
wiederholt werden, namentlich, da ich Das lebtemal erlebt 
habe, daß jogar die bürgerliche Preſſe jchließlich gefunden hat, 
die Anklageichrift tauge nichts. Sie hat fie zivar abgedrudt, 
aber man hat das behauptet und immer wieder behauptet, 
und: jcehließlich glaubt es jogar das Geriht. 

Sch verweiſe nochmals auf das Urteil in Sachen Sigg, 
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auf den Kommentar von Stooß, auf die Difjertation von 

Eugjter und die allgemeinen Grundſätze des Strafrechts. 

Darüber wird auch die Verteidigung nit hHinausfommen. 
Die. Ausführungen des Herrn Berteidigerd Farbitein, 


man hätte ja, wenn man daS alles hätte geltend maden 


wollen, die Verordnung vom 11. November nicht gebraudit, 
find durchaus nicht zutveffend. Man brauchte dieſe Verord— 


nung jelbjtverjtändlih, man mußte ja nicht, was gehen 


fönnte. Darin lag der Wert der Verordnung. Man wollte 
ein mehreres tun, wie dad Militärſtrafgeſetz das vorjchreibt, 
und unter allen Umständen wollte man nicht verjäumen, die 
Eijenbahner zu jhügen und die Ordnung aufrechtzuerhalten. 


Dabei konnte jelbjtverjtändlich der Bundesrat nit eine 


authentilche Interpretation über den Begriff der Meuterei 
erlaſſen zugleich mit der Unterjtellung des Eiſenbahnperſo— 
nals unter die Militärgejege, jondern er jagte ſich, er wolle 
alles tun, was notwendig ift, um die bedrohte Ruhe des 
Landes zu hüten. 

Ich will nit auf alle Ausführungen des Herrn Huber 
antworten. Sch erkläre mich auch unfähig, jeinen jämtlichen 
Kalauern wieder je einen entgegenzufegen. Sch halte es mit 
der Würde des Gerichte nicht für vereinbar, die Verhand— 
lungen hier al3 eine Farce zu betrachten, jondern es iſt mir 
mit der hier erhobenen Anflage bitterer Ernit, und weder 


Mojes noch irgendein anderer Herr werden mich von meter 


Rechtsauffaſſung und von der Verfolgung des Rechts abbrin- 
gen. Wenn mir vorgeworfen worden it, ich hätte ein Stück 
des Kreisſchreibens des Armeeauditors nicht verlejen, jo ent- 
gegne ich, Daß ich dazu feinen Grund hatte. Sch wollte die 
Promulgation der Verordnung vom 11. November dartun. 
Da iſt zu jagen, daß gerade daß Urteil des berniſchen Ober- 
gericht meiner Meinung volljtändig Recht gibt, daß jede 
Veröffentlichung, soit par la presse, soit par l’affichage, 
vollſtändig genüge. 

Wenn behauptet wird, es wären alles Dinge eingeflagt, 
die nach dem 11. November porgefommen: feien, jo trifft das 
nur einen Teil der eingeflagten Tatbejtände. Dort, wo der 
Aufruf ſich an dag Militär, und dort, wo er ſich an die Eijen- 
bahner richtet, ijt die Verordnung vom 11. November übri- 
gend nur in der Beziehung angerufen, wenn das Gericht nicht 
auf Grund des Meutereiartifel3 zu einer Verurteilung fom- 
men jollte. Das ift eine Tatfrage, ob der Angejhuldigte von 
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der 2 Bersehnung) Kenntnis gehabt habe oder nicht, darüber 
werden wir in der Hauptfache zu veden haben. Es wird nicht 
angehen, daß Sie die Hauptverhandlung mit.einer Reihe von 
Stagen dadurd zu umgehen juchen, daß Sie jagen, Die Kom— 
petenz jei nicht gegeben. Die Anklage iſt vollſtändig. 

Ich komme noch auf die Ausführungen des Herrn Huber 
— das Verhalten des Bundesrates zu ſprechen. Man 
will aus dieſem Verhalten folgern, daß man nicht gewußt 
habe, was man nicht tun dürfe. Nun liegt die Sache ganz 
einfach. Es wurde mit einem Generalſtreik gedroht. Was 
alles ſtreiken wollte, konnte man nicht wiſſen, wieweit der 
Generalſtreik begrifflich und tatſächlich ausgedehnt werden 
konnte, das konnte der Bundesrat nicht vorausſehen. Uebri— 
gens var der Streik ſehr wohl möglich, ohne daß damit Die 
Aufforderung an die Truppen hätte verbunden werden müfjen, 
jie jollten ihre Pflicht nicht erfüllen und follten in den mobili- 
jtierten Einheiten Solvatenräte bilden. Das bat mahr- 
icheinlich der Herr Grimm dem Bundesrate am .10. Novem- 
ber nicht gejagt, jonft hätte der Bundesrat andered borge- 
fehrt. Ein Streif iſt möglich ohne PBrovofation der Trup- 
pen. Deshalb die Klage auf Meuteret. 

Herr Naine hat für Perrin die Hauptſache wieder dis— 
kutiert. Er redet mit mir über Beweisfragen und dann 
jongliert er die Diskuſſion dahin, daß die Anklage nicht be— 
gründet ſei, weil geſtützt auf das, was Berrin audgejagt 
habe, ein Befeh! zu eimer Vorunlerfuchung gekommen ſei. 
Die Sache liegt bei Perrin jo, daß er erklärt und zugegeben 
hat, er babe am Telephon gejagt, man jolle dem Mobiliſa— 
tionsbefehl feine Folge leiten, jondern dem Streifbefehl ge- 
horchen. Darin liegt zweifellos eine Widerhandlung gegen 
Art. 3. der Verordnung vom 11. November. Er wußte, Daß 
die Mobilifation beſchloſſen war, daß man einrüden  jollte, 
er wußte, daß er ſtrafbar tft, wenn er dagegen wirft: Man 
kann nicht davon reden, daß eine Unterfuhung nicht ge- 
jtüßt auf die Verordnung vom 11. November angehoben 
worden ſei, der Befehl iſt da, durchgeführt iſt fie aud. 

Damit jcheinen mir grosso modo die Ausführungen der 
Verteidigung erledigt zu fein. Ich verweiſe noch ſpeziell 
auf das Urteil in Sachen Geppert, das vorhin nicht dalag 
bezüglich der Rechtskraft einer Verordnung oder: eines Be— 
fehl3, denn die Verordnung qualifiziert ſich auch als. Be— 
fehl des Bundesrates kraft der allgemeinen Bollmadten, 
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die fih an die gejamte Bevölkerung richten. Läßt er in 
einem ſolchen Falle jeine Anordnung öffentlich ausrufen 
oder Durch Öffentlihen Anſchlag befanntgeben, jo hat er da— 
mit Die Vorausſetzungen des Artifel3 vom 6. Auguft erfüllt. 
Das nämliche geht hervor aus dem Urteil in Sachen Ghidoni, 
das ebenfall3 vorliegt. 

Ich glaube nicht weitläufiger jein zu jollen, jondern die 
Herren werden ji) in dieſer Sache ebenfall3 ein Urteil bil- 
den fünnen, ob jie Tompetent jind oder nicht. 

GR.: Sch frage an, ob Bemweisbegehren gejtellt werden? 

Aud.: Sch Habe bereits am 10. März an den Herrn 
Sroßrichter ein Gejuh um Ergänzung der Beweismittel ge— 
itellt und zwar habe ich unter diefem Datum folgendes ge— 
ichrieben: Urteil des Territorialgeriht3 5 in Sachen 
Aklin; Urteil des Territorialgeridts 5 in Saden Ar— 
nold; Urteil des Militärfaffationdgerihts in Sachen Arnold; 
dito in Sachen ©eppert, Akten Nr. 1911/1899 Bezirksge— 
riht Zürich, Alten des Bezirksgerichts Züri) vom 31. Ok— 
tober 1903, Abichrift der Depofitionen des Albert Wyß, Bes 
zirksanwalt, por Territorialgericht 5, Abjchrift der Depofition 
de3 E. Nieder vor Territorialgericht 5, und Ferdinand Frank, 
Weichenwärter, Oskar Schultheß, Kaver Fiſcher, Nobs Ernit, 
Redaktor, vor Territorialgericht 5, vom 18. Dezember 1918; 
ferner Proflamation des Plabfommandanten von Zürich 
pom 12. November. Sch ftelle das Geſuch, es ſeien dieſe Ak— 
tenſtücke zu den Akten zu legen. 

Ich ſtelle das fernere Geſuch, es ſeien als Zeugen zu la— 
den: Stationsvorſtand Sauter in Wetzikon, Brönnimann 
Paul in Nidau, Zeller, Chef der Eilgutexpedition Bern. 
Dieſe Zeugen toͤnnen jedenfalls Auskunft geben über 
Vorgänge nach der Mobiliſation der Eiſenbahner. Im 
fernern ſtelle ich das Geſuch, es ſeien zu den Akten zu 
edieren: die Antworten der Generaldirektion der S. B. B. 
auf Eingaben des Zugsperſonals 1917, 28. Mai 1918, am 
5. Auguſt. Da die Eingaben ediert iorden ind, dürften 
auch die Antworten ediert werden. Ferner der Aufruf des 
Gemeinderates der Stadt Bern an die Angejtellten und 
Arbeiter der Gemeinde Bern am 11. November 1918. Sch 
habe diejen Aufruf jelbit zu den Akten gegeben. Die Ladung 
der Zeugen hätte zu erfolgen, wenn die Angejchuldigten 
wider Erwarten bejtreiten jollten, daß fie die Verordnungen 
des Bundesrates am 11., 12. und 13. nicht gefannt haben. 
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so lege die Beweismittel bei, jomweit ich fie jelbit beſchaffen 
onnte. 

Dr. Welti: Im Namen aller Verteidiger und zugunften 
der jämtlihen Angeflagten muß ich dagegen Einſprache er- 
heben, daß nun bevor die Kompetenzfrage endgültig bereinigt 
tft, Die Trage der Beweisergänzung zugelaffen wird. Stooß 
jagt in jeinem Kommentar, daß Dies die eigentlichen Vor— 
fragen find und daß im Stadium diejer Vorfragen Die Frage 
der Bemeisergänzung unzuläjlig oder unmöglich ſei. Zu 
diejen Borfragen gehört entgegen dem Wortlaut von Art. 142 
auch die Trage der ſachlichen Zuftändigfeit des Gerichts, 
nicht Dagegen die Frage der Ergänzung der Beweismittel. 
Bevor wir auf Beweisergänzung eintreten, muß die for- 
melle Stage erledigt werden, Die ſich auf Die ſachliche Zu— 
itändigfeit des Gerichts bezteht. Ich behalte mir vor, auf 
jämtlihe Bemweiseingaben, die wir jeinerzeit innert nüßlicher 
Na gemacht haben, bei der Bemweisergängung wieder einzu— 
treten. Sch behalte mir vor, alle dieſe Beweiseingaben auch 
jomweit ihnen entiprochen worden tt, por den Nichtern des 
Diviſionsgerichts, die davon feine Kenntnis haben, noch ein— 
mal zu beſprechen und genau zu begründen und, ſoweit die 
Anträge abgewieſen ſind, ſie neuerdings zu stellen. 

Zuvor möchte ich Sie erfuchen, nunmehr den Enticheid 
über die eigentliche Vorfrage der ſachlichen Zuſtändigkeit zu 
fällen und erjt nachher die andern Fragen zu behandeln. Sch 
jtelle eine Kaſſationsbeſchwerde in Aussicht, falls Sie dieſem 
Antrag nicht entiprechen. 

NR: Sch glaubte nur, man könnte jo Beit geivinnen. 

Huber: Wir Finnen und dem Vorbringen des Herrn 
Kollegen Welti anjchließen. 

GR: Ach unterbreite die Trage dem Gericht. 


GR: Das Gericht hat entichieden, daß zunächſt die Ein- 
rede betreffend Unzuſtändigkeit des Gerichts zu beurteilen tft. 
Für heute werden die Verhandlungen abgebrochen; jie wer— 
den morgen bormittag 101, Uhr wieder aufgenommen mit 
— Eröffnung des Entſcheides über die ſachliche Zuſtändig— 
eit. 
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weiter Derhandlungstag. 


Situng vom 13. März, vormittags 101, Up. 


GR: Das Divifionsgericht hat folgendes in Erwägung 
gezogen: 

1. Die Anklageſchrift erflärt, daß die Aufrufe vom 7. und 
11. November 1918 jomwie der Aufruf der Kartelleitung der 
Eiſenbahner ihrem Inhalt nach geeignet waren, Milttärper- 
jonen im aftiven Dienft zur Verlegung wichtiger militä- 
riſcher Obliegenheiten zu verleiten oder den Verſuch hierzu 
zu bilden. Die erjten beiden Aufrufe richten jih an die 
Klaſſengenoſſen im Wehrfleive und an die Wehrmänner. 
Sn Ziff. 32 der Ankflagejchrift wird die ausdrüdliche Behaup— 
tung aufgejtellt, daß dieje beiden Aufrufe die Anjtiftung zu 
grober Snjubordination oder Dienftverlegung von Truppen, 
die zum aktiven Dienjt einberufen waren, enthalten. Es ift 
nicht Streitig, daß dabei Truppen in Frage jtehen, die ih im 
aktiven Dienjt befanden. Es ijt zudem darauf hinzumeifen, 
daß nad) dem Wortlaut von Art. 35 der Anklageſchrift nicht 
nur der Erlaß, jondern auch die Verbreitung der beiden Im— 
primate Gegenstand der Anklage bilden. Ueber Art und Um: 
fang der Teilnahme der heutigen Angellagten gibt die An- 
klage Auskunft. Danach ergibt ſich ohne weiteres die Zujtän- 
digkeit des Militärgericht3 zur Behandlung der bezügiichen 
Anklagen gegenüber Allgöwer, Düby, Dürr, Eng, Grimm, 
Srospierre, Gihmwend, Huggler, Ilg, Kaufmann, Lang, Reit— 
haar, Ryſer, Schneeberger, Schneider, Schürch, Wofer, Blut- 
ten, Schmid und Nobs. 

2. Der Bundesratsbeichluß vom 9. Juli 1915 regelt die 
Stellung der Eijenbahner hinfichtlich der Anwendbarkeit der 
Milttärgefege. Eine Uenderung trat ein mit der Verordnung 
des Bundesrate8 vom 11. November 1918, welche unter 
Hinweis auf Art. 202 M.D. die Eijenbahner in vollem Maße 
den Militärftrafgejegen unterftellte. Die Anwendung Der 
Verordnung vom 9. Suli 1915 fünnte in Betracht fallen, 
wenn nach der bejondern Art der Dienftleiftung der betref- 
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fenden Eijenbahner Dieje als Militärperjonen angejehen 


würden (Führen von Milttärtransporten). Die Frage, ob 
unter der Herrjchaft des Bundesratsbeſchluſſes vom 9, Zuli 
1915 da3 Eijenbahnperjonal im Hinblick auf Funktionen 
ipeziell militäriisher Natur als Militärperjonen im aftiven 
Dienst zu betrachten find, braucht vorliegend nicht entjchieden 
zu werden, da in der Anflagejchrift feine Behauptungen aut- 
gejtellt find, die die Anwendung des zitierten Bundesrats— 
bejchlufjes gejtatten würden. Nach der Anklagejchrift wurde 
der Aufruf an die Eijenbahner mit Inſtruktion ſowie deſſen 
Verbreitung in der Naht vom 10. auf den 11. November 
1918 bejchloffen. Demgegenüber ijt fejtzujtellen, daß die Ver— 
ordnung des Bundesrates betreffend Maßnahmen gegen die 
Gefährdung und Störung der innern Sicherheit der Eidge- 
noſſenſchaft erjt im Verlauf des 11. November bejchloffen 
wurde. Mit Rüdfiht darauf, daß dieſer Verordnung rüd- 
wirkende Kraft nicht zufommt, kann jie auf feinen Fall An- 
wendung finden auf Handlungen, welche zeitlich vor der Be— 
ihlußfafjung begangen wurden. Das Gericht gelangt jomit 
Dazu, fi in bezug auf lit. e der Ziff. 35 der Anklageſchrift, 
die fich gegen Allgöwer, Yang, Wofer, Düby, Kaufmann, Eng, 
Huggler und Berrin richtet, unzuſtändig zu erklären, weil die 
Borausjegungen des Art. 1, Ziff. 10, M.St. G. O. nicht 
gegeben ſind. 

3. Das Militärgeriht iſt zujtändig für alle Widerhind- 
lungen gegen die Verordnung vom 11. November 1918, jomeit 
ſolche zeitlich nach) der Anwendbarkeit diejer Verordnung er— 
folgt find. In Art. 35, lit. d, der Anklageſchrift wird Anklage 
erhoben wegen Widerhandlung gegen dieje Verordnung, ge— 
gen die unter Ziffer 1 hiervor erwähnten Angeklagten, aus— 
genommen Dürr, jowie gegen PBerrin. Es ijt Sache des Be- 
weisperfahrens, den Zeitpunkt der Anmwendbarfeit der Ver— 
ordnung vom 11. November 1918 feſtzuſtellen, ebenjo, »b, 
wann und in welchem Umfang jich die einzelnen Angeklagten 
duch Handlungen der Widerhandlung gegen Diefe Verord— 
nung jhuldig gemacht haben. Sm Stadium der Kompetenz— 
einrede hat jelbitverjtändlich daS Gericht feine Yuftändigfeit 
in bezug auf Hiff. 35, lit. d, der Anklageſchrift zu bejahen. 

4. Mit Bezug auf den Nichteintretenzjchluß betreffend die 
Anklage des Auditor3 des Territorialgerihts 5 gegen Ernſt 
Nobs iſt Feitzuftellen, daß durch die Verfügung des Schmerz. 
Militärdepartement® vom 3. März 1919, die fih auf den 


134 


Bundesratsbejhluß vom 5. August 1914 betreffend Zuftän- 
digkeit der Militärgerichte jtüßt, die örtliche Zuftändigfeit des 
Militärgeriht3 3 gegeben it. Die jahlihe Zuſtaͤndigkeit 
ergibt jich ohne weiteres aus der Anklagejchrift in Verbindung 
mit der Verordnung vom 11. November 1918. Die Einrede 
auf Nichteintreten iſt aus diefen Gründen abzumeijen. 

Aus den vorgenannten Gründen hat das Gericht erfannt: 

a) Das Gericht erklärt ji) im Sinne der unter Ziffer 2 

hiervor enthaltenen Erörterungen al3 unzuftändig mit Bezug 
auf den Anklagepunkt Ziffer 35, lit. c, der Anklage. In die— 
ſem Umfange werden die Begehren der Verteidigung gut— 
geheißen. 
b' Die weitergehenden Begehren der Verteidiger werden 
abgemwiejen. Das Gericht erklärt fih demnach zuftändig zur 
Behandlung der Anflagen gemäß Ziffer 35, lit. a, b und d 
gegen Allgöwer, Düby, Dürr, Eng, Grimm, Grospierre, 
Gſchwend, Huggler, lg, Kaufmann, Lang, Berrin, Reithaar, 
Ryſer, Schneeberger, Schneider, Schürch, Woker, Platten, 
Schmid und Nob2. 

c) Das Begehren auf Nichteintreten auf die Anklage vom 
17. Sebruar 1919 gegen Ernſt Nob3 wird abgemiejen. 

Dr. Farbſtein: MS Verteidiger von Grimm, Hugg- 
ler, lg und Nob3 rüge ich den Mangel, daß das Gericht ih 
zuftändig erklärt bezw. Eintreten bejchlofjen hat auf die An— 
lage gegen Nob3 und die Anklage gegen Huggler mit Bezug 
auf den Aufruf an die Eijenbahner aller Kategorien und be- 
halte mir vor, eine Kafjationsbeichwerde einzureichen. 

Dr. Welti: Als Verteidiger des Angeflagten Schnei— 
der und der Angeflagten Düby, Eng und Wofer rüge id) 
ebenfall3 den Entſcheid des Militärgerichts und behalte mir 
die Kafjationdbejchwerde vor. 

Huber: Die gleihe Erklärung, die gleiche Rüge gebe 
ih ab in bezug auf die Zuftändigfeit3erflärung gegenüber 
Dürr, Gſchwend, Kaufmann, Neithaar und Schneeberger. 
Sch behalte mir die Einreihung einer Kaſſationsbeſchwerde 
bor. Insbeſondere rüge ich e8, daß dad Militärgericht Die 
Frage der Zuftändigkfeit nach den verlejenen Motiven beur- 
teilen will, eventuell auf Grund eines Bemweisverfahrend in 
der Hauptverhandlung, während nach unjerer Auffaſſung das 
Milttärgericht die Frage der YZujtändigfeit in gejondertem 
Verfahren Lediglich enticheiden fann nach dem Inhalt der 
Ankflageafte. ch hebe das bejonders hervor; im übrigen 
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ichließe ich mich den Ausführungen der Herren Kollegen Dr. 
Farbitein und Dr. Welti auch für die von mir vertretenen 
Angeklagten vollitändig an. 

Steiner: Namens der Angejchuldigten Schmid, All— 
göwer und Lang melde ich ebenfall® Rüge und Kaſſations— 
bejchwerde an und pindiziere die Ausführungen meiner Rol- 
legen auch für die von mir vertretenen Angeklagten. 

Naine: Je fais les mömes reserves pour les m&mes 
motifs au sujet de mes clients Grospierre, Schurch, Per- 
rin et Ryser. 

Aud.: Sch behalte mir vor, die Kafjationsbejchiwerde 
innert der gejelichen Friſt von 24 Stunden anzumelden. 

ER: Die Friit läuft mit dem Endurteil. Die Ber- 
bandlungen werden hier abgebrochen und nachmittags 2 Uhr 
wieder aufgenommen. | 


Sikung vom 13. März 1919, nachmittags 2 Uhr. 


GR: Einjprachen gegen die Bejegung des Gerichts find 
nicht geltendgemacht worden. Sch teile mit, daß verjchiedene 
DBemeisbegehren eingereicht worden find ſchon am 11., 12. 
und 16. Sanuar. Schon vor der Hauptverhandlung im Ja— 
nuar habe ich eine Verfügung erlafen, in welcher e3 heißt: 


Verfügung: 


Ueber die von den DVerteidigern in ihren Eingaben vom 
11., 12. und 16. Sanuar beantragten Beweismaßnahmen, 
PBroduftion und Edition von Aktenſtücken und Laden von 
Zeugen, ijt vorauszuſchicken, daß nach der Anklage nicht der 
Eifenbahner- oder Landezitreif Gegenjtand des Gtrafver- 
fahren bildet, jondern die Aufforderung zum Ungehorjam, 
die an Militärs und Mobilifierte gerichtet worden iſt. Die 
meilten der angerufenen Beweismittel haben Bezug auf den 
Landesſtreik und feine Urjachen. Dennoch habe ich, ſoweit 
möglich, den gejtellten Begehren entiprochen und habe fol- 
gendes verfügt: | 

Die von Dr. Farbitein zugunften aller Angeflagten jub 
A jeiner Eingabe genannten und eingelegten Aftenftüce 
über die Erregung unter dem Verfehrsperjonal und deren 
Urſache werden zu den Akten erfannt, und die jub L genann- 
ten Zeugen Nationalrat Weber, Präſident Albijjer, ©. Mi- 
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ſchon, Högger und Frank-Zürich find admittiert und geladen 
worden. DRIN 

Die jub 2 genannten Zeugen, Bezirfgrichter Nieder, E— 
Bogel und Frank in Züri, Die über den Zeitpunkt des 
Streifbejchluffes der Eijenbahner in Zürich; ausjagen Sollen, 
ind geladen worden. Ebenso ijt der jub 3 angerufene Zeuge 
U. Berner, Gejchäftsführer der Unionsdruderei Bern, admit- 
tiert worden. 

Die jub IV bis VI verlangten Beweismittel werden ald 
unerheblih für die Beurteilung des eingeflagten Delikts 
abgemwiejen. Sie betreffen die Ladung ald Zeugen der Stadt— 
räte Vogeljanger und Lang in Zürich, die bezeugen jollten, 
Daß die Bewegung in Zürich nichts Nevolutionäres an ſich 
hatte und der Stadtrat fein Militär verlangt habe. Ebenjo 
wird die Ladung des Zeugen Major Enderli, der bezeugen 
jollte, daß die in Yürich gefundenen Bomben mit dem Streik 
nicht8 zu tun haben, al3 unerheblich; abgewiejen. Das Zeugnis 
de3 Nationalrat Guſtav Müller über den Umfang des von 
der Zürcher Negierung verlangten Truppenaufgebotes und 
über die von andern Stellen verfügte Zahl der aufgebotenen 
Truppen wird, weil unerheblich für da3 eingeflagte Delift, 
wicht zugelaſſen. 

Die jub B zugunften des Angeklagten Nobs über jeine 
Nedakteurtätigfeit eingelegten Urfunden merden zu den 
Akten erkannt, und von den angerufenen Zeugen wird Der 
Chef der Schweiz. Depeichenagentur Wiesmann zugelafjen, 
die andern Zeugen, die Nedaktoren Kappeler und Aeppli, 
jowie Otto Si, als überflüjlig abgewiejen. Endlich werden 
die unter 8 zum nämlichen Zwecke angerufenen Zeugen Nehr- 
mein und Blumer admittiert. 

Die fub O zugunften des Angeklagten Schneeberger an— 
gerufenen Zeugen, Gejchäftsführer Berner, Beamter Stettler 
und Oberjtforpgfommandant Wildbolz werden zugelajjen. 

Dr. Farbitein hat zugunften der Angeklagten Grimm, 
Huggler, Ilg und Nob3 die gedrudten Protokolle der Partei- 
tage von 1904, 1906 und 1918 zu den Akten gegeben. Gie 
liegen hier. Er hat ferner die Vorlage der von Oberrichter 
Rohr und Dr. Bidel über den jogenannten Bolſchewismus 
in der Schweiz geführten Unterfuhung verlangt. Das Be- 
gehren wird abgewieſen, da es eine noch gar nicht beendigte 
und übrigena geheim geführte Unterjuchung betrifft. Von 
Bolſchewismus iſt in der Anklageſchrift auch; nicht die Nede. 
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Der Verteidiger Steiner hat zugunjten der Angeklagten 
Allgöwer, Lang und Schmid die Vorlage der Akten der von 
Dr. Mrian v. Arx in Olten über die Beteiligung der dor- 
tigen Eijenbahner am Landesſtreik geführten Unterfuchung 
anbegehrt. Das Begehren wird admittiert. 

Die Ladung des hier jub 3 angerufenen Heugen, 
des Direftor3 Schwarzenbach vom Preßtelegraph in Zürich, 
wird admittiert. Die jub. 4 zur Ausſage über die gereizte 
Stimmung der Eifenbahner angerufenen Zeugen Cottier und 
Stadelmann in Luzern und Theiler in Olten find geladen 
worden. Die Edition der ebenfall3 unter 4 zitierten Ur— 
funden, Eingaben des Gefretariates der U. U. ©. T. am die 
Generafdireftion der ©. B. B. von: 1916/1917/1918, iſt ver- 
langt worden. Die vom Berteidiger Naine zugunjten des 
Angeflagten Perrin angerufenen Zeugen L. Patocchi in Lu— 
gan und J. Alfred Beetichen in Bern jind admittiert. 

Auf Begehren des Berteidiger3 Dr. Welti werden als 
Ergänzung der gemeinjamen Cingabe der Verteidiger vom 
11. Januar zu ven Alten erkannt: 1. Der Proteſt des Kar— 
tell3 der vereinigten Eijenbahnperjonalverbände gegen den 
Bundesratsbeichluß vom 14. September 1914 betr. Siſtie— 
rung der Gehaltserhöhung (welcher Beſchluß ediert ift). 2. 
Eine Reihe von Eingaben betr. Reduktion der Freikarten 
1914, betr. Erhöhung der Penfion für mittlere und .ıntere 
Angeftelltenfategorien vom 20. Sult 1918, betr. Behandlung 
der proviſoriſchen Heizer. Die Edition der Beſchlüſſe des 
Verwaltungsrates der ©. B. B. vom 22./23. Oftober 1914 
auf vorgenannten Eingaben, des Beſchluſſes der General- 
Direktion vom gleichen Datum betr. Meberzeitarbeit, Beſchluß 
über die Eingabe vom 20. Juli 1918, Der gleichzeitige Be— 
ihluß über die Erhöhung des penfionsberechtigten Mari- 
mums der Oberbeamten, ijt verlangt worden. Die Ladung 
‚der Zeugen Kägi in Erlenbach betr. Behandlung der Lehr: 
linge und Gofteli, Huttwil, und Bürgler in Rapperswil betr. 
Erregung bei den Nebenbahnen und endlich des Zugführers 
TIheiler in Olten, über die Urſache des Streifs und die Teil- 
nahme der Eifenbahner, ift zugeitanden. Die Edition der 
Unterfuhungsaften gegen die Eiſenbahner in Olten und 
Zürich über ihre Teilnahme am Landezitreif wird nicht ver- 
langt, weil dieje Akten noch unerledigte Strafſachen betreffen. 
Die Edition der Protokolle des Verwaltungsrates Der 
©. B. B. jeit 1914 wird al3 unerheblich abgemiefen. 
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pon 3 Zeugen, Bollier, Gallufer und Seiler, Nangierarbeiter 
in Zürich, verlangt. Die VBorladung wird abgelehnt, weil 


die zu erwartenden Ausjagen jchon vom den andern gelade- 


nen Gijenbahnern und von Bezirksrichter Nieder uſw. zu 
erhalten jein werden. 
Der Großrichter jelbit zitiert ala weitern Zeugen ven 
ne im Rechtsbureau der ©. B. B., Dr. Weber, in 
ern 


Dr. Welti: Wie Ihnen bereits eröffnet worden ift, 
haben meine Kollegen mir den Auftrag erteilt, die Begehren 
er Ergänzung der Beweismittel im Sinne von rt. 142 

&t. ©. D. zu ftellen und zu begründen. In zieiter 
Sinie haben fie mir dem Auftrag erteilt, zu den Ergänzung3- 
anträgen des Herrn Auditors Stellung zu nehmen. 

Die Eingaben, welche die Verteidiger innert der Akten— 
ergänzungsfriſt im Sinne von Artikel 126 gemacht 
haben, verfolgen nicht etwa den Zweck, Dinge in 
diefen Prozeß Hineinzutragen, die nicht hineingehören, 
unjere Anträge liegen vielmehr vollitändig in Dem 
Rahmen der Anklage. Wir müſſen deshalb, jomweit nicht 
heute irgendwelche Begehren fallen gelajjen werden, prinzi- 
piell an unjeren Anträgen feithalten. 

Die Berteidigung verjteht jehr wohl das Bedürfnis 
der Anklage, gewille ungeichidte Maßnahmen von Behör— 
den, melde die Auslöſung des Streiks hervorgerufen 
haben, im Gerichtsſaal zu rechtfertigen. Diejem Bedürfnis 
der Anklage jteht num aber dasjenige der Verteidigung 
gegenüber, dieje Illuſtration, die zum Teil ganz ver- 
zerrte Bilder abgeben würde, zu forrigteren und — ge- 
ftatten Ste mir den Ausdruck — zu folorieren, denn 


an Stelle des einfarbigen Schattenriſſes joll im dieſem 


Prozeß ein lebenswahres farbiges Bild gegeben werden. Wir 
haben die Anträge inmerhalb der durch die Militärjtrafge- 
richtsordnung vorgejehenen Friſt rechtzeitig eingereicht, und 
der Herr Großrichter hat dem Gericht ſoeben durch eine Ver— 
fügung befanntgegeben, welche Stellung er perjönlich zu die— 
jen verſchiedenen Anträgen einnimmt. 

Geſtatten Sie mir, daß ich Shnen den Eingang dieſer 
Verfügung nochmals zur Kenntnis bringe. Der Herr Groß— 
richter ftellt Fejt, daß wir die Produktion und die Edition von 





139 


Aktenſtücken und die Ladung von Zeugen verlangen, und da 
habe er num vorauszuſchicken, daß nad) der Anklage nicht ber 
Eijenbahner- oder Landesſtreik Gegenstand des Strafverfah- 
rend bilde, jondern die Aufforderung zum Ungehorfam, die 
an Militäcperfonen und Mobilifierte nerichtet worden jet. 
Der Herr Großrichter jagt ferner, Die meisten der angerufeiten 
Demeismittel hätten aber Bezug auf den Landezitreif felbit 
und jeine Urſachen. 

Wir kennen dieſe Auffaffung und wir haben bereits beim 
Studium der Vorunterſuchungsakten feititellen können, Daß 
dieje Auffafjung von denjenigen vertreten wird, die den Be- 
fehl zur Anhebung der Vorunterfuchung gegeben haben, die 
Auffaffung nämlich, Daß nicht der Landezitreit und feine Ur- 
ſachen vor Gericht zur Sprache fommen follen, ſondern nur die 
Handlungen, die man den Angeflagten vorwirft. 

Ich gebe zu, daß in dieſer Beſchränkung eine gewiſſe Mei- 
ſterſchaft Liegt, allein im vorliegenden Fall haben wir dafür 
nicht das mindeite Verſtändnis. Man wollte angeblich dei 
Streif al3 jolden nicht unter Anklage jtellen, für den man 
dann aber Doch die heute hier anweſenden 20 Angeklagten ver- 
antwortlic machen will. Dan greift nur einige, dem Streik 
unmittelbar vorangehende und in ihrer Bedeutung gar nicht 
jo große Alte heraus, die man den Angeflagten zum Vorwurf 
macht und man will jie dann vollitändig losgelöit von ihrem 
urſächlichen Zuſammenhang daritellen. Nun haben wir die 
Auffafjung, daß dieſer Standpunkt unhaltbar fei. Ein fol- 
ches Vorgehen erjcheint uns ungerecht und e3 würde für das 
Urteil eine ganz ſchiefe Baſis abgeben. Sch glaube, daß der 
Herr Großrichter da3 perjönlic auch eingejehen hat, dem 
der Eingang feiner Verfügung jchließt mit den Worten: 
„Dennoch; habe ich, joweit möglich, den geitellten Begehren 
entiprochen und habe folgendes verfügt.” 

Die Verteidigung tft der Anficht, daß ohne Kenntnis der 
Urſachen und der treibenden Kräfte fein jachliches Urteil über 
den Streik und über das in demjelben zum Ausdruck asfom- 
mene Tun und Laſſen der Angeklagten möglich jei, und Daß 
ohne Kenntnis diefer Faktoren feine Mönlihteit heiteht, ein 
Urteil über Schuld oder Nichtſchuld der einzelnen Angeklagten 
im friminellen Sinne zu erhalten. Gewiß, meine Herren 
Militärrichter, es mag nicht angenehm fein, bei Gelegenheit 
dieſes Prozeſſes manches zu hören, was man auf dad Schuld— 
fonto der bürgerlichen Gejellichaft im allgemeinen buchen 
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muß, es mag nicht angenehm jet, Die verfehlte Bolitif unjerer 
Zandesbehörden in einem Lichte zu jehen, in dem man jie 
ſonſt nicht zu ſehen gewohnt if. Es mag endlih aud 
nicht angenehm fein, feitzuftellen, daß ein künſtlich aufgebautes 
Syitem von Lug und Trug in fich zufammenfallen müßte. 

Die Verteidigung hat innerhalb der Friit des Art. 126 
ſechs Eingaben gemadt, zum Teil allgemeiner Natur, zum 
Teil für einzelne Angeflagte oder für Gruppen von jolden. 
Wir halten dafür, daß die Herren Richter nicht nur die Ver— 
fügung de3 Herrn Großrichters in bezug auf diefe Eingaben 
fennen lernen, jondern daß die Nichter, die ja: feine Akten— 
fenntni3 haben, auch den materiellen Inhalt dieſer Eingaben 
jelbjt kennen lernen, und zwar beſonders jenen Teil, in dem 
unjern Begehren in bereitwilliger Weile und in meitgehen- 
dem Make Nechnung getragen worden ijt. Nur wenn die 
Richter volle Klarheit über den Umfang und die Ziele unſerer 
Bemweisergänzungsanträge haben, werden fie in der Lage 
jein, zu beurteilen, ob auch den vorläufig Durch den Herrn 
Großrichter abgelehnten Anträge nachträglich noch ſtattzu— 
geben ſei. 

Geſtatten Sie mir deshalb, daß ich auf die einzelnen Be— 

weiseingaben der Verteidigung eintrete und namentlich das 


Beweisthema, das aus der Verfügung des Herrn Großricdh 


ters nur zum Teil erſichtlich iſt, beſonders unterſtreiche. Wor— 
auf es uns in erſter Linie bezüglich des Streiks der Eiſen— 
bahner ankam, iſt folgendes: 

SR unterbredend: Sch bin bereit, Ihre Eingabe ver— 
leſen zu laſſen. 

Dr. Welti: Ich will nur ſagen, was wir beweiſen 
wollen, damit ich erklären kann, warum wir dieſe Beweis— 
mittel anrufen. Ich habe nichts dagegen einzuwenden, wenn 
die Eingabe verleſen wird, ich werde mich möglichſt kurz 
halten und mich faſt auf eine wörtliche Reproduktion be— 
ſchränken können. 

GR: Bitte. 

Dr. Welti: Zum Beweis dafür, daß der Streif der 
Cijenbahner eine Sache der Gejamtarbeiterichaft war, und 
zwar wegen der jchlechten ökonomiſchen Lage diejer Eilen- 
bahner und wegen der fonjtanten Verichleppung der Poſtu— 
late der Eifenbahner und der Wrbeiterfchaft, daß diefe Er- 
vegung Durch das unmotivierte Truppemaufgebot noch ge- 
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jteigert worden war, jo daß die Angefguldigten nicht mehr 
por der Frage jtanden, ob der Streif überhaupt auszulöſen 
jet oder nicht, jondern lediglich vor der Frage, ob fie den 
Streif unfontrollierbaren Elementen ausliefern oder durch 
ihre Intervention feine geordnete Durchführung ſichern woll— 
ten, für dieſe Tatfachen haben wir und auf folgende Beweis— 
‚mittel berufen: Erſtens einmal auf die Brofchüre betitelt 
„An das Schmweizervolf”, die zu den Akten erfannt worden 
it, jodann auf Die Eingabe des Schweiz. Zugsperſonalver— 
eins, des Schweiz. Yofomotivperfonalverbandes vom 17. Au— 
guſt 1917 an die Generaldireftion. Auch diefe Eingaben find 
zu den Alten erfannt worden. Ferner haben wir uns be- 
rufen auf die Eingabe des Schweiz. Zugsperfonalvereind und 
des Schweiz. Lofomotivführervereind vom Februar 1918. 
Auch diefe Eingaben hat der Herr Großrichter angenommen. 
E3 folgt eine Anzahl von mweitern Eingaben, die ich nicht 
wieder verleſen will, wir werden im Verlauf des Bemeis- 
verfahrens dasjenige, was und daraus wichtig erjcheint, her- 
oorheben. Wir anerfennen die Ladung, die der Herr Groß— 
richter Hinfichtlich Der Bahnzeugen Defretiert hat; wir werben 
alfo die Zeugen Weber, Mlbiffer, Michon, Högger und Frank 
hören. Sch nehme an, daß das in der nächſten Woche ge— 
ichehen wir». 
Bei dieſer Gelegenheit möchte ich den Herrn Großrichter 
bitten, die beigezogenen Akten, die die Verteidigung noch 
nicht Fennt, auf die fie jich lediglich berufen hat, wie die Akten 
de3 Streiks in Dlten, der Verteidigung zur Verfügung. zu 
itellen und ihr auch die Zeit zu geben, die notwendig ijt, um 
fie anzufehen, bevor im die eigentliche Beweisverhandlung 
eingetreten wird. 

Sch Stelle feſt, daß Die DBerteidigung ferner Wert 
darauf legte, zu beweiſen, daß in der Nacht vom 10. auf den 
11. November, in welcher der Generaljtreif bejchlofjen wurde, 
dieſer Beichluß erft gefaßt wurde, nachdem von Zürich aus die 
telephoniſche Mitteilung gemacht worden war, daß die Eijen- 
bahner in Zürich von ſich aus bereits den Streik beichlojjen 
hatten. Wir haben und dafür auf die Zeugen Rieder, Vogel 
und Ferdinand Frank berufen. Sch nehme an, daß auch dieje 
Zeugen erjcheinen werden. | 

Für alle diefe Beweismittel, die wir hier erwähnt haben, 
jtügen wir und auf die Anklage jelbit, und zwar auf die 
Ziff. 7, 8, 9, 10, 14, 20, 24, 25, 28 big und mit 35 der An— 
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klageſchrift. Sie liegen aſo vollkommen im Rahmen der 
Anklage. 

Zum Beweis dafür daß der in Ziff. 8 erwähnte Aufruf 
und die Inſtruktion ſchon um 2 Uhr in der Nacht vom 10. 
auf den 11. November zum Drud gegeben wurden, jo daß jie 
ihon vor Erlaß der Bundesratsverordnung vom 11. No- 
pember verfaßt und gedrudt waren, berufen wir und auf den 
Zeugen Albert Berner, Geichäftsführer der Unionsdruderei 
Bern, und erwarten auch deſſen Ladung vor Gericht. 

GR: Diefe Ladung ft verfügt. 

Dr. Welti: Nun gelange ich zu den Begehren, die der 
Herr Großrichter abgelehnt hat, und möchte das Bericht ein- 
[aden, diefen Begehren zu entſprechen. Man kann au3 der 
Verfügung des Herrn Großrichters leſen, daß die Behaup- 
tung, ed jeien im Zürich rebolutionäre und anarchiſtiſche 
Wühlereien betrieben worden und daß dieje die Regierung 
des Kantons Zürich veranlaßt haben, beim Bundesrat ein 
Truppenaufgebot zu verlangen, in der Anklageſchrift nicht 
enthalten zu jeim jcheine. ch Darf Sie aber demgegenüber 
daran erinnern, Daß der Herr Auditor ſich nicht nur auf den 
Aufruf des Bundesrates an das Schweizervolk beruft, Der 
in Nr. 47 des Bunde3blattes enthalten iſt, jondern auch auf 
die Mitteilung des Bundesrates an die nes 
lung. Im einen wie im andern Aktenſtück it nun aber auf 
dieje3 revolutionäre Treiben Bezug genommen, ebenjo auf 
dieſe anarchiſtiſchen Wühlereien. Die Begründung des Mili- 
täraufgebote3 erfolgte ja ausgerechnet auf Grund dieſer Be— 
hauptung. | 

Wir haben ein großes Intereſſe Daran, heute feit- 
zujtellen, wa3 an diefer Behauptung des Bundesrates wahr 
iſt und was nicht, ob dieſe VBorausjegungen, die zu dem 
Iruppenaufgebot und zu dem, was gefolgt ijt, zum Proteſt— 
jtreif und zum Generalftreif geführt haben, richtig geweſen 
jind, denn das wird für Die Beurteilung der Frage von 
Schuld oder Nichtichuld der Angellagten, für die Beurteilung 
des Maßes der Schuld von ausjchlaggebender Bedeutung 
iein. Deshalb beantragt die Berteidigung dem Militär- 
gericht, e8 mögen Stadtrat Vogelſanger, Polizeivorſtand der 
Stadt Zürid, und Stadtrat Otto Lang, Polizeivorſtand— 
Stellvertreter, zur Hauptverhandlung vorgeladen werden 
zum Beweis dafür, daß weder revolutionäre noch anardiiti- 
ihe MWühlereien in Zürich betrieben worden find und Daß 
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ji) der dortigen Bevölkerung feine Beunruhigung bemädtigt 
hatte. Die Verteidigung beruft ſich auf diejelben Zeugen zum 
Beweis dafür, daß die Behörden der Stadt Zürich, voran 
der Stadtrat, von der fantonalen Regierung ein Truppen- 
aufgebot nicht verlangt haben, weil nach ihrer Anficht ein 
jolche3 nicht notwendig war und höchſtens hätte geeignet fein 
fönnen, Unruhe zu jchaffen, was dann auch wirklich eingetre- 
ten ift. | 

Ein nicht minder großes Gewicht legen wir darauf, daß 
in diefer Verhandlung Der Beweis erbradt wird, daß die 
in Zürich gefundenen Bomben, auf die ſich der Bundesrat 
in jeinem Bericht und Aufruf ebenfalls ſtützt, die die Zür- 
her Regierung veranlagt haben, ein Militäraufgebot zu ver— 
fangen, in feinem Zuſammenhang mit der Arbeiterfchaft und 
Arbeiterbewegung in Zürich ſtanden, jondern von den Organen 
einer fremden Negterung importiert wurden, um in einem an- 
dern Lande verwendet zu werden. Wir beharren deshalb auf 
der Einvernahme des Herrn Majord Dr. Hans Enderli zum 
Beweis für die Behauptung, die wir hier aufgeitellt Haben, und 
beantragen die Ladung dieſes Zeugen zur Hauptverhandlung. 
Für dieſen Beweisantrag jtügen wir uns ebenfall3 auf die 
Anklageſchrift jelbit, und zwar auf Ziff. 1, 2, 5 und auf die 
in Dielen Ziffern zitierte Botichaft des Bundesrates. 

Endlih zum Beweis dafür, daß die Regierung des Kan- 
ton3 Züri nur die Mobilifierung eines Snfanterieregiments 
aus der zürchertichen Seegegend nachſuchte und daß General 
Wille das ablehnte und ein Frafivolles Auftreten forderte, 
weil jich nach feinen Behauptungen angeblich ein jtarfer 
Rückzug der Bankguthaben bemerkbar machte und Daß er da— 
her mit Entjchiedenheit dafür einftand, daß zwei Kavallerie: 
brigaden und zwei Snfanterieregimenter mit den entſpre— 
henden Majchinengemehrabteilungen aufzubieten jeien, und 
daß General Wille die ſofortige Bejegung des Volkshauſes 
dem Platzkommando Züricdy anriet und feinen Sohn, Oberft- 
leutnant Ulrich Wille, als Kommandanten vorſchlug, daß 
dieſe Ratſchläge aber von Oberſt Sonderegger nicht befolgt 
wurden, haben wir uns in unſerer Eingabe berufen auf den 
Zeugen Oberſtleutnant Guſtav Müller, Stadtpräſident von 
Bern. Wir beantragen, dieſen Zeugen, deſſen Ladung vom 
Herrn Großrichter abgelehnt wurde, ebenfalls zur Hauptver— 
handlung vorzuladen. Ich bemerke, daß wir uns auch hier 
wieder im Rahmen der Anklage ſelbſt bewegen und uns für 
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dieſen Beweisantrag auf dasjenige berufen, was in Biff. 1 
bis 5 der Anklageſchrift gejagt wurde. | Ä 


Hinfihtlic der meitern, unter b in diejer Eingabe vom 
11. Sanuar 1919 genannten Bemweisanträge kann ich Darauf 
hinweiſen, daß der Herr Sroßrichter ihnen entſprochen hat. 
Es handelt fich hier hauptſächlich darum, feitzujtellen, daß der 
Redakteur des „Volksrecht“ in Zürich, der Angeklagte Nobs, 
den Aufruf des Aktionskomitees abdruden ließ Lediglich in 
jeiner Eigenfchaft als Nedakfteur einer Zeitung, deren Auf- 
gabe e3 ilt, die Deffentlichfeit über die Weltereignijje zu in- 
formieren und gleich, wie e3 die bürgerlichen Blätter getan 
haben, daß dieje Publikation ſich ftüßt auf eine Einjendung 
der Schweiz. Depeichenagentur. Wir haben und daher auf 
verichiedene Beweismittel berufen, die wir eingelegt haben, 
und als Zeugen angerufen den Chef der Schweiz. Depeſchen— 
agentur ſamt dem Redakteur Kappeler und dem Redakteur 
Aeppli. Dafür, daß auch andere Blätter, namentlich bürger- 
fihe Blätter, da3 Driginalmanuffript von der Depeſchen— 
agentur zugeftellt erhielten, berufen wir und auf Herrn Otto 
Sm in Züri, Filialleiter der dortigen Depejchenagentur. 
Der Herr Großrichter Hat nunmehr den Chef der Schmeiz. 
Depefchenagentur, Herrn Wiesmann, zugelafjen, die andern 
als überflüffig abgewiejen. Wenn der Verteidiger des An— 
geflagten Nobs dagegen feine Einſprache erhebt, kann ich 
mich einverjtanden erklären, daß die übrigen Zeugen nicht 
eindernommen erden. 


Wir haben bezüglich des Angeklagten Nobs noch folgendes 
zum Beweis verjtellt, worauf auch der Herr Auditor Ge— 
wicht legt, zum Beweis dafür, daß der Ungeflagte Nob3 die be- 
treffende Nummer des „Volksrecht“ auf dem Land durch 
Radfahrer und Boten nicht verteilen ließ, daß er mit Der 


Berteilung überhaupt nicht? zu tun hatte. Hierfür haben. 
wir aber al3 Zeugen angerufen Fritz Nehrivein und Heinrich 


Blumer in Zürich. Ste jollen bezeugen, daß mit Rückſicht auf 
‚den Poſt- und Eifenbahnerftreif die Erpedition des „Volks— 
recht” an die Abonnenten durch Radfahrer und Boten vor 
ih ging. Soviel ich jede, hat der Herr Großrichter zu dieſem 
Begehren feine Stellung genommen. Sch möchte das Gericht 
erjuchen, auch diefe Zeugen zuzulafjen. Nachdem nun durch 
den Verteidiger des Angeklagten Schneebarger der Antrag 
auf Einvernahme de3 Beamten Gtettler und des Oberſt— 
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forpsfommandanten Wildbolz fallen gelaffen wurde, will id) 
mid) dazu nicht aussprechen. 

Am 11. Januar hat nun Herr Kollege Farbitein ein mwei- 
teres Aftenvervollftändigungsgejuh an den Herrn Groß- 
vichter gerichtet, da3 abgelehnt worden ift. E3 gipfelt in fol- 
gendem Antrag: Bon dem außerordentlihen eidg. Unter- 
judungsrichtern, Oberrichter Rohr in Aarau, und Bezirkg- 
anmalt Dr. Bickel in Zürich ſeien die auf die fogenannte Bol- 
ihemifi-Unterfuchung ſich beziehenden Akten beizuziehen und 
zu den Prozeßakten zu legen und e3 jet der Verteidigung eine 
angemejjene Friſt anzujegen, Damit fie gejtüßt auf die beigezo- 
genen Akten noch andere Beweismittel angeben könne, von 
welchen jie bei den Verhandlungen Gebrauch machen wolle. 
Der Beizug diejer Alten jei wichtig mit Rückſicht auf die in 
Ziff. 1 bis 5 der Anflagefchrift erwähnten Tatfachen und 
mit Rückſicht auf die in Ziff. 5 zitierte Botſchaft des Bundes— 
rated. Das gleiche Begehren hat Herr Kollege Huber im 
Snterejje der von ihm vertretenen Angeklagten gejtellt. Nach— 
dem dieſes Begehren vom Verhandlungsleiter abgelehnt wor— 
den iſt, jede ich mich veranlaßt, dasſelbe hier neuerdings zu 
jtellen. 

Ich erkläre auch hier wieder, daß wir und dabei voll- 
fommen im Rahmen der Anklage bewegen und daß wir den 
Einwand, e3 handle jich hier um eine noch nicht abgejchloffene 
Unterfuhung, und jodann um eine-geheim geführte Unter- 
juhung, nicht anerfennen fünnen. Wir fennen die Gründe 
nicht, warum dieſe Unterfuchung geheim geführt wird, und 
wir fennen vor allem die Gründe nicht, warum fie noch nicht 
abgeſchloſſen iſt, falls dies überhaupt der Fall fein jollte. 
Wir willen aber eines: daß man jeit dem Landezftreif und 
bor Ausbruch des Streif3 eigentlicy mit gar nichts anderem 
operiert hat als mit diefer Unterſuchung und mit den angeb- 
lichen Feititellungen, welche im diejer Unterfuhung gemadt 
worden jein jollen. Nun haben wir die Auffaffung, daß nicht 
nur das Schweizervolf, Sondern namentlich die Angeklagten, 
die man ja bi3 zu einem gewiſſen Grad, wenn auch nicht aus— 
drüdlich, aber Doch verſteckt, verantwortlich machen will für 
die Novembervorfommnifje, das Recht beiten, zu wiſſen, ob 
dieſe Behauptung, die wir von jeher mit aller Entjchiedenheit 
beitritten haben und auch in diefem Prozeß wieder bejtreiten 
werden, richtig iſt. Wir fehen jchließli ein Mittel, über 
dieſe formellen Bedenken hinwegzufommen, darin, und wir 
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ſtellen eventuell diejen Antrag, daß man die Herren Unter: 
juhungsrihter Rohr und Dr. Bickel hierher zitiert, damit wir 
an fie die Frage richten können, ob in diejer Unterfuhung in 
bezug auf einen oder mehrere der Angeklagten irgendwelche 
relevante Feititellungen gemacht werden fünnen, die nur eini- 
germaßen die Handlungen des Bundesrates und die Be— 
gründung, die der Bundesrat für jeine Maßnahmen gegeben 
hat, rechtfertigen würden. Ich jtelle deshalb eventuell den 
Antrag, eine derartige negative Befragung der Unter- 
juhungsrichter erfolgen zu laffen. Sch weile nochmals Dar- 
auf hin, daß mir gerade auf dieſen Punkt, der für die Ver— 
teidigung politiich von aroßer Bedeutung ijt, großes Gewicht 
legen müſſen. Sch darf auch darauf hinweiſen, wad der Mili- 
tärrichter allerdings noch nicht weiß, ſondern erjt in der Be— 
meisperhandlung erfahren wird, daß namentlich eine Frage, 
die an alle Angellagten in der Vorunterſuchung gerichtet 
worden iſt, vecht deutlich zeigt, welden Zuſammenhang man 
da ſuchte. Ich meine die ſchmachvolle Trage, ob ſie für die 
Auslöſung de3 Landesſtreiks fremdes Geld erhalten haben. 
Dieje Angelenenheit muß in diefem Verfahren abgeflärt wer- 
den, das ilt ein Gebot der Gerechtigkeit, und id) erivarte mit 
aller Bejtimmtheit, daß Sie alle Ihnen zur Verfügung jtehen- 
den prozeſſualen Mittel anwenden werden, um über dieſe An— 
gelegenheit reſtloſe Klarheit zu verichaffen. 

EN: IH kann nicht perfünlid nad Moskau reijen. 
Wenn man die materielle Wahrheit haben will, muß man 
dorthin gehen, ich kann aber nicht gehen. 

Dr. Weltt: Darüber werden wir und zu unterhalten 
haben, wie mir dieje Angelegenheit abklären. Aber Sie 
müflen dem guten Willen zeigen, dasjenige, was in Ihrer 
Macht liegt und was Sie erreichen fünnen, por Gericht zu 
produzieren. Das jind die Bolſchewikiakten, und wenn mir 
diefe nicht hier haben fünnen, jo wollen wir wenigſtens die 
Unterfuhungsrichter hier haben, damit fie uns über ihre 
Wahrnehmungen Ausfunft geben. 

Eine weitere Eingabe, diejenige, die im Namen des An- 
geflagten Allgöwer und Mitbeflagten durch den Kollegen 
Steiner gemacht wurde, hat nun eine teilweiſe Erledigung 
Dadurch gefunden, daß der Herr Großrichter die Mften der 
Dltener Eifenbahnerichaft über die dort geführte Unterfuchung 
nun angenommen hat. Ich brauche mich deshalb über dieſe 
Eingabe nicht mehr weiter zu außern. Eine Singabe, die der 
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Sprechende jelbit im Namen und als Privatvertsidiger der 
Ungeflagten Düby, Eng und Dr. Wofer ebenfalls innerhalb 
der ihm gejebten Friſt erlaffen hat, deckt fich bi zu einen ge- 
wiſſen Maße mit der zuerjt beiprochenen allgsmeinen Ein- 
gabe der Verteidigung. Es handelt fich hier um die Urſachen 
der Erregung unter der Eijenbahnerjchaft. Wir haben bier 
eine ganze Neihe von Eingaben, welche die Eijenbahner- 
Ihaft dem Bundesrat und den Behörden der S. B. B. einge— 
reicht haben, bereit3 zu den Akten gegeben und jte find durch 
den Herrn Großrichter reitios zu den Akten erfannt worden 
und e3 ijt auch den Begehren um Ladung von: Zeugen in 
jeder Hinficht entiprochen worden, mit der einzigen Aus— 
nahme, daß nicht zu den Alten verlangt worden ift das Pro— 
tofoll der Verhandlungen des Verwaltungsrates der S. B. B. 
jeit 1914. Gejtatten Sie mir hierzu nur ein kurzes Wort. 
Ich halte dafür, daß man im dieſem Verfahren über einen 
ganzen Kompler von Tragen reden muß bei der perjünlichen 
Einvernahme der Angeklagten, denn jeder Angeklagte hat ein 
unbeſtreitbares Recht Darauf, zu motivieren, was ihn bei 
jeinen Handlungen geleitet habe, die Motive darzulegen, die 
einen Handlungen die Richtichnur gaben. Sch würde jeden 
Eingriff, der das verunmdgiichen würde, als einen unjtatt- 
haften Eingriff in dag Recht der Berterdigung betrachten. 
So jehr ih nun erfreut bin, fejtzujtellen, daß meinen 
jämtlihen fpeziell von mir gejtellten Begehren entiprochen 
worden tit, jehe ich mich Doch veranlaßt, gerade an dem Be— 
gehren fejtzuhalten, das nun abgewiejen worden ijt, nämlich 
an der Edition der Protokolle des Berwaltungsrates der 
Schweizeriichen Bundesbahnen. Ich kann vielleicht die— 
ſes Begehren dahin modifizieren, daß das Gericht erfennen 
möge, es jet den Angeklagten Düby und namentlich Dr. Wofer 
zu geftatten, in der Verhandlung dieje Protofolle, die ja fein 
Geheimnis bilden, jondern gedrudt vorliegen, zu verwenden 
namentlich) deshalb, weil der Angeklagte Woker Mitglied 
des Verwaltungsrates ift und ein Recht darauf bejibt, dem 
Gericht vorzuführen, welche Tätigfeit er innerhalb des Ber- 
waltungsrates der S. B. B. im Sinne der Begehren der 
Eiſenbahnerſchaft ausgeübt hat und welches Schidjal jeine 
Anträge in den einzelnen Sigungen erfahren haben. | 
Ein letztes Begehren, ebenfall3 innerhalb der Frift des 
Art. 126, ijt dann am 16. Januar 1919 gejtellt worden, und 
zwar von Kollegen Dr. Farbitein, in welchem die Ladung ver- 


148 


ſchiedener Zeugen verlangt worden iſt, die in der Verhand— 
[ung vor dem Territorialgeriht 5 in Sachen Beda Enderli 
aufgerufen und einvernommen worden find. Der Herr Groß— 
richter hat diejes8 Begehren abgelehnt mit dem Hinweis dar- 
auf, daß die Zeugen Boller, Gallujer und Seiler deshalb nicht 
geladen werden fönnen, weil die zu erwartenden Ausſagen 
von den andern geladenen Eijenbahnern und von Bezirks— 
tichter Nieder zu erteilen fein werden. ch möchte es Dem 
Kollegen Farbitein vorbehalten, ſich Darüber noch zu äußern. 

Nun gejtatten Sie, daß ich mich noch des zweiten Teils 
meiner Aufgabe entledige und kurz einige Bemerkungen zu 
den geftern vom Herrn Auditor gejtellten Bemweisanträgen 
mache. Sch nehme an, daß Sie im Beſitz diejer jchriftlichen 
Eingabe jeten. Die Verteidigung fteht prinzipiell auf dem 
Standpunkt, daß es gemäß Art. 123 Pflicht des Auditors 
jei, in der Ankflagefchrift jämtliche Beweismittel anzugeben, 
von welchen er in der Hauptverhandlung Gebrauch zu machen 
gedenkt. Die Verteidigung hat aber die Auffafjung, daß zum 
mindeften, wenn der Herr Auditor fi auf neue Zeugen und 
Beweismittel berufen will, er died in einem andern Stadium 
des Prozeſſes hätte tun jollen als unmittelbar vor der Yaupt- 
verhandlung. Sch ftelle feit, daß die Eingabe des Herrn Audi- 
tors, don der wir geftern Kenntni® erhalten haben, vom 
10. März ftammt. Er hätte feine Anträge auf jeden Fall 
innerhalb der Aktenergänzungsfriſt, die den Angeklagten ge- 
ftellt war, ftellen jollen. Wenn wir num prinzipiell Der Auf- 
faffung find und im Ermanglung befonderer Vorſchriften in 
der M. &t.©.D. zu diefer Auffaffung jtehen müfjen, jo haben 
wir im Intereſſe der materiellen Wahrheit doch nicht? da— 
gegen, wenn jolche Anträge geftellt werden, jofern fie irgend- 
wie geeignet find, der Erforihung der materiellen Wahrheit 
zu dienen. Wir haben nichts gegen die Begehren, Die der 
Herr Auditor in Ziff. 15 Stellt, ebenſo haben wir auch nichts 
gegen die Zuziehung der Urteile, die in Ziff. 6 und 7 ge- 
nannt find. Hingegen müffen wir auf jeden Fall Kenntnis 
erhalten von dem Schreiben der Generaldireftion, das unter 
Biffer 8 genannt wird und das am 18. Januar an den Herrn 
Auditor gerichtet worden ift, und von den darin genannten 
Beilagen, von denen wir nicht wiljen, was fie enthalten. ©e- 
gen die Einlegung der Depofitionen de3 Albert Wyß aber 
müffen wir Stellung nehmen, ebenſo gegen die Einbeziehung 
der Depofitionen von Bezirfsrichter Nieder, Weichenwärter 
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Frank, Lofomotivführer Schultheß, Weichenwärter Fiſcher 
und Redakteur Nobs. Es iſt der Verteidigung bekannt, daß 
die Rechtshilfe von Gericht zu Gericht geht; allein, wir wiſſen 
nicht, auf welche Weiſe der Herr Auditor in den Beſitz von 
Abſchriften von Depoſitionen gekommen iſt in einer noch 
nicht abgeſchloſſenen Unterſuchung. Wir halten dafür, daß 
derartige Depoſitionen nicht ohne weiteres aus dem Zuſam— 
menhang einer Unterſuchung herausgeriſſen und hier produ— 
ziert werden dürfen, und wir ſind daher der Meinung, daß, 
wenn der Herr Auditor auf ſeinem Begehren beharrt, die 
Leute, deren Depoſitionen man hier produzieren will, hierher 
zu zitieren und einzuvernehmen ſeien. Gegen die Ein— 
legung der Proklamation des Platzkommandanten von Zürich 
haben wir natürlich nichts einzuwenden. 

Der Herr Auditor ſtellt zum Schluß noch das Geſuch, es 
ſeien als Zeugen noch zu laden und als Beweismittel nach— 
träglich noch zuzulaſſen: Stationsvorſtand Sauter in Wetzi— 
kon, Brönnimann in Biel und Zeller in Bern. Er begründet 
ſein Begehren damit, daß dieſe Zeugen jedenfalls Auskunft 
geben können über die nach der Mobiliſation der Eiſenbahner 
von der Kartelleitung gegebenen Befehle. Die Verteidigung 
hat ſchwere Bedenken gegen die Zulaſſung dieſer Zeugen, und 
zwar grade mit Rückſicht auf den Inhalt der Anklage. Sie 
kann ſich des Eindruckes nicht erwehren, daß der Herr Audi— 
tor mit dieſen Zeugen etwas beweiſen will, was er in der 
Anklageſchrift zu behaupten unterlaſſen hat. Aus dieſen 
Gründen müſſen wir dieſe Belaſtungszeugen — denn dad. 
ſollen ſie für die angeklagten Eiſenbahner ſein — ablehnen, 
weil wir der Auffaſſung ſind, daß es nicht zuläſſig iſt, in die— 
ſem Stadium des Prozeſſes etwas in denſelben hineinzutra— 
gen, was nicht dazu gehört, um ſo mehr als der Herr Auditor 
das Beweisthema dieſer Zeugen in ſehr vagen Zügen angibt. 
Wir haben nichts dagegen einzuwenden, daß die Antworten 
der Generaldirektion auf die von uns zu den Akten gegebenen 
Eingaben ebenfalls zu den Akten erkannt werden. 

Das iſt die Stellungnahme, die die Verteidigung im all— 
gemeinen zu den Beweisergänzungseingaben des Herrn Audi— 
tors einnimmt. Ich möchte an das Gericht nochmals das 
höfliche Geſuch richten, der Verteidigung im weiteſtgehenden 
Maß die Möglichkeit zu geben, die beigezogenen Akten, ſoweit 
fie ſie noch nicht kennt, zu ſtudieren, und möchte an Sie noch— 
mals das höfliche Geſuch richten, die Rechte der Verteidigung 
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in dieſem Prozeß nicht zu beſchränken. Wir werden nicht 
darum herumfommen, daß diejer ganze Prozeß jeiner ganzen 
Natur nah und jeiner Inſzenierung nah ein politiiher ift. 
Jede Maßnahme des Gerichts, die die Nechte der Verteidigung 
einjchränft, würde in breiten Schichten der Bevölkerung die 
Meinung beitärten, daß man die Wahrheit nicht will, 

GR: Ich teile ferner mit, daß ich zu den Akten erfannt 
habe: 1. Schreiben des Hauptmanns Schultheiß, 2. Inſtruk— 
tion zur Duchführung des allgemeinen Landesſtreiks, 3. Be— 
richt. von Angehörigen der Mitr.-ftomp. 1/19, 4. Unter- 
ſuchungsakten 1. ©. gegen Münger und Konſorten (Eijen- 
bahner in Bajel), 5. Strafaften Ed. Günthart vor Territorial- 
gericht 5, 6. Urteil des Territorialgerihts 5 i. ©. Danuſer, 
7. Schreiben des Gruppendireftor® 4 vom 11. November 
1918, 8. Schreiben der Generaldireftion der S. B. B. vom 
12. März 1919. 

Als Zeugen jind ferner von Amtes wegen geladen: Haupt- 
mann Schultheiß vorbenannt, Hauptmann Stierlin, Kbt.- 
Mitr.Kp. 1/19, die Lts. Meyer und Lüthy, Füſ.Kp. 1/43. 
Die Begehren des Auditor3 haben wir geſtern jchon gehört. 

AWud.: Sch glaube Doch, dag man mir als öffentlidem 
Ankläger ein Recht zugeftehen muß, mich zu äußern über die 
heute von der Verteidigung verlangten Beweismaßnahmen. 
Sch habe inzwiſchen die Erwägungen mit dem Dispoſitiv des 
heute verlejenen Entjcheides auch durchgelejen, und ich rüge 
Erwägungen und Dispojitiv im Sinne von Art. 188, Ziff. 1, 
5 und 7, M. ©. G.O. 

Gegenüber den Anbringen der Verteidigung habe th zu- 
nächlt zweierlei vorauszuſchicken: Dieje Bemweisbegehren gehen 
dahin, in zwei Richtungen Klarheit zu jchaffen, einmal in der 
Richtung der Unterſuchung der Urjachen, die zu dem Militär— 
aufgebot geführt haben, und jodann dahin, zu unterjuchen, 
welche Urjachen zum Eijenbahnerftreif geführt haben. Aus die- 
jen beiden Richtungen jollen jich dann nach der Meinung der 
Verteidigung die Motive der Angejchuldigten feititellen Lajjen, 
welche in bezug auf Strafmaß oder Strafbarfeit Einfluß ha- 
ben. Sch gehe mit der Verteidigung injoweit einig, als wir 
und hier in der Schweizerjtube befinden und wir über alles 
Klarheit Schaffen jollen, was in den Nahmen des Gerichts 
paßt. Aber nur das ſoll geihehen und weiter nichts. Nun 
ind in Diefer Beziehung von der Verteidigung Begehren ge- 
jtellt worden, auf deren Abweilung ich antrage. In dent 
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Moment, da das Truppenaufgebot perfekt geworden tft, ſteht 
e3 weder dem Gericht noch der Verteidigung, noch auch den 
Angejhuldigten zu, diefe Maßnahmen des Bundesrates zu 
fritifieren (Heiterkeit). Sie können meinetwegen lachen, aber 
e3 jteht Ihnen das Recht der Kritik nur zu in den eidg. Räten, 
aber nicht hier. Sch beitreite der Verteidigung das Necht, die 
Maßnahmen des Bundesrates hier im Gerichtsſaal einer 
Nachprüfung unterziehen zu wollen. Sch beantrage Ihnen 
daher, es jeten Die Bemweisanträge der Verteidigung, ſoweit fie 
dahin zielen, abzulehnen. ' 

- Was im fernern den Gijenbahnerjtreif anbetrifft rejp. die 
Widerhandlung gegen die bundesrätliche Verordnung dom 
11. November, jo gebe ich zu, daß das eine Angelegenheit ift, 
die auf das Verhalten der einzelnen einen gemwiljen Einfluß 
ausgeübt haben mag. In dieſer Beziehung muß zweifellos 
volle Klarheit geichaffen werden. Herr Fürſprech Huber hat 
auf die Ladung der Zeugen Gtettler und Wildbolz verzichtet. 
Ich kann es nicht zulaflen, daß einmal genannte Bemeis- 
mittel einfach verlaflen werden. Die Zeugen find genannt 
und zugelafjen worden, ſie mögen nun einmal erjheinen, und 
man mag feititellen, was fie zu jagen haben. Herr Steiner 
will an Stelle des Direftor3 Schwarzenbach vom Wreßtele- 
graphen einen gewillen Metteur Widmer laden. Sch Halte 
an Herrn Schwarzenbach feit, mag meinetwegen Herr Widmer 
auch noch geladen werden. Ich Freue mich, Tonjtatteren zu 
fünnen, daß den Verteidigern der einzelnen Angefchuldigten 
auch gelegentlich ein Mißverſtändnis pafjiert, ohne daß fie 
dann gleich von der Hohiheit, Leichtfertigfett und weiß Der 
Himmel noch) was für Eigenjchaften ihrer Vorfehren reden. 

Herr Dr. Welti hat verſchiedene Anträge gejtellt, auf die 
ich) näher eintreten muß. Er verlangt Beweismaknahınen, 
durch welche das ganze Syſtem von Lug und Trug, auf wel- 
ches gejtüßt regiert werde, eine Beleuchtung erfahren folle. 
Wir haben über gar nicht3 anderes zu Diskutieren als dar- 
über: Haben fich die Angejchuldigten der Meuterei, der An— 
ftiftung zum Ungehorjam jchuldig gemacht? Das tjt die Frage, 
und etwas anderes liegt nicht im Nahmen des Militärgerichts, 
außer was den Streif der Eijenbahner anbetrifft. Ich bin 
daher der Anficht, dak die Beweismaßnahmen, joweit fie von 
der Verteidigung in diefem Sinne verlangt worden find, ab- 
gelehnt werden müſſen. Sch bin vollitändig damit einver- 
Itanden, daß hier der Beweis darüber abgenommen werde, 
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daß der Streik der Eijenbahner bereit3 beichlojjene Sache war 
und es nicht mehr in der Hand der Leitung lag, ihn zu hin- 
dern. Die Brojhüre „An das Schweizervolk“ ſoll jich bereits 
bei den Alten befinden; ich habe nicht3 dagegen. Nun wird 
die Ladung der Zeugen Frank und Rieder verlangt. Tas 
deckt. fich ungefähr mit meinem Begehren auf Beizug der De- 
pofitionen. Sch habe das Vergnügen, fejtzuitellen, daß ich da 
mit der Verteidigung eigentlich volljtändig einiggehe, ob die 
Depofitionen eingezogen werden oder die Zeugen einver- 
nommen werden, oder ob beides gejchieht, das iſt mir vom 
Standpunkt des öffentlichen Klägers gleichgültig. 
Was hingegen die Behauptungen und Beweismaßnahmen 
der Verteidigung bezüglich der revolutionären und anar— 
chiſtiſchen Wühlereien anbetrifft, io beantrage ich deren N— 
weilung, ebenjo die Abmweilung des Beweisbegehrens bezüg- 
ih der Bombenfunde und über den Umfang des Truppen- 
aufgebot3. Das find Sachen, die dem Militärgericht nicht 
unterstehen, jondern diejes hat fich nur an den Rahmen der 
Anklage zu halten. Die Anklage jtellt lediglich feit, daß Trup- 
pen aufgeboten waren, und das Gericht iſt an dieſe Feltitei- 
lung gebunden, e3 iſt an den Bejchluß des Bundesrates ge— 
bunden; dieſer unterjteht nicht der Jurisdiktion des Gerichts 
und auch nicht der Jurisdiktion der Verteidigung. In der 
Anklagejhrift iſt von boljchemwiltiichen Unternehmungen und 
von einem Zuſammenhang des Delikt3, dejjen die Angeklagten 
hier bejchuldigt jind, mit ſolchen Unternehmungen nicht die 
Rede. Sch habe auch Feinerlei Bezug darauf genommen, daß 
erklärt worden ijt, e3 jeien vom Metallarbeiier-Verkand für 
die often des Generalitreif3 Fr. 20,000.— bezogen worden. 
Man hat da in der Borunterfuhung nicht die Wahrheit ge: 
lagt. Ob das zurücdbezahlt worden jet und wer e3 zurüd- 
bezahlt hat, da3 jpielt für den Militärftrafprozeß durchaus 
feine Rolle. An der Feitjtellung von negativen Tatſachen, 
wie fie duch die Abhörung der Unterſuchungsrichter Rohr 
und Bidel herbeigeführt werden joll, habe ich durchaus fein 
Intereſſe, und ich glaube, auch das Gericht Habe Fein ſolches 
Intereſſe. Wir führen einen Prozeß wegen der Tatſachen, 
die in der Anklagejchrift erwähnt find, aber nicht wegen Tat- 
jahen, die den Angeſchuldigten durchaus nicht vorgeworfen 
worden find. 

Wenn Herr Dr. Welti das Begehren ftellt, eg möge Herrn 
Dr. Wofer geftattet werden, die Protokolle des Verwaltungs— 
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rates der S. B. B. zu verwenden, jo habe ich Dagegen durch— 
aus nicht? einzuwenden; nur möchte ich meinerjeit3 das 
gleiche Begehren jtellen, daß Herr Dr. Wolter veranlaßt wird, 
die PBrotofolle, deren Verwendung er fich vorbehält, recht— 
zeitig, jedenfall3 im Verlaufe der Verhandlungen und vor 
den Plädoyers auf dem Gerichtstijch niederzulegen. 

Zu meitern Erflärungen bezüglich) meiner Eingabe, jehe 
ich mich nicht veranlaßt, jondern ich jtelle nur feit, daß die 
Verteidigung jelbjt erklären muß, daß dem Auditor Feinerlei 
Säumnis zur Laſt gelegt werden fann. Eine pofitive Vor- 
Ichrift, gemäß welcher eine Bemweiseingabe verjpätet wird, 
fann von der Berteidigung nicht namhaft gemacht werden. 
Das liegt alles im Rahmen de3 Art. 142; es wäre noch heute 
morgen früh genug, e8 wäre jogar im Laufe des Verfahrens 
nod früh genug. Das Gericht joll über die Ladung der 
Zeugen verfügen, wenn fie ihm zur Erforihung der mate- 
riellen Wahrheit notwendig zu jein jcheinen, aber der mate- 
riellen Wahrheit nur injofern fie im Rahmen der Anklage 
liegt. | 

Dr. Welti: Der Herr Auditor hat ſoeben erklärt, daß 
auch er bereit jei, zu allem Hand zu bieten, was geeignet ift, 
die materielle Wahrheit zu erforijhen und an den Tag zu 
bringen, aber nur jomweit e3 ji im Rahmen der Anklage 
rechtfertige. Auch die Verteidigung will gar nichts andere2. 


Ich darf Sie nun nochmals, nachdem der Herr Auditor dar— 


auf eingetreten ijt, darauf aufmerfjam machen, daß eines 
der mwichtigften Beweisſtücke in dieſem Prozeß das Bundes- 
blatt vom 20. November ijt. Nun erkläre ich, wenn man die 
materielle Wahrheit will, dann kann e3 feine halbe Wahr- 
heit jein; denn eine halbe Wahrheit iſt feine Wahrheit, jon- 
dern eine Lüge, weil durch die Halbheit immer eine Ent- 
jtellung entjtehen muß. Die erjten Sätze Diejed wichtigen 
Beweismittel, das wir in jeiner Totalität auch für und in 
Anſpruch nehmen, da e3 nicht für die Anklage, jondern auch 
für die Verteidigung da ift, lauten folgendermaßen: „Schon 
jeit einiger Zeit waren jfrupellofe Heer und namentlich Ver— 
treter des bolſchewiſtiſchen Terrors in verjchiedenen Gegen- 
den der Schweiz am Werk, um den Boden für aufrührerijche 
Bewegungen vorzubereiten. Dieje revolutionären, zum Teil 
ausgeſprochen anardhijtiihen Wühlereien, wurden nament- 
lich in der Stadt Zürid) immer frecher und intenfiver be- 
trieben, jo daß jich nad) und nad) eine hochgradige Aufregung 
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der dortigen Bevölkerung bemächtigte.“ Das jtimmt doch 
vollfommen überein mit demjenigen, was wir unter Beweis 
gejtellt haben, rejp. von dem wir beweiſen wollen, daß es 
nicht jo war, daß feine derartigen Zuſammenhänge zwiſchen 
diejen angeblichen anarchiſtiſchen und bolſchewiſtiſchen Wüh— 
lereien, dem Truppenaufgebot und dem Proteſt- und General- 
jtreif bejtehen. Wenn Sie das nicht zur Abklärung bringen 
— und ich jehe nicht ein, weshalb der Herr Auditor fich da— 
gegen jträubt —, dann werden wir einen Prozeß haben, in 
welchem Die materielle Wahrheit über dasjenige, was den 
Angeklagten zur Lat gelegt wird, nicht ermittelt werden 
fann. ch halte es für ein Gebot der Gerechtigkeit, daß nun 
endlich einmal — wenn ih im Bilde de3 Herrn Auditors 
bleiben will — in der Schmeizerjtube Klarheit geichaffen wer— 
den joll. Ste fann aber nur gejchaffen werden, indem Die 
gerichtlichen Bemwetje dafür vorgelegt werden. Wir verlangen 
vom Gericht, daß e3 im Intereſſe der Angeklagten, im Inter— 
eſſe der Wahrheit dieje Gelegenheit benüst, auf unjere Be- 
gehren einzugehen. 

Das it die einzige Bemerkung, die ich gegenüber dem 
Herrn Auditor zu machen habe. Sch habe nicht gejagt, es 
jei Die Frage, hier zu entjcheiden, ob da8 Syſtem von Lug 
und Trug in ſich zujammenbreche, jondern ich habe nur ge- 
jagt, daß es offenbar unangenehm jei, wenn in diejen Ver— 
handlungen fich heraugftellen werde, daß von gewiſſer Seite 
mit einem Syjtem von Lug und Trug Unruhe in die Bevöl— 
ferung hineingebracht worden jei und daß das in dieſem Pro— 
zeß aufgedect werden jolle. Selbſtverſtändlich jage ich nicht, 
daß dies der Zweck des Prozeſſes jet, aber es wird eine der 
Wirkungen diejes Prozeſſes jein. Deshalb bitte ich Sie, allen 
gejtellten Begehren, jomweit ihnen noch nicht entſprochen ift, 
zu entjprechen. 

Huber: Der Herr Auditor protejtiert dagegen, daß 
wir auf die Ladung der Herren Otettler und Oberſtkorps— 
fommandant Wildbolz verzichten. Ich glaube, es ijt ihm da 
eine feine Verirrung in den Zivilprozeß hinein paſſiert. 
In den meiſten Zivilprozeſſen haben Ste die Vorjehrift, daß 
die Anrufung eines Beweismittels durch eine Partei dieſes 
Beweismittel zu einem gemeinjamen Beweismittel beider 
Parteien macht, auf das nicht mehr einjeitig verzichtet wer- 
ven fann. Ich bitte den Herrn Auditor, mir eine analoge Be- 
fimmung aus der M. St. G.O. zu nennen, dann will ich 
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anerfennen, daß jein Begehren formell begründet ift. Vor— 
läufig fenne ich eine jolhe Beitimmung nicht, und es fteht 
dem Herrn Auditor gar nicht zu, gegen einen Verzicht zu 
proteitieren, den ich meinterjeit? namens eines Angeklagten 
erkläre. Dagegen jteht ihm zu, ganz ſelbſtändig dem Herrn 
Sroßrichter und eventuell dem gejamten Gericht zu beantra- 
gen, daß gewiſſe Zeugen geladen werden jollen. Ob ihm das 
in dieſem Moment zujtände oder nicht, will ih gar nicht 
unterjuchen; bei der jtrengen Interpretation des Art. 124 
M. St. G. O ſteht es ihm nicht zu, ſondern er hat in der 
Anklagejchrift die jämtlichen Beweismittel zu nennen, auf 
die er fich zu berufen gedenft. Ich will dieſe jtrenge Inter— 
pretation nicht anwenden, weil ich für möglichite Freiheit 
des Prozedierens bin. Man fann nun aber nicht einfach ſa— 
gen, wie es der Herr Auditor tut: „Sch wünſche Zeugen, 
meine Herren Richter; zitieren Ste Jeugen!” Man muß aud 
jagen, und die Nichter haben ein Recht Darauf, es zu willen, 
wofür dieſe Zeugen angerufen werden, ſonſt fünnen fie ja 
nicht beurteilen, ob dieſe Sache relevant ijt oder nicht. 

Der Herr Auditor hat fich hier zu dem Spruch verftiegen, 
daß im Gerichtsſaal eine Kritik am Bundesrat nicht zuläflig 
jei; eine jolche jet nur in der Bundesverfammlung zuläſſig. 
Sch meine nun aber, auch diejenigen nicht auserwählten Glie- 
der des Wolfes, Die nicht in der Bundesverjammlung fiten, 
haben das Necht, Kritif zu üben. Im vorliegenden Fall neh- 
men wir für und das Recht in Anſpruch, am Bundesrat 
Kritif zu üben, und wir bejtreiten dem Herrn Auditor Die 
Legitimation, und dieje Kritif abzujchneiden. Wie bereit 
ausgeführt worden ift, hat der Herr Auditor an die Spitze 
jeiner Ausführungen in der Ankflagejchrift die Berufung auf 
den hohen Bundesrat geſtellt. Das ift für ihn der Kronzeuge, 
und Statt juriftiiher Argumente bringt man an: der Spitze 
der ganzen Daritellung die falſchen und unrichtigen Angaben, 
des Bundesrates über die angeblichen Gründe des General- 
ſtreiks. Diejen Kronzeugen akzeptieren wir nicht als klaſſiſchen 
Zeugen. Wir meinen: Ein Bundesrat, der nach) unjerer Auf— 
fafjung der Hauptichuldige ift am Generalftreif, der durch 
jeine ganze verfehlte Bolitif gejtüßt auf die Barlament3mehr- 
heit das Schweizervolf in den vergangenen vier Jahren in 
eine jolche Situation gebracht hat, daß große Teile der Be- 
pölferung zu einem Mft gejchritten jind, der bisher in der 
Schweiz nicht vorgefommen war und der dann durch jeine 
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Verordnung vom 11. November hinterher einen großen Teil 
des Schweizervolkes eventuell noch hinter Schloß und Riegel 
bringen will, ein jolcher Bundesrat muß fich gefallen laffen, 
daß er von uns fritifiert wird, daß wir zum mindeften zu 
bemweijen verjuchen, daß er der Hauptichuldige tft, auch wenn 
er nicht unter der Otrafandrohung einer ad hoc fabrizierten 
Verordnung Steht, jondern nur unter der Otrafandrohung 
der Demokratie, daß ihm da3 Vertrauen des Schmweizervolfes 
entzogen wird. 

Der Herr Auditor hat jehon in der erſten Verhandlung 
und auch heute wieder den Standpunkt vertreten, das fei fein 
politiiher Prozeß, man habe ſich genau an dasjenige zu hal- 
ten, was er gegeben habe. Ich habe ſchon in einem frühern 
Stadium darauf hingewiejen, wie im Unterbewußtjein des 
Herrn Auditor3 immer und immer wieder die politiſche Ten- 
denz hervorfommt, die angeblihen Verurſacher und Beran- 
ftalter de Generalitreif3 zur SOtrede zu bringen. Wenn er 
perjönlich in der Lage wäre — was er nicht iſt —, fi) von 
diejer innern Stimme loszulöſen, dann haben wir den Be— 
weis, daß die Deffentlichkeit dazu nicht imjtande ift. Alle 
diefe Herren, welche die Preſſe bedienen, haben nicht über 
den Meutereiprozeß referiert — ich habe noch feinen einzigen 
jo titulierten Bericht gejehen —, jondern über den Landes— 
jtreifprogeß. Das iſt die Auffafjung der gejamten Schmeizer- 
preffe und des Schweizervolkes, daß hier der Generalitreif 
zur Verhandlung jtehe und nicht ein Meutereiaft. Sch habe 
gewünscht, und dem Wunſche ift entiprochen worden, daß 
durch die zuftändigen Inſtanzen aus den Kreiſen unjerer An- 
geflagten die jämtlichen Preßſtimmen gejammelt werden. 
Bon A—Z wird nur vom Generaljtreifprozeß gejprochen, und 
bei jener ſchweren Enttäufhung, die am 21. Januar durch 
die bürgerliche Preſſe ging, hat man nicht davon geſprochen, 
daß nun Meuterer unbejtraft bleiben jollen, jondern daß es 
nit möglich jein joll, daß die Beranitalter des General- 
Itreifs bejtraft werden. Das iſt die allgemeine Meinung, und 
aus diejer nehmen wir auch dad Recht in Anſpruch, nun volle 
Wahrheit und Klarheit zu ſchaffen. Es geht nit an, 21 
Mann vor das Gericht zu laden und ſie mit allen direften 
und indirekten Hilf3mitteln als die Schuldigen, als Uebel- 
täter am ganzen Schweizervolk und Schweizerhaus Hinzu- 
jtellen und nachher, wenn e3 darauf ankommt, die Wahrheit 
jeitzuftellen und wenn man merft, daß etwas anderes heraus— 
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fommt, als was man behauptet hat, einfach abzufchneiden, 
feine Kritif am Bundesrat mehr zu geftatten und zu jagen, 
der Bundesrat jei hoch erhaben über der Kritif derjenigen, 
die nicht im Nationalrat ſitzen. ch bitte Sie, auch unter die- 
jem Geſichtspunkt — und ich glaube, nad) dieſer Richtung 
find die geftrigen Bemerfungen des Herrn Kollegen Steiner 
berechtigt, daß hier nun auch politiiche Gefichtspunfte in 
Trage fommen — der Deffentlichfeit volle Wahrheit und 
Stlarheit zu geben. | 
GR: Herr Steiner verlangt auch noch die Ladung des 

Zeugen Ernjt Küpfer, Lolomotivführer, in Weikenftein (Lu— 
zern), der jpeziell über die große Erregung unter dem Loko— 
motipperjonal ſchon vor dem ©eneralitreif und über deren 
Urſachen Kenntnis geben joll. \ 
Aud.: Es ſteht mir noch das Recht der Duplif zu. 
Man Hat hier meine Worte, die Kritif am Bundesrat jei 
nicht gejtattet, von jeiten der Verteidigung etwas verdreht. 
sch glaube, der Bundesrat wird niemal3 bejtehen, auch wenn 
die Jämtlihen Herren Verteidiger und vielleicht der eine oder 
andere der Angeklagten Bundesrat werden jollten, dem der 
paradiejiihe Yuftand blühen würde, daß er nicht Fritifiert 
würde. Worauf es anlommt, iſt die Trage, ob dad Truppen- 
aufgebot, da8 der Bundesrat am 5. November beichlojfen 
hatte, Gegenstand einer Kritik bilden fann, ob diefe Tatjache 
Gegenstand eines Entlaſtungsbeweiſes für die Angejchuldig- 
ten bilden fann, die zur Bildung von Soldatenräten aufge- 
fordert haben. Hat dieſes Truppenaufgebot die Angejchuldig- 
ten jemals berechtigt, an der Dilziplin der Armee zu rütteln? 
Es ijt das Recht eines jeden Schmweizerbürgerd, Maßnahmen 
des Bundesrates zu Fritijieren; der Bundesrat unterjteht der 
Kritif der Bundesverfammlung und ijt ihr rechenichafts- 
pflihtig.e Er unterfteht aber nicht dem Diviſionsgericht 3, 
und jeine Maßnahmen unterliegen nicht der Nachprüfung 
durch dieſes Gericht. Daher beantrage ich nochmals Ableh- 
nung aller Beweismaßnahmen, die darauf Bezug haben. Im 
fernern beantrage ich nochmals Ablehnung aller Beweis— 
maßnahmen, die in bezug auf einen Yujammenhang des 
‚Militärdeliktes der Angejchuldigten mit der jogenannten Bol- 
Ihewifiunterfuhung verlangt werden. In der Anklagejchrift 
jteht nicht8 von Bolſchewismus; es iſt alſo auch fein Gegen: 
bemweis zuläſſig. Ein Militärdelikt ijt eingeflagt; diejes joll 
beurteilt werden, und Widerhandlungen gegen die Verord- 
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mung vom 11. November find eingeflagt; auch darüber joll 
volle Klarheit gejchaffen werden. Aber Daß es jemand zu— 
itehen jollte, gegen einen Befehl des Bundesrates, der die 
Truppen aufbietet, der eine Verordnung erläßt, was zu ge⸗ 
ſchehen hat bezüglich der Eiſenbahnen, ſich aufzulehnen, da— 
von kann keine Rede ſein. Die Befehle ſind für das Gericht 
bindend; wer ſich dagegen ſträubt, wird beſtraft. Dagegen 
bin ich vollſtändig damit einverſtanden, daß man bezüglich 
der Verordnung vom 11. November allerlei Milderungs⸗ 
gründe finden kann. 

GEN: Das Gericht zieht ſich zur Beratung dieſer An- 
träge zurüd. 


— R: Das Gericht hat folgendes entſchieden: 

1. Der Zeuge Schwarzenbach wird admittiert. 

2. Die Angeſchuldigten Düby und Woker ſind ermächtigt, 
von den Protokollen des Verwaltungsrates der S. B. B. 
bei ihren Depoſitionen Gebrauch zu machen. 

3. Im übrigen wird die Verfügung des Großrichters vom 
15./17. Sanuar in allen Teilen bejtätigt. 

4. Die weitergehenden Begehren der Verteidigung wer— 

den vorläufig abgemwiejen; das Gericht behält jich vor, 

darauf im Verlaufe der Bemweisverhandlungen gemäß 

Art. 154 M. St. G. O. zurüdgufommen. 

. Den Begehren des Auditors, Ziff. 1-—S8 und 15, wird 
entjprochen. Ziff. 9—14 werden abgemwiejen, wogegen 
das Gericht von Amtes wegen die Edition der. betref- 
fenden Originalaften verfügt. 

6. Die Zeugen Sauter, Brönnimann und Zeller werden 

zugelajjen. 

7. Den geitellten Editionsbegehren wird entiprochen. 


Aud.: Es iſt von jeiten der Angeklagten Düby und 
Wofer das Begehren gejtellt worden, und das Gericht hat 
gemäß dieſem Begehren erfannt, daß es ihnen geitattet jet, 
die Protokolle des Rerwaltungsrates der ©.B.8. zu ner- 
wenden. Sch habe meinerjeit3 daS Begehren geitellt, bi mir 
Dieje Akten zur Verfügung gejtellt werden. Ich möchte den 
Herrn Großrichter bitten, entweder heute oder dann Doch im 
Laufe der Rerhandlungen eine Frilt zu bejtimmen, innerhalb 

welcher die Akten zur Verfügung der beiden Prozeßparteien 
zu ftellen find. Bon feiten der Verteidigung ift das Begehren 


or 
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gejtellt worden, daß die von mir nad) Maßgabe meiner Zu— 
hrift vom 10. März produzierten Akten ihr zur Einficht 
Fi Verfügung geftellt werden, was mir jelbitverjtändlich er- 
icheint. 

Huber: Bevor wir weitere Beweisanträge ftellen, habe 
ich meinerjeit den Auftrag, die Ablehnung unjerer Beweis— 
anträge zu rügen und ausdrüdlich zu erklären, daß wir una 
vorbehalten, daraus einen Kafjationzgrund zu machen. Be- 
züglich meines Klienten Schneeberger möchte ich fragen, ob 
die Erklärung, daß die Verfügung des Großrichters beftätigt 
werde, den Sinn habe, daß auch die Zeugen, auf welche ich 
verzichtet habe, geladen bleiben oder ob, nachdem fich das 
Gericht nicht über den Proteſt des Auditors geäußert hat, der 
Auditor das Verlangen akzeptiert, daß auf die Ladung dieſer 
geugen verzichet wird. 

Ich bin geneigt, die beiden Zeugen von Amtes 
wegen zu laden. 

Huber: Dann möchte ich willen, wofür fie geladen 
erden. 

Aud.: Für die von der Verteidigung zu Beweis ver- 
ftellten PBunfte. Gerade die Fragen interejfieren mich, die 
Sie hätten jtellen wollen. 

Dr. FHarbitein: Ich möchte anfragen, vb der Zeuge 
Wyß vorgeladen ift. Im übrigen will ich ebenfall3 die Er- 
flärung abgeben, daß ich mir gejtüßt auf Art. 188 M. St. G.O. 
Kaſſationsbeſchwerde vorbehalte. 

Dr. Welti: Ich Ichliege mid) dem Begehren des Vor— 
redners an. | 

Steiner: Ich Ichliege mich den Kafjationsvorbehalten 
meiner Vorredner an. Im übrigen möchte ich den Antrag 
des Herrn Auditors unterjtügen und ihn in dem Sinne er- 
gänzen, daß ich beantrage, e3 ſeien jet die Verhandlungen 
auszujegen bis nächſten Montag, um den DVerteidigern und 
auch dem Auditor Gelegenheit zu geben, alle die Alten, die 
ediert worden find, einzujehen. ch glaube, es jei notwendig, 
daß den beiden PBarteien Gelegenheit geboten wird, von Die- 
jen Akten Einfiht zu nehmen, und zwar vor der perjön- 
fihen Einvernahme, weil wir und der Herr Auditor gemäß 
Art. 145 das Recht haben, an die Angejchuldigten auch Fra— 
gen zu jtellen. Für diefe Frageſtellung fann e3 aber von 
Bedeutung jein, was für Akten ediert worden find. Wir wer— 
den und je nach der Natur der edierten Akten vorbehalten 
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müſſen, nad) diejer oder jener Richtung an die Angejchuldig- 
ten ragen zu ftellen. Wir beantragen deshalb Ausjegung 
der Verhandlungen, wobei es uns heute nicht möglich ift, 
genau anzugeben, wieviel Zeit wir zu diefem Aktenſtudium 
brauchen, da wir den Umfang der edierten oder noch zu 
edierenden Alten nicht Tennen. 

Naine: Je fais les mömes reserves au sujet d’une 
cassation &ventuelle. 

Dr. Farbſtein: Man müßte jedenfall3 die Verhand- 
lungen für einen halben Tag ausjegen, denn während der 
Verhandlungen wird es nicht möglich jein, die Akten zu ſtu— 
dieren. Aus dieſen Gründen würde ich es begrüßen, wenn 
man erjt morgen vormittag wieder beginnen würde. | 

ER: Die Alten find no nicht alle ediert. 


Aud.: Sch möchte beantragen, in der Verhandlung fort- 
zufahren. Die Abhörung der Angejchuldigten wird ſowieſo 
einige Tage dauern, und vielleicht gibt e8 Samstag nad)- 
mittag® Gelegenheit, etwas abzufürzen. 

Steiner: Ich hätte geglaubt, e8 würde die Verhand- 
lungen vereinfahen und auch abfürzen, wenn fie heute ausge— 
jet werden, damit wir die Alten gründlich ftudieren können, 
und zwar vor der perjünlichen Einvernahme der Angejchuldig- 
ten. Wenn die Angeihuldigten nach unjerm Aktenſtudium 
nochmal3 einvernommen werden müßten, jo würde die dop— 
pelte Zeit verloren gehen. 

ER: E3 gibt Erläuterungd- und Ergänzungsfragen. 
Sch enticheide, daß morgen fortgefahren wird und daß bis 
Samstag das Material da jein muß. Sch teile mit, daß die 
Zeugen auf Montag und Diendtag geladen find. Nun frage 
ich an, ob weitere Begehren im Sinne von rt. 142 gejtellt 
werden. 

Dr. Welti: Sch möchte bei dieſer Gelegenheit noch auf 
folgendes aufmerkſam machen: Sch Habe die Edition der 
Protofolle des Verwaltungsrates der S. B. B. verlangt. 
Nachdem nun der Herr Auditor ebenfall3 Einficht in diejelben 
verlangt, glaube ich nicht, daß es tunlich ift, hier dag Privat- 
eremplar des Angeklagten Wofer ind Recht zu legen, jondern 
daß e3 wohl befjer wäre, wenn die offiziellen Cremplare von 
Gericht3 wegen beigezogen würden. Sch habe nur eventuell 
das Begehren gejtellt, daß dem Angeklagten Wofer gejtattet 
jei, an Hand jeiner perjönlichen Protofolle, in welchen ich 
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Bemerkungen befinden, die nicht für den Auditor und nit 
für da8 Gericht beftimmt find, Hier Darlegungen zu machen. 

Aud.: Ich bin auch für VBereinfahung und befinde mid) 
da merfwürdigerweije in Uebereinjtimmung mit der Ver— 
teidigung. Der Angejhuldigte Woker braudt nur ein Ver- 
zeichnis derjenigen Protofolle zu den Akten zu geben, die 
er zu benugen gedenft, dann werden wir dieſe PBrotofolle 
bei der Generaldireftion erheben. 

Dr. Welti: Eimverftanden. Bei diejer Gelegenheit 
möchte ich namens der jämtlichen Verteidiger die Frage ſtel— 
len, ob es in diefem Stadium des Prozeſſes nicht möglich 
wäre, im bezug auf die Baufen, die noch eintreten werden, ſich 
mit dem Gericht zu verftändigen. Gedenken Sie, die Ber- 
handlungen am nächſten Sonntag auch fortzujegen? 

GER: Bielleiht. Sch Fonjtatiere, daß feine Begehren im 
Sinne von Art. 142 mehr gejtellt werden. Wir gehen über 
zu Art. 143. Sch mache aufmerkſam, daß die Zeugen auf 
Montag oder Dienstag geladen werden. ' 

Aud.: Sch nehme an, die Verteidigung werde damit ein- 
verjtanden jein, daß die Zeugen heute noch nicht geladen wer- 
den, jondern daß ihre Ladung nah Maßgabe der Verhand- 
fung erfolgt. 

GER: Ich nehme aud an, daß die Verteidigung damit 
einverjtanden jei, denn fie produziert ja jelbjt Zeugen. 

Huber: Wir find damit einverjtanden, beantragen 
aber, die Verhandlungen jest auszujegen und erjt nachher mit 
der perjünlihen Befragung zu beginnen, damit diejelbe in 
einem Zug vor ſich gehen kann. Wir haben nicht die Meinung, 
daß diejelbe und tagemweije zu bejchäftigen habe, wie der Herr 
Auditor anzunehmen ſcheint. Dagegen wird ihr Wert leiden, 
wenn jie zerjtiidelt wird. | 

GR: 20 Angellagte kann man nicht an einem Tage 
befragen. al 

Aud.: Sch überlaffe den Entſcheid darüber dem Gericht. 

ER: Wir breden heute ab und werden morgen vor- 
mittags 8 Uhr wieder fortfahren. 


11 
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Dritter Derhandlungstag. 


Sigung vom 14. März, vormittags 8 Uhr. 


ER: Ich Frage zunächſt die Herren Verteidiger an, ob 
jie aus Se Umftand, daß die Zeugen jetzt vorgeladen ‚werden, 
einen Kaffationagrund herleiten würden. Dr. Welti: Nein. 

And: Sch mache daraus ebenfalls feinen Kaffations- 
grund. Da ich gerade das Wort habe, möchte ich das Gericht 
auf Art. 137 M. ©t. ©. O. aufmerkſam machen, wonad ein 
Haftbefehl zu erlajjen und die Durchführung anzuordnen it, 
wenn ein nicht in Haft befindlicher Angejchuldigter ausbleibt. 
Es betrifft das Platten. Ich mweiß nicht, ob ein Haft- 
befehl irgendeinen Zweck hat, aber ich möchte das Gericht 

doch bitten, diefem Antrag nachzukommen. 

GR: Das Gericht wird darüber entiheiden. — Ich frage 
zunächſt die Angeflagten an, ob fie die ihnen in der Anklage— 
Ihrift zur Laſt gelegten Tatfachen anerfennen. Allgö— 
wer: Nein. Düby: Men. Eng: Wein Grimm: 
Nein. Gro3pierre: En aucune facon. Gihmenpd: 
Nein. Huggler; Nem Ilg: Nein. Kaufmann: 
Nein. Lang: Nein PBerrin: Non. Reithaar: 
Kein. Ryſer: Non. Schmid: Men Schneeber- 
ger: Nein. Shnmeider: Nen Schürch: Non. 
Wofer: Nein. Nobs: Nein. 

Ich lege dem Gericht ſämtliche Beweismittel vor: den 

Aufruf zum Proteſtſtreik, ferner den Aufruf an das arbeitende 
Volk der Schweiz, dann den Aufruf an die Eijenbahnerjchaft 
aller Kategorien, endlic} Le Droit du Peuple mit dem Auf- 
ruf: « A la elasse ouvriere ». 


Einvernahme des Angeklagten Düby. 


GEH: Was hatten Sie für Funktionen im Eijenbahn- 
dienft? 

Düby: Innerer Dienft und äußerer Dienjt als Sta— 
tionsgehilfe. 

OR: Seit wann gehören Sie dem Oltener Altions- 
fomitee an? 


Bi, : 
Bu. 4,y 
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Düby: Seit Frühjahr 1918. | 

GR: Hat das Aktionskomitee öfter? unse habe 

Düby: Die Sigungen fanden je nad) Bedürfnis ftatt. 

GR: Haben Sie in — Regel an den Siztzungen teil- 
genommen? Düby: 

ON: War da a ein Xorfigender und ein Sefvetär? 

Düb F Sa. 

GN: Smmer der gleihe bis zuletzt? Düby: Ja. 

GEN: Wer war Sekretär? Düby: Dürr.‘ 

GR: Am | Kongreß in Bafel waren Sie auch? 

Düby: Ya. 

GR: Da find Beichlüffe über einen eventuellen General- 
reif gefaßt worden? Düby: Ja. 

GR: Hat das Aftionsfomitee wicht wegen dieſes Be- 
ichlufjes vermehrte Arbeit befommen? Düby: Nein. 

GR: Es ift aber iR. diefer Beihluß zur Ausführung 
gefommen? Düby: Wein. 

GN: Sie haben doch Anordnungen treffen müſſen für | 


das eventuelle Eintreten des Generalitreits? 


Düby: Nein. Die Auslöfung des Landesſtreiks war 
an beſtimmte Vorausſetzungen gebunden. Wir hatten keinen 
Anlaß, nach dieſer Richtung irgendwelche Vorkehren zu tref— 
fen. Am 6. November iſt man neuerdings zuſammengetreten 
und hat die wirtſchaftliche Lage der Arbeiterſchaft beſprochen 
und über die Mittel geſprochen, wie hier abgeholfen werden 
könne. Man hat beſchloſſen, die Maßnahmen, die dazu 
dienen können, in einer Broſchüre zuſammenzufaſſen und ſie 
den Arbeiterorganiſationen und Gewerkſchaften zuzuſtellen, 
ſie zu erſuchen, dazu Stellung zu nehmen und ſie zu fragen, 
ob die organiſierte Arbeiterſchaft einverſtanden ſei, daß man 
auf dieſen Boden weiter arbeite im Sinne der Hebung der 
mir u ligen Lage der Arbeiterklaſſe. 

GR: In der Schlußabſtimmung al dann das Programm 
angenommen worden? Düby: 

: ER: Die Beihlüffe des Sirbeiterfongreifes bedeuteten 
body einen Auftrag zur Vorbereitung des Landesſtreiks, und 
nun jagen Sie, es jeien bis November: feine Maßnahmen ge- 
troffen worden? Diüby: Nein. 

GER: Kennen Sie diejes Schriftjtüd, betitelt: „Inſtruk—⸗ 
tionen zur Durchführung des allgemeinen Landesſtreiks“, in 
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denen e3 unter andern heißt, daß das Dltener Aktionsfomitee 
als Landesſtreikleitung amtet? Wer hat die gemacht? 

Düby: Es iſt mir nicht befannt. 

GR: Wann wurde nun nach dem 27./28. Zuli eine jolche 
Snitruftion aufgejtellt? 

Düby: Das iſt ein Entwurf, der im Oltener Aktions— 
fomitee nicht diskutiert worden ift. 

GN: Aha, den hat jemand verfaßt und unverbindlid) 
mitgeteilt. Kennen Sie den Verfaſſer? Düby: Nein. 

EN: Hat nicht der Präfident denjelben verjakt? 

Düby: Das weiß ich nicht. 

ER: Sit dieſe Snftruftion noch im Juli oder Auguft 
gemacht worden? 

Düby: Das fann ih nicht genau jagen. 

GR: Es hat jemand gejagt, es jei im Auguft geweſen 
it das richtig? Düby: Das weiß ich nicht. 

GR: Sit es möglich, daß fie ſchon vor dem Juli vor— 
handen war? Düby: Das weiß ich nicht. 

GN: Haben Sie ein Eremplar? Düby: Eben nicht. 
(Heiterfeit.) 

GR: Aber haben Sie eines bejefien? Düby: Ach 
habe einmal eines gejehen. 

GR: Sie haben doch früher ausgejagt, Sie hätten eines 
befommen. Düby: Ich habe gejagt, ich hätte eines gejehen. 

GN: Darin it auch ein Paſſus 5, Verhaltungsmaß- 
regeln bei Militarijierung der Betriebe. Die lokalen Streik— 
leitungen haben die Anitruftionen offenbar auch befommen. 

Düby: Sch ſage noch einmal, daß dieje Snftruftionen 
im Oltener Aktionskomitee nicht bejprochen wurden. Sch 
habe nie Gelegenheit gehabt, mich dazu auszujprechen. 

GR: Sie find aber unterjchrieben: „Das Oltener Aktions— 
fomitee”. Sie behaupten aljo, e3 jei nur ein Entwurf? 

Dübdby: Jamohl. 

GN: Es ift merkwürdig, daß in diejer Inſtruktion jteht: 
„sm Intereſſe der Arbeiterſchaft jind Die Lebensmittelmaga⸗ 
zine offen zu laſſen. Es iſt dafür zu ſorgen, daß für die 
Kinder die nötige Milch beſchafft wird und, wo leiſtungs— 
fähige Konſumgenoſſenſchaften vorhanden find, haben die 
(ofalen Streifleitungen ji mit ihnen ins Einvernehmen zu 
jegen, um die Verjorgung der Streifenden mit Lebensmitteln 
zu ermöglichen. Dabei find aber beitimmte Nationen feit- 
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zujegen, um Runs zu vermeiden. Lebensmitteltrangporte 
dürfen nicht gejtört werden.” Ich mache immerhin darauf 
aufmerkſam, daß fich die jtaatlichen Behörden derartige Be- 
ſtimmungen merfen werden und dafür forgen werden, daß 
nicht eine einfeitige Ernährung eintritt, wenn nochmals ein 
Generalſtreik defretiert werden follte. Und nun die Frage: 
Sind Sie nicht bei den Verhandlungen mit dem Bundesrat 
dabei gewejen? Düby: Nein. 

GER: Sie find alſo nicht ‚orientiert gewejen? 

Düby: Nein, ih war in den Ferien. 
GR: Sie willen doch, daß am 9. Auguft eine VBerhand- 
lung zwiſchen den Delegierten des Aktionskomitees und dem 
Bundesrat ftattfand? Düby: Sch weiß darum. 

GR: Es iſt mitgeteilt worden, daß der Bundesrat Kon— 
zeflionen gemacht habe, nicht wahr? Düby: Ya. 

G Damals hat man es nicht für gerechtfertigt ge— 
funden, den Streik zu dekretieren? Düby: Nein. 

GR: Was iſt nun aber ſeitdem Neues eingetreten? 

Düby: Zunächſt iſt einmal feſtzuſtellen, daß mit Bezug 
auf die Zuſicherungen, die gemacht worden ſind im Auguſt, 
an die Adreſſe der organiſierten Arbeiterſchaft eine ganze 
Reihe dieſer Verſprechungen in der Folgezeit nicht gehalten 
worden ſind. Ich berufe mich in dieſer Richtung einmal auf 
den Punkt Ernährungsamt, wo die Forderungen der Ar— 
beiterſchaft bezüglich Vertretung in keiner Weiſe berückſichtigt 
worden ſind, jedenfalls nicht ſo, wie die Delegierten auf 
Grund ihrer Beſprechungen mit dem Bundesrat glaubten 
annehmen zu dürfen. Aber auch mit Bezug auf die mate— 
riellen Forderungen der Arbeiterſchaft iſt feſtzuſtellen, daß 
eine Beſſerung der Lage nicht eingetreten iſt, ſondern daß 
ſich die Folgen der Teuerung immer fühlbarer gemacht haben. 
Es war ſelbſtverſtändlich, daß das Aktionskomitee zu dieſer 
veränderten Sachlage, die geeignet war, die Arbeiterſchaft 
noch mehr zu drücken, Stellung nehmen mußte. Das iſt ge— 
ſchehen am 6. November in der Weiſe, wie ich geſagt habe, 
indem man beſchloß, ein Programm aufzuſtellen, das vorerſt 
diskutiert werden ſollte. 
GR: Wer hat ſich nun damit befaßt am 6. November? 

Düby: Das Dltener Aktionskomitee. Ä 
GER: Wo war die Sikung? Düby: In Bern. 
ER: Von wen tft ſie einberufen worden? 


I) 
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Düby: Vom BPräfidenten. | 
ER: Wer war dabei? Düby: Die Mitglieder des 
Komitees. 


ER: Eriftiert auch ein Protokoll über diefe Sikung? 


Düby: Ich glaube ja. 

GR: Was wurde nun an diejer Sitzung gejagt? 

Düby: Man nahm zuerjt den Bericht entgegen über 
das Ernährungsamt und ftellte feit, daß die Wünſche Der 
Arbeiterfchaft in diefer Beziehung nicht erfüllt worden find. 
Man ftellte weiter feſt, Daß im materieller Beziehung Dies 
und jenes konzediert worden ift, daß aber troßdem Die 
Lage der Arbeiterihaft immer unhaltbarer werde. Ich 
berufe mich auf das, was in den Zeitungen feſtgeſtellt worden 
ift. Auch bürgerliche Zeitungen haben zum Aufjehen ge- 
mahnt. Darauf hat man gejagt, man wolle alle Dieje Forde— 
rungen zufammenftellen und den Organijationen zur Dis— 
fuffton unterbreiten, um fie zu fragen, ob jie einperjtanden 
feien, daß das Dltener Aftionzfomitee auf Grund dieſes 
neuen Programms weiter arbeite. 

GR: Waren damals die auswärtigen Mitglieder auch 
dabei? Düby: Nein. | | 

GR: Hat die Befragung der Organijationen jtattge- 
funden? a Ä 

Düby: Nein, fie fonnte nicht ftattfinden, weil ich Die 
Sreigniffe damals ganz anders gejtaltet haben. 


GR: Alfo man hatte nur die Abficht, die Organiſationen 


zu befragen? | | 
Düby: Sa, der Präfident hat Auftrag befommen, Diejes 
Programm auszuarbeiten, in Form einer Broſchüre zuſam— 
menzufaffen und den Organijationen zuzuſtellen. 
GR: Sie jelbft hatten perfönlich weiter nichts zu tun? 
Düby: Wein. A 
GR: Was ift nachher gegangen? _ hy 
Düby: Wir find am 6. November auseinandergegan- 
gen, am 7. November find wir plötzlich wieder einberufen 
worden durch die Mitteilung, daß Ereignifje vorliegen, zu 


denen das Aftionsfomitee Stellung nehmen müfje Das. 


war die unmotivierte — wir empfinden fie heute noch als 
ſolche — Maßnahme de3 Bundesrates, ein Truppenaufgebot 
in außergewöhnlich großem Ausmaß zu veranlafien. Das 
hat die zürcherifche Arbeiterſchaft und auch der Sprechende 
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al3 Provokation empfunden. Nachdem das Dltener Aktions— 
fomitee am Basler Kongreß als Zentralorgan der Arbeiter- 
ſchaft bejtätigt worden iſt, war es jelbitverjtändlich, daß es 
Stellung nehmen mußte zu einem, nad unjerer Meinung 
durch nichts gerechtfertigten Truppenaufgebot. 

GR: Sie haben aber merkwürdig lange gebraudt, um 
„taub“ zu werden. Das war doch feine neue Tatjache, denn 
fie ijt nicht einmal am 6. November neu gemwejen. Am 5. 
November ift daS Aufgebot erlajlen worden, am 6. find die 
Truppen eingerüdt. In der Sitzung vom 6. ift darüber nicht 
geſprochen worden, am 7. heißt e3 auf einmal: Jetzt find wir 
„taub“, jest jind wir provoziert, und zwar heißt es das erit 
am Abend. 

Düby: Ih Finde das gar nicht merkwürdig. Der 
Drud, der durch die militäriihe Macht ausgeübt wurde, it 
mit jedem Tage ftärfer geworden. Die Erregung mußte 
deswegen wachſen und jte ift auch gewachſen in Zürich, weit 
alle Anfragen mit Bezug auf die Natur diejes Aufgebotes von 
den maßgebenden Inſtanzen entweder ausweichend oder gar 
nicht beantwortet worden find. Da iſt e8 nun jelbitper- 
jtändlich, daß, nahdem man eine authentiihe und richtige 
Auskunft über die Natur dieſes Truppenaufgebotes troß wie— 
derholter Anftrengungen nicht befommen fonnte, die Er— 
regung ſtündlich gemachlen ift. 

ER : Auf welche Tageszeit wurde die Sitzung vom 7. No— 
vember einberufen? 

Düby: Auf den Abend, und zwar jpät. 

ER: Warum jo jpät? 

Düby: Man mußte warten, bis die auswärtigen Mit- 
glieder angefommen waren. Die Sigung bat angefangen um 
ne Uhr. Sch Hatte vorher Sigung beim GEijenbahner- 
artell. 

OR; E8 erijtiert ein Protokoll über die Situng. Eine Ab- 
ichrift tft bei den Mlten. War die Stellungnahme zum Trup⸗ 
penaufgebot das einzige Traktandum? Düby: Ja. 
LEERE: leſe im Brotofoll: „Als Gäjte nehmen an der 
Sitzung teil einige Mitglieder des Bundesfomitees des Ge- 
werfichaft3bundes, das gleichen Tags in Bern eine Sitzung 
abgehalten hat." War z. B. Ihr Kollege Schneeberger 
Dabei? Düby: Ja. 

ER: Und andere auch? Düby: Ich kannte nicht. 
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GR : Sie fennen jie nicht, gar niemand? | 

Düby: Ich glaube, Stettler war auch einen Moment 
Dabei. 
GN: Es heißt im Protokoll: „Der Präjident bemerkt 
einleitend, daß wohl faum jemand daran gedacht hat, daß wir 
jo jchnell wieder zujammenfommen müſſen, nachdem das 
Bureau gejtern den Auftrag erhalten hat, einen Bericht zu— 
handen einer gemeinjamen Konferenz auszuarbeiten. Leider 
habe jich durch eim gänzlich unmotiviertes Truppenaufgebot 
in Zürich die Situation jo verſchärft, daß er die telegra- 
phiiche Einladung einer Sitzung für unumgänglid, hielt. Er 
bringt eine PBrotejterflärung des Bureaus zur Berlefung, die 
genehmigt wird. Mit Ddiefer PBrotejterflärung wird indeſſen 
der Arbeiterſchaft nicht geholfen. Die Aufregung it allgemein 
groß und man warte darauf, daß das Aktionskomitee ſich dies— 
mal der Situation gewachſen zeige. Bereit3 wird: bon ver— 
ichtedenen Seiten die Auslöjung eines Landezitreifes ver- 
langt.” Warum ift hier gejagt, das Aktionskomitee ſolle jich 
dDiegmal gewachſen zeigen? War es denn vorher jeiner Auf- 
gabe nicht gewachſen? 

Düby: Man Hat dem Aktionsfomitee aus den Reihen 
der Arbeiterjchaft wiederholt den Vorwurf gemadt, daß es 
nicht ſtark genug jei. 

GEN: Das heißt mit andern Worten, daß e3 nicht ſchon 
lange den Generalftreif defretiert hat? 

Düby: Nein, das heikt 23 nid. 

GR: Früher haben Sie dagegen Widerftand geletitet, 
jest aber nicht mehr, warum? 

Ana Wir haben wiederholt eine Verftändigung ge- 
ut. Ä 

GR: An diefem Abend ift nun fonftatiert worden, d. d. 
der Präſident jagte e3, daß von verjchiedenen Seiten ein 
Landezftreif verlangt werde. Ich leſe im Protokoll weiter: 
„In der nachfolgenden Disfuffion, an der jich alle Anweſen— 
den beteiligten, wurde insbeſondere die Frage eines 24ftiin- 
digen Proteſtſtreiks ventiliert, der etwa 20 der größten Orte 
der Schweiz umfafjen jollte. Es wurde geltend gemacht, daß 
diejen ewigen PBrovofationen endlich einmal eine entichiedene 
Warnung entgegengejeßt werden müſſe. Mar habe aber auch 
zu berüchichtigen, daß das Aktionskomitee das Heft in den 
Händen behalte und nicht unfontrollierbare Elemente ſich der 
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Straße bemächtigen, wie das im November 1917 in Züri 
der Fall war. Als Otreiftag wurde der Samödtag, 9. Novem— 
ber in Ausficht genommen.” Das ift das Protofoll über dieſe 
lange Sikung. Haben Sie fi} an derjelben auch beteiligt? 

Dubyr Io 

- GR: In welden Sinne? 

Düby: Im Sinne der Üblehnung des Proteftitreifes. 
sch bin der Meinung gewejen, daß man die Maßnahmen der 
Behörden an ihrer inneren Lächerlichkeit zugrundegehen 
laſſen jollte. 

GN: Es wäre da vielleicht ein anderer Ausdrud am 
Pla, ich wenigitens finde nichts Lächerliches. 

Düby: EI it hier zu bemerken, daß ſich verjchiedene 
Delegierte perjönlich bemüht haben, in Zürich zu einer Ver— 
Händigung zu fommen. Ein außerordentlich jeriöfer Mann, 
ein Beamter, hat bei Regierungsrat Dr. Wettftein am glei- 
chen Tage verjucht, Ausfunft über die Natur dieſes Truppen- 
anfgebotes zu befommen. Er hat fie nicht erhalten. Ich habe 
— geſagt, dieſe ganze Maßnahme werde in ſich zuſammen— 
allen. 
GR: Sie haben aber doch Inſtruktionen aufgeſtellt und 
da müßte man doch den ſtaatlichen Behörden einen Vorwurf 
machen, wenn ſie nicht Gegenmaßregeln getroffen hätten. 
Dieje ftaatlihen Behörden fannten mwahrjcheinlich dieſe In— 
Itruftionen und es war ihre Pflicht, Gegenmaßnahmen zu 
treffen. Ste haben jich aljo an der Diskuſſion beteiligt und 
fi) gegen den Streif ausgejprohen? Düby: Ga. 

Ih & R: In welchem Umfang tft der Streik beſchloſſen wor— 
den? Düby: Für einzelne Orte. | 

GR: Sit auch verlangt worden, daß die Eiſenbah— 
ner jtreifen? iu 

Düby: Wir haben verlangt, daß die Eifenbahner aus- 
genommen werden. 

GR: Es iſt aber ein Antrag geftellt worden, daß aud) 
da3 Perſonal der Verfehrsanftalten ſtreiken jolle? 
Duüby: Nein. Sch habe mit den andern Wertretern der 
Gijenbahner gejagt, daß wir, wenn entgegen unferer Auf- 
faſſung der Proteſtſtreik ausgelöft werde, die Auffaſſung 
haben, daß das Eijenbahnperjonal darin nicht inbegriffen jet. 

GR: E3 war aljo nicht beabfichtigt, daß die Eifenbahner 
itreifen jollen? | 
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Düby: Ich made nad) dieſer Richtung hin auf folgen- 
des aufmerfjam: Auch im Eijenbaynperjonal war die Auf- 
faſſung ftarf verbreitet, daß man ſich diesmal ſolidariſch zei- 
gen jollte. Wir haben nachher fonftatieren fönnen, daß gerade 
die Beitimmung, daß das Eifenbahnperjonal vom Protejt- 
jtreif ausgenommen jein jollte, bei diefem Perſonal da und 
Dort Mißfallen erregt hat, indem jie gejagt haben, jie fin- 
den das nicht richtig. 

ER: Wa3 war das für ein jeriöjer Delegierter, der bei 

Kegierungsrat Wettjtein vorgeiprochen hat? 
| Düby: Bezirfsrihter Kaufmann. 

GR: Halten Sie das Protokoll für rihtig? Düby: Ze. 

EN: Es heißt im Protofoll weiter: „Segen die Oppor- 
tunität des Streiks wurde geltend gemacht, daß jich vielleicht 
eine ebenjo gute Wirkung erzielen ließe, indem man das 
Zruppenaufgebot an jeiner innern Lächerlichfeit zugrunde 
gehen lafje und jo die Unbegründetheit der Maßnahmen nach: 
weiſe.“ War das jpeziell Ihre Meinung? 

Düby: Fa, und auch die Meinung von andern. 

EN: Ich leſe weiter: „Dieje legtere Meinung blieb je- 
doch in Minderheit und es wurde mehrheitlich beichlofjen, 
einen 24jtündigen PBroteftitreit auf Samötag den 9. Novem— 
ber anzuordnen, an dem fich die nachfolgenden 19 Orte be- 
teiligen jollten: Baſel, Bern, Zürich, Oerlikon, Schaffhaufen, 
Winterthur, Arbon, St. Gallen, Aarau, Baden, Rorſchach, 
Diten, Biel, La Chaur-de-Fonds Le Locle Laujanne, Genf, 
Solothurn und Luzern. Die Eijenbahner hätten den Betrieb 
aufrechtzuerhalten. Es wurden unverzüglick die Grundzüge 
zu einem Aufruf an die Wrbeiterichaft fejtgeitellt, der jofort 
ausgearbeitet und verjichidt werden jollte. Mit der Nedaktion 
des Entwurfes wurde eine Subfommilfion beauftragt. Nach 
Erörterung einiger technijcher Tragen über die Streifdurd- 
führung wurde die Sitzung um 1 Uhr seihtafien. " ©ind ei 
bi3 zum Schluffe dort geweſen? Düby: 

GR: Es heißt, der Beſchluß ſei mehrbeitlid gefaßt wor— 
den. Können Sie mir jagen, wie das SEREMENDEUBT 
war? Düby: Nein, ich erinnere mich nicht mehr. 

GR: Es ift gejagt, daß eine Subkommiſſion beftellt wor- 
den jei. Haben Sie derjelben angehört? Düby: Nein. - 

GR: Sie war aber doc im gleichen J— 

Düby: Nein. 
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OR: Hat der Subkommiſſion nicht der —— ange— 
hört? 

Düby: Ich ſage nur über das aus, was mid betrifft. 

ER: Aber Sie wifjen, daß die Subfommiffion abgetre- 
ten iſt. Sefretär und Präſident gehörten derjelben natürlicher- 
weile an. Sie werden das nicht beitreiten wollen, Dürr jagt 
e3 ja jelbit. Sit der Entwurf nicht vorgelegt worden, da doch 
die Sitzung erſt um 1 Uhr geſchloſſen wurde? Düby: Nein. 

ON: Sie haben alſo Ya Entwurf nicht gejehen und nicht 
mitgewirtt? Dübp: 

GR: Alſo Sie unen! Sie haben den Entwurf nicht ge- 
jehen, bei der Abfaſſung nicht mitgewirkt und ihn nicht ge- 
nehmigt.. Er iſt einfach unterjchrieben worden: „Das Dltener 
Aktionskomitee.“ Sind Sie hintendrein einveritanden? 

Düby: Sch habe mid) jolidariich erklärt. 

SR: In dem Aufruf iſt eingeflagt die Stelle, die in 
der Anklagejchrift figuriert. E3 heißt in Art. 3: „Wir appel- 
lieren an die Solidarität der Klaſſengenoſſen im Wehrfleide, 
feine Verweigerung der Einrüdung, wohl aber die jtrikte Wei- 
gerung, don den Waffen gegenüber dem Volk Gebrauch zu 
machen.” Wir wiſſen, daß das auch ſchon in Baſel beichlofjen 
worden iſt al3 Richtlinie für den Fall, daß ein Generalitreif 
defretiert werden follte. Hier iſt aber ein direkter Aufruf; in 
Bajel war das nur ein Programm. Haben Sie um 1 Uhr 


. alle miteinander das Volkshaus verlaljen? 


Düby: Ich glaube e2. 

GR: Alſo war die Subkommiſſion fertig? Düby: Nein. 

GR: Die Nedaktion hat alfo erft nachher jtattgefunden? 

Düb y: Es iſt bereits an der Sitzung eröffnet worden, 
was man in den Aufruf aufnehmen wolle. 

GR: Alſo war der Entwurf in großen Zügen bereits 
vorhanden? 

Düby: Nicht als Entwurf, es wurde einfach geſagt, der 


Aufruf habe ungefähr die und die Punkte zu enthalten. 


GR: Sit das nur mündlich geſagt worden? 

Düby: Nur mündlid. 

SR: Sit bei den mündlichen Eröffnungen nicht die 
Nede geivejen von dieſem Appell an die „Klaſſengenoſſen im 
Wehrkleide“? 

Düby: Das war deswegen er nötig und nicht be- 
ſonders zu unterjtreichen, weil diejer Appell an die Arbeiter, 
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lie möchten nicht auf wehrloje Arbeiter ſchießen, Barteitags- 
bejchlüfjen entjpricht, die lange vorher gefaßt worden jinD. 
Ich verweije auf die bei den Akten liegenden Parteitagspro- 
tofolle. Seit vielen Jahren vertreten wir die Auffaſſung, 
daß in dieſen Kämpfen die Arbeiter im Wehrkleide nit auf 
die wehrlojen Klaſſengenoſſen jhiegen dürfen. Jedes Jahr 
ift im irgendeiner Form diefe Auffafjung neuerdings von der 
Partei jejtgejtellt worden und jie iſt auch von den Gewerk— 
Ihaften janftioniert worden. 

ER: Am 7. November hat aljo, wie wir gehört haben, 
aud) eine — des Bundeskomitees des Gewerkſchaftsbun— 
des ftattgefunden. Mitglieder dieſes Komitees find ala Gäſte 
an Ihre Sibung gefommen und haben mitberaten. Haben 
dieſe Gäſte nicht mitgeholfen an der Subkommiſſion? 

Düby: Nem. 

GR: Haben fie ausgeharrt bis morgen? 1 Uhr? 

Düby: Nicht alle. 

ER: Wir wiffen, daß die Delegierten des Gewerkſchafts— 
bundes gar feine Ahnung gehabt haben, was da gehen jolle, 
daß ein Landesſtreik defretiert werden ſoll. Waren jie nicht 
überrajcht und waren nicht jpeziell die Gewerkſchaftsbündler 
gegen den Streif? Düby: Es gab jolde. 

ER: Ihr Kollege Schneeberger jagt das wenigiten?. 

Düby: Ja, er hat dagegen geiprochen. | 

ER: Man Hat nicht davon geſprochen, wie diefer Aufruf 
verbreitet werden fol? Düby: Neim. 

ER: War das nicht Schon vorher abgemacht? 

Düby: Nein, da3 war aud) gar nicht nötig, denn bei 
pem Stande der Drganifation der Arbeiterichaft weiß jede 
Zentralleitung, was fie zu maden hat, wenn fie irgendeine 
Bekanntmachung verbreiten will. Die Sache iſt ſo organiſiert, 
wie es notwendig iſt. 

GR: Wer hat Auftrag zum Druck gegeben? 

Düby: Das ganze Komitee. 

GR: Der Aufruf iſt als Flugblatt gedrudt worden und 
auch im den Zeitungen abgedrudt worden? Düby: Ya. 

GR: Willen Sie, daß er aud; der Depeſchenagentur 
übermittelt worden ift? Düby: Das weiß ich nid. 

GR: Nun haben Ste auch beobachtet, wie der Brote ſtſtreik 
am Samstag abgelaufen iſt? Die Eiſenbahner haben alſo 
nicht geſtreikt, auch in Zürich nit? Düby: Nein. | 
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OR: Haben Sie am 8. und 9. noch Konferenzen gehabt? 

Düby: Nein. 

ER: Was ift am 10. gegangen? 

Düby: Am 10. iſt mitgeteilt worden, daß der mili- 
täriſche Druck ftündlich größer werde und da demzufolge 
auch die Erregung ſtündlich mache. 

OR: Was will das heißen „der militäriihe Drud“? 

Düby: Die Tatfache des Truppenaufgebotes, für wel— 
che3 feine genügende Erklärung gegeben wurde, ſodann ſpe— 
ziell die Maßnahmen des Kommendanten der Ordnungs— 
truppen, Oberdiviſionärs Sonderegger, wonach die Truppen 
auf den Straßen defilierten und patrouillierten. 

ER: Ah kann mir nicht denken, daß das ein Druck fein 
ſoll. Die Truppen find eingerückt, am 6. und am 7. find fe 
an Ort und Stelle geweſen. Wenn man von einen Druck 
iprechen fann, fo von dem, daß Shre Leute, auf Ihr Gebot 
hin gejtreift haben. Uebrigens ijt e3 vielleicht gut geweſen, 
daß die Soldaten da waren, denn jonjt wären Shre Leute 


eitergegangen. Das weiß der ſtädtiſche Polizeidirektor in 


Bern ganz genau, wenn Uniformen da find, jo werden andıre 
Leute etwas in Schranfen gehalten. Was it am Gonntag- 
morgen gegangen? 

Düby: Am Sonntagmorgen it die Mitteilung ge— 
fommen, daß die zürcheriſche Arbeiterjchaft unter dem Drud 
— id muß das Wort wiederholen — diejer Verhältnijje ein- 
fach gemwillt fei, im Kampf auszuharren, daß fie entgegen 
der ausgejprochenen Weilung des Dltener Aktionskomitees, 
da3 einen eintägigen Proteſtſtreik wollte, nicht gewillt jet, ben 
Streit abzubrechen. 

GR: Waren das Eiſenbahner? Düby: Nein. 

EN: Wie haben Sie das erfahren? | 

Düby Ich bin telegraphiich zu einer Sitzung aufge— 
boten worden. 

GR: Von wem? Düby: Vom Präſidenten. 

GR: Fir wann? Düb y: Für Sonntagabend. 

GR: Haben Gie während des — —— keine anderen 
ee gehabt? 

Düby: Sch bin eingeladen en an einer Konferenz 
im Bundeshaus teilzunehmen, um nochmals zu verjuchen, zu 
beivirfen, daß der Bundesrat entweder das Truppenaufgebat 
zurücknehme oder doch die Truppen ſo disloziere, daß ihre 
Anweſenheit bon der Arbeiterſchaft nicht mehr fo aufgefaßt 
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werden konnte, wie es tatjächlich der Fall geweſen ift. Eine 
- Solche Beſprechung fand jtatt mit Herrn Bundespräfidenten 
Caͤlonder. 

EN: Das wäre, was in Ziff. 5 der Anklageſchrift er- 
wähnt ift. Wir wollen im Moment nur hören, naß Sie und 
per Präſident Ihres Komitees dabei geweſen find. 

Düby: Beteiligt waren Grimm, Ilg, Wofer und ic. 

ER: Sind Sie aus eigener Initiative hingegangen eder 
bom Herrn Bundespräfidenten gebeten worden? 

Düby: Es iſt und mitgeteilt worden, daß ſchon am 
Bormittag in diejem Sinne verhandelt worden ei. Die Leute 
find eingeladen worden, am Nachmittag nochmals borzu= 
Iprechen. Zu Ddiejer zweiten Beiprehung bin ich eingeladen 
worden. 

ER: Alſo war eine erſte Beſprechung am Vormittag. 
Wer war dabei? Düby: Soviel ich weiß, Grimm und Ilg. 

GR: Hat der Bundesrat die Initiative ergriffen? 

Düby: Nein, die beiven Herren find von ſich aus ge= 
gangen, und der Herr Bundespräjident hat jie erjucht, am 
Nachmittag nochmals vorzuſprechen. | 

ER: Es iſt alſo richtig, was im Ziff. 5 der Anklage— 
ſchrift enthalten zit? 

Düby: Die Darſtellung in Zi. 5 mag richtig fein, 
dagegen hebt fie eigentlich nicht hervor, was ich im Intereſſe 
der Serechtigfeit meinerjeit3 ergänzen möchte, daß die Ver- 
treter der Arbeiterſchaft auch ihrerieitd auf die Notwendig— 
feit aufmerffam gemadt haben, daß man der Arbeiterjchaft 
entgegenlommen müfje und daß fie eindringlich erjucht haben, 
der Bundesrat möchte diefe Maßnahmen, die wir nicht als 
richtig anjehen, zurücknehmen oder jo ändern, daß ſie nicht 
mehr als Provokation empfunden werden. 

GR: Da haben Sie feine genügende Antwort befommen? 

Düby: Nein, eine jehr hochmütige Antwort. 

GER: Um melde Zeit war da3? Düby: Um 3 Uhr. _ 

ER: Wann haben Sie am Vormittag die Einladung 
für den Nachmittag befommen? Düby: Etwa um 9 Uhr. 

EN: Smd Sie an diefem Tage mit andern Leuten, 
beſonders mit Ihrer Organijation in Verbindung geweſen? 

Düby: Nem. 

GER: Alſo hatten Sie feine Kenntni3 von dem, was in 
Zürich gegangen tft. Oder haben Sie am Nachmittag andere 
Leute gejehen? Düby: Nein. 
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OR: Nun find Sie aljo am Abend zu der Situng an 
die Kapellenftraße 6 gegangen. Wann ift die Sibung. eröff- 
net worden? Düby: Sch glaube, es war um SI, Ahr 
GR: Der Präfident war auch dort. Es iſt in der Vor— 
unterfuchung erklärt worden, daß ein Beamter de3 Metall: 
arbeiter-Verbandes daS Protofoll geführt habe. Sit das 
richtig? Düby: ch erinnere mich nid. a" 

GR: Sit überhaupt ein Protokoll geführt worden? 
—Düby: Sch habe feines gejehen. 

GR: Aber e83 war ein Beamter des Metullarbeiter- 
Verbandes Damit beauftragt? 

‚Düby: Das weiß ich nicht. 

ER: Was ift nun an der Sigung gegangen? 

Düby: Man hat mitgeteilt, was in Zürich gegangen ift. 

ER: Hat man auch Mitteilungen gemacht über die Be— 
iprehung mit den Landesbehörden? Und was hat der Prä- 
ſident über die Vorgänge in Zürich gejagt? 

Düby: Daß die Ürbeiterichaft in Zürich Die Auffaflieng 
habe, daß ſie nun nicht gemwillt jei, den Streik abzubrachen, 
daß fie dieſe Brovofation nicht Hinnehme und im Streik aus— 
harren werde. 

ER: Im diefem Falle hätte jich die Arbeiterichaft ın 
Zürich bereit über Ihren Beſchluß hinweggeſetzt, da Sie 
ja nur einen 24jtündigen Proteſtſtreik feſtgeſetzt hatten. 

Düby: Sa a 

GR: Uebrigens, die Arbeiterjchaft, die gejtreift hat, war 
nur ein Teil der zürcheriihen Wrbeiterichaft, weil ja die 
Eifenbahner nicht dabei waren. Was hat nun ver Präjident 
gefagt? Man müſſe der zürcherifchen Arbeiterſchaft nach— 
geben? oder was :ft gejagt worden? 

Düby: Wir haben folgende Erwägungen angeftell: 
Wir haben das Ausharren der Arbeiterſchaft in Zürich im 
Streit veritanden, und trogdem e3 eigentlich ein Akt der 
Indisziplin war, haben wir die Auffaſſung gehabt, daß mir 
nun dafür jorgen müfjen, daß die Bewegung nun nicht etwa 
zu einer ungeordneten werde und übergreife auf andere 
Kreije, fondern daß mir diefe Bewegung von Anfang an in 
den Händen behalten, damit nicht unnübe Opfer entjtehen 
und unter Umständen ein Zuſammenſtoß mit den Truppen 
erfolge. | ' | | 
‚ ÖR: Sie haben alfo die Eigenmächtigkeit der Zürcher 
genehmigt? | 
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Düby: Wir haben uns angejchlofjen. 

GR: Und aud Sie haben ſich diefer Meinung ange 
ſchloſſen? Düby: Ga. 

ER: Auch Sie haben gefunden, es jet notwendig, einen 
Generalſtreik auszulöjen? 

Düby: Das war Fein Generalftreif, was die Zürcher 
wollten; jie wollten einfah im Proteftitreif verharren. 

EN: Das hätte alſo Die Eifenbahner nicht betroffen? 

Düby: In bezug auf die Eifenbahner ilt und mitgteilt 
worden, Daß ſchon am Samstag — übrigens Habe ich dieſe 
a auch unter den hiejigen Eiſenbahnern ge- 
macht — ein Teil der Eiſenbahner die Auffaſſung gehabt 
hat, daß fie fich jolidartich zu Fühlen haben, und am Sonntag- 
abend während unjerer Verhandlungen bat uns die Mit- 
teilung erreiht, daß die Eiſenbahnerſchaft in Zürich eine 
Verfammlung a habe und gemwillt Sei, in den Streik 
einzutreten. 

GR: Haben Sie am Samstag diefe Meinung geteilt? 

Sn üby: Nein. 

GER: Und offenbar am Sonntag aud nit. Sie haben 
gejagt, die Eifenbahner und die Zürcher ſeien eigenmächttg 
vorgegangen. 

Düby: Für mid) hat ji Die Schidjalsfrage erhoben, 
ob ich die Eilenbahnerfchaft verlafen datf, nachdem es troß 
aller Bemühungen nicht möglich war, den Konflikt zu ver- 
‚meiden. Ich bin zur Veberzeuguna gefommen, daß eine 
Pflicht zur Solidarität für die ganze Eiſenbahnerſchaft be— 
ſtand. 

GR: Man hat über dieſe Eröffnungen des Präſidenten 
diskutiert; hat man nicht fofort beſchloſſen, der Generalſtreik 
jei zu defretieren? Hat nicht Der Präfident zugleich eimas 
Schriftliche mitgebraht? Düby: Mein. 

GR: Es eritterte Schon vorher etwas; wir willen das, 
iwir haben ja Zeugen dafür. Nachher iſt dad Programm die: 
futiert worden. Ste jagen alſo, es jet vom Präſidenten nicht 
gleich ein Entwurf einer Refolution mitgebracht worden? 

Düby: Ich weiß das nicht. 

GR: War im Lokal eine Schreibmaſchine? 

Düby: Nebenan war ein Bureau. 

GER: Wer hat nun Boripläge gemacht und wer hat 
dieſen Aufruf zuſammengeſtellt? 
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Düby: Man hat die Richtlinien bejprochen. Nachdem 
die prinzipielle Trage entichieden war, daß das Diener 
Aktionskomitee niht um den Generaljtreif herumfomme, 
hat man die Kichtlinten eines ſolchen Aufrufes beiprochen. 

ER: Nachher iſt dieſer Aufruf verlefen worden, : und 
zwar im Wortlaut, und genehmigt worden. Wir willen das. 
Und darauf iſt die Sitzung geſchloſſen worden, und darauf 
it die endgültige Ausarbeitung und Drudlegung des Ent- 
murfes erfolgt. Um melche Zeit ijt der Generalſtreikbeſchluß 
gefaßt worden? Düby: Um 11 Uhr ungefähr. 

GN: Aus der Anklagejchrift geht hervor, daß das um 
8 Uhr gejchehen ift. 

Düby: Nein, nein. Ich wiederhole, die Sikung hat 
jpät angefangen, und die Sitzung mußte oft unterbroden 
werden, weil man jich erfundigte, was gehe und weil mir 
angefragt wurden. Sch ſchätze, daß man dieſen Beihluß um 
101% bis 11 Uhr gefaßt hat. 

NR: Sie willen, daß in dem Aufruf von einem Mint- 
malprogramm die Nede it, auf das die neue Landesregie- 
rung ich verpflichten joll. Diejeg Minimalprogramm ijt doch 


ſchwarz auf weiß mitgebracht worden; 23 hat vorher ertitiert. 


Düby: Nem, nein. 

EN: Es fommt ein Zeuge, der das jagt. 

Düby: Meines Willens tft das unrichtig. 

GN: Sie haben aber gejehen, daß das Programm vor— 
gelegt worden it? 

Düby: Man hat gejagt, e3 ſei ſelbſtverſtändlich, daß 
man nun, trotz der Auslöjung des Landesſtreiks, die Brüden 
der PVerftändigung nicht abbredhen dürfe, und man hat ge= 
jagt, daß ein Programm aufzujtellen jei, das als Verhand- 
lungsbaſis zu dienen habe für jofort aufzunehmende Ber- 
handlungen mit den Behörden. PDementiprechend jmd nur 
formalpolitiſche und nachher realpolitifche Poſtulate aufgejtellt 
worden. 

GR: Es ift gejagt worden, daß das Mintmalprogramm 


‚bereit3 ertitiert hat. 


Düby: Die Forderungen find doch michts Neues. 

ER: Nein, aber die 9 Punkte haben in dieſer Faſſung 
ichon vorher eriftiert. Sie müffen Doch zugeben, daß das vor- 
gelegt worden ift, und zwar ſchwarz auf weiß, mit der Ma— 
ſchine geichrieben. 

Düby: Das weiß ich nicht mehr. 
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EN: Das ijt eine ausweichende Antwort. Wer bat die— 
fen Aufruf ausgearbeitet? 

Düby: Ich gebe nur Auskunft über die Verhandlungen, 
bei denen ich dabei war. 

GR: Haben Sie mitgeholfen? Düby: Nein. 

ER: Alſo hat es jemand anders gemacht? 

Düby: Sch denke es. 

GR: Und an jenem Abend? Düby: Ja. 

SR: Sit der Aufruf nicht vorgelejen worden? 

Düby: Dod. 

ER: Sab für Sa? Düby: 

GEN: Hat ihn der Präſident u Dübp: Sa. 

GN: Hat man gefragt, ob jemand etwas zu jagen habe? 
Duüby: Nach meiner Erinnerung hat man nad jedem 
Abſchnitt gefragt. 

GEN: Hat jemand etwas eingewendet? Düby: Wei. 

GR: Hat man aud) den Abjchnitt, der an die Wehrmän- 
ner gerichtet ijt, verlejen? 

Düby: Das iſt verlejen worden. 

ER: Wer hat da aufgebracht mit den Ooldatenräten, 
willen Sie da8? Düby: Nein. 

GER: Sind Sie einverftanden gemwejen? 

Düby: Im Dltener Aktionskomitee it. über dieſe Sol— 
datenräte und über die Funktion, welche ſie im einzelnen 
haben, nie geſprochen worden. Was ich daher jetzt ſage mit 
Bezug auf die Soldatenräte, iſt meine perſönliche Auffaffung. 
Es war die Abjicht, zur Rermeidung blutiger Konflikte Die 
Soldaten aufzufordern, nicht zu Schießen. Gerade ich hatte die 
Auffaflung, daß dadurch blutige Konflikte vermieden werden 
fünnten, daß ein Kontakt zwiſchen der }treifenden Arbeiter— 
ihaft und dem Arbeitern, die im Wehrkleide Ätehen, hergeitellt 
wird. Ich wiederholte nochmals, daß der Aufruf an Arbeiter 
gerichtet ijt; weil man mit einer Generalmobilmahung rech— 
nete, habe ich die Auffafjung gehabt, daß ein Kontakt her- 
geftellt werden ſoll, um blutige Konflikte zu bermeiden. 
GR: Aber die Sıde iſt von Ihrem Präfidenten anders 
begründet worden? Er hat gejagt, daß mittel3 der Soldaten— 
räte die Armee in das Lager Der Arbeiter geführt werden 
könne, jo daß fie feinen Schuß der Regierung mehr bilde. 
Haben Sie Davon etwas gehört? Düby: Nein. 
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ER: Aber Sie waren Doc, dabei, oder hohen Eie viel- 
leicht nicht aufgepaßt? Düby: Sch habe das nicht gehört. 

G Wann iſt der Entwurf fertig geweſen; war er 
bon Hand oder mit der Maſchine geſchrieben, iſt er verviel— 
fälttgt wurden? 

Düby: Er it am Abend in die Druderei gegeben wor— 
ven. Mehr weiß ich nicht. 

GER: Um weiche Zeit? Düby: Etwa um 2 Uhr. 

ER: Wie Iange hat die Sikung gedauert? 

Düby: Bis 1 oder 11%, Uhr. 

SR: Fit nicht erit nachher noch der Aufruf an die Eiſen— 
.bahner gemadjt worden? Düby: Ya. 

ER: Alio hat die Sitzung ne gedauert? 

Düby: Nicht Die Sitzung, die Arbeit wurde fortgefegt. 

ER: Wie lange? 

Düby: Ich bin, glaube ich, um 3 Uhr heimgegangen. 

| ER: Haben Ste Auftrag befommen, den Aufruf an die 
Eiienbahner zu mehen? Düby: Nein. 

GER: Aber Sie haben e3 als Ihre Pflicht erachtet. Man 
hat doch Weiſungen erteilen müljen. 

Dübpy: Selbſtverſtändlich haben die Eiſenbahner avi— 
ſiert werden müſſen. 

EN: Di haben Sie — Aufruf an die Eiſenbahner— 
ſchaft aller Kategorien gemacht? | 

Düby: Ich? Nein, der ijt gemacht worden. 

ÖR: Allgoͤwer ſagt, er habe ihn gemacht. 

Düby: Ich gebe nur Auskunft über das, was ich ge— 
macht habe. 

OR: Nun dieſe „Inſtruktion“. Es iſt gejagt worden, die— 
ſelbe habe ſchon vorher exiſtiert. 

Düby: Schon lange vorher, denn fie iſt im Jahre 1915 
bei —2 eines Streits bei der Rhätiſchen Bahn aufgeftellt 
worden. 

GR: E3 Heißt num, e3 jei Daran etwas geändert worden, 
haben Sie ſich an dieſer Aenderung beteiligt? 

Düby: Man hat dieje Inſtruktion nur auf die heutigen 
Berhältniffe übertragen müfjen. Früher hieß es: „Das Per— 
ijonal der Rhätiihen Bahn“. Das hat man ändern müſſen. 
Dieſe Aenderungen habe ich vorgenommen. 

GR: Was war an dem Paſſus, der ſich auf die Meilitari- 
fierung; bezog, zu ändern? 
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Düby: Wir haben fchon früher gewußt, daß wir zur 
Trage der Milttarifierung Stellung zu nehmen haben. In 
bezug auf diefen Bunft mußten alio die Inſtruktionen nicht 
geändert werden. 

GR: Haben Sie auch Anordnungen getroffen zur Ver- 
breitung dieſes Aufrufes? Düby: Er mußte gebrudt 
werden. 

SER: Mit dei eriten Zügen find nun dieje Aufrufe mit- 
tel$ der Vertrauensmänner weggegangen? Düby: Ga. 

GER: Haben Ste nun ſelbſt zu dieſer Sitzung Leute von 
Ihrem engern Verband eingeladen? 


Düby: Sch Habe auf Wunſch die Herren Eng und Wey 


eingeladen. 

SGN: Wann? Düby: Am Sonntagvormittag. 

ER: Wie lange war Lolomotivführerr Wey in der 
Gitung? . 

Düby: Er war eine Zeitlang weg, Dann iſt er wieder 
gefommen. 

EN: War er anmwejend, als dieje Aufrufe verlejen wur— 
den? Düby: Ich glaube e2. 

SR: Hat er dort nicht mehr Oppofition gemacht? 

Düby: Ich weiß es nicht. 

OR: Nun möchte ich gerne willen, wie man dazu gefom- 
men ift, Ihren Namen unter den Aufruf an das arbeitende 
Bolf zu ſetzen? Düby: Ich war damit einverjtanden. 

SR: Hat man gefragt, ob Sie einverſtanden jeren? 

Düby: Sa. 

OR: Ihr Name figuriert zweimal, als Mitglied der 
Nationalratsfraktion und des Dltener Aktionskomitees. Wir 
wiſſen jeßt, daß als ſelbſtverſtändlich betrachtet wurde, Die 
Namen der Anmwejenden darunter zu ſetzen. Hat man auch 
Darüber gejprochen, daß man audy die Namen der Abmejen- 
den Darunter jeßen könne? 

Düby: Man hat das nicht als mamentliche Unterjchrift 
aufgefaßt. 

SR: Wiſſen Sie davon, daß gejagt worden ift, Dr. Af— 
folter, der Präſident der Nationalvatzfraktion jei angefragt 
worden und habe fich einverjtanden erflärt? 

Düby: Das ift mitgeteilt worden. 

- GR: Sind Sie dabei gewejen? 

Düby: Nein, e3 tft nur mitgeteilt worden, Affolter fei 

einverjtanden. 
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GR: Wer hat das mitgeteilt! Man jagt, es jei der Prä— 
jivent gemejen. | 

Düby: Sch glaube, Herr Ilg hat das mitgeteilt. 

GR: Sie jelbit waren an dem Telephongeſpräch nicht be- 
teiligt? Düby: Nein. 

GR: Hat er nun gejagt, Dr. Affolter ſei einverſtanden, 
daß man die Namen der Mitglieder der Nationalratsfraftion 
darunterjege? Düby: Fa. 

GR: Wann war das? Düby: Im Laufe des Abends. 

GR: In dem Aufruf jteht Dann auch noch, der Streik jei 
einftimmig beichlofjen worden. Nach meiner Auffaſſung it 
das unridtig, ein Widerjprud). 

Dr. Welti: Vielleicht darf ich Sie bitten, und mitzu— 
teilen, wiejo das ein Widerſpruch iſt. / 

GR: Es Heißt doch: „Aus dieſen Gründen haben die 
Leitungen... einjtimmig bejchlofjen.“ 

Huber und Dr. Welti: Ja eben, die Leitungen diejer 
Organilationen. Das it einfach ein Mitglieververzeichnis. 

GER: Man hat den Eindruck erweckt, daß die Einſtimmig— 
feit unter dieſen Leuten herriche. 

Dr. Weltt: Das tft communis opinio, Herr Präſident, 
aber wenn man e3 genau Tieft, wird man zu einer andern 
Auffaffung kommen. 

Aud.: Diefe‘communis opinio wollte man eben. Wenn 
man das wicht wollte, hätte man jagen müjjen: Die Leitung 
des Dltener Aktionskomitees, Mitglieder joundio. 

Huber: E3 heißt nirgends, daß dieſe Komitees voll- 
ſtändig verjammelt waren. Man wird das nächſtemal noch 
einen juriſtiſchen Redakteur zuziehen. (Heiterfeit.) 

Aud.: Das wäre ſehr empfehlenswert. 

> GER: Sie haben ja einen Redakteur bei fich, denjenigen 
von Bajel. Was haben Sie nın am Montag gemacht? 

Düby: Am Montag war, wie ſelbſtverſtändlich, Sitzung 
des Aktionsfomitees. : 

GR: Hıben Sie alle Tage Sigung gehabt? Düby: Ja. 

GR: Bon Montag bis Donnerstag? Düby: Ja. 

GN: Was it am Montag vorgefehrt worden? 

Düby: E33 war nichts mehr vorzufehren; nachden die 
Aufrufe erlafjen worden find, war die Arbeit gemacht. 

GR: E3 find doch immer Anfragen gefommen, und die 
Leitung lag doch immer noch in Ihren Händen. E3 find An- 
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fragen gelommen und Sie haben Weiſungen ertetlen müſſen. 
Haben Sie jelbjt jolche Werjungen erteilt? Düby: Mein. 

GR: Sind überhaupt Weiſungen erteilt worden? 

Düby: Ich weiß es nicht. 

GR: Wir willen, daß am 11. November die Entichlüfje 
de3 Bundesrates befannt wurden. Zu der Verordnung vom 
11. November haben Ste damals nicht Stellung genommen? 

Düby: Ich habe die Verordnung de3 Bundesrates zum 
erjtenmal gejehen im Bericht an Die Bundesverjammtlung. 
Sc hatte feine Zeit, Zeitungen zu lejen. 

SEN: Am Mittwoch tit der Streikabbruch beſchloſſen wor- 
den, nad einer Diskuffion, zu welcher vom Aktionskomitee 
auch andere Leute beigezogen wurden. 

Düby: Wir haben einberufen die Gejchäftsleitung Der 
Varter, das Bundesfomitee Des Gewerkſchaftsbundes und die 
Kationalratsfraftion. Es waren natürlich nicht alle Da. 

GN: Aber noch andere? Düby: Ja. 

GR: Wir willen, daß in der Nacht zum Donnerstag der 
Beſchluß auf Abbruch gefaßt wurde und am Freitag die Be- 
— wieder 9 wurden. Geſchah Das überall? 

üby: | 

SR: Da fat man Ihnen alfo wieder gehorcht, während 
man vorher richt gehorcht hat. 

GN: Sie haben gejagt in der Abhörung, die Einleitung 
des Aufrufes jei vom Kollegen Huggler verfaßt worden. 

Düby: Das hat fih als Irrtum herausgeſtellt. 

EN: Sch behalte mir vor, weitere Fragen zu jtellen. 

Oberftlt. Verni: Was hat Sie veranlaßt, den Streik 
abzubrechen und nicht weiterzuführen? 

Düby: Wir hatten die Auffaſſung, daß ein Verharren 
im Streif unmeigerlih einen Bufammenftoß der unbewaffne- 
ten Arbeitermaſſen mit der militärischen Macht nach ſich 
ziehen würde und daß wir die Verantwortung für einen jol- - 
hen Ausgang der Sache nicht übernehmen fünnen. 

GR: Sc Eonftatiere nur, daß dank der Truppen der 
Streif aufgehört hat. 

Düby: Das it Ihre Auffaflung. 

GER: Sie haben ja ſelbſt gejagt, wenn nicht Truppen 
da gemejen wären, hätte man meitergejtreift. 

Hptm. Seelhofer: Herr Düby Hat erklärt, daß er 
pon der Inſtruktion Kenntnis befommen habe. Kann er ſich 
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nicht mehr an den Zeitpunkt erinnern ſowie daran, durch 
wen und wie er Kenntnis befommen hat? | 

Dühy: Wenn mic mein Gedächtnis nicht trügt, iſt fi: 
Sibung verteilt worden. Disfutiert wurde darüber 
nicht. 

Aud.: Sch möchte mich grundſätzlich gegen eine Auf- 
faſſung verwahren, die Durch den Angejchuldigten Düby hier 
vertreten worden it, und zwar die, daß er nur Auskunft 
geben will über das, was ihn betrifft... 

Huber: Herr Großrichter, der Herr Auditor hat das 
Recht, Fragen zu ftellen. Sit das eine Frage? Ich kann doch 
nicht mit einer Srage Verwahrung einlegen gegen die Auf— 
faſſung eines Angeklagten. 

Aud.: Herr Großrichter, ich habe das Wort. Der Ange- 
ihuldigte Düby erflärt, er gebe nur Auskunft über Tatjadheır, 
die ihn jelbjt betreffen, er veriveigere die Auskunft über 
endere. sch glaube, daß alle Angeichuldigten ſowie alle 
Zeugen, die hier vor dem Gericht verhört werden, verpflichtet 
find, die volle Wahrheit zu jagen. Ich glaube wenigſtens 
nicht, daß Angejchuldigte Darauf aufmerfjam gemacht werden, 
die Unmwahrheit jagen zu dürfen. Zur Wahrheit gehört die 
ganze Wahrheit und nicht bloß die halbe. Nun möchte ich in 
eriter Linie noch bitten, bevor ich weitere Fragen: jtelle, dem 
Gericht die Parteitagsbeſchlüſſe von 1905/06 und 1917 zur 


Kenntnis zu bringen und die Rechtfertigung von Düby und 


Wofer, Seiten 421/422. 

Dr. Welti: Bevor diefe Anträge erledigt werden, 
fommt das Fragerecht in Verteidigung. 

Aud.: Das ijt anjchliegend an das Fragerecht eine Er- 
gänzung der Abhörung. 

. Dr. Welti: Wir haben nicht? dagegen einzumenden. 

GR: Wir willen, daß am Mittwoch, da der Streikab— 
bruch beſchloſſen worden ift, ftarfe Oppofition war, Daß 
Eifenbahner gegen den Gtreifabbrud waren, und es wird 
behauptet, daß Sie perfönlich angegriffen worden jeien. 

Düby Sa. 

ER: Sowohl Sie ald Dr. Wofer. Da haben Sie für 
nötig gefunden, fi) gegenüber den Mitgliedern Ihres Ver— 
bandes jchriftlich zu rechtfertigen, und dieſe Rechtfertigung 
haben, ſoviel ich mich erinnere, Sie jelbjt zu den Alten ge- 
geben. Das Begleitichreiben tft unterjchrieben von Perrin, 
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und die Nechtfertigung ift dem Hinterfiih umsehen zu den 
Akten überreicht worden. 

Dr. Weltt: Sch Habe nicht? dagegen, wenn alles ver- 
leſen wird, nur möchte ic), Damit das Sragerecht der Vertei⸗ 
digung ebenfall3 zur Geltung fommt, bitten, daß die Ver- 
leſung am Schluß erfolgt. (Folgt Verleſung der Nechtferti- 
gungsſchrift. Ferner werden verlejen die Beſchlüſſe ver 
ſozialdemokratiſchen Partettage 1904 und 1906 bezüglich 
Militärfrage.) 

Aud.: Nun möchte ih die Trage jtellen an den Ange- 
ſchuldigten Düby. Die Snftruftion, die der Herr Großrichter 
zuerit behandelt hat, war alſo dem Angefhuldigten befannt. 
Ich möchte nun nochmal fragen laſſen, warn ihm diejelbe 
befanntgemadit wurde und in welder Form. 

GR: Können Sie Ihre früheren Auslagen präzifieren? 

Düby: Nein. 

GR: Ach habe gefragt, ob es Ende Juli gemejen ei. 

Düby: Das fann ih nicht jagen. 

GER: Sit es im November geweſen? | 

Düby: Daran erinnere ih mich nicht. | 

GR: Sie haben vorher gejagt, e8 jei punkto Anord— 
nungen nicht3 mehr gegangen bis zum 6. November. 

Düby: Das ſtimmt. 

GR: Aber das mit diefer Inſtruktion iſt gegangen. 

Düby: Es ift nichts gegangen. 

GN: Man hat doc dieſe Inſtruktion verfaßt. 

Düby: Die ift in einer Sitzung gezeigt worden, ohne 
daß fie diskutiert worden wäre. 

GR: Es iſt jicher, Daß das vor dem 6. November gemein 
iſt. Sie haben gejagt, es ſei am 6. November eine Brojchüre 
beſprochen worden. Sit die vorhanden? 

. Düby: Die eriftiert nicht. 

Aud.: Ich möchte feſtſtellen, ob ich richtig verjtanden 
habe, ob am 7. November nad) dem Beſchluß des Proteſtſtreiks 
alle miteinander das Sitzungslokal und das Haus verlafjen 
haben. 

Düby: Das Detail weiß ich nicht mehr genau, ungefähr 
um 1 Uhr war die Sigung zu Ende. 

Aud.: Es ift ferner vom Angejchuldigten erflärt worden, 
daß er nicht mehr dabei geweſen ſei, al3 der Aufruf dom 
7. November verfaßt worden jet. ‚War er Dabei, al$ der In— 
halt des Aufrufes verlefen wurde? 
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Düby: Ken. | 
GR: Dann mären die Depofitionen Kaufmann un- 
richtig. 

Aud: Weiß der Angejhuldigte auch nichts davon, dag 
Schürch die Ueberſetzung ins Franzöſiſche beſorgt hat? 

Düby: Ich gebe darüber Feine Auskunft. 

ER: Ach nehme an, Sie wiſſen das, wenn Sie fo ant- 
worten und Sie wollen es einfach nicht jagen. 

Huber: Ich möchte gegen die Einführung von Uebun- 
gen proteitteren, die unſerm Militärftrafrecht fremd find. Der 
Herr Auditor hat vorhin einen Ausſpruch getan, der mid 
taunen ließ, als er erflärte, der Angeklagte jtehe unter den 
gleichen Pflichten wie der Zeuge. 

Aud.: Das jage ich nicht. 

Huber: Der Herr Auditor hat das gejagt, das iſt un- 
widerſprochen geblieben von jeiten des Herrn Großrichters. 
Die Angeklagten find zum größten Teil feine rechtäfundigen 
Perſonen und fie haben das Recht darauf, richtig orientiert 
zu werden. Sie jtehen nicht unter Yeugenpflicht. Sie können 
verſchweigen was lie wollen. Wir haben in der M. St. ©. O 
feine Beitimmung, daß Verweigerung der Auskunft ala Zu— 
gabe interpretiert werden dürfe. Das iſt unzuläjlig. 

GER: Das tue ich perſönlich auch nicht. Ich erkläre zur, 
daß wenn ein Angeflagter nicht Auskunft geben will, mar 
eben daraus Schlüjfe ziehen darf, vor allem den piychologt- 
Ihen Schluß, daß er die Sache nicht gerne jagt. 

- Huber: Daß er em anjtändiger Menjch jein will und 
fein Denunztant! (Sehr richtig! bei den Angeklagten.) 

ER: Sch zwinge ihn ja nicht, alles zu jagen, er fann mir 
ja jagen, er gebe feine Antwort. Ich jage, auch Ste haben zu 
verichmeigen. Das darf ich jagen. Wenn er jagt, er gebe 


feine Auskunft, jo bin ich berechtigt, im zu jagen: Dann 


verſchweigen Ste etwas, was Ste wiſſen. Sch fenne Ihre 
Gründe nicht, das ſind alfo nicht mehr als Vermutungen. 

Hptm. Seelhofer: Auf der einen O©eite jagt man, 
man wolle volle Klarheit und Wahrheit, es joll nicht? unauf- 
gedect bleiben. Auf der andern Seite mutet man den Ange- 
Hagten eben zu, daß ſie eventuell nach Snformationen Aus- 
funft geben jollen. 

Huber: Das it fein Widerjprud. 


\ 
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Dr. Sarbitetin: Herr Düby erklärt ja, er verſchweige 
nichts, was ſich auf jeine Perſon bezieht. Was er da jagt, 
das iſt recht und billig. Sch nehme an, unter Shnen, gerade 
wenn Sie Militärs find, werden Gie dieje Handlungsweiſe 
achten, wenn jemand jagt, ich ſtehe Für meine Perſon ein, 
aber ich will feinen meiner Kameraden belaften. Herr Důby 
ſagt alſo die Wahrheit. Es wäre eine Feigheit, wenn er die 
Auskunft verweigern würde, ſofern es ſich um ſeine Taten 
handelt, es wäre eine Teigheit, wenn er, um ji zu entlaften, 
die Kameraden belaften würde. 

Naine: Nous aussi, nous voulons la vérité entiere. 
Mais pour y arriver vous demandez aux accuses des pro- 
cedes, que vous-m&mes n’accepteriez jamais. Vous avez 
comme hommes une horreur des d&nonciateurs. Mais c’est 
ce röle-ci que vous demandez aux pr&venus. Ce n’est pas 
permis par les dispositions de la procedure. M&me sıl 
&tait permis juridiquement, ıl serait une lächete. Que 
M. Yauditeur trouve donc d’autres moyens. 

Aud.: Sch gehe mit der Verteidigung vollſtändig einig. 
Es pafliert das gleiche wie gejtern. Wir wollen beide die un- 
beſchränkte Wahrheit. Sch weiß genau, daß der Angeihul- 
digte niemals verpflichtet ist, Auskunft zu geben. Er iſt auch 
nicht verpflichtet, die Wahrheit zu jagen. Sch habe allerdings 
angenommen, daß Pflicht und Moral für Anklage und Ver— 
teidigung genau Die gleichen jeien. Wir find aljo grundſätzlich 
einverftanden, wir wollen beide die materielle Wahrheit feit- 
jtellen, nur will die Verteidigung ein „aber“ daran fnüpfen. 
Ich Fann nicht einjehen, wo die Moral fteden joll, wenn man 
nicht die ganze Wahrheit jagen will. 

Huber: Jh möchte dieſer Erklärung eine Kleinigkeit 
beifügen. Wir find überzeugt, daß die Anklage zu Unrecht 
erhoben wurde. Es befinden fich nun Leute nicht auf der An- 
flagebanf, die nach der Auffaffung, die der Auditor vertritt, 
dahin gehörten. Ich erkläre, daß der Aufruf an Die Eifen- 
bahmer, wie ich weiß, nicht bon einem verfaßt wurde, der hier 
ſitzt. Herr Düby und jeder andere anjtändige Mersch wird es 
ablehnen, dieſen Mann hier zu denunzieren. Der Herr Audi- 
tor appelliert an die moralische Pflicht zur Wahrhaftigkeit. 
sch Habe als erfter in Diefem Saal bei der Beipredhung ber 
Anklageſchrift an dieſe moralifhe und auch Nechtspflicht zur 
Wahrhaftigfeit in der aba al appelliert, allerdings 
ohne Erfolg. 
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Aud.: Ich lehne diefen Vorwurf des Herren Verteidigers 
Huber wiederholt ab. Ich trete nicht ein. Wir wollen darüber 
reden, wenn die Veweisaufnahme vorbei ijt. 

OR: Die Herren fagen alſo, daß fie die Kameraden wicht 
belaften wollen. 

Huber: &3 braudt nicht einer don denen zu fein, Die 
hier figen, Herr Großrichter, er kann auch Draußen fein oder 
dort hinten. (Heiterfeit.) 

GN: Immerhin fommen in eriter Linie nn in 
stage, Die hier figen. 

A ud: Sch möchte bitten, den Angefchuldigten Diüby noch⸗ 
mals zu fragen, um welche Zeit am Nachmittag des 10. No— 
vember der Landesſtreik beſchloſſen wurde. 

Düby: Sch ſchätze um 10 Uhr. | 

A ud.: Wann wurde der Aufruf in die Drucever gegeben? 

Düby: Um 11% bis 2 Uhr. 

Aud.: Nahm der Angejchuldigte felbit von den Exem— 
plaren mit, die gedruckt wurden? Düby: Damals nicht. 

EN: Haben Ste den Aufruf andern Leuten gegeben? 

Düby: Keim. 

Aud.: Der Angeichuldigte erklärt weiter, er habe zirka 
um 9 Uhr vormittags ein Telegramm von Grimm erhalten. 
Sit dieſes Telegramm noch vorhanden? Düby: Nein. 

Aud.: Der Angeihuldigte erklärt, er hätte von der Ver- 
ordnung vom 11. November erſt am 12. Kenntnis erhalten. 
Was geihah denn am 11. und wann war ihm die Mobiliſa— 
tion der Eijenbahner befannt? 

Düby: In der Nacht von Montag auf Dienstag habe 
ih erfahren, Daß beabfichtigt jet, die Eijenbahner zu mobi- 
liſieren. Die Verordnung in ihrem Wortlaut habe ich erſt— 
mals gehört aus der Rede des Herrn Bundespräfidenten Ca- 
londer in der Sitzung des Nationalrates. 

Aud.: Immerhin it die Mobilifierung der Eifenbahner 
am 11. vormittags bejchloffen worden und iſt jofort weit her- 
um befannt geworden. Zum Beifpiel ift fie nachmittags zwi— 
ihen 1 und 2 an jämtlihe Stationen, Depotchefs, Bahn— 
ingenteure des II. Kreijes telegraphiert worden. Was hatte 
der Angeſchuldigte denn am 11. und 12. vormittags zu tun, 
daß er keine Zeit hatte, die Zeitungen zu leſen und von dieſer 
Verordnung Kenntnis zu nehmen? 

Düby: Wir waren in Permanenz auf dem Birreani ver⸗ 
ſammelt. Es ſind ſelbſtverſtändlich Berichte eingelaufen und, 
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wenn nötig, mußten ergänzende Vorſchriften erlajjen 
werden. 

Aud.: Dort wußte man nichts von der Mobiliſation der 
Eijenbahner? 

Düby: Nem, wir haben ſie allerdings erwartet. 

Aud.: Sc frage nicht? mehr und ich glaube nichts mehr. 

Dr. Weltti: In erfter Linie hat der Herr Öroßrichter 
eingangs der Befragung den Angeklagten darauf hingewieſen, 
daß man offenbar die nicht arbeitende Bevölkerung aus— 
hungern wolle und daß die Behörde indfünftig Dafür jorgen 
werde, Daß Dieje Leute auch etwas zu ejjen haben. ch möchte 
Sie erfuchen, den Angeklagten zu fragen, wie jene Stelle über 
die Ernährung der arbeitenden Bevölkerung aufzufaflen ge- 
weſen tet. 

GR: Er hat gejagt, er Habe die Anftruftionen nur gejeden. 

Dr. Welti: Aber Sie haben ihn darüber befragt. | 

GER: Gut. Wie it das aufzufaſſen, man müfje dafür jor- 
gen, daß die Lebensmittelmagazine offen jeien, daß die loka— 
len Streifleitungen fi mit den Konſumgenoſſenſchaften in 
Verbindung jeben, um die VBerjorgung der Streifenden zu 
ermöglichen. | 

Düby: Ich falle das wie folgt auf: Ein Generalitzeif 
bedeutet jelbjtverjtändlih eine ſchwere Erjchütterung des 
öffentlichen Lebens. Diejenigen, die Veranlaflung haben, 
einen jolchen Generalitreif auszulöien, empfinden die Not— 
mwendigfeit, Dafür zu jorgen, daß jelbitiveritändlich alle Vor— 
kehren getroffen werden, daß die Lebensmittelverſorgung nicht 
ſtockt, und zwar für die ganze Bevölkerung. 

GEN: Ste waren aljo nicht einverftanden, daß man das 
nur für die Streifenden aufnahm? 

Dr. Welti: Nachdem Sie diefe Feititellung; jelbjt ge- 
macht haben, daß man m3fünftig ſich verwahren werde, ge- 
ſtatten Sie, daß ein Sprecher der andern Seite erflärt, daß 
die Befürchtung außerordentlich groß und gerechtfertigt tsar, 
daß die Bauernfchaft nichts mehr liefern würde und daß die 
Meberzeugung der Arbeiterjchaft die war, daß die nicht arbei= 
tende Bevölkerung die Keller und Häufer voll Nahrungsmittel 
hatte, jo Daß es ſich Darum gehandelt hat, in erſter Linie dafiir 
zu forgen, Kai die Arbeiter etwas befommen. 

Dr. Welt: Se im Auguft. In bezug auf da Trup- 
penaufgebot vom 6. November hat der Herr Großrichter feit- 
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geſtellt, daß dasſelbe ſchon am 5. befohlen und am 6. durch— 


geführt worden ſei. Ich möchte bitten, den Angeklagten Düby 
und die fernern Angeklagten zu fragen, und behalte mir vor, 
einen Beweisantrag zu ſtellen, ob ſie nicht überhaupt erſt nach 
der Sitzung vom 6. November durch die Zeitungen Kenntnis 
vom Truppenaufgebot erlangen konnten. 

ER: Iſt das richtig? Düby: Fa. 

Dr. Welti: Der Angeklagte Düby hat erklärt, daß am 
10. November mitgeteilt wurde, der militäriſche Druck in 
Zürich ſei verſtärkt worden von Stunde zu Stunde Sch 
möchte bitten, den Angeklagten Düby zu fragen, ob er unter 
dieſem militäriſchen Druck nicht auch den wirklich eingetre- 
tenen Belagerungszuftand durch den Erlaß des Verſamm— 
lungsverbotes, das große Aufregung jchuf, verjtanden hat. 

Düby: Jawohl. Sch habe auch feſtgeſtellt, daß auch in 
Bern der Belagerungszuftand im Anmarſch war. 

ER: In Bern am Sonntag? 

Düby: Das ganze Bundeshaus war ja voll Militär. 

GER: Das hat Sie geärgert? (Große Heiterfeit.) 

Düby: Allerdings! und empört! 

Aud.: Dann möchte ich bitten, den Angeichuldigten noch 
zu fragen, ob in der Sitzung vom 10. November nicht Erfun- 
digungen in Zürich eingezogen wurden. Düby: Ya. 

OR: Wer hat das beſorgt? Düby: Ach nicht. 

Aud.: Sch möchte doch Die Frage genau beantwortet 
wiſſen. | 

ER: Wer hat nad) Zürich telephoniert am Sonntag- 
abend au3 der Kapellenjtraße 6? 

Düby: Sch nicht, jemand ander2. 

Dberftlt. Verni: War es nicht Ilg? 

Düby: Sch beharre bei Dem, was ich gejagt habe. 

GR: Sie find Doc dabei gemwejen, bevor der ©eneral- 
ſtreikbeſchluß gefaßt; wurde, al3 dieſe Information eingeholt 
wurde. Sie find jpontan aus Zürich erfolgt, und möchte ich 
al ob das richtig iſt oder nicht. Ich weiß jchon, daß es 
o ift. 


gefragt hat. Ich habe hier die weitere Frage und möchte hier 
genau Antwort haben. St der Aufruf am die Eijenbahner 


— 


And: Wir werden ſehen, daß man von Zürich aus an— 


von einem der Angeklagten verfaßt worden? Düby: Neim. 


Dr. Welti: Herr Nationalvat Düby hat gejagt, daß er 
von der Verordnung vom 11. November erſt m der Bundes— 
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verfammlung Kenntnis erhalten habe durch den Mund des 
Herrn Bundespräjidenten Calonder. ch möchte die prägiie 
Stage ftellen, ob er von der Tatjache, Daß eine ſolche Ver— 
ordnung gejchaffen wurde, Kenntnis erhalten hat oder ob er 
ihon vom Wortlaut diefer Verordnung in der Sikung vom 
Dienstag Kenntnis erhalten hat. 

Düby: Bon der Tatjache des Erlaſſes Habe ich Kenntnis 


erhalten. 
| GR: Der Wortlaut wurde nicht mitgeteilt? 
Dübdby: Nein. 


Dr. Welti: Wurde im bezug auf Das Inkrafttreten 
etwas gejagt von Herrn Kalonder? Düby Nein. 

Dr. Fırbitein: Sch hätte feine Frage an den Ange- 
flagten zu ridten. Es wäre nur angenehm, wenn die Be- 
hauptung des Herrn Auditor3 zur Abklärung gebracht würde, 
wenn der Angeflagte bei der Verleſung des Aufrufe vom 
7. Rovember nicht Dabei geweſen jei, dann jei die Depojition 
Kaufmann falich. Ich Habe die Depofition Kaufmann durch— 
gejehen, jehe aber feinen Widerſpruch. Sch; behalte mir vor, 
bei der Beweißaufnahme an ihn eingehende Fragen zu richten 
über die Urſachen, die zum Streif der Eijenbahner geführt 
haben. 

Huber: Ich mödte am den Angeklagten ebenfalls 
einige Fragen stellen lafjen in bezug auf das Verhalten 
meiner Slienten. Sch möchte zunädit die allgemeine 
Stage gejtellt wiſſen, ob es ſich inZbejondere in der Sitzung 
pom 10. November um ruhige, parlamentariiche Ver— 
handlungen handelte oder ob eine große Aufregung herrjähte, 
ein jtändiges Kommen und Gehen von einzelnen Mitgliedern, 
ſo daß eigentlich fein einziges Mitglied fonjtant und ununter- 
brochen den: Verhandlungen beigewohnt haben kann. 

Düby: Das kann ich beitätigen. 

Huber: Sch möchte insbeſondere in bezug auf die An- 
geflagten Gſchwend und Reithaar fragen, ob e3 nicht richtig 
tt, Daß Dieje, nachdem der Streik beichloffen und dag Pro— 
gramm bejprochen mar, jich perabjchtedeten, um ein Auto— 
mobil zu requirteren, Damit jie möglichſt raſch nad; Zürich 
fommen fonnten, bevor die Sigung abgejchlojjen war, bevor 
der Entwurf des Aufrufes etwa vorgelegen hätte. 

Düby: Ich kann auch Das beitätigen. 

Huber: Dann möchte ic in bezug. auf Nationalrat 
Schneeberger den Herrn Nationalrat Düby fragen lafjen, ob 
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nicht ganz bejonder8 Herr Schneeberger in diefer Sitzung 
jeweilen nur auf kurze Zeit anweſend war, ſehr oft abgerufen 
wurde, bejonder3 auch jeine im. gleihen Haufe mohnende 
Familie. Düby: Fa. | | 

Naine: Je vous prie, de demander au prövenu, si on 
a parl& d’argent &tranger et d’agents &trangers. Le pré— 
venu, a-t-il eu connaissance de l’assertion qu’une somme 
quelconque de l’ötranger soit de personnages politiques 
soit d’une autre source ait &t& mise & la disposition du 
comit& pour soutenir la greve? 

Düby: Sch möchte gerade hier Feititellen, daß ich Die 
Stellung diejer Frage in Der Vorunterſuchung als eine un— 
erhörte Beleidigung empfunden habe. Ich beitätige, was ich 
darüber in der Vorunterfuhung niedergelegt habe. 

GR: Sie haben gehört aus der Anklagejchrift, daß vom 
Metallarbeiter-Berband 20,000 Franken vorgeſchoſſen wor— 
den find. Der Unterfuhungsrichter mußte dieſe Trage rele- 
pieren. Soviel mir befannt iſt, Hat der Bundesrat nicht ohne 
Grund die Sovietmiſſion aus der Schweiz ausgewieſen. Die 
Tatjache ijt die, ich habe perjönlich feine weitere Kenntnis 
Davon, aber ich vermute, Daß das nicht ohne Grund gejchehen 
jein wird. Die Herren Angeklagten haben ja die Macht, an 
andern Orten Auskunft zu verlangen. Sch habe nicht gefragt 
wach diefem Geld. In der Vorunterfudhung hat der Ange— 
flagte erklärt, er habe fein Geld befommen von der Soviet— 
milfion oder von andern Bolſchewiki. Darum habe ich nicht 
gefragt. | 

Aud.: Man hat von jeiten der Verteidigung Gewicht auf 
die Feſtſtellung gelegt, daß fein fremdes Geld verwendet wor— 
den fei. Es ift in der Anflagejchrift jo etwas nicht behauptet 

worden. Uber wern der Angeſchuldigte darüber Auskunft 
- geben will, wie der Landesſtreik finanziert wurde, joll er das 
tun, und ich möchte den Herrn Großrichter bitten, ihm hierzu 
Gelegenheit zu geben. 

OR: Zum Schluß teile ich mit, daß es im Leumunds— 
bericht über Düby heißt, daß der zuftändigen Behörde bi3 
dahin nichts Nachteilige3 befannt geworden jei. — Der Herr 
Berteidiger hat erflärt, Sie können Ausfunft geben über Die 
Finanzierung. Sch weiß nicht, vielleicht haben fie jich jebt 
im Geſpräch orientiert. 

Naine: Ich Ätelle Feit, daß ich mit dem Angeklagten 
Düby darüber nicht geiprochen habe. 
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Huber: KK möchte bitten, den Angeklagten Dürr, der 
Kaſſier ift, Darüber zu befragen; er wird auf Heller und 
Pfennig Auskunft geben fünnen. | 

Düby: Ich weiß nur, daß man an den. Gemwerfichafts- 
bund und den Metallarbeiter-Verband gelangt ift. 

ER: Mit dem Vorihuß von 20,000 Tr. hat es alio ſeine 
Richtigkeit. Er bejteht heute noch? 

Düby: Soviel ich weiß, ja. 

Naine: Par ma question je voulais nettement &tablır 
s’ıl y avait de l’argent &tranger dans cette affaire. 

Düby: Ne. 

Naine: On a de même pretendu et c’est cette preten- 
tion qui a eu beaucoup d’influence sur l’opinion publique 
qu’ä l’origine de cette greve se trouvait un complot. Est-ce 
que Düby, qui est membre du comite d’action, a entendu 
parler de ce complot? 

Düby: Nein. 

GN: Es iſt mir auch befannt, daß man in der welſchen 
Schweiz gejagt bat, Daß der ganze Streik une @uvre 
boche Jet. | | | 

Naine: On a möme pretendu dans certains Journaux 
bien pensants qu’on voulait tuer les chevaux des mitrail- 
leurs par une sorte sp&ciale de mierobes. Düby- a-t-il eu 
connaissance de microbes ou de quelque chose de semblable 
en relation avec le comit® de gr&ve ou avec des organisa- 
tions ouvrieres? 

GR: Im Prozeß Mougeot handelte es ſich um Mifroben. 

Naine: Il est du devoir de la justice d’&tablir la 
verite. O’est pour ca qu’il est n&cessaire que ces questions 
soient &elaircies. Y a-t-il eu complot, mierobes ou bombes? 

GR: C’est pour le plaidoyer. | 

Naine: Une autre question: Düby n’etait-ıl pas de 
ceux qui, le jeudi apres-midi, ä la Kapellenstrasse, 
pouvaient constater, comme d’autres membres du comite, 
qu’ils &taient complötement internes par des forces mili- 
taires? Dans la nuit du mercredi au jeudi, le comite 
avait d&cid& de terminer la gröve. Le jeudi il s’agissait 
d’instruire les organisations ouvrieres. Dans cette täche, 
le comit& a &t& empöch& par des officiers. Düby. &tait-il 
present? | 


Düby: Sa. 
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Naine: N’a-t-il pas pu constater que tout le monde 
qui voulait entrer ä la Kapellenstrasse, &tait arröt& de 
deux à sıx heures? 

Düby: Jawohl. 

Naine: Düby, n’a-t-il pas vu que le chef d’&tat-major, 
M. de Sprecher en personne, y &tait prösent pour diriger 
cette operation? 

Düby: Sch Habe das vernommen; jelber gejehen habe 
ich ihn nicht. 

Naine: Est-ce qu’il n’est pas vraı qu’un officier a de- 
fendu de donner des renseignements au télöphone? 

Düby: Auf Anfragen von den verjchiedeniten Orten be— 
züglich Streikabbruchs haben wir nicht antworten können, 
weil der Offizier uns unterjagt hat, irgen dwelche Mittsilun- 
gen zu machen. 

Naine: Est-ce qu’on n’a pas ä un certain moment in- 
forme l’&tat-major et le conseil federal qu'il etait im- 
possible de faire terminer la greve, puisque le comite 
etaıt arrete? 

Düby: Das tft richtig. 

Name: Düby, peut-il donner des details? 

Düby: Man hat bereit3 am Vormittag die entiprecdhen- 
den Telegramme an die verjchiedenen Organifationen ge— 
Ichieft und ihnen den Abbruch des Streif3 mitgeteilt. 

GR: War das nicht genügend? 

Düby: Unter feinen Umftänden, jondern man mußte 
darauf Gewicht Tegen, daß man der MWrbeiterjchaft Die 
Gründe, die zum Abbruch des Streiks geführt Haben, mitteilen 
fonnte. Zu diefem Zweck hatte man ſich vorgenommen, eine 
Proklamation an die Arbeiterichaft zu erlaſſen. Die mili- 
täriichen Maßnahmen haben und daran verhindert, obſchon 
e3 wünſchbar geweſen wäre, nicht zulegt im Intereſſe aller, 
dieje Proklamation zu erlafjen. 

Aud.: Sch möchte den Angefchuldigten nochmals fragen 
laſſen, mann er von der Mobiltjation der Eiſenbahner Kennt- 
nis erhielt 

Düby: Das weiß ich nicht genau. Mit diefer Mobili- 
ſation hat man rechnen müſſen. Eine amtliche Mitteilung tit 
mir erſt nachher zugefommen. 

Aud.: Iſt nit von ſeiten des Perſonals der Kartell 
leitung gemeldet worden, die Mobilijationsbefehle jeien in 
den Bahnhöfen angeihlagen? Düby: Nein. 
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Aud.: Sit nicht vom Perſonal angefragt ——— ob man 
bezüglich des Einrückens den N oder der 
Kartelleitung folgen jolle? 

Düby: Vorher. 

Aud.: Solche Fragen find alfo gejtellt worden. Wann 
war das? Düby: Das weiß ich nidt. 

Aud.: Hat man nicht gejagt, Der Mobiltjationgbefeh! 
gehe jie nichts an; hat wicht der Angejchuldigte ſelbſt derartige 
Weiſungen erteilt? Düb y: Nein. 

Aud.: Was hat man denn gejagt? 

Düby: Mir find feine ſolchen Anfragen geſtellt worden. 

Aud.: An wen denn? Düby: Sch jage nur aus, was 
mich betrifft. 

Aud.: Woher weiß denn der Angejchuldigte, daß der— 
artige Fragen gejtellt worden find? 

Düby: Das jteht zum Beifpiel aud in der Anklage— 
ſchrift. (Große Heiterkeit.) 

Aud.: Die Kartelleitung ift am 11., 12., 13. permanent 
gejejjen, jie hat jehr viel zu tun gehabt, fie weiß nichts von 
Mobiltjation, befommt feine Anfragen, der Herr General- 
jefretär weiß von allem zufammen nichts; was hat denn die 
Kartelleitung getan, und was hat er getan? 

Düby: Erſtens muß ich den Herrn Auditor darauf auf- 
merfjam maden, daß die Kartelleitung am 11. und 12. nicht 
beiiammen war. Ich kann ihm nicht zumuten, daß er Die 
innere Organijation der Eijenbahner fennt. Es war der 
Berbandsvoritand V. S. E. A., deſſen Sekretär ich bin, tele- 
graphifch einberufen worden auf Montagnachmittag, und ges 
legentlich diejfer Verbandsvorſtandsſitzung habe ich die Mit- 
glieder meines Verbandes orientiert über die Vorgänge ſeit 
dem 6. November. Im übrigen war id} fajt immer im Bureau 
des Dltener Aktionskomitees, Kapellenitraße 6. 

Aud.: Sn der Sitzung des 3. ©. E. W.-Vorjtandes 
waren aftive Eifenbahner? 

Düby: Unter andern. 

GR: Die haben Shnen nicht gejagt, fie ſeien mobilifiert? 

Düby: Nein. 

Dr. Welti: Die Fragen, die der Herr Auditor geitellt 
hat und die bei den andern Angeflagten ‚wiederfehren mer- 
den, geben mir Veranlafjung, hier num ein Wort zu reden. 
Es ift uns allen befannt, daß während des Generalſtreiks die 
Telegramme, die an das Aftionafomitee gelangten und von: 
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Aktionskomitee abgegangen jind, der Nacjrichtenjeftion des 
Armeejtabes zugänglich gemacht worden find. Ich habe nun 
den Eindrud, daß audy die Telephongeſpräche, die ftenogra- 
phiich aufgenommen morden jind, bei diefem Prozeß eine 
gewiſſe Rolle jpielen. Es märe nun vielleicht viel befier, 
wenn der Herr Auditor dieſe Telegramm- und Telephon- 
tenogramme, die ihm zugänglich jein werden, in die Ver— 
handlungen hineintragen würde. Dann tollen wir una mit- 
einander über dieſe Angelegenheit auseinanderjegen, immer 
mit dem Vorbehalt, daß wir die Authentizität dieſer Doku— 
mente genau prüfen wollen. 

Aud.: Sch kenne dieſe Telegramme nicht, ich habe keine 
geleſen. Was ich weiß, weiß ich aus den Akten. Es wäre 
ſehr einfach, die Wahrheit hier feſtzuſtellen, wie man es von 
der Verteidigung auch will, man braucht ſie nur zu ſagen. 

R: Sch habe auch Feine ſolche Telegrammkopien oder 
Telephonſtenogramme geſehen. Wann ſie gemacht wurden, 
weiß ich nicht, und ich weiß auch nicht, was ſie enthalten, 
wann fie überhaupt gemacht wurden. 


Einvernahme des Angeklagten Dr. Woker. 


GR: Seit wann find Sie Mitglied des Aktionskomitees? 

Woker: Seit 18. Dftober 1918. 

ER: Wie find Ste dazu gefommen, in dad Komitee 
gewählt zu werden? 

Wofer: Sch bin durch das Kartell der Eijenbahner 
gewählt worden, als Verbandspräfident des B. ©. E. U. 

SR: Haben Sie eine bejondere Stellung in der Kartel- 
leitung eingenommen? 

Wofer: Ach bin Mitglied Der Kartelleitung, wie alle 
Mitglieder der Verwaltunggleitungen. 

GR: Waren Ste Präjident? Woker: Bis 1. Sanuar 
1918 war ich gemäß dem zweijährigen Turnus Präfident. 

GR: Sie nn in der Unterfuhung gejagt, Ste hätten 
den Situngen des Aktionskomitees vor Dem Oktober beige- 
wohnt? 

Woker: Das tit richtig. 

GR: Wann? Woker: Gelegentlich, wenn Herr Bes 


zirfgrichter Kaufmann nicht nach Bern fommen fonnte, hat 


er mich telegraphiich oder ſchriftlich erjucht, ihn zu vertreten. 
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GR: Haben die Sigungen in Bern ftattgefunden? 

Wofer: Meiſtens. 

ER: Sit Ihnen dieje Inftruftion vorgelegt worden? 

Wofer: Nein, die fenne ich nicht. 

ER: Sie haben Kenntni3 davon, daß am 9. Auguft 
Beiprechungen mit dem Bundesrat ftattgefunden haben, wobei 
fonjtahtert worden ift, daß das Entgegentommen des Bun- 
desrates nicht berechtige, den Streif zu verhängen. 

Woker: Sch habe jozujagen immer die Eifenbahner- 
ihaft bei allen diejen Verhandlungen mit dem Bundesrat 
verireten. 

GR: Mio die Tatjache iſt richtig? 

Wofer: Soviel ich mich aus Den Heitungen erinnere 
— denn ich war am 9. Auguſt in den Serien — ſtimmt das. 

GR: Man hat alio gefunden, daß der Streif Damals 
auf Grund des Entgegenkommens des Bundesrates nicht 
berechtigt jei. Das iſt im Aktionskomitee fejtgejtellt worden. 
Willen Sie, was überhaupt noch gegangen iſt bis Anfang 
November im dieſer Hinſicht? Ich meine betreffend Lan— 
desſtreik? 

Wofer: Da iſt meines Wiſſens gar nichts gegangen. 

ER: Und auch nichts vorbereitet worden? Sit das ſo 
überrafchend gefommen? 

Woofer: Jamohl, das fam wie ein Blitz aus heiterm 
Himmel, und zwar nicht am 6., jondern am 7. November, 
als die Sitzung bereit3 vorbei war. 

SER: Am 6. war alfo Sitzung in Bern. Wir wiſſen 
das. Zu welchem Zweck? 

Woker: Es ift jo, wie Herr Düby augeimandergejegt 
hat. Man tt zufammenberufen worden, um jich zu vermah- 
ren gegen Die Angriffe, die gegen das Aftionsfomitee von 
allen Seiten gefommen find, e3 jet viel zu flau und tue 
jeine Pflicht gegenüber der Arbeiterſchaft nit. Da hat 
man beichlojjen, man wolle die ganze Situation in einer 
Broſchüre der Arbeiterichaft auseinanderjegen und man 
wolle diefelbe den Organtjationen vorlegen und fonftatieren 
fafjen, ob da3 gegenwärtige Komitee das Zutrauen Habe 
oder nicht. 

ER: Am 7. find Sie nun neuerdings einberufen worden. 
Wann find Sie in die Sitzung gegangen? 

Woker: Nachts Halb 11 Uhr. Ich Hatte vorher Ver- 
bandsvorſtandsſitzung. 
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GR: Wollen Sie und jagen, was an diejer Verbands- 
vorſtandsſitzung gegangen iſt? 

Woker: Es wurden die regulären Verbandsgeſchäfte 
erledigt; es fiel kein Wort von irgendwelchen Aktionen. 

ER: Hier in Bern iſt man alſo nicht wild geweſen? 

Woker: Man hat darüber fein Wort geſprochen, daß 
ein Streit im der Luft war. 

GR: Und nachher, als Sie aus dieſer Sitzung in die 
andere gingen, Da hat es anders getönt? 

Wofer: Jawohl. 

ER: Sit es richtig, daß Grimm präfidiert hat und einen 
Situationsbericht abgegeben hat? 

Woker: Sch bin erſt nah Eröffnung der Sitzung ge- 
fommen. 

ER: Was haben Sie gehört? 

Wofer: Sch habe gehört, daß namentlih in Zürich 
unter Der Urbeiterichaft große Unruhen bejtehen darüber, 
daß in dieſem Umfange ein Militäraufgebot vollzogen wor— 
den jet. 

GEN: Das war der Inhalt der Diskuffion in der Nacht 
vom 7. Da iſt die Rejolution gefaßt worden? 

Woker: Nein, da iſt der Vorſchlag gemacht worden, 
man müſſe Dagegen irgendwie reagieren. 

GER: Und zwar tft der Vorſchlag gemacht worden, man 
müſſe einen Proteſtſtreik veranstalten. Sit Darüber abge= 
ftimmt worden? Wofer: Fa. 

EN: In welhem Umfang hätte er abmehalten werden 
jollen? 

Wofer: Darüber war ich nicht Har, ich weiß nur, daß 
ich ausdrücdlich feitgejtellt habe, daß von einem Einbezug der 
Eifenbahnerjchaft nicht die Nede jein kann. 

ER: Man hat alfo ſolche Zumutungen gemadt? 

Wofer: Nein, ich habe nur gejagt, ich halte e3 für un— 
möglich, daß man die Eiſenbahnerſchaft in dieſen Proteſtſtreik 
einbeziehe, aus praftiihen Gründen. 

OR: Sie haben alfo annehmen müſſen, daß die Eijen- 
bahner nicht mitmachen würden? 

Wofer: Nein, das nicht, jondern ich fagte mir, jo raſch 
könne man die Sache nicht organifieren, man müſſe jich zuerſt 
an die Eijenbahner jelbjt wenden. Wenn man einen Eijen- 
bahnerjtreif anordnet, tjt eg nicht, wie wenn man einen Fabrik— 
betrieb einjtellt, jondern da müſſen alle Sicherheitämaßnah- 
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men berückfichtigt werden, und dazu war nicht genügend Zeit 
vom Donnerstag auf den Samstag. 

GR: Nachher war aber noch weniger Zeit, vom Sonn— 
tag auf den Dienstag? 

Woker: Das hat dort genügt, während vorher für die 
temporäre Xrbeitseinftellung, wo man hätte verfügen müjlen, 
wann der Betrieb wieder aufzunehmen ſei, wo die einzelnen 
Züge anhalten jollen und wo fie nachher wieder abfahren 
ſollen, die Zeit nicht ausreichte. 

ER: Iſt in Ihrer Gegenwart der Aufruf: „Heraus zum 
Proteftitreif” verfaßt worden? 

Wofer: Den habe ich nie gejeher, bis mir der Unter- 
ſuchungsrichter einen gezeigt hat. 

ER: Aber Sie wuhten, daß er gemadt worden war? 

Woker Nein 

EN: Sind Sie bis zum Schluß dabei geweſen? 

Woker: Ich weiß das nicht, ich kann nur ſagen, daß 
ich bei der Diskuſſion darüber anweſend war, ob der Pro— 
teſtſtreik ausgelöſt werden ſoll, und daß ich dagegen Stellung 
genommen habe, hauptſächlich dagegen, daß die Eiſenbahner— 
Ihaft einbezogen wurde? 

EN: Sie willen nicht, ob eine Subkommiſſion eingelegt 
wurde? 

Wofer: Sch Habe meine Aufgabe an dieſem Abend als 
erledigt betrachtet von dem Moment weg, da ich mußte, daß 
die Eifenbahnerichaft nicht in Frage fam, und habe mid; an 
der Diskuſſion über alles übrige nicht beteiligt. 

GR: Sie haben alfo nicht mitgewirft am Zuſtande— 
fommen der eingeflagten Stelle! Wofer: Nein. 

: Sind Sie in Bern geweien am 8. und 9. Novem— 
ber? 

Wofer: In der Naht vom 7. auf den 8. ift der Pro- 
tejtjtreif beichloffen geworden, am 8. war ich in Wimmis vor 
Richteramt. 

EN: Was haben Sie ſelbſt mitgemacht an weitern Maß— 
nahmen bezüglich des Streiks? 

Wofer: Da habe ich weiter nichts mehr mitgemacht 
bis Sonntagnachmittag, da ich durch Herrn Düby einge— 
laden wurde, im Auftrag des Herren Grimm, id) mödte am 
legten Verhandlungsberſuch im Bundeshaus teilnehmen. 

SER: Alſo die Einladung haben Sie vom Generalſekre— 
tür Düby befommen. Wann hat die Konferenz ftattgefunden? 
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Woker: Nachmittags zwiſchen 2 und 3 Uhr. 

OR: Wollen Sie furz wiederholen, was da gejagt 
worden iſt. Sit e3 richtig, was in Biffer 5 der Anflage- 
ſchrift geſagt iſt? 

Aud.: Es iſt der Wortlaut der Botſchaft des Bundes— 
rates. Zwiſchenruf Grimm: Aber die Botſchaft des Bun— 
desrates iſt nicht vollſtändig zitiert.) 

Wofer: Ich war alſo dort anweſend und bon den bier 


Vertretern der Arbeiterichaft hat einer nach dem andern die 


Gelegenheit genommen, dem Herren Bundespräfidenten die 
Situation auseinanderzufegen. Man hat ausdrüdlich gejagt, 
man verlange nicht einmal Zurücknahme der Truppen, ſon— 
dern man erſuche nur, daß die Truppen möglichſt unter 
Glasverſchluß getan werden, weil in Zürich die Erregung 
jo jei, daß e3 zu Zujammenftößen fommen fönne, wenn die 
Truppen demonjtrativ in der Stadt herumziehen. . Nachdem 
wir uns geäußert hatten, hat ung Herr Kalonder im Namen 
de3 Bundesrates jehr jchroff erklärt, er breche jede Beziehung 
zum Aktionskomitee ab. 

EN: Das war das Schlußwort, aber die vorhergehenden 
Aeußerungen find offenbar auch gefallen. Uebrigens haben 
Sie ſich trompiert, wenn Sie gemeint haben, es gehe in Zü— 
rich ſogleich 108. 

Woker: Wir haben das jo beurteilt. 

GR: Was haben Sie nun nad der Unterredung be— 
ſchloſſen? Sit nicht feitgeitanden, daß nun etwas gehen muß? 

Woofer: Nach der Unterredung find wir auseinander. 
Ich bin mit Herren Düby gegangen, nachher auf mein Bureau, 
um Korreſpondenzen zu erledigen, und bin erjt um 8 Uhr zu 
der Sitzung des Aktionskomitees gegangen. 

GR: Hatten Sie irgendwelche Beſprechungen mit Aktions— 
komiteemitgliedern? Woker: Die habe ih nicht gehabt. 

OR: Aber ift nicht die Sitzung am Abend vorher anbe- 
raumt worden? 

Woker: Die habe ich erfahren durch Telsgramm des 
Aktionsfomiteepräfidenten, da8 ich am Sonntagmorgen be— 
fommen habe. 

ER: Alles Uebrige war zu bejprechen bei der ng 

Woofer: Jawohl. 

GR: Sind Sie etwas fpäter gefommen?. 

Woofer: Die Sitzung hatte noch nicht angefangen, es 
mag etiva 814 oder 81% Uhr geweſen fein. 
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GR: Andere jagen, jie ſeien um jieben Uhr gegangen. 

Wofer: Das tit em Irrtum. Um 7 Uhr over nachher 
ind die Leute von Zürich mit dem Zug angefommen. Ich 
bin gerade deshalb jpäter gegangen, weil ich mir gejagt Habe, 
e3 jet unmöglich, daß Die Sitzung früher anfangen fünne. 

OR: Was ifti an Der Sitzung gegangen? 

Woker: Ar der Sikung it die Situation beſprochen 
worden, wie wir fie gefannt haben aus den Berichten, die 
telephoniſch aus verſchiedenen Landesgegenden gefommern 
find. Ebenſo die Situation, wie fie jih nad) den Erflärungen 
de3 Herrn Calonder am Nachmittag und, wie es jcheint, auch 
ſchon am Morgen gegenüber einer andern Delegation er- 
geben hatte. Dann ift zunächſt feitigeftellt worden, daß es 
ſchwer halten würde, den Ausbruch eines Streiks zu ver— 
hindern? 

GER: Es war die allgemeine Meinung, daß die Disziplin 
gefährdet wurde. Sind Gie nicht in Verbindung mit Mit- 
gliedern Ihres Verbandes gemejen? 

Wofer: Nein, ich wüßte nicht, wie man das hätte 
machen wollen. 

GN: Aber am Samdtag und Sonntag? 

Wolter: Da hatte ich feine Beziehungen mit den Mit- 
gliedern des Verbandsvorſtandes. Wir haben einen Ber- 
bandsausihuß, der jede Woche einmal zujammenfommt am 
Mittwochabend. | 

OR: Ufo, wenn man Präfident ijt, jo fümmert man fi) 
nit um die Stimmungen und Bewegungen, Die etwa hätten 
einjegen fünnen, jpeziell im Verband? 

Wofer: Ich habe ſchon gejagt, daß Die Geſchichte plöß- 
ich gefommen tt, daß ich tatſächlich bis Sonntagabend nie 
das Bewußtſein gehabt habe, es fünne zum Eijenbahnerftreif 
fommen. Das habe id) erit gemerkt durch die Feititellungen, 
die im Berlauf des Sonntagabend? gemacht worden ind. Bis 
Sonntagabend habe ich nicht geahnt, daß die Möglichkeit eines 
plöglihen Ausbruchs des Eiſenbahnerſtreiks bevorſtehe. 

GR: Weil man in Bern nicht daran gedacht hat. Was 
haben Sie erfahren über Die Stimmung der Eijenbahner? 

Wofer: Ueber die Stimmung in Zürich ift mitgeteilt 
worden, es jeien im Laufe des Tages mehrmals telephonijche 
Mitteilungen eingegangen, daß die Stimmung der Arbeiter- 
ihaft und Eiſenbahnerſchaft außerordentli erregt jei. Es 
jeien auf dem Bahnhof Zürich im Güterihuppen Majchinen- 
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geivehre aufgejtellt worden, troßdem das Eijenbahnperjonal 
ih vollitändig ruhig verhalten habe, das habe dazu geführt, 
daß das Perſonal erflärt habe, e3 lege die Arbeit nieder, bis 
dieje Majchinengewehre entfernt jeien.. Sm meitern habe ich 
gehört, es fer zu blutigen Zuſammenſtößen gefommen im 
Laufe de3 Nachmittags ziwiichen Zivil und Milttär. 

EN: Wer hat das gejagt? 

Woker: Es muß irgendein Mitglied des Aktionskomi— 
tees geweſen jein, das telephoniſch die Mitterfung erhalten hat. 

EN: Nun ift man offenbar zur Einſicht gefommen, daß 
der Streik unvermeidlich jet. 

Woofer: Gewiß, ich bin zur Einficht gefommen, daß der 
Streif unvermeidlich jei, von dem Moment weg, da er in 
Zürich ausgebrochen ift. Sch habe präziie Meldungen bekom— 
men im Laufe der Sitzung vom Sonntagabend. 

GR: Wann mag das gewejen fein? 

Wofer: Da habe id) die Uhr nicht in der Hand gehabt, 
nad meinen Wahrnehmungen zwiichen 815 und 1015 Uhr. 
Es iſt jehr intenfiv diskutiert worden, jeder Anweſende hat 
jeine Meinung über die Situation gejagt, und dann tit eg tat- 
ſächlich ſo geweſen, daß man jehr häufig herausgerufen wor— 
den: iſt, bald waren es Eifenbahner vom Platze Bern, von 
denen man herausgerufen wurde, weil dieje willen wollten, 
was gehe. Es hat etiva einmal Unterbrechungen gegeben. 

GEN: Haben Sie nicht ſelbſt telephoniert? 

Wofter: Nein. | 

GR: Sie waren Doch Präfivent eines Verbandes? 

Wofer Sch habe in Zürich niemand, dem ich zu befehlen 
hätte. Wir haben auf dem Plage Zürich eine Vertretung, des 
Perjonals, Herrn Kaufmann, der war hier in Bern, mit dem 
fonnte ich alfo nicht telephonieren. 

GEN: Wie ift es mit den neun Punkten gegangen, Die 
feſtgeſtellt und im Aufruf vorgelegt worden find? Woraus 
hat Diele Vorlage beitanden? Hat der Präfident das vorge- 
legt? 

Wolter: Ja, ich denke. 

GR: Hat man bereits die neun Punkte disfutiert? 

Wofer: Ja, die find diskutiert worden. 

GEN: Genehmigt worden? 

Wofer: Es hat feine Einzelabjtimmung jtattgefunden, 
jeder hatte das Recht, fich zu äußern, wenn er irgend etwas zu 
bemerfen hatte. 
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GER: Niemand hat das getan? 

Woker: Es find da und dort Bemerfungen gemacht 
worden. | 

GR: Da ift nun doch auch) die Rede geweien von dem 
meitern Inhalt des Aufrufes, von den eingeflagten Gtellen, 
bon den Soldatenräten, und zwar nicht erjt nachts 1 Uhr, ſon— 
dern vorher. Woker: Ja, das tft richtig. 

ER: Sie haben jelbjt gejagt, Sie hätten ji an Der 
Diskuſſion beteiligt. | 

Woker: Das ftimmt, als die Frage der Soldatenräte 
zur Sprache kam, habe ich gejagt, ich glaube, man made ſich 
Illuſionen, wenn man ich vorftelle, daß ein derartiger Auf- 
ruf an das Militär eine Wirkung haben werde. Ich glaube 
vielmehr, daß das bei unſern MWehrmännern nicht ver- 
ſchlage. 

EN: Sie haben in der Vorunterſuchung genau gejagt: 
„In der Diskuffion bin ich nach einem Botum Grimm, dad 
ih dahin ausſprach, daß mittel3 der Smititution der Solda— 
tenräte die Armee im dag Lager der Arbeiter geführt werden 
fönne, daß fie feinen Schuß der Regierung mehr bilde, in 
dem Sinne entgegengetreten, daß mit der Verwirklichung 
diefes Gedanfens nicht gerechnet werden fünne, jondern daß 
die eine Illuſion jet.” 

GR: In diefem Fall Hätte alfo Präſident Grimm gejagt, 
mittel3 der Snititution der Soldatenräte fünne die Armee in 
da3 Lager der Arbeiterichaft geführt werden, daß fie feinen 
Schuß der Regierung mehr bilde. | 

Wofer: Es it mir unterfhoben worden durch 
die Unterfuhung, daß ich Das geſagt hätte. Sch bejinne mid) 
genau, daß ich vor Unterfuhungsrichter fein Wort gejagt 
babe, daß Herr Grimm das erflärt hat, fontern der Unter- 
juchungsrichter hat gefragt, wer das gejagt hat und ala ich 
gejagt habe, ich wiſſe das nicht, hat er Die Alten nachgeichlagen 
und nachher gejagt, es jtehe in den Akten, eö ſei Der 
Grimm geweſen, und nachher hat er daS protofolliert. Das 
it nicht die Depofition, die ich gemacht Habe, ich, fann mit 
gutem Gewiſſen nicht behaupten, daß Grimm dieſe Aeuße— 
rung getan hat. Es ift mir nur bewußt, daß ich Gelegenheit 
genommen habe, meine Bemerfungen zu maden. 

OR: Das Protokoll iſt doch ganz Far. Haben Sie mitge- 
wirft bei der Redaktion des Aufrufe? Wofer: Nein. 

ER: Mfo andere haben da3 gemacht? Wofer: Ja. 
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GR: Beltand eine Redaktionskommiſſion? 

Woker: Meines Wiſſens nicht. 

OR: War der Aufruf vorher ‚fertig? 

Wofer: Das weiß ich nicht. Sch habe ihn nicht gejehen. 

GR: Wann find Sie fortgegangen? 

Woker: Nah Schluß der Sitzung. Sch wurde aber jehr 
häufig herausgerufen, um Auskunft zu geben. 

OR: Wir wifjen, daß der Aufruf Abichnitt für Abjchnitt 
vorgelejen wurde und gefragt wurde, wer etwas auszuſetzen 


Woker: Es iſt möglich, aber ich erinnere mich nicht 
Daran, daß der Aufruf in meiner Gegenwart Cab für Satz 
porgelejen worden märe. 

GR: Der Aufruf ist ficher nicht vor leeren Bänfen ver- 
leſen worden. 

Woker: Es it immer jemand anweſend gemwejen, umd 
zwar die Mehrzahl der — aber es war ein beſtän— 
diges Hin und Her. 

GEN: Haben Sie die Bemerkung wegen der Goldaten- 

räte nicht bei Anlaß der Verlefung des Aufruf gemadt? 
| Wofer: Sch weiß nicht, ob es bei Anlaß des Aufruf 
oder des Programms geweſen iſt. 

GR: Im Programm ſteht nichts von Soldatenräten. 

Woker: Dann iſt es wahrſcheinlich der Aufruf geweſen. 

GR: Bei Anlaß der Verleſung des fertigen Aufrufs, 
oder war nicht ſchon vorher die Rede davon? 

Woker: Ich kann nur ſagen, daß ich mich nicht genau 
erinnere. 

GR: Sch vermute, der Aufruf ſei zum großen Teil vor— 
her fertig ee darum hat man Darüber ſprechen fünnen. 

Woker: ch glaube nicht, daß er fertig war, jondern 
der Aufruf ijt gemacht morden an Hand der Bemerkungen, 
die in der Diskuſſion gefallen jind. 

EN: Wir werden andere hören, die jagen, der Aufruf 
jet angenommen worden, wie ihn der Präfident Grimm vor— 
gelegt hat. | 

Wofer: Das it ja mdalih; ich kann mich nicht er— 
innern. 

GR: Wann find Sie aus der Sitzung fortgegangen? 

Wofer: Im 2 oder 21% Uhr. 

SR: Sit in Shrer Gegenwart nad) Solothurn telepho- 
niert worden? 
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Wofer: Ich weiß, daß davon die Rede geweſen ift, e3 
werde nach Solothurn telephoniert. 

SGN: Wann tft das gemeien? Wofer: Im Laufe des 
Abends. 

GN: Willen Sie, wer telephoniert hat? 

Wofer: ch glaube, Ilg. 

ER: Was ijt mitgeteilt worden? 

Woker: Der Herr Affolter habe jich bereit erklärt, dag 
es mit den Unterjchriften jo gemacht werden jolle, wie es ge- 
macht worden ift. 

: Hat nicht auch Wey etivas gejagt zu den Soldaten— 
raten? 

Woker: Sch kann mich nicht erinnern, Daß Wey etwas 
gejagt hätte. Meines Erinnerns bin ich der einzige geweſen, 
der Darüber geſprochen het. 

GER: Sit aber Wey dabei gewejen? 

Woker: Das weiß ich nicht, joviel ich mich erinnere, tft 
Herr Wey nur ganz furze Zeit weggegangen, um mit dem 
engern Verbandsporitand, der auf dem Plate Bern verſam— 
melt war, über die Sache zu reden. Er iſt nicht länger als 
eine halbe Stunde fortgemejen. 

GER: In welcher Form iſt der Aufruf abgelejen worden, 
handſchriftlich oder maſchinenſchriftlich? 

Woker: Das weiß ich nicht. 

GEN: Iſt er nachher mit der Mafchine vervrelfältigt 
‚worden? 

Wofer: Sch Habe mich nicht darum gefümmert. 

ER: Sind Sie am andern Tag im Komitee gewejen? 

Wofer: Am andern Morgen hatte ich in der General- 
direftion der Bundesbahnen eine Beſprechung, Damit Die Mit- 
glieder unjeres VBerbandsporitandes den nötigen Urlaub be- 
fommen. Wir haben telegraphiih das Aufgebot für Die 
Sigung ergehen lafjen, jofort nachdem der Streikbeſchluß ge— 
faßt war. 

ER: Wann war das? Wofer: Ich nehme an, von 
11, bis 2, kurz bevor ich heimgegangen bin. 

ER: An wen haben Sie telegraphiert? 

Woker: An alle Mitglieder de3 weitern Verbandsvor— 
ſtandes des V. S. E. A., etwa 30 Mann. 

GR: Da ſind Sie am Morgen zur Generaldirektion ge— 
gangen, um Urlaub zu erwirken? Wofer: Kamohl 

GR: Das ift gejtattet worden? 
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Bofer: Jawohl, nachher habe ich auf dem Bureau die 
Verbandsvorſtandsſitzung vorbereitet, die Montagnachmittag 
ftattfinden mußte, und an jenem ganzen Nachmittag war ich 
in diejer Berbandsvorjtandsfigung. 

GER: Hat man in diefer Sitzung nit von Mülitari- 
ſierung geiprochen? 

ee Meines Erinnernd hat das fein Menjch ge- 
wußt 

OR: Herr Düby hat aber gelagt, man habe erwartet, daß 
lie fommen werde. 

Woofer: Aber geiprochen hat man nicht davon. 

GR: Sit nicht an der Sitzung auch Generaljefretär Düby 
anivejend geweſen? Wofer: Ja. 

GR: Wie lange hat die Sitzung gedauert? 

Wofer: Eigentlich permanent bis zum Streikabbruch. 
Ich mußte mich hin und wieder entfernen, weil ich ins Streik— 
Iofal an der Kapellenjtraße gehen mußte. Da hat der Vize- 
präfident präjidiert, und während der Nacht haben wir Die 
Sitzung für ein paar Stunden aufgehoben. Jedesmal, wenn 
ich in das Verbandsbureau gefommen bin, waren immer ein 
paar Mitglieder Dort. 

GN: Wer ift Vizepräfident? 

Wofer: Deppeler, Beamter der S. B. B. in Oſtermun— 
digen. 

GER: Sind Ste nicht auch von Eifenbahnern angefragt 
worden, was man zu machen habe, ob man dem Mobiltja- 
tionsbefehl folgen jolle eder dem Aufruf. 

Wofer: Mir it die Trage nicht gejtellt worden. Für 
mich war fie erledigt mit der Inſtruktion. 

GR: Niemand hat Sie gefragt? Woker: Nein. 

GN: Aber andere find gefragt worden? 

Wofer: Das fteht in der Anklageakte. 

EN: Es iſt Far, daß man gefragt hat. 

Woker: Ich alaube das nicht, daß es jo Elar iſt; jo wie 
ich unſere Leute kenne, glaube ich nicht, daß ſolche naive An- 
fragen überhaupt geftellt wurden. Nachdem die Weiſung 
durch die Kartelleitung gegeben worden tft, haben fie gewußt, 
daß e3 feinen Sinn hat, überhaupt noch zu fragen. Es ift 
jehr viel telephoniert worden, das mag jein. 

GN: Haben Sie aud telephoniert? 

Wofer: Nein. 

GR: Sind Sie auch dort gewejen, am 13. und 14.2 
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Wofer: Ich bin bei allen Sigungen dabet geweſen. 

ER: Der Abbruch des Streiks iſt Mittwochabend be— 
ſchloſſen worden oder in der Nacht von Mittwoch auf Don— 
nerdtag. Da haben Sie dafür geſtimmt, und zwar haben Sie 
gejagt, Sie tun das infolge der großen Oppofition aus Eifen- 
bahnerfreijen gegen den Otreif. 

WBofer Das war nicht die Erwägung, die Oppofition 
aus Eiſenbahnerkreiſen ijt nach unſerm Dafürhalten nie jo 
groß gewejen, mie jie nach außen aufgebaujcht wurde. Das 
find ein paar Leute gemwefen, die gefchrien haben, und dabei 
iſt Halt die Eiſenbahn nicht gefahren. Wenn die große Oppo- 
jition dageweſen wärg, wäre wahrſcheinlich die Eiſenbahn 
eher — als das Aktionskomitee verfügt hat. 

GER: Am Donnerstag hätte man nicht fahren ſollen? 

Woler: Es fonnte nicht gefahren merden, bis alle 
Sicherheitgmaßnahmen in Ordnung waren und wieder jeder 
auf dem Poſten war. 

SER: Iſt nicht am Donnerstag davon die Rede geweſen, 
e3 frage fich jehr, ob der Streit abgebrochen werde, es fei eine 
ſtarke Oppofition dagegen, auch in der Stadt Bern? 

Wofer: Ich wußte das jchon, das haben wir Mitglieder 
des Aktionskomitees am beiten gemerkt. Wir find dafür, daß 
wir den Streit abgebrochen haben, faſt gehängt worden. 

GEN: Wie verhält e3 ſich mit der NRechtfertigungsichrift? 

Woker: Das iſt eine Abwehr nad recht3 und links, eine 
Abwehr gegenüber denjenigen, Die behauptet haben, mir 
haben fie vergewaltigt und über ihre Köpfe hinweg ven 
Streif beichlojfen, und gegenüber denjenigen, die gejagt . 
haben, man hätte nicht abbrechen jollen. 

GER: Wie jtand es mit der Oppofition in Bern am 
Donnerdötsig? Ich Habe am Donnerstagnachmittag einen 
Gang in die Stadt gemacht und danach gefragt. Da jagte 
man mir, der Streik werde nicht abgebrochen. Sie haben ge— 
wiß auch davon gehört. Sind Anläufe von diejer Seite ge— 
madt worden? 

Wofer: Sa, wir haben die ſchwerſten Angriffe auf ung 
nehmen müſſen. 

GR: Steht es mit derartigen Gerüchten im Zujammen= - 
hang, daß eine Beſprechung mit eo an der 
Rapellenitraße ftattgefunden hat? 

Wofer: Ich weiß micht, was gegangen iſt. Als ich kam, 
war ein Offizier mit ſtarker Wachtmannſchaft vor dem Haus 
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Kapellenſtraße 6 und hat erflärt, ich könne nicht mehr hinein, 
denn wenn ich hinaufgehe, müfje ich dort bleiben. Da ging 
ich weg und von dort ins Volkshaus. Dort habe ich mit den 
Bertrauensleuten des Platzes Bern gejprochen, um ihnen be- 
greiflich zu machen, warum wir zum Streikabſchluß fommen. 
Am Nachmittag ging ich nochmals an die Kapellenſtraße. Der 
gleiche Leutnant war immer noch dort und hat gejagt, wenn 
ich gehe, bleibe ich Darin. Ich bin dennoch gegangen, weil ich 
wußte, Daß wir Sitzung haben mußten, um die Liquidation 
des Streiks vorzunehmen. 

ER: Nun die Inſtruktion. Die hat doch ſchon vorher 
beitanden. | 

Wofer: Sie iſt mir Seit dem drohenden Streif bei der 
Rhätiſchen Bahn befannt. | 

GN: Haben Sie nicht gearbeitet, um die nötigen Aende— 
rungen anzubringen? 

Wofer: Damit hatte ich deshalb nicht? zu tun, weil 
da3 rein betriebstehniiche Sachen find, von denen ich nicht 
verjtehe. 

GR: Nun nodh eine Frage. Warun hat man im Juli 
das Aktionskomitee neu beitellt? 

—Woker: Ih war damals noch nicht dabei, ich habe 
lediglich ald Delegierter des Föderativverbandes des eidg. 
Perſonals als Gast teilgenommen am Nrbeiterfongreß in 
Bafel, aber abſolut feine Sigung des Aktionskomitees mit- 
gemacht. 

Hauptmann Seelhofer: Herr Dr. Wofer hat erflärt, 
daß er an der Sitzung, an meldher der Streik beſchloſſen 
wurde, eine telephonifche Meldung erhalten habe in bezug auf 
die Erregung in Züri. Die Ausfage wurde unterbrochen 
durch die Frageftelung. Wie verhält es fich genau Damit? 

Woofer: &3 iſt mir während der Sitzung des Aktions— 
fomitee3 durch Herrn Kaufmann, wenn ich mich recht er- 
innere, mitgeteilt worden, daß er joeben mit verſchiedenen 
Kollegen auf dem Plage Zürich telephoniert habe und daß 
die ihm erflärt haben, eine Verfammlung von 2000 Eijen- 
bahnern habe beſchloſſen, jofort auf Mitternacht in den Streik 
einzutreten. Das ift die Mitteilung, die ich befommen habe. 

Aud.: In der Botichaft des Bundesrates vom 7. Dezem- 
ber 1918 an die Bundesverſammlung betreffend die Ausrich- 
tung von Teuerungszulagen an das Bundesperjonal für 1919 
iteht auf Seite 6: „Am 9. November fand eine Konferenz zwi— 


f 


208 


Ichen dem Vorſteher des Finanzdepartements und einer Dele- 
gation des Föderativverbandes eidgenöſſiſcher Beamter, 
Angeſtellter und Arbeiter zwecks Beiprechung der Teuerungs— 
zulagen ftatt, und nachdem Den Delegierten des Verbandes 
Gelegenheit gegeben wurde, fich zu äußern, find Zulagen be- 
ihlofjen worden”, auf die ich vielleicht {päter zu reden fomme. 
Sit Non der Angejchuldigte auch bei dieſer Delegation ge: 
mweien? 

Wofer: Sch war anmwejend 

AWud.: Iſt es nicht richtig, daß damals die Delegierten 
des Eiſenbahnperſonals gefunden haben, man jei ihnen jehr 
weit entgegengefommen und ſie jeien mit den: Zugeſtändniſſen, 
die man gemacht habe, jehr zufrieden? 

Woker: E3 war fo: dieſe Zugeftändnifje waren nicht 
definitiv. Herr Motta hat jich lediglich mit ung fonferenziell 
beiprochen, was wir wünſchen, und hat gejagt, was er im 
äußerſten Fall im Bundesrat vertreten fünne. 

Aud.: Immerhin haben Sie fich geäußert, Daß es jo 
recht wäre? 

Woker: Das fonnten wir nidt. | | 

Aud.: Die Botichaft fährt weiter: „Nachdem den Dele- 
gierten des Verbandes Gelegenheit gegeben wurde, ihre For— 
derungen näher zu begründen, jegte der Vorfteher des Finanz— 
departements den Standpunkt des Bundesrates in dieſer 
Frage auseinander. Diefer läßt ſich furz wie folgt zuſammen— 
faflen: Die Reviſion des allgemeinen Bejoldungsgejeges tjt 
grundſätzlich bejchloffen worden. Das Finanzdepartement hat 
mit den diesbezüglichen Arbeiten bereit3 begonnen. Bei der 
großen Ausdehnung der Bundesverwaltung und den man: 
nigfachen in Betracht fommenden Berhältnijjen wird es jedod) 
einige Seit gehen, bis das neue Geſetz im Kraft geſetzt werden 
fann. Eine allzu raſche Durchführung der Geſetzreviſion ift 
auch deswegen nicht möglich, weil mit Der Feſtſetzung der 
neuen Bejoldungsanjäbe zugewartet werden muß, bis eine 
gewiſſe Stabilifierung der Preife eingetreten ift. Yon dieſen 
Erwägungen geleitet, fieht der Bundesrat die Verabfolgung 
einer Zulage von grundfäglich 50 Prozent der Bejoldung 
unter Feitfegung eines Minimums und mit degrefjiver Ab- 
ftufung vor... Nach reger Diskuſſion ergab jich die grundjäß- 
liche Bereitichaft der Verbände des Perſonals, einer Lölung, 
die in den Hauptpunkten folgenden Bedingungen entiprechen 
würde, zuzuftimmen.“ Alſo wäre nach der Botjchaft des 
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Bundesrates anzunehmen, daß am 9., am Tage des Proteſt⸗ 

ſtreiks, am Tage bevor der Generafitveit erflärt wurde, mit 

dem Bundesrat über Die Beſoldungsverhältniſſe der Eifen- 

bahner eine befriedigende Auseinanderſetzung erreicht wurde. 
Sit Das richtig oder nicht? 

Wofer: Es ift nicht richtig. Dieſe Delegation an den 
Bundesrat hatte Lediglich den Zweck, Herrn Bundesrat Motta 
ausetmanderzujegen, was der Vorſtand des Föderativver- 
bandes in feinen Eingaben eigentlich wollte, und die. Gegen- 
vorſchläge, Die Herr Motta gemacht hat, ich weiß nicht, ob im 
Auftrag des Bundesrates, haben ſich nicht vollſtändig mit Dem 
gededt, was der Föderativverband pojtuliert Hatte. Wir 
haben ung ausgejprochen und find auseinandergegangen, in- 
dem wir gejagt haben, wir werden dag den dem Föderativ— 


verband angejchlofjenen Kollegen mitteilen. Es jtimmt aber 


nicht, daß es zu einer Erledigung der hängigen Poftulate ge- 


kommen märe. 


Aud.: Die Botichaft des Bundesrates hat dem Natinnul- 
rat bereit& vorgelegen. Ach nehme an, daß, wenn das Gericht 
es für nötig findet, Feititellen zu laſſen, ob die Botichaft des 
Bundesrates auf Wahrheit beruht, das Protofoll des Natio- 
nalrates darüber Aufichluß gibt. Sch glaube, die Angaben 
in der Botihaft find von den hier anmwelenden National- 


‚täten im Nationalrat nicht beftritten worden. Die Botihaft . 
jeßt dann meiter auseinander die finanziellen Folgen. Selm 


möchte ich bitten, der: Angejchuldigten Woker zu fragen, ob 
ihm dieſe weitgehenden Anträge bes Bundesrates bekannt 
waren. Sch möchte weiter fragen lafjen, ob er. oder Düby es 
für nötig erachtet Haben, dem Oltener Aftionsfomitee eine. 


Mitteilung zu maden davon, daß man geftern vom Bundes⸗ 


rat weitgehende Zuſicherungen in bezug auf die Teuerungs⸗ 
zulagen und Gehaltsfeſtſetzungen erhalten habe. 
Woker: Wir Haben, ſoviel ich mich erinnere, Dem 


Aktionskomitee Mitteilung gemacht, daß am Tage vorher dieſe 


Beſprechung ſtattgefunden hatte, und haben auch das Reſultat 


mitgeteilt. 


Aud.: Was wollte man denn eigentlich für die. Eiſen⸗ 


bahner noch? 


Woker: Das wird der Herr Auditor ſehen, wenn er ſich 
überzeugt, was die Eiſenbahnerſchaft ſeit Jahren für Poſtu— 
late im Feuer gehabt hat, die nicht befriedigt worden ſind. 
In erſter Linie wollte man eine beſſere Einlöſung des Ver— 
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iprechen® auf ee: dad immer verichleppt 
murde, eine Beljerung auf dem ©ebiete des Dilziplinar- 
wefens, da3 jehr im argen liegt. Wenn der Herr Auditor 
wünſcht, fann ich an Hand von ziemlich umfangreihdem Ma- . 
terial, da3 ich gegenwärtig auf dem Bureau habe, nachweisen, 
was das Eijenbahnperjonal jeit Jahren alles verlangt hat. 

Aud.: Wunde am 9. November aud mit dem Bundesrat 
darüber geſprochen? 

Wofer: Die Beiprehung mit Herrn Bundesrat Motta 
am 9. November hatte feinen andern Zweck ala die Beſpre— 
hung der Eingabe betreffend Teuerungszulagen für das Jahr 
1919. Srgendwelde andern Traktanden jtanden nicht in 
Frage. Ein Bewei dafür tit, daß nur Herr .Motta da ivar, 
während die Vorjteher des Kijenbahndepartement3 und des 
Suftizdepartements, die in Frage gefommen wären, nicht an⸗ 
weſend waren. 

Aud.: War nicht Die Generaldirektion der & B.B. 
dabei? Woker: Nein. 

Aud.: Wer war dabei von jeiten des Föderativver— 
bande3? | 

Wofer: Der PBräfivent, Nationalrat Weber, und viel- 
leicht noch etwa zehn weitere Mitglieder des Föderativver— 
bandes. 

Aud.: Ich möchte nun, damit keine Mißverſtändniſſe 
entſtehen, noch folgende Tragen an den Angejchuldigten rich- 
ten lafjen: Hat Dr. Wofer mit irgend jemand im Zürich direft 
telephoniert? Oder hat er eine andere Meldung über die Vor— 
gänge in Zürich befommen als diejenige von faufmann? 

Woker: Ich hatte außer diefer Mitterlung von Herrn 
Kaufmann ein Telegramm, dad mir im Laufe des Abends 
vom Perjonal der Südoſtbahn zugegangen ift, worin jteht: 
„Süboitbahnperjonal im Streif.” Das mar bereit3 am 
Sonntagabend. Sm meitern ift im Laufe des Abends eben- 
falls durch telephoniiche Uebermittlung die Meldung zuge— 
fommen, daß nicht nur das Perjonal des Platzes Zürich die 
iofortige Auslöjung des Streiks beichlofjen habe, ſondern daß 
auch der Plah Winterthur die Arbeit eingejtellt Habe, daß es 
Bi jet für die Plätze der Yürichjeegegend bis Wallen- 
tadt 

Aud.: Das find Be die Herrn Woler Direkt zu⸗ 
gegangen waren? 
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Woker: Das find Meldungen, die mir jeweilen ausge- 
richtet worden find, wenn fie telephonifch ankamen. 

Aud.: Wer richtete das aus, wenn das Telephon fam? 
Woker: Das fann ich für den einzelnen Fall unmöglich 
jagen. 

GR: Wer richtete Das aus? 

Woker: Es war gewöhnlich ein Mitglied des Aktions— 
fomitee3, das das Telephon abnahm. 

GR: Im Verlaufe der Sikung? 

Aud.: Sit im ganzen Aktionskomitee und in der Kartell- 
leitung niemand eingefallen, daß man die Sitzung über den 
Generalſtreik nach Zürich hätte verlegen fünnen, wenn man 
doc; durch den Tag hindurch vernommen hat, daß in Zürich 
dte Sache nicht Flappt? 

Wofer: Das Aftionstomitee, deſſen Präjident in Bern 
wohnt, hat das Necht, diefe Siyungen in Bern abzuhalten. 

Aud.: Natürlich, das weiß ich auch, aber ich frage, ob e3 
nicht angebracht geweſen wäre, in Zürich Sibung zu halten? 

Wofer: ch jehe nicht ein, warum. 

Aud.: Nein, ich auch nicht. Wenn e3 brennt, dann |pringt 
man: natürlicd) fort. 

Dr. Welti: Ich werde an den Angeklagten Dr. Wofer 
in dieſem Zuſammenhang feine Fragen jtellen. Wohl aber im 
Zuſammenhang mit dem ganzen Kompler der Fragen, die der 


Herr Auditor angetönt hat, die wir bei der Beweiserhebung 


näher berühren wollten. | 
Huber: Ich möchte bitten, den Angejchuldigten zu fra- 
gen, wie es jich verhalten hat bezüglich der Adreſſe jenes Teils 


des Aufrufes, der jih an die Wehrmänner richtet, ob dabei 


gedacht war an die Wehrmänner, die mobilifiert waren oder 
an jolche, welche zu mobilifieren feien, ob «3 fich darum han- 
delte und davon geiprochen wurde, irgendeine Verteilung an 
mobilijierte Wehrmänner zu organisieren? 
Wofer: Davon iſt fein Wort gejprochen worden. 
Steimer: Herr Dr. Wofer wird beftätigen müſſen, daß 
Herr Allgömwer erjt jpät, ich glaube etwa 111%, Uhr, nach Bern 


gekommen ift, an die Kapellenftraße. 


Aud.: Das ſteht in der Anklageſchrift. 
Steiner: Und daß nit er, nämlich Allgöwer, Ver- 
faſſer des Aufruf3 an die Eifenbahner war. 
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Wofer: Ich kann bejtätigen, daß Allgöwer erit am jpä- 
ten Abend eo iſt und meines NE mit dem Auf⸗ 
ruf nichts zu tun gehabt hat. 

GR: Wer hat die Einleitung —— 

Woker: Herr Großrichter, darüber gebe ich keine poſi— 
tive Auskunft. Sch erkläre, daß fein Mitglied des Aktions— 
fomitees und keiner der hier anweſenden Angejchuldigten es 
geweſen iſt. 

Dr. Welti: Darf ich dieſe Frage noch erweitern und 
den Kollegen Dr. Woker fragen, ob er nicht von den in der 
Anklageſchrift überhaupt aufgezeichneten Angeklagten reden 
will, das heißt ob er nicht ſagen will, daß es auch nicht 
Platten war? | 

Wofer: Platten war nit in Bern. 

Aud.: Er war in Zürid. 

Dr. Farbitern: Ungenau, Herr Auditor, er war nicht 
in Zürich, jondern in Schaffhaufen. 

Naine: Monsieur le Grand juge, je vous prie de poser 
ä V’accuse la m&me question concernant l’argent &tranger 
et le complot. i | 

Woofer: Sch kann auf dieje Frage nur erflären, daß 
wenn ich beobachtet hätte, daß auch, nur ein Centime ausländi- 
ſches Geld in dieſer Aktion eine Nolle gefpielt hätte, ich meine 
Singer davon zurücgezogen und feine halbe Minute mit- 
gemacht: hätte. 

Naine: Le prövenu a-t-il entendu parler d’un complot, 
qui avait pour but de faire sauter les banques? 

Wofer: Sch weiß nicht von alledem. 

Naine: Je demande à l’accuse s’il n’a pas eu l’impres- 
sion, la conviction möme que si les chefs des syndicats 
n’avaient pas declar& la greve generale, il en aurait ré— 
sulte l’immense danger que la greve aurait éclaté quand 
meme plus dangereuse, puisqu’en plus grand desordre? 

Wofer: Das war für mich gerade der Grund, daß id) 
zugeltimmt habe, weil ich die Ueberzeugung hatte, daß der 
Streik doch gekommen wäre, und zwar dann ohne uns und 
ohne geordnete Leitung und Führung. | 

ER: Aber wenn der Streif in Zürich Iofafiftert geweſen 


wäre, jo wäre er auf einem Nebengeleife gewejen. Man hätte 


den Streit auf diejes tote Geleiſe lenken ſollen, dann wäre 
das andere Gebiet der Schweiz verſchont geblieben. 


ne «x 
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Wofer: Es war unmöglid, den Streik auf Zürich zu 
lokaliſieren. So joliwartich Denken unfere Eijenbahner, dat 
fie nicht ein paar hundert Leute auf dem Plage Zürich laffen, 
dann jtreift eben alles miteinander. 
Steiner: Ich möchte hier feititellem laſſen, daß der 
Streif am Sonntag ſchon ausgebrochen war, nicht nur in 
Zürich, jondern in Rapperswil, Wintertfur und in Brugg. 

ER: Sch teile zunächſt mit, daß gegen den ausgebitebe- 
nen Friedrich Platten ein Haftbefehl erlaffen wor— 
ven iſt. (Heiterfett.) Zweitens teile ich mit, daß Herr Naine 
namens feines Klienten Berrin auf die Ladung der Zeugen 
Beetichen und Patocchi verzichtet. Sind Sie einverjtanden, 
daß die beiden Zeugen nicht vernommen werden? 

Dr. Welti: Durchaus, es wird Zeugen genug geben. 

Naine: Puisque la lettre e du chef n® 35 est &liminee, 
je renonce à l’audition de ces deux t@moins. 


Sikung vom 14. März, nachmittags. 
(Fortjegung der Einvernahme Wofer.) 


GR: Haben Sie dem Aufrufe zugejtimmt? 

Wofer: Jh Stimme ihm zu. 

GR: Damal3 auh? Woker: Samohl. 

GN: Wann haben Sie Kenntnis befommen von Der 
Mobilijation der Eijenbahner? 

Woker: Ich nehme an im Laufe des Dienstags; id) 
fann e3 nicht genau jagen, aber jedenfall nicht vor Dienstag. 
VOR: Es iſt zwar befannt gewejen in der ganzen Schweiz 
am Montag. 

Woker: Ih mache darauf aufmerfjam, daß ih am 
Nachmittag Sitzung des Verbandsvorſtandes gehabt habe. 

GR: Da waren viel Eijfenbahner, die davon miljen 
mußten. | | 

Woker: Die haben nichts davon geiprochen. 

GR: Wann ift die Verordnung vom 11. November be- 
fannt geworden? Wofter: Am Dienstag. 

EN: Wann am Dienstag? 

Woker: Das fann ich nicht jagen. 
GR: Am Montag und Dienstag müſſen vielfach An- 
fragen und Telephongejpräche jtattgefunden haben, müſſen 
Weijungen erbeten worden fein. | 
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Woofer: Ich mache darauf aufmerkſam, daß ich mit dem 
ZTelephonbetrieb im Bureau nichts zu tun gehabt habe. 

GR: Hat jih niemand an Sie gewandt, da Sie doch 
Präſident jind? 

Wofer: Ich habe andere Aufgaben gehabt. 

i —— Sagen Sie gerade die Aufgaben, die Sie gehabt 
aben 

Woker: Die haben am Montagnachmittag darin be— 
ſtanden, daß ich die Verbandsvorſtandsſitzung geleitet habe. 
GER: Aber die hat jich nicht abgegeben mit Bremsvor— 
rihtungen oder irgend etwas anderm, jondern mit dem 
Streif. 

Wofer: Die Sitzung iſt telegraphiich einberufen wor— 
den wegen des Streiks, damit der Verbandsvorſtand Gele— 
genheit habe, zu dem Streit Stellung zu nehmen. 

EN: Man hat fih abgegeben mit dem Streik, und e3 
ijt nicht die Rede gemwejen von der Mobilijation der Eijen- 
bahner? N 

Woofer: Dieje Detailfragen find in dieſer Sitzung nicht 
zur Sprache gefommen, jondern es hat jih darum gehandelt, 
welche Stellung der V. S. E. A. zum Generaljtreif einneh- 
men jollte. 

GN: Sagen Gie jest, welche Stellung der Verband 
beichloffen hat? 

Wofer: Das hat variiert; bald hat die eine Richtung, 
die den Streif nicht wollte, Oberwafjer gehabt, und dann 
hat man erklärt, man made nicht mit, und eine Stunde 
ipäter iſt daS Gegenteil beſchloſſen worden ch bin jelbit 
nit klar geworden, was eigentlih unjere Mitgliedichaft 
zum Generalitreif jagte. 

GR: Was haben Sie für eine Stellung eingenommen? 

Woker: Sch ftand auf dem Boden der Beſchlüſſe des 
Aktionskomitees und der Inſtruktion. 

EN: Aus dieſen Diskuſſionen kann man aber doch 
ſehen, daß der Zorn nicht ſo allgemein geweſen iſt, der die 
Eiſenbahner gezwungen hat, den Streik zu beſchließen. 

Woker: Das erklärt ſich ſehr einfach; der V. S. E. A. 
iſt der ſogenannte Herren-Verein unter dem Eiſenbahner— 
Verein. 

GR: Grimm, ih) warne Sie; es gibt Dijziplimarmittel 
im Strafprozeß, fragen Gie die Verteidigung; ich werde fie 
anwenden müſſen, mern Sie weiter die Ruhe: jtören. 
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Woker: Wir haben im B.©. E. U. eine ganze Anzahl 
von Beamten-fategorien, die nicht einverjtanden waren mit 
dem Generalſtreik. Dieje waren namentlich in der betreffen- 
den Sitzung jehr ftarf vertreten. Eine ganze Reihe von Ver- 
tretern von Kategorien, die mitmachen wollten, konnten nicht 
mehr erjcheinen, weil der Streif in Zürich bereit3 durch- 
geführt wurde. Das hat zu der merkwürdigen Situation 
geführt, daß gerade gewiſſe Kategorien der Beamtenichaft 
Oberwaſſer hatten am Montag, jo daß ein Mehrheitsbeihluß 
gefaßt werden fonnte, der jo ausgeſehen hat, als ob der 
V. S. E. A. mit dem Generaljtreif nicht einverjtanden jet. Erſt 
nachdem die Leute allmähli mit Automobilen und andern 
Verkehrsmöglichkeiten nad) Bern gelangt waren und Die 
Sejamtheit der Mitgliedjchaft vertreten war, iſt eine Mehr- 
beit für den Streik zujtande gelommen. 

ER: Und am Dienstag haben Sie immer noch Sigung 
gehabt? | 

Woker: Am Dienstag bin ich höchſtens ein- oder 
zweimal während einer Vierteljtunde im Verbandsvoritand 
geweſen, die übrige Zeit im Aktionskomitee. 

GEN: Sie haben fih ausjchliegli mit dem Streik be- 
ihäftigt? Wofer: Ja. 

GEN: Da war e3 unbedingt notwendig, daß Weiſungen 
erteilt werden mußten und Anfragen gefommen jind. Sind 
dieje Weifungen erteilt worden zur Fortjfegung des Gtreifs 
oder dafür, daß dem Mobilijationsbefehl nicht Folge geleijtet 
‚werde? | 
Wo ker: Ih fanın wiederholen, was ich gejagt habe. 
Mir perjönlich iſt dieſe Frage nicht gejtellt worden. 

Aud.: Sch möchte noch fragen, ob auch Düby, der ja 
Seneraljefretär ift, bei den Sitzungen des V. S. E. A. am 
Montag, Dienstag und Mittwoch anweſend war? 

Woker: Ich nehme an, es iſt ſeine Aufgabe. 

Aud.: Wie erklärt ſich der Angeſchuldigte, daß er am 
Dienstag Kenntnis bekommen hatte von der Mobiliſation 
der Eijenbahner und Düby nicht? 

Wofer: Das ift deshalb möglich, weil wir jchlieglich 
nicht ſiameſiſche Zwillinge find, und e3 hie und da vorkommt, 
daß einer mit dem Mitglied des Verbandsvorſtandes jpricht 
und der andere mit einem andern. Es iſt nicht gejagt, daß 
wir jede Minute beieinander jind und das gleiche hören 
müffen. Wenn mir Kenntnis gegeben worden ift, kann e3 
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höchſtens von einem geſchehen ſein, der von außen gekom— 
men iſt. 

AUud.: Sn Bern war aber der Mobilijationsbefehl am 
——— angeſchlag en. 

o ker: Ich hatte wichtigeres zu tun, als in den Bahn⸗ 
hof zu gehen. | 

Aud.: Waren denn in diefen Sitzungen feine Mitglie-, 
der von Bern anwejend? Woker: Das weiß ich nicht. 

Aud.: Eriftiert über diefe Sitzung ein Brotofoll? 

Wofer: Sch denke ja. Kl 

Aud.: Wer hat das geführt? 

Woker: Das wird von irgendeinem unjerer Verbands— 
beamten geführt worden jein. 

Aud.:, Wo befindet fich dieſes Protokoll? 

Woofer: Auf unjerer Verbandsfanzlei. 

Aud.: Sch beantrage Edition des Protokolls. Sit es 
nicht richtig, daß am Dienstag die Rhätiſche Bahn jahren 
wollte und ein Telephonbericht Fam, daß der Angejchuldigte 
Woker jih zu Düby in den Nationalrat begeben hatte und 
fragte, was man der Rhätiſchen Bahn antworten 

Woker: Das ift nicht richtig. 

ER: Was ift denn richtig? 

Woofer: Gar nichts; das ift reine Erfindung. 

Aud.: Sch ſtelle feit, daß zwiſchen den Depojitionen 
Wokers heute und denjenigen in der Vorunterjuhung er- 
hebliche Differenzen jind. Ich made aufmerffam auf 
Art. 152 M. St. G. O., welcher erlaubt, Erflärungen des 
Angeklagten, welche er in der Vorunterfuhung gemadt Hat, 
zum Zwecke der Feititellung zu verlefen. Es ift behauptet 
worden, daß der Unterfuhungsrichter dem Angeſchuldigten 
Aeußerungen unterjchoben habe, die dieſer nicht getan hatte. 
Ich Stelle Das Begehren, das Protofoll der Borunterfuhung 
über die Abhörung Wokers jet zu verleſen. 

Dr. Farbftein: Der Art. 148 geftattet nur dann die 
Berlejung, wenn fich erheblide Widerjprüche zeigen. Ich 
möchte den Herrn Auditor erſuchen, zu jagen, welche erheb- 
lien Widerjprüdhe vorhanden find. Nur dann fann die 
Berlejung ftattfinden. Es geht nicht an, im allgemeimen zu 
verleſen. 

Aud.: Ich habe mich nicht auf Art. 148 berufen, ſon— 
dern auf Art. 152. Dr. Farbftein: Auch dann. 

ER: Sch habe ſchon vorher Widerfprüche konſtatiert. 
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Ich habe jchon etwas —— und da hat der Angeklagte 
Woker geſagt, es ſei nicht richtig protokolliert. Dieſe Stelle 
wurde verleſen. 

Der Auditor verlangt, daß das gefamte Protokoll 
verleſen wird. 

‚Aud.: Hat der Verteidiger Angſt? 

Dr. Farbftein: Sch Habe feine amngft, aber ich 


münjche, daß Sie das Verfahren beachten, wie wir es be- 


achten müſſen 

Aud.: Ich beachte das Verfahren. 

Dr. Far tein: Dann müſſen Sie jagen, worin der 
ne ſteht. 

Aud.: Der Angeſchuldigte behauptet heute, er hätte 
das dem Unter juchungsrichter nicht gejagt, was dieſer pro- 
tofolliert hat. 68 handelt jich um die Stelle, die vom Votum 
Grimm jpricht. Selbſtverſtändlich wünſche ich volle materielle 


Wahrheit und deshalb joll das ganze Protokoll verlejen wer— 


den. Die Verteidigung bejigt e8 ja aud). 

ER: ES ift nicht nötig, da ganze zu verlejen; denn 
ich Eonjtatiere, daß die heutige Abhörung mit der frühern 
ſonſt übereinjtimmt. Sm der Abhörung ift nun genau ge- 
Ichrieben: „In der Diskuffion bin ich nad einem Botum 
Grimm, das ſich dahin ausiprach, daß mittels der Inſtitution 
der Soldatenräte die Armee in das Lager der Arbeiter geführt 


. werden fünne, daß fie feinen Schuß der Regierung mehr bilde, 


in dem Sinne entgegengetreten, daß mit der Berwirflihung 
dieje8 Gedankens nicht mehr gerechnet werden Tann, jondern 
daß dies eine Illuſion ſei.“ Das fteht hier und iſt unter- 
ihrieben von Dr. Wofer, vom Unterfuhungsrichter und Se— 
kretär. Dr. Wofer hat auch erklärt, er ſei einberjtanden mit dem 


Inhalt des Aufrufes an die Eifenbahner. Es heißt wörtlid;: 
„Mit dem Inhalt bin ich ebenfall3 einverjtanden; mein Name 


figuriert deshalb zu Recht auf demjelben.” Er erflärte da- 
mals, es jei aus Solidarität gefchehen, wie er es heute 
wieder gejagt hat. Er jagte damals auch noch, daß die Mili- 
tarifierung im Sinne von Art. 202 M. DO. nicht zu beachten 
it, rejp. daß man einverjtanden jet, dieſe Militarijierung 
nicht zu beadhten, weil dieje Regelung als mit der Zivilgejeg- 
gebung in Widerſpruch jtehend betrachtet wurde. 

Wofer: Darüber haben mir nicht geſprochen. Ich 


habe mit dem Herren Unterfuhungsrichter Eugſter eine juri- 


ſtiſche Diskufjion gehabt, während ter Abhörung, darüber, 


218 

wie e3 ſich mit der rechllichen Beſtändigkeit des Art. 202 
M.D. gegenüber den durch Bundesverfaflung und andere 
Geſetze gewährleiſteten Nechten der organifierten Arbeiter- 
bewegung verhalte, und ich habe die Auffaſſung vertreten, 
daß es widerrechtlich jei, wenn man in der Militärorgani- 
jation auf diefem Ummeg verſuchen würde, den Staatsange- 
jtellten nun das Necht auf organifierte Arbeitöniederlegung 
abzufprehen. Dies ijt in dem Gab niedergelegt worden, 
der vorhin verlejen wurde. Sch ſtehe heute noch auf dem 
Boden, daß es unangängig ilt, dem eidg. Perſonal das Streik— 
recht abzuſprechen. Geſtützt auf irgendeine Geſetzesbeſtim— 
mung, die in Widerfpruch jteht zu den mit der Verjafjung ge- 
währleijteten Rechten. 

ER: Sie müfjen die Sade in der Bundesverjammlung 
anhängig machen. Solange das dort nicht durchgejegt wird, 
werden Sie riskieren, daß man Sie am Ohr nimmt, went 
Sie derartige Theorien in die Praxis umſetzen follten. 

Woker: Sc jehe dem entgegen, Herr Großrichter. 

Dr. Welti: Wenn der Herr Auditor nun den Ber- 
juh macht, den Angeklagten Wofer einer Unmwahrheit zu be- 
zichtigen, dann muß ich mir vorbehalten, die Ladung des 
Herrn Majord Eugſter noch zu beantragen, damit er dem 
Angeflagten Wofer gegenübergeftellt werden kann und dann 
fejtgeftellt wird, in welcher Art und Weije verhandelt wurde. 
Sch erkläre das hier: „Sch habe nie eine Unterfuhung ge- 
jehen, die in jo liederliher Art und Weiſe durchgeführt wor— 
den ift wie dieſe. Sch will aljo unterfuchen, wie dieſes Ver— 
hör gemacht worden it.“ 

Aud.: Sch bin Damit volljtändig einverjtanden. Ich 
habe Dagegen gar nicht einzuwenden; möchte aber nur noch 
bemerfen, daß ich das Begehren auf Edition der Protofolle 
gejtelt habe. Doch) das Geriht mag darüber jpäter be— 
ihließen, das Begehren ſoll hier gejtellt fein. 

Hauptmann Seelhofer: Gh möchte Herrn Dr. 
Wofer noch fragen laſſen, ob ihm das Protokoll der Abhörung 
nicht vorgelejen wurde? 

Wofer: Sch fann nicht jagen, ob ich es Durchgelejen 
habe oder ob es vorgelejen worden ift. Sch jtelle nur noch 
einmal da3 feit, daß diefe Behauptung in bezug auf Grimm 
nicht von mir fommt, jondern daß e3 durch den Unter— 
ſuchungsrichter an Hand jeiner Akten fejtgejtellt worden iſt. 
Der Unterjuhungsrichter hat gejagt, daß Herr Grimm Diele 
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Interpretation über Soldatenräte gegeben habe. Das wird 
Herr Eugjter bejtätigen, wenn er, was ich hoffe, als Zeuge 
porgeladen wird. 
GN: Das Protokoll ijt regelrecht bejtätigt und mit 
Ihrer Unterjchrift verjehen. Willen Sie, wie die Mittel für 
den Landesſtreik aufgebradht worden iind? 


Wofer: Ih weiß darüber nur das, daß ‚man gejagt 
hat, man werde flüjjiges Geld nötig haben und daß man beim 
Metallarbeiter-Verband Tr. 20,000 erhoben hat. 


ER: Von dritter Seite in fein Geld? Fremdes Geld? 

Woker: Meines Willens nicht. 

Verteidiger Huber: Gh möchte bitten, den Herrn 
Dr. Wofer über folgendes zu befragen: Die bisherige Befra- 
gung von jeiten des Herrn Auditor3 geht hauptſächlich von 
der Vorausſetzung aus, als ob das Aftionsfomitee, Kartell- 
Leitung uſw. nun ſtändig antelephoniert worden jeien, was 
die Eijenbahner zu tun hätten. Sch komme von der Peripherie 
des Landes und weiß, daß von dort aus nie etwas Derartige 
angefragt wurde in diejer Zeit, jondern ich möchte nun den 
Herrn Dr. Woker darüber befragt willen, ob nicht dieje Tele- 
phongeſpräche in der Hauptjahe Mitteilungen waren über 
den Streik und ob. nicht bei den Eijenbahnern gar fein Zwei— 
fel darüber bejtand, wa3 ſie zu tun hatten. 

Wofer: Es ift jo, wie Herr Huber jagt. 

GR: Sie find nit am Telephon gemejen? 

Woter: Ich erlläre da3 an Hand der Telephon- 
rapporte, die mir erjtattet worden ſind. 

GN: Wer hat das gejagt? 

Wofer: Diejenigen, die Telephongeipräche abgenom— 
men haben, und das ſind Dutzende von Perſonen geweſen. 

Huber: Dann möchte ich weiter fragen, ob nicht 
Herrn Dr. Woker bekannt iſt, daß bei Telephongeſprächen mit 
ſeinem eigenen Namen Mißbrauch getrieben worden iſt oder 
mit dem Namen anderer Vorſtandsmitglieder? 

Woker: Es iſt richtig, daß mir Kenntnis gegeben wor— 
den iſt von verſchiedenen Stellen, daß während des Streiks 
irgendwelche telephoniſche Fragen gejtellt worden ſind auf 
dem Neb der Bundesbahnen, und wenn der betreffende Sta— 
tionsporftand gefragt hat, wer am Telephon jei, iſt als Ant- 
wort gegeben worden: Verbandsjefretär Dr. Wofer. Dann 
ilt jemweilen Auskunft erteilt worden. — aber der Tele— 
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phonierende gejagt, daß er irgendein unterer Angejtellter 
jei, hätte man fie nicht gegeben. 

Aud.: Sch möchte bitten, Detaila zu nennen. 

GEN: Ein greifbares Detail wäre in der Tat wünjchbar. 

Wofer: ch weiß, daß z. B. auf dem Bahnhof Winter- 
thur gemeldet worden tft, es jei ein Streikbrecherzug unter- 
wegs. Da hat ſich das jtreifende Perſonal darum interejjiert, 
ob wirklich der Zug unterwegs ſei und telephontich auf der 
Station Wallijellen angefragt. Als diejer fragte, wer am 
Zelephon jei, da hat der Betreffende gejagt: Dr. Wofer, Bern. 
Dann hat er Auskunft befommen. 

ER: Alſo zugunften der Streifbewegung ih Ihr Name 
gebraucht worden? 

Aud.: Sind andere Detaild möglich? 

Woker: Ich müßte in meinen Alten nachſchauen. Sch 
babe nicht Zeit, jolche Sachen zu behalten. 

Dr. Welti: Sch möchte nur den Zufammenhang zwi— 
ichen der Meuterei und diejer Angelegenheit willen. 

Aud.: Herr Huber hat die Sache aufgemworfen. 


Einvernahme des Angeklagten Eng. 


GR: An welden Verjammlungen haben Sie teilge- 
nommen? Sie find z. B. auch) in Bajel gewejen am 27. Juli? 
Und wieſo jind Sie dazu gefommen, an der PVerfammlung 
pom 10. November teilzunehmen? 

Eng: Ich habe eine Depeihe von Düby befommen. 

GER: Sn welder Eigenihaft? 

Eng: Ms Zentralpräfident des Lofomotivperjonal- 
Verbandes. 

GR: An vorherigen Verſammlungen haben Sie nicht 
teilgenommen? Eng: Nein. 

GR: Alſo gehören Sie nicht zum Aktionskomitee? 

Eng: Nein. | 

ER: Hat Generaljefretär Düby Sie als Vertreter Ihrer 
Organiſation eingeladen? Eng: Ja. 

Um welche Zeit? 

Eng: Ich bin Sonntag, abends 6 Uhr, angekommen und 
fand die Depeche vor. 

GR: Um welche Zeit find Sie in die Sitzung gegangen? 

Eng: Auf 8 Uhr. 

GR: Sind die andern ſchon verſammelt gewejen? 
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Eng: Teilmeile. 

ER: Hatte die Verfammlung ſchon J—— 

Eng: Nein. 

EN: Wer hat ſie eröffnet? 

Eng: Nationalrat Grimm. 

SEN: Er hat Ihnen die Situation erklärt, wie wir mwij- 
jen. Hat er nicht einen Entwurf eines Aufrufes vorgelegt? 

Eng: Ich habe nichts gejehen. Die neun Programm- 
punkte find vorgelegt und bejprochen worden. 

GR: Die waren aljo vorhanden, ſchwarz auf weiß. 

Eng: Ich habe jie nicht jo gejehen. 

ER: Die find vorhanden gewejen, und wir willen das 
aus anderer Duelle. Sie jagen alſo, e3 jei überhaupt Fein 
Entwurf vorhanden gemwejen? 

Eng: Ich habe feinen Entwurf gefehen; über die neun 
Fragen iſt geſprochen worden. 

ER: Nachdem der Situationsbericht gegeben worden iſt, 
iſt über die neun Punkte geſprochen worden? 

Eng: Von dem habe ich nichts gehört; ich war viel— 
leicht nicht anivejend. 

EN: Haben Sie gehört, daß nach Solothurn telepho- 
niert worden iſt? Eng: Nein. 

GER: Sind Sie immer dort gemwejen? 

Eng: Nein. Ich bin zweimal au der Verjammlung 
Tortgegangen. 

EN: Wann find Sie heimgegangen? 

Eng: Um 2 Uhr. 

EN: Sind Sie dabei gemwejen, al3 der Entwurf Abſatz 
für Abſatz porgelefen wurde? 

Eng: Bis zu den Soldatenräten; dad habe ich nicht 
gehört. 

ER: Haben Sie das Vorhergehende gehört? Man weiß 
doch ganz genau, daß es von Grimm abgelejen worden tft. 

Eng: Ich kann das nicht ſagen, weil es ziemlich unge— 
So gusing. 

Haben Sie den Yufeuf an das arbeitende Rolf 
an Ka Abend nicht gejehen? Eng: Nein. 

GEN: ES heißt doch, e3 jei jeder gefragt und aufgeforbert 
worden, ſich darüber zu äußern, alſo auch Sie. 

Eng: Ich war nicht im en ich habe mi 
um den Yufaf — gekümmert. 
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GR: Sie waren aljo in der betreffenden Sitzung als 
Salt? Eng: Ja. 

GR: Sie find um 2 Uhr heimgegangen? Womit haben 
Sie ſich nachher bejchäftigt? 

Eng: Am Abend habe if} in der Kapellenftraße an der 
Sigung teilgenommen und habe mich einverjtanden erklärt 
mit den Streikbeſchlüſſen. 

SR: Wann ift dieſer Beihluß gefaßt worden? 

Eng: Etwa um halb 11 Uhr. 

GR: Bei dem Aufruf an die Eiſenbahner find Gie 
auch beteiligt gemwejen? 

Eng: Wie der entjtanden it, weiß ich nicht. 

ER: Aber Sie find doch Eijenbahner; alſo haben Sie 
mehr Intereſſe gehabt ald an irgend etwas anderm? 

ng: Sch weiß nicht, wer ihn gemacht hat. 

GER: Gie willen doch, wie er ausgejehen hat, Hand⸗ 
ſchrift oder Maſchinenſchrift? 

Eng: Ich habe ihn erſt geſehen, nachdem er gedruckt 
vorlag. 

GR: Sie wiſſen, daß ein Teil eine Inſtruktion enthielt? 
J— Sie nichts von der Inſtruktion gewußt? 

ng: Ich mußte, daß eine Inſtruktion beſtand hom 
hate Bahnſtreik her. 

GER: Sie haben in der terre gejagt, eine 
broniforifche Inſtruktion jei fertig gemejen jeit Augaft. 
Wiejo fam Shnen das zur Kenntnis? 

Eng: Sch dachte da an den Bajler Kongreß, wo e3 fich 
darum handelte, in den Streik zu treten, wenn der Bundes— 
rat nicht entgegenfomme. Die Inſtruktion bejtand jchon viel 
länger, aber ich habe fie erjt jeit dem Auguſt gekannt, indent 
ich erſt am 1. Suli 1918 das Amt übernommen habe. 

ER: Sie haben in der Vorunterfuhung gejagt: „Von 
der Inſtruktion weiß ich, daß fie proviſoriſch ſchon im Auguſt 
jejtgelegt war.” Iſt das richtig oder nicht? 

Eng: Ich habe jie damals BOnDEN. 

EN: Wie war fie gejchrieben? 

Eng: Ich habe fie nur flüchtig angeſchaut. 

OR: Sit das, was ich Ihnen hier zeige, die Inſtruktion 
zur Durchführung des allgemeinen Sandesitreife dad frag⸗ 
liche Schriftſtück geweſen? 

Eng: Nein, es war ein kleines Büchlein vom Eiſen— 
FE en 


225 


OR: Fit der Paſſus betreffend Militariſierung damals 
auch ſchon darin geweſen? Eng: Ja. 

GR: Alſo das wiſſen Sie noch? 

Eng: Ich glaube es. 

GER: Der Aufruf iſt unterſchrieben von der Kartell— 
leitung. Haben ſie derſelben angehört oder warum hat man 
Ihren Namen darunter geſetzt? 

Eng: Ich war einverſtanden. 

ER: Wann haben Sie Ihr Einverſtändnis erklärt? 

Eng: An jenem Abend. 

GER: Haben Sie dad gemadt? 

Eng: Sch habe gejagt, wenn ein Aufruf gemacht werde, 
erkläre ich mich einverjtanden, nachdem ich für den Streik 
war, war ich der Anficht, daß mein Name auch unter den 
Auftuf gehöre. 

GR: Dann haben Sie doch auch gewußt, worunter man 
Shen Namen jeben ſollte? 

Eng: Ja, unter den Aufruf. 

GER: Dann haben Sie den Inhalt fennen müſſen. 

Eng: Den fannte ich mehr oder weniger, aber wicht 
wörtlich. | 

GEN: Wann haben Sie die Mobilijation der Eiſen— 
bahner erfahren? Eng: Montag nad. 

GN: Haben Sie e3 privatim gehört oder auf dem amt— 
lihen Wege oder auf dem Dienjtwege? 

Eng: Privat. Ih war am Montag nicht im Dientt. 

ER: Wann ift Ihnen die Verordnung des Bundes— 
rate3 vom 11. November zur Kenntnis gefommen? 

Eng: Nach dem Streik. 

GN: Sind Sie niht von Kollegen angefragt worden, 


was dieſe tun jollen, nachdem die Meobiltjation deklariert 


worden iſt. 
Eng: Nein, —— iſt doch die Inſtruktion da. 
ER: Waren Sie Mitglied einer Iofalen Otreikleitung? 
Eng: Nein. 
OR: Haben Sie teilgenommen an den Sigungen Des 
Aktionskomitees? 
Eng: Ich war immer anweſend, wenn es möglich war. 
BR: Haben Sie Sigungen der Kartelleitung mitge- 
madht? Eng: Nein. 
EN: Mio waren Sie in feiner andern Sizung ge⸗ 
weſen? 
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Eng: Sch habe die Sigung der Iofalen Plak-Union be 
ucht. — | | | 

SEHR: Wann? | 

Eng: Bir ſind ftändig beieinander geweſen vom 
Streifausbrud an. | | 

GR: Gie haben doch noch Beiprehungen unter Loko— 
motivführern gehabt? 

Eng: Wir haben feine Sigungen mehr gehabt, außer | 
einer, Montag nachts 12 Uhr. | 

SR: Was haben Sie dort bejchlojjen? 

Eng: Wir haben angefangen zu jtreifen. | 

OR: Sie find alfo Ba onen, um zu ftreis 
ten? 

Eng: Ja. 

GER: Sit das nötig? Eng: Natürlich— 

ER: Warum? Wenn Sie doch alle einig geweſen ſind 
zu ſtreiken? 

Eng: Damit wir wieder miteinander anfangen können, 
wenn es wieder losgeht, damit wir auf dem laufenden jind. 

SR: Haben Sie fich nicht überzeugen mollen, daß 
jedermann jtreift? 

Eng: Wir waren jo ziemlich ficher; aber immerhin 
haben wir auch da nachjehen. müſſen 
GR: Milo find Sie zujfammengetreten, um dafür zu 
jorgen, daß gejtreift werde. 

Eng: Abgehalten haben wir niemand. Es hat ſich um 
die Ausführung des Beſchluſſes gehandelt, den man 24 Stun⸗ 
den vorher gefaßt hat. 

GER: Da find Sie zuſammengekommen und haben da— 
für gejorgt. Hat ſich niemand gemweigert? Eng: Nein. 

GN: Es find aber doch nicht alle einverjtanden geweſen 
das wiſſen wir genau. | 

Eng: Bon Eijenbahnern weiß id nichts; auf dem Plage 
Bern war alles einverftanden. 

ER: Haben Sie fih bei der Heritellung des befondern 
Aufrufe für den Bla Bern beteiligt? Eng: Nein. 

GN: 3 find kleine Zettel verteilt worden, betitelt 
a air: fir das gejamte eidg. —— | 

Aud.: Die find nicht eingeklagt. _ — 

Wiſſen Sie etwas darüber, ob fremdes Gerd ge⸗ 
braucht worden iſt? | 
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Eng: Sch habe gehört, daß ein Darlehen vom Metall- 
arbeiter-Berband aufgenommen worden ift. 

GR: Anderes Haben Sie nicht gehört? Eng: Nein. 
+ Aud.: Wann wurde das Darlehen des Metallarbeiter- 
Verbandes beiprodhen? 

Eng: Während der erſten Sitzung des Aktionskomitees. 

Aud.: Wann ging der Aufruf zum Landezftreif in den 


Eng: Ich kann es nicht jagen. 
Aud.: Iſt es nicht richtig, daß Mitglieder des Dltener 
Aktionskomitees, als fie weggingen, bereit3 gedructe Exem— 

ne — Aufrufes mitbekamen? 
Haben Sie nicht gedruckte Exemplare Bun 

En g: Nein. 

Aud.: Lagen fie nicht Ihon vor? Eng: Nein. 

Aud: Der Bundesrat hat am 11. November einen 
Aufruf an das Schweizer Volk erlafjen. Diejes Plakat wurde 
in der Stadt Bern angejchlagen. Hat der Angejhuldigte es 
auch Sn Eng: Opäter. 

Au Wann? Eng: Das fann ich nicht mehr jagen. 

dan: Warum jagen Sie denn jpäter? 

Eng: Ich habe e3 einmal gejehen, aber warın weiß ich 
nicht. 

Aud: Was wurde in der Sitzung des Vorftandes des 
B.©.€X. am 12. abends geſprochen (Widerjpruch bei der 
Verteidigung). Die Frage it gejtellt; ich laſſe mich von Der 
Verteidigung nicht Forrigteren. Am Sonntagabend jind 
Sie auch in der Sitzung des V. S. E. A. gemwejen? 
Eng: Nein: 

Aud.: Mber am Dienstag, Eng: Nein. 

Aud.: Der Präfident des Schweiz. Lokomotivführer— 
Verbandes ift in irgendeiner Sitzung, hat zu tun. Wo iſt er 
gewejen? Sind Sie bei Ihrem Perſonal gewejen? 

Eng: Sa, teilweiſe. Sch bin als Bentralpräfident Yes 

S. L. P. V. hingegangen. 

Aud.: Was haben Sie gemacht? 

— ng: Wir kamen nachts um 12 Uhr hin. 

AYud.: Und was haben Sie gemacht? Eng: Geſtreikt. 
en ) 

Aud.: Alſo miteinander geſtreikt, kollektiv geſeſſen und 
geſtreikt? Was iſt verhandelt worden als der Mobiliſations— 
befehl bekannt wurde? Eng: Das weiß ich nicht. 


15 
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Aud.: Hat man darüber nicht geiprochen? 

Eng: Nein, mir iſt nichts befannt. 

Dr Welti: Zunächſt möchte ic Sie bitten, den Ange- 
Hagten Eng zu fragen, falls man noch einmal von anderer 
Seite Fragen am ihn richtet, ob er Verbandspräfident des 
S. L. P. V. ſei und zugleich aktiver Eiſenbahner. Es iſt fein 
Bureauangeftellter. 

Aud.: Ga, er ift ein aktiver Eijenbahner und jtreift. 

Dr. Welti: Nun möchte ich eine Divergenz zwilchen 
den Ausjagen des Angeklagten Eng in der Vorunterſuchung 
und in der heutigen Verhandlung aufgreifen. Unter Beru- 
fung auf die vom Herrn Auditor bereit3 mehrfach zitierten 
Geſetzſtellen möchte ich erſuchen, dieſen Widerſpruch feſt— 
zuſtellen. Im Verhör hat der Angeklagte Eng ausgeſagt, 
daß der Paſſus betreffend Militariſierung in der Inſtruktion 
ſchon drin war, das ſei ihm unbekannt geweſen. Heute hat 
er erklärt, er wiſſe es nicht mehr genau. Ich möchte bitten, 
das feſtzuſtellen und die Frage zu präziſieren. 

ER: Haben Sie erfaßt, was der Verteidiger gejagt hat? 
Was tit richtig, was, Ste gejagt haben vor vier Monaten, uder 
was Sie heute gefagt haben? 

Ich kann den Inhalt nicht genau jagen. 

Hauptmann Seelhofer: Ich habe genau notiert. Herr 
Eng hat auf die Trage des Großrichters ausdrüdlich erklärt: 
„Dteje Inſtruktion, die ich nicht näher gejehen habe, enthielt 
meines Wiſſens auch den Paſſus betr. Militarifierung.” Nun 
möchte ich willen, wiejo er dazu fommt, dieje Ausjage abzu- 
ſchwächen? 

Eng: Ich habe ſchon gejagt, daß ich nicht mehr ganz ſicher 
in. 

Huber: Ich möchte bitten, den Angeklagten folgendes 
zu fragen: Es iſt dem Herrn Auditor immer noch nicht recht 
verſtändlich, warum die Sitzungen ſtattgefunden haben, was 
man getan hat. Ich möchte erinnern, daß gleichzeitig noch 
andere Leute Sitzung im Bundeshaus hatten. Iſt es nicht 
ſo, daß die Zentralvorſtände ihrerſeits beiſammen blieben, 
ſoweit das möglich war, um von dort die erhoffte Löſung zu 
erwarten, um daraufhin ſofort die entſprechenden Weiſungen 
geben zu können für das Ende des Streiks, weil man — 
heute ſcheint es uns unbegreiflich, aber damals war es ſo — 
noch ein gewiſſes Maß von Vertrauen der Bundesverſamm— 
lung gegenüber hatte, daß gemäß den Bemühungen des Na— 
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tionalrates Grimm ein Mittelweg der Verjöhnung gefunden 
werde. 

Aud.: Sch bin der Verteidigung für dieſe Frage dankbar. 
Sch jtelle feſt, daß die Verteidigung jelbit fi) auf den Boden 
jtellt: Man ſtreikt, man wartet auf eine Löjung, man läßt 
unterdeſſen die Befehle des Bundesrates unbeadhtet. 


Huber: Der Mobilijationsbefehl war nit an die Ver- 
band3leitungen gerichtet. Vorläufig hat der Bundesrat feine 
Verbandgleitung zu fommandieren. 

Aud.: Das ftimmt, aber an die Ei fenbahners 

Huber: Ich wiederhole die Trage, ich möchte bitten, Daß 
Eng darüber befragt wird, ob nicht der Hauptfinn diejer Sit— 
zung der war, dieſe Löjung von der Bundesverfammlung zu 
erwarten und nicht der, Befehle zu geben, die man gar nicht 
verlangt hat von den Eijenbahnern, weil die von ſelbſt ge— 
wußt haben, wa fie zu tun hatten. Ich Itelle dieje Trage, um 
fejtzuftellen, daß man eine Löjung des Konfliktes von jeiten 
der Bundesverfammlung zu erwarten und daß die Bundes- 
verjammlung de facto die Fortjegung des Streiks beſchloſſen 
hat. | 

ER: Die Bundesverfammlung hat nichts beſchloſſen. 

Aud.: (bleibt unverjtändlid). 

Huber: Effektiv doc, und zwar gerade wegen der Ston- 
Itruftion de3 Herrn Auditord. Cr behauptet ja in der An— 
flagejchrift, die Herren hätten am ihrer Auffaſſung feitgehal- 
ten und Damit ein Delift begangen. 

Aud.: Gemiß. 

Huber: An diejem Delikt hat fich Die Bundesverſamm— 
fung mitbeteiligt. 

A ud.: Salto mortale! 

GR: Eng, jagen Sie ung, haben Sie auf daS gemartet, 
was die Bundesverſammlung macht? Eng: Ja. 


GR: Wer hat gejagt, daß die Bundesverjammlung zu- 
ſammenkomme? Eng: Das hat man doch geleſen. 
Aud.: Ja, man hat doch etwas geleſen. 


GER: Aber merfwürdigermweije hatten Sie ausgewählt, 
was Sie zu lejen hatten. Das dringendfte und prejjantejte, _ 
was Ste anging, wollen Sie nicht gejehen haben. Was hätte 
man maden jollen? 

Eng: Den 9 Forderungen entſprechen. 

ER: Und dann? 
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Eng: Dann wären wir zufrieden gewejen und der Streik 
wäre erledigt gemejen. 

GER: Warum Streifen Sie nicht heute noch, Die 9 Forde— 
rungen find ja heute noch nicht bewilligt? 

Eng: Weil das Aftionsfomitee gefunden hat, es jei 
beſſer jo. 

ER: Gehen Sie doch und ftreifen Sie fort, und zwar 
jofort. Sch will Ihnen jagen warum, Sie haben geglaubt, 
e3 gehe glatt durch, namentlich wenn man die Soldaten hinter 
jich habe und Sie haben ſich darin getäujcht, wenn Sie glaub- 
ten, mit dem Aufruf ſei alles gemacht. 

U ud.: Sch möchte nun, daß uns der Angejchuldigte Eng 
die 9 Forderungen einmal nennt (Widerfpruch bei der Ber- 
teidigung). Sch habe die Frage geftellt, ich laſſe mich nicht 
unterbrechen. 

Dr. Welti: Das iſt fein Eramen. | 

ER: Kennen Sie die 9 Forderungen? Eng: Dem 
Sinne nad) gewiß. 7 

GR: Sie haben fie nicht aufgejtellt, jte find von andern 
aufgeftellt worden. Nennen Sie uns dieje Forderungen. 

Eng: Das Hauptprogramm für und Eijenbahner war 
der Adhtitundentag. h 

GR : Sie blajen von hinten her ein, das ijt eine Komödie. 

Huber: Den Eindrud habe ich aud). 

GN: Sa, ja, meine Herren Verteidiger, e3 ijt jeder etwas 
mitbeteiligt und ich bedaure nur, daß ich an diejem Platze 
fiten und zuhören muß. 

Naine: Le pr&evenu est un m&canicien, &tant en con- 
tact direct avec ses collögues, je vous prie donc, M. le 
Grand-Juge, de lui demander quelle « Stimmung » &tait 
röpandue entre ses collögues cheminots vi-ä-vis des au- 
torites f&derales et ferroviaires. 

Eng: Die Stimmung war nicht gut, jeit 1908 ſchon 
nicht. Die Erbitterung war groß. Das tft der Grund ge- 
mejen, weshalb die Bundesbahner in den Streik getreten jind. 

ER: Wir haben von ftudierten Leuten gehört, daß jie 
am 9. November befriedigt geweſen find von den Ausfünften, 
die fie von Herrn Bundesrat Motta befommen haben und daß 
da unmittelbar fein Grund zum Gtreifen mehr vorhanden 
war für das Perſonal. 

Naine: Le prövenu n’a-t-il pas l’impression, la certi- 
tude möme que si tous les chefs des organisations des 
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cheminots avaient vote contre la greve, cette grève aurait 
eclate quand mö&me et que rien ne l’aurait pu empecher? 

Eng: Dog. 

ER: In Züri, aber weiter nicht, das wiſſen wir. 

Naine: Le prevenu a r&pondu à ma question. Il a 
repondu que oui. 

EN: Die Antwort ijt gegeben worden, in der Tat. 

Naine: Je pose la question non seulementpour Zurich, 
mais pour le pays tout entier. 

GR: Wäre der Streif im ganzen Lande ausgebrochen? 
Eng: Sa. 

Naine: Le prevenu sait-il des faits pr&cis concernant 
le complot qu’on devait empecher par une mobilisation de 
troupes? 

Eng: Wein. 

Aud.: Man hat von jeiten der Verteidigung gefragt, ob 
der Angejchuldigte dieſen Eindrud gehabt hätte, daß der Streik 
troß Oppofition der Leitung ausgebrochen wäre? Die Frage 
ift von der Verteidigung, Daher wird man mir gejtatten, daß 
ich auf Dieje Frage auch etwas näher eintrete. Ich meine, 
da3 hat einen Zweck, um die Trage der Motive, eventuell die 
Stage des Strafmaßes zu prüfen. Sch frage daher den An- 
gejchuldigten: Wurde im Verband der Lofomotivführer vor 
dem 10. November 1918 jemals von einem Generalitreif ge- 
iproden? Eng: Ja, in Baſel. 

Aud.: Und nachher hat man nicht mehr davon gejpro= 
chen, ahnungslos, wie die reinjten Engel hat man das ver— 
gejjen und ganz elementar ijt der Streik gefommen. Sit das 
jo gemejen? 

Eng: Wir haben vorher vom Streik gejprocden. 

Aud.: Erjt am 10. anläßlich der Berfammlung? Eng: 
Ja. 

Aud.: Hatte der Bräfident des Lokomotivperſonalverban— 
de3 dor dem 10. November abends irgendwelche Kenntnis 
davon, daß die Lolomotivführer oder anderes Eijenbahnper- 
jonal auf dem Platze Bern oder anderswo ftreifen wollten? 
Eng: Nein. 

EN: Wo haben Sie denn davon gehört? Wann? 

Eng: Am 10. November naht3 anläßlich der Sitzung. 

GER: Sagen Sie nochmals, was man gejagt hat. 

Eng: Da find die PVerhältnije in Zürich gejchtldert 


worden, und es iſt gejagt worden, daß die Arbeiterjchaft den 
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Proteitjtreif fortjegen wollte und daß Montag auch die Eijen- 
bahnen ſtillſtehen. 

Aud.: Was wurde gejchildert? 

Eng: Die jchwierige Lage der Arbeiterichaft, die Pro— 
vofation des Militärs, indem am Sonntag in Zürich ge- 
ſchoſſen worden jet. 

Aud.: Man hat gejagt, es jeien Perjonen getötet wor— 
den? 

GER: Das it fait wie die FSliegerbomben von Nürnberg. 
Wer 2” das geichildert? 

: Das kann ich nicht mehr jagen. 

SR: Aber e3 hat Eindrud gemadt; natürlich beion- 
der3, wenn ſich die Eijenbahner bereit erflärt haben, auch mit- 
zuhelfen. 

Aud.: Woher wußte man das? 

Eng: Bon telephoniihen Mitteilungen. 

Aud: Wer hat das mitgeteilt? 

Eng: Das fan ich nicht Jagen. 

Aud.: In den Alten, die ih nachträglich produziert 
habe, liegt ein Brief und eine Darjtellung der Generaldiref- 
tion der Bundesbahnen iiber die Tohnverhältniffe der Loko— 
motivführer. Ich möchte den Angejchuldigten daher fragen 
laffen, ob es wahr tit, daß ein Lofomotivführer ein Jahres— 
gehalt von Tr. 74007600 bezieht. 

Eng: Ich perjönli habe nicht joviel. Das fommt 
auf da3 Dienftalter an und ob das Marimum wirflid, jo 
hoch iſt; das müßte ich zuerjt berechnen. Da werden Die 
Teuerungszulagen inbegriffen jeim und die Nebenbezüge. 

: Wir werden das nachher erledigen. 

Aud.: Sch will das mit einem Mann vom Berjsnal 
erledigen. Hier liegt eine Darjtellung der im Jahre 1818 
ausgerichteten Teuerungszulage und nad) Teuerungszulagen 
in abjoluten Beträgen und PBrozenten. Sch möchte nun, 
damit ich jagen kann, wieviel Eng bezieht, ihn fragen, ob 
er eine Frau hat und wieviel Kinder er hat? 

Eine Frau und ein Kind (große Heiterkeit). 

Aud.: Und mn möchte ich fragen, welches Grundein— 
fommen Eng hat? 

Eng: Mein Gehalt beträgt Fr. 3400.— ab 1. April 
2318. 

Aud.: Die Zujammenftellung, die ich habe, jtelli ab auf 
Fr. 2500.—, 3000.—, 3500.—. Man wird mir Daher ge- 
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ftatten, daß ic auf Fr. 3500.— abſtelle. Er bezieht aljo 
ein Grundgehalt von Fr. 3500.—, ijt verheiratet, hat eine 
Frau mit einem Finde. Da Hat er eine Zulage von 
Fr. 1425.—, 40,75 Prozent. Dann bezieht er noch Teue- 
vungszulage, jo viel ich weiß. 

Eng: Nein, Grundgehalt und Teuerungszulage, jo viel 
ich weiß, 47 Prozent des Grundgehalts. 

Aud.: Der Bräfident des Schweizerischen Lofomwtiv- 
perjonal-Verbandes joll jagen fünnen, was er bezieht. 

Eng: Diele Bufammenftellung. bezieht ſich erit auf 
1. Sanuar 1919, vorher waren die Zulagen Kleiner. 

YUud.: Wieviel machen die Nebenbezüge aus? 

Eng: Das ift verjichieden, je nad) den Silometerlei- 
tungen. 

Dr. Welti: Sch bin mit dem Herrn Auditor voll- 
ſtändig einverſtanden, Daß wir die Sache relevieren; mur 
müſſen wir uns einigen, auf welchen Zeitpunkt wir die Sadıe 
machen wollen. 

AYud.: Auf den 11. November 1918. 

Dr. Welti: Einverjtanden. 

Aud: Dann fommen die Zujchläge, die am 9. Novem— 
ber verſprochen worden find. 

Dr. Welti: Verjprochen, aber nicht ausgerichtet. 

Aud.: Eng joll und Auskunft geben, was er im Jahre 
1918 bezog, an Gehalt, a ee und Nebenbezügen. 

Eng: Zirka Tr. 5500 

Aud.: Unmöglich. 

GN: Das it eine merkwürdige Auskunft 

Eng: Wenn ich das Material bei mir — könnte ich 
es ſofort ausrechnen. 

Aud.: Er ſoll und morgen früh Auskunft erteilen. 

Dr. Welti: Einverjtanden. 

GR: Sind Sie nit der einzige aktive Eijenbahner, 
der am 10. November abend? an Ss Kapellenſtraße geweſen 
iſt, ausgenommen Wey? Eng: 

Aud.: Sie jagen, Sie ſeien ——— die Eiſenbahner 
zu vertreten. Es iſt immerhin merkwürdig, daß Sie zuge— 
zogen worden ſind, obſchon Sie nicht zum Komitee gehört 
haben. Sie ſind Dekoration geweſen. Man ſchickt alſo die 
Leute ins Teuer und läßt nur 1 oder 2 Mann an die Sitzung, 
bon denen, die wirklich jtreifen jollen. Die andern vom Ko— 
mitee haben tatfächlich nicht gejtreikt, jopiel ich weiß; Sie 
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= der einzige Mann, der geftreift hat. Sch releviere nur 
die Tatjache, daß Leute über die Arbeitskraft verfügt haben, 
die ſelbſt nicht mitgemacht haben. 

Dr. Welti: Im Anihluß an die Trage des Herrn 
Auditord bezüglich Auslöjung des Genralitreifs, möchte ich 
noch eine Frage jtelen. Iſt es dem Angeklagten befannt, 
daß am 6. Augujt 1918 die Konferenz der Verbandsvorſtände 
der wa Cijenbahnerorgantjation in Bajel getagt 
hat? Eng: a. 

Dr. Welti: Sit dem Angeflagten weiter befannt, daß 
in jener Konferenz vom 6. August 1918 eine Kefolution ge= 
faßt wurde, dahingehend, daß, wenn die Forderungen des 
Föberatioperbandes nicht bewilligt werden, man zur Aus— 
löfung des Generalſtreiks fchreiten werde und daß dieje Reſo— 
Iution einjtimmig und mit Mfflamation angenommen worden 
it? Eng: Fa. 

Aud.: Der Herr Verteidiger jpricht über REN die 
ich nicht weiß. Was waren da3 für Forderungen des Föde— 
rativ-Verbandes? Sc kenne fie nicht; ich möchte, daß der 
Angejhuldigte darauf antwortet. - 

Eng: Das find nicht Forderungen, die am 6. Augujt 
gejtellt worden find, jondern Forderungen, Die alle dem 
Bundesrat oder den zufjtändigen Behörden jchriftlih ein- 
gegeben worden waren. 

EN: Wiſſen Sie welche? 

Eng: Perfürzung Der Wrbeitzzeit, Nachteuerungs— 
zulagen, Ioyalere Behandlung, Schuß des Koalitionsrechts. 

ER: Sie willen auch, daß am 9. Auguft gejagt worden 
ilt, der Bundesrat jei entgegengefommen, e3 jei nicht gerecht- 
fertigt, einen Streik zu machen? 

Eng: Fa, ich habe davon gehört. 

GER: Sie waren einverjtanden? Eng: Ya. 

GR: Deshalb ift es jtill geblieben bi3 November? 

Eng: Natürlih, der Bundesrat iſt entgegengefommen, 
und wir waren teilmeije befriedigt. 

Aud.: Es ift vom Föderativ-Verband geſprochen wor— 
den. Ich weiß nicht, ob die Richter ſamt und ſonders wiſſen, 
a das heißt. Sch möchte, daß der Angejchuldigte ung das 
erklärt. | 

Eng: Es ift die Vereinigung des gejamten eidgendj- 
ſiſchen Perſonals. 

GR: Wer gehört dazu? 
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‚Eng: Die Eijenbahner, die eidgendjjiihen Beamten und 
Angejtellten, Bojt-, Telegraph- und Zollangeitellten, Arbeiter 
der Militärwerfitätten; e3 find auch Bundesbeamte im Bun— 
deshaus dabei. Präſident iſt Nationalrat Weber. 

EN: Sit ein Sekretär da? 

Eng: Nationalrat Knellwolf. 

GER: Dr. Woker hat erflärt, er hätte in der Nacht— 
ſitzung vom 10. November mitgeteilt, daß der Föderativ— 
Verband am 9. mit Herrn Bundesrat Motta eine Konferenz 
gehabt hätte, daß Diejelbe zu einem befriedigenden Reſultat 
gefommen ſei, daS befriedigende Yuficherungen enthalten 
habe. Weiß der Angejchuldigte etwas davon? 

Eng: Bon der Konferenz habe ich gewußt, daß ſie jtatt- 
finde; aber was gegangen tjt, ijt mir unbefannt. 

GEN: Es wurde behauptet, daß dad am 10. abends mit- 
geteilt worden jet. 

Eng: Es fanı jein; ich fann es nicht genau jagen. 

Huber: Ich möchte gerne dazu beitragen, daß die Ver— 
bandlungen etwas weniger nervös vor fih gehen in Zukunft. 
Insbeſondere möchte ich vermeiden, daß perjünlihe Auf— 
fafjungen, im fonfreten Falle Auffafjungen des Herrn Vor— 
ſitzenden jelbjt, weil der Angeklagte ſich nicht äußert, auch) als 
Auffaffungen des Angeklagten betrachtet werden. Sch möchte 
feine juggeitiven Fragen. Sch habe den Angeklagten fragen 
laffen, ob man nicht die Entjcheidung der Bundesverſamm— 
fung abgemwartet hat. Das hat der Herr Großrichter dahin 
interpretiert, daß der Angeklagte und andere der Auffaffung 
gemejen feiern, man werde mit Hilfe des Militärs uſw. Die 
Forderungen durchſetzen. Sch möchte, daß die Auffafjung des 
Ungeflagten wirklich zum Ausdruck fommt, ob es nidht richtig 
ilt, daß eine derartige Hilfe des Militärs überhaupt nicht 
einmal in den Bereich der Erwägungen, geſchweige denn Der 
Hoffnungen des Aktionskomitees fam und daß man tatſäch— 
ich eine glückliche Löſung erwartete von der Einjiht und dem 
guten Willen der Bundesverjammlung. 

GR: Haben Sie erwartet, daß die Bundezverjammliung 
entgegenfomme. Eng: Sa. 

GR: Sie haben gejagt, man hätte den Streik abge- 
brochen, jobald die Bundesverfjammlung die neun Punkte be- 
willigt habe. Alfo jcheint e3, daß Die neun Punkte immer noch 
als Forderungen aufgeitellt find. Nun haben wir aber er- 
fahren aus der Beiprehung mit Bundespräſident Kalonder, 
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daß dort ganz anderes verlangt worden iſt: Zurücknahme 
de3 Truppenaufgebot3 oder wenigſtens Rückzug der Truppen 
aus Züri. Wenn Bundespräjident Calonder das zugejägt 
hätte, hätte e3 feinen Streif gegeben? Eng: Ga. 

GER: Alſo find die neun Forderungen nicht mehr Bedin- 
gungen gewejen am Gonntagnachmittag, jondern die Be- 
dingung iſt gewejen der Nüdzug der Truppen. Gaben Eie 
das gewußt? 

Huber: Das,ijt eine ſuggeſtive Frage. 

ER: Haben Sie e3 gewußt, hat man Ihnen gejagt, daß 
am Sonntagnachmittag verlangt worden jei, daß die Trup- 
pen zurüdgezogen werden? 

Eng: Das ijt befanntgegeben worden, daß man jich ge- 
A habe und daß Die Arbeiterichaft jetzt vorwärtsmachen 
müſſe. 

GN: Sie haben alſo die Auffaſſung, daß die neun For— 
derungen daneben aufrechtgeblieben ſind? 

Eng: Natürlich. 

Huber: Ich erlaube mir immerhin, den Herrn Groß— 
richter darauf aufmerkſam zu machen, daß damals die neun 
Forderungen noch gar nicht aufgeſtellt waren, ſondern erſt 
in der Nacht vom 10. auf den 11. aufgeſtellt wurden. Nun 
möchte ich weiter fragen, ob dem Angeſchuldigten nicht be— 
kannt war, daß Nationalrat Grimm in der Bundesverſamm— 
lung die Baſis für eine Verſtändigung, und zwar im Sinne 
des teilweiſen Entgegenkommens ſuchte und daß man eine 
derartige Verſtändigung, nicht eine reſtloſe Annahme der 
neun Forderungen erwartete, daß insbeſondere auch noch in 
der Nacht vom 12. auf den 13. November mit einzelnen Mit- 
gliedern des Bundesrates in Diefem Sinne verhandelt wurde, 
daß man immer nur auf Berjtändigung, niemald aber auf 
irgendwelche Gewalteinwirfung von jeiten des Militärs zu— 
gunsten der Gtreifenden gerechnet hat. 

ON: Haben Sie Davon gehört, Daß das Aktionskomitee 
immer auf eine Verjtändigung mit dem Bundesrat gerechnet 
hate Eng 3 sa. 

EN: Inzwiſchen hat man immer gejtreit? Eng: Na— 

* : Man hat alle Zufuhren unterbunden. Eng: Ganz 
richtig. 

Huber: Kt dem Angefchuldigten befannt, daß Natio- 
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nalrat Grimm auch gejagt hat, man jolfe zum Teil wenig- 
jtens entgegenfommen? 

Aud.: Darüber geben die Zeitungsberichte Auskunft. 

Eng: Ya. 

Huber: Anerfennt der Herr Auditor Yeitungsberichte 
ohne weiteres als richtig? | 

Aud.: Was in der Bundesverfammlung verhandelt 


wurde, dag brauchen wir nicht von Eng zu ERBEN, der nicht 
weiß, welches Gehalt er bezieht. 
GR: Sie millen, was in den astra ſteht? 

Eng: Ich weiß es nicht genau. 

Aud—.: Sch erkläre Ihnen nur, Herr Verteidiger, daß der 
Angeflagte Eng nicht qualifiztert ift, Ausfunft zu geben dar— 
über, was in der Bundesverjammlung verhandelt wurde. 

Huber: Es hamdelt ji für mich darum, feitzuftellen, 
daß weder der Angeklagte Eng, noch irgendein andersr Ange- 
flagter etwas erwartet hat von einer Gemwalteinmwirfung, ins— 
bejondere nicht, wie der Herr Großrichter ſich ausgeiprochen 
bat, indem die Meinung herrjchte, Daß die Soldaten ſich 
hinter die Streifenden jtellen werden, Sondern daß man vom 
vernünftigen Sinn der Bundesverfammlung eine Löjung er- 
wartet hat. 

Aud.: Am 13. erwartete man das nicht mehr? 

GN: Eng, der Verteidiger will eine Antwort haben, 
geben Sie die Antwort, die er wünſcht, ob Sie erwartet 
haben, daß die Soldaten zuguniten der Gtreifenden ein— 
treten: werden? 

Eng: Nein, wir haben gejehen, daß die Soldaten nicht 
für uns find, wir hatten überhaupt nicht3 mit den Soldaten 
zu tun. Wir haben mit der Bundesverjammlung gerechnet. 

Hauptmann Seelhofer: Ich möchte doch noch fragen 
lajjen, ob dem Herrn Eng nicht befannt ift, daß in Bern 
ein Flugblatt verteilt wurde, mit der Mitteilung, daß beim 
Militär Meutereien ausgebrochen jeien, daß ſpeziell das 
Bataillon 17 in Biel meutere. 

GR: Haben Sie das gejehen? Eng: Nein. 

ON: E3 gibt nicht viel Leute in der Stadt Bern außer 
Shnen, die das nicht gejehen haben. 


236 | | 
Einvernahme des Angeklagten Huggler. 


GR: Seit wann gehören Sie dem Aktionskomitee an? 

Huggler: Seit der Gründung, deren Datum ih nicht 
genau weiß. 

GR: Zuerſt war e8 die fogenannte Notſtandsaktion? 

Huggler: Ganz ridtig. 

ER: Im Juli 1918 tft das Aktionskomitee erweitert 
worden? 

DURGLELA SO, ER find verichtedene Vertreter der 
Eijenbahnerorganijationen herbeigezogen worden. 

SR: Fit nicht dag Schwergewicht auf die Eifenbahner 
gelegt worden? 

Huggler: Sch fonftatiere, daß die Vertretung der 
Eiſenbahner ziemlich zahlreich geweſen iſt. Das hat ſich aus 
der Tatjache ergeben, daß das Aktionskomitee ſämtliche Ar- 
beiterorgantjationen vertreten hat und weil man gefunden 
hat, daß große Eilenbahnerorganifationen zu ſchwach vertre- 
ten waren. 

SEN: Vom Aktionskomitee iſt Allgöwer Vertreter der 
Eiſenbahner, Düby auch, Dürr nicht, Graber nicht, Grimm 
nicht, aber Sie, Ilg nicht, Kaufmann ja, Schneider nicht, 
Schürch nicht, Wofer ja. 

Huggler: Wofer ijt erit jpäter dazu gefommen, al 
Erſatz für Kaufmann. 

GR: Immerhin hat man es für notwendig gefunden, 
die Eijenbahner zu verjtärfen. Man hat daran gedacht, daß, 
wenn man den Generalitreit machen wolle, die Eiſenbahner 
mitmaden jollen. 

Iſt Ihnen dieſe Inſtruktion zur Durchführung des allge— 
meinen Landesſtreiks bekannt? 

Huggler: Sch kann mich erinnern, daß einmal von 
einer jolchen Inſtruktion die Rede geweſen ijt, aber nicht, daß 
ich jie jelbit in den Händen gehabt hätte. 

GR: Haben Sie den Inhalt nicht gekannt? 

Huggler: Wenigitend nicht genau. 

SR: Iſt Ihnen nichts aufgefallen? Huggler: Nein. 

GN : Sie haben aud) Kenntnis Beheh! bon den Sitzungen 
jeit Juli? 

Sn. ‚gler: Da ijt, wenn ich mich recht erinnere, Dieje 
Snftruftion bejprochen worden. 

GR : Nicht wohl möglich, denn man hat doch erft in Bafel 
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beihlojjen, wenn nötig den Generalftreif zu verfügen. Da 
ijt gejagt, daß das Oltener Aftionsfomitee den Beginn des 
Streiks beitimme. | 

Huggler: &3 fann ein Irrtum von mit fein. 

GR: Am 9. August hat man eine Unterredung mit einer 
Delegation des Bundesrates gehabt. Da hat man gefunden, 
es bejtehe fein Anlaß mehr, den Streik zu erflären. 

Huggler: Die Situation it folgende: Es hat unter 
den Forderungen, die im Juli oder Auguft Gegenstand der 
Verhandlungen mit dem Bundesrat waren, ſich unter an- 
derem Die Forderung der Nachteuerungdzulagen von Tr. 
600 für die Eifenbahner befunden. Nachdem dieſe Forde- 
rung bemilligt worden tft und nachdem bei den übrigen For— 
derungen der Bundesrat mehr oder weniger entgegenfom- 
mend gewesen tjt, hat man gefunden, angejichts dieſer Situa— 
tion jei es richtiger, wenn man vom Streik abjehe und hat 
der Arbeiterſchaft mitgeteilt, daß man finde, es ſolle nicht 
mehr meiter auf die Frage des Streiks eingetreten werden. 

EN: Dann ijt es ftill geblieben? 

Huggler: Nein, das ift nicht richtig. Die Arbeiter- 


ſchaft war mit diefer Auskunft nicht zufrieden, jondern nur 


die Eifenbahner und auch dieſe nur teilweiſe. Aber jie hat 
ih damit abgefunden. 
SR: Fit der Proteſtſtreik für Sie überrafchend gefom- 


men, wie wir vorhin gehört haben? 
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Huggler: Der Proteſtſtreik als ſolcher hat mich tatſäch— 
lich überraſcht. Wie Ihnen bekannt, habe ich an der Sitzung 
des Aktionskomitees nicht teilnehmen können, aber wenn Sie 
geſtatten, will ich die Situation definieren bezüglich der 
Ueberraſchung des Proteſtſtreikß. Wir haben por dem Pro— 
teftitreit im Aktionskomitee in den Wrbeiterorganijationen, 
in den Gilenbahnerorgantjationen wiederholt feitgeitellt, daß 
der Bundesrat nicht in allen Teilen, namentlich nicht mit 
Dezug auf dad Ernährungsamt, da3 was man verlangte mit 
Bezug auf die Fürforgemaßnahmen, Arbeitdzeitverfürzung, 
den Begehren der Arbeiterichaft entſprochen hat. Inzwiſchen 
find neue Creignifje eingetreten. Eine Verſchärfung Der 
Situation hat ſich ergeben. Wir find heftig angefochten 
worden, ganz ſpeziell in Zürich, daß wir nicht energtich ©tel- 
fung nahmen und daß man jhon im Auguſt Die Verhand- 
lungen mit dem Bundesrat gewiljermaßen janftioniert hat 
und vom Streif abgejehen habe. Namentlich) daS war Gegen- 
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itand einer außerordentlich heftigen Kritif gegen das Aktions— 
fomitee, jo daß man gemerft hat, daß gewiſſermaßen etwas 
in Vorbereitung ift und daß, wenn es uns nicht gelingen 
wird, früher oder jpäter mit dem Bundesrat eine Verſtän— 
digung zu erzielen, über alfe die Punkte, in Denen eine 
befriedigende Löſung nicht erreicht war, wieder ähnliche 
Situationen ji, ergeben werden wie im Auguſt. Dagegen 
hat man nicht Damit gerechnet, daß ſich die Stimmung jo 
plöglidh in der Weije verichärfen würde, wie fie zur Seit des 
Proteſtſtreiks jich verjchärft hat. Die Iruppenaufgebote in 
Zürich Haben den Anlaß gebildet, dieſe Bewegung auszu- 
löſen, die tatlächli als folche nicht beabjichtigt geweſen iſt. 

OR: Sie find nicht in Bern geweſen am 6., 7. und 9.? 

Huggler: An der Sitzung vom 6. glaube ich noch ge— 
weſen zu jein. 

ER: Damals ift nicht die Nede vom Proteftitreif ge⸗ 
weſen? 

Huggler: Nein, damals ſprachen wir vom Ernäh— 
rungsamt und daß verſchiedene Begehren eine befriedigende 
Löſung nicht gefunden haben. Daß man ſich angeſichts der 
Kritik damit befaſſen müſſe, die Begehren wieder aufzu— 
nehmen, beim Bundesrat vorſtellig zu werden, un die Sache 
auszugleichen, dag iſt Der Hauptgegenftand Der damaligen 
Auseinanderjegungen geweſen. 

N: Haben Ste am 9. November an der Verjammlung 
teilgenommen? 

Huggler: An der Sitzung des Vorſtandes der Arbei— 
terunion Zürich. 

GR: Was tft geſprochen worden? 

Huggler: Man hat über die Situation geſprochen. 

GEN: Da ift die Rede Davon geweſen, ob man diejent 
Aftionsfomitee Folge leisten fol oder nicht, nämlich, daß 
man nur 24 Stunden Ätreifen wolle? Huggler: Samohl. 

ER: Was ift beichloffen worden? 

Huggler: Das Unionzfomitee hat beichlofjen, die 
Sade der Delegiertenverfammlung vorzulegen. An der De- 
legtertenverfammlung iſt beſchloſſen worden, daß die Dele- 
gierten nad) Gruppen der Gewerfichaften abtreten und 
für I einzeln Beſchluß faſſen follen. 

GR: Haben Sie damals auch mitgemacht? 

Huggler: Ich war al! Gaſt anweſend. 

GR: Sit ein Beſchluß gefaßt worden? 
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Huggler: Die Vertreter der Gewerkſchaften find abge- 
treten und haben nachher mitgeteilt, daß fie mit überwiegen— 
dem Mehr beichloffen Haben, den Streit fortzujegen. 

GN: Haben fidy die Eiſenbahner auch beteiligt? 

Huggler: Emzelne Eijenbahner find an die Unions- 
verfammlung gegangen. Ob Die Eijenbahnergemwerkichaften 
als beteiligt geweſen ſind, weiß nicht. 

GR: Was iſt am 10. gegangen? 

Huggler: Am Morgen war ich. in Zürich und habe die 
Mitteilung erhalten, daß in Bern Sitzung des Aktions— 
fomitee3 jei. Gſchwend und Neithaar habe ich zufällig getrof- 
fen und wir find miteinander nad) Bern gefahren. 

ER: In Bern find Ste dann zur Sitzung gegangen. 
Wir wiſſen, daß der Zug Verjpätung hatte. Was ijt an der 
Sitzung an der Kapellenjtraße gegangen? 

Huggler: Sie wurde vom PBräfidenten eröffnet. 

GR: Sie haben jchon in der VBorunterfuhung gejagt, der 
Präſident habe einen Entwurf vorgelejen, iſt das richtig? 

Huggler: Das hat nicht jo begonnen, jondern zuerjt 
hat der — den Situationsbericht abgegeben und das 
Aktionskomitee in Kenntnis geſetzt von den Maßnahmen und 
von den Beſprechungen, die im Laufe des gleichen Tages mit 
dem Bundesrat ſtattgefunden haben. Nachdem man dieſen 
Bericht beiprochden und anderjeit3 auch von Zürich über Die 
Situation berichtet worden it, iſt über den Streik beſchloſſen 
worden und erjt nachher hat man angefangen, über verjchie- 
dene Punkte zu diskutieren, die Gegenjtand des Programms 
bilden jollten. 

OR : Um welche Zeit Haben Sie bejchlofjen, den Streik zu 
eröffnen? 

Huggler: Someit ich mich erinnern kann, muß e8 eher 
nad) 10 Uhr als vorher geweſen jein. 

GR: Sit der Aufruf nachher oder vorher beiprocdhen wor— 
ven? Huggler: Erit nadher. 

GER: War er jhon verfaßt? 

Huggler: S glaube nicht; man hat einzelne Punkte 
bejprochen, Die Gegenſtand dieſes Aufrufes bilden jollten, und 
dann, wenn meine Erinnerung richtig tit, it der Präſident 


| abgetreten, und jpäter hat man den Aufruf in der definitiven 


Faſſung vorgelejen. 
EN: Mio der Prafident war abgetreten und wäre mit 
etwas Gejchriebenem zurüdigefommen. Huggler: Jawohl. 
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GN: Hat nicht eine Kommiffion die Sache beraten und 
haben Sie nicht der Redaktionskommiſſion angehört? 

Huggler: Nein. | 

GER: Sie haben in der Vorunterfudung gejagt, ein Ent- 
wurf jei vorgelegt worden. Sit er beraten worden? 

Huggler: Die definitiv redigierte Tafjung, an Der 
nicht geändert worden iſt, iſt vorgelejen worden. 

ER: Man hat gefragt, ob jemand etwas einzumenden 
habe und zuletzt, ob alles einveritanden jet. Sie haben in der 
Vorunterſuchung geſagt, es ſei alles einverſtanden geweſen. 

Iſt man auch einverſtanden geweſen, daß Namen darunter 
nen Huggler: Jamohl. 

GR: Sie haben auch gejagt, Ihr Kollege Schneeberger 
fer einverjtanden, daß fein Name darin figuriere. 

Huggler: Das habe ich wahricheinlich nicht gejagt. Sch 
habe nicht einzelne Mitglieder bezeichnen wollen, jondern ich 
habe gejagt, von den Anmejenden habe id) nicht gehört, daß 
einer gegen den Aufruf fich gewendet habe. Die Mitglieder 
des Aktionskomitees find zum großen Teil in großer Auf- 
regung geweſen und haben ven einzelnen Stellen nicht eine 
fehr große Bedeutung beigemefjen, indem jie den Aufruf 
eigentlich al3 eine jefundäre Angelegenheit betrachteten und 
mehr darauf geihaut haben, ob fie ſinngemäß einverjtanden 
jeten. Ich Habe menigitens nicht Davon gehört, daß ein- 
zelne Bunfte angefochten worden wären. Man hat gefunden, 
menn man grosso modo damit einverjtanden jei, genüge da3. 
Diefe Forderungen find ſeit längerer Zeit in der Deffentlich- 
feit, in den PBarlamenten, Zeitungen oder Kongreſſen gejtellt 
torden und da bat man nicht mehr Anjtoß genommen. 

GEN: Hat man gefragt, ob alles einverstanden jet, daß die 
Namen jämtlicher jozialdemofratiihen Nationalräte auf dem 
Aufruf figurieren follen? 

Huggler: Die anwejenden Mitglieder find zweifellos 
ee geweſen. 

ER: Hat man gefragt, ob eine ausdrückliche Erflärung 
abgegeben worden jei? 

Huggler: Ich glaube e3 nicht, es hat ſich niemand da— 
gegen gewendet. 

GN: Es iſt mitgeteilt worden, daß Namen von Abweſen⸗ 
den darunter figurieren, daß man ſie aber noch anfragen 
werde oder ſchon angefragt habe. 

Huggler: Es hat ſich niemand gegen das erfahren 
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gewendet, weil tatjächli in allen Fällen dieſe Mitglieder ge- 
nannt wurden. Ich bin Sekretär der Nationalratzfraktion. 
Es ijt wiederholt vorgekommen, daß Mitglieder, die auf 
ſolchen Bekanntmachungen nicht figurierten, nachher refla- 
miert haben, daß man ihren Namen nicht eingeſetzt hat. Das 
iſt ein Öebraud, den wir oft gemacht haben. 

ER : Sie haben gejagt, die anweſenden Nationalräte mit 
Einihluß Schneebergerz jeien einveritanden, daß der Name 
beigejegt worden jet. 

Huggler: Jh habe wenigſtens nicht gehört, daß ſich 
Widerſpruch geltend gemacht hätte. Das verhält fich übrigens 
jo: Der Unterfuhungsrichter Hat mir zuerst die Trage ge- 
jtellt, ob man einverstanden gemejen jei, und erjt fpäter hat er 
fejtgejtellt, welche Mitglieder anmejend gemwejen waren. Da 
habe ich bejtätigt, daß dieſe Mitglieder anweſend gemejen 
jeten. Daraus hat er offenbar ein Einverſtändnis fonftruiert. 
Sch habe feine bejtimmten Namen genannt, jondern nur ge- 
fagt, daß ji niemand dagegen geäußert hat. | 

ER: Es heißt im Protofoll: „Eine ausdrüdliche Erklä— 
rung darüber, Daß die Namen jämtlicher ſozialdemokratiſchen 
Nationalräte auf denjelben figurieren follten, haben Schnee- 
berger und ich nicht abgegeben. &3 iſt num Uebung bei ung 
in jolden Fällen, das Einverſtändnis der Abweſenden vor— 
auszujegen.” Aus Ihrer Depofition hat man lejen fünnen, 
daß die anmejenden Nationalräte mit Einſchluß Schneeber- 
ger3 einverjtanden gemwejen find. Wir wollen nachher Shren 
Stollegen Schneeberger fragen, ob e3 richtig jei. 

Huggler: Ich habe wenigitens nicht gehört, daß er ſich 
Dagegen geäußert hätte. 

GR: Wie verhält e3 fich mit dem Telephon an Dr. Affol- 


ter? 

Huggler: Darüber kann ih nicht Aufichluß geben. 
‚Alles, was ich weiß, iſt da3, daß gejagt wurde, man werde ſich 
bei den abmwejenden Mitgliedern erfundigen. Ich weiß nicht 
genau, welche Faſſung vorgetragen worden it. 

ER: Hat Ihnen Nationalvat Ilg etwas mitgeteilt über 
ein Telephongeipräh? Huggler: Jh fannı mid nidt 
erinnern. 

GR: Sie halten feit an der Behauptung, daß Sie an der 
Nedaktion dieſes Aufrufs nicht aftiv beteiligt geweſen find? 

Huggler: Ich war nicht beteiligt. 
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nn Wann mar ber Aufruf an das arbeitende Bolt 
ertig? 

Huggler: Den Zeitpunkt kann ich wirklich nicht genau 
beſtimmen. 

GR: Sit er gerade nachher in die Druckerei gegangen? 

Huggler: Das weiß ich nicht. 

ER: War das nit Ihre Sadhe? Huggler: Nein. 

GR: Wie verhält es ſich mit dem andern Aufruf an die 
Eifenbahner? Huggler: Da habe ich als Ueberſetzer mit- 
gemirft. 

OR: Lag er deutih vor? Huggler: Ha. 

ER: War er fertig? 

Huggler: Er ift in der gleihen Nacht redigiert 
worden. 

GR: Dann iſt der Unbekannte im Haus geweſen. (Heiter— 
keit.) Er iſt auch im Saale. Aber er ſitzt nicht auf der Bank 
der Angeklagten und ich fann ihn nicht fragen. 

Huggler: Sch Habe dem Herrn Unterfuhungsrichter 
gejagt, wenn er mich über den Punkt zu einer Ausſage zwin— 
gen: wollte, würde ich lieber jelbjt die Verantwortung über- 
nehmen. 

ER: E3 zwingt Sie niemand. Es ilti offenbar noch jemand 
dabei geweſen, dejjen Name nicht genannt worden tft. 

Huggler: Sa, ja. 

SR: Sch habe auch Vermutungen, aber ich will fie nicht 
außern. 

Dr. Welti: Sch war in jener Nacht auch an der Ka— 
pellenftraße, habe diejen Aufruf aber nicht gemacht. 

SGN: Sch bin froh, daß Sie das erklären, ich hätte ſonſt 
bei einem Haar gejagt, Herr Dr. Weltt hätte es gemacht und 
hätte ihm damit unrecht getan. Es ijt aljo immer noch ein 
anderer. (Dee), An der Inſtruktion haben Sie ſich be- 
teiligt? Huggler? Nein. / 

GR: Wann tft der Eifenbahneraufruf fertig geimorden? 

Huggler: In der Nacht. 

ER: Gleich Nachher in die Druderei gegeben worden? 

Huggler Sa, aber mit der Ueberſetzung find wir nicht 
fertig geworden. Das war der Grund, warum ich nad) Lau— 
Tanne gefahren bin, um die Leute berfönlich zu injtruieren, 
weil feine franzöſiſchen Eremplare erhältlich waren. 

GR: Immerhin — Sie ſich an der Ueberſetzung be— 
teiligt? Huggler: 
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‚GER: Das hat mehrere Eremplare nötig gemacht. 

Huggler: Wir haben geglaubt, wir fünnen e8 noch in 
die Druckerei geben, da ift gejagt worden, e3 ſei nicht mehr 
möglich, die franzöſiſchen Exemplare zu druden. 

OR: Die Ueberjegung ift nach Ihrer Behauptung nur 
in einem Exemplar gemadt worden? 

Hugaler: Meines Willens wohl. 

GR: Wann find Sie fort? Huggler: Montag mor- 
gens um 9 Uhr. 

GR: Was haben Sie mit ſich genommen, deutiche Auf- 
rufe? Huggler: Sch wüßte nicht wofür. Ä 

GR: Aber die welſche Ueberſetzung? HYuggler: Die 
hatte ich bet mir. 

ER: Wer tjt mit hingereiit? fi 

Huggler: Das darf ich nicht jagen, der Betreffende iſt 
nicht angeklagt. 

EN: Aber er iſt Heizer geweſen? 

Huggler: Ich weiß nicht, maß er gemejen ijt. 

OR: Er hat Sie begleitet; wir wollen annehmen, er fei 
ein Ziviliſt geweſen. Haben Sie nicht vermutet, Sie werden 
in Lauſanne Schwierigkeiten befommen? Und jind fie nicht 
eingetroffen? 

Huggler: Wan hat mich in Lauſanne angehalten und 
gefragt, in welcher Miffion ich fomme, und hat meine Per— 
jonalien fejtgeitellt. | 

GR: Man hat Sie zurücdbehalten? Huggler: Ja 
mohl. 

GN: Man hat den Aufruf bei Ihnen nicht gefunden? 

Huggler: E3 Hat mich niemand gefragt, was ich bei mir 
habe. Man hat mir auch nicht gejagt, daß der Streik verboten 
jei oder die Mobilifation exiſtiere. Ich habe gejagt, ich 
fomme zu dem Zweck, um die Leute zu orientieren über die 
Beichlüfje, die gefaßt worden find, und über die Situation in 
Zürich. Sch hatte vernommen, daß das Perjonal eine Ver— 
jammlung veranftaltete, und ich habe beabjichtigt, an dieſer 
Verjammlung teilzunehmen. 

GER: Den Entwurf hat man nicht gefunden? 

Huggler: Man hat mich nicht gefragt. 

GR: Wie lange haben Sie warten müfjen auf den Ad— 
junften des Unterſuchungsrichters? 

Huggler: 11% Stunden. 
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GR: Sie willen genau, daß die Stimmung in der Weit- 
ſchweiz nicht günjtig war? Huggler: Das ift richtig. 

— Was haben Sie in der — geſprochen? 

gler: Am Abend habe ich den Leuten die Ver— 
gäftniffe unmittelbar vor dem Proteititreif und während dei 
jelben auseinandergelegt und gejagt, wiejo das Aftionz- 
fomitee dazu gefommen jei, den Streik zu bejchließen. ch 
babe gejagt, wenn das Mftionsfomitee die Wahl gehabt hätte, 
ob überhaupt ein Streik jtattfinden folle oder nicht, jo würde 
e3 nicht dem SOtreifbeihluß gefaßt haben. Im gegenmärtigen 
Zeitpunkt aber habe es eine jolde Wahl nicht mehr gehabt, 
ſondern der Streik habe jeit heute morgen begonnen, und die 
Leute finden ſich vor der Alternative, entiweder jich in Gegen- 
laß zu fegen zu ihren Kameraden oder den Gtreif mitzu- 
machen. Sie jollen ſelbſt enticheiden, was fie machen wollen, 
aber für den Fall, daß fie enticheiden jollten, den Streik nicht 
mitzumachen, jollen fie wenigjtend nicht über daS Neb des 
eriten Kreiſes hinaus fahren. Das ift nach meiner Erinne- 
rung, was ich den Leuten gejagt habe. Damit habe ich die Ver- 
sk bon Zürich dargelegt. Sie werden nicht verlangen, 

daß ich das im einzelnen wiederhole. 

SON: Sn Laujanne hat man vermutet, es jeien —— 
und ruſſiſche Umtriebe. 

Huggler: In der Verſammlung ſogar haben ſich ein⸗ 
zelne mir gegenüber geäußert, ich ſei deutſcher oder ruſſiſcher 
Agent. Sie ſind deshalb zu kurz gekommen, weil ich in Lau— 
ſanne unter dem Eiſenbahnperſonal ſehr gut bekannt bin, 
weil das Perſonal zum großen Teil eigene Motive gehabt 
hat, den Streik als ſolchen zu beſchließen, abgeſehen von den 
Motiven, die ſich aus der Situation ergeben haben. 

GER: Die Stimmung ift nicht jo ungünftig geblieben mie 
am Anfang Huggler: Nein. 

ER: Ste hat umgejchlagen. 

Huggler: Sie war von Anfang an halb und halb. 

SR "tt überhaupt abgejtimmt worden? 

Huggler: Es hat eine geheime Abjtimmung jtattge- 
funden, nn der fich eine Mehrheit zugunſten des Streiks aus— 


ſprach. | 
GR: Die Minderheit hat jich ohne weiteres gefügt? 
Huggler: Fa 


ER: Was if nun am andern Tage a 
Huggler: Da it gejtreift worden. 
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GR: Fit nicht wieder eine Verſammlung geweſen? 

Huggler: Erſt abends. 

ER: Zu welden Zweck? Huggler: Die Leute woll- 
ten wiſſen, wie e3 gehe. 

GR: E3 ift gar nicht jo gut gegangen auf dem Lande 
draußen. Haben die Leute nicht gefragt, ob fie jtreifen oder 
dem Mobilifationsbefehl folgen jollten? 

Huggler: Für das Gebiet, in dem ich mich aufgehalten 
habe, trifft daS nicht zu. Dort iſt der Streif von Anfang aı, 
nachdem er einmal bejchlojjen worden ift, ſozuſagen reibungs— 
[03 verlaufen. 

ER: Wie lange find Sie in Lauſanne geblieben? 

Huggler: Von Montag mittag bis Mittwoch mittag. 

GR: Wie jind Sie am Mittwoch fortgefommen? 

Huggler: Mit einem Automobil. 

ER: Schöne Fahrt? 

Huggler: Ja, wenn nicht die befondere Veranlafjung 
gemwejen märe. 

SER: Es iſt gejagt worden, Sie hätten ſich nachher ge- 
rühmt, te jeien ganz jchlau vorgegangen, Sie habem auf der 
Reiſe eine Streifproflamation und Geld einem Heizer über- 
geben, damit man Sie auf ihnen nicht finde. Und richtig 
hat man Sie in Lauſanne abgefaßt und auch fejtgehalten, 
aber dag Streifprogramm hat man nicht gefunden, weil das 
beim Heizer geweſen jei. Ich frage, ob das richtig iſt? 

Huggler: Nein, ich habe dem Heizer einzig dad Ma- 
nujfript übergeben, aber Geld hatte ich; nicht viel bei mir. Das 
Manuffrivt habe ich meinem Begleiter gegeben. 

SGN: Warum? Huggler: Weil ich e3 nicht bei mir 
haben mollte. 

GER: Weil Sie vorausjahen, daß man Sie anhalten 
fonnte? 

Huggler: Erit in Laujanne hielt man mid an. Ich 
— aber nicht gefragt worden, ob ich irgend etwas auf mir 

abe. 

OR: Haben Sie ſich al3 jo fompromittiert angejchaut? 

Huggler: Sch habe angenommen, es fünnte möglich 
ſein, daß ich nicht an der Verfammlung teilnehmen Fünnte. 
Damit jemand da fei, der Aufſchluß geben fünne, habe ich das 
einzige Exemplar, das ich. hatte, meinem Begleite T übergeben, 
Damit es nicht verloren gehe. 
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ER: Es durfte nicht verlorengehen, denn ſonſt hätte die 
ganze Weſtſchweiz nicht geftreift. | 

Huggler: Meine Auffafung it die, daß die Weit- 
ichweiz damals wahrjcheinlich nicht geitreift hätte, daß aber 
ein großer Teil ji im Laufe des Streiks ſukzeſſive ange- 
ichlofjen hätte. Ich habe die Auffafjung, es ſei richtiger ge- 
iwejen, nachdem der Streik beichloffen worden iſt, daß er 
iötig durchgeführt werde, und habe mir möglichſt Mühe ge- 
geben 

ER: Batoccht hat gejagt, er ſei in Neuenburg gemefen 
und habe den Eindrud gehabt, es gebe feinen Streik. 

7 uggler: Sch zweifle daran. 

GR: Nun hat die Regierung des Kantons Waadt für 
notwendig gefunden, am 20. November gegen Sie zu rella- 
mieren und ein Schreiben an den Bundesrat zu richten. 

Haben Ste nicht in Lauſanne auch erfahren, daß ſowohl 
der Mobiliſationsbefehl herausgelommen iſt ald auch die Ver- 
ordnung des Bundesrates vom 11. November? 

uggler: Bon einer Berordnung des Bundesrates 
habe ich überhaupt nichts erfahren, Dagegen it mir Mittwoch 
zum erjtenmal mitgeteilt worden, daß die Eijenbahner mobi— 
liſiert ſeien. Ich habe am Dienstag Mitteilung erhalten, es 
ſeien Eijenbahner verhaftet worden, die die Arbeit verwei— 
gert hätten. Dann bin ich in die Verfammlung der Eijen- 
bahner gegangen und habe gejagt, ich werde die Gründe dieſer 
Verhaftung erforichen. In der Nacht vom Dienstag auf den 
Mittwoch habe ich den Plagfommandanten von Laufanne, 
Oberſt Blanchod, um eine Beſprechung erſucht, um zu er- 
fahren, wie es fich mit den VBerhaftungen verhalte. Er lud 
mich auf Mittwoch morgens 9 Uhr ein. Dort iſt mir eröffnet 
worden, die Verhaftungen feien auf Grund von Mobiltja- 
tionsbefehlen erfolgt. Es iſt beigefügt worden, ſie hätten 
eigentlich ſchon Früher erfolgen müſſen, und da habe ich zum 
eritenmal von der Mobilifation erfahren. Sch habe Oberit 
Blanchod erjucht, er möchte mir die Erlaubniß geben, per 
Automobil nad Bern zu fahren, damit ich mich orientieren 
könne, wie die Sache fteht, weil ich tatfächlich mit der Mobili- 
lation als Eventualität gerechnet habe, aber nicht wußte, Daß 
fie bejtand, und mich orientieren wollte, wie Bundesrat und 
Sumdesverfammlung fi zu der ganzen ‚Situation ſtellen. 

: Sind Sie am Mittwochabend Hier angekommen? 
Huggler: Schon um 2 Uhr nachmittags. 
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ER: Da Haben Sie erfahren, daß man nicht vorge— 
gangen iſt wie in Lauſanne? 

Huggler: Sch habe mich ſofort ind Bundeshaus be- 
geben. Sopiel ich weiß, find in Bern überhaupt feine Eiſen— 
bahner verhaftet worden. 

GR: Das war alfo gewiſſermaßen die Urfache, daß Sie 
den — —— erfuhren. Was haben Sie im Bun— 
deshaus getan? 

gler: Ich habe dem Schluß der Debatten beige— 
wohnt 

GER: Das andere wiſſen wir, daß der Streik abgebrochen 
worden iſt. 

ud.: Sch möchte in erſter Linie willen, was Huggler an 
der Sitzung des Aktionskomitees vom 10. November in Bern 
über die Zürcher Berhältnifje gejagt hat. 

Huggler: Ich habe mitgeteilt, daß die Arbeitecunion 
in Zürich beichloffen hat, den Streik weiterzuführen, entgegen 
dem Willen, den Proteititreif abzubrecdhen, wie das Aktions— 
fomitee beichloffen hat; auch entgegen meiner perjönlichen 
Meinung. Ich habe mid; ala Mitglied des Altionstomitees 
verpflichtet gefühlt, im Unionsvorſtand dahin zu wirken, daß 
man den Weilungen des Aktionsfomitees gemäß den Pro 
teſtſtreik abbreche. Demgegenüber iſt mit großer Mehrheit 
BEN ENEn worden, fortzujtreifen. Darüber habe ich berichtet. 

Aud.: Wann und mo wurde das in Zürich beſchloſſen? 

Yuggler: Am Samstagabend. Ä 

Aud.: Wer präfidierte jene Berfammlung? 

Huggler: Das weiß ich nicht. 

Aud.: Was geihah mit dem Manuffript, das er dem Be- 
gleiter übergeben hatte? 

Huggler: Soviel ich weiß, ift dasſelbe in die Druderei 
gegangen. 

Aud.: Was hatte der Begleiter für einen Auftrag? 

Huggler: Gerade diefen Auftrag, das Manuffript in 
die Drudersi des « Droit du Peuple » zu geben. 

Aud.: Fit es nicht richtig, daß am Montagabend im der 
Verfammlung der Eifenbahner in Lauſanne zuerjt der An— 
trag Du auf Anſchluß im Generaljtreif in Minderheit 
blieb? 

5 uggler: &3 hat nur eine Abſtimmung ſtattgefunden, 
die für den Streik war. 

Aud.: Huggler behauptet, er habe erſt in Lauſanne am 
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Mittwoch von der Mobilifation der Eijenbahner erfahren. 
Bon der Berordnung de Bundesrates will er überhaupt 
nicht3 erfahren haben. Wir willen, daß das in den welſchen 
Zeitungen erſchienen iſt. Hat er in Lauſanne feine ſolchen 
gelejen? 

Huggler: Ich kann mid nicht erinnern. 

AWud.: Er erfuhr am Mittwoch morgen? 9 Uhr, daß die 
Eiſenbahner mobililiert feier. Hat er irgendwelche Vor— 
fehren getroffen, um dem Streit Einhalt zu tun und ſich dem 
Befehl und den Weiſungen des Bundesrates, ſoviel an ihm, 
zu fügen? 

Yuggler: Ich habe vorhin auseinandergejegt, jobald 
ich erfahren habe von der Mobiltfation, habe ich in der glei- 
hen Konferenz mit dem Platzkommandanten verlangt, daß 
auch der Kreisdireftor des erſten Kreiſes geladen werde, da— 
mit ich erfahren könne, für den Fall, daß der Gtreif länger 
dauern jollte, mie man ſich mit den Proviantzügen einrichten 
fünnte. Damal3 hat Herr Gorjat erflärt, er wünſche auf 
alle Fälle nach jeder Richtung zwei Proviantzüge. Sch habe 
gejagt, ich werde dem Aftionsfomitee dieſe Trage mitteilen 
und zudem jagen, Daß ich perſönlich einverjtanden jei. Etwas 
anderes konnte ich nicht vorkehren. 


Aud.: Sch entnehme den Ausführungen des Angeſchul⸗ 
digten, daß er am Mittwoch von dem Mobiliſationsbefehl 
Kenntnis hatte. Er wollte darauf die Vizedirektion des 
Kreiſes übernehmen. Er hat nichts getan, um dem Gebot des 
Bundesrates Nachachtung zu verſchaffen. 

Huggler: Ich hatte von den Streikenden Auftrag, mid) 
dafür zu verwenden, daß die Verhafteten entlajjen würden. 
sch ging Daher zuerjt zum Platzkommando, um mid nad) dem 
Grunde der Berhaftungen zu erfundigen. Dort hat man mir 
mitgeteilt, wenn ich etwa3 erreichen wolle, müjje ich mich 
nach Bern begeben, denn die Verhaftungen jeien auf Ver— 
anlafjung des Militärdepartement? erfolgt. Gleichzeitig ift 
über dieje Führung der Lebensmittelzüge geſprochen worden, 
und diefe beiden Sachen haben mi veranlaßt, ſofort nach 
Bern zu reifen. _ 

Aud.: Und dem Mobilifationsbefehl des Bundesrates 
an dad Perſonal feinerlei Beachtung zu jehenfen. 

HYuggler: Ein Mobiliationsbefehl war. nicht Gegen- 
itand der Disfuffion. Ich habe nur erfahren, daß die Ver- 
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haftungen auf Grund beſonderer Befehle des Militärdeparte— 
ments erfolgt ſeien. 

Aud.: Nur die Verhafteten intereſſierten Huggler, alles 
andere nicht? 

Huggler: In dem Moment jedenfalls nicht. 

Dr. Welti: Darf ich in diefem Zufammenhang; bitten, 
an den Herren Nationalrat Huggler die Frage zu richten, ob 
diejenige militärische Inſtanz, mit der er in Laufanne in der 
joeben geſchilderten Werje parlamentierte, an ihn die Auffor- 
derung gerichtet hat, er folle die Streifenden auffordern, dem 
Meobilifationsbefehl Folge zu leiften? 

Huggler: Nein, man war mir behilflid, ein Auto— 
mobil zu befommen. | 

GR: Sehr liebenswürdig. 

Dr. Farbitein: Ich möchte an Herrn Nationalrat 
Huggler folgende Trage gejtellt willen: Hat er am Mittwoch 
pon der Erijtenz der Verordnung des Bundesrates gewußt? 

Huggler: Sch habe überhaupt nichts von dieſer Ver— 
ordnung; gewußt. 

GN: Sie haben nicht gewußt, daß es jtrafbar ijt, diejen 
Aufruf an das arbeitende Volk der Schweiz, vom 11. Rovem- 


- ber zu verbreiten? Huggler: Nein. 


Dr. Farbfiteim: Ich möchte von Herın Huggler noch 
erfahren, ob ibm überhaupt bei der Verlejung des Aufruf in 
der Sitzung dieſer Sab betreffend die Klafjengenojjen im 
Wehrkleive aufgefallen it? Huggler: Nein. 

EN: Sie haben ihn überhört? 

Huggler: Sch habe mich finngemäk mit dem Aufruf 
einveritanden erklärt. Auf einzelne Stellen habe ich nicht ge— 
achtet. 

Dr. Farbſtein: Mio können wir feititellen, daß der 
Inhalt des Aufrufs Nebenjache war, der Generalſtreik aber 
die Hauptſache. — Nun fommt die neue Trage, ob HYuggler 
der Meinung ijt, nachdem an den PBarteitagen immer be- 
ichloffen worden iſt, man jolle im Gtreiffalle nicht auf das 
Volk Schießen, daß man fich hier an die Soldaten menden 
wollte, die icon eingerüdt waren, oder an die Arbeiter, Die 
erit einrüden jollten, mit einem Wort an bie milttärpflichtigen 
Arbeiter? Hat man fich; über die Frage unterhalten? 

BER: Sie willen, welche Antwort Sie zu geben haben. 
Hat man ſich darüber unterhalten, an wen die Aufforderung 
zu richten ſei, an Soldaten oder milttärpflichtige Arbeiter? 
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Huggler: Von den Soldaten, die jchon eingerüdt jind, 
ijt nie die Nede geweſen. Wenigſtens war es jo meine Vor— 
ſtellung und ich habe Die Auffaffung gehabt, daß die allge- 
meine Borftellung die fei, Daß fich der Aufruf überhaupt in 
der Hauptjadhe an die Arbeiter richte, die eventuell noch auf- 
geboten werden jollten. 

Dr. Farbſtein: Sch möchte bitten, zu fragen, ob Hugg— 
ler überhaupt Flugblätter verteilt hat oder Auftrag ge- 
geben hat. 

Huggler: Nem, ih hatte feine Gelegenheit, ſonſt 
hätte ich; verteilt. 

Dr. Farbſteim: War Huggler diefe Snjtruftion be- 
fannt? | 

Huggler: Ich Habe die Anitruftion zum eritenmal 
nad) dem Streik gejehen. 

N: Nun haben Sie bereits gejagt, daß Sie nicht der 
Berfafjer der Einleitung geweſen find. Sie haben nur bei der 
Ueberjegung mitgewirkt, waren nicht jelbitändiger Weber- 
jeger. Berteilt haben Sie dieſe Aufrufe auch nicht? 

Huggler: Nein. 

ER: Soll e3 richtig fein, daß im März 1918 bereits dag 
Zugsperſonal beſchloſſen hätte, im einen Generalitreif zu 
treten? 

Huggler: Die Sadhe verhält ſich folgendermaßen: 
Ende März 1918, nachdem das Aktionskomitee bei der Milch— 
preisfrage eine jehr geipannte Situation vorgefunden hat, tit 
wiederholt die Frage aufgeworfen worden, ob die Eijen- 
bahner mitmaden würden für den Tall, daß das Komitee 
einen Streif beichließen würde. Dieſe Frage iſt wiederholt an 
und gerichtet worden. Ich habe Den Leuten damals erflärt, 
ich könnte dieſe Trage nicht beantworten. Wir müßten die 
Mitglieder zuerit anfragen. Daraufhin ift bei der Mitglied- 
Ihaft eine Umfrage erfolgt, durch Urabſtimmung. In diejer 
Urabjtimmung haben 80 Prozent der Mitglieder erklärt, 
daß, wenn das Aktionskomitee im Einverjtändnis mit dent 
Zentralvorſtand der Eiſenbahner einen Streik bejchließen 
würde, nachdem die übrigen Mittel erjchöpft feien, dieſer Pa— 
role Folge gegeben würde. Das iſt auf Grund einer Urab- 
ſtimmung fejtgejtellt worden. Wir haben das deshalb gemacht, 
damit wir wiſſen, wie die Mitgliedfchaft über dieſe Kom— 
petenz denkt. 

Aud.: Herr Huggler war urſprünglich gegen den Streik. 


wh 


251 
Hat er dafür geitimmt, nachdem in Zürich der Streif be- 
ſchloſſen war? | 

Huggler: Sch hatte die Weberzeugung, daß, nachdem 
in Zürich während des Proteſtſtreiks durch die militärtiche 
Demonftration eine ungeheure Aufregung bei der Arbeiter- 
Ichaft entjtanden war und die Arbeiter nun beſchloſſen hatten, 
den Streik fortzufegen; daß, nachdem ich wußte, daß auch 
in der Eiſenbahnerſchaft eine große Erregung herrichte, ge- 
ahnt, daß der Streik als jolcher fommen würde; in dem Mo- 
ment, da ich geiehen habe, daß ein Teil bereits zu jtreifen 
angefangen hatte, habe ich mir gejagt: die einzige Möglich- 
feit, irgendeinen Einfluß auf den Streif auszuüben und ihn 
in richtigen Bahnen zu Halten, könne nur darin beitehen, daß 
num alle miteinander in Aktion treten, damit die Arbeiter- 


ſchaft, Die zuerst begonnen hat, und diejenigen Arbeiterfreife, 


die ſukzeſſive fich zweifellos anjchließen würden, geordnet auf- 
marjchieren. Es war damit zu rechnen, daß auch in Bajel 
und Bern und an andern Orten ſukzeſſive eine Gruppe nad 
der andern in Altion treten würden. Angeſichts dieſer Situa— 
tion und des Umſtandes, daß ich den Streit moraliih als 
durchaus gerechtfertigt betrachtete auf Grund des Unrechtes 
und der Leiden, die die arbeitende Bevölkerung während des 
Kriege von den beſitzenden Klaffen hat erdulden müſſen, 
fam ich zu der Heberzeugung, daß der Streik nicht zu umgehen 
war, daß er im Moment vielleicht inopportun mar, aber, 
daß, nahdem die Lawine gewillermaßen ind Rollen gekom— 
men iſt, es bejjer jei, der Streik jet ein allgemeiner, anjtatt 
daß die Leute ſukzeſſive in denſelben eintreten und fchließlich 
andere die Bewegung übernehmen. Das iſt die Stimmung, 
aus der heraus ich für den Streik geiprochen habe. 

Dr. Fırbitein: Am 6. November, vormittags 10 Uhr, 
fand in Bern im Bureau des Gewerkſchaftsbundes eine 
Sitzung des Aktionskomitees Statt. Stimmt das? 

Huggler: Fa. 

Dr. Farbitein: Herr Huggler war auch bei Diejer 


Sigung, an der die Situation beiprochen wurde, inden von 


bejtimmter Seite das Aktionskomitee heftig Fritijiert worden 
it, da es zu wenig energijch vorgegangen et. 
Huggler: Das ftimmt. 
Dr. Farbfitein: In diejer Sitzung wurde auf Antrag 
Huggler beihloffen, Herren Nationalrat Grimm zu beauftra- 
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gen, eine Programmſchrift auszuarbeiten, um die Unzufrie- 
denen bejjer zu beruhigen. Huggler: Ya. 

Dr. Sarbitein: Da Hat man am 6. November, 
11 Uhr vormittags, an den Generaljtreif nicht gedacht. 

Huggler: & war ſchon früher einmal beabjichtigt, 
pom Aktionskomitee gegenüber den Angriffen, denen es aus— 
gejeßt war, im dieſer Schrift Stellung zu nehmen, weshalb 
es im Juli oder Auguſt davon abgejehen hat, eine Gtreif- 
parole auszugeben, nachdem eine teilmeije Berüdjichtigung 
der Forderungen jtattgefunden hat. Nun habe ich erflärt, daß 
am 6. November, ſoweit ich über die Unzufriedenheit unter- 
richtet jei, e8 jedenfalls notwendig jei, daß man nicht länger 
zumarte, fondern ſehe, die Mittel zu befommen, um durch eine 
ſolche Schrift die Arbeiterſchaft zu unterrichten und der Kritif 
entgegenzutreten. 

Hauptmann Seelhofer: Zu welchem Zweck hat Herr 
Huggler das Manuſkript ſeiner Ueberſetzung nach Lauſaune 
genommen? 

Huggler: Ich brauchte erſtens das Manuſkript, um 
die Eiſenbahner in Lauſanne über die Forderungen des Pro— 
gramms und den Streikbeſchluß aufzuklären. Ich konnte 
nicht alles im Gedächtnis behalten. Zweitens Hatte ich Die 
Abſicht und erfläre das offen, da ich darin nicht3 Unerlaubtes 
gejehen habe, dieſes Manuſkript druden zu laſſen, wenn e3 
nicht verhindert worden wäre durch den Zwiſchenfall. 

Aud.: SH möchte fonjtatieren, ob ich richtig verjtanden 
habe. E3 ſoll alio im März 1918 bereit3 von einem Streik 
geiprochen und eine Urabjtimmung bei den Eijenbahnern 
porgenommen worden Sein, gemäß welcher beichlojjen 
worden jet, daß die Eiſenbahner ſich einem Generalſtreik an- 
Ihliegen würden, den das Aftionsfomitee im Einverjtändnis 
mit dem Sentralvorjtand der Eiſenbahner beſchließen würde. 

Huggler: Hier it zu prägifieren, daß dieſe nicht bei 
allen Eilenbahnern itattgefunden hat, jondern nur bei Dem 
Zugsperſonal. 

Aud.: Warum bet andern nicht, wer hat das angeordnet? 

Huggler: Die Urabjtimmung habe ich; angeordnet. ' 

Aud.: Was heißt das? Im Einverjtändnis mit dem Zen⸗ 
tralvorſtand? 

Huggler: Im Einverſtändnis mit dem Zentralvor— 
SEEN des Zofomotivperjonalverbandes oder Zugsperſonalver— 

andes. 
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Aud.: Die Weihenwärter ipielen feine Rolle? 

Huggler: Nein, wir haben es diejen überlaffen, ob 
ie eine Abſtimmung veranlafjen wollen oder nicht. 

Aud.: Der Angefchuldigte Hat im März 1918 eine Ur- 
abjtimmung beim Lofomotiv- und Zugsperſonal veranftaltet, 
um feitzujtellen, daß er beziehungsmweije die Yentralvorjtände 
diejer beiden Verbände im Einverſtändnis mit dem D.W KR. 
einfach, einen Generaljtreif proflamieren fünnen. Das war der 


Sinn. Nun die Frage: War am 10. November und am Abend 


das Lokomotiv- und Zugsperſonal oder doch der Jentralvor- 
ſtand da, war alſo die Vorausſetzung erfüllt? 

Huggler: Nein, die war nicht da. 

Aud.: Sind die Siompetenzen, die die betreffenden Or— 
gane hatten, nicht überjchritten worden? 

Huggler: Neim, deswegen nicht, weil ich vorher an 
den Yentralvoritandsfigungen jemeilen über dire Vorgänge im 
Aktionskomitee berichtet habe und weil der Zentralvorſtand, 
nachdem dieſe Urabjtimmung jtattgefunden hatte, die Kom— 
petenz und die Vertretung des Yentralvoritandes im Aktions— 
fomitee mir übertragen hat. Außerdem iſt zu bemerfen, daß 
der Zentralvorftand des Zugsperſonalvereins in Zürich jist, 
aljo in allem direft beteiligt war, nicht als Zentralvorſtand 
oder als Eijenbahner. 

AUud.: Alſo, wenn ich richtig verjtehe, war die ganze De- 
mofratie de3 Zugsperſonals in Huggler vereinigt nach der 
Urabftimmung. In den Händen von Huggler lag das alle2. 

Huggler: Wer hätte denn noch mitreden jollen, nach— 
dem durch Abjtimmung die Meinung feftgejtellt worden ift, 
daß der Sprechende ermächtigt fei, im Falle das Aktions— 
fomitee e3 für nötig erachte, einen: Generalitreif zu be— 
ichließen, daß die Eifenbahner mitmachen würden, wenn ein 
jolder Nuf erfolgt? 

A ud.: Im fernern iſt behauptet worden, am 6. November 
jet das Attionskomitee heftig Fritifiert worden über jeine 
laue Handlungsweile. Wer hat Ffritijiert? 

*Huggler: Die Kritik ift namentlich in der Arbeiter- 
prefje erfolgt. Da und dort find Vorwurfrejolutionen gegen 
das Aktionskomitee gefaßt worden, weil die Arbeiterjchaft 
fich mit dem Abſchluß der Aktion im Auguft nicht befriedigt 
erflärt und weil inzwiſchen die Situation jich verichärft Hatte. 
Man fand, das Aktionskomitee könnte wieder etwas unter- 
nehmen. | 
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Aud.: Wer hat das mitgeteilt? 

Huggler: Sch habe ſelbſt ſolche Kritiken geleſen und 
in Verſammlungen gehört 

Aud.: Wo war dieſe Kritik? 

Huggler: In der Arbeiterpreſſe, in der Winterthurer 
„Arbeiter-Zeitung“, im „Volksrecht“, im „Basler Vorwärts“ 
und weiteren Zeitungen, ebenſo iſt in verſchiedenen Ver— 
ſammlungen, an denen ich teilgenommen habe, kritiſiert 
worden. 

Auditor: Wurde jemals in Verſammlungen ein Be— 
ſchluß in dieſer Sache gefaßt? 

Grimm:O ja. 

Aud.: Sch möchte nicht von Grimm ea werden. 

Huggler: Ya, folde Beichlüjle iind auch gefaßt 
worden. | 

Aud.: Auch hier in Bern? Huggler: Das weiß ich 
- nid. 

Dr. Sarbitein: Sch mil noch fragen, ob nicht Huggler 
bekannt iſt, daß zwei Mitglieder des Aktionskomitees ihren 
Austritt erklärt haben, und zwar wegen der Lauheit des 
Aktionskomitees, darunter Platten. Hu 99 ler: Daß ftimmt. 

Aud.: Wer ijt der zweite? 

Huggler: Sch bin nicht verpflichtet, Ihnen den zu 
nennen. 

Dr. Farbſtein: Sch bin der Meinung, man darf ihn 
ſchon nennen. &3 iſt Reichmann. 

Huggler: Das trifft zu, fie find ausgetreten, um zu 
demonitrieren, daß jte nicht mit uns einverjtanden find. 

Huber: Ich möchte Ihnen zu dieſem Punkt eine weitere 
Ergänzung, beitragen und fragen, ob nicht jogar am lebten 
Arbeiterfongreß nach dem Generalſtreik Mitglieder, die bor- 
gejchlagen und gewählt waren in die Organe des Arbeiterfon- 
grejjes, die Mitarbeit abgelehnt haben, weil das Aktions— 
fomitee im meientlichen wieder die gleiche Zuſammenſetzung 
aufweiſe wie letzte, nach der Auffaſſung der Betreffenden 
zu laue Aftionsfomitee? Huggler: Das ilt richtig. 

Huber: Ich möchte Herrn Nationalrat Huggler anfra- 
gen, ob nicht Die Sigung vom 10. auf dem 11. November in 
großer Erregung stattfand, ein bejtändiges Kommen und 
Sehen war, jo daß einzelne Mitglieder wiederholt abmejend 
paren? Hıggler: Ta. 
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Huber: Ich möchte im beiondern fragen, ob nicht Herr 
Kaufmann ſehr oft abgerufen wurde an das Telephon? 

HYuggler: Jh kann mid, nicht erinnern, wer fpeziell 
gerufen wurde. Verſchiedene Mitglieder find ans Telephon 
gerufen worden. Darunter zweifellos Herr Kaufmann. 

Huber: Dann möchte ich weiter fragen, ob Huggler ſich 
erinnert, daß Reithaar und Gſchwend die Sigung vor Been- 
digung verlajjen haben, um ein Automobil aufzutreiben und 
möglichſt raſch nach Zürich zu fahren. 

Huggler: Aus welchen Gründen fie die Sikung ver- 
fajjen haben, weiß ich nicht; daß fie früher weggegangen find, 
das ſtimmt. 7 

Huber: St nicht Herr Nationalrat Schneeberger jehr 
oft, ja die meiſte Zeit, abwejend gewejen? Huggler: Ya. 

Huber: Sit es nicht richtig, daß ſchon por dem Aus— 
bruch des Generaljtreifs in den Diskuſſionen, die jtattgefun- 
den haben, über die Trage des Generaljtreifs, inSbejondere 
über ein Brogramm, jowohl von gemwerkichaftlichen als poli- 
tiſchen Organiſationen ausdrüdlich der revolutionäre Gene- 
raljtreif abgelehnt worden ijt? 

Huggler: Das it richtig, das ijt auch wiederholt in 
Arbeiter- und Gemerfichaftsfongrefjen früher ſchon erfolgt. 
Im übrigen kann ich Darauf hinweiſen, daß der Streikabbruch 
ausdrüdlich mit diejer Begründung erfolgte. Ich kann Darauf 
hinwetjen, daß ich in der Berfammlung der Eijenbahner tin 
Lauſanne erflärt habe, daß e3 fi nur um den Streik umd 
nicht3 anderes handeln fünne, daß, jobald ich jehe, daß Die 
Forderungen nicht bewilligt würden, oder dat aus dem Streik 
irgend etwas anderes hätte entjtehen können, ich jofort mit 
eben demjelben Eifer für den Abbruch des Streiks eintreten 
würde, wie ich für den Eintritt in den Streif gemejen jet. 
Huber: Damit möchte ich die Frage präzijieren und den 
Angeihuldigten erfuhen, Ausfunft zu geben, daß der Sinn 
diejeg Generalitreifs fich vollitändig darauf bejchränfte, die 
Arbeitskraft zu verweigern, alfo Paſſivität, und daß ausdrück— 
lich Schon beim Broteftitreif und nachher beim Generalſtreik 
jeder Putſchismus abgelehnt wurde, alle Sonderaftionen ver- 
pönt waren, der Streif beſchränkt werden ſollte auf die Aktion 
der Mafjen, beftehend in der bloßen Bajjivität? 

Huggler Ja. 

Huber: Mjo möchte ich Fragen, ob insbejondere nicht 
von Anfang an nicht an die Entfejjelung des Bürgerkrieges 
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gedacht worden iſt und inZbejondere auch — en gedacht 
wurde, im Militär eme Nevolte oder irgend etwas 
Aehnliches zu veranlaſſen, und daß von ſeiten des Aktions— 
komitees niemals an einen Appell an die Gewalt gedacht 
worden ijt, daß vielmehr die einzige Hoffnung bejtand, auf 
dem Wege der Verhandlungen mit dem Bundesrat und Bun- 
desverjammlung zu einer Verftändigung zu kommen, daß 
diefe Bemühung von jeiten des Aktionskomitees ununter- 
brochen fortgejegt wurde, vor dem Streif bis zum Schluß des 
Streikes? Huggler: Ka. 

GR: Fit Ihnen befannt, daß ein fremdes Komplott zu 
befämpfen gemwejen jei oder wiffen Sie etwas von fremdem 
Geh? Huggler: Nein. 

Naine: Je voudrais demander ä l’accuse si dans la 
nuit du 13 au 14, lorsqu’il s’agissait de terminer la 
greve, ıl n’y avait pas m&me parmi les &l&ments les plus 
avanc6s et les plus turbulents personne qui, dans ce mo- 
ment solennel, voulait dechainer la guerre civile? J’insiste 
sur ceci: les extr&mistes ne disaient-ils pas, qu’ils ne vou- 
laient pas de guerre civile? 

Huggler: Das iſt jo. 

Naine: Huggler vit au centre de l’effervescence, lä 
‘ou elle est la plus grande. Est-ce qu’il nous peut d&crire 
l’etat d’äme des ouvriers et surtout des cheminots? Peut-il 
dire que le m&contentement &tait si grand qu’il n’y avait 
pas moyen d’&chapper ä la grèêve gen&rale et peut-&tre ä 
quelque chose de pire? 

Huggler: Ich habe jhon vorher erklärt, daß id) dem 
Streit zugejtimmt habe in der vollitändigen Meberzeugung, 
daß er das Fleinere Uebel jei von dem, was ein herannahen- 
des Gewitter uns bringen würde. Ach kann beitätigen, daß 
ich in den drei Jahren, die ich in Zürich geweſen bin, nament- 
li aber während des lebten Jahres, im Induſtriequartier 
ein koloſſales Elend angetroffen Habe, daß ein jehr großer 
Teil der Arbeiterihaft ungeheuer unter den Wirfungen des 
Krieges gelitten hat, troß den Unterjtügungsmaßnahmen der 
Behörde, weil dieſe in der Negel nicht weit genug gegangen 
oder zu jpät gefommen find. Was ganz beſonders Auf— 
regung verurjacht hatte, war der Umftand, daß die Arbeiter- 
ihaft in gewifjen Zeiten oft monatelang tatſächlich Die aller- 
notwendigiteNtahrung nicht befam. Sch habe „jelbit grauen mit 
Kindern vor den Läden weinen jehen, wo fie einfach nichts 
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befommen fonnten. Das hat eine koloſſale Mißſtimmung 
in dieſe Leute Hineingebracht, die fi) von einer Gruppe der 
Arbeiter auf die andere übertragen hat. Die Eifenbahner, 
die auch Menſchen, niht nur Eijenbahner oder Bürger 
oder irgend etwas anderes find, die im täglichen Kontakt mit 
den Leuten ſtehen, die Haben auch mit dieſem Arbeitermagen 
empfunden. Sch meiß, daß fein Vorwurf die Eijenbahner 
jo jchwer getroffen hat, al3 wenn die Arbeiter aufgejtanden 
find und ihnen erflärt haben: Seht, wir müſſen demon- 
jtrieren, damit der Bundesrat ung etwas gibt, wieder ein- 
mal an uns denkt, damit irgend etwas geſchieht. Aber ihr 
Eijenbahner fahrt fort zu arbeiten. Ihr kümmert euch nicht 
genügend um uns! ch weiß, daß Hunderte von Eiſenbahnern 
im Zürich mit Gram im Herzen ſolche Vorwürfe gehört haben. 
Das find die Motive, weshalb ich mich wiederholt zu Herrn 


Naine geäußert habe, wenn von jeiten de3 Bundesrat und 


der Kantonsregierung nicht dafür gelorgt werde — und ih 
habe in den Näten mich wiederholt in diefem Sinne aud 
geäußert —, daß der Xrbeiterjchaft in mweitgehendem Maße 
geholfen werde, jo merde etwas kommen, dejjen wir mög- 
licherweie nicht Meifter werden, und es jei auch mit der 
Möglichkeit zu rechnen, daß auch die Eifenbahner fi) daran 
beteiligen werden. Wir haben leider feititellen müfjen, und 
da3 hat gewillermaßen dem Faß den Boden ausgejchlagen, 
daß, wenn man in Zürich von Bern eine beſſere VBerjorgung 
verlangte — ich war Mitglied der fantonalen Berjorgungs- 


fommijjion und bin es vorläufig auch heute noch —, wer 


man bon Bern größere Nationen verlangte, für dieje großen 


Städte, es dann eine ungeheure Mühe fojtete und daß dieſe 


Begehren regelmäßig nur in jehr ungenügenden Maße be- 
friedigt wurden. Wenn man bon Bern finanzielle Unter- 
ſtützung des MWohnungsbaues oder andere Dinge verlangte, 
dann hat e3 eine furchtbare Arbeit gefoftet, bis überhaupt 
nur ein Teil dejjen, was man verlangt hat, bewilligt wurde. 


Wenn aber der Regierungsrat in Zürich Angit befommt, 


wenn er in fteigende Aufregung fommt, weil ihm irgend 
jemand etwas ind Ohr geblajen und Militär verlangt hat, 
dann hat man ihm viel mehr gegeben al er verlangt hat. 


Das hat jolde Situationen hervorgebracht, von denen ich 


Naine erklärte, daß ich nicht glaube, daß wir te werden be— 


meiltern fünnen. 


Sl 


258 

GR: Das Truppenaufgebot war aljo nur der Funke 
im Bulverfaß? Huggler: Das ift gang richtig. 

EN: Hat das ae Ba uBebut den Streik provoziert 
oder ein Komplott? 

Aud.: Sch leje in einer Nechtfertigung des zürcherilchen 
Regierungsrats, daß er auf Grund eines Komplott3 dazu 
gelangt jei, ein Truppenaufgebot zu wünſchen. 

Naine: Est-ce que Huggler a pu constater chez ses 
camarades, m&me chez ceux qui se disent les plus radicaux 
et violents, qu’ils &taient prets ä des solutions violentes? 

Huggler: Das möchte ich nicht jagen. 

Naine: Est-ce que l’ötat d’äme de la classe ouvriere 
n’etait pas extr&mement dangereux ä Zurich apres la 
termination de la greve. 

Huggler: Shiclichermeife fonnte ih nicht gerade 
nah Zürich zurüdkehren. 

GR: Wann find Sie nad) Zürich gekommen? 

Huggler: Freitag naht. Da ijt mir gejagt worden, 
daß eine furchtbare Aufregung geherricht habe. 

Steiner: Sch möchte bitten, den Angellagien zu 
fragen, ob e3 ihm nicht befannt ift, daß Durch Das Aufführen 
von Majchinengewehren im Bahnhof Züri am Samstag 
den 9. November bei der dortigen Eijenbahnerjchaft eine ge— 
waltige Aufregung verurjahht wurde, daß deswegen jchon der 
Streit ausbrechen wollte? 

gler: ch weiß, daß mir Eijenbahner gejagt ha= 
ben, daß fie unter jolchen Verhältniſſen nicht meiterfahren 
würden. Ob das eine allgemeine Auffafjung war, das fann 
ich nicht jagen. 

Steiner: Dem Angeichuldigten wird e8 auch befannt 
jein, daß Ihon im Jahre 1914 beim gejamten Eijenbahn- 
perjonal deswegen eine große Aufregung entitanden iſt, weil 
der Bundesrat nicht nur Die Bejoldungserhöhung ſiſtiert hat, 
jondern auch namentiich Beförderungen, und zivar biß 1917, 
und daß ed nur unter alleräußerjter Anjtrengung der Per— 
jonalverbände gelungen ift, beim Bundesrat dieſe Maß— 
nahme wieder zu befeitigen. 

Yuggler: Jh fann darüber nur jagen, daß ich im 
Sabre 1914 nicht im Dienst der Eifenbahner gejtanden bin. 
Dagegen habe ich jeit dem Winter 1915 wiederholt Gelegen- 
heit gehabt zu — 5 daß dieſe Maßnahme jehr oft Anlaß 
zu Unzufriedenheit und Kritik gegeben hat. 


Ps SM 
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OR: ES hat jedermann unangenehm empfunden, daß 
die DBejoldungserhöhungen nicht eingetroffen find. Dieſe 
Stage wird noch beſprochen. Sm übrigen iſt jedermann 
empört gemejen, daß überhaupt der Krieg ausgebrochen fit. 
— Iſt das der Drud Shrer Ueberjegung? 

HYuggler: Nein, das ijt die Ueberſetzung des Auf- 
rufe an die Eijenbahner. 

GR: Ich habe noch mitzuteilen, daß der Leumunds— 
bericht günſtig lautet. 

Aud.: Was hat Dr. Wofer über die Beſprechung mit 
Bundesrat Motta vom 9. November am Abend des 10. No- 
pember mitgeteilt? 

Huggler: Da muß ich erflären, daß, als ich vorhin 
die Mitteilung des Dr. Woker gehört habe, ich die Auffaffung - 
gehabt habe, daß das abjolut nicht ſtimmen könne. Mir iſt 
nichts befannt von einer derartigen Erklärung. Wenn er 
im Aktionskomitee etwas mitgeteilt hat, dann hat er e3 den 
einzelnen Mitgliedern des Akionskomitees perjönlich gejagt. 

Aud.: Alſo wußte der Angejchuldigte Huggler nichts 
von der Sonferenz. | 

OR: Es heißt an einem Ort, Sie hätten Probeabzüge 
nad Lauſanne gebradt. 

Huggler: Nein, da3 Manujffript. 

Dr. Farbſtein: Ich möchte feftjtellen, um welche Beit 
Huggler am 11. November abgereijt ijt? | 

Huggler: Vormittags 11 Uhr. 

Dr. Farbitein: Hier bejteht fein Mißverftändniz, 
2; Huggler nur an der Ueberſetzung des Aufrufes mitgewirkt 

at. | 


Einvernahme des Angeklagten Allgöwer. 


GR: Seit wann gehören Sie dem Aktionskomitee an? 
Allgöwer: Ich bin an der Sitzung vom 18. April 
ernannt worden. 

NR: Da haben Sie dem Aktionskomitee den ganzen 
Sommer hindurch) angehört bis Ende Dftober. Dann haben 
Sie demiſſioniert? | 
Allgöwer: Jh muß korrigieren; ich bin ſchon Ende 
September zurücigetreten, weil ich mit Arbeit überlaftet war. 

R: Sie haben früher gejagt, Sie ſeien am 27. Juli 
in Bajel gewählt worden. | 
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Allgömwer: Nur wiedergewählt. 

SR: Alſo haben Sie an feiner Sitzung im Dftober 
teilgenommen? 

‚Allgömwer: Sch habe jchon vorher jehr jelten an ven 
Sitzungen teilnehmen fünnen, weil jie oft Freitagd oder 
Samstags jtattfanden, an welchen Tagen ıch Gerichtsfigun- 
gen hatte. Darum habe ich erklärt, ich Tünne die Verant- 
wortung nicht mehr länger tragen und müßte bitten, mich 
zu erjeßen. 

ER: Wie find Sie dazu gefommen, an der Sitzung 
vom 6. November teilzunehmen? 

Allgömwer: Sie meinen die Sitzung vom 10. Novem- 
ber? ch bin dazu eingeladen worden. Sc konnte erſt den 
Abendzug benügen, jo daß ich erſt um 11 Uhr 12 in Bern 
anfam. 

EN: Sie find direft an die Kapellenitraße gegangen? 

Allgöwer: Ja. 

GN: Was paſſierte in dem Moment? 

Allgömwer: Als ich Fam, hat man mir eröffnet, daß 
der Generalſtreik bejchlofjen jei. Ich habe gefragt, welches 
die Urſache dieſes Beſchluſſes jei, und es iſt mir mitgeteilt 
worden, daß die Situation jo jei, daß in Zürich bereits der 
Streit beſchloſſen worden jei für heute nacht. Da habe ich 
mich jofort ans Telephon begeben und in Züri angefragt, 
wieſo fie dazu fommen, die Arbeit bereit3 am Sonntag nie- 
derzulegen. Dann iſt mir erflärt worden, das jei nun einmal 
jo; wenn man die Vorgänge der lebten "Tage aus Der Nähe 
beobachtet habe, jo müſſe man das begreifen. Sch Habe mid 
überzeugt, daß es ausgeſchloſſen jei, in Zürich etwas zu 
ändern. 

GR: Haben Sie ins Volkshaus telephoniert? 

Allgömwer: Nein, in die „Sonne“, Außerſihl. 

SR: Wer hat Auskunft gegeben? 

Allgömwer: Bezirfsrichter Nieder. 

EN: Sind Sie fidher? 

Allgömwer: Ich mar dieſer Ueherzeugiitg. 

ER: Was hat er gejagt? 

Allgömwer: Er hat mir gejagt, er habe alles mögliche 
gemacht; es jei aber nicht3 mehr auszurichten gemefen. 

G Hat er Ihnen auch von andern Orten als Zürich 
geſprochen? 

Allgöwer: Er hat geſagt, es ſeien von Winterthur 


261 


und Brugg Mitteilungen da, daß Die Eiſenbahner dort be— 
reits im gleichen Sinne beichloffen haben wie in Zürid). 

GR: Da haben Sie ji auf dieſes Telephongeſpräch 
geſtützt. Was iſt weiter gegangen? 

Allgöwer: Ich ging in die Sitzung, wo mir der Auf— 
ruf verlejen wurde. - 

GER: Alfo ganz vorgelejen und jpeziell für Sie? 

Allgdöwer: sa. 

ER: Wer hat Ihnen denjelben vorgelejen? 

Allgömwer: Nationalrat Grimm. 

EN: War er im Manuffript vorhanden? 

Allgömer: Ich habe das nicht gejehen. Dann bin 
ich gefragt worden, ob ich einverjtanden jei. Sch habe er— 
Härt, nachdem die Situation jo ſei, jo jtehe ich nicht zurüd. 
Mein Name fam nicht auf den Aufruf, weil ich nicht Mit- 
glied des Aktionskomitees war. Nun habe ich erflärt, ich 
jet einverjtanden; dann iſt mein Name darunter gejebt wor— 
den. 

EN :Wa3 ging noch während Shrer Anweſenheit? Der 
Aufruf war fertig, niht wahr? Allgömwer:. %a. 

EN: Sind Sie Zeuge gewejen, ald man ihn ın bie 
Druderei gegeben hat? Allgömwer: Sch mußte da2. 

GR: Und nachher? 

Allgömwer: Nachher haben wir den Aufruf an die 
Eijenbahner und die Inſtruktion in die endgültige Faſſung 
gebradht. Sch habe bei meiner erjten Depofition vor Dem 
Unterſuchungsrichter erklärt, ich hätte die Sache jelbjt abge- 
faßt. Nun tft das jo, daß ich denſelben in die endgültige 
Faſſung gebracht habe, ſpeziell die Inſtruktion, die nur ge— 
wiſſermaßen in einem Entwurfe vorgelegen hat, die bereits 
früher beſtanden und nur entſprechend den Verhältniſſen 
umgeändert werden mußte. Da habe ich mitgewirkt. 

SR: Iſt dieſe Erklärung nun die richtige? 

Allgömwer: Ja. 

GR: Sie haben in der Vorunterfuhung gejagt: AS) 
habe ihn verfaßt unter Beihilfe anderer Mitglieder der Kar— 
telleitung. Er wurde von den Anmejenden einſtimmig gut- 
geheißen. In die gegenwärtige Faſſung habe ich ihn ge-= 
bracht in Verbindung mit andern. Es ijt alles einverjtanden 
gemwejen, daß die Namen von allen darunter gejegt werden.“ 

Allgöwer: Ich babe wahrgenommen, daß bei den 
Herren nicht das richtige Verſtändnis für Die Aufamnten- 
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ſetzung des Kartells vorhanden ijt. Bei den Eiſenbahner— 
verbänden bejtehen fünf Zentralverbände. Der V. S. E. U. 
hat verjchiedene Unterabteilungen: Weichenmwärterverein, 
Hangterperjonalverein, Nebenbahnperional und dann noch 
den Beamtenverein. Dann folgt die A.U. S. T., deren 
Sentralpräfident ich jeit Weihnachten 1917 din als Nach— 
folger de3 Herrn Albiſſer, deren früherer Redaktor-Sekretär 
ih war. Unſer Zentralverband bejteht aus den Unterverbän- 
den des MWerfjtättenarbeitervereing, Der Telephonarbeiter, 
Straßenbahner, den Eifenbahnarbeitervereinen, Güterarbei- 
ter, Sahrdienjtarbeiter. Dann hat das Lokomotivperſonal eine 
einheitliche Organijation, den ©. 28. P. V. und den V. S. L. F. 
Endlich haben wir nun noch den Yugperjonalverein. Dieje 
fünf Sentralverbände find im Kartell zufammengejchloffen, 
deſſen Leitung von zwei zu zwei Sahren wechſelt. So habe 
ich im Februar 1918 die Leitung des Kartell3 übernommen. 

SR: Wie lange waren Gie noch dabei? 

Allgömwer: Wir haben jofort, nachdem Die endgültige 
Faſſung der Inſtruktion fejtgejtellt war, diejelbe in den Drud 
gegeben. Da3 mag zirfa gegen 4 Uhr gemwejen jein. Dann 
habe ih noch eine Verjandlifte gemacht, nach welcher die 
Spedition der Poſt an die Präſidenten der DOrgantjationen 
ih vollzogen hat. 

GR: Sie find nit zur Nachtruhe gekommen? 

Allgömwer: Nein, ich habe die Eremplare ſofort ent- 
iprechend verpadt und per Expreß mit der Poſt fortgeſchickt. 
Sch habe ununterbrochen bi3 10 Uhr gearbeitet und mid 
überzeugt, daß die Spedition beendigt war. 

GEN: Danı Sind Sie abgereift? 

Allgömwer: Nein, dann Habe ich mich zur Ruhe 
gelegt. 

GN: Wann Sind Sie abgeretit? 

Allgömwer: Am Donnertag. 

GR: Haben Sie an den Sitzungen der endern Tage 
teilgnommen? | 

Ullgömwer: Sch bin auf dem Streikbureau gemejen. 

GR: Sft da nicht gefragt worden, ob man dem Miobilt- 
jation3befehl Folge leiſten jollte? 

AUllgömwer: Am Laufe des Dienstags bin ich ver— 
ihiedene Male am Telephon gewejen. Da find Berichte 
eingegangen von verfchiedenen Orten, die Situation jet ſehr 
gut. Man mußte abjolut feine weiteren Befehle geben. 


Er 
a Sun “ 
A 
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© R: Der ee ehe war often jehr vege. Wann 
haben Sie nun die Mobilijation erfahren? 

Allgdömwer: Am Dienstag. 

SER: Und die Verordnung des Bundesrats nom 11. No— 
vember? 

Ullgöwer: Erſt durd) das Bundesblatt. 

GR: Das fommt do an am Freitag heraus ınd hat 
übrigen3 jelten regelmäßige Lejer. 

Allgömwer: Sch als Zentralpräfident muß e3 ratür- 


lich —— verfolgen. 


GN: Haben Ihre ee auch mitgemacht? 
Allgöwer: Nicht alle. 
ER: Welche nicht? 
Allgömwer: Zum Beijpiel die Bahnarbeiter auf den 
Streden nicht, weil fie teilmeije überhaupt keine Aufforde- 


rung erhielten. 


ER: Sit nicht nachher reflamiert worden, der Streik 
jei ohne Willen der Eijenbahner entjefjelt worden? 

Allgömwer: Im Gegenteil, ich bin in der Verbands- 
vorſtandsſitzung von Luzern wegen des Streikabbruchs ange- 
griffen worden. ch war dafür eingetreten, weil ich Die Auf— 
fafjung hatte, daß nun der Bundesrat nicht willens fei, nach— 
dem die Bundesverjammlung fertig war, irgendwie entgegen 
zufommen. Da der Drud größer wurde, habe ich gejagt, e3 
jei jest Zeit, die Bewegung zum Abſchluß zu Aringen. 

GER: Sie haben zu den Alten eine Nummer des „Lu— 
zerner Tagblattes“ gegeben. 

Allgöwer: Ich Habe fie zu den Akten ne da⸗ 
mit ſich die Herren Richter ein Bild machen können, welche 
Stimmung auch unter den Lokomotivführern auf dem Plate 
Luzern geherrſcht hat. 

ER: Da wird gejagt, e3 jei Tatjache geweſen, daß der 
Streit nicht mehr aufgehalten werden konnte. Es wird weiter 
von der vierjährigen Nechtlofigfeit des Perſonals geſprochen 
und don den Siriegsgejegen. Die Striegögejege hat man 
nicht wegen der Eifenbahner gemacht, jondern megen des 
ganzen Landes. Ferner ijt nachher in der gleichen Nummer 
ein Artikel aufgenommen worden, der in entgegengejeßtem 
Sinne gehalten iſt. Vielleicht ift er aus chrift.ichejvzialen 
Kreiſen gefommen. 

Allgömwer: Gie willen, daß im V. S. E. A. in Be- 
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amtenfreifen eine‘ Strömung herrichte, die nicht mitmachen 
wollte. 0 

Aud.: St dem Angeklagten der Paſſus von den Wehr— 
männern und Ooldatenräten in dem Aufruf nicht aufgefallen 
als ihm dieſer Aufruf vorgelejfen wurde? 

Allgöwer: Mär ift der ganze Aufruf nadheinander 
porgelejen worden. Sch mußte mir meine eigenen Gedanken 
maden, da ih an der Diskuſſion nicht teilgenommen babe. 
Nun habe ich den Aufruf in mich aufgenommen. Soviel id) 
mid) erinnere, hat die Einleitung jo gelautet, Daß die Mög- 
lichkeit vorhanden jet, daß unlautere Elemente aus der ein- 
getretenen Situation Vorteile ziehen wollen und Daß ſie 
eventuell Beranlafjung ſuchen, irgendwelches Blutvergiegen 
herbeizuführen; davon ausgehend habe ich nun den eriten 
Paſſus, der an die Arbeiter, die ganze organilierte Arbeiter- 
ichaft gerichtet it, verjtanden. Der Gedankengang iſt der ge- 
wejen, daß ich mir gejagt habe, nun werden die Arbeiter, 
die wehrfähig find — man hat nicht willen können, wer auf- 
geboten wird —, ermahnt, nicht auf wehrloje Menſchen zu 
ihießen. So habe ich auch das aufgefaßt, und ich habe Die 
Auffafjung gehabt, daß der Gedanke der Bildung von Sol— 
Datenräten feine andere Bedeutung haben kann al3 diejenige, 
daß die Arbeiter, die bereit3 im Dienſte jein jollten, nah 
diejer Richtung Hin wirken möchten und im Sinne des 
Appells, der an jte gerichtet wurde, ſich als organifierte Ar- 
beiter betätigen würden, damit verhindert werden könnte, 
daß man auf wehrloje Streifende fchießt. 

Steiner: Der Streifbeihluß war aljo ſchon gefaßt 
als Allgöwer nach Bern fam. Der Aufruf war ſchon gemacht. 

EN: Das ijt Feitgeftellt. 

Steiner: Die Inftruftion ift in der Nacht verichidt 
worden? Allgömwer: Ya. 

Steiner: Nun Ffann der Angejchuldigte vielleicht 
noch beftätigen, daß aud in Luzern ſchon vor dem Seneral- 
jtreif bei dem Eiſenbahnperſonal eine jtarfe Streikſtimmung 
vorhanden war. Er erinnert ſich vielleiht noch an eine 
Verſammlung vom Freitag den 8. November, abends, ba 
gerade von jeiten der Eijenbahner verlangt worden ilt, daR 
wenn e3 zum ©eneraljtreif fommen jollte, auch das Eiſen— 
bahnperjonal einbezogen werden jollte? 

llgöwer: Ich Habe jpeziell auch deswegen den 
Ausſchnitt aus dem „Luzerner Tagblatt” zu den Alten ge- 
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geben. sch kann nur bejtätigen, daß tatſächlich in einer Ver— 
jammlung der Arbeiterunion Luzern in dieſem Sinne von 
jeiten der Eijenbahner gejagt worden ift, man könne ger 
nicht verjtehen, daß von jeiten der privaten Arbeiterichaft 
jolhe Vorwürfe fallen. 

Adjutant-Unteroffizier Kocher: Wer hat das Mujter 
des Aufrufs an die Eijenbahner in die Sitzung gebradht? 

Ilgömwer: Das weiß ich nicht; ich bin ſpäter in Die 
Eitung gefommen. 

Adjutant-Unteroffizier Kocher: Sit der Anhalt faktifch 
lediglich eine Kopie desjenigen, was bereit3 im gejamten Auf- 
ruf enthalten war? Allgömwer: Ya. 

SEA: Wer hat die Inſtruktion mitgebracht? 

Allgömwer: Die haben alle Verbandzlettungen jeit 
dem drohenden Streik auf der Nhätiihen Bahn gehabt. 

Hauptmann Seelhofer: Von wem wurde Mllgöwer 
zur Teilnahme an der Sitzung aufgefordert? 

Allgömwer: Ich habe das Telegramm zu den Alten 
gegeben. 

Adjutant-Unternffiztier Koher: Wie it die Inftruftion 
in die Verfammlung gefommen? 

Ilgömwer: Ich weiß es nicht; fie war dort. Sch habe 
fie nicht mitgenommen, denn ich habe nicht gewußt, worum 
es jich handelte. Ich Fannte fie allerding3 jchon von früher 
her. 

EN: Haben Sie Kenntnis von dem Beſtehen irgend- 
eines Komplottes? Allgömwer: Nein. 

GR: Haben Sie Kenntnis davon, daß fremdes Geld 
verwendet worden 1jt? 

Allgömwer: Nein, ich perjönli bin von meinem 
Verbande entſchädigt worden. 
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Dierfer Verhandlungstag. 


Sigung vom 15. März, vormittags 8 Uhr. 


Aud.: Zu Beginn der Verhandlungen möchte ich an- 
fragen ob das Verzeichnis der Protofolle, auf welche ſich die 
Angeſchuldigten Düby und Wofer berufen wollen, und ob Die 
Angaben Eng bezüglich der GehaltSbezüge eingegangen find? 

GR: Herr Dr. Welti gibt hier namens de3 Angejchul- 
digten Eng eine Zufammenftellung feiner Gehaltsbezüge pro 
1918 ein. — Bevor wir die Befragung wieder aufnehmen, 
muß ich als Leiter der Verhandlungen darauf drängen, daß 
die Angeklagten, wenn fie hier Auskunft geben, unbeeinflußt 
bon hinten ausfagen. 


Einvernahme des Angeklagten — 


GER: Sie ſind Sekretär der A. U. ©. 

Lang: Jawohl, ſeit 15. April 1918. 

GR: Gehören Sie ſeither dem Aftionsfomitee an? 

Yang: Seit dem Wrbeiterfongreß vom 23. Dezember 
1918. 

SR: Waren Sie in Bern am 10. November? 

Lang: Sch habe an der Konferenz mit Bundesrat Motta 
teilgenommen, bin dann nad Zürich zum Bejuche meiner 
Eltern gefahren und gedachte, nach Luzern zurüdzufahren. Sch 
ſah dann Herrn Kaufmann, der mir ſagte, daß eine Sitzung 
des Aktionskomitees ftattfinde und daß meine Teilnahme 
wünſchenswert jei. Sch erklärte, das ſei mir unangenehm, 
mit Rückſicht darauf, daß ich furz vorher die Grippe durch— 
gemacht hatte, aber mit Rückſicht auf die Situation, bie ich 
in Zürich fennen gelernt hatte, jagte ich, ich wolle nach Bern 
mitfahren und bin mitgefahren. 

ER: Iſt das richtig, wa über diefe Verhandlungen am 
Samstag Teint worden ift, daß Bundesrat Motta Verjpre- 
hungen gemacht hat und daß Gie von feinen Yuficherungen 
befriedigt waren? 
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Lang: Das it injofern richtig, al3 fich die Delegation 
teilmeije befriedigt erflärt hat, während das Perſonal durch— 
aus nicht einhellig der Auffafjung war, daß das dasjenige fer, 
morauf es billigerweije Anfpruch habe. Man hat fich damit 
abgefunden. Nun ift zu berücfichtigen, daß die Zuficherungen 
bon Bundesrat Motta durchaus perfönliche und durchaus 
unverbindliche waren. Wir haben am Samdtag gar nicht 
gewußt, ob dieſe Verſprechungen tatjächlich fankftiontert mer- 
den oder nicht, weil einmal der Bundesrat und auch die Ge— 
neraldireftion der ©. B. B. und jchließlich die Bundesver- 
jammlung zu bejchließen haben. Im übrigen habe ich in Zürich 
am Samstagabend feititellen fünnen, daß man da gejagt hat, 
das falle für und gar nicht in Betracht, man habe jebt ganz 
andere Begehren, die viel wichtiger ſeien. 

R: Smmerhin hat Bundesrat Motta den guten Willen 
gezeigt. Sch halte von Ihrer Ausſage feit, daß Sie am 
Samstag nad Zürich gefahren find und dort von Eifenbah- 
nern gehört haben, daß das nicht genüge, was Sie mitteilen 
können. Was jind das für Forderungen, von denen Sie ge- 
ſprochen haben? \ 

Lang: Das it eine Unmaffe von Forderungen der 
U. U. ©. T., die ſchon Früher gejtellt waren. Ach möchte 
darauf aufmerffam machen, daß ich in verichiedenen Ver: 
jammlungen angegriffen worden bin. Bevor ich ©efretär 
wurde, war ich Präfident des Eifenbahnarbeitervereind und 
der Platzunion des Verkehrsperſonals in Zürich, und ich Habe 
wiederholt ſchon im Sahre 1916 den Ausbruch des Streik? 
hindern müſſen. Das iſt gelungen, nachdem ich die Leute 
hatte überzeugen fünnen, daß e3 nicht jo Leicht ift, zu Streifen, 
iondern daß man zuerft auf dem Wege der Verhandlungen 
porzugehen juchen muß. 

ER: Was waren da für Begehren hängig? 

Lang: Mlerlei Fragen, 3. B. Entlöhnungs- und An— 
itellung3verhältniffe. Sch habe als Präfident in Zürich in 
Fällen einzugreifen gehabt, wo Leute 6 und 7 Jahre bei den 
Bundesbahnen als Hilfaarbeiter bejchäftigt waren, und th 
mußte da3 Gejuch ftellen, es möchte der Lohn, der für den 
einen 1760 und für den andern 1780 betragen hatte, zum 
mindeften auf 1800 angeſetzt werden. Nach verjchtedenen 
Eingaben und Beiprehungen ift das gelungen. Derartiger 
Fälle war eine ganze Anzahl vorhanden. Sm meitern 
ipielte die Frage der definitiven Anftellung eine Rolle. Wir 
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führen diefen Kampf jchon lange Jahre. Es hat Exbitterung 
herporgerufen, daß man einmal mit Bezug auf die An— 
ttellung jehr zurüchielt, daß Leute 15, 20 ja jogar 28—-30 
Jahre bei den Bundesbahnen beichäftigt find, lediglich als 
Hilfsarbeiter, und an Regentagen die Arbeit ausjegen müfjen, 
wenn ſie am Bahnunterhalt beichäftigt find, und dann den 
Zohn verlieren. Sie befommen die definitive Anftellung 
überhaupt nicht, denn mittlerweile werden jie zu alt. Auch 
mit der ärztlichen Unterfuhung nimmt man e3 jehr genau. 
Wir haben eine ganze Mafje von Hilfsarbeitern, die auf 
definitive Anjtellung Anſpruch hätten. Die Leute find mili- 
tärpflichtig, leiiten wochenlang Militärdienft, find nachweis— 
bar feinen Tag frank und befommen doch die Anstellung 
nicht, weil es einmal heißt, jie jeien nervös, bei einem andern 
das Herz fer nicht in Ordnung und bei einem dritten, er 
habe eine Tungenfrankheit. Gerade im gegenwärtigen Mo— 
ment habe ich derartige Fälle zu erledigen. Das hat bei 
unjerem Berjonal eine ſolche Stimmung ausgelöft, daß ich 
zu wiederholten Malen und zulebt in der außerordentlichen 
Delegiertenverfammlung angegriffen worden bin, weil ich mit 
dem Streif zurüdhaltee Es iſt zu bemerken, daß ich nicht 
der einzige Leidtragende bin; Sie haben gehört, daß der 
Präfident unſeres Verbandes genau aus dem gleichen Grunde 
angegriffen worden iſt. Dieje Stimmung ijt nicht erjt heute 
porhanden gemwejen, jondern jchon Fahre vorher; die Ver- 
band3leitung mußte verichiedene Male eingreifen. 

EN: Am Samstagabend haben Sie alfo in Zürich von 
diejen Beſchwerden gehört? | 

Lang: Als ich angefommen bin, famen zwei Mann 
zu mir, die mich fannten, und jagten: Wir wiljen, warum Du 
kommſt. Sch habe gejagt, jehr wahrjcheinlich willen fie das 
nicht, denn ich made nur einen furzen Beſuch. Da fjagten 
fie mir: Heute mittag find Mafchinengewehre im Güterbahn- 
hof aufgeftellt worden und die Leute haben jich gemweigert, 
weiter zu arbeiten, bi dieſe Maſchinengewehre weg waren. 
Das war eine unerhörte Provokation. Sie haben mich ge 
fragt, ob fie gezwungen werden fünnten zu arbeiten, wenn 
die Mafchinengemwehre aufgepjlanzt find. Sie haben mid) 
darauf aufmerkſam gemacht, daß eine gereizte und erbitterte 
Stimmung hervorgerufen morden ilt. Sch Habe das nicht 
unterfuchen fünnen, aber andere haben mir beftätigt, daß es 
durchaus wahr ift. 
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OR: Sind die Maſchinengewehre geblieben? 

Lang: Sie find zwiſchen fünf und fünfeinhalb Uhr 
auf Veranlafjung von Oberſt Sonderegger entfernt worden. 
Die Arbeiter wollten darauf die Arbeit aufnehmen, die Ver- 
maltung hat aber erklärt, da3 habe feinen Zweck mehr für eine 
halbe Stunde. 
ER: Immerhin war der Stein des Anftoßes megge- 

räumt. — Was ift nun am Sonntag gegangen? 

Lang: Wir find nad) Bern gefahren. 

GR: Sind ©ie telegraphiich eingeladen worden? 

Lang: Mein, perjönlich duch Bezirkerichter Kaufmann. 

GR: Wußten Sie für welchen Zmed? Lang: Nein. 

OR: Sie haben alſo feine Ahnung gehabt? 

Lang: Bis nachmittags 2 Uhr war die Sache in Zürich 
nicht gefährlich. 

GR: Und der Beichluß auf Fortiegung des Streiks? 

Lang: Gewiß, ſämtliche Gewerkſchaften haben beſchloſ— 
ſen, im Streik auszuharren. 

OR: Uber die Eiſenbahner noch nicht? Lang: Nein. 

GR: Was haben Sie an der Sapellenitraße für eine 
Situation getroffen? 

Lang: Die Situng hatte noch nicht begonnen. 

GR: Der Präfident hat fie eröffnet. War er orientiert? 

Lang: Er hat den Situationsbericht gegeben vom Pro- 
tejtitreif und hat auch befanntgeben fünnen, was in der Unter- 
redung gegangen it. | / 

EN: Was war das Reſultat diefer Mitteilung? 

Lang: Man hat allgemein über die Situation debat- 
‘tiert, namentlich über die Weigerung des Bundespräjidenten, 
die Truppen zurüdzugtehen. 

GEN: Hat man die Mitteilung gemacht, man habe nur 
verlangt, daß die Truppen entfernt werden, und auch das 
lei nicht angenommen worden? Lang: Jawohl. 

GR: Da hat man eifrig debattiert. Sit denn jemand 
gegen den Streik aufgetreten? ° 

Lang: Sch glaube mit Ausnahme von Wey find alle 
der gleihen Auffaſſung gemejen. | 
/ GER: Haben Sie neue Nachrichten befommen? 

Rang: Bon Zürich iſt im Laufe der Verhandlungen die 
Nachricht gekommen, dat die Eifenbahner bejchloffen haben, 
in den Streik einzutreten, und zwar nachts 12 Uhr; jpäter 
fom von Winterthur diefelbe Mitteilung. Gleichzeitig hat 
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man: mitgeteilt, Daß auch in Rapperswil der Streit ausge⸗ 
brochen ſei. 

ER: Nicht an Sie ſelbſt ſind dieſe Meldungen ge— 
kommen? Yang: Wein. 

NR: An wen? 

Lang: An Bezirksrichter Nieder, Präſident des Werk— 
jtättemarbeiterverbande2. 

GR: Was hat er gejagt? Ä 

Lang: Ich habe ihm gejagt, die Leute sofften warten, 
bis das ——— beſchloſſen habe. Es ſei zu erivarten, 
daß der Generaljtreif ausgelöſt werde. Er hat erklärt, da3 fei 
vollſtändig unmöglich, er ſei mit aller Kraft Dagegen aufge- 
treten, ebenjo Bezirfsanwalt Wyß und Weichenwärter Frank, 
Dre alle den Standpunkt vertreten haben, man jolle zumarten, 
bis das Aktionskomitee beſchloſſen Habe. 

EN: Darauf hat man den Streik beſchloſſen? 

Lang: Die Mitglieder des Aktionskomitees haben ſich 
äußern müſſen, wie jie jich zur Auslöjung des Landesſtreiks 
jtellen. 

SR: Sit dad naher befanntgegeben worden? 

Lang: Nicht gerade nachher. 

ER: Wem iſt das alles mitgeteilt worden? 

Lang &3 it telephonijch mitgeteilt worden. 

GAR: Sind nit Schon vorher Diefe neun Programme 
punfte porgelegt worden? 


— ang: Sie wurden nicht jo vorgelegt. Es war ſtarker 


Rauch in dem Lokal, ich bin ziemlich häufig hHinausgegangen. 
Sch Hatte am Aufruf fein bejondere3 Intereſſe, weil ich nicht 
Mitglied des Aktionskomitees war. Sch Hatte Wert darauf 


gelegt, meine Auffaſſung befanntzugeben Hinjichtlich der Gtel- 


„bung unjeres Verbandes bei der Auslöſung eines eventuellen 
Generalſtreiks. 

ER: Aber Sie waren doch anweſend, als der Aufruf ver⸗ 
Takt wurde? 

Lang: Sch habe gehört, daß er verleſen wurde. 

OR: Er iſt Si 15 für Abjas verlefen worden. Was haben 
Sie davon gehört? 

Lang: Ich kann mid nicht mehr erinnern, melde Gtel- 
len ich gehört habe. 

ER: Haben Sie nicht bie Stelle von dem Minimalpro- 
gramm gehört? 


FRE 
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Lang: Man hat diefe neun Punkte disfutiert, aber nicht 
in der Reihenfolge, wie jie angeordnet worden find. 

ER: Haben Sie den Paſſus gehört, der fih an die 
Wehrmänner richtet? | —— 

Lang: Ich kann mich erinnern, daß man darüber ge— 
ſprochen hat. 

OR: Aber als der Aufruf verleſen wurde, haben Sie 
den Abjab gehört oder niht? Lang: Mein. 

GR: Und die Stelle, die fi an die Eiſenbahner und 
Staatsangejftellten richtet? 

Lang: Da war ich nicht anweſend. 

GR: Aber man hat gefragt, wer nicht einverftanden jei, 
Tolle jich äußern? 

Lang: Ich kann es nicht jagen, weil ich nur einen Mo— 
ment drin war, wo das verlejen wurde. 

GR: Man hat nicht gefragt, ob man die Namen der An— 
mwejenden Darunter jegen wolle? 

Lang: Ich weiß es nicht. 

ER: Aber Sie jelbit find auch gefragt worden? 

Lang: Nein, da3 ging mich nichts an. 

ER: Infolgedeſſen figuriert Ihr Name nicht darunter? 

Lang: Nein. 

GR: Können Sie den Zeitpunkt jagen, wo das fertig 
war? Lang: Das fan ich nicht genau jagen. 

EN: Wie verhält es fich mit der Inſtruktion? 

Lang: Nach dem Beſchluß haben die Eijenbahnervertre- 
ter beraten, wie die Geſchichte eingeleitet und organisiert wer— 
den müſſe. Dann hat man aus dem Archiv des V. S. E. A. 
die Inſtruktion geholt, oder einer hat fie zufälligerweiſe bei 
ſich gehabt. 

EN: Im kleinen Kreiſe hat man fich damit beichäftigt? 

Lang: Das bedurfte nur Fleiner Abänderungen. 

OR: Es war nicht die ganze Verjammlung beteiligt? 

Lang: Nein, nur die Eifenbahnervertreter. 


GEN: Andere waren nicht Dabei? 

Lang: Das weiß ih nidt. 

GR: Haben Sie mitgeholfen? Lang: Nein. 

GR: Und die Einleitung zum Aufruf? 

Lang: Die die zujtande gekommen iſt, weiß ich nicht. 
GR: Sit der Aufruf verlefen worden? Lang: a. 
GR: Haben Cie zugejtimmt, waren Sie einverjtanden, 
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Daß SJT Name als Mitglied der Startelleitung daruntergejegt 
wurde 

Lang: Darüber hat man nicht geiprodhen, es war jelbit- 
perjtändlich, daß mein Name für den von mir veriretenen 
Verband darunterfam. 

OR: Wann war man damit fertig? 

Lang: Etwa um 11% oder 2 Uhr. 

ER: Sind Sie da zur Ruhe gegangen? Lang: Ja. 

EN: Nachher find Sie verreift? 

Yang: Ich bin Montagmorgen mit dem erjten Zug nad 
Luzern verreift. 

GR: Hat man Ihnen nit Eremplare von beiden Auf- 
rufen mitgegeben? 

Rang: Don dem einen habe ich mitgenommen. 

GR: War der andere no nicht gedrudt? Yang :Nein. 

GR: Sind ©ie nicht jofort mit der Majchine vervielfäl- 
tigt worden? Lang: Das weiß ich nicht. 

EN: Was haben Sie mit den Aufrufen gemadt? 

Rang: Die habe ich dem PBräfidenten oder PVizepräji- 
denten Der Arbeiterunion Luzern gegeben. 

EN: Wie viele Eremplare? Lang: Ein fleines Paket. 

ER: Immerhin 400 bis 500% 

Lang: Sch glaube, nicht jo viele. 

ER: Was ift in Yuzern geichehen? 

Lang: Ich ging auf das Verbandsbureau und habe eine 
Verſammlung der Eijenbahner auf den Abend einberufen. 

ER: Haben Sie nicht während de3 Tages vernommen, 
daß die Mobilijation der Eijenbahner ftattgefunden hat? 

Lang: Mein. 

EN: Wann haben Sie das vernommen? 

Lang: Im Verlaufe der Verfammlung, die bi3 morgens 
2 Uhr dauerte, habe ich von dem Siriegäbetrieb der Eifen- 
bahnen vernommen. Zwiſchenhinein, eg mag um 12 Uhr oder 
1 Uhr gewejen jein, iſt einer gefommen und hat gejagt, daß 
die Generaldireftion den Krieg3betrieb verfügt habe. Da habe 
ich gejagt, das jei abjolut unmöglich, denn daS jet Sache Des 
Bundesrates. Sch habe gefragt, woher er das Habe. Der 
Mann fagte mir, e3 jei darüber am Bahnhof geiprocdhen wor- 
den. Das ijt die Mitteilung, die ich befommen habe. 

GR: Sie haben in der Verfammlung referiert. Haben 
Sie nicht den Eiſenbahnern auch gejagt, fie jollen dem Mobi- 
liſationsbefehl nicht Folge geben aus Solidaritätsgründen? 
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Lang: Das habe ich gejagt. 

ER: Sind Sie aud am folgenden Tag in Luzern ge- 
blieben? Lang: Ya. 

GR: Sind Sie nicht angefragt worden, ob man jtreifen 
jolle oder nicht? 

Lang: Man hat Situationsberichte von verfchtedenen 
Plätzen befommen, foweit man telephonieren fonnte, denn 
unglüclicherweije wurde und das Telephon abgefchnitten. 

ER: Haben Sie An den Aufruf an die Eijenbahner be- 
fommen? Yang: 

SR: Durd en R ang: Das weiß ich nicht. 

GR: War das nicht ein "Vertrauensmann? 

Lang: Am Montag iſt die Mitteilung gekommen, daß 
auf dem und dem Zug einer kommen werde und ein Paket 
mitbringe. 

GR: Das war wahricheinlich der, der Schon vorher be- 
ſtimmt war, Mitteilungen zu bringen? Lang: Nein. 

GR: Sie haben etma 20 Eremplare befommen? 

Lang: Ja 

GR: Haben Sie die verteilt? Lang: Vielleicht 4 
oder 5. 

GR: Das war im Laufe des Montags? Lang: Ja. 

ER: Smmerhin ift das nicht möglich, da Sie ja erſt am 
- Montag in Luzern angefommen find. Der Vertrauendmann 

muß doch die Sache in einem jpätern Zug gebracht haben. 

Lang: Der Mann fam von Olten. 

ER: Sie haben in der VBorunterfuchung gejagt, die Auf- 
forderungen an die Eijenbahner, dem Mobiliſationsbefehl 
nicht Folge zu leiten, am Montagabend, jet im Militäritraf- 
geſetz als Meuterei umjchrieben. Anerfennen Sie da3? 

Lang: Nein. 

GR: Sch erhebe aus den Akten, dat Ste im Strafregiiter 
nicht verzeichnet find und daß e3 heißt, daß Sie in bürgerlichen 
Rechten und Ehren ftehen und, ſoviel in Luzern befannt, einen 
guten Ruf genießen. 

Aud.: Bezüglih der Strafberihte und Leumunds- 
berichte möchte ich zur Abkürzung der Behandlung beitragen 
durch die Feſtſtellung, daß feiner der Angejhuldigien wegen 
ehrenrühriger Delikte oorbeftraft tft, daß fie in bürgerlichen 
Rechten und Ehren ſtehen und daß jie auch wegen militäri- 
icher Delikte, ſoweit mir befannt, bis jest nicht bejtraft 
wurden. 


18 


274 


Hauptmann Seelhofer: Was geihah mit den Exem— 
plaren des Aufrufs, die Herr Lang von der Sitzung in Bern 
mitgenommen hat? 

Lang: Die waren an die Arbeiterunion in Luzern be- 
jtimmmt, ich habe fie deren Präfidenten übergeben. 

Adjudant-Unteroffizier Kocher: Wann hatte der Ange- 
ichuldigte Kenntnis befommen von der Verordnung des Bun⸗ 
desrates vom 11. November? 

Lang: 1 bis 2 Tage nad) dem Streik, als wir die Poſt 
wieder bekamen, habe ich dieſelbe im Bundesblatt geleſen. 

Aud.: Die Verordnung war aber doch im „Luzerner 
Tagblatt” publiziert worden. Hat der Angeflagte dieſe Zei— 
tung nicht gelejen? 

Yang: Sch habe nur dad PVarteiblatt abonniert. 

Aud.: Das iſt ein großer Fehler, wenn man nur das 
Parteiblatt hat. Lang war alio bei der Beiprehung mit 
Bundesrat Motta am 9. November anmwejend? Was wurde 
über dieje Konferenz am Abend de3 10. November geſprochen? 

Lang: Wenn ich mich recht erinnere, wurde davon Mit- 
teilung gemadt. Das Aktionskomitee wäre übrigen? nicht legi— 
timiert geweſen, darüber zu entſcheiden, ob die Zugeſtändniſſe 
genügen oder nicht, jondern nur die Eiſenbahnervertreter und 
die Vertreter des übrigen Staatsperſonals. 

Aud.: Hat man den Eijenbahnern in Zürich und Luzern 
von dieſen Zufiherungen auch Mitteilung gemacht? 

Lang: Jawohl. 

Aud.: Und trotzdem ſollte geftreitt werden. Waren hier- 
für wirflid die Majchinengewehre im Bahnhof Zürich maß- 
gebend? | 

Lang: Das war die eine Urſache, die Haupturjache 
waren aber die unbefriedigenden Zuſtände bei den Bundes— 
bahnen. Die Verbandleitung wollte den Streik nicht DbNE 
weiteres auslöſen. 

Fürſprech Steiner: Ich bitte Sie, den Angeſchuldigten 
zu fragen, ob der Generalſtreik nicht beſchloſſen wurde in Der 
Meberzeugung, daß er ſonſt gleichwohl überall ſukzeſſive aus— 
brechen werde, jpeziell auch unter den Eijenbahnern, daß aber 
dann wilde Gtreifa entjtanden wären und daß aljo aus 
Furcht vor den ſchlimmen Folgen biejer wilden Streits ‚ber 
Generalſtreik ausgelöſt wurde. 

EN: Haben Ste dieſe Ueberzeugung gehabt? | 

Lang: Diejen Stenbpunt ich im BE nefouritee 
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vertreten, alS ich meinen Bericht abgab. Ach habe erklärt, daß 
dieſer Generalftreif doc fommen würde, aber dann zu wil— 
den Streiks führen würde, daß man in Zürich beginnen würde 
und daß ich feſt davon überzeugt fei, daß es dort diefe Nacht 
losgehe, wobei es dann zu Neihereien innerhalb der Arbeiter- 
ſchaft jelbit fommen würde, jo daß unfontrolliierbare Elemente 
eingreifen fünnten. Das können wir dadurch verhindern, daß 
wir die Bewegung auslöfen und feit in der Hand haben, da- 
mit wenn wir zu einer Einigung fommen, fofort wieder ab- 
gebrochen werden fünne. ; | 

Fürſprech Steiner: Man wollte aljo die Leitung des 
ganzem Gtreif3 in den Händen haben und in geordneten 
Bahnen begalten? Lang: Jawohl. 

Fürſprech Steiner: Weiter hat der Angefchuldigte ge- 
jagt, er wilje nicht, ob ihm der Paſſus wegen der Wehrmänner 
aufgefallen jei. Wie ift das genau? 

Lang: Nachher, ald ich den Aufruf las, habe ich mir ge- 
dacht, daß das den Sinn habe, daß der Aufruf gerichtet ift an 
unjere Parteigenofjen und Arbeiter, die einrüden müſſen. 
Daß man in der Schweiz Soldatenräte gründen fünne, ift 
eine Illuſion. 

EN: Wo haben Sie das ausgedrüct? 

Lang: Im perjönlichen Geipräd). 

OR: Haben Sie nicht gehört, daß Dr. Wofer das gleiche 
gejagt hat? | Re 

Lang: Dr. Woker hat, ald er die Situation bei den 
Eijenbahnern jchilderte, nach meiner Erinnerung dieſen 
Standpunft auch vertreten, e3 jei eine Illuſion für jeden, der 
ven Dienjt kenne. | 

Fürſprech Steiner: Sch entnehme daraus, daß offen- 
bar der Aufruf jehr raſch vorgelejen worden ijt, daß man nicht 
Sab für Satz debattiert hat, jondern den Aufruf im großen 
und ganzen genommen hat. Der Angeſchuldigte hat ferner 
erklärt, daß er bei der Abfaſſung der Einleitung nicht an- 
wejend war. Yang: Ja. | a 
Fürſprech Steiner: Aber er wird Doch beitätigen kön— 
nen, daß dieſe Einleitung bereit3 vorhanden war, als All- 
gömwer nach Bern gefommen war. Er wird miljen, daß All— 
gömer nicht Dabei war, als dies gemacht worden til. 

Rang: Die Inſtruktion ift alt, jie mußte nur geändert 
werden und die Einleitung mußte neu hinzugefügt werden. 
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Da mar Mllgöwer noch nicht anmwejend, denn ich glaube, er 
it erft um halb 12 Uhr gefommen. v8 

GR: Sie jelbjt haben die Einleitung nicht verfaßt? 

Lang: Nein. 

GR: Sagen Sie uns den Namen de3 Verfaſſers? 

Lang: Nein. | 

Fürſprech Steiner: Der Angeihuldigte wird auch 
beitätigen müfjen, daß jpeziell weſentliche Punkte, die hier 
in Betracht fommen könnten, namentlich der Bunft, der ein- 
geklagt iſt, aus der Inſtruktion, Punkt 8, ſchon in der alten 
Inſtruktion ſtand. | 

Lang: Mejentliche Abänderungen jind nicht getroffen 
worden. 

Fürſprech Steiner: Der Angeſchuldigte wird auch 
wiſſen, daß ſchon im Mai 1918 unter den Arbeitern der Eiſen— 
bahnen in Winterthur ein Streik ausgebrochen war, daß dort 
von der Verbandsleitung eingeſchritten und mit der General— 
direktion verhandelt wurde, um die Sache wieder ins Geleiſe 
zu bringen, weil dort die Leute verbittert waren. 

Lang: Das war im Mai 1017, nicht 1918 


Einvernahme des Angellngten Kaufmann, 


GER: Sie find Zentralpräfident des Weichenwärter- und 
Bahnmwärterverbandes und Mitglied des Dltener Aftions- 
komitees? 

Kaufmann: Zentralpräſident bin ich noch, Mitglied 
des DOltener Aftionsfomitees bin ich gemwejen. 

ER: Wollen Ste uns furz Ihren Lebenslauf Ichildern, 
da bezügliche Angaben in der Vorunterfuhung nicht gemacht 
wurden? | 

Kaufmann: Sc bin geboren in Bütſchwil, aufgewach— 
fen im Nichterswil, befuchte die Primarſchule und murde 
Fabrifarbeiter, zuerjt in der Marc und dann im Frauenfeld. 
Sch erhielt die Ausbildung als Buchdruder in Frauenfeld 
und habe als Buchdruder gearbeitet von 1889 bi3 1902. In 
diefem Jahre wurde ich Arbeiterſekretär in Winterthur bis 
1908, dann erfolgte meine Wahl ala Bezirksanwalt in Zürich 
und jeit 1918 bin ich Bezirksrichter im Zürich. 

GR: Seit warn find Sie Zentralpräfident des Weichen- 
und Bahnmärterverbandes? 

Kaufmann: Seit September 1917. 
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ER: Wann find Sie in das Aktionskomitee gewählt 
worden? Kaufmann: Am 8. April 1918. 


GER: Damals nannte es ich bereit3 Aktionskomitee? 

Kaufmann: Jawohl. 

GR: Haben Sie an den Sikungen teilgenommen? 

Kaufmann: Nicht an allen. 

GR: Waren Sie in Bafel am Kongreß? 

Kaufmann: Jawohl. 

GR: Haben Sie in einer der nachfolgenden Sitzungen 
Kenntnis von dieſer Inſtruktion befommen? 

Kaufmann: Ich bin nach dem Kongreß in die Ferien 
gegangen und habe an den folgenden Gigungen und den 
Unterhandlungen mit dem Bundesrat nicht mehr teilgenom- 
men. Wohl aber hatte ih an den Unterhandlungen teil- 
genommen, die Mitte Juli Stattgefunden hatten. 

ER: Haben Sie Kenntnis von dieſer Inſtruktion be- 
fommen? 

Kaufmann: Dieſe Inſtruktion ift mir nachher als 
Sentralpräfident des B.©.W.W. zugefommen. 

GER: Sie haben Sie behalten? 

Kaufmann: Sie ift im Archiv des Verbandes ge- 
blieben. 

GER: Haben Sie nachher noch an Sibungen teilgenom- 
men? Kaufmann: An verjchiedenen. 

GR: Sit auch die Rede vom Generalftreif gemejen? 

Kaufmann: Nein. 

GER: Sie willen, daß am 8. August, als der Bundesrat 
die Zuficherungen gegeben hatte, erflärt wurde, man jet be- 
friedigt? 

Kaufmann: Damals war ich im Teſſin. 

SR: Was iſt weiter gegangen? Was ijt eingetreten, das 
das Komitee veranlakte, jeinen Standpunkt zu ändern? 

Kaufmann: Das, was bereit3 erörtert worden ilt. 

GR: Wie lange. find Sie im Komitee geblieben? 

Kaufmann: Bis 23. Dezember 1918. 

EN: Haben Sie elbſt demiſſioniert? 

Kau 

EN: Alſo Sie haben dem Komitee während der A 
ihen Zeit angehört. Haben Sie an den Sitzungen teilgenom- 
men, von Denen man jchon geſprochen hat, X) B. an der 
Situng vom 6. November? Kaufmann: Ja. 
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GR: Zu welchem Zweck ift die Sitzung einberufen 
worden? 

Kaufmann: Zur Beiprehung der allgemeinen Situa- 
tion. &3 iſt jo wie gejtern wiederholt erklärt worden tft. Die 
Maſſen waren jehr ungeduldig und unzufrieden mit der 
Tätigfeit des Aftionsfomitees. Der Präfident hat nun eine 
Sitzung einberufen, um zu diefen Tragen Stellung zu neh- 
men, und e& iſt dort beichloffen worden, daß man fih nun 
in einem größeren Kreiſe über dieſe Verhältniſſe ausſpreche. 
Es ijt die Veranftaltung einer fombinierten Sitzung gemein- 
jam mit dem Bundesfomitee und der Varteileitung in Aus— 
fiht genommen worden auf den 15. November in Bafel. Bis 
zu dieſem Zeitpunkt hätte der Präfident des Aktionskomitees 
ein begründetes Programm in Brojchürenform vorlegen und 
dieſes Programm hätte beiprochen werden jollen. Nach kurzer 
Sitzung iſt man auseinandergegangen, und al3 wir das Lokal 
verlafjen hatten, wurde ung von dritter Seite mitgeteilt, der 
Bundesrat habe legte Nacht ein Militäraufgebot für Zürich 
"beichlojfen, und für das Rheintal. Damals waren wir ganz 
perpler und fonnten nicht denfen, daß das für Zürich not- 
wendig wäre, weil dort alles ruhig war. Wir hatten ange- 
nommen, diejes Militäraufgebot jet wirklich nur veranlaßt 
worden, um der Invaſion von öfterreihiichen Heeresangehöri— 
gen zu begegnen. So ging man auseinander, ohne daß irgend- 
wie etwas beſchloſſen worden wäre. Als Huggler und ich 
nad Zürich gefommen waren, da haben wir gejehen, daß viele 
Truppen mandverierten. Man hat annehmen müfjen, die 
Truppen werden nur Kantonnemente beziehen, und wir haben 
nicht3 weiter gedacht. Am andern Morgen jah man, daß die 
Straßen der Außenguartiere auch durch Kavallerie und In— 
fanterieeinheiten Durhgogen wurden. | 

GN: Sie haben das als Tatſache aufgenommen. Was. tft 
nun am 7. gegangen ? 

Kaufmann: Man hat fonftatiert, daß immer mehr 
Truppen kamen. Als ich) mit meinem Kollegen im. Gericht 
die Sache beſprach, erfuhr ich, Daß dieſes Truppenaufgebot 
der zürcherifchen Arbeiterfchaft gelte. Sch war bis nachmittags 
4 Uhr beim Gericht in Anſpruch genommen. Nachher habe 
ich mich auf die Arbeitfammer verfügt, um dort zu fragen, 
ob man etwas wifje. ch hatte immer enge Fühlung mit der 
Arbeiterichaft. Mir war nicht befannt, daß "etwas projeftiert 
war. Sch hatte vorher nur Andeutungen von Regierungsrat 
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Wettjtein gehört. Auf der Arbeitsfammer haben mir weder 
die Sefretäre noch der Barteipräfident, der zufällig hergekom— 
men iſt, etwas mitteilen fünnen. Man fonnte nur jagen, e3 
jeien Slugblätter von der jogenannten „Herzoggruppe” ver- 
teilt worden, Herzog und einige andere feien verhaftet wor— 
den. Darauf habe ich mit den erwähnten PBarteigenofjen 
Rückſprache genommer und habe gejagt, ich hätte Luſt, mich 
jofort zur Regierung zu begeben, um dort in Erfahrung zu 
bringen, was eigentlich hinter dem ganzen Rummel ftede. 
Die PBarteigenofjen waren damit einverjtanden. Ich habe 
mich in die Militärfaferne, Zimmer 125, begeben, wo da— 
mals der zürchertiche Negierungsrat refidierte. Dort bin ich 
bon Dr. Wettjtein empfangen worden. Sch muß bemerken, daß 
Regierungsrat Dr. Wettjtein mich ungefähr 10 oder 14 Tage 
vorher zu ſich beicheiden ließ und mit mir ein politilches Ge— 
ſpräch anfing. Sch Hatte geglaubt, es handle fich bei dieſer 
Zitation um eine amtliche Angelegenheit. Er eröffnete mir 
aber folgendes: „Herr Bezirfärichter, in Zürich wird in der 
eriten Hälfte November, wahricheinlich vom 7. bis 10., die Re— 
volution ausbrechen.“ Sch war ganz perpler und fragte ihn, 
was ihm eigentlich in den Sinn fomme, denn davon müßte ich 
Doch auch etwa wiſſen, der. ich mit der Urbeiterihaft in Füh— 
fung ftehe. So etwas aber jei mir nicht befannt. Regierungs— 
tat Wettjtein jagte mir aber, die Regierung jei vollitändig auf- 
geklärt. Ich fragte, wodurch; da jagte er mir, jie habe genaue 
Anhaltspunfte. Sch war ganz erjtaunt, ich wußte nichts von 
jo etwas und jagte, eine ſolche Revolution könne man doch 
nicht einfach in einem Klubzimmer vorbereiten. Damals 
habe ich au8 dem Munde des Herrn Regierungsrat Wettjtein 
zum erjtenmal gehört, daß 10 Millionen Nubel Bolſchewiki— 
geld in die Schweiz gefommen feien. Nachher habe ich dieſe 
Meldung in der „Zürcher Poſt“ gelejen, die fie aus der „Ga— 
zette de Lauſanne“ übernommen hat. Sch war auch hier ie 
aus den Wolfen gefallen und habe poſitiv erklärt, es jei ein 
Ding der Unmöglichkeit. Anderfeits hat Herr Regierungsrat 
Wettjtein erflärt, daS fer eine Tatſache. In Bern habe man 
mehrere Millionen abgefangen, drei Millionen jeien für 
Stanfreich und zwei Millionen für Stalten bejtimmt gemejen. 
Diefes Geld ſei abgefangen worden, bevor es habe meiter- 
gegeben werden können. Der Reſt diefer zehn Millionen jet 
für die Schweiz bejtimmt. Sch wußte, offen gejtanden, nicht, 
mem ich da gegenüberitand, ich wußte wirklich nicht, ob ich ein 
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ſo dummer Hagel ſei, daß ich von alledem nichts gemerkt habe. 
Immerhin habe ich Herrn Wettſtein gejagt, das müſſe abge- 
klärt werden, ich werde mich an die zuftändige Adreſſe wen- 
ven. Wenn jo etwas im Gang jei, werden wir willen, was wir 
zu tun haben, denn weder mit Franzöfiichem, noch ruſſiſchem, 
noch anderem Geld wollen wir Politik machen. Sch Habe an 
Grimm gejchrieben und habe prompt die Antwort befommen, 
das ganze Gerede ſei dummes Zeug. Mittlerweile iſt die Sache 
in die Preſſe gefommen. Sch verjicherte, daß nicht? an der 
Geſchichte jei, Daß weder ruffifches noch anderes Geld bei den 
Arbeiterorganijationen rolle, er könne vollſtändig beruhigt 
fein. Dann haben wir und über die jozialpolitiiche Tätig- 
feit der nächſten Zeit unterhalten. Er hat gewünſcht, daß die 
jozialdemofratiihe Fraktion im Kantonsrat, überhaupt die 
jozialdemofratiiche Partei, ihr möglichites tue, um die Sozial— 
reform zu fördern und das Schlimmſte abzumenden. Nun 
komme ich an diejem 7. November in die Kaſerne und werde 
von Herrn Wettjtein empfangen. Sch frage ihn, was Teufels 
denn los jei und wie die Regierung Dazu Tomme, einen der- 
artigen Rummel zu veranftalten und Sole Aufregung zu 
verurjachen. Ich Hätte Doch die nadte Wahrheit gejagt bei der 
früheren Zuſammenkunft und er wiſſe, daß ich fein Schwäger 
jei. Da fagte er mir: „Herr Bezirksrichter, Sie find nicht Ne- 
gierungsrat, Sie tragen die Verantwortung nicht. Wir 
haben einen amtlihen NRapport”, worauf ih ihm ſagte: 
„Bitte, zeigen Sie mir den Rapport.“ Er antwortete, er wolle 
den Negierungsrat befragen, ob er das dürfe. Darauf ent- 
gegnete ich, ich müfje auf den Zug, ed tue mir leid, ich könne 
nicht fo lange warten, bi3 der Negierungsrat bejchlofjen Haba. 
Er jolle mir alſo Hipp und Har jagen, was an der Sache 
jei, und er jagte, die Regierung habe ganz beitimmte Anhalts- 
punkte, daß Waffenlager, Gewehre, Handgranaten, Bromning 
uſw. vorhanden feien. Darauf fragte ich, mo denn dieje Lager 
jeien, und er anwortete mir: „Die müfjen wir juchen, wir 
haben nur den amtlihen NRapport, daß die vorhanden find.” 
Ich erjuchte ihn nochmals zu präzijieren, wo und wann, mit 
ſolchen Redensarten fünne man die Bewegung, die im Fluſſe 
fei, infolge des Militäraufgebotes nicht aufhalten. Er hat mir 
feine Auskunft geben fünnen, aus begreiflihen Gründen. Sch 
habe das Verhalten der Regierung direkt lächerlich gemacht. 
Dann verfällt er auf die unglückliche Idee zu erklären: 
„Sehen Sie, in welcher Situation die Zürcher Regierung 
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momentan ijt: der Bundesrat hat, ohne un? ein Wort zu 
lagen, am legten Dienstag das Bataillon 18, das damals in 
‚Züri Ordnungsdienſt hatte, ins Aheintal geworfen, und feit 
(festen Dienstag iſt die zürcherifche Regierung ohne ein Ge- 
mehr in der Kaſerne allein dageltanden.” Da habe id) gejagt, 
jebt mifje ich, wiewiel Uhr e3 gejchlagen hat. Ich müfje nun 
nah Bern und fünne garantieren, daß bei einer jolchen 
Situation, wenn man dad Militär derart leichtfertig aufbiete 
und die Arbeiterſchaft provoziere, nicht3 mehr zu ändern jei, 
da müßten die Ereignifje ihren Lauf nehmen. Da3 tue mir 
ungemein leid. Es hätte mic) jehr gefreut, wenn er mir be- 
ruhigende Mitteilungen nach der einen oder andern Geite 
hätte geben fünnen. 

GER: Darauf find Sie nah Bern gefahren? Was haben 
Ste dort getan? 

Kaufmann: In Bern habe ich berichtet über das, was 
ich mit Herrn Regierungsrat Wettjtein erlebt habe. Sch habe 
mitgeteilt, daß in Zürich‘ die Arbeiterſchaft ruhig jei, ſogar 
unternormal ruhig. 

EN: Nur haben Sie Befürchtungen gehabt? 

Kaufmann: Fa. 

ER: Verurſacht durch diefes Militäraufgebot? 

Kaufmann: Sa. 

GN: Vorher war alles vollitändig ruhig? 

Kaufmann: Gemip. 

EN: Wie haben Sie num berichtet? 

Kaufmann: In der Sitzung pom 7. wurde ein Situg— 
tionsbericht erftattet und über die allgemeinen Berhältnifje 
beraten. Man hat natürlich au ſchon vom Landesſtreik ge- 
iprodhen, aber man hat doch gefunden, ed würde wohl mit 
einer Warnung an Regierung und- Bolf genügen. Uber dieje 
Warnung müſſe eine ziemlich kräftige jein. So tjt man auf 
den Gedanken dieſes Proteſtſtreiks gefommen, der nicht das 
ganze Land umfafjen Sollte, fondern mehrere induftrielle Zen— 
tren. So ift alio der Beichluß zuftande gefommen, als War- 
nung an Behörden und Volk folle diefer Proteſtſtreik an 19 
Orten ausgelöſt werden. 

ER: Wer hat dieſen Aufruf verfaßt? 

Kaufmann: Das fann ich mit Bejtimmtheit nicht 
fagen, e8 wurde eine Subkommiſſion eingejeßt, die beauf- 
tragt wurde, die weiteren admintjtrativen Arbeiten zu be— 
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GR: Haben Sie der Subkommiſſion angehört? 

Kaufmann: Nein. 

OR: Sit das Protokoll, das ich mitgeteilt habe, das vom‘ 
Sekretär Dürr verfaßt war, richtig? 

Kaufmann: Ich finde es richtig; es iſt möglich, daß 
mir nach fo langer Zeit das eine oder andere entgangen iſt, 
aber jedenfall3 in der Hauptiache wird es ftimmen. 

OR: Haben Sie Kenntnis vom ganzen Aufruf be- 
fommen? Kaufmann: Sch glaube nit. 

OR: Wie lange hat die Sigung gedauert? 

Kaufmann: Man hat big 11% Uhr getagt. 

OR: Der Paſſus, der appellierte an die Golidarität ver 
Klaſſengenoſſen im Wehrkleide war Ahnen befannt. Per 
Aufruf iſt am Morgen zur Poſt gebracht worden. Haben Sie 
Cremplare davon mitbefommen? 

Kaufmann: Es ijt möglich, daß ic} am Bahnhof eines 
befommen habe. 

OR: Haben Sie in Zürich befommen? 

Kaufmann: Kein. 

SR: Auch feine verbreitet? Kaufmann: Nein. 

GR: Sie find alfo nach Zürich zurüdgereift und dort ge- 
blieben? Sind Sie nicht am 9. wieder nad Bern gefommen? 

Kaufmann: Sch habe die Aufgabe übernommen, am 
8. abends in der Unionsverſammlung den Bericht zu erftatten, 
und habe dort mit allem Nachdruck erklärt, was nun mit die— 
jem PBroteftitreif erreicht werden wolle, daß er eine Warnung 
am die herrichende Klaſſe und an die Behörden fei. Ich habe 
nachdrüdlich betont und verlangt, daß dieſer Streik geführt 
werden müſſe, wie er beichloffen jei, als 24ſtündiger Proteft- 
itreif. An diefem Abend habe ich unter großem Beifall der 
Arbeiterſchaft dieſes Verlangen gejtellt und habe den Eindrud 
gehabt, daß die zürcherifche Arbeiterihaft am Sreitag den 
Willen gehabt hat, der Parole des Aktionskomitees Folge zu 
leiſten. 

ER: Waren die Eiſenbahner an der Delegiertenver— 
ſammlung aud vertreten? Kaufmann: Xa. 

SR: Wie ift nun der Proteititreif in Zürich verlaufen? 

Kaufmann Als ih am Morgen aus meiner Wohnung 
nach dem Volkshaus ging, fonnte man allgemeine Aufregung 
fonitatieren. Zunächſt hat ſich das gleiche Bild gezeigt wie am 
Tage vorher. In den Straßen von Wiedifon, einem Außen— 
quartier, wo e3 überall ſehr ruhig bergeht, Hat man 
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überall Batrouilfen beobachten fünnen mit aufgepflanztenm 
Bajonett; ganze Züge von Kavallerie haben die Straßen ven 
Wiedikon durchzogen. Se näher ich dem Volkshaus Fam, defto 
größer wurden die Truppenmafjen und die allgemeine Auf- 
tegung und verhaltene Wut der Arbeiterjchaft. Sch habe mid) 
ind Volkshaus verfügt. Nun wird dort gemeldet, auf bem 
Paradeplatz jei eine allgemeine Säbelei. Sch habe mir Voll- 
macht geben lafjen, jofort einzugreifen, und bin mit zwei Ord— 
nern nady dem Paradeplag gegangen. Als ich von der Tal- 
ſtraße her auf dem Paradeplatz erſchien, konſtatierte ich, daß 
ein Leutnant mit einem Zug Kavallerie auf einer Linie diefen 
lat jäuberte in der Richtung gegen die Kreditanftalt. Als 
ich auf den Paradeplatz fam, jah ich, daß Kavallerie auf 
Frauen, Männer und Kinder losging. Ach jpringe dem 
Leutnant entgegen, weiſe mich aus und verlange, eine furze 
Anſprache halten zu dürfen, um da3 Publikum zu veranlafjen, 
ih zurüdzuziehen. Der Leutnant war etwas erjtaunt und 
erflärte mir, er fünne die Bewilligung nicht geben, ich ſolle 
mid an dad Duartierfommando wenden, das ich bei Gehrü- 
der Scholl befinde. Dort habe ich einen Infanteriehaupt— 
mann vom Bataillon 42 getroffen, mit dem ich die Situation 
beiprochen habe. Er war nicht in der Lage, mich zu bevoll- 
mächtigen, die Anſprache zur Beruhigung des Publikums zu 
halten, rejpeftive da3 Publikum zu -veranlaffen, ſich zurückzu— 
‚ziehen. Er verwies mich an den Platzkommandanten Oberft- 

Divifionär Sonderegger. Dann bin ich wiederum mit Er- 
mäctigung des Iofalen Aktionskomitees mit zwei Partei— 
genofjen zu Oberſtdiviſionär Sonderegger gegangen, habe Die 
Situation erflärt und er war fofort bereit, mir zu bemilligen, 
diefe Ansprache auf dem Paradeplag zu halten. Er hat mir 
ein Automobil zur Verfügung gejtellt, und ich bin hinge— 
fahren, habe an drei Eden zum Bolf geiprochen, worauf id) 
Beruhigung einftellte und die große Maffe jich zurückzog. Da- 
mit waren diefe Erzefje, die für beide Parteien, für Militär 
und Bivilbevölferung bemühend waren, erledigt. Der Ord— 
nungsdienft ließ fich gut organilieren. Am Nachmittag konnte 
man frei zirkulieren. 

ER: Es iſt aljo einige Zeit verloren gegangen, indem 
der Leutnant nicht die Vollmacht gegeben hat, die er hätte 
geben jollen? | 

Kaufmann: Am Nachmittag Habe ich immer wieder 
Fühlung gefucht mit dem Iofalen Aktionskomitee. Es kamen 
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neue Klagen über Ausichreitungen des Militärs, e3 famen 
auch Meldungen, daß geichoffen worden jei. Man hat gemerft, 
daß die Erregung der zürcherifchen Arbeiterichaft von Stunde 
zu Stunde größer wurde. Ber diejer Situation habe ich mich 
veranlaßt gejehen, dem Präfidenten des Aktionskomitees zu 
‚telephonieren und zu verlangen, er möchte ſelbſt auf den 
Platz kommen, um feinen großen Einfluß geltend zu machen 
auf die Arbeiterfchaft und um zu verhüten, daß der Streif 
weitergeführt werde. Freund Grimm hat erflärt, er komme 
nicht, die Zürcher ſollen Barole halten, es gebe nicht anderes, 
der Streif werde als abgebrochen erklärt, die Zürcher dürfen 
nicht über die Schnur hauen. Am Abend hatten wir die 
Unionsverfammlung, die gejtern von Herrn Huggler geſchil— 
dert worden ift. Während dieſer Verjammlung, an der id} 
auch teilgenommen habe, al gewöhnlicher Parteifoldat, bin 
ich von einem Mitglied des zürcheriihen Stadtrates aufmerk— 
ſam gemacht worden, e3 bereite ſich an der Sajernenjtraße 
offenbar ein Blutbad vor. Das Plagfommando habe die 
Sihlbrüde abiperren laſſen, die Zirkulation von der Gtadt 
nach Außerſihl ſei unmöglich und die Bevölkerung werde ſich 
zweifellos dieſe Maßnahme nicht gefallen laſſen. Nach den 
Erfahrungen, die ih am Morgen mit Oberjtvipifionär Son— 
deregger gemacht hatte, fand ich, es fer meine Pflicht, ſofort 
wiederum auf das Divijionsbureau zu gehen. Ich ging hin 
und habe fonitatiert, daß die Sihlbrüde nicht abgejperrt war, 
dagegen Die Kaſernenſtraße, ungefähr in der Länge der Flucht 
der Militärfajerne. Sch ging hinein, wurde wiederum emp— 
fangen und habe die Situation auseinandergejeßt. Herr Son— 
deregger hat mir erklärt, daß ich in der Tat heute morgen 
einen guten Rat gegeben habe und wenn ich die Veranimor- 
tung übernehmen wolle, jo wolle er ſich überlegen, die Ka— 
jernenftraße freizulegen. Zirfa um 7 Uhr war auch Dice 
Straße frei, der Bollsanlauf hatte fich verzogen, und auch 
diefer Tal, der zu eimem blutigen Konflikt auszuarten 
drohte, wurde beigelegt. Nachher hat dann Oberſtdiviſionär 
Sonderegger überhaupt jämtlihe Truppen auch auf dem Pa— 
radeplatz zurüdgezogen, jo daß um 101% oder 11 Uhr auf den 
Straßen alles ganz normal war. Das find meine Erfah- 
rungen vom Samdtag. 

GEN: Und der Sonntag? 

Kaufmann: Damald war ich wieder im Bollshauz 
und habe mid mit leitenden Perſönlichkeiten beſprochen. Man 
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bat immer noch geglaubt, man fünne den Beſchluß vom vor- 
herigen Abend, der übrigens gefaßt wurde, während ih auf 
dem Divifiongbureau war, ändern. 

OR: Wollen Sie den Beihluß wiederholen? 

Kaufmann: Es iſt jo, wie geſtern von Huggler augein- 
andergejeßt wurde. Es wurde dort mit großer Mehrheit be- 
ſchloſſen, den Streik fortzujfegen, nachdem die Gewerkſchafts— 
delegierten fich zu feparaten Beratungen zurücgezogen Hatten. 

ER: Sind die Eifenbahner auch dabei geweſen? 

Kaufmann: Soweit fie dem Gemwerfichaftöfartell an- 
gehörten. Bevor ich in die Kaſerne ging, habe ich den Dis- 
fujfionen zugehört. E3 find zwei oder drei Eilenbahner auf- 
gejtanden und haben ihrem Unmillen darüber Ausdruck ge- 
geben, daß man jie von diefem Streif ausgejchloffen habe. 
Sie müßten ſich jchämen wie Hunde, daß man jte beijeite- 
gejtellt Habe, denn niemand mehr als die Eifenbahner hätten 
Grund und Anlaß gehabt, an diefem Proteſtſtreik teilzuneh- 
men. Sie verbitten jich in Zukunft eine derartige Leitung, die 
ihnen unmöglich made, ſolidariſch mit der übrigen Arbeiter- 
haft Schulter an Schulter zu fämpfen. 

EN: Seht fommt der Sonntag. 

Kaufmann: Während wir in den Beratungen ivaren, 
war um da3 Volkshaus herum abjolute Ruhe. Man fah Eleine 
Gruppen. Auf einmal erhob ſich allgemeiner Speftafel. Es 
it num zu jagen, daß Huggler und andere, darunter auc ich, 
verjuchten, den Bejchluß, wenn irgendwie möglich, auf die 
eine oder andere Art rüdgängig zu machen, weil wir von 
Bern fategoriihe Weiſungen hatten, daß abgebrochen werden 
müfje, mögen die Zürcher maden, was fie wollen. Grimm 
hatte ausdrüdlich erklärt, wir hätten unfern Beſchluß und 
ſeien auch) an den Bejchluß gebunden, daß wir ein begründe- 
tes Programm der fombinierten Sitzung, die auf den 15. No- 
vember in Ausſicht genommen war, vorlegen müſſen, daß 
diefe Sitzung einberufen werden müſſe und daß man von dort 
aus beichliegen werde, was weiter zu unternehmen jet. Man 
hat lange debattiert, ohne etwas auszurichten. Während mir 
mitten in der Beratung jtanden, erhob fich allgemeines Pfei- 
fen und Sohlen. Sch Springe an das Fenſter und jehe, wie 
ein Korporal mit 10 oder 11 Mann mit vorgehaltenem Ge— 
wehr und aufgepflanztem Bajonett gegen das Volkshaus mar- 
ichtert, die größte Ejelei, die man fi} leiften fonnte. Ich 
Ipringe hinab, drücke mich durch, veranlafje den Korporal die 
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Gewehre abnehmen zu laſſen. Ich ſagte ihm, er folk mit der 
Mannihaft in die Kaſerne zurüdgehen. Die Zivilbevölke— 


rung habe ich aufgefordert, ſie jolle die Militär3 ihrer Wege . 


gehen lafjen. Der Korporal wollte nicht, und Da habe ich ihm 
erklärt, daß ich geitern wiederholt mit Oberitdivifionär Son— 
deregger verhandelt habe, ich übernehme die Verantwortung. 


Darauf zog der Korporal ab. Es wurde ihm fein Haar ge: - 


frümmt; ich bin auf das Stabsbureau gegangen, um den 
Vorfall zu melden. Der Stabsmajor hat meine Anordnungen 
gutgeheißen. 
Man jah aber, daß die Gituation von Augenblid zu 
Augenblick jchlimmer wurde. Man fragte ſich nun, ob die Ver- 
jammlung, die offenjichtlich zu der Nervofität Beranlafjung 


gegeben hat, die jogenannte Sraumünfterplagperfammlung, 


abgehalten werden jolle oder nicht. Man hat fich gejagt, nach— 
dem wir bis jeßt immer unjere Gedenkfeier abgehalten haben, 
die Novemberfeier zur Erinnerung an die revolutionären 
Taten unjerer Borpäter, die Märzfeier zur Erinnerung an 
die Kommune, lajje man ji nun nicht einfach dieje Gedenk— 
feier für die ruſſiſche Revolution nehmen. So ift dann das 
Aktionskomitee und das ganze Kollegum der Meinung ge- 
mejen, man lafje die Verſammlung por jich gehen, verhalte 
ji ruhig, man wolle jehen, ob es möglich jei, daß man 
Schweizerbürgern einfach das Verſammlungsrecht wegnehme. 


: Hat man ſich nicht ſelber jagen müſſen, daß das eine 


Provokation gegen alle andern jei, daß man die ruſſiſche Re— 
volution auf einem großen Platz fetert? 

Raufmann: Die Verfammlung war zirfa 14 Tage 
vorher angekündigt, nicht erſt al3 dad Militär fam! Es war 
oon Seiten der Arbeiterorganiſationen beſchloſſene Sache. 

GR: Immerhin muß man zugeben, daß es das beite ge— 
weſen wäre, ſie wäre nicht abgehalten morden. 
Kaufmann: Das mag Sade der Auffafjung jein, aber 
ich denke, der Arbeiter wird ji jeine jtaatSbürgerlichen 
Rechte erhalten willen wollen und ich kann daran nicht An- 
ſtoß nehmen. 

Dann bin ich heimgegangen und habe ein Telegramm von 
Grimm gefunden, Durch welches ich zu einer Sitzung auf den 
gleichen Abend einberufen wurde. Nach dem Mittagejjen bin 
ich auf den Zug; was in Zürich meiter gegangen‘ iſt, t, kann ich 
auf Grund eigener Erfahrungen jagen. ws 

GR: Und in Bern? 
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Kaufmann: Der Zug hatte ungefähr eine halbe 
Stunde Verjpätung. Nach deſſen Ankunft ging ich zum Nacht— 
eſſen und Hatte nachher noch eine private Unterredung mit 
meinem Schwager. Ungefähr um 815 Uhr fam ich an die Ra- 


pellenſtraße. 


OR: War da die Sitzung ſchon eröffnet? 

Kaufmann: Nein. 

ER: Was it geiprochen worden? 

Kaufmann: Der Präfivent hat die Sikung eröffnet 
und die Situation beleuchtet. Sopiel ich mich erinnere, war er 
bereit3 orientiert über die Gejchehnijje in Zürich im Laufe 
des Sonntagnachmittags. Wir haben nur noch unjere Er- 
lebnifje von Samstag und Sonntagbormittag mitgeteilt. Von 
der Fraumünfterplagperlammlung und der Milchbuckver— 
De wußte ich nicht3. Das war aber in Bern ſchon be- 
annt. | 

GR: Hat der Präſident auch referiert über die Konferenz 
mit dem Bundespräfidenten? 

Kaufmann: Soviel ich mich erinnere, hat Grimm zu— 
ſammenfaſſend referiert. 

GN: Da find Sie zur Veberzeugung gekommen, daß der 
Generalſtreik unvermeidlich jei? | 

Kaufmann: Man hat fi nicht Kopf über Hals in die- 
ſen Landesſtreik hineingeftürzt, jondern einläßlich beraten. 
Man hat aber jehen müſſen, nach all den Stimmungen, die 
nun da zum Ausdruck gefommen jind, daß die Auslöſung des 
Landesſtreiks kaum zu vermeiden jein werde. Bon allen Sei— 
ten hat man nur die eine Auffaſſung gehört, daß die Arbeiter- 
ihaft furchtbar erbittert fer über die Maßnahmen, die ge= 
troffen worden feien, namentlich auch über dad Militärauf- 
gebot in Bern. 

GR: Sn Bern Selbit iſt die Aufregung nicht groß ge— 
mweien. | | 

Kaufmann: Nah dem, wad man im der Gibung 


hörte, war die bernifche Arbeiterfchaft jedenfalls auch jtarf 


erregt. ch ſelbſt Habe auf dem Weg nach der Kapellenjtraße 
im Geſpräch mit Eifenbahnern diefe Aufregung bemerft. 
GR: Das, was in Zürich paffiert war, mar ſchon be- 
fannt? | 

—Kaufmann: Es war jedenfall allgemein befannt, als 
wir. nach; Bern famen. Man hat allerdings viel mehr gehört, 
al3 ſich dann tatfächlich ereignet hat. — 
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OR: Was it weiter angeregt worden, um jich Gewiß— 
heit über die neue Situation zu verjchaffen? 

Kaufmann: Während der Beratungen famen tefepho- 
niſche Mittetlungen aus Zürich und andern Orten. 

GR: Haben Sie angeläutet, oder wurden Sie von Zürich) 
aufgerufen? 

Kaufmann: Wir wurden von Zürich aufgerufen. 

ER: Es iſt verjchiedene Male telephontert worden? 
Haben Sie auch telephoniert? 

Kaufmann: Ja, ich habe auch das erſte Telephon von 
Hüric abgenommen, daS meldete, die Eifenbahner hätten be- 
reit3 den Streik auf nachs 12 Uhr beichloffen und die Poiten 
marjhieren ſchon auf. Wir haben fofort verſucht, die Leute 
von dieſem Beſchluß abzubringen. Wir haben ihnen erflärt, 
mir jeien mitten in den Beratungen, e3 werde wahricheinlich 
zu einem Bejchluß fommen, aber fie jollen noch warten, da- 
mit wir den nötigen Kontakt beibehalten fönnen mit den Or— 
gantjationen im Lande herum. Es ift| mitgeteilt worden, 23 
könne nichts geändert werden. Der Streifbeihhluß ſei an der 
großen Etjenbahnerverfammlung ergangen und bereit3 mar- 
ichteren die Streikpoſten auf. 

ER: Wer hat Ihnen diefe Antivort gegeben? 

Kaufmann: Ich vermute, mein Kollege Bezirksrichter 
Nieder. 

ER: Sie fennen doc; die Stimme? 

Kaufmann: Man weiß, daß Telephonaeinräcde nicht 
verbindlich fein können. Man hat das im Fall Wofer erlebt. 
Darum fann ich nicht verbindlich erklären, Rieder ſei es ge— 
weſen, aber ich nehme e3 an. 

EN: Es ift aber mehrmals telephoniert worden. 

Kaufmann: Troßdem ich diejen Bericht befommen 
und gejehen habe, Daß nichts auszurichten ift, Habe id) 
Grimm ans Telephon gerufen und erklärt, er möchte inter- 
venieren. Allein auch er hat nichts ausgerichtet. Mittlerweile 
ift auch von Winterthur und Rapperswil berichtet worden. 

ER: Das hat Sie num bejtimmt und bewogen, den 
Streif zu defretieren? 

Kaufmann: Nachdem wir wiederholt die bejtimmte 
Zuſicherung gehabt haben, daß die Eifenbahnerfchaft in Zürich) 
und auch in andern Pläßen der Oſtſchweiz bereit3 in Au3- 
ftand trete, haben wir ung jagen müfjen, daß wir nicht mehr 
zurücdhalten fünnen. Es gehe nicht an, daß wir nun den 


289 


Kollegen zumuten, den fämpfenden Kameraden in Zürich und 
anderwärts in den Rüden zu jchießen. 

GR: Hat man überhaupt abgeitimmt oder beichloffen? 

Kaufmann: Es ift un gefaßt worden. 

GN: Um welche Bert ? 

Kaufmann: 63 ift geftern wiederholt erklärt worden 
um 1015 Uhr. Nach meiner Schäßung muß es um 11 Uhr 
gemejen jein. 

EN: Wollen Sie das Stimmenverhältnis mitteilen? 

Kaufmann: Es tut mir jehr leid, Beitimmtes fann ich 
nicht jagen, aber ich glaube, der Streik jei mit allen gegen 
eine Stimme. bejchlojjen worden. Ich muß bemerfen, daß ich 
wiederholt and Telephon gegangen bin. ch ſaß zunächſt bei 


der Tür und habe mich Daher zum Telephom eintetlen lafjen. 


SEN: Hat man fich erjt dann darum gekümmert, mer 
unter den Streikbeſchluß mit Namen figurieren jolle? 
Kaufmann: Es iſt vorher jchon mitgeteilt worden, 


daß man bei einer ſolchen Streifproflamation ſämtliche zu— 


tändigen Organe aufführen müſſe, alio das Bundeskomitee 
des Gewerkſchaftsbundes, Die Gejchäftsleitung der Partei und 


das Aktionskomitee. 


GR: Sit man einig geweſen für den Fall, daß definitiv 
beichlofjen werde, daß alle Namen darauf figurieren jollen? 
Kaufmann: Man war diefer Auffafjung, um der Ar- 
—— zu ſagen, wer hinter den Komitees ſteht. 
: Hat man die Einwilligung eingeholt? 
ni a &3 ift mitgeteilt worden, ich vermute 


| durch Sg, daß Die Ermächtigung der Nationalvatsfraftion 


eingeholt worden jei, beim Präfidenten diejer Sraltion, Re⸗ 
gierungsrat Affolter in Solothurn. 
G Waren Sie Zeuge davon, daß etwas darüber ge— 


ſprochen wurde? 


Kaufmann: Ich habe nur die Mitteilung gehört. 

OR: Wann war das? 

Kaufmann: Ich fanıı nicht mehr jagen, ob nad) oder 
bor dem Beſchluß, vermutlich ſchon vor dem Beſchluß. 

ER: Wie hat die Mitteilung gelautet? 

Ka ufm ann: Als man beſprach, wer an Unterjchriften 
beigezogen werden folle, ift nur gefagt worden, Affolter als 
Präfident der Fraktion fei einverjtanden, man habe telepho- 
niert. 

ER: Hat man fchon vor der Beihlußfaffung über Die 
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Programmpunfte geiprochen, über das, was den Inhalt des 
Aufrufs bildete? 

—Kaufmann: Ich glaube, man iſt auf den Inhalt des 
Aufrufs zu ſprechen gekommen. Es ſind auch verſchiedene 
Programmpunkte beſprochen worden, die dann im definitiven 
Programm nicht figurieren. 

OR: Hat man nit auch über Soldatenräte geſprochen? 

— ann: Sch erinnere mich nicht, wenn ich Be— 
ſtimmtes wüßte, würde ich es auch jagen, denn ich habe nicht? 
zu verheimlichen. 

ER: Sie jelbit: haben den Gedanken nicht aufgebracht? 

Kaufmann: Nein. 

ER: Waren nit die Brogrammpunfte, das jogenannte 
Me a Arie ſchriftlich fixiert? 

Kaufmann: Uns lag ſo etwas nicht vor. Der Präſi— 
dent hat referiert, und man hat allgemein über die Forde— 
rungen diskutiert. Ich erinnere mich zum Beiſpiel, daß eine 
Forderung, die ich aufgeſtellt habe, abgelehnt worden iſt. Das 
Programm iſt alſo das Produkt einer gemeinſamen Beratung. 

GR: Sie haben in der Vorunterſuchung gejagt: „Der 
Aufruf iſt das Produft von Grimm.” 

Kaufmann: Die Sache verhält fih jo: Herr Major 
Glättli Hat mich befragt, wer das Programm gejchrieben habe. 
Ich jagte, es tue mir leid, ich habe es nicht geiehen; darauf 
ſagte er mir, es müſſe es doch jemand gejchrieben haben. Da 
antwortete ich, ich vermute, es ſei Grimm gewejen. &3 tft jo, 
wie vorher Yang erklärt hat, daß ſich die Kameraden verzogen 


haben, als man über das Programm einig war, und daß die 


Vertreter des Kartell3 zujammengetreten find zur Beratung. 
Während wir beraten haben, tit offenbar in einem andern 
Lokal der Aufruf gejhrieben worden. Darum kann ich nichts 
anderes jagen, ald meine Vermutung, daß Grimm ihn ge= 
ichrieben hat. Das Manuffript habe ich nicht gejehen. 

ER : Sie haben alfo nicht bemerkt, daß der Präfident das 
Minimalprogramm jchriftlich bei ſich gehabt hat? 

Kaufmann: ©o etwas habe ich nicht bemerkt. Gewiſſe 
Programmpunfte find vorher von feiten der Leitung feitge- 
legt worden. Ich kann aber nicht jagen, ob alle meun Punkte 
von ihm find oder ob auch jolche Darunter jind, die in Der 
Beratung dazu gekommen jind. 

OR: Wann war der Aufruf fertig? 

x aufmarn: Fan meinen Berechnungen gegen 1 Uhr. 
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SR: Er ift fofort in die Druderei gegeben, aber vorher 
noch verlejen worden. Sit es richtig, Daß Abſatz für Abſatz 
gelejen wurde und daß man gefragt hat, ob jemand etwas ein- 
zuwenden habe? Hat jemand etwas eingewendet? 
Kaufmann: 68 jind einige formelle Einwendungen 
en worden, aber Angelegenheiten mehr redaftioneller 
atur. 

GR : Hat man über das Ganze noch angefragt, ob jemand 
den ganzen Entwurf annehme oder verwerfe? 

Kaufmann: Das weiß ich nicht. Ä 

ER: Waren Sie anmweiend, ald der Paſſus verlejen 
wurde, der fich an die Wehrmänner richtet und von Soldaten- 
väten handelt? 

Kaufmann: Ich glaube e2. 

GR: Sie haben zugeitimmt? Kaufmann: Offenbar. 

GR: Waren Sie anmejend, ald Dr. Woker jagte, e3 ſei 
eine Slufion? 

Kaufmann: Ich habe jo etwas gehört, nur weiß ich 
nicht genau, ob er ed im Plenum gejagt hat oder nachher bei 
den Kollegen vom Sartell. Am einen oder andern Ort hat er 
es gejagt. 

EN: Waren Sie anmejend, als Lang den Ausdruck Illu— 
ion brauchte? 

Kaufmann: Das weiß id nicht aus eigener Erfah: 
rung, es iſt aber jolches von verſchiedenen Seiten gejagt 
worden. 

ER: Waren Sie anwesend, als Präſident Grimm Die 
Rolle der Soldatenräte erwähnt hat? 

Raufmann: Daran erinnere ich mid nicht. 

EN: Haben Sie fich ſelbſt geäußert? 

Kaufmann: Ich Habe mich nicht geäußert. 

GN: Wa war Ihre Auffafjung? 

Kaufmann: Ich habe mir gejagt, dieſe Soldatenräte 
können jelbitverjtändlich nicht eine Forderung jein am die auf- 
gebotenen Truppen, denn dort werde man ſelbſtverſtändlich 
nad) den gemachten Erfahrungen mit ſolchen Wlugblättern 
nicht anfommen. Sch habe mir aber gejagt, es werde die Mei— 
nung haben, daß man denen zufpreche, die noch einberufen 
werden, ſie ſollen durch dieſe Soldatenräte, die fie zu bilden 
haben, Fühlung nehmen mit den Organen der Arbeiterſchaft 
und follen fo die Konflikte jo friedlich als möglich beilegen. 
Ganz jo wie man es verſucht hat am Samstag im Zürich. 
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Statt, daß nur einzelne, zum Beiſpiel mein Kollege Bezirfs- 
anwalt Wyß und der Sprechende, in dieſer Beziehung befon- 
der3 tätig geweſen wären, dieſe Stonflikte jo raſch als möglich 
beizulegen, wie es der Augenblick vorjieht, Hat man gedadft, 
e3 jet möglich, Durch derartige Organe einen blutigen Zuſam— 
menjtoß zwiſchen Zivil- und Militärbevölferung zu verhüten. 
Das iſt die Auffafjung, Die ich gehabt Habe. 

GR: Nachher it man daran gegangen, den Aufruf an 
die Eifenbahner zu machen. Sind Sie dabei geweſen? 

Kaufmann: a. | 

GR: War Wey auc dabei? 

Kaufmann? Soviel ich mich erinnere, war Wey ein- 
mal fort, iſt aber wieder zurückgekehrt. 

OR: Zuerft ist die Snfteuftion bereinigt worden? 

Kaufmann: Die Imitruftion war ſchon erjtellt im 
Hinblid auf einen drohenden Streik bei der Rhätiſchen Bahn. 
Man hat nur die Abänderungen getroffen, die notwendig 
waren, um die Inſtruktion für die Bundesbahnen, überhaupt 
für den Landesſtreik verwerten zu fünnen. 

ER: Haben Sie die Einleitung verfakt? 

Kaufmann: Mein. 

ER : Können Sie ung jagen, wer jie verfaßt hat? 

Kaufmann: Darüber gebe ich feine Auskunft. 

GR: Sit gefragt worden, ob man der Einleitung und In— 
ſtruktion zuſtimme? 

Kaufmann: Ich habe dem Unterſuchungsrichter ge— 
ſagt, vermutlich habe Düby ſie verfaßt. Ich habe mich da in 
einem Irrtum befunden. Es iſt hier wieder zu ſagen, daß 
dieſe Inſtruktion in einem andern Bureau geſchrieben worden 
iſt, weshalb ich falſch orientiert war. Ich habe nicht geſehen, 
wer ſie geſchrieben hat. 

GR: Allgöwer hat urſprünglich erklärt, er habe ſie ver— 
faßt. Willen Sie etwas davon? 

Kaufmann: Ich glaube nicht, daß das ftimmt. 

ER: E3 ift jedermann einverftanden gemwejen mit dem 
Aufruf an die Eiſenbahnerſchaft aller Kategorien. Mit Aus— 
nahme von Patocchi und Perrin. Sie wiſſen auch, daß jofort 
die Sache gedrudt worden tft. \ 

Raufmann: Soviel ich weiß, ijt fie fofort in Die 
Druderei gegangen. 

ER: Sind Sie in Bern geblieben? 

Kaufmann: Jamohl, bis Freitag. 
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GR: Haben Sie an den Sigungen des Aktionskomitees 
teilgenommen? 

Kaufmann: Nicht an allen, da ich wiederholt zu 


Sitzungen des Verbandsvorſtandes B.©.E.U. gerufen wurde. 


EN: Hat man nit an den Sikungen des Aktionskomi— 
tees Weiſungen gegeben über die Fortſetzung des Streiks, 
weil man an verjchtedenen Orten nicht gewußt hat, was man 
machen ſoll, namentlich angeſichts der Mobiliſation ver Eifen- 
bahner? 

Kaufmann: Das war nicht nötig, die Leute hatten 
ihre Inſtruktion, und man brauchte nicht befonder3 darauf 
hinzumeifen, fie jollen fi an die Inſtruktion halten. 

GR: Wie, das war nicht nötig? 

Kaufmann: Gewiß nicht, das Perſonal hatte jeine 
Snftruftionen, weitere Weiſungen brauchte es nicht. 

ER: Iſt nit am Sonntag die Nede gewejen von den 
Mitteln, die flüffig gemacht werden müjlen, um die Koſten 
zu decken? 

Kaufmann: Da war man bald einig. Wir Hatten 
feine großen Koften, etwas Druckkoſten und Depeſchenkoſten. 
Da hat man furzerhand erklärt, man nehme einen Bump auf 
beim Metallarbeiterverband. 

ER: Am gleichen Abend? 

Kaufmann: &3 kann jein, daß es am Montag war. 

GR: Haben Sie nicht periönlich Flugblätter in größerer 
Anzahl befommen? 

Kaufmann: Sch habe fie nicht gebraucht. 

GN: Haben Sie feine Pakete mitgenommen? 

Kaufmann: Ich bin ja in Bern geblieben. 

ER: Am Mittwoch; ift der Streikabbruch beichlofjen wor— 
den. Welches war Ihre perfünliche Stellung, dazu? 

Kaufmann: Ich habe für Abbruch gejtimmt, weil ich 
gefunden habe, daß die Pofition der großen Mafje der Arbei- 
terihaft nach der Stellungnahme der Bundesverjammlung 
nicht zu halten war. Anderjeit3 habe ich gejehen, Daß Die 
Situation eine immer gereiztere wird, beim Bürgertum wie 
bei der Urbeiterfchaft. Mir war daran gelegen, Blutvergießen 
zu verhindern und una nur in dem Nahmen zu halten, der 


una durch den Basler Arbeiterfongreß gegeben worden iſt. 


GR: Sie haben gejagt, am Sonntagabend habe man in 
Züri} beſchloſſen, daß die Eifenbahner ftreifen. Iſt der Streit 
überhaupt ausgebrochen? 
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Kaufmann: Ja! Sch kann allerdings nicht auf Grund 
eigener Anjhauungen Mitietlungen machen, aber am Mon- 
tag find nur Gtreifbrecherzüge gefahren. Die Eifenbahner 
haben ſeit Sonntag nachts 12 Uhr geſtreikt. 

GR: Es hat aber auch Ausnahmen gegeben. 

Kaufmann: Die Züge find teils von Ingenieuren ge- 
führt worden, einige wenige von Lofomotivführern, aber im 
Verhältnis zur Gejamtzahl it nicht davon zu reden. 

EN: Hat man fi) dem Beichluß des Aktionskomitees 
über den Streikabbruch gefügt? 

Kaufmann: Nur mit großem Widerwillen. Wir 
haben unsere „Heiligen“ erlebt; daß mir nicht gehängt wur— 
den, war alles. i 

GR: Mber nit hier in Bern. 

 Raufmann: Auch hier in Bern. Eine Zeitlang hätte 
ich mich nicht getvaut, ind Volkshaus zu gehen. Als ich nad 
Zürich fam, glaubte ich, man wolle mich direft einfperren. 
Am Donnerstag war in Bern eine große Erregung, als wir 
durch den Generaljtabschef interniert worden waren. 

GEN: Da haben Sie aljo ſelbſt Angſt gehabt vor dem 
Volkshaus; warum ſoll nicht auch der Generalitabschef Angit 
gehabt haben? | 

Kaufmann: Wir Hatten feinen Einfluß auf Die 
Leute, weil man uns tatjächli” während der Zeit, da wir 
die Broflamation erlaffen wollten, belagert hat. Man hat er- 
flärt, man bemillige diefe Proflamation nur, wenn jie zen— 
jiert fei. Damit waren wir nicht einverjtanden. Es gab Un- 
terhandlungen zwiſchen dem Bundesrat und den National- 
. räten Grimm und Slg. Wir waren vom beiten Willen bejeelt, 
die Sache Io raſch als möglich ins Blei zu bringen. In jenem 
Moment wäre da3 möglich gewejen. Dann fommt die unge- 
Ichidte Einsperrerei. Vier Stunden waren wir im Bureau. 
Durch das ungeſchickte Verhalten des Generalitabschef3 wäh— 
rend diejer foftbaren Stunden und Minuten hat ich eine 
bitterböje Stimmung herauzgebildet. | 

Adjutant-Unteroffizier Koher: Wann erhielt der An- 
geflagte Kenntnis von der Verordnung des Bundesrates be- 
treffend die Mobiltfation? 

Kaufmann: Wenn ih nit irre, iſt Dienstagmorgen 
früh ein Eifenbahner gefommen und hat erflärt: „Wir find 
„mobilifiert”, aber Ihr müßt feine Angſt haben, wir machen 
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dennoch mit.” Irre ich nicht, fo iſt Dienstag nachmittags eine 
Depeſche der Depefchenagentur vorgelegen, ein heftographier- 
te3 Exemplar, in welchem von diejer Verordnung die Rede 
war. Die Verordnung ſelbſt habe ich nachher im „Bund“ ge- 
lefen. Ob das am Dienstagabend geweſen iſt oder mann, das 
Tann ich nicht beftimmt jagen. Auf alle Fälle ift die erſte Mel— 
dung Dienstag morgen gefommen. 

EN: Wann haben Sie Kenntnis befommen von der. Ver— 
ordnung des Bundesrates vom 11. November? - 

Kaufmann: Die Verordnung habe ic} am Dienstag- 
abend oder Mittiwochmorgen im „Bund“ gelejen. 

GR : Nun fommen noch die Fragen, die Herr Naine ge- 
wöhnlich jtellt. - 

Naine: Les questions sont d&jä liquid&es par les d&po- 
sitions de l’accuse. 

Aud.: Der Angeklagte hat begonnen mit einer Bejpre- 
Hung, die er mit Herrn Negierungsrat Dr. Wettjtein in Zü— 
rich gehabt hatte. Eine offizielle Darjtellung der zürcheri- 
Ihen Regierung findet ji) auf Seite 654 der Akten in der 
Nede von Negierungspräfident Dr. Keller. Am Schluß iſt 
diefe Unterredung erwähnt. Sch möchte den bezüglichen 


Paſſus vorlejen. 


„Kun hat am gleihen Morgen das „Volksrecht“ eine 
außerordentlich Eluge Bemerkung gebracht. Das „Volksrecht“ 
vom Dienstag den 5. November hat unter dem Titel „Die 
Hebe” ſich luſtig gemacht über einen Artikel des „Temps“. 
Dort ſtand Folgendes: Da die Flotten der Entente das 
Schwarze Meer befahren fönnen, jei nun der Bolſchewismus 
erreichbar. Alle Staaten, die das demokratische “deal be= 
wahren wollen, ſeien interejjiert an der Bejeitigung de3 bol- 
ſchewiſtiſchen Regiments. — Und dann Ichreibt dad „Volks— 
recht”: „Die Schweiz ijt vorläufig noch nicht das Schwarze 
Meer. Sie fann vorläufig von feinen Flotten unbejtraft be- 
fahren werden. Das wird fi in den allernächſten Tagen 
zeigen.” 

„sh fomme zu den Mitteilungen über die Tätigfeit des 
Regierungsrates in den lebten Tagen. Man hat ji in ge- 
willen Streifen außerordentlich aufgeregt über den Umfang der 
militärischen Maßnahmen und die Dislofation vieler Trup- 
pen in die Stadt. Bezüglich beider hatte der Regierungsrat 


‚ Teinerlei Kompetenzen. Die Befehlsverhältniſſe find jo ge- 


regelt, daß der Truppenfommandant ausſchließlich verant— 


296 


wortlic it für die Aufrechterhaltung der Ruhe und Ord- 
nung. Der Regierungsrat hat dann das Bedürfnis gehabt, 
die Führer der Fraktionen des Kantonsrates über die Situa- 
tion zu orientieren; er hat zu dieſem Zweck auf legten Frei- 
vagnahmittag Delegationen der Fraktionen eingeladen. Es 
ind ſämtliche Fraktionen erjchtienen mit Ausnahme der 
ioztaldemofratiihen Fraktion, die ung gejchrieben hat, nach— 
dem der Regierungsrat den Kantonsrat über das Truppen- 
aufgebot nicht begrüßt habe, jo erjcheine jie auch nicht zu die— 
jem Konventifel der Delegationen und erwarte, wie fich der 
Regierungsrat heute im Kantonsrat zu rechtfertigen mille. 
Wir haben alſo Feine Gelegenheit gehabt, damals der ſozial— 
demofratiichen Fraktion über unjere Beweggründe zum Trup- 
penaufgebot Mitteilung zu machen. Nun wiſſen Sie, daß am 
Abend vom Freitag ein Aufruf erfolgt ift, wonach der Gene- 
taljtreif für Samstag angefündigt wurde.“ 

Sch meine, dieſe Depofition von Negierungsrat Keller 
fteht Doch; in einem gewiſſen Widerſpruch zu den Depofitionen 
des heutigen Angeklagten, weil er behauptet, er hätte mit der 
Negierung verhandelt, ob perjönli oder im Auftrag Der 
Bartei, das hat er nicht gejagt, während am Freitag Gelegen- 
heit war, über diefe Sache zu reden. Er wird darüber doch 
irgendwelche Auskunft erteilen fünnen. 

Kaufmann: Von der Einberufung diejer Konferenz 
wußte ich nichts. Ich habe ſchon mitgeteilt, daß ich 10 oder 
14 Tage vor Ausbruch des Generalftreifs, in jenen Tagen, 
two erſtmals in: der Preſſe von zehn „Bolſchewikimillionen“ 
die Nede gewejen ijt, mit Regierungsrat Wettjtein geſprochen 
habe und dann wieder am Donnerstagabend, am 7. Novem— 
ber. Wa3 am 8. gegangen tft, das weiß ich nicht, ich bin: nicht 
mehr im Fraktionsvorſtand. Diejer wird eingeladen worden 
jein. 

Aud.: Es liegt mir nur daran, fejtzujtellen, daß die Re— 
gierung, des Kantons Zürich offenbar nicht jo fopflos operiert 
hat, jondern daß die fozialdemofratiiche Fraktion am Freitag- 
nachmittag abgelehnt hat. 

Kaufmann: Ich kann mitteilen, daß ich Regierungs— 
rat Wettſtein geraten habe, num jofort die nötige und zuber- 
läffige Aufklärung zu geben. Er hat mir da3 auch verjprocden, 
er hat gejagt, ev wolle durch die Preſſe und dur die Auf- . 
flärung im Rat das möglichſte tun. Es iſt möglich, Daß auf 
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rs Anregung die Fraftionsooritände eingeladen worden 
ind. 

Fürſprech Huber: Ich möchte nun mwiffen, ob denn 
nicht an dieſem Tage Kantonsratsfigung war, und ob nicht 
die ſozialdemokratiſche Fraktion etwa deswegen nicht hinging, 
meil fie den ganzen Rat haben wollte, nicht bloß ein paar aus- 
erwählte Leute. 

Dr. Fırbitein: Ih kann hier Aufklärung geben. 
Um 4. und 5. war Gißung des Kantonsrates; der Negie- 
rungsrat wandte ſich am 5. an den Bundesrat und hatte Milt- 
tär verlangt. Ich kann als Mitglied des Kantonzrates von 
Zürich erklären, daß wir dem Regierungsrat den Vorhalt ge- 
macht haben, daß er dem Kantonsrat am 5. von den angeb- 
lihen Bombenfunden feine Mitteilung gemacht habe, jondern 
daß er ſich Hinter dem Rüden de3 Rates an den Bundesrat 
germendet Hat. Darım haben wir erklärt, wir laſſen ung auf 


. feine Klubverſammlung eim. 


Aud.: Es wäre fejtzuftellen, daß ver Vorwurf, der von 
leiten de3 Angeflagten Kaufmann der Negierung von Zürich 
gemacht worden tft, jie Habe feine Ausfunft gegeben, eben un— 
begründet ift, weil die foztaldemofratiiche Traktion ſich wei— 
gerte, am Tage, nachdem die Truppen eingerüdt waren, an 


einer Konferenz teilzunehmen, und jagte, fie wolle abwarten. 


Dr. Sarbitein: Der Kantonsrat war für den folgen: 
den Montag eingeladen, Daher hatten die Vertreter der Frak— 
tion feine VBeranlafjung zu ericheinen. Der Herr Auditor hat 
hier eine Stelle aus der Rede verlejen. Ich Habe das oift- 
zielle Stenogramm hier, vielleicht gejtatten Sie mir, dieſe 
zwei Gtellen vorzulejen, wo die Regierung das Militärauf— 


' gebot begründet hat. (©. 7 de3 offiziellen jtenographiichen 


Protokolls.) Es heißt da: „Nun kam noch etwas anderes 
dazu. An jenem Dienstagmorgen (an dem Dienstagmorgen, 
an dem der Kantonsrat jeine Sigung hatte) iſt nämlich dem 
Plagfommando ein Rapport zugegangen von einer Amts— 
perjon. (Zuruf: Bon wem? Heußer.) Das wird die Unter- 
juchung weiſen. Ich will Ihnen Kenntnis geben von dem In— 
halt dieſes Rapportes. Es wird uns darin mitgeteilt, daß 
anfangs Dftober wiederum Bomben gefunden worden ſeien. 
(Zuruf: Wo? Antwort: s'chunnt!) 20 Stück unfertige, dilet- 
tantenmäßig hergejtellte Bomben und zirfa 350 PBatronen. 
Dann erklärt Regierungsrat Keller-Gamfit: „Aber daß mir 
da3 Truppenaufgebot veranlaßt haben, das war doch richtig; 
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denn nachher traten Symptome zutage, die darauf jchließen 
ließen, daß mir die Lage richtig gewürdigt hatten. Sch will 
nur ein kleines Symptom mitteilen. Es iſt am Montag einer 
Dame am Zürichberg oben, die für die Wohltätigfeiten be- 
fannt tjt, telephontert worden, fie möchte in den nächſten Ta- 
gen auch ihre Haustüre zujchliegen und Dbacht geben. Auf die 
Trage: Wer iſt da? erfolgte die Antwort: „Einer, dem Sie 
Schon jehr viel mohlgetan Haben.” — ch entnehme alſo dem 
Stenogramm, daß Regierungsrat Keller eigentlich nur zei 
Gründe angegeben hat für das Militäraufgebot: Die angeb- 
. hen Bomben, vom denen Dr. Enderli feitgeftellt hat, daß jie 
deutjchen Urſprungs waren, und zweitens, diejes Gejpräch mit 
diejer Wohltäterin auf dem Zürichbrg, der man geraten hatte, 
te möchte die Haustür ſchließen. Andere Gründe hat Negie- 
rungsrat Keller nicht angegeben. Wenn der Auditor es be- 
Itreiten jollte, würde ich beantragen, die ganze Nede zu ver- 
lejen. 
Aud.: Ich kenne das ganze amtliche Stenogramm nidtt, 
Doch ich nehme an, die Verteidigung wird es mir zur Ver— 
fügung Stellen. Im fernern möchte ich den Angeflagten Kauf— 
mann fragen lafjen: Wann war der Banfbeamtenftreif, 
wann wurden in Zürich an der Bahnıhofitraße amtliche Läden 
geichlofjen? | 

Kaufmann: Soviel ich mich erinnere, am 30. Gep- 
tember und 1. Dftober. Sch kann ergänzend beifügen, Daß 
Regierungsrat Wettitein, als ich daS legtemal bei ihm war, 
erflärt hat: „Wiflen Sie, jo geht es nicht mehr wie beim 
Banfangeitelltenitreif, jet wird die Regierung die ftarfe 
Hand zeigen.” Darauf bemerkte ih: „Wenn Sie dann nur 
dieje ſtarke Hand nicht verbrennen.” 


Aud.: Sit eg nicht richtig, daß bei Anlaß des Bankange— 


jtelltenftreif3 die Ordnung ſchwer gejtört worden ijt? 

Kaufmann: Nah unſerer Auffafjung nicht. Die Sage 
ging friedlich und ruhig. Mean Hatte allgemeine Sympathie 
mit den Streifenden. Etwas anderes, al3 daß man die Läden 
geſchloſſen hat, tft nicht vorgefommen, was notabene auch die 
Leitung des LXebensmittelvereind als ganz ſelbſtverſtändlich 
angefehen hat, da e3 auch an Mftionen, wo turbulente Ele- 
mente darunter find, nicht fehlt. 

Aud.: Sch will ohne weiteres zugeftehen, daß der Banf- 
angeitelltenftreif eine gewilje Grundlage hatte, daß das Bank— 
perjonal zufrieden ſein kann. Ich Frage aber: Wäre es nicht 
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Aufgabe der Streikleute ſelbſt geweſen, dafür zu ſorgen, daß 

turbulente Elemente nicht herkommen können? 
„Kaufmann: Ich möchte doc gerne wiſſen, wie es der 


Streikleitung oder fonjt einem normalen Menfhen möglich 


wäre, in einem Gemeinweſen von 215,000 Einwohnern tur- 
bulente Elemente fernzuhalten. 
Aud.: Die Antwort genügt mir vollſtändig. Dann hatte 
die Regierung des Kanton Zürich recht. 
Fürſprech Huber: Sch möchte Doch zu dieſer feinen 
Snterpretation einiges jagen. Zunächſt möchte ich bitten, den 
Angeklagten zu fragen, ob es nicht richtig iſt, daß bei jedem 


Streik überall und bejonder3 in Zürich für einen geordneten 


Streifverlauf durch Schaffung von Ordnern gejorgt wird, 
daß wenn Militär und Polizei ihre Najen nicht hineinfteden, 
wo fie nicht Hingehören, dieje turbulenten Elemente am wenig— 
ten Schaden fünnen. | 
Kaufmann: Das ift aud im Bankangeſtelltenſtreik 
geichehen; namentlich diejen Ordnern iſt es möglich geweſen, 
jede Ausichreitung zu verhindern, die Polizei Hat ſich außer— 
ordentlich zurüdhaltend benommen, was anerfennend hervor— 
gehoben jein mag. Dank diefer Organijation war es mög: 
lich, Ddieje turbulenten Elemente unſchädlich zu maden. Wo 
te einjegen wollten, hat man ſie jofort auf die Seite gejtellt. 
Aud.: Kaufmann iſt Bezirksrichter und war Bezirks— 
anmwalt. Sch möchte bitten, ihn zu fragen, ob mach feiner Auf- 
faflung die Behörden legitimiert find, die Ordnung, die nad) 


Verfaffung und Geſetz vorgefchrieben ift, aufrechtzuerhalten 


oder jemand anderes? 
Kaufmann: Das fommt auf die Umjtände an; id 
habe wiederholt erlebt, daß behördliche Ordnungsmaßnahmen 


ganz verfehrt ausfielen, während auf der andern Seite Leute 


aus der Urbeiterichaft die Ordnung durch eigene Organe her— 
jtellten und ausgezeichnet veritanden, fie wirklich zu erhalten, 
wenn fie gefährdet war. Die Legitimation ergibt jich da in der 
Tat aud den Umſtänden. 

Aud.: Glaubt Herr Kaufmann, eine verfallungsmäßig ge- 
wählte Negierung fünnte in einem folhen Moment auf die 
Ausübung ihrer verfaffungsmäßigen Funktionen verzichten? 

Kaufmann: Das hat fie doch getan, und es ijt gut 
gegangen. i 

Füripeeh Huber: Sch möchte präzijieven und fragen, 
ob nicht Herr Kaufmann der Meinung tit und das praktiſch 
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wiederholt bejtätigt le hat, daß es weniger auf die for- 
male Legitimation als auf die tatjächlich bejtehende anfommt, 
daß es ſich ausgewieſen hat, daß dieſe formal zuftändigen —* 
gane erſtens einmal perſönlich nicht befähigt ſind und zweitens, 
daß dieſe Organe durch ihre Betätigung ſich das Vertrauen ver— 
ſcherzt haben, ſo daß die Maſſen eben ihren Vertrauensleuten 
Vertrauen geſchenkt haben, ſo daß es Herrn Kaufmann mög— 
lich war, auf dem Paradeplotz für Ruhe zu ſorgen, was der 
Orbnungstruppe nicht möglich war, jo daß auch der Groß— 
richter mit Recht gejagt hat, der Leutnant hätte Herrn Kauf- 
mann, obwohl er nicht gewählt, von Anfang die Möglichkei 
geben ſollen, zu reden; Herr Kaufmann wird aus dem Schibe 
jeiner Erfahrungen Auskunft geben fünnen. 

Kaufmann: Sc kann das als richtig und zutreffend 
erklären. 

Aud.: Herr Huber-Rorſchach jagt, es komme in bejtimm- 
ten Momenten nicht auf die formale Legitimation an, das 
heißt darauf, ob die verfafjungsmäßigen Behörden amtieren, 
jondern auf die perjünliche Befähigung. Ich möchte Heren 
Kaufmann fragen laſſen, wer denn. über die perjönliche Be- 
fähigung enticheiden fol. 

Kaufmann: Das find Saden, die man nicht generell 
beantworten kann. Das fommt auf die Verhältnijie und die 
Perſonen an. 

Aud.: Das heißt doch auf deutjch: Wenn jemand glaubt, 
eine Einzelperjon oder ein Kollegium, ſie ſeien perſönlich 
beſſer befähigt als die Regierung, jo handelt dieſes Kollegium 
an Gtelle der Negierung. 

Kaufmann: Ich glaube, die Aufgabe, reſpektive der 
Zweck, der erreicht werden will, muß im Auge behalten iver- 
den. Wenn ein Kollegium, zum Beispiel ein Aktionskomitee, 
findet, durch jein Eingreifen können Dinge, die mit dem Ge— 
ſetz im Widerfpruch jtehen, verhütet werden, es fünne den 
Trieben und die Wohlfahrt des Landes erhalten, jo iſt es 
ſeine heilige Pflicht und Aufgabe, ſich einzuſetzen. | 

Yud.: Ufo auch außerhalb des Rahmens von Verfaſſung 
und Geſetz? 

Kaufmann: Eventuell, warum nicht? 

Huber: Sch möchte zunächſt an die Adreſſe des Herin 
Auditorz, der offenbar Verfaſſungswidrigkeiten konſtruieren 
will, doch bemerken, daß wir während vier bis fünf Jahren 
den Bundesrat auf dem Boden der Verfaſſungswidrigkeit mit 
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ſeinen außerordentlichen Vollmachten amtieren jehen. Zu— 
nächſt möchte ich einige Fleinere Feitjtellungen nochmals her- 
porheben lajjen, was zum Teil bereit3 gejagt worden ift. Sch 
mögte bitten, den Angeklagten zu fragen, ob nicht das Oltener 
Aktionskomitee jtändig eine Volitif der Verhandlungen ver- 
folgt hat. 

Kaufmann: Das ergibt fich aus den Erklärungen, die 
gejtern und heute erfolgt find. Deshalb find ja auch einzelne 
Mitglieder ausgetreten. 

Huber: Sit nicht bejonders die Sitzung vom 6. Novem— 
ber deshalb einberufen worden, um dieje Fragen der Taftif 
nochmals zu bejprechen, und iſt nicht an dieſer Sitzung mie- 
derum, wenn nicht mit großer Mehrheit, beichlojjien worden, 
an den biöherigen Grundjägen dieſer Taktik feftzuhalten und 
Dies auch durch die Broſchüre, die Grimm verfaſſen follte, zu 
begründen? Kaufmann: Das Stimmt. 

Huber: Ferner erinnert jich vielleiht der Angeklagte 
daran, daß in der Sitzung vom 7. November, als der Proteſt— 
jtreif beſchloſſen worden iſt, auch da die Ablehnung Des 
Putſchismus, jeder Gewalttat, der jogenannten boljchemiiti- 
ſchen Methoden ausdrücklich beichlojen worden iſt und daß 
beſchloſſen wurde, dad ausdrücklich an die Spibe des Aufrufg 
zu Stellen. 

Kaufmann: Das ftimmt und ergibt ji aus dem 
Wortlaut der Streifproflamation. 

Huber: Ferner möchte ich bitten, fejtzuftellen, ob nicht 
in gleicher Weile beim Generalftreitbejchluß wiederum dieſes 
Prinzip feitgehalten wurde? Ferner möchte ich fragen, ob 
nicht Bezirksrichter Kaufmann insbeſondere an die noch nicht 
mobilifierten. Arbeiter gedacht hat und daß dies der Abjicht 
entiprang, blutige Konflikte zu vermeiden, weil man es nicht 
abgejehen hatte auf irgendwelche Gewaltaftion, jondern diss 
mit allen Mitteln vermeiden wollte? 

Kaufmann: Ich habe dies vorhin gejagt und kann 
e3 betätigen. 

Huber: Dann möchte ich bitten, zu erklären, daß dieſe 
von Anfang an angenommene Taftif vom Altionstomitee 
fonftant während des ganzen Streiks beibehalten wurde. 

Kaufmann: Auch das ilt gejchehen. ie Sn 

Huber: Endlich, Hat nicht dag Aftionsfomitee jelbit in 
jenem Moment, als es ſich überzeugen mußte, daß ſich Diefe 
Taktik wegen des Verhaltens der Gegner nicht mehr durch— 
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führen ließ, trotz des feſten Willens der Leitung, den Streik— 
abbruch beichlojjen, weil es jicy überzeugt hatte, daß num die 
vom Aktionskomitee und allen beteiligten Leitungen gemollte 
Taftif der friedlichen, rein paſſiven Kampfweiſe fich nicht mehr 
aufrechterhalten ließ? ' 

Kaufmann: Das habe ich bereit vorhin ausgeführt, 
ich beitätige e2. | 

Huber: Es iſt alſo insbeſondere auch diejenige Auf- 
faſſung unrichtig, welche erklärt hat, man habe von ſeiten des 
Aktionskomitees oder anderer leitender Organe die Hoffnung 
gehabt, daß Meutereien beim Militär entſtehen und das Mili— 
tär auf die Seite der Streikenden komme und durch die Mit— 
wirkung dieſes Gewaltelementes ein Sieg errungen oder gar 
eine Revolution ausgelöſt werden könne. 

Kaufmann: Solche Auffaſſungen beſtanden im 
Aktionskomitee nie. 

Huber: Dann bitte ich Herrn Kaufmann, mir zu be— 
ſtätigen, wenn er ſich daran erinnert oder darüber orientiert 
iſt, ob nicht im Lande draußen der Abbruchparole gar kein 
Glauben geſchenkt werden wollte 

Kaufmann: Solche Meldungen ſind von verſchiedenen 
Seiten gefommen, auch Herr Huber hat telephoniert, man 
glaube in Rorſchach nicht an den Streikabbruch. | 

Huber: Weiß Herr Kaufmann, daß ich zum Beifpiel, 
nachdem ich vom Aktionskomitee auf perjönliches Telephon- 
geipräch dieſe Auskunft erhalten hatte, auf Veranlafjung des 
Metallarbeiterjefretärd in Arbon eine Kontrollfrage tellte, 
um Auskunft zu befommen? Kaufmann: Jawohl! 

Huber: Weiß der Angeichuldigte auch, daß in meiten 
Kreiſen der Wrbeiterichaft befonders infolge des Umſtandes, 
daß die Telephonverbindungen für einige Stunden abgebro- 
hen waren, die Auffafjung beitanden hat, Daß der Streikab— 
bruch nicht beichloffen worden fer aus freiem Willen des 
Aktionskomitees, fondern unter dem Drud der militärifhen 
Bewalt? Kaufmann: So äußerte man ji) nachher. 

Huber: Dann mödhte ich einige Feititelungen machen 
in bezug auf die übrigen Klienten. Herr Kaufmann hat be- 
reits feitgeftellt, daß er wiederholt aus der Sitzung abberufen 
wurde. Sch möchte fragen, ob nicht Die Herren Gſchwend und 
Reithaar die Sitzung des Aktionskomitees verlafjen haben, be- 
por der Aufruf vorlag, weil einer der beiden Herren ein Auto 
requirieren wollte. | 
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Kaufmann: Sch weiß nur, dab die beiden Genofjen 
vorzeitig aus dem Kollegium meggegangen find. Ich weiß 
nicht mehr genau, in welchem Zeitpunft und auch nicht, 
warum fie weggegangen jind. 

Huber: In bezug auf Nationalrat Schneeberger möchte 
ich fragen, ob nicht er indbejondere fich an den Verhandlungen 
nicht beteiligte, jondern fajt immer wieder abgerufen wurde? 

Kaufmann: Schneeberger war mehrmals weg und zu— 
meilen auch während verhältnismäßig längerer Zeit. 

Huber: Noch eine Feine Bemerkung, eine Unteritrei- 
hung dejjen, was bereit3 gejagt worden tft, daß während der 
ganzen Sitzung, joweit Kaufmann anmejend mar, und vor— 
her und nachher niemals die Rede davon war, irgendwie ich 
an mobiltfierte Soldaten zu wenden. 

GR: Davon tft nie die Rede geweſen? 

Kaufmann: Nein. 

Huber: Geſchah das nicht, weil man der Meinung ivar, 
es jei jelbjtverjtändlich, daß man ſich an jie wende, oder weil 
man das Gegenteil für jelbitverjtändlich hielt? 

Kaufmann: Ich kann feine Auskunft darüber geben, 
aus welchen Gründen andere darüber nicht geſprochen haben. 

Huber: Warum haben Ste jelbit nicht Darüber ge— 
ſprochen? 

Kaufmann: Weil ich ſagte, es ſei durchaus ein Un— 
ſinn, wenn man ſolches probieren wollte. Ich ſtützte mich auf 
frühere Erfahrungen. 

Huber: Sit Ihnen bekannt, daß die Herren Gſchwend, 
Reithaar und Schneeberger dieſe Auffaſſung ebenfalls teilen? 

Kaufmann: Das weiß ich nicht. 

Dr. Welti: Ich möchte in Anlehnung an die theoreti— 
ſchen Erörterungen des Herrn Auditors hinſichtlich von Auf— 
rechterhaltung von Ruhe und Ordnung durch die verfaſſungs-⸗ 
mäßigen Behörden an den Angeflagten Kaufmann Folgende 
Fragen richten: Hat er nicht Die feljenfejte Ueberzeugung, deß 
die verfaffungsmäßigen Behörden des Kantons Zürich in ber 
unverantiortlichiten Weiſe die öffentliche Ruhe und Ordnung 
in den Tagen de3 6. und 7. November geftört haben? 

Kaufmann: Das glaube ich bereits gejagt zu haben 
bei der Schilderung der Unterredung mit Regierungsrat Wett- 
itein. | | 
| Dr. Welti: Ich wollte das nur noch einmal herbor- 
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heben, weil es bei diejen theoretiichen Erörterungen etwas 
verwiſcht worden tft. 

GR: Sie werden aber doch zugeben müſſen, daß man 
Polizei haben muß. Schneeberger hat aud) Polizei in der 
Stadt Bern, weil er weiß, wenn Polizei da iſt, iſt eben Ruhe. 

Hub er: Ich glaube, die Stadt Bern hat gut getan, ihre 
Bolizei einem Sozialdemokraten anzuvertrauen. Er wird den 
richtigen Gebrauch davon machen. Erinnert fih Herr Kauf- 
mann, daß im Aufruf, in jenem Paſſus, der jich an die Wehr- 
männer wendet, man insbejondere nicht an mobilifierte ge- 
dacht Hat, und Daß man ausdrüdlich, damit feine Mißver— 
ſtändniſſe entjtehen, die Wehrmänner aufgefordert hat, dem 
Mobiliſationsbefehl Folge zu leiten? 

Kaufmann: Das ergibt fi) aus dem Wortlaut ber 
Streifproflemation. Dort iſt ausdrücklich gejagt, man folle 
einrüden, aber nicht auf Landeskinder ſchießen. Damit ift 
ohne weiteres ausgedrüdt, Daß man ſich an diejenigen wen— 
dete, die noch im Ziviltleid ſtanden. 

Dr. Sarbiterm: Der Herr npitor hat an den Herrn 
Bezirksrichter Kaufmann die Trage gejtellt, wie er ſich zu den 
verfafjungsmäßigen Behörden ſtellt. Es wäre viel wichtiger, 
wenn wir aus der Nede, die bei den Akten liegt, die Stelle 
verlejen würden, aus der herporgeht, Daß der Regierungsrat 
des Kantons Zürich jelbjt der Anficht war, daß etwas faul tft 
im Regierungsrat und daß eine Menderung porgenommen 
werden muß. 

ER: Wir willen: daß fich fofort Leute bereit erflärt 
haben, zurüdzutreten. 

Dr. Fırbitein: Sc leje in der Rede: „Der Negie- 
rungsrat hat gefunden, daß in dem Zeitpunkte, wo die Welt 
vom Friegdende erjchüttert werde, wo Staaten verjchwinden 
und neue jich bilden, wo Kronen geſtürzt werden, e3 nötig ſei, 
daß aud im Kanton Züri alle Elemente, die auf dem 
Boden von Verfaſſung und Gejeß jtehen, an der Regierung 
mitmwirfen follen. Deshalb find die Mitglieder des Regierung— 
rates — e3 handelt jih nicht um einen Beichluß des Negie- 
rungsrates — ſchon am lebten Donnerdtag zur Meberzeugung 
gefommen, daß eine gewilje Umgruppierung des Regierungs— 
rates wünſchbar ſei .. .. Es haben ſich nun drei Mitglieder 
des Negierungsvates bereit erklärt, ihre Mandate dem Volke 
zur Verfügung zu jtellen.” Sie entnehmen daraus, daß der 
Regierungsrat ſelbſt der Ansicht mar, es wäre gejcheiter, wenn 
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drer Mitglieder eliminiert würden. Nun möchte ich an Kauf- 
mann die Frage |tellen, ob ihm nicht befannt iſt, daß bei ſämt— 
lihen Parteien des Kantons Zürich ohne Ausnahme die Mei- 
nung herricht, daß der Juſtiz- und Polizeidireftor des Kan— 
tons Zürich einen gewaltigen Fehler begangen hat, indem er 
gejtüßt auf einen einſeitigen Napport den Bundesrat veran- 


laßt hat, Militär aufzubieten? 


Kaufmann: Dieje Auffafjung wird in allen Partei— 
freijen vertreten. Ich hatte wiederholt Gelegenheit, mit Kan— 
tonsrat3follegen über dieje Frage zu ſprechen. Allgemein iſt 
man der Meinung, es jei eine außerordentlich ungejchicte 
Maßnahme geweſen, die der Vertreter des Juſtiz-, Polizei— 
und Militärdepartements veranlaßt hat. 

ER: Sit es nicht richtig, wie gejagt wurde, daß es in 
Zürich revolutionäre Elemente gab und daß jpeziell Platten 
ein jolcher Repräfentant ſei? Es ift in der Broflamation au 
gejagt, daß das Truppenaufgebot jich gerichtet habe gegen 
Gruppen, die außerhalb des Bodens von Berfaflung und Ge- 
ſetz jtehen. | 

Steiner: Sch möchte mit Rückſicht auf die Ausführun- 
gen des Herrn Auditors, der jpeziell mit der Rede des Herrn 
Negierungsrat3 Seller die Ausführungen des Angeklagten 
zu entfräften jucht, beantragen, das Gericht möchte auf fei- 
sten früheren Beweisentſcheid zurüdfommen, in dem Sinne, 
daß num nur zur Eruierung der vollen materiellen Wahrheit 
die Zeugen, die die Verteidigung angerufen hat, Yang, Vogel— 
langer, Enderli und Gujtav Müller zugelafjen werden und 
noch zitiert werden, ebenjo die Akten, die wir ven Zürich über 
die Bombenaffäre verlangt haben. | 

Naine: Je vous prie de demander à l’aceuse s’il n’a 
pas regu comme membre du comite d’action un rapport, 
qu’ä La Chaux-de-Fonds et au Locle il n’y avait point 
de troupes et que le calme &tait parfait? 

Kaufmann: Ich erinnere mid, daß Alber, Unions— 
präfident meldete, daß in Chaux-de-Fonds feine Truppen 
feien und daß alles ruhig jet. 

Naine: Le pr&venu a-t-il connaissance que moi-meme, 
le lundi 11 novembre, ai demand& de lui que les Zurichois- 
nous disent la verit& entiere sur le complot? 

Kaufmann: Als Name nad) Bern fam, hat er mid 
in der Tat gefragt, wie die Verhältniffe jeten, ob es richtig jet, 
was man in der franzöftichen Schweiz lefe, daß Zürch eim Re— 
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polutionsherd jei, daß Putſche beabjichtigt jeien. Sch habe die— 
ſelbe Auskunft gegeben, wie heute dem Gericht. 

Naine: Est-ce que l’accus& se souvient que dans la 
nuit du 13 au 14, au moment de la cessation de la greve, 
Platten a d&clar& dans cette assemblee qu’il n’avait pas 
voulu et qu’il ne voulait pas la guerre civile? 

Kaufmann: Er hat ſich fo ausgedrücdt, ob das direkt 


in der Sitzung geweſen tft, weiß ich nicht genau, aber ich habe 


e3 gehört. 
Naine: L’accus& &tait de ceux qui ont 6&t& internes ä 
la Kapellenstrasse pendant quatre heures. Se souvient-il 


que dejä le matin du 14 les officiers nous ont permis de 


publier le manifeste sous reserve de la censure? 
Kaufmann: Öenau erinnere ich mid nicht. 
Naine: Mais il se souvient que pendant l’apres-midi, & 
partir de 2 heures, les locaux &taient occupes militaire- 


ment et que Monsieur de Sprecher en personne se trou- . 


vait dans ces locaux et a d&fendu la publication du mari- 
Teste. 

Kaufmann: Grimm und ich Haben über dieſe Streik— 
abbruchproflamation geſprochen und fie in den Drud geben 
wollen. Dem jtand aber entgegen die Zenſur, die vorgejchrie- 
ben worden ilt vom Bundesrat. Dann haben Verhandlungen 
ftattgefunden am Telephon 3. B. zwiſchen uns und dem Bun- 


‚ deöpräjidenten und zwilchen Ilg und Hrn. Bundesrat Schult— 


heß. Es handelte fich Darum, daß der Bundesrat Kenntnis er- 
halte vom Inhalt dieſer Broflamation. Man hat erklärt, man 
drude fie nicht, wenn fie zenfiert werden müſſe, man molle 
vollftändig freie Entſchließung haben. Bei Diefen Beſprechun— 
gen Hat fich der Leute eine ziemliche Erregung bemädtigt. Sch 
erinnere daran, da Herr Grimm folofjal aufgeregt geweſen 
ift. Sch ſehe ihn jegt noch, wie er das Hörrohr and Telephon 
hinaufwarf. Ein paar Minuten nachher jtand Herr General- 
ſtabschef von Sprecher mit einem Major und einem Haupt- 
mann da. Er verlangte die Broflamation. Als man jagte, man 
habe feine, verlangte er da3 Manujffript. Sm diefem Mo— 
ment verlangte Bundesrat Schulthe am Telephom den 
Inhalt diefer Proklamation fennen zu lernen. Herr Ilg hat 
Auskunft gegeben. Herr von Sprecher ging hinaus, als er 
hörte, daß telephoniert wurde. Da jagte Ilg, der das Ma- 
nuffript im Sacke hatte, er jtehe nicht an, dieſe Proflamation 
in diefem hiftorifchen Moment, wo er von zwei Soldaten 
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und einigen Offizieren flankiert jei am Telephon, befannt- 
zugeben. Er hat die PBroflamation verlefen. Der Herr 
Generalitabschef jcheint von deren Inhalt nicht erbaut geive- 
jen zu jein. Nachher erteilte er dem Geniemajor, der ihn 
begleitete, den Befehl, e3 dürfe niemand mehr heraus und 
wer hineinfomme, der bleibe drin. Er hat erflärt, er werde 
jpätejtens in 10 Minuten wieder da jein. So waren wir inter- 
niert. Verſchiedene Mitglieder des Aktionskomitees kamen 
her. Es durfte keiner mehr heraus. Ein Beamter, der im 
Auftrag der Basler Regierung kam, um Schneider zu holen, 
wurde ebenfalls interniert. Dann kam ein Beamter des 
ſchweizeriſchen Zentralpolizeibureaus, der verlangte, daß 


etwas gehe, damit die Leute mit der Arbeiterſchaft reden 


fönnten. Er ijt auch interniert worden. Er hat drei- bis 
viermal telephoniert, ohne Erfolg. Dann fommt eine Kla— 
pierlehrerin, die zu den Kindern des Herrn Berner oder 


. Schneeberger gehen mollte und aus Irrtum ein Stodwerf 


zu tief angeläutet hatte. Da bedurfte es einer Unterhand- 
lung von zehn Minuten, bis jie wieder frei war. Dann Fam 
Stadtpräfident Müller. 


Naine: Monsieur le grand-juge, voulez-vous lui de- 


mander pourquoi Müller est venu? 


Kaufmann: Er mollte una holen, damit wir ins 
Bolfshaus gehen, um die aufgeregte Maſſe zu beruhigen. Er 
wurde auch interniert, und auch jeine Bemühungen, freizu- 
fommen, nügten nichts. Schließlich hat er mit Herrn Bun— 
deöpräjident Calonder Fraktur geſprochen und daraufhin iſt 
e3 dann gegangen. Man hat dann erflärt, es jei etwas ver- 
gejjen worden, die Geſchichte Flappe nicht, er wolle jofort den 
Bundesrat zujammenrufen. Nach zehn Minuten war die 
Geichichte im Blei. Da hat dann der Geniemajor erklärt, 
er dürfe und nicht hinauslaſſen, er müſſe zuerjt einen Befehl 
des Generaljtabschef3 haben. 

GR: Wir begreifen das, das ift militärtih. 

Naine: N’a-t-on pas parl& de ceci: que le chef d’etat- 
major avait le droit de d&cider sur la proclamation? 

Kaufmann: Ob das in dieſer bejtimmten Form ge- 
jagt worden tft, kann ich nicht behaupten. Ich weiß nur, daß 
man mit dem Bundesrat unterhandelt hat. . Herr von Spre— 
cher hat gejagt, er wolle ebenfall3 mit dem Bundesrat unter- 


handeln, wie da zenfiert werden müſſe. Nachdem er den 
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Wortlaut der Proflamation erfahren hatte, war er jehr auf- 
gebracht. 

Naine: Est-ce que l’accus& se souvient que Monsieur 
Calonder &tait d’accord avec la liberation et qu’il avait 
communiqu& son opinion à Monsieur de Sprecher, mais 
que celui-ci lui r&pondait qu’il ne pouvait pas ob&ir sans 
avoir parl& avec le chef du departement militaire, qu’il 
y avaıt donc ordre et contre-ordre? Huber: Et de&sordre. 

GEN: Der Chef des Generalitab3 mar ns Vorge- 
jeßten verantwortlich. 

Kaufmann: ‘ch habe das nicht gehört, ih habe das 
nur entnehmen können aus einem Telephongeſpräch des 
Herrn von Sprecher. 

Naine: Mais c’est dans la ligne de la discipline mili- 
taire. 

GN: Oui, parfaitement. 

Naiwne: Le major ne nous permettait que de dire au 
tel&phone: La greve est terminee. Rien de plus, point 
d’argument. 

Kaufmann: Ich war a jelbit am Telephon. 

Naine: Est-ce que l’accus& n’a pas constate que moi- 
m&me, lorsque je voulais donner au telephone un ren- 
seignement que le major m’a dit: Monsieur Naine, vous 
avez depasse l’autorisation. 

Kaufmann: Gewiß, das war, ald Naine nach Chaur- 
de-Fonds telephonierte. 

Naine: Enfin une derniere question. Kaufmann, 
n’a-t-ıl pas la conviction que la levee des troupes a pro- 
voqué la greve? Kaufmann: Ganz gewiß. 


Einvernahme des Angeklagten Perrin. 


OR: Sind Sie Mitglied des Oltener Aktionskomitees? 

PBerrin: Nein. 

GER: Mber Sie haben den Sitzungen desjelben beige- 
wohnt? ; 

PBerrin: Gelegentlih, wenn Düby und Wofer in den 
Serien waren, haben fie mich telephonijch gebeten, fie zu 
erjegen, in einer Sitzung, in welcher von den Nebenbahnen 
die Rede war. 

GR: Was hat man an dieſen Verſammlungen beſprochen? 
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Perrim: Man hat feine jpezielen Beſchlüſſe gefaßt, 
jondern die Frage des Ernährungdamtes beſprochen. 

GR: Bom Landezitreif war nicht die Nede? 

Perrin: Abjolut nicht. 

GN: Das war die einzige Sitzung, die Sie beſucht 
haben? PBerrin: Ka. 

ER: Wo waren Sie in den Tagen vom 7. bis 10. No— 
vember? 

PBerrin: Jh war in Bern bis Samdtag den 9. No- 
vember 12 Uhr 15 auf dem Bureau bejchäftigt. 

SR: Sn Ihrer Eigenjchaft als Adjunkt des General- 
jefretär haben ©ie ich beteiligt an dieſen Vorbereitungen be- 
treffend Brotejtitreif? 

Berrin: Nein, ih weiß bloß, daß Dr. Wofer, ic) 
glaube am Donnerstagabend, erflärt hat, an einer Sitzung 
des Berbandsporitandes, daß man die Geſchäfte etwas raſch 
erledigen jolle, weil er naher eine Sitzung des Dltener 
Aktionskomitees habe. 

GN: Haben Sie auch zu tun gehabt an der Verſamm— 
lung vom Sonntag? 

PBerrin: Nein. Sch fühlte mich an jenem Tage nicht 
wohl und habe Dr. Wofer apifiert, daß ich nach Neuenburg 
gehe zu meiner Familie, um mich zu pflegen, und daß id) 
pielleiht am Montag zurüdfehre. Sch bin danır am Montag 
9 Uhr 50 abends zurüdgefehrt. | 

EN: Haben Sie an jenem Abend nody mit jemand ge= 
ſprochen? 

Perrin: Woker hatte mir nichts geſagt, ich wußte 
nichts vom Streik, ich bin am Montag zu Hauſe geblieben; 
nachmittags ſchickte ich die Kinder zum Bahnhof, um Zei— 
tungen zu holen, ich habe die Zeitungen von Lauſanne und 
Genf geſehen, die vom Streik der Eiſenbahner ſprachen 

GER: Das wäre alſo Montagnachmittag in Neuenburg 
gewejen? Berrin: Ja. 

GR: Sie haben aber in der Vorunterfuhung etwas 
anderes erklärt. 

Berrim: Das ift ein Srrtum. Sch weiß nicht, ob ich ihn 
gemacht habe oder der Unterfuchungsrichter oder der Gerichts— 
ichreiber. Dienstagmorgen habe ich das zum erftenmal ge- 
ſehen. 

GR: War in den Zeitungen nicht auch die ganze Pro— 
flamation abgedrudt? 


———— 
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Perrin: Nein, nur ein Feines Entrefilet, daß tie 
Eiſenbahner in Zürich im Streik ſtehen. Wenn ich das nicht 
geleſen hätte, wäre ich überhaupt nicht nach Bern gefuh:en. 
ER: Wann haben Sie an einer Verfammlung der Kar- 
telleitung teilgenommen? 

Perrin: Es gab feine jolde Verfammlung. Der Unter- 
Wu hat da eine Konfufion gemacht zwiſchen 

V. S. E. A. und Kartell. 

GR: AB Sie am Montagabend anfamen, jind Sie noch 
an eine Sißung gegangen? 

Berrin: Bei Ankunft des Zuges habe ich verjchiedene 
Eijenbahner getroffen, die mich nach dem Stand der Dinge 
fragten. Sch habe ihnen erklärt, daß ich nicht mehr wüßte 
als jie. Man hat mir gejagt, der Streit ſei um 24 Stunden 
verihoben. Sch Fonitatierte, daß die Stimmung in Bern 
ernit war. 

GR: Und aud in Neuenburg? 

PBerrin: Ich habe in Neuenburg niemand gejehen, da 
ich zu Haufe blieb. 

ER: Warn haben Sie den Aufruf am die Eiſenbahner 
geſehen? 

Perrin: Am Bahnhof in Neuenburg hat mir ein 
Eijenbahner denjelben gezeigt. 

Franzöſiſch oder deutſch? Berrin: Franzöſiſch 

GR: Patocchi hat als Zeuge erklärt, er habe nicht ge— 
glaubt, daß der Streik ausbrece. 

Berrin: Er hat ſich eben getäufcht. Als ich las, daß in 
Zürich der Streit ausgebrochen jei, jo mußte ich, daß er all- 
gemein werde. 

GER: Sind Sie am Montagabend nicht mehr in eine 
Sitzung gegangen? 

Berrin: Sch habe einen Kollegen vom Stomitee de 
V. S. E. A. getroffen, der mir gejagt hat, man habe fie ein- 
geladen. Ich bin in mein Bureau gegangen und habe von 
Korrefpondengen Kenntnis genommen. Das war um 101% 
oder 11 Uhr. | 

GR: Wer war noch dort? 

Berrin: Die Komiteemitglieder des V. S. E. 1. 

GR: Hat man vom Streik geſprochen? 

Berrin: Gejprochen wohl, aber feine Beſchlüſſe gefaßt. 

OR: Sie haben alſo ſchon in Neuenburg erfahren, daß 
die Eifenbahner mobilifiert waren? Perrin: Nein. 
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OR: Es war nicht angejchlagen? | 

Perrin: Sch bin an den Bahnhof gegangen und Habe 
einige Minuten auf den Zug warten müſſen. Von einer Pro- 
flamation habe ich nicht3 gejehen. 

ER: Uber in Bern in den Sitzungen des V. S. E. A. 
haben Sie geiprohen? Berrin: Nein. 

OR: Und am Bahnhof in Bern? Berrin: Auch nidt. 

GR: Dann find Sie nach Haufe gegangen, am Dienstag 
waren Sie wieder auf dem Bureau? PBerrin: Gewiß. 

ER: Nun wurden viele telephonifche Anfragen geftellt, 
was zu machen jet? Wurde nicht auch gefragt, was man 
machen müſſe, wenn man mobilijiert fei, ob man gehorchen 
müſſe oder nicht? 

PBerrin: &3 mag jein, daß auch jo gefragt worden ift. 
Wir haben zwei Fräulein auf dem Bureau, die am Telephon 
Auskunft gegeben haben. Sie haben mich mehrere Male ge- 
fragt, man habe im Telephon Auskunft verlangt über den 
Stand der Dinge in der romaniſchen Schweiz, über die Unter- 
handlungen mit dem Bundesrat und über die Verhandlungen 
in der Bundesverjammlung. 

OR: Hat man nicht gefragt, ob man troß der Mobiliſa— 
ton jtreifen müſſe? | | 

Berrin: Verſchiedene haben gefragt und id; Habe ihnen 
gejagt, es jei an ihnen, in ihrer Organifation zu bejchließen. 

EN: Wer hat fo gefragt? 

Berrin: Belonders die FM. A. 

GR: Wer ilt da3? 

Perrin: Fribourg Morat-Anet. 

GR: Sie haben in der Vorunterjuchung folgendes ge- 
jagt: „Sch war im Bureau de3 GefretariatS B. ©. E. A., wo 


. ich da8 Telephon während des Streiks bediente. Sch habe viele 


Anfragen von Iofalen SOtreikleitungen befommen, was man 
im Hinblick auf die Bundesratsverordnung vom 11. Novem— 


ber tun müffe. Sch Habe immer geantwortet, man jolle nur 


gleichwohl den Tert der Streifproflamation ausführen. Die 
Marichbefehle wurden nicht als reguläre Marjchbefehle be- 
trachtet. 

Ich war in der Tat der Meinung, daß die 
Marſchbefehle mehr Eindruck gemacht hätten, wenn ſie von 
der militäriſchen Stelle ausgegangen wären. 

GR: Nun iſt ein Widerſpruch gegenüber den heutigen 


312 | 
Ausjagen. Haben Sie ſich ſonſt beteiligt am Streif in Bern 
oder einem andern Komitee in Bern angehört? 

Berrin: Nein. 

GR: Willen Sie etwas über die Finanzierung des 
Streits? 

Berrin: Der Unterfuhungsrichter hat mir dieje Trage 
auch geitellt. Sch habe nie eine Mitteilung von fremdem 
Geld befommen und war der Meinung, daß die Gtreiffoften 
von den Organijationen getragen werden. 

ER: Willen Sie, wann in Chaur-de-Fonds der Aufruf 
an die Eifenbahner verteilt wurde? ei trin: Mein, 

ER: Aber Sie willen, daß Eifenbahner den Aufruf ver- 
breitet haben? | 

Berrin: Das ift eine Annahme. Man hat das den 
Bertrauensmännern gegeben. 

GR: Sie waren nicht mit der Verteilung betraut? 

Berrin: Nein. 

GN: Haben Sie mehrere Exemplare dieſes Aufrufs be— 
ſeſſen? Berrin: Ein paar. 

GN: Haben Sie die verteilt? Berrin: Nein. 

Oberleutnant Clauſen: Wann hatten Sie Kenntnis 
von der Militarijierung ver Eijenbahner? 

Berrin: Am Dienstag. 

Aud.: Der Angeklagte beruft ſich darauf, daß e3 eine 
fleine Differenz der Anterpretation ſei. Sch möchte darauf 
aufmerffjam maden, daß dad Protokoll in Franzöfilcher 
Sprade abgefaßt tft, daß er aljo den Sinn kennen mußte und 
nicht behaupten fann, er hätte etwas unterjchrieben, was er 
nicht veritanden habe. 

Berrim: Ich habe der Sache feine Bedeutung beige- 
mefjen, weil ich an feiner Sitzung teilgenommen hatte. 

Aud.: Der Angeklagte iſt Adjunkt des Generaljefrstärd 
V. S. E. A. Hat er von jeinen Wahrnehmungen am Telephon 
ſeinen Vorgejegten nicht3 mitgeteilt? 

PBerrin: Sch habe Düby in diefen Tagen nur zwei— 
oder dreimal ganz furz gejehen. “ch habe mindeſtens fünfzig- 
mal verfucht, mit ihm in Verbindung zu treten, ohne Erfolg. 

Aud.: Aber er wußte, was er zu tun hatte am Telephon? 

Berrin: Ich war auf mich allein angewieſen. 

GR: Gab es da feine entgegengejegten Meinungen? 

PBerrin: Im V. S. E. A. waren verſchiedene Sitzungen 
und die Stimmung wechſelte. | 


u 
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Aud.: Wo waren die — des V. S. E. A.? 

Perrin: Auf dem Bärenplatz 2. 

Naine: Je retiens de ces dépositions de l'accuse que 
Perrin n’a donn& que des renseignements, mais jamais (les 
ordres. Perrin: Ü’est exact. 

Naine: Je constate aussi qu’il n’a pas fait de de- 
marches pour la propagatıon du manifeste ä la elasse 
ouvriere. Perrin: Non. 

Naine: Concernant les ordres de marche, il a dit qu’il 
ne connait que les ordres de greve. Perrin: Ou:. 

Naine: Est-ce que Perrin nous peut donner des ren- 
seignements sur l’&tat d’esprit des cheminots dans la 
Suisse francaise? 

PBerrin: Sch weiß, daß im Chaux-de-Fonds, Locle, Neu- 
hätel der Streik erklärt worden iſt, an Verfammlungen des 
Berjonals, ohne daß wir von auswärts etwas dazu tun muß- 
ten. Sch weiß, daß Huggler in Lauſanne war. Sch; hätte mit- 
gehen: jollen. 

Naine: On a pretendu que c’&tait gräce à V’influense 
de Huggler que la greve aurait Eclat& dans la Suisse fran- 
calse. 

Perrin: Je crois que c’est une erreur. Huggler pou- 
vait donner peut-etre quelques renseignements, mais il ne 
pouvait pas exercer une influence considerable. Dans la 
Suisse romande, le sentiment de solidarit& &taıt tres fort. 

GER: Huggler ſelbſt hat aber über jeinen Einfluß anders 
ausgefagt, indem er erflärte, die Stimmung: jei zuerjt nicht 
gut gemwejen, man habe in Sanfannıe bon entreprises boches 
geiproden, dann habe er geredet und dann jei eine Mehrheit 
zuftande gefommen. Sie werden es doch nicht beffer wiſſen als 
Huggler jelbit. 

Berrin: Sch behaupte, daß er feinen großen Einfluß 


. haben fonnte, weil er aus der deutjchen Schweiz Tam. 


GN: Alſo Hätte fih Huggler getäufcht über den Einfluß, 
den er ausgeübt hat? 
Naine: Est-ce que ce n’est pas Perrin qui m’a dit que 


‘Huggler avait fait une mauvaise impression pour !a 


greve? 

Perrin: J’ai entendu parler que Huggler n’avait fait 
aucune impression. Il est possible qu’il avait quelque 
influence dans des cercles restreints. 

Sterner: Berrin weiß vielleiht au, warum Patocchi 
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in Neuenburg war? War nicht dort ſpontan ein Straßen- 
bahnerjtreif ausgebrochen? 

PBerrin: Sch weiß, daß Patocht in Neuenburg war 
wegen eines Tramſtreiks. 

OR: Hier ift noch der Drud des Laufanner Flugblattes. 
Sit das dem Angeklagten befannt? Berrin: Rein. 

GR: Bezüglich; des Protokolls made id) noch aufmerk— 
jam, daß dort ausdrüdlich fteht: « Lu et sign& Perrin.» 

Ich habe noch folgende Mitteilungen zu machen: Der An- 
geflagte Grimm hat an das Gericht das Gejuch geitellt, am 
Montag zu emer Sitzung der nationalrätlichen Kommiſſion 
zur Beratung der Tabaffteuervorlage nad) Zürich reifen zu 
dürfen. Ich teile mit, daß das Gericht beichloffen hat, diefem 
Geſuch nicht zu entſprechen. Der Militärftrafprogeß verbietet 
jo etwad. Ferner teile ich mit, daß heute nachmittag Ruhe— 
paufe tlt, daß während — Zeit die neuen Beweismittel zum 
Studium vorliegen und daß auch morgen Sonntag Ruhepauſe 
iſt, daß aber Montag 8 Uhr die Sitzungen wieder beginnen 
und ſämtliche Angeklagten, die Verteidiger, die Richter und 
Juſtizoffiziere für Montag 8 Uhr geladen ſind. Für jetzt bin 
ich genötigt, aus Erholungsrückſichten abzubreden. 


Fünfter Derhandlungstan. 


Sigung vom Montag den 17. März 1919, vormittags 8 Uhr. 


Einvernahme des Angellagten Dürr. 


EA: Sie find ala Gefretär des Gewerkſchaftsbundes 
Mitglied des DOltener Aktionskomitees geworden? 

Dürr: Ja, das Aktionskomitee wurde errichtet am 
4. Februar 1918. Vorher hat die jogenannte jchmweizerijche 
Notſtandskommiſſion die Arbeit bejorgt. Nach Kriegsaus— 
bruch ift fie gegründet worden, um die Schwierigkeiten, die 
jih eingeftellt haben, befeitigen zu helfen und inZbejondere 
alle Verſchlechterungen in der Lage der Arbeiterſchaft abzu— 
wehren, in Lohnfragen, Arbeitsfragen, Unterſtützungsweſen. 
Die Notſtandskommiſſion hat funktioniert bis 1917, aber das 
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Zujammenarbeiten war mangelhaft; es fehlte am notwen- 
digen Kontaft, und es jind jehr oft Verſäumniſſe eingetreten, 
die der Wrbeiterjchaft gejchadet haben. Insbeſondere kam 
das zum Ausdrud im Jahre 1917 bei der Frage der Zipil- 
und Hilfsdienjtpflicht. Man hat im Herdft 1917 Konferenzen 
mit dem Bundesrat gehabt. Die Bundesräte Calonder und 
Niotta waren anmejend. Wir haben verlangt, daß, wenn 
die Trage des Hipildienjtes erörtert werde, der Arbeiter— 
Iihaft Gelegenheit gegeben werden muß, ihre Meinung zu 
jegen. Das wurde verjproden, dann aber plößlich wurde 
publif, es jolle die ganze Arbeiterſchaft unter die Zivildienit- 
pflicht fommen, und e3 jeien in Zürich Schon Hilfsdienjtpflich- 
tige aufgerufen worden. Wir find von allen Seiten bejtürmt 
worden. Da habe ich ins Bundeshaus telephoniert, und e3 
iſt mitgeteilt worden, die Zivildienſtpflicht jei vorbereitet. 
Wir haben auf Mitte Januar 1918 eine Konferenz einberufen 
nah Zürich zur Beſprechung diejer Zivildienſtfrage. An 
diejer Konferenz haben wir und nicht grundfäßlich ablehnend 
verhalten. Gleichzeitig war ja das Programm über die Ver— 
mehrung des Anbaues herausgefommmen, und wir haben aner- 
fannt, daß alle getan werden mülle, was notwendig jet, 
um die Crnährung » jiherzuftellen. Daß alle Arbeitskräfte 
mobil gemacht werden müſſen, darüber gab e3 feine Diffe- 
renzen. Nun fam aber der Entwurf des Bundesrates, der jo 
beihaffen war, daß e3 uns unmöglich war, denjelben anzu— 
nehmen. Es fam darauf hinaus, daß einzig die Arbeiter- 
ſchaft mobilifiert worden wäre, während die übrigen Be: 
pölferungsichichten in der Lage gewejen wären, ſich vom Zivil— 
tenjt zu drüden. In einer Konferenz mit dem Bundesrat 

hat man dann die Trage beiproden. Wir haben und auf 
den Standpunkt geftellt, daß die Vorlage abjolut unannehm- 
bar jei. Es ift in der Konferenz jelbjt von verjchtedenen Ver— 
tretern der bürgerlihen Parteien, in3bejondere von Pro— 
feſſor Laur und Nationalrat Ming, gejagt worden, daß ie 
auf die Zivildienftpflicht verzichten. Der Bundesrat hat dann 
die Vorlage fallen laffen mit der Motivierung, e3 mache 
ſich Arbeitälofigfeit bemerkbar, und man brauche die Zivil- 
dienstpflicht nicht mehr. Am 4. Februar 1918 iſt das eigent- 
liche Aktionskomitee bejtellt worden, in welches drei Ver— 
reter der jozialdemofratiihen Partei und vier. des Gewerk— 

ſchaftsbundes gewählt wurden. Nachher hat man gefunden, 
es jollte auch die welſche Schweiz vertreten jein, und es 


316 


wurde nod) je ein Vertreter des Gemwerfichaftsbundes und der 
ſozialdemokratiſchen Partei aus der welſchen Schweiz gewählt. 
Im Monat April wurde die Milchpreisfrage afut. Wir ftell- 
ten ein Programm auf, das allgemeine Bedeutung hatte 
für die gefamte Arbeiterjchaft. Auch die Eifenbahner waren 
daran interejfiert, und ed wurde davon gejproden, daß die 
Sijenbahner mitmadhen mollen. Someit fie dem Gewerk— 
ichaftsbund ſchon angehörten, waren jie dem Aktionskomitee 
angejchlojjen. Aber gerade der V. S. E. A. gehörte dem 
Aktionskomitee niht an. Es ijt gejagt worden, man habe 
von jeiten des Aktionskomitees die Eijenbahner eingezogen. 
Das ftimmt nicht ganz. Auf beiden Seiten lagen Intereſſen 
por, und die Eijenbahner erflärten fich bereit, einzutreten. 
Sie jagten auch, daß die Verantwortung für einen eventuellen 
Streif jo groß jet, daß fie hier ohne genaue Unterſuchung 
und ohne genügende Vorbereitung und ohne die Weberzeu- 
gung, daß alle Maßnahmen getroffen worden jeien, die e3 
ermöglichen um den Streif herumzufommen, nicht mitmaden 
würden. Sie haben verlangt, daß ihnen in Anbetracht Der 
Wichtigkeit der Eijenbahnen eine genügende Vertretung zu— 
gebilligt werde. Das ilt gejchehen. So tft das Aktionskomitee 
erweitert worden auf 13 Mitglieder. 

SR: Wann? | 

Dürr: Im April 1918. Ich möchte bemerken, daß 
Huggler nicht als Eijenbahner gewählt worden ilt, jondern 
als Mitglied des Ausſchuſſes des Gemwerfichaftsbundes. Er 
iſt zufällig Vertreter der dem Gewerkſchaftsbund angejchlojje- 
nen Eijenbahner, wie lg zufällig Vertreter der Metall- 
arbeiter ift. In der Milchpreisfampagne hatten wir ver- 
Ichiedene Beiprehungen in der eidgenöſſiſchen Notſtands— 
fommiffion, der ich angehört habe. Wir haben uns auf den 
Standpunft geftellt, daß die Milchpreiserhöhung in Anbe— 
tracht der jchwierigen Situation, wie fie ji auf dem ganzen 
Ernährungsweſen gezeigt hat, nicht afzeptiert werden fünne. 
Bundesrat Schultheß hat ji auf den Boden gejtellt, er jei 
ebenfall3 diejer Auffaffung und jei dafür, daß der Milchpreiz- 
aufichlag au vom Bund übernommen werde. Man hat be= 
Iprochen, wie man das am beiten machen fünne Man Hat 
da von einer Kriegsſteuer gejprochen und auch davon, ob 
man nur einem Teil der Bevölkerung die Preisübernahme 
zubillige. Man ift zum Schluß gefommen, die Uebernahme 
für einen Teil wäre zu wenig wirkſam. 
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GR: DBelanntlih it ein Kompromiß zujtande gefom- 
men, indem Bund, und Gemeinden den Aufſchlag 
übernommen hatten. 

Dürr: Bundesrat Schultheß hat erflärt, daß der ge- 
ſamte Milchpreisaufjchlag übernommen werde. Der Bunde3- 
rat war dagegen. Das hat einen ſchlechten Eindrud gemadt. 
In den jpätern Verhandlungen hat man jich mit diefem Kom— 
promiß zufriedengegeben. 

GN: Das madht viele Millionen aus. 

a Für andere Zwecke jind auch viele Millionen 
ausgegeben worden; auf alle Fälle waren wir nicht befriedigt. 
Wenn wir nicht andere Saiten aufgezogen hätten, wäre nicht 
einmal diejer Kompromiß zuftande gefommen. Wir haben: bei 
allen Forderungen, die wir vor dem Bundesrat vertreten 
haben, fonjtatieren müſſen, daß wir, mehr als uns oft Lieb 
war, Dampf dahinter jegen und Tamtam machen mußten, 
jobald man nur irgend etwas erreihen wollte. Wenn man 
nur mit Bitten fam, wurde man wohl angehört, aber es ge— 
ſchah nichts. 

Im Juni kam dann die Verordnung des Bundesrates 
wegen Einſchränkung der Verſammlungsfreiheit und Ab— 
ſchiebung der Deſerteure. Im letztern Fall war auch die ge— 
ſamte bürgerliche Preſſe auf ſeiten der Arbeiterſchaft und 
es erhob ſich ein allgemeiner Schrei der Entrüſtung, ſo daß der 


Bundesrat zurückkrebſen mußte. Es ſtand in Tat und Wahr— 


heit den Kantonen ſchon vorher frei, die Verſammlungsfrei— 
heit zu beſchränken oder nicht. Dieſe neuen Auflagen haben 


Erbitterung geſchafft. So wurde nun ein weiteres Pro— 


gramm aufgeſtellt. Dazu kam noch die Nachteuerungszulage 
für die Eiſenbahner. Das ſind die Forderungen, die im Au— 
guſt ebenfalls die Frage des Generalſtreiks akut gemacht 
haben. 

EN: Waren Sie bei den erſten Konferenzen dabei? 

Dürr: Sch war am 9. Auguſt dabei; bei den vorherigen 
Verhandlungen nicht. 

GR: Es iſt richtig, daß man gejagt hat, e3 jei nicht 
recht, auf dem Landesſtreik zu _beharren? 

Dürr: Man hat im Sommer gejagt, troßdem Die 
übrige Arbeiterſchaft, mit Ausnahme der Eijenbahner, nichts 
erreicht hat als Verſprechungen, die nicht eingelöft worden 
find, man verzichte auf den Generaljtreif. 

Es ift gejagt worden, es jei von unjerer ©eite das Nötige 
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getan worden, um die Situation zu verihärfen. Das Gegen- 
teil it richtig. Wir haben in3bejondere im Gemerfjchaft3- 
bund getan, was möglich war, um die Situation zu verbefjern. 
Wir haben 3. B. im Herbit 1917 eine internationale Kon— 
ferenz gehabt, die ein internationales Arbeitsprogramm be- 
ſprach. Es iſt dem Bundesrat eingereicht worden mit dem 
Wunſche, er möchte Stellung dazu nehmen und e3 auf dem 
Friedenskongreß verfechten. Cine Diskuſſion hat darüber 
mit dem Bundesrat nicht jtattgefunden; e3 iſt ein verbind- 
lihe83 Schreiben gelommen, da3 war alles. Im Mai-Juni 
1918 haben wir im Ausihuß des Schweizeriihen Gewerk— 
Ihaft3bundes ein Programm für die Hebergangsmwirtichaft 
aufgeftellt. Es ijt ein Beweis dafür, daß wir die Abſicht und 
den Willen hatten, über die jchwierige Situation der Ueber— 
gangszeit hHinwegzufommen. Das war jedem Menjchen klar, 
daß, wenn der Sriede fommt, ein allgemeiner Arbeitzitill- 
ſtand eintreten wird, Daß Taujende und Zehntaujende arbeits— 
los werden. Wir haben ein ausführliches Programm der 
Uebergangswirtſchaft aufgejtellt. Wir haben alle Fragen, die 
bon Wichtigleit waren, erklärt, und diefe® Programm am 
9. Suli dem Bundesrat eingereicht. Nicht3 ift von Dem ver- 
wirkliht worden al3 die Frage der Arbeitsloſenunterſtützung 
im befannten Bundesrat3beichluß vom 5. Auguft 1918, der 
am 5. September in Kraft getreten ift, von dem ich aber 
jagen muß, daß heute noch eine Reihe von Kantonsregierun— 
gen dieſen Beihluß nicht zur Ausführung gebradyt haben. 
So 3. B. iſt und von Zug ein Brief zugefommen, daß die Aus— 
führungsbejtimmungen zu dieſer Verordnung noch in Vor— 
bereitung jeien, drei Vierteljahre nachdem der Bundesrat3- 
beichluß in Kraft jein joll. Selbjtverjtändlih wird die Ar— 
beiterfchaft dadurch erbittert, wenn es heißt, der Bundesrat 
faffe ſchöne Bejchlüfje, die aber in Tat und Wahrheit nicht 
Ducchgeführt werden. | 

Sp war e3 auch bei dem übrigen Programm für Die 
Uebergangswirtſchaft. Sch bin vor 14 Tagen zu Oberft 
Nothpleg gerufen worden. Er hatte dad Programm por ji) 
und jagte, e3 jei ihm vom Bundesrat übermwiejen worden. 
Er habe jehr gute Anregungen darin gefunden, und e3 werde 
ihn jehr interefjieren, mit und Darüber zu fonferieren. Auch 
Herr Schneeberger, der hier als Angejchuldigter anweſend 
it, jtand mit Herrn Nothpleg in Beziehung. Nachdem mehr 
als ein halbes Jahr vergangen iſt, nachdem die Arbeitälojig- 
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feit da ilt, kommt der Bundesrat endlich dazu, diejes Pro— 
gramm einem Fachmann zu übergeben. Sch möchte Shnen 
- die Sache unterbreiten, Damit Sie davon Notiz nehmen fün- 
nen. 

Was die Tätigkeit des Aftionsfomitees betrifft, jo wird 
im allgemeinen bei den Bürgerlichen gejagt, da3 Aktions— 
fomitee jei nur eingejest worden, jpeziell zu dem Zweck, um 
die Leute verrüdt zu machen, um den — — zu organi- 
jieren. Das ijt vollftändig falſch. Sm Gegenteil, der Zweck 
de3 Aktionskomitees war der, die wirtjehaftlichen. Tragen zu 
unterfuhen und Vorſchläge zu machen, wie eine Beſſerung 
zu erzielen jei. Wir Haben den Willen gehabt, das zu tun 
und haben e3 getan. Was das Ergebni3 ift, das ſehen Sie, 
wenn Sie verſchiedene Brogrammpunkte, die wir aufgejtellt 
haben, durchgehen. Im übrigen habe ih im Monat Met 
1918 einen Artikel über die Tätigkeit des Aktionskomitees 
gejchrieben, um auch in unjern Freien die Leute dahin zu 
injtruieren, daß das Dltener Aftionsfomitee nicht dazu da 
jei, daß man eine „Aktion“ mit Teufelögewalt inizeniere, 
jondern daß e3 jich darum handle, die Intereſſen der Arbeiter- 
haft im allgemeinen wahrzunehmen. Gelbjtverjtändlich iſt 
auch ausgeſprochen worden, daß wir, wenn e3 nidht anders 
möglich jet, auch vor den. äußerſten Mitteln nicht zurüd- 
ichreden, jo 3. B. vor dem Generalftreif. Das haben wir ung 
jeloftnerftändfic nit nehmen laſſen und lafjen mir uns 
aud in Zukunft nicht nehmen, mag es gehen, wie es will. 
Hier in diefem Artikel find mit furzen Worten die Aufgaben 
de3 Aktionskomitees umjchrieben. 

GER: Wenn Sie neue Generalitreife entfefieln, müffen 
‚Sie wiederum Gegenmaßnahmen gemärtigen. 

Dürr: Selbſtverſtändlich; die Möglichkeit, einen Gene- 
raljtreif zu verhindern, tft aber vorhanden, wenn man Den 
Forderungen der Arbeiterjchaft einigermaßen Rechnung trägt. 
Sie müllen begreifen, daß wir in der allerſchwierigſten Situga— 
tion find. Wir find die Brügeljungen von recht? und links, 
von rechts, von Ihrer Seite, indem man vor Gericht geftellt 
und verfnurrt wird, von links, indem e3 heißt, wir jeien 
Leiſetreter, Flaumacher, wir murffen alle ab, wenn wir den 
guten Willen haben, einen erträglichen Kompromiß zu ſchaf⸗ 
fen. 

GR: Der Bundesrat iſt in Feiner angenehmen Lage 
jeit dem Krieg; wir willen das. 
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Dürr: Gelbitverjtändlih; wir geben dent Bundesrat 
auch nicht die Schuld, wenigitens nicht die Hauptſchuld. Wir 
willen genau, daß der Bundesrat in vielen Fällen gemacht 
hat, was möglich gewejen iſt Wir mwiljen um jo befjer, daß 
das Parlament, die Bundesverfammlung, jehr oft das reaf- 
tionäre Treiben gejtärft hat und daß die Bundesverfammlung 
in wichtigen Fragen vollitändig verjagt hat. Sch erinnere 
an die Wohnungsfalamität. Auch dort haben wir Vorſchläge 
gemacht, jomwohl im Mebergangsprogramm als ander3ion. 
Der Bundesrat wollte Mittel zur Verfügung jtellen, vorerit 
zehn Millionen für die größern Städte, zur Belebung de3 
Wohnungsbaues. Damit hätte er zwei Fliegen mit einem 
Streich treffen fünnen, indem er Arbeitsgelegenheit und Woh- 
nung3gelegenheit hätte jchaffen fünnen. Nun will aber die 
nationalrätlide Kommiffion nit und die Bundesverſamm— 
lung erjt recht nicht. Sie jabotiert aljo alles, wa3 vom Bun— 
desrat fommt. Da iſt es jelbitverjtändlih, daß das die 
Stimmung in der Wrbeiterjchaft nicht verbeſſert. Auch in 
bezug auf die übrigen Forderungen der Arbeiterichaft iſt es 
jo gegangen. Wenn darum der Bundesrat in feinem Auf- 
ruf alle Parteien zur- Mitarbeit einladet, jo iſt das jchön 
und recht, aber wir haben den Glauben nit. Der Bundes- 
rat mag überzeugt jein, wir aber jehen, daß, jobald es ſich 
um weitergehende Forderungen handelt, der Widerſtand 
zu groß iſt. Sch habe hier einen Artikel aus den „Emmen- 
thaler Nachrichten”, aus welchen ich einige Stellen verlejen 
ill. 

„Auf der andern Seite jedoch muß mit der gleichen Ent- 
ſchloſſenheit an die Wiedergutmahung jchwerer Unter- 
lafjungsfünden gegangen werden. Nie und nimmer wäre die 
Saat des Haſſes und der Unzufriedenheit fo aufgegangen, 
wenn der Boden weniger vernadhläffigt worden wäre. Es 
hat nicht viel Sinn, in dieſem Augenblid auf all daS zu ver- 
weiſen, was im diejer Hinficht verjäumt wurde; immerhin 
hat die bürgerlihe Preſſe recht daran, menigjtend einige 
Punkte herauszugreifen: zum Beifpiel den Mangel ener- 
giiher Bekämpfung kapitaliſtiſcher Auswüchſe, die allzu große 
Rüdficht auf die Profitgier der Privatwirtichaft, die verſpä— 
tete und unzureichende Organifation der Verforgung mit 
wichtigen Bedarfsartifeln ujm. Die Wurzel alles Uebel 
jtelfen: diefe Erfcheinungen freilich noch lange nicht dar. Sie 
liegt eher in dem bisher herborgetretenen Unvermögen, das 
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Problem. der Armut in feinem ganzen Umfang (Befiklofigfeit 
der Volksmehrheit, Wohnungselend, Erziehungsmifere und 
anderes mehr) meiſtern zu können, jowie der mweitern Un- 
fähigfeit, der ganz unleugbaren Entartung der induftriellen 
Arbeit entgegenzumirten (Bunahme der geijttötenden Spe— 
zialiſierung und Mechanifierung, Abſchließung von der Na— 
tur, Zuſammenpferchung von Arbeitern in öden, vielfach aud 
gejundheitsgefährdenden Räumen, Mangel an natürlicher, 
Geiſt und Körper auffriichender Erholung.“ 

Beſſer fünnte es ein Sozialdemokrat auch nicht jagen. 
Tatſache iſt e2. 

ER: Das ſind vielfach Verhältniſſe, die auf kommu— 
nalem Boden gelöſt werden müſſen. 

Dürr: Was geſchehen konnte, iſt geſchehen. So hat die 
Gemeinde Bern im letzten Jahre die Subventionierung der 
Arbeitsloſenkaſſe eingeführt. Es muß bemerkt werden, daß 
man in Bern gegenüber andern großen Stadtgemeinden in 
ſehr ungünſtiger Situation iſt, da infolge der bisherigen 
ſchlechten Steuerverhältniſſe die Mittel fehlen. Ich möchte 
ein Verzeichnis über das einlegen, was ſeit 1914 von ſeiten 
der Gewerkſchaften verlangt wurde und inwiefern dem— 
ſelben Rechnung getragen worden iſt. Das geht bis 1917; 
aber ich denfe, über die folgende Zeit find Sie hinreichend 
orientiert. | 

Was den Generaljtreif jelbjt betrifft, möchte ich darauf 
hinweiſen, daß derjelbe nicht erjt jeit einem oder zwei Jahren 
diskutiert wird, fondern in der Schweiz, wie in andern Län— 
dern, jeit Sahrzehnten. Die legte größere Auseinander- 
jegung war im Sahre 1913 auf dem Kongreß des ſchweize— 
riſchen Gewerkſchaftsbundes. Es wäre jehr empfehlenswert, 
wenn fich die Herren Richter und der Herr Auditor die dama— 
ligen Verhandlungen zu Gemüte führen würden. Zur Er— 
kenntnis der gegenwärtigen Situation ijt das jehr von 
Wichtigkeit, infofern als man feititellen fann, wie der General- 
jtreit aufgefaßt worden ift und welche Stellung die organi- 
fierte Arbeiterſchaft im allgemeinen eingenommen hat. Die 
Stellung war immer die, daß der Generalftreif auf alle Fälle 
eine definitive Maßnahme jein müſſe, daß er nur ald Abwehr— 
mittel gegen irgendwelche Zumutungen aufgefaßt werden 
dürfe, die der rbeiterfchaft gemacht werden. In dieſem 
Sinne ift auch der Generalftreif von jeher in allen Diskuſ— 
fionen aufgefaßt worden, und jo iſt auch das letzte Mal der 
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Generalftreif nicht. als Angriffsmittel verwendet morden, 
fondern zur Abwehr von Aktionen, die vom Bundesrat in- 
izeniert worden find durch die Einberufung des Militärs. 

GR: Wir find jo weit, daß Anfang Auguft Beruhigung 
eingetreten ijt. Das hat angedauert bis November. Wir 
willen, daß am 6. eine Verfammlung der Leitung des Ge— 
werfichaftsbundes in Bern ftattgefunden hat. Da find mirt- 
ſchaftliche Fragen behandelt worden? 

Ber: Sa, 

GN: Niemand hat eine Ahnung gehabt, daß die Situa— 

tion ſich verihärft Habe? Dürr: Nein. 


GR: Sch habe hier ein Schriftftück, betitelt: 


Bevntotoll 


der 20. Situng des Aktionskomitees, Donnerstag den 6. No- 
pember 1918, vormittags 10 Uhr, im Bureau des Demon: 
ſchaftsbundes, Bern. 


Traftanden: Appel, Protokoll, Stellungnahme zur 
allgemeinen Lage. 

Appell: Anweſend find die Genoſſen Grimm, Sig, 
Schürch, Kaufmann, Huggler, Schneider, Dr. Wofer, Düby, 
Dürr. Entihuldigt wegen Krankheit: Graber. Reichmann 
hat jchriftlich jeime Demiſſion gegeben, weil er mit der ein- 
geichlagenen Taktik nit einig gehe. 

Das Protokoll wird verlefen und genehmigt. 

"Allgemeine Lage XLg erläutert, warum eine 
Sigung notwendig war. In einem Teil der Prefje Hatte 
gegen das Aktionskomitee eine Hetze eingejegt, auch die De— 
mifjion Reichmann jei darauf zurüdzuführen. Es merden 
Fragen zur Diskuſſion gejtellt, wie der Achtſtundentag, Die 
nicht nur die Bartei angehen. Auch der Konflift mit dem Er— 
nährungsamt follte endlich einer Löſung zugeführt werden. 

Grimm tft einveritanden mit der Prüfung der Gitua- 
tion, doch dürfte nicht nur auf Zürich abgejtellt werden. Es 
könne ſich ſehr wohl zeigen, daß Zürich iſoliert ſei. Er ſtiz— 
ziert die momentane politiſche Lage und die Folgen, die 
daraus erwacheſn können, und ſtellt ein entſprechendes Pro- 
gramm für die nächſte Aufunft zufammen. &3 enthält: Neu— 
wahl des Nationalrates, Frauenftimmredt, Arbeitspflicht, 
Verkürzung der Arbeitszeit und anderes mehr. Grimm iſt 
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auch mit der Einberufung einer Konferenz zwiſchen Gewerk— 
ſchaftsausſchuß und Gejhäftsleitung einverftanden, um feft- 
Bu ehem welche Rolle man dem Aftionsfomitee zuweilen 
will. 

Dürr erklärt, es könne jo, wie es jetzt ſei, nicht mehr 


weitergehen. Die ganze Tätigkeit des Afttonsfomitess ſei 


fahmgelegt durch die elenden Anrempelungen, wie fie vom 
„Volksrecht“ und einigen Genoſſen getrieben werden. Die 
Geſchäftsleitung habe die Pflicht, das Mftionzfomitee zu 
deden oder aber die Aufhebung zu beantragen. Wenn der 
jegige Zuſtand weiterbeſtehen ſoll, müjje man fich für die 
gänzlihe Aufhebung des Aktionskomitees erflären. 
Shmeider: Das Altionsfomitee oder eine analoge 
Snititution jei heute notwendig. Davonlaufen wäre das 
Allerungeeignetjte. Wenn erklärt werde, man habe Fiasfo 
gemacht, weil das Programm zu vieljeitig geweſen jei, io 
könne man darauf vermwetjen, Daß die gleichen Leute nad) der 
Milchpreiskampagne erflärt haben, das Fiasko rühre davon 


her, weil man fich auf einen Punkt beſchränkt habe. Es wird 


perjucht, die Maſſe mit Schlagworten irre zu führen. Redner 
iſt dafür, wie er ſchon früher anregte, daß in einer Bro— 
ſchüre die bisherige Tätigkeit beleuchtet und neue Programm— 
forderungen begründet werden, die man dann zur Diskuſ— 
ſion ftelle. Er will die Arbeit dem Genoffen Grimm übertra- 
gen, der ſchon einen ähnlihen Auftrag von der Fantonal- 
berniihen Geſchäftsleitung der Bartei übernommen hat. 
Kaufmann unterjtüßt die Ausführungen Schneiders 
und regt noch einige Erweiterungen des Programms ar, 
jo Hinfihtlich der Beichlagnahme von Geſchäftsgewinnen. 
Huggler hat ebenfall3 das Bedürfnis nach einer Pro- 
grammidrift. Es jei notwendig, daß die Arbeiterfchaft der 
Schweiz geſchloſſen zufammengehalten werde. An der zer 
jahrenen Situation fei vielfach der Umftand ſchuld, daß einige 
Genoſſen glauben, es werde die Aktion dazu benübt, die eige- 
nen Intereſſen beffer zu fördern. Auch von Rußland her 
werde berfucht, unfere Bewegung zu beeinfluffen, Solche 
Leute finden Anklang bei allen Unzufriedenen. Ueber die 
Durchführbarkeit der Aftiom geben fie jich feine Nechenjchaft. 
Es wird beichloffen, Grimm mit der Ausarbeitung der 
Broſchüre zu beauftragen. 
Desgleichen ſoll in nächjter Zeit über die Stellung des 
Aktionskomitee an einer gemeinjamen Konferenz von Ge— 
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werkſchaftsausſchuß und Barterleitung geſprochen merden. 

Grimm gibt Auskunft über eine Beſprechung mit 
de Goumoens, der nun den Vorſchlag macht, den Genofjen 
Naine in Genf als fünften Vertreter in Vorjchlag zu bringen, 
dem der Bundesrat zuftimmen fünne. 

Dürr ift der Meinung, daß man das billiger haben 
fünne. Er wolle dem Vorſchlag nicht widerjprechen, mache 
- aber darauf aufmerffam, daß wir jeinerzeit darauf bejtanden 
hatten, daß die Mitglieder des Beirates dem Aktionskomitee 
verantwortlich fein müßten. Ob das mit Naine der Fall jet, 
müſſe erſt feitgeftellt werden. 

Ilg hält es für befjer, wenn wir Natine nicht vorſchlagen 
würden. Der Bundesrat fünne ihn wählen, und wir algep- 
tteren ihn dann. 

Schneider glaubt, daß wir Naine als VBorjchlag der 
Welſchen präfentieren können, doch muß er eine Erklärung 
dahingehend abgeben, daß er dem Aktionskomitee verantiwort- 
[ich ift und von ihm feine Snftruftionen entgegennimmt. 

Sn diefem Sinne wird bejchlojjen. 

Nach einigen aufflärenden Mitteilungen des Genoſſen 
Grimm über die Maßnahmen des Bundesrates gegen Die 
Grippe, wobei Einftimmigfeit darüber bejteht, daß das Ak— 
tiongfomitee fich mit diefer Angelegenheit nicht befaßt, wird 
die Sitzung um 12 Uhr geſchloſſen.“ 

Haben Sie das Protokoll verfaßt? Dürr: Ja. 

ER: Es iſt etwas merkwürdig, das imperative 
Mandat, das Naine übernehmen jollte. 
‚ Huber: Ich möchte doch zur Aufklärung feſtſtellen, 
dag nicht etwa Nationalrat Naine gemeint ift. 

EN: Nein, Herr Naine in Genf. Am 6. November tjt 
Sitzung gewejen des Aftionzfomitees, am 7. November Sit- 
zung des Bundesfomitees des Gewerkſchaftsbundes. 

Dürr: Nach dem Protokoll hat diefe Sitzung behandelt: 
Mitteilungen, Bericht der Arbeiterinnenjefretärin, Bildung3- 
arbeit, Stellungnahme zum Aktionskomitee, Verjchiedene2. 

ER: Was ift das „Stellungnahme zum Aktionskomitee“? 

Dürr: Es handelte fi) hier um die gemeinjame Git- 
zung, weil das Aftionzfomitee ſchwer angegriffen worden iſt. 
Sch übergebe Ihnen die Abjchrift des Protokolls. 

ER: Was Sie da geben, iſt eine Abjchrift? 

Dürr: Nein, ein Durdichlag. 

GR: Ein Originaldurchſchlag? Wieniel machen Ste? 
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Dürr: Zwei bis drei. 

GEAR: Da war aud Ihr Kollege Schneeberger dabei? 
Unmittelbar war die Sitzung des Dltener Aktionskomitees 
und Sie find von einer Sitzung in die andere gegangen? 

Dürr: Die Sibung des Bundesfomitees hat morgen? 
10 Uhr begonnen und gedauert bis abends 5 Uhr. Die andere 
iſt um halb 10 Uhr begonnen worden und dauerte bi3 1 Uhr. 
Zmwilchenhinein war noch eine Sitzung der Berner Arbeiter- 
union, an der ebenfalls Schneeberger und ich anmwejend 
waren. 

GN: Da hatte fi aljo die Lage verſchärft. Was iſt 
davon bekannt geweſen? 

Dürr: Man hat im „Bund“ geleſen, daß das Militär 
aufgeboten iſt. Man hat es jchon vorher gelejen, hatte aber 
gehört, das jei für den Schuß der Oſtgrenze. Erſt dann, als 
der Bundesrat erflärte, das jei für Zürich, ijt man ſtutzig 
geworden und hat ſich entrüſtet, daß mitten im tiefſten Frie— 
den Militär aufgeboten worden iſt. 

GR: Da haben Sie gefunden, es ſei notwendig, einen 
Proteſtſtreik zu verfügen. War Oppoſition dagegen? 

DELTN da 

GN: Hat die Oppoſition überhaupt nicht3 davon wiſſen 
wollen? 

Dürr: Die Oppoſition wollte, daß man ſich zuerſt mit 


den Zürchern in Verbindung ſetze und die Sache genauer 


prüfe, bevor man in den Streik trete. 
ER: Diefe Anficht ift nicht Durchgegangen, ſondern die 


‚andere? Sit e3 richtig, daß auch noch Sekretär Düby und 


Präſident Woker ſich dafür verwendet haben, daß die Eijen- 
bahner ausgenommen werden? 

Dürr: Es ift von Anfang an von feiner Seite verlangt 
worden. Das war in dem Moment Har, da man fagte, der 
Proteſtſtreik habe fih nur auf 19 Orte zu erjtreden. Dann 
it es Doch ausgeſchloſſen, daß die Eijenbahner Dabei jein 
können; fie find nicht nur in 19 Orten vorhanden. 

ER: Milo haben die beiden ganz unnötigermweije da— 
gegen proteitiert? 

Dürr: GOie haben erflärt und fejtgeitellt, daß von den 
Eiſenbahnern feine Nede ſein fünne, und dann tjt erflärt 
worden, von dem jpreche auch fein Menſch. 

EN: Mer hat den Mufruf redigiert? 

Dürr: Die Subkommiſſion. 
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GN: Der Haben Sie angehört? Dürr: Jawohl. 
OR: Iſt ed richtig, daß die andern fortgegangen find 
und daß die Subkommiſſion allein gearbeitet Hat? 

Dürr: Jawohl. 

ER: Wie tft denn der Aufruf vorgelegt worden? 

Dürr: E it am Schluße der Verhandlungen das 
Gerippe des Aufruf3 mitgeteilt worden. Man hat gejagt, 
was darin enthalten jein müſſe, und damit war die Kon— 
ferenz aufgehoben und die Subkommiſſion hat ſich verzogen 
an die Kapellenſtraße Nr. 8 und hat dort den Aufruf ver- 
faßt. 

SR: Was iſt Kapellenſtraße Nr. 8? 

Dürr: Das Bureau des Gewerkſchaftsbundes. 

EN: Haben Sie mitgewirkt bei dieſen eingeklagten 
Stellen? 

Dürr: Ich bin volljtändig damit einverjtanden geme- 
jen. Sch habe es für jelbjtverjtändlich gefunden nach meiner 
bisherigen Stellungnahme Man muß die ganzen Berhält- 
nifje berüclichtigen. Sch bin im Sommer 1917 nad) Chaur- 
de-Fonds gerufen worden, als Graber aus dem Gefängnis be- 
freit wurde und 5000 Mann Militär dort lagen. Man hat 
uns gerufen, um zu bewirken, daß die Geſchichte beigelegt 
wird. Wir haben gefunden, es jei ein Sfandal. Abends 
um 6 Uhr waren die Straßen bejegt mit Militär und Ma— 
ihinengewehren. Die Arbeiter mußten vom Trottoir auf die 
Straße, eine Provokation, wie man jie ſich jchärfer nicht 
vorſtellen kann, und doch abjolut feine ſichtbare Erregung, 
jondern die Leute waren ruhig. Wir haben das al3 unge, 
heure Provokation empfunden. Es iſt beim Bundesrat fofort 
Stellung genommen worden, und der Bundesrat hat die 
Sache abgejtellt. Aber dieſes Vorkommnis in Chaur=de- 
Fonds hat ung gezeigt, daß es nicht jo gehen kann, daß jeden- 
falls nicht überall der Wille und das Bedürfnis nad) Ruhe 
porhanden jein wird. Wir haben in allen Publifationen und 
bei jeder Gelegenheit, auch bei normalen Streiks, der Ar- 
beiterjchaft gejagt, fie jolle die Ruhe und Dilziplin bewahren, 
fie jolle fich nicht3 zufchulden fommen lafjen gegen das Mili- 
tar oder Bolizei; jie jolle ihnen aus dem Wege gehen. Wir 
haben auch mit gutem Recht jagen dürfen, daß wir hier garan— 
tieren dürfen, daß eine Gemwaltanwendung von unjerer ©eite 
nicht jtattfinden wird und daß wir auch erwarten Dürfen, 
Daß die andere Seite von Gewaltanwendung Umgang nimmt. 
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Da haben wir gefunden, daß ein Hinweis an diejenigen, die 
einrüden jollen, nicht überflüffig iſt, daß fie fich nicht miß— 
brauchen laſſen jollen, wenn ein übereifriger Vorgeſetzter 
fie zwingen will, mit Gemwaltmitteln vorzugehen. 
GR: Der Streik in Zürich hat gezeigt, daß turbulente 
Elemente vorhanden find. 

Dürr: Gerade in Zürich hat es fich gezeigt, mo bisher 
mandmal turbulente Elemente vorhanden waren, daß nie- 
mal3 ein Streik jo ruhig und Dilzipliniert durchgeführt wor- 
den ijt wie gerade diejer Proteſtſtreik. Jedenfalls hat unfere 
Einwirkung auf das Verhalten der Arbeiter einen gemaltigeit 
Einfluß ausgeübt. | 

GR: Ste haben ſich auch gegen den Putſchismus ge- 
wehrt? Dürr: Ha. 

SR: Alſo haben Sie Angjt gehabt, eg könnten von Er- 
tremen Putſchverſuche gemacht werden? | 

Dürr: Es iſt befannt, daß in Zürich verjchiedene Flug- 
blätter herausgefommen find, denen wir fernftehen. 

ER: Die aber doch im Moment der Erregung größere 
Maſſen an ſich ziehen können? 

Dürr: Wir haben im Flugblatt ertra betont, daß das, 
was von dort fommt, den Intereſſen der Arbeiterſchaft nie- 
mal3 dienen kann. Der Streik iſt nur als Arbeitsnieder- 
legung gedacht worden, nicht al3 revolutionäres Kampfmittel. 

R: Immerhin hat man Angſt gehabt. Da fann man 
dem Bundesrat feinen Vorwurf machen, wenn er auch Angft 
hat. Er war ja weniger orientiert. 

Dürr: Wir haben gefunden, daß ſowohl in Zürich wie 
in Bern vertrauendwürdige Leute genug find, Die man hätte 
befragen fünnen, was fie von diejer Situation halten und 
ob fie glauben, daß nicht ernfthafte Zuſammenſtöße befürchtet 
werden müfjen. Dieſes Aufgebot von vielen Taufenden von 
Soldaten wie ein Blitz au3 heiterm Himmel war ein Ber- 
fahren, da3 ungehörig tft, beſonders wenn man weiß, welche 
Anftrengungen wir gemacht haben, um jedem Konflift aus— 
zumeichen. 

SER: Was ift mit dem Aufruf gemadht worden? 

Dürr: Man hat Durhihläge gemaht und ſie ver- 
ihict an die Arbeiterunionen, J 

GR: Mit der Weiſung, fie zu verteilen? 

Dürr: Das Mltionsfomitee iſt zuſammengeſetzt aus 
Vertretern der Gemwerfihaften und der jozialdemofratijchen 
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Partei. Bei einem Streit fommen in erjter Linie die Ge— 
werfihaften in Frage. In der jozialdemofratiihen Partei 
find meiſtens die gleichen Leute. Die Gemwerfichaften haben 
ihre gentralverbände und an einzelnen Orten find Arbeiter- 
unionen. Die Gewerkihaften haben Bertrauengmänner in 
den Werkſtätten. Diejer Aufruf ift an die Arbeiterunionen 
gegangen, damit fie Dafür jorgen, daß die Streifpublifation 
bis abends 6 Uhr den Arbeitern in den Werfjtätten befannt- 
gemacht wird. Wir haben ein Intereſſe daran gehabt, daß 
e3 nicht früher publif werde, eben damit fein Militär 
aufgeboten wird und mir einen WProteftitreif, eine Ar- 
beitniederlegung durchführen fünnen, um dem Bundesrat 
den Willen der Arbeiterjchaft zu zeigen. Mehr war nicht be- 
abfichtigt. Man hat gehofft, diejer Proteſtſtreik werde be— 
wirfen, daß man jchliegli doch Miederum vernünftig 
werde und das Militäraufgebot fallen lajje und in Zukunft 
andere Maßnahmen ergreife. 

GER: Sn Bern ift der Aufruf in der „Tagwacht“ er- 
ihienen, in Zürich in einem Flugblatt. Sie find am Sonn— 
tag nicht mehr in Bern gewejen. Wann find Sie verreiit? 

Dürr: Am Samdtag Mittag während des Proteft- 
ſtreiks. | 

ER: Wohin? Dürr: Nach Bajel. 

EN: Was ift vorher gegangen? 

Dürr: Wir waren am Samstag, vormittags 1015 
Uhr, Grimm, Ilg und ich auf dem Bureau des Herrn Grimm. 
Grimm hatte von Zürich telegraphiich die Aufforderung be- 
fommen, das Aktionskomitee jolle Sonntag nachmittag eine - 
Konferenz einberufen, zu der Delegierte der 19 Streiforte 
eingeladen werden jollten. Wir find jchlüffig geworden, daß 
bon dem feine Rede fein fann, daß wir feine Konferenz brau— 
hen, daß wir abwarten follem bi3 das Programm, deſſen Auf- 
ftellung in der Sitzung vom 6. beſchloſſen worden tit, fertig 
jei. Sch habe nad) Zürich telegraphiert und einen Brief ge- 
ichrieben, und nachdem das gejchehen war, bin ih um 
12 Uhr 28 nach) Bajel gefahren, wo eine Konferenz auf dem 
Bureau des V. S. K. jtattfand über die Lebensverficherung 
der Vollsfürjorge. Nach dieſer Sitzung bin ich zu meinem 
Bater gegangen. Montag morgens bin ih um 4 Uhr 50 
nah Zürich gefahren. In Züri) mußte ich teilnehmen am 
‚Verbandstag der Schneider. Kurz vor halb 9 Uhr fam man 
in Altjtetten an. Dort jagte einer: „Sn Züri) im Bahnhof 
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Ihafft fein Bein.“ Der Zug mußte eine Viertelitunde halten, 
dann haben wir einfahren können. Dort habe ich erfahren, 
daß die Eifenbahner in Zürich Itreifen. 

GR: Wie lange find Sie in Zürich geblieben? 

Dürr: Bis Dienstag vormittag. 

ER: Was haben Sie gemadt? 

Dürr: Sch habe am der Tagung des Verbandes der 
Schneider in meiner Eigenjchaft als Sefretär des Gewerk— 
ſchaftsbundes teilgenommen. 

NR: Die Schneider haben aljv nicht gejtreikt? 

Dürr: Doc, fie Haben auch geitreift und haben wäh— 
vend des Streiks an ihrem Berbandstag ihre Bejchäfte er— 
ledigt. 

GER: Wann find Sie nad) Bern gefommen? 

Dürr: Dienstag, nahmittagd um 2 Uhr. 

OR: Wie? Dürr: Mit einem Auto. 

GR: Wer war noch dabei? 

Dürr: Verjchiedene Eijenbahner find von Züri) bis 
Dlten gefahren. In Olten find jie abgeladen worden und 
andere jind eingejtiegen. 

R: Was haben Sie nun in Bern gemadt? 

Dürr: Zuerſt ging ich heim und dann auf das Gtreif- 
burean. 

GER: Haben Sie in Shrer Eigenihaft als Sekretär 
nicht Weiſungen gegeben? 

Dürr: Sch hatte feine Weiſungen mehr zu geben. Ich 
habe nur an den verfchiedenen — und Konferenzen 
teilgenommen. 

ER: Auch an der Sitzung am J— die den 
Streikabbruch beſchloſſen hat? Dürr: Ja. 

G Müſſen Sie nicht anerkennen, daß im Aufruf 
„Heraus zum Proteſtſtreik!“ die eingeklagten Stellen eine 
Aufforderung zum Ungehorfam gegen die Militärftellen ent- 
halten? 

Dürr: Mir ift dies ganz normal vorgefommen. Es 
iſt eine Aufforderung an alle diejenigen, die einrüden jollen. 
Meberhaupt ift und nit im Traum eingefallen, daß noch 
jemand mehr aufgeboten werden fünnte. 

Die Truppen waren aber jhon aufgeboten. 

Dürr: Es hat fi) höchſtens fragen fünnen, ob es nicht 
geht wie nad) dem Protejtgeneralitreif in Zürih im Jahre 
1912, da die Unternehmer im Anſchluß an den Streit Aus— 
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Iperrungen vorgenommen haben. Dann ijt hintennach Mili— 
tär aufgeboten worden. Auch hier hätte man ja denfen kön— 
nen, daß für dieſe Zwecke Militär aufgeboten werden könne, 
aber während des Proteſtſtreiks war daran nicht zu denken. 

Aud.: Es ift vorher gejprodhen worden von dem Au3- 
tritt eines gemillen NReichmann aus dem Dltener Aktions— 
fomitee. Wer iſt Reichmann? 

Dürr: Reichmann iſt Sekretär des Holzarbeiterverban- 

des. 
Aud.: Im fernern iſt an mic) die Aufforderung gerichtet 
worden, ich möchte die Verhandlungen des Gewerkſchafts— 
-bundes vom Jahre 1913 mir zu Gemüte führen. Ich werde 
e3 gerne tun, wenn ich ein gedrucdtes Eremplar erhalte. Im 
jernern möchte ich Dürr fragen lafjen: Wann war der Bank— 
angeitelltenftreif in Zürich? | 

Dürr: Mit dem hatte ich nichts zu tun? 

ER: War er nicht in Zürich anläßlich des Streiks? 

Dürr: Nein. 

Aud.: Es iſt ihm aber befannt, daß in Zürich anläß- 
lih des Bankangeſtelltenſtreiks Ausſchreitungen vorgekommen 
ſind? 

Dürr: Näheres iſt mir nicht bekannt. 

Aud.: Merkwürdig. Im fernern hat ſich der Ange— 
ſchuldigte berufen auf die „Gewerkſchaftliche Rundſchau“. 
Ich beſitze auch ein Exemplar vom Oktober 1918, Nr. 10. 
Darin iſt eine Aufſtellung über die Mitgliederzahl. Es er— 
gibt ſich eine Mitgliederzahl im Jahre 1917 von insgeſamt 
148,697 männlichen und 19,940 weiblichen Mitgliedern, und 
zwar nehme ich nach dem Verzeichnis an, daß offenbar die 
Eiſenbahner auch dabei ſind. Ich möchte fragen, ob ich das 
richtig leſe, daß die Eiſenbahner Do ſind? 

Dürr: Mit Ausnahme des V. S. E. A. 

Aud.: Wieviel Mitglieder hat er? 

Dürr: Sm ganzen 19,000. Davon find die Beichen- 
wärter und Ntangierarbeiter "beim Gewerkſchaftsbund, unge- 
fahr 12,000 find nicht im Gewerkſchaftsbund organifiert, find 
aber jeht auf 1. Januar 1919 eingetreten. 

Aud.: Wie hoch hat ſich die Mitgliederzahl der vereinig— 
ten Verbände im November belaufen? 

Dürr: Auf ungefähr 200,000. 

Aud.: Männliche und weiblihe zufammen? Dürr: Su. 

Huber: Sch bitte zu fragen, ob nicht in der Diskuſſion 
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über den Öeneralitreif ber revolutionäre Generalftreif von 
jämtlihen in Betracht fallenden Organen jtet3 abgelehnt 
worden iſt? 

Dürr: Ja. Wir haben am 1., 2. und 3. März 1918 
eine große Konferenz gehabt, an der ipeziell die Trage des 
Generaljtreif3 und der techniihen Durchführung desſelben 
beiproden worden ift. Dort ift mit aller Ausdrücdlichkeit 
der jogenannte revolutionäre Generalftreit abgelehnt worden. 

Huber: Sch möchte weiter fragen, ob nicht in der 
Sitzung vom 7. November, als über die Frage des Proteft- 
ſtreiks entjchteden wurde, dem Gefichtspunft die größte Be— 
deutung beigemefjen wurde, die Bewegung nicht unfontrol- 
lierbaren Elementen in die Hand zu geben und diejen Leuten 
nit die Macht über die Straße und über die Maſſen zu 
überlaffen. Dürr: Das ift jo. 

Huber: Ich möchte bitten, wenigjtens den betreffenden 
Paſſus aus dem Protokoll, das bei den Alten Tiegt, vorzu- 
lejen; es braucht nicht in diefem Moment zu jein. Dann 
möchte ich den Angeklagten bitten, darüber Auskunft zu ge- 
ben, ob ich richtig verjtanden habe, daß er in der Sitzung 
dom 7. November noch gewünſcht hat, daß ber Proteſtſtreik 
unterbleibe. 

Dürr: Darüber kann ich keine Auskunft geben. 

Huber: Dann möchte ich ferner wiſſen, ob nicht er 
und eine ganze Reihe von Mitgliedern des Aktionskomitees, 
oder überhaupt alle Mitglieder, die Ablehnung des Putſchis— 
mus als ſelbſtverſtändlich betrachtet haben und daß ſie es für 
ihre Pflicht hielten, das nach außen kundzutun, immer unter 
dem Geſichtspunkt, daß dieſe Aktionen den Putſchismus nicht 
fördern, ſondern ihn bekämpfen ſollen. Dürr: Ja. 

Huber: Iſt nicht der Angeklagte wegen dieſer Ableh— 
nung des Putſchismus und jeglicher Gewalt in den Verdacht 
gefommen, er laſſe es überhaupt an der nötigen Energie 
fehlen, und iſt er nicht vor und nad) dem Streit Gegenſtand 
ſchärfſter Angriffe geweſen? Dürr: Das ſtimmt. 

uber: Dann möchte ih ihn noch bitten, darüber 
Auskunft zu geben, ob nicht die eingeflagten Stellen in jeinem 
Aufruf, an dem er mitgearbeitet haben joll, und in dem Auf- 
ruf zum Öeneralitreif in den weitern Schichten Der Arbeiter- 
ſchaft tatfächlich auch jo aufgefaßt wurden wie wir behauptet 
haben, nämlich) daß darin einerjeit3 die Aufforderung ent- 
halten war, daß man fich von feiten der Arbeiterichaft jeg— 
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liher Provokation enthalten, die Soldaten in feiner Weiſe 
beläjtigen fol. Dürr: Daß ift fo. 

Huber: Sch möchte jpeziell fragen, ob das Exemplar 
der Inſtruktionen zur Durchführung des allgemeinen Landes— 
itreif8 von Bern authentiſch ift. Wenn ja, möchte ich bitter, 
die entiprechenden Stellen daraus vorzulejen. 

Dürr: Sch habe das gejehen. 

SR: Wir haben hier eine Inſtruktion zur Durchfüh— 
rung de3 allgemeinen Landesſtreiks. 

Es iſt befannt, daß der Gemeinderat der Stadt Bern auf 
den 9. November einen Aufruf erlafen hat, gemäß welchem 
die Beamten und Angejtellten arbeiten jollten, und wenn fie 
nicht arbeiten, würden fie ſich einer groben Pflichtvernach— 
läffigung ſchuldig maden. 

Huber: Hier will ich feititellen an Hand diejer Iofalen 
Inſtruktion, daß auch die Arbeiterunionen die beiden Flug- 
blätter nicht aufgefaßt haben als Aufforderung, gegen das 
Militär überhaupt irgendweldhe aktiven Handlungen zu 
unternehmen, jondern Daß es im Gegenteil jo verjtanden 
. wurde, daß den Anordnungen des Militär Folge geleijtet 
werden jol. Es ift nit zum Widerjtand und, von Ihnen 
aus betrachtet, meine Herren, auch nicht zur Gehorſamsver— 
weigerung aufgefordert worden, wenn nicht das Militär zu 
verbrecheriichen Zwecken verwendet werden jollte. Nun, in 
bezug auf die Mdrejlierung des Flugblattes. Welche Anord- 
nungen werden gewöhnlich getroffen von jeiten des Aktions— 
fomitee3 oder des Ausſchuſſes des Gewerkſchaftsbundes, wenn 
Flugblätter an die Arbeiter verteilt werden? 

Dürr: Das kommt darauf an, welche Sache gemeint 
iſt. Je nachdem ob es ſich handelt um Angelegenheiten, die 
die Zentralverbände angehen, ſo gehen ſie an die Zentral— 
verbände oder an die Arbeiterunionen. Die Arbeiterunions— 
vorſtände leiten dieſe Dinge durch ihre Vertrauensmänner 
in die betreffenden Betriebe hinein. 

Huber: Sind im vorliegenden Fall Erwägungen oder 
Verhandlungen geführt worden wegen einer andern Art der 
Verteilung? 

Dürr: Nein. Das iſt in den verſchiedenen Konferenzen 
bejprochen worden, und 3. B. in Bern ift ed fo gemacht wor— 
den. ch habe als Präfident der Metallarbeitergemwerkfichait 
in Bern am Freitag um 4 Uhr an einer Vertrauendmänner- 
perjammlung teilgenommen; die Flugblätter für die Ver— 
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teilung wurden dort ausgegeben. An einer öffentlichen Ver— 
teilung hatten wir fein Intereſſe, im Gegenteil das 1ller- 
größte ——— daß nur die Arbeiterſchaft es erfahre. 

Huber: Es it feine Verteilung an die Soldaten, weder 
hier nod) Kr dem Lande, vorgejehen worden oder mit Wiffen 
und Willen des Aftionsfomitees beabjichtigt gewejen? 

Dürr: Es war feine beabfichtigt. 

Huber: Auch nicht angeordnet? Dürr: Nein. 

Huber: Dann möchte ich den Angeklagten noch fragen 
lafjen über die Finanzierung des Streiks und zunächſt noch 
fejtitellen lafjen, ob nicht jhon in Bajel am Gewerkſchafts— 
fongreß für diejen Streiffall vorgejehen war, daß die Streif- 
unterjtügung ſiſtiert werde. 

Dürr: Schon im Monat April, als die Geſchichte zum 
eritenmal zur Diskuſſion ſtand, haben wir eine Umfrage 
veranftaltet vom Gewerkſchaftsbund auf Antrag eines Ver— 
bandes, ob die Verbände im Fall des Generaljtreif3 willens 
jeten, Unterftügung zu bezahlen. Dieje Umfrage iſt gemacht 
worden in jämtlichen Be elechänben und Dieje haben er- 
klärt, daß fie jegliche Unterftügung ablehnen. Die Metall- 
arbeiter haben bejchlojjen, daß fie im Fall des Streiks ſich 
porbehalten, eventuell Gemaßregelte zu unterjtügen. Cbenjo 
jollten ſolche unterjtüßt werden, die mit dem Geſetz in Kon— 
flift gefommen find, jofern diejer Konflikt nicht auf eigene? 
Verjchulden zurüdzuführen ift, d. h. wenn er entſtanden, 
indem er den Weijungen des Aktionskomitees nicht Folge 
gelsijtet, aljo nit Die notwendige Dilziplin gewahrt 
hat. Die Unterftügungsfrage iſt von allen Organijationen 
im gleihen Sinne geregelt worden. Es ijt ausgeſchloſſen, 
daß, wenn einige hHunderttaufend Arbeiter jich im Streik be- 
finden, irgendwelche Unterſtützungen geleijtet werden. 

Was dagegen die Finanzierung betrifft, jo hat das Ak— 
tionskomitee verjchiedentliche Ausgaben gehabt, die aber nicht 
io groß find, wie man fich gemeinhin vorftellt. Da find ein- 
mal Delegationzjpejen. Die Konferenzen haben meijtens ‚in 
Dlten, hie und da auch in Bern ftattgefunden. Hier war ver- 
einbart von Anfang an, daß die Delegierten der joztaldemp- 
fratiihen Partei von Diejer, Diejenigen des Gewerkſchafts— 
bundes und jpäter Die drei Eifenbahnerdelegierten von ihren 
Drganijationen bezahlt werden. Man hat einige Spejen 
untergeordneter Natur gehabt. Das Mitionsfomitee hatte 
feine eigene Kaffe. Es iſt einmal beſchloſſen worden, daß man 
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an die Verbände gelangen will, es jolle jeder Verband pro 
Mitglied einen einmaligen Beitrag von 5 Rp. bezahlen. Die 
Verbände haben fich bereit erflärt, dieſen Beitrag zu leiften, 
und das Geld iſt im Laufe des lebten Jahres eingegangen. 
&3 haben geleiftet: Bauarbeiter Fr. 78.—, Buchbinder 
Sr. 46.—, Gemeinde und Staatsarbeiter Fr. 22.—, Han— 
dels-, Transport- und Lebensmittelarbeiter Tr. 351.—, Holz— 
arbeiter Fr. 275.—, Hutmader Fr. 12.50, Lederarbeiter 
Fr. 52.—. | 

Total waren es Fr. 6456.95. 

GR: Waren dieſe 5 Rp. nicht obligatoriſch? 

Dürr: Erſt nad) der Zuſtimmung der Verbände. Der 
Beitrag iſt nad) dem Jahresdurchſchnitt pro 1917 berechnet 
worden. Gerade in Diejem Fahre ijt eine ftarfe Vermehrung 
eingetreten. Nun haben wir die Koſten, die erwachlen find, 
in der Regel auf Rechnung des Gewerkſchaftsbundes genom— 
men. &3 handelt fich, wie gejagt, um often, die fat au3- 
Ihließlich Delegationzipejen jind. Das war jo bis im No— 
pember. Hier iſt num eine jpezielle Rechnung, in melcher 
ein Poſten enthalten it für den Generalftreif. Er beläuft 
ih, inbegriffen die Brojhüren über die Verhandlungen im 
Nationalrat und den Bericht über die Novemberitreifs, alles 
in allem auf Tr. 7800.—. Das ift begreifli. Das Aktions— 
fomitee hatte für nichts anderes aufzufommen als für ſeine 
eigenen Koſten — Druckſachen, Protokoll des Bajler Kon— 
greſſes uſp. — Nun iſt aber die Sache jo, daß die Ausgaben, 
die beijpielömweije die Yentralverbände für Unterjtüßung von 
Gemaßregelten gemacht haben, aus der Kaffe der Zentral- 
perbände geleijtet werden müjjen, die Ausgaben der Arbeiter- 
unionen für Slugblätter ujw. aus den Kaſſen der Unionen be- 
zahlt werden, und dazu fommen noch die Ausgaben der ein- 
zelnen Sewerkichaften. Kun find die Einnahmen der Gewerk— 
ſchaften jo, daß e3 ganz ausgejchlofjen ijt, daß man fremde 
Gelder in Anſpruch nehmen muß. Ich habe die Rechnung 
für das Jahr 1917 hier, die der Herr Auditor bereit3 ein— 
gejehen hat. Da en die Gewerkſchaften als Einnah- 
men den Betrag von 3 Millionen 235.000 Franfen. Das 
it nur ein Teil; denn die Einnahmen der Lokalkaſſen find 
nicht inbegriffen. Mit diejen würden fich die Einnahmen auf 
4 Millionen erhöhen. Für das Jahr 1918 find es noch mehr, 
weil die Mitgliederzahl geftiegen if. Wenn Sie die Nech- 
nung des Gewerkſchaftsbundes für daS Sahr 1918 hätten, 
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jo fünnten Sie ganz genau feitjtellen, wieviel für die Zwecke 
des Generaljtreifs aufgewendet worden iſt. Wenn Gie dieje 
Rechnung haben wollten, jo müßten Sie den Prozeß um ein 
halbes Jahr verſchieben, weil momentan der Beriht noch 
nicht bearbeitet ijt. Sch denke aber, Sie werden au3 den Zah— 
len des Sahres 1917 erjehen, daß mindeſtens Geldmittel 
vorhanden waren, um die Sade zu finanzieren. 

Nun das Boljchemwikigeld, von dem gejprochen worden tft. 
Sch bin in der Unterjuhung ebenfall3 gefragt worden und 
habe jelbjtverjtändlich ungefähr die Auskunft gegeben mie 


. hier, aber man hat es nicht für nötig gefunden, das jpeziell 


im Protofoll zu vermerken. Ich möchte nur jagen, daß von 
dem bei und niemals die Nede gemejen ift. Sch möchte mich 
den Ausführungen des Herrn Dr. Woker anſchließen, daß, 
wenn man ung jolche8 Geld angeboten hätte, man e3 zurüd- 
gemwiejen hätte. Sch möchte darauf aufmerfjam maden, daß 
man dem Gemwerfihaftsbund die Offerte gemacht hat, eine 
Delegation nah Rußland zu jhiden, um die Verhältniſſe 
fennen zu lernen. Man hat von jeiten der ruffiihen Gewerk— 
Ihaften die Offerte gemacht, man wolle die Reiſekoſten be- 
zahlen. Wir haben im Bundesfomitee die Sache behandelt 
und die Delegation abgelehnt, und zwar in dem Sinne, daß 
wir erflärt haben, wenn wir eine Delegation nad) Rußland 
ihiden, jo bezahlen wir fie ſelbſt. Es jei ſchön und gut von 
den Ruſſen, wenn fie die Gejchichte bezahlen wollen, aber wir 
wollen nicht einen ominöſen Eindrud erweden. Wir find 
in Diejer Beziehung etwas reinlicher al3 die große bürgerliche 
Trejje, die ihre Vertreter nach Amerika geſchickt hat, jeden 
fall nicht, um ein unparteiiiheg Stimmungsbild zu bringen, 
ſondern hier heißt es: „Wed Brot ich eß', des Lied ich fing‘.“ 
Unjere Unabhängigkeit wollten wir gewahrt willen. 

SEN: Lag vielleiht die Neife nad) Amerika niit im 
Intereſſe de3 Landes? 

Dürr: Das will ih nicht unterfuchen, aber wir hälten 
und vielleicht auch fragen fünnen, ob die Neife nad) Ruß— 
land nicht im Intereſſe der ſchweizeriſchen Arbeiter Tiege. 
Auf alle Fälle haben wir uns durchaus nach feiner Seite Hin 
binden wollen. 

Huber: Wäre die Reife nah) Amerifa nit auch im 
Intereſſe der Schweiz geweſen, wenn fie auf eigene Koſten 
gegangen wäre? 

Dürr: SH bin auch diejer Meinung, und es hätte 
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vielleicht bei den Zeitungslejern in der Schweiz mehr Ein- 
drud gemacht, wenn fie den Bericht gelejen hätten al3 un— 
parteiiſches Stimmungsbild, ohne irgendwelhe Bergün- 
jtigungen. | 

Und noch etwas bezüglich der Koſten. Es iſt jelbjtver- 
jtändlich, daß das, was nad) dem Generalitreif gefommen it, 
den Verbänden nicht mehr zugemutet werden fonnte. Sie 
haben ihre Pflichten gehabt bezüglich der Gemaßregelten- 
unterftüßung, aber jobald e3 fi) um Prozeßkoſten, um Unter- 
ftügung von Snhaftierten handelte, jo hören alle jtatuta- 
riſchen VBerbindlichfeiten auf. Zu diefem Zwecke haben wir 
eine Sammlung veranftaltet. Die Duittungen darüber kön— 
nen Sie in der fozialdemofratiichen Preſſe lejen. Das Er— 
gebni3 iſt erfreulih. &3 find heute Fr. 60,000.—; die Gel— 
der laufen nur fo, und ich kann zu meiner Befriedigung fon- 
ftatieren, daß ein Teil der hier anmwejenden Vertreter der 
bürgerlichen Prefje zu dieſer Sammlung anjehnlihe Bei- 
träge geleiftet hat, was hier gebührlich verdankt werden joll. 
Das bezüglich der Finanzierung der ganzen Aktion. Ich 
glaube, ich habe jo erjchöpfend Auskunft gegeben, daß fein 
Zweifel mehr übrigbleiben kann, daß fein roter Nappen 
fremdes Geld hier verwendet worden iſt. 

Huber: Jh möchte zunächſt feititellen, dab die frem— 
den Gelder, die behauptet worden jind, jich reduzieren auf 
die freiwilligen Beiträge einzelner ehrenhafter bürgerlicher 
Herren, die nach dem Streik Beiträge für Die Opfer des 
Generaljtreif3 und der Militärjuftiz geleijtet haben. 

GEN: Mfo, es waren feine ausländiſchen Gelder be— 
teilig? Dürr: Nein. | 

Huber: Weiter möchte ich feititellen, daß Der Ange— 
Elagte, wenn ich richtig verjtanden habe, erflärt hat, daß an 
die Wehrmänner überhaupt fein Aufruf gerichtet wurde. 
Dann möchte ich den Angeflagten fragen lajjen, ob dem 
Aktionskomitee oder dem Ausſchuß des Gewerkſchaftsbundes, 
oder dem Zentralvorſtand des Metallarbeiterperbandes, oder 
überhaupt einer zentralen Organijation Mitteilungen zuge- 
fommen wären über Verhaftung von Arbeitern oder andern 
PBerionen, die das Flugblatt „Heraus zum Proteſtſtreik“ 
an mobilifierte Soldaten verteilt hatten. 

Dürr: Nein; ſolche VBerhaftungen hat man auch gar 
nicht erwartet. Sch möchte nur darauf hinweiſen, daß bei 
einer Anzahl von Streits ſchon Militär mobilifiert worden 





ich 


ür 


d 


+ 


ichler, 
IR 


. 
“ 


irkst 


Bez 





Präfidenf des V. 6. W 





Bernhard Rauſmann, 











mefgtichfer, Cuzern 





[297 

= 

EB 

* 
Rz: —3— 
== — 
58 8 R 
5* 
=& 
E F 
— 
o . z 
= J 
S BR 











u EN 8 * * - 
e Kar 5 * = A Y — 
⸗ * A 
u Guy — Y 2 4 
% y = . \ \ n 
Pa * — ar = = — 
- RE, . N . = 
* x 
% & y . i 
= 
Ei I — 














Jean Eng, Kokomofivführer, Bern 
Präfivenf des 9.L.P.B. 








337 
it und die PBarteiprefje jeweilen in diefen Fällen gejchrieben 
hat: „Wir appellieren an das Chrgefühl der Soldaten, ſich 
nit als Büttel für die Unternehmerinterefjen verwenden zu 
lafjen.” Man hat niemals gehört, daß deswegen Klage er- 
hoben worden märe wegen Meuterei, mit einziger Ausnahme 
des Falles Sigg, wo Sigg die „Friedensglocke“ jelber ver- 
teilt hat. 

Huber: Mjo war es richtig, daß eine Verteilung des 
Flugblattes an mobilifierte Wehrmänner nicht beabjichtigt 
war, daß ſie aber auch, joweit die Zentralvorftände und ins— 
bejondere der Angellagte Dürr es wiſſen, auch nicht etwa 
jelbjtändig vorgenommen worden ijt von Arbeitern, mit Aus— 
nahme des Falles, den wir aus den Akten fennen, des Falles 
Bünthart? 

Dürr: Oomeit mir befannt ift, ijt eine ganze Anzahl 
von Begehren um Rechtsſchutz eingelaufen. Wir verlangen 
überall eine Bejchreibung der Situation. Nun ift mir fern 
Fall befannt geworden, daß jemand einen Rechtsſchutz ver: 
langt hatte wegen Berteilung des Flugblattes an Militär. 

Huber: Noch eine Frage in bezug auf Nationalrat 
Schneeberger. Er war auch an der Sitzung vom 7. Novem— 
ber, an welcher der Proteftjtreif beſchloſſen wurde? 

Diver sc. 

Huber: Aber Herr Nationalrat Schneeberger hat ich 
in feiner Weiſe beteiligt an der Herjtelung des Flugblattes? 

Dürr: Nein. | 

Auditor: Sn erfter Linie möchte ih auf ein Wort 
von Herrn Huber zurückkommen, da3 ich hier nicht unwider— 
ſprochen laſſen fann. Herr Huber jagt, man habe fich nicht 
gegen das Militär wenden wollen, außer wenn es zu ver- 
brecheriſchen Zwecken verwendet werde. Dieje Bemerfung 

it mir aufgefallen, und ich muß um Aufklärung bitten. 
| Huber: Dieje Aufflärung fann ich jehr wohl geben, 
obwohl ich vorläufig nicht jelbjt auf der Anklagebank ſitze. 

Aud.: Sch möchte nur darum bitten, damit mir wicht 
nachher behauptet wird, das fei gejagt worden und unwider— 
Iprochen geblieben. 

Huber: Wir find der Auffaffung, daß der Aufmarich 
des Militärs und der Befehl, auf Männer, Frauen, Kinder, 
wehrloſe Landesfinder zu jchießen, ein Verbrechen ijt, und 
wir waren der Auffafjung, daß von jeiten unjerer Angeklagten 
alles getan werden wolle und jolle, um derartige Dinge zu 
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vermeiden. Zu dieſem Zwecke haben fie an die Arbeiterichaft 
die ernjte Mahnung gerichtet, jederlei Sonderaktionen zu 
unterlafjen, allfälligen Strömungen und Gruppen, die den 
Putſchismus wünſchen, Oppofition zu maden, fi nicht ver- 
leiten zu laſſen und dafür zu jorgen, daß anderjeit3 bei einer 
Mobilmahung — man rechnete beim Generalſtreik mit der 
Möglichkeit einer Generalmobilifation und damit auch mit der 
Mobililation minderwertiger Elemente, die in jeder Armee 
vorhanden jind, daß, wenn e3 einem folchen minderwertigen 
Element einfallen jollte, da® Militär zu mißbrauden zu 
einem verbrecheriihen Angriff auf friedliche Arbeiter und 
Arbeiterinnen — jeder Arbeiter die Ausführung dieſes ver— 
brecheriihen Befehl3 verweigern und nicht jchießen jolle. 
Ich hoffe, die Auskunft Habe den Herrn Auditor befriedigt. 

Aud.: Sch Habe noch nicht gehört, daß ſchweizeriſches 
Militär die Gewohnheit hätte, Frauen und Finder nieder- 
zuſchießen. Ich finde die beſondere Aufforderung an die 
Männer im Wehrkleide merkwürdig. Die Erklärung hat mich 
nicht vollſtändig befriedigt. Wenn ich an der Verteidigerbank 
wäre, würde ich vielleicht ſagen, ſie ſei leichtfertig. 

Huber: Nachdem der Auditor ſich ſo äußert, möge er 
mir geſtatten, ihn an den Fall Grenchen zu erinnern. Im 
fernern möchte ich den Herrn Großrichter bitten, den Herrn 
Kollegen Dr. Farbſtein anzufragen, wie man vor ſeinen 
a in Züri) auf friedliche und wehrloje Leute grpliet 
hat. 


Aud.: Wir werden das aus den Akten jehen, wenn e3 
nötig wird. Sm übrigen möchte ih mit dem Angeklagten 
Dürr noch einiges feititellen. Sch entnehme dem Bericht für 
das Jahr 1917, daß im Jahre 1913 dem Gewerkſchaftsbunde 
angehört haben 89,000 männliche und 8692 weibliche Mit- 
glieder. Dürr: Insgeſamt find es 89,000. 

Aud.: Sm Jahre 1913 war ein Vermögensbeſtand von 
3 Millionen 247,000 Franken; im Jahre 1914 ſank die Mit- 
gliederzahl auf 47 ‚600 und der Bermögensbeftand auf 2 Mil- 
lionen 600,000 Stanfen; im Sjahre 1915 fiel die Mitglieder- 
zahl auf 65, 000, aber der Vermögensbeitand jtieg doch auf 
2 Millionen 900,000 Sranfen; im Jahre 1916 war die Mit- 
gliederzahl 88,648 und der Vermögensbeſtand 3 Millionen 
988,000 Franken; im Sabre 1917 Mitgliederbejtand 148,000, 
Bermögen 4 Millionen 696,000 Franken. Das find die Zah— 


339 
len, die im Bericht ſtehen Ich erſuche, ſie kontrollieren zu 
wollen. 

Dürr: Was im Bericht jteht, iſt richtig. 

Aud.: Nun die Trage: it dem Angejhuldigten befannt, 
daß am 6. und 7. November im Bundeshaus eine Konferenz 
ftattfand zwiſchen Arbeitgeber- und Arbeitnehmerverbänden 
über Die Regelung von Tohnfragen? 

Dürr: Das ijt mir nicht befannt. 

Aud.: Auf jeiten der Wrbeitnehmer nahmen daran 
teil: K. Stoll, Zürich, Präſident der Vereinigung jchmweize- 

riſcher Angeitelltenverbände, Fr. Schmid, Zürich, und andere 
Herren. 

Dürr: Das find die jogenannten Angejtelltenver- 
bände, faufmänniicher Verein, Techniferverband, Werfmei- 
jterverein. Dieje haben mit und nicht3 zu tun. 

Aud.: E3 nahm daran aud teil Dr. Fuchs, St. Gallen, 
Präfident des Schweiz. Bankfperjonalverbandes. Ende Sep: 
tember/Anfang Oftober war doch eine Verbindung zwiſchen 
dem Banfperjonalverband und der Arbeiterunion Zürich. 

Dürr: Die diefe Verbindung zujtande gelommen ijt, 
willen wir nicht. Sedenfall® hat daS Bankperjonal bis jegt 
dem Schweiz. Gewerfihaftsbund nicht angehört. 

Huber: Jh möchte zur Aufklärung des Herrn Audi- 
tor3 feititelen, daß die Zürcher Bankfangejtellten im Gegen— 
jaß jtehen zu dem von Herrn Fuchs geleiteten jchmeizerijchen 
Verband. Was aus der Zeitung gelejen werden fann mie 
Bundesverfammlungsberichte. 


Einvernahme des Angellagten Ryſer. 


GR: Sie find Adjunkt im Schweizerifchen Wrbeiter- 
jefretariat. Wer iſt Ihr Vorgejegter? 

Ryſer: Greulid. 

GR: Seit wann find Sie Mitglied des Aktionskomitees? 

Lyser: Je n’en fais pas partie. 

GER: Haben Sie an der Sonferenz vom 7. November 
teilgenommen? 

Ryser: Oui, à cause de la s&ance du comité federal de 
la Föderation des syndicats qui avait lieu le möme jour. 

ER: Sind Sie auch eingeladen worden? 

Ryser: Oui, et j’y suis all& avec mon collegue Schnee- 
berger. 
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GR: Können Sie bejtätigen, was jchon gejagt worden 
ilt, daß dort eine Erregung geherricht Hat wegen des Trup- 
penaufgebot3 in Yürih? Ryser: O’est exact. 

EN: Und daß dort der Vorſchlag gemacht worden ift, 
einen Proteftjtreif zu arrangieren? Ryser: Oui. 

GR: Der Proteftjtreif hätte ſich auf 19 Ortichaften be- 
ichränfen jollen, darunter auch auf Biel? Haben Sie zuge- 
ftimmt? Ryser: Non. 

GER: Warım waren Gie nicht einverjtanden? 

Ryser: Quoique j’etais fäch& de la maniere d’agir 
du Conseil federal, j’etais d’avis qu’on aurait peut- 
etre mieux fait de ridiculiser le Conseil federal, de lui 
faire un tort dans l’opinion publique et de montrer au 
public quelle provocation le Oonseil federal avait faite 
vis-ä-vis de la celasse ouvriere. 

ER: Sie blieben aber gleichwohl, ala der Proteſtſtreik 
beſchloſſen wurde? Ryser: Oui. 

GR: Sie wien aud, daß nachher eine Subkommiſſion 
den Aufruf bereinigt hat. Haben Sie dabei mitgewirkt? 

Ryser: Non. 

GR: Haben Sie den Aufruf gejehen? Ryser: Non. 

ER: Alſo ſind Sie nicht beteiligt bei dieſem Aufruf? 
Warn haben Sie ihn gejehen? 

Ryser: Je ne sais m&me pas, si je Vai vu. 

ER: Haben Sie niht3 mit der Verbreitung zu tun 
gehabt? Ryser: Non. 

ER: Sie find nah Biel zurüdgefehrt. Am 9. fand 
der Vroteftitreif ftatt. Wie famen Sie nun dazu, am Sonn- 
. tag wieder nad) Bern zu reijen? 

Ryser: J’etais convoqu& par mon pr£&sident, Schnee- 
berger, president de la Federation des syndicats. 

GR: Wie wurden Gie einberufen? 

Ryser: Par tel&phone. 

ER: Sie find aljo gegangen? 

Ryser: Oui, mais je n’avais pas de traın Bienne-Berne 
et j’ai pris le train Bienne-Soleure et de lä le tram So- 
leure-Zollikofen. 

OR :Wiefo Hat Sie Ihr Präſident eingeladen? 

Ryser: D’apres les d&cisions de Bäle, le comit& d’action 
n’etait compö&tent qu’avee le comité fédéral. 

NR: Wann waren Sie in Bern? 
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Ryser: C’&tait vers 8 heures que je suis venu ä la Ka- 
pellenstrasse. 

ER: Sn der Vorunterfuhung haben Sie deponiert um 
7 Uhr. 

Ryser: O’&tait une erreur, la s&ance était convoquée 
pour 7 heures. 

EA: Warum haben Sie denn in der Vorunterfuhung 
gejagt: « La r&union a commencé à 7 heures.» 

Ryser: J’&tais convoqu& pour 7 heures et J’ai vu dans 
mon horaire que le train est arrıve ä Berne à 7 h. 37, de 
sorte que je ne pouvais pas assister & une s&ance à 7 h. 

GR: Sie waren zu Beginn der Sitzung dort? 

Ryser: Elle venait de commencer. 

GR: Wir willen, daß der Präfident Grimm die Sitzung 
eröffnet hat, daß er einen mündlichen Situationsbericht er- 
jtattet hat. Was iſt weiter gegangen? 

Ryser: Apres le rapport de Grimm on a discute. On 
a entendu le rapport de Kaufmann sur les &venements à 
Zurich et apres on a discut& sur la question si on voulait 
la greve gön£rale. 

ER: Wurde darüber lang diskutiert? 

Lyser:. Oui, passablement. 

GR: Waren verijhiedene Meinungen? 

Ryser: Non, ä V’exception d’un collegue nous &tions 
tous d’accord. 

GR: Sit Shnen da ein Entwurf vorgelegt worden? 

Ryser: Sur ce point-lä mes souvenirs sont tres pre£cıs. 
D’apr6s le cours de la discussion, Grimm a not& point par 
point sur une feuille de papier. 

GER: Das wurde aljo erjt nachher mit der Majchine ge- 
ichrieben? 

Ryser: Je le crois. 

SER: Al die Sade gejchrieben war, wurde Abjchnitt 
für Abſchnitt verlejen? 

kyser: Je ne me souviens plus. 

EN: E3 ift Doch jonderbar; in einem Moment jagen 
Sie, Sie erinnern fid) gut an dieſe und dieje Einzelheit, und 
im nächſten Moment jagen Sie, Sie erinnern fi nicht mehr. 

Ryser: Mais, Monsieur le Grand-Juge, dans la dis- 
cussion sur la greve gen&rale les esprits &taient tendus et, 
apres, une certaine detente s’est manifest&e. Et du reste il 
y avait neuf locaux divers dans le secr&ötariat des ouvriers 
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metallurgistes, nous n’&tions pas tous dans la m&me 
chambre. | 

OR: Haben Sie auch mitgewirkt an der Ueberſetzung? 

Ryser: Oui, j’ai lu la correction de la traduction. 

G x: Alſo haben Sie auch dieſen Abjchnitt überjeßt, der 
von den Soldatenräten ſpricht? 

Ryser: Oui, je le connais, je l’ai dicté. 

EA: Sit Ihnen da nicht aufgefallen, daß das etwus 
Merkwürdiges ijt? 

Ryser: Decidöment non, puisque c’est la consequence 
des decisions du parti socialiste depuis 1905. Nous pensons 
que les ouvriers ‘qui sont soldats en möme temps ne 
doivent pas &tre des agents de police qu’on emploie contre 
leurs propres camarades. C’ötait un ordre qui 6tait tout ä 
fait necessaire. J’ajoute que nous avions toujours la ten- 
dance d’eviter des conflits sanglants entre la troupe et le 
public. On a suivi la d&eision de Bäle et toujours la elasse 
ouvriere a defendu la these que la force militaire ne pou- 
vait pas tre appliquee en cas de greve. 

Es ijt zwar in dieſem Aufruf gejagt: „Wehr- 
männer, an euch werden die Herrihenden appellieren, da3 
gegenmärtige Regime mit Waffengewalt zu jtüßen. Ihr wer— 
det das verweigern!" Alſo joll auch die erjte Zumutung, der 
Schuß des gegenwärtigen Negimentes verweigert werden. 
Nun made ih aufmerkſam, daß das gegenwärtige Regime 
doch da3 gejegliche Regime ift und daß es ſelbſtverſtändlich 
it, daß man dieſes aufrechterhält. 

Ryser: On ne devrait pas recourir au fusil, la raison 
suffit. 

GR: Wenn man gegen daS Gejeb vorgeht und die 
andere Seite ſchützt das Geſetz, jo kann man nicht jagen, Daß 
das Gewalt jei. 
Ryser: La loı est la loı pour tous et doit ötre appli- 
qu&e &galement, mais depuis 1914 nous ne vivons plus 
sous le r&gime de la lögalite. On a enrichi une petite 
minorite, on a appauvri la plus grande majorite. 

Naine: Voulez-vous demander, si Ryser croit que 
la greve gen£rale ait &t& un acte illegal? 

Ryser: Non. 

ER: Sch Eonftatiere hier nur no, daß der Bundesrat 
gejtügt auf die Vollmadten der Bundesverfjammlung und 
geftüßt auf die Bundesverfammlung gehandelt hat. Was 
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man jagt, es jei eine Klafje von Bürgern bereichert worden, 
da3 ilt dem Frieg zum Vorwurf zu madhen. Warum jagen 
Sie nun, das habe der Bundesrat gemacht und er jei immer 
auf ungejegliher Baſis gejtanden, wenn er doch die Vollmach— 
ten der Bundesverjammlung hatte auf ganz legale Weije? 
wie es im Kriege nicht anders möglich if. Sch frage aljo 
nochmals: Der Sat von den Goldatenräten muß Ihnen doc) 
aufgefallen jein? Warum haben Gie diejen Satz überjegt? 

Ryser: Il s’agissait d’etablir un contact perpötuel 
entre nos organisations ouvrieres et les camarades con-- 
voqu&s sous les drapeaux. 

GR: Im Militär anerfennt man feine andern Inſtan— 
zen al3 die Vorgeſetzten, e3 geht nicht an, daß man Goldaten- 
räte einjchieben will. Das hieße den Gehorjam verneinen, Die 
Diiziplin untergraben. Uebrigens willen Sie ganz genau, 
daß am 7. November in München die NRepublif ausgerufen 
worden ilt, daß in ganz Deutichland die Soldatenräte eine 
Rolle gejpielt haben. | 

Ryser: Je vous ai dit mon opinion personnelle. Au 
sein du comit® nous ne poursuivions pas d’autre but que 
d’eviter des conflits sanglants. 

ER: Sch Hätte num gedacht, fpeziell Sie wären damit 
nicht einverftanden. Das hat doch etwas Fremdes, nament- 
dh für den Angehörigen der romantiihen Schweiz, etwas 


| ſpezifiſch Deutſches oder Ruſſiſches. 


Ryser: Oui, je suis Romand, mais pas bourgeois ro- 
mand. 

Naine: Permettez-moi une explication. Je suis un ad- 
versaire de ces conseils de soldats & la russe. Lorsque je 
lisais ce passage dans le manifeste qui portait ma signa- 
ture, je jetais un premier coup d’eil sur ce passage et Je 
me suis dit que cela ne d&passe pas mon opinion. 

ER: Wie wurde da3 vervielfältigt? 

Ryser: A la machine. 

ER: Waren Sie aud) noch zugegen, als der Drud ange- 
ordnet worden iſt? 

Ryser: Je n’ai pas pris part. 

ER: Willen Sie aud, ob der Drud der Ueberjegung in 
Bern bejorgt worden it? 

Ryser: Je ne le sais pas. 

ER: Sie willen nicht, daß der franzöfiiche Aufruf in 
die Franzöfiiche Schweiz gejchidt wurde? Sie müſſen doch 
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auch zugeben, daß Ddieje Aufforderung an die Soldaten eine 
Aufforderung zum Ungehorjam enthält? 

Ryser: Je le conteste. Nous avions l’intention d’eviter 
en tous cas des conflits sanglants. 

GR: Aber jobald die Soldaten mobilifiert jind, jobald 
die Schweizer dad Wehrkleid tragen, gehorchen fie eben nicht 
mehr ihrem bürgerlihen Verband, jondern nur noch den miili- 
täriſchen Vorgeſetzten. Das müfjen Sie auch anerkennen, 
wenn man fi) hineinmiiht in die Kommandogewalt des 
Militärs, jo tut man etwas, was nicht erlaubt ijt? 

Ryser: Ame et corps d’un individu ne changent pas 
avec le vetement. 

ER: Sie haben aud) erklärt, daß Sie nicht wüßten, daß 
fremdes Geld zur Anwendung gelangte? 

Ryser: J’ai d&clar& au jJuge-instructeur que si nous 
avions su qu’un d’entre nous avait touch® de l’argent 
etranger, nous l’aurions jete par la fen&tre. Je conside- 
rais cette question comme une injure; en somme, nous 
sommes aussi honorables que nos accusateurs. 

GR: Sie willen nit, daß ein fremdes Ann zu 
unterdrüden gemwejen wäre? 

Ryser: Non. 

Naine: Ryser appartient au mouvement syndical et 
ouvrier depuis longtemps. Peut-il affirmer que depuis 
20 ans dans les assembl&es du parti et des syndicats on a 


toujours dit que l’ouvrier mobilis6 ne devrait pas tirer 


sur des femmes et des enfants et des ouvriers sans dé— 
fense? 

Ryser: Depuis 1884 je fais partie du mouvement 
ouvrier. Dans toutes les assemblees, syndicales ou poli- 
tiques, on n’a jJamais dit autre chose que dans le mani- 
feste. 

Naine: Est-ce que Ryser se souvient qu’en 1900, à l’oc- 
casıon de la greve du Simplon, nous avions eu une levee de 
troupes et qu’ici à Berne une d&ämonstration-monstre a eu 
lieu et qu’on a proclam& sur la Place de l’Ours les mömes 
principes que l’ouvrier comme soldat ne pouvait pas tirer 
sur ses camarades en greve. 

Ryser: Oui, j'ai assist@ ä cette assemble£e. 

GR: Sit das aber nicht immer nur Theorie und Pro— 
gramm gemwejen, dieje Aufforderung? 

Ryser: Ces choses-lä, auxquelles mon defenseur a fait. 


— 
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allusion, n’&taitent pas si theoriques, je me souviens qu’un 


delegu& du procureur general de la Confederation a sté— 


‚ nographie les discours tenus à la Place de l’Orphelinat. 


Je suis sür que ces proces-verbaux existent encore. Si »n 
ne voulait pas faire un proc6s de tendance, on aurait dü 
se souvenir de ces choses-la. 

GR: Diefer Prozeß ift ganz natürlid. Sie haben Mili— 
tärperjonen im aktiven Dienst zu verleiten verjudht. 

Naine: Est-ce que Ryser ne peut pas döclarer que la 
möme invitation a &t& faite ä la classe ouvriere lors d’une 
douzaine de greves ä Bienne, Lausanne, Chaux-de-Fonds, 
au Ricken et ailleurs® 

Ryser: On n’a pas fait autre chose, et j’espere que ca 
durera à l’avenir. 

Naine: Est-ce que Ryser peut donner des Tenseigne- 
ments sur l’&tat d’esprit des cheminots et de la population 
entiere? 

Ryser: J’avais proteste contre la greve de protesta- 
tion, j’ai vote pour la greve generale apres. Dans ce mo- 
ment-lä j’avais la certitude que la greve generale aurait 
eclat& quand m&me, mais alors en d&sordre. 

EN: Wa3 haben Sie nadhher getan? 

Ryser: Apres la seance du 7 novembre, j’etais convo- 
qu& pour l’assembl&e du grand comit& de la federation des 
metallurgistes. On m’a demand& de rapporter sur les @ve- 
nements du jour pr&cedent. Cette assembl&e de militants 
a decide à l’egalıt& des voix de ne pas participer ä la 
greve de protestation. Une moitie la voulait, l’autre ne la 
voulait pas parce qu’elle voulait dejä la greve generale 
illimitee jusqu’au moment oü le Conseil federal aurait eu 


fait les concessions à la classe ouvriere qu’on lui avait 


demandöes. 

Naine: Est-ce que Ryser n’a pas vote pour la greve 
generale parce qu ’j] eraignait le danger de la guerre 
civile? | 

Ryser: J’avais le sentiment que l’atmosphere était 
charg&e d’electricit& et qu’une explosion &tait imminente, 
je eraignais que cette explosion ne se produisät dans le 
desordre si on ne declanchait pas la greve. 

Naine: Est-ce que Ryser &tait aussi parmi les internes 
de la Kapellenstrasse? 

Ryser: Dejä le matin nous avions eu une seance à la 
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Maison du Peuple. Nous avions l’intention de communi- 
quer à nos organisations que, dans la nuit de mercredi 
au Jeudi, il a &t& decid& determinerlagreve. Nousn’avions 
pas d’imprimerie, nous n’avions pas la possibilit& de com- 
muniquer nos decisions, on nous a coupe le telephone et 
le telögraphe, je voulais faire une d&marche chez le Con- 
seil fed&ral. Grospierre et moi, nous sommes entr&s chez 
le President de la Confederation qui a fait venir Mes- 
sieurs Ador et Muller. Je lui ai d&clar& que nous avions 
besoin d’une imprimerie pour imprimer notre manifeste. 
Dans ce moment-lä on nous a dit qu’on nous comprenait, 
que nous devions avoır des communications. On nous a 
promis que nous pouvions faire imprimer notre decision 
dans l’imprimerie. O’&tait le soir seulement que nous 
avions ä notre disposition une machine. C'était la confu- 
sion dans toutes les localites, il y avait partout des erreurs 
et une certaine irritation contre les autorites, contre le 
comit& d’Olten et ses membres qu’on traitait comme 
vendus. | 

Naine: Ryser peut confirmer que ceux-lä qui 6taient 
au telephone ne pouvaient dire que ceci: La greve est ter- 
minde, et qu’on ne pouvait pas faire des declarations. 

Ryser: On m’a telephone diverses fois et toujours on 
a dit, lorsque j’avaıs communiqu& la d&cision sans com- 
mentaires, que ce n’&tait pas vral, que ce n’etait pas la 
voix de Ryser. Sı Pautre demandait des renseignemenis 
plus precis et les raisons de la d&cision, on &tait tenu de 
les refuser. Le major notait tous les noms des localıites 
avec lesquelles on tel&phonait. | 

Naine: Est-ce que Ryser et d’autres n’ont pas eu l'im- 
pression que la grève gönerale nous a &pargn& la guerre 
civile? Est-ce qu’il n’a pas exprim& avec une satisfaction 
profonde cette opinion? 

Ryser: C’est mon opinion encore aujourd’hui. Je l’ai 
exprim6e au Conseil national et dans des assemblöes popu- 
laires. J’ai expos& les motifs qui nous ont guides à la 
greve et à sa determination. Si nous n’avons pas eu de 
guerre civile, c’est gräce au comit& d’action et à la greve 
generale. | 

GN: Sch glaube Doc eher, daß der Abbruch des Streiks 
den Bürgerkrieg verhindert hat. 

Ryser: Mais si nous n’avions pas eu de greve gene- 
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rale, la guerre civile aurait quand möme éclatô. La grève 
generale nous a rendu un service immense. Les esprits 
sont redevenus liberaux et r&publicains. 

Naine: Tous les esprits? Ryser: Non, non. 

Naine: Est-ce qu’il n’y a pas à Bienne un groupe 
assez fort d’une jeunesse socialiste qui fait de la politigue 
socialiste de son propre gr6? Kyser: Oui. 

Naine: Et qui n’est plus sous la direction de V’accus&? 

Ryser: Je ne connais pas ces gens-lä. 

Dr. Welti: Ih hätte an den Angeklagten Ryſer ver- 
jhiedene Fragen zu richten. Der Herr Großrichter hat Ihnen 
borhin vorgehalten, daß es im Militärdienft nur eine In— 
tanz gebe, die zu entjcheiden habe, der militäriiche Vorgejegte. 
Ich möchte im Anſchluß an diejen Vorhalt die Trage gejtellt 
wiſſen, ob nad) der Auffafjung des Angeflagten und nad) all- 
gemeiner jozialiftiicher Auffafjung nicht über diejer Inſtanz 
nod) das Gewiſſen des einzelnen Individuums ſteht? 

Ryser: Je crois que le fait qu’on est appelé sous les 
arınes ne change rien chez l’'homme. 

Dr. Welti: Dann mödte ih ferner fragen, ob er wäh- 
rend der Tage des Generalftreif3 in Bern gemejen ift und 
ob er die Beobachtung hat machen können, daß einzelne mili- 
täriſche Kreije förmlich darauf gebrannt haben, auf die Arbei— 
ter zu jchießen? 

GR: Hier in Bern? Wollen Sie Antwort geben? 

Ryser: O’&tait mon sentiment, et c’etait la raison avec 
laquelle je votais pour la cessation de la greve, parce que 
j’avais la conviction que la continuation de la greve aurait 
apporte des conflits sanglants. 

Aud.: War der Angeihuldigte Zeuge auch bei der aufge= 
regten Szene am Diendtagmorgen auf dem Kornhausplatz? 

Ryser: Non. 

Aud.: Sch könnte da das Gegenteil von dem behaupten, 
was Herr Dr. Welti in ſeiner Frage behauptet hat. ch 
möchte den Angejchuldigten, der erklärt, über der militäri— 
ſchen Dilziplin jtehe das perjönliche Gewiſſen, fragen, ob auch 
über den Beſchluß des Aktionskomitees für deſſen Mitglieder 
das perſönliche Gewiſſen ſteht? 

Ryser: Evidemment. 

ER Was gejchieht, wenn ein ie Aasghe 
dem Streitbejchlun nicht folgt? 


'Ryser: Ca n’arrive pas. 


348 

Naine: Je crois que l’accuse ne comprend pas la 
question. Est-ce qu’il est partisan du prineipe d&mocra- 
tique que la minorité doit ob&ir? Ryser: Oui. 

Naine: La deuxieme question est celle-ci: Le soldat 
sous les armes, conserve-t-l ses sentiments et sa 
conscience? Et encore une autre question est celle-ci, s’il 
donne la preference ä la loı ou ä la conscience. 

ER: Es iſt ſchon beantwortet worden, daß da3 eigene 
Gewiſſen über alles geht. 

Dr. Welti: Wenn ich das hier erklären darf, möchte 
ich nur hinzufügen, daß ich nur in den legten Dingen, in 
ſchwierigen Gewiſſenskonflikten, nicht in jeder Kleinigkeit, das 
Gewiſſen als legte Inſtanz anerkennen fann, und dad auch 
beim Angeflagten jo verjtanden habe. 

Aud.: Iſt über den Gtreifentihluß der Entjcheid des 
einzelnen mahgebend oder der der Barteileitung? 

Ryser: Si j’entre dans une organisation, je döclare 
par cela que je me soumets ä ses lois. Si une greve est 
decröt&e par une majorite, la minorit& a le devoir d’obeir. 

Huber: Der Angeklagte ijt jich vielleicht dabei bewußt, 
daß man ſich dem Militär nicht freiwillig, jondern einem 
Zwang gehorhend anjchliegt, während jeder die freie Wahl 
hat, ob er fi einer Gewerkſchaft oder Partei anſchließen 
will? 


Naine: Est-ce que Ryser n’a pas toujours dit que le. 


citoyen suisse reste citoyen aussi s’il est soldat, qu’il ne 
perd pas son droit de vote, qu’ıl ne perd pas la facult& de 
suivre les affaires politiques? Ryser: O’est exact. 

Naine: Est-ce que Ryser n’a pas pensé que l’ouvrier 
mobilise peut rester en contact avec son organisation syn- 
dicale aussi bien qu’avec sa famille, puisque l’organisa- 
tion syndicale n’est qu’une sorte de famille? 

Ryser: C’est möme le devoir du soldat mobilise. 


Einvernahme des Angellagten Grospierre. 


GR: Seit warn find Sie Sefretär des Metallarbeiter- 
perbandes? 


Grospierre: D’abord j'étais pr6sident de l’association 


internationale, lors de la fusion en 1915 je devenais 
membre du comit& central. 


EA: Waren Sie Mitglied des Oltener Aktionskomitees? 
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Grospierre: Non. 

ER: Haben Sie an der Sigung vom 7. November teil- 
genommen? 

Grospierre: Non. 

OR: Wie jind Sie dazu gefommen, an der Sigung vom 
10. November teilzunehmen? 


Grospierre: J’y etais del&gu& par mon syndicat; jus- 
qu’ä ce jour-lä, J’etais tres hostile ä la greve générale, 
mais la situation dans le pays se J&veloppait d’une facon 
si serieuse que je croyais de men devoir de m’cccuper 
serieusement avec le probl&me. Dans des discussions avec 
des ouvriers j’avais vu depuis longtemps que la volont& 
collective &tait plus forte que je n’avais cru. Je me suis 
dit que mon devoir me commandait cat&goriquement d’as- 
sister ä cette seance. Il y a des moments ou un chef ne 
peut laisser sa place. 

GEN: Durch wen waren Sie einberufen warden? 

Grospierre: Par 11g. 

ER: Waren Sie ht in einer Sitzung vom 29. März 
1918, worüber das Protofoll noch vorliegt, Gegner des Ge— 
neralitreifa? 

Grospierre: Oui. 

GR: Sie wurden alfo einberufen dur Ilg? Um melche 
Zeit waren Sie dort? 

Grospierre: J’avais travaille dans mon bureau et je 
n’avais qu’ä aller d’un bureau ä l’autre pour assister à la 
seance, de cette sorte j’etais present depuis 7 heures, 
heure de convocation. 

GR: Wer hat die Sikung eröffnet? 

Grospierre: Grimm 

GR: Der Präfident hat zuerst gejprochen über die Situa- 
tion und gejagt, daß fie beſonders ſchwer jei? 

Grospverre: Oui, il a dit'qu’il ne pouvait pas terminer 
sa mission sans s’&tre entretenu avec le comit& d’action. 

GR: Hat er von den Verhandlungen mit dem Bundes- 
rat gejprochen? 

Grospverre: Il nous disait ce qui s’&tait produit. 

EN: Er hat aud) von der Situation in Zürich gejpro- 
chen? 

Grospierre: C’&tait me&me le point principal de ses 
explications. 
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GR: Wann wurde der Bejchluß gefaßt, e3 jei der Streik 
zu erflären? 

Grospierre: A 11 heures, je pense. 

GR: Wurde nicht vorher aud) ſchon von einem Minimal- 
programm gejprodhen? | 

Grospierre: Je ne le sais pas. 

ER: Hat man nicht einen fertigen Bericht vorgelegt? 

Grospierre: Il n’y avait aucune chose de pr&pare. 

SR: Haben Sie fih aud an der Diskuſſion beteiligt? 

Grospierre: Tres peu, puisque c’etait en allemand, 
langue que je ne comprends pas du tout. 
| GR: Haben Sie nicht das Wort ergriffen in bezug auf 

die Soldatenräte? 

Grospierre: S’il y avait une chose qui ne m’int£eressait 
guere, c’&taıent ces conseils des soldats. 

GR: Sn welder Form wurde das Driginal des Auf: 
rufs vorgelegt, Handſchrift oder Maſchinenſchrift? 

Grospierre: Je n'ai vu que la traduction qui était 
faıte & la machine. 

GR: ASmmerhin haben Gie jo viel verjtanden, daß Sie 
der Diskuſſion folgen konnten? 
Grospierre: J’avais un camarade qui traduisait pour 
mol. . | 

GR: Shre Erklärung vor dem Unterfuhungsrichter ‘ft 
eraft? 

Gröspierre: Oui. 

ER: Wann wurde die franzöſiſche Meberjegung gemadt? 

Grospierre: Entre 1 et 2 heures. 

GR: Wer hat fie gemadt? 

Grospierre: Je ne veux pas dire le nom. 

GER: Was wurde nachher mit der Ueberjegung gemacht? 
Wo wurde der Aufruf Franzöſiſch gedrudt? 

Grospierre: Je ne me suis plus. occup& du developpe- 
ment ult&rieur de cette affaire. 

GR: Haben Sie jelbjt auch Weilungen gegeben? 

Grospierre: Non, je n’avais pas l’occasion. 

GR: Auch nit an Zeitungen der franzöfiichen Schweiz? 

Grospierre: Non. 

GER: Was geihah nachher, nachdem der Aufruf geneh- 
migt war? 

Grospierre: On s’occupait des zheminots, ca ne regar- 
dait pas notre organisation et je n’y assistais pas. 
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ER: Waren Sie anweſend, als der erſte Aufruf der 
Depeſchenagentur übergeben wurde? 
Grospierre: Oui, on l’a communiqué par t&l&phone. 
NR: Wer? 

Grospierre: Je ne le dis pas, celui qui l’a fait peut le 
dire lui-m&me. 

GR : Haben Sie der Stelle auch zugejtimmt, die von den 
Wehrmännern jpricht? 

Grospierre: Elle m’a laiss& parfaitement froid. J’avais 
surtout l’id&e qu’ıl repondait ä un sentiment d’humanit& 
tr&s compr&hensible que les soldats ne devaient pas tirer. 

Naine: Est-ce que le manifeste ne s’adressait pas aux 
syndicalistes? Grospierre: Si. 

SR: Aber diefe Soldatenräte mußten Ihnen doch auf— 
fallen? 

Grospierre: Qa me semblait &tre plutöt de la phrase. 

EN: Hat man nicht diskutiert? 

Grospierre: Point du tout. 

ER: Der Angeklagte Wofer hat doch davon geſprochen? 

Grospierre: Je ne l’&coutais, puisque je ne comprends 
pas l’allemand. 

GER: Müflen Sie nicht zugeben, daß darin die Aufforde- 
rung zum Ungehorjam liegt? | 

Grospierre: Au contraire. Nous avons dit qu’on de- 
vait obéir à l’ordre de marche. 

ER: Sie wollten aljo die militärische Kommandogewalt 
unterjtügen? 

Grospierre: Qa depend. 

GR : Um welche Zeit find Ste nad) Hauje gegangen? 

Grospierre: A 4 heures. 

GER: Haben Sie an ferneren Sibungen des Aktions— 
fomitee3 teilgenommen? 

Grospierre: Nous avons travaill& dans nos bureaux. 

ER: Kamen Sie nicht in den Fall, zu enticheiden wegen 
Militärperionen, indem mobilifierte Metallarbeiter bei Ihnen 
fragten? 

Grospierre: Non. 

ER: Können Sie auch bejtätigen, daß fein fremdes 
Geld benüßt wurde? | 

Grospierre: On en a us6 si peu qu’on nous a r&duit de 
quatre jours le salaire pour la duree de la greve. 

GR: Sn Bern weiß ih nur, daß Amtärichter nicht ge— 
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ftreift haben, jondern hier in diefem Haus Gerichtöfigung 
gehalten haben und“ das Taggeld bezogen haben. Sch fage 
das nicht, um jie zu Denunzieren. 

Naine: Je ne comprends pas l’allusion. 

ER: E3 waren eben ſozialiſtiſche Amtsrichter. 

Naine: Aha. Mais, Monsieur le Grand-Juge, la vertu 
n’est pas repandue partout dansla möme force. (Hilarite.) _ 

ER: Haben Ste den Aufruf an die Eifenbahner nicht 
befommen? 

Grospierre: Non. 

GAR: Auch nicht verbreitet? 

Grospierre: Non. 

GR: Sie haben den Sitzungen des Nationalratez bei- 
gewohnt? Waren Sie auch an der Kapellenjtraße am Don 
nerstagnachmittag? 

Grospierre: Tout l’apres-midi, et j’&tais completement 
intern®. 

ER: Haben Sie aud Fonftatiert, daß das Telephon 
abgejchnitten war? | 

Grospierre: Ce que Ryser a dit ötait exact. Nous 
avons demand@® une entrevue avec le Conseil federal. 
Avec Schürch je suis all& à 11 heures 45 porter le premier 
telegramme ä la poste. Ce telegramme est arrıve & 5 h. 
Nous avions P'intention d’en finir aussitöt que possible. 
Nous avons demand& toutes les communications t&l&phoni- 
ques urgentes pour faire part de la cessation de la greve. 
O'était pour nous une grande surprise cette visite de Mon- 
sieur von Sprecher qui voulait voir ce que nous voulions 
publier. Il a dit que nous ne pouvions pas imprimer le 
manifeste sans que celui-ci serait lu par les autorit&s mili- 
taires. J’avais l’impression, la conviction m@&me, qu’on 
n’&tait pas content de notre decision de finir la greve. 

GR: Glauben Sie nicht, daß die falſche Nachricht vom 
Bataillon 17 der Anlaß gemwejen jein fünnte und daß man 
jolhe Nachrichten verhindern wollte? | 

Grospierre: Nous avions d&cid& de terminer la greve. 
Nous avions transmis cette decision au Conseil federal. 

GR: Um welche Zeit haben Sie frei verfehren fünnen? 

Grospierre: Apres 6 heures. 

ER: Waren fie, die Metallarbeiter, jo halzjtarrig und 
wollten ſich nicht jofort fügen? 


Grospierre: Ils voulaient savoir ce qu’on avait decide; 
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ıls voulaient avoir la certitude de ne pas être trompe&s, et 
toutes ces diffieult6s n’auraient pas surgi si on nous 
avait laiss& la possibilite de communiquer librement. 

EN: Haben Sie auch den Eindrud gehabt, daß die Me- 
tallarbeiter noch lange gejtreift hätten? 

Grospierre: Je pourrais vous decrire l’&tat d’esprit 
de nos hommes, puisque je n’ai pas seulement des rela- 
tions avec les ouvriers, mais aussi avec le patronat. Depuis 
des mois d&ejä nous avions vu qu'il &tait impossible de 
laisser se perpetuer une pareille situation. Nous avons 
discut& les conditions de travaıl, combien de fois nous 
avons dü dire au patronat qu’en face des douleurs que 
subissent les travailleurs, la greve generale peut Eclater ä 
un moment donne&, la masse ouvriere se trouvaıt dans un 
&tat d’effervescence, elle n’aurait pas même termine la 
greve si on lui avait donné satisfaction. 

EN: Wiejo nicht? 

Grospierre: Les travailleurs ont cesse de faire greve 
lorsqu’ils avaient la certitude que nous les commandions. 
O’etaıt done un acte de discipline. 

EN: Alſo wären die Metallarbeiter bereit gewejen, auf- 
zuhören, im Gegenjaß zu andern, 3. B. in Zürich? 

Grospierre: En general, on a termine tout de suite la 
greve-ä l’exception des lieux ou les patrons ne voulaient 
pas une reprise imm&diate du travail. Si on pouvait 
donner les explications necessaires, personne n’a resiste 
contre la reprise du travail. 

GR: Haben Sie Kenntnis gehabt von einem Komplott, 
das zu befämpfen war? 

Grospierre: J’en ai pris connaissance au Üonseil na- 
tional, je crois que c’&tait un complot sans partisans, 
puisqu’on n’en a pas trouve. 

Aud: War der Angeichuldigte während der ganzen 
Sitzung des Aktionskomitees vom 10. und 11. Noveinder 
dabei? 

Grospierre: J’ai assist& à toute la s&ance. 

Aud.: Dann fcheint es mir unbegreiflih, daß Wofer 
gegen die Soldatenräte gejprochen haben joll, mo Doch nie- 
mand etwas davon willen will. 

Grospierre: Je ne comprends pas l’allemand. 


Aud.: Dann muß der Angejchuldigte von den Verhand- 
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lungen im Nationalrat viel‘ verlieren; da der Präjident 
jprad), muß er auch viel verloren haben. "0%, 

Grospierre: J’avais un camarade que je pouvais prier 
de me traduire les discours principaux. 

Aud.: Wad den Aufruf anbetrifft, jo hat er jedenfalls 
die Ueberſetzung forrigiert. 

Gröspierre: Non. N: 

Naine: Est-ce que Grospierre nous peut renseigner 
sur l’&tat d’esprit de ceux qui demandaient des ordres par 
telephone le jeudi et qu’un membre de la section du Locle 


ne voulait pas croire que Grospierre &tait au telephone, 


puisqu’il &tait forc& de refuser tout renseignement? 


Grospierre: Oui, on a dit qu’on ne me connaissait. 


plus, puisque je refusais des renseignements et pourtant 


le major qui surveillait le tel&öphone me disait que j'avais 


depass& les limites. 


Naine: Est-ce que le pr&venu ne peut pas confirmer 
que nous devions parvenir fatalement à l’impression, qu’il 


y avait deux ou trois autorit&s diverses qui commandaient 


d’abord Calonder et Muller, alors l’ötat-major et enfin le 


procureur general. 
Grospierre: Nous sommes all&s chez le Conseil fede- 


ral et nous avons &t& autorisös d’ımprimer un .manifeste: 


concernant la cessation de la greve. Monsieur Schulthess 


ne savait pas ce qui s’est passe ä la Kapellenstrasse. Il y 


avait ordre et contre-ordre. 

Naine: Encore une quatrieme autorite. Grospierre fait 
partie du mouvement ouvrier des sa premiere jeunesse. 
Ne sait-il pas que dans tous les cas où on a lev& destroupes 
pour le service de greve, on a r&pete dans nos Journaux et 


dans nos discours qu’ un ouvrier mobilise ne doit pas tirer 


sur ses freres en gr&ve sans ötre poursuivi! 

Grospierre: Je ne me souviens pas qu’on ait jamais dit 
autre chose. 

Narne: Au moment u on lancait cet appel, est-ce qu’il 
a pris connaissance qu on voulait la mutinerie ou est-ce 
qu’il n’a pas cru que © ’etait un sentiment d’humanite? 

Grospierre: Je n’avais jamais d’autre idee. 


Naine: Est-ce que Grospierre n’a pas, le 3 septembre, 


ä La Chaux-de-Fonds, pu &tablir une entente avec le chef 
des troupes mobilisö6es? N’a-t-on pas donné du cöt& mili- 


taire à ’Union ouvri£re toutes les garanties qu’on voulait. 
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faire tout pour öviter une collision et qu’on avait donné 
du cöt& ouvrier la m&me assurance? 

Grospierre: Oes details m’ont &t& rapportes. 

Naine: Est-ce que Grospierre n’a pas le sentiment 
qu’avec la greve générale on a &pargn& au pays la guerre 
civile? 

Grospierre: J’ai peut-Etre personnellement contribu& 
le plus pour la terminaison de la greve. Nous avions la 
conviction que la greve avait eu l’effet qu’une.dötente des 
esprits s’etait produite et que la guerre civile etait ecartee 
de cette maniere. 

Narne: Est-ce que Grospierre n’a pas in conviction 
que l’essai de mutinerie qu’on lui impute est le contraire 
de toutes ces tendances? 

Grospierre: Oui. 

Huber: Sit dem Angeflagten befannt, daß beim Pro— 
teſtſtreik am Samödtag auch Ortichaften mitgeftreift haben, die 
nad) dem Beihluß des Aktionskomitee nicht in den Greif 
einbezogen werden jollten? 

Grospierre: Non. 

Huber: Ft dem Angeflagten nicht befannt, daß wenig— 
ſtens an jolden Orten Arbeiter protejtiert haben, daß man 
fie nicht in den Proteſtſtreik Hineingezogen hat? 

Grospierre: Je sais que plusieurs villes ont protest& et 
qu’& Bienne oü le comit& avait decid& de ne pas participer 
ä la gr&ve de protestation, il avait &t& force par les masses 
ouvrieres de revenir sur sa d£cision. 


Einvernahme des Angeklagten Schürdh. 


GR: Sie find franzöfiiher Sekretär des Gewerkſchafts— 
bundes mit Domizil in Bern? 

Schürch: Oui. 

GR: Seit warn find Sie Mitglied des Aktionskomitees? 

Schürch: J’ai &t& nommö dans une söance de la com- 
mission syndicale lorsqu’on &levait le nombre des membres 
du comite, c’e&tait au printemps 1918. 

ER: Haben Sie an den Sitzungen teilgenommen? 

Schürch: Tres peu. Lorsque j’habitais La Chaux-de- 
Fonds, je n’y allais pas, parce que je devais pröparer mon 
demönagement; à cause d’une maladie je ne pouvais pas 
non plus assister au congres de Bäle. 
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GR: Haben Sie in einer Sitzung auch Kenntnis be— 
fommen von der Inſtruktion für den Landezitreif? 

Schürch: Non. 

GR: Sie fünnen bejtätigen, daß nad) dem 8. Auguft 
Ruhe eingetreten ift, nachdem eine Konferenz mit dem Bun- - 
desrat einige Zuficherungen ergeben hatte? | 

Schürch: Oui. | 

ER: Haben Sie teilgenommen an der Sitzung vom 
6. November, ala Ihr Präfident Grimm beauftragt wurde, 
ein Programm zu verfallen, um das Aktionskomitee gegen 
Angriffe zu verteidigen? 

Schürch: Oui. 

GER: Am 7. waren Sie aud) dabei? Schürch: Oui. 

GR: Iſt das richtig, Daß das Truppenaufgebot eine 
große Erregung herborgerufen hatte? 

Schürch: ÜCertainement. 

EN: Damals haben Sie auch mitgewirkt beim Beſchluß, 
den Broteftitreif zu veranjtalten? 

Schürch: J’assistais ä la se&ance, mais j’aı vote contre. 
la greve. 

GER: Warım? 

Schürch: Je croyais que cette decision provoquerait 
de P’irritation. 

Sie waren aljo gegen den PBroteftjtreif, um nicht 
Anlaß zu weitern Unruhen zu geben? 

Schürch: Oui et pour ridiceuliser le Conseil federal. 

GER: Haben Sie auc, teilgenommen an der Abfaſſung 
des Aufrufe vom 7. November? 

Schürch: J’ai faıt la traduction. 

GEN: Der deutjche Tert wurde aljo von andern gemadt, 
von einer Subfommilfion? Waren Sie auch in der Subfont- 
million? Schürch: Non. 

EN: Wollen Sie und deren Mitglieder angeben? 

Schürch: Je ne veux pas r&pondre ä cette question. 

GR: Wurden Sie nicht jtußig bei dieſem Paſſus, der 
von den Klaſſengenoſſen im Wehrkleide jpricht? 

Schürch: Non, seulement ä l’occasion de l’interroga- 
toire. 

GN: Müflen Sie nicht jagen, das jei eine Aufforderung 
zum Ungehorjam? 

Schürch: Je n’ai pas donn& une erande importance ä 
ce passage. 


. er 
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GN: Was haben Sie mit der Ueberſetzung gemacht? 
Schürch: Je Pai donnee ä la personne qui s’occupait 
de l’expedition. 
GR: Haben Sie au den Aufruf jelbft verbreitet und 
weitergegeben? Schürch: Non. 
ER: Sie haben in der Vorunterfuhung anders aus— 


‚gejagt. | 


Schürch: Oui, je le sais, on m’a demand& et puisqu'il 
s’agissait de denoncer quelqu’un, j’ai pris la responsa- 
bilité sur moi. Apres, mon avocat a tenu que Je dise la 
verite. 

GR: Sie Haben in der Borunterfuhung gejagt, daß 
Sie den Tert telephonijch der Redaktion der „Sentinelle“ 
übermittelt hätten. Das wäre nun allo ein anderer oder eine 
andere? 

Schürch: Oui, mais je ne dis pas le nom. 

EN: Wann find Sie einberufen worden zu einer andern 
Sitzung? 

Schürch: J’etais à Neuchätel et lorsque je revins à 
Berne, ma femme m’attendait ä la gare pour me remettre 
le telegramme de convocation et puis je suis alle à la 
seance. 

ER: Hatte die Sitzung ſchon begonnen? 

Schürch: Non, j’assistaı à l’ouverture. 

GN: Non wen wurde fie eröffnet? 

Schürch: Par le president. 

GER: Was hat er gejagt? 

Schürch: Il a analyse la situation. 

GEN: Hat er nicht mitgeteilt, in Zürich dränge man zur 
Verhängung des Landesſtreiks? 

Schürch: Oui, mais dejä avant la s6ance d’autres per- 
sonnes nous avaıent dıt qu’on demandait la greve géné— 
rale à Zurich. 

GR: Man hielt fi aljo nit an dem Pröoteſtſtreik— 
beihluß? Haben Sie etwas gehört, daß nad) Solothurn 
telephoniert wurde? Oder daß von Züri nach Bern tele- 
phoniert wurde? 

Schürch: Le tel&phone &tait occupé continuellement. 

ER: Wann wurde gejprodhen von Solothurn? 


Schürch: Je n’ai pas donn& grande importance ä cette 
affaire. | 
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GR: Um welde Zeit wurde beſchloſſen, den Landes⸗ 
itreif zu verhängen? 

Schürch: J’ai J— que c’&tait à 11 heures. 

ER: Was gejchah nachher? Wurde der Aufruf redi- 
giert? 

Schürch: Oui, il a été rédigé apres. 

GR: Vorher war er aljo nur disfutiert und nicht ge⸗ 
ſchrieben worden? 

Schürch: Je ne l’ai pas vu. 

ER: Die Welichen haben fich nicht beteiligt an der 
Redaktion? 

Schürch: Non, mais à la traduction. 

SR: Alſo, Sie haben den deutihen Text gejehen? 

Schürch: Non. 

OR: Man hat doch, nachdem der Aufruf deutſch verfaßt 
war, Abja für Abſatz vorgelejen, ob jemand etwas einzu- 
wenden habe. 

Schürch: Je ne l’ai pas entendu. 

ER: Dem Aufruf in franzöſiſcher Sprache haben Sie 
zugeſtimmt? Schürch: Oui. 

EN: Alſo waren Sie auch einverſtanden mit dieſen ein— 
geklagten Stellen? 

Schürch: Oui, mais je n'ai pas cru qu’ils avaient une 
grande importance. Ü’&tait seulement devant le juge- 
instructeur que Jj’appris qu’on voulait attribuer une 
sı grande importance ä ces passages. | 

Naine: Est-ce que Schürch a eu l’ıd&e que ces conseils 
de soldats devraient &tre des conseils comme en Russie ou 
en Ailemagne, qui voulaient remplacer le gouvernement? 

Schürch: Non, non. 

Naine: Schürch, n’est-il pas adversaire d’un tel sys- 
teme et n’aurait-il pas protest& contre son introduction en 
Suisse? Schürch: Oui. 

EN: Alſo ‚heute billigen Sie einen ſolchen Paſſus nicht 
mehr? 

Naine: Monsieur le Grand-J uge, je crois qu'il ya 
confusion. Vous demandez à l’accus& de d&clarer s’il est 
contre les conseils de soldats. 

Huber: Es wird jongliert mit den Soldatenräten. 
Hat der Angeklagte die Meinung, daß dieſe Soldatenräte, die 
erwähnt find in dem Manifeft, etwa identiſch find mit den 
Soldatenräten be3 ruſſiſchen Syſtems? Das iſt die Sache. 
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SR: Er hat a gejagt, er wäre jetzt gegen einen ſol— 
chen Paſſus. Ich müßte alſo fragen, ob er im Sinne von 
Soldatenräten im Sinne von Rußland und Au 
dagegen wäre. Schürch: Oui. 

GR: Haben Sie nicht auch diejen Aufruf in franzö⸗ 
ſiſcher Sprache bekommen? 

Schürch: Oui, sur la rue. 

GR: An der Verteilung haben Sie ſich nicht ſelbſt be- 
teiligt® Schürch: Non. 

SR: Haben Sie fih am Aufruf an die Eijenbahner 
beteiligt? Schürch: Non. | 
ER: Haben Sie Eremplare an Eijenbahner verteilt? 

Schürch: Non. 

GEN: Haben Sie mit Eifenbahnern verkehrt? 

Schürch: Non. 

GR: Können Gie bejtätigen, was über die Ereigniſſe 
von Donnerstag gejagt worden iſt? Da find Sie aljo mit 
Grospierre zur Poſt gegangen, um ZTelegramme aufzugeben? 
Waren Sie auch) interniert an der Kapellenſtraße? 

Schürch: Oui. 

BER: Haben Sie auch telephoniert an jenem —— 
tag? Schürch: Non. 

ER: Mio andere haben das getan? Wann wurden 
Sie freigelafjen? 

Schürch: A 6 heures, le töl&graphe et le telephone 
ötaient libres pour nous, et le manifeste pouvait ötre im- 
prime. 

OR: Sie haben am Mittwochabend dem Streifabbrud 
zugeſtimmt? Schürch: Oui. 

ER: Aus welhen Gründen? | 

Schürch: Parce que je voulais &viter la guerre civile 
et parce que j’avais la conviction que la situation .devien- 
drait tres grave si la gröve continuait. 

GR: Können Sie jagen, daß fein fremdes Geld in Be- 
tracht kommt? 

Schürch: Oertainement. 

GR: Und fein fremdes Komplott zu unterdrücken war? 

Schürch: Oui, assur&ment. 


Sigung vom 17. März, nachmittags. 


Aud.: Ich glaube, wir find darin einig, Daß der Ange- 
ihuldigte Schürch erflärt, daß er den Aufruf vom 7. Novem— 
ber überjegt habe und daß er einverjtanden geweſen jet mit 
diefem Aufruf, auch mit den Sägen, welche an die Soldaten 
gerichtet gemwejen jeien, welche jie eingeladen hätten, dem 
Marſchbefehl Folge zu leiſten, aber nicht auf die Arbeiter zu 
ihiegen, und im fernern, daß, was den Aufruf vom 11. No— 
vember anbetrifft, der Aufruf verfaßt und Darauf ins 
Franzöſiſche überjegt worden ſei, daß er jih an der Ueber— 
jegung beteiligt habe und daß er mit dem Inhalt des Auf- 
rufe einverjtanden gemwejen jet mit dem Borbehalt, daß er 
ih nicht Rechnung gegeben habe darüber, was man mit den 
Soldatenräten wollte. Schürch: Oui. 

Naine: Il dit que le manifeste &tait destine aux 
ouvriers. 

GN: Der Aufruf war nicht für die Soldaten bejtimmt, 
ſondern für die Arbeiter, und der Aufruf war an die Arbeiter- 
unionen zu jchiden. 

Aud.: Ich bin einverjtanden damit, daß dieſe Frage 
eine Gerichtsfrage ift. 

Huber: Nein, es ijt eine tatſächliche Frage. 

Naine: U’est un fait. 

Huber: Das iſt feine Trage des Ermeſſens, der jurijti- 
ihen Würdigung, jondern es it eine Tatfrage, über die nur 
die Angeklagten jelbit Aufichluß geben fünnen. 

Naine: N’etait-ce pas l’intention chez l’accus& de ne 
pas faire envoyer le manifeste aux soldats et de l’envoyer 
aux organisations ouvrieres? Schürch: Qui. 

Aud.: Die Fragen der Verteidigung veranlafjen mich 
nun weiterzufragen. Wurde über den Paſſus „Soldatenräte” 
diskutiert? 

GER: Wir find am 7. November. 

Aud AmiT. oder 11. 

SER: Am 7. November war nicht von Soldatenräten 
Die Rede. 

Aud.: Er hat den Aufruf überjegen geholfen. Sch frage: 
Wurde über die Frage der Soldatenräte diskutiert? 

Shürdh: Wir haben nicht davon geſprochen. 

GR: Er hat nit davon jpredhen hören am Abend des 
10. November. 
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Aud.: Iſt er an der ganzen Sitzung vom 10. November 
gervejen? 

Schürch: Du commencement jusqu’ä la fin. 

EN: Es iſt ſchon beantwortet. Hat nicht Dr. Wofer 
etwas gejagt? 

Schürch: Ich habe nichts gehört. 

Aud.: Dann kann offenbar die Antwort, die wir heute 
vom Angejchuldigten erhalten haben, auf Befragen von 
Herrn Huber, glaube ich, nicht richtig jein, daß man nicht 
Spldatenräte gemeint Habe nach ruſſiſchem Muſter, fondern 
Soldatenräte nad) eigenem Mujter. 

Huber: Das ilt natürlid. 

Aud.: Niemand fan e3 bemeilent. 

Huber: Als Herr Gro3pierre. 

Naine: Grospierre ne comprend pas l’allemand... 

GR (unterbrehend): Schürch hat ihm geholfen. 

Huber: Ich möchte nun, daß wir da ganz klar jind. 
Wir haben wiederholt über die Soldatenräte, über Diele 
Aufrufe hier Fragen gejtellt. Der Herr Auditor hat jebt die 
Auffaſſung ausgeſprochen, die er vorher mehr durch jein 
Lächeln geäußert hat, als vb das überflüfjige Fragen wären, in 
der Meinung, daß das Sache der Würdigung durch das Ge— 
richt jei. Sch Eonftatiere nun, daß im Aufruf „Heraus zum 
Proteſtſtreik“ die ruſſiſche Methode ausdrüdlich abgelehnt ift.- 
Das ijt der eine Bunft. Der zweite Punkt ijt derjenige: Was 
haben die Angeklagten gemeint, wenn fie appellierten an Die 
Solidarität der gejamten Arbeiterflafje, wenn jie von Sol- 
datenräten ſprachen? Darüber kann fein Menſch Auskunft 
geben al3 die Angeklagten jelbit, und es geht nicht an, etwas 
zu interpretieren, was ihnen fremd ijt, und der dritte Punkt 
it, deshalb habe ich darauf aufmerfjam gemacht durch eine 
bejondere Stage, ob dieje Auffafjung, welche die Angeklagten 
ihrerjeit3 ausjpradhen, von irgend jemand in der Arbeiter- 
Ihaft mißverjtanden worden jei. Und die bisherigen Feſt— 
tellungen jind negativ. Die Auffafjung der Wrbeiterjchaft 
decte ji) mit der Auffaſſung der Angeklagten, vide Inſtruk— 
tion der Arbeiterunion Bern, vide die Feltitellung, daß der 
Aufruf an die Soldaten überhaupt nicht verteilt wurde mit 
Wiſſen und Willen der Angeklagten. Sch möchte den Herrn 
Auditor bitten, nun hier nicht auf feiner vorgefaßten Mei— 
nung zu verharren, jondern den objektiven Tatjachen Nech- 
nung zu tragen. | 
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Aud.: Sch Habe Feine vorgefaßte Meinung; ich folge 
einfach dem Berlauf und den Verhandlungen, und der Neft 
wird Sache der Plädoyers und der Würdigung des Gericht 
fein. 

Naine fragt den Angeklagten nochmals, ob man nicht 
gefunden habe, der Generalitreif jei nach den eingegangenen 
Nachrichten das Fleinere Uebel, al daß die Bewegung doch 
ausbreche und man dann die Leitung nicht darüber habe. 

Shürh: Man konnte die Bewegung nit mehr hin- 
dern. Man mußte jehen, daß man die Leitung nicht aus den 
Händen verlor. 

Naine: Schürch &taıt-ıl ä la Kapellenstrasse? 


EN: Sie beitätigen das. 
Huber: Jh möchte zur Frage der Soldatenräte noch 


einige Feltjtellungen machen. Sit dem Herren Angeklagten 


befannt, daß von irgendeiner andern Geite die Soldatenräte 
anders aufgefaßt worden jind als von ihm jelbit, daß alſo 
wirklich jemand die Abficht geäußert hätte oder ihm perjön- 
li davon geiprochen hätte, Soldatenräte im Sinne des ruj- 
ſiſchen Räteſyſtems zu gründen? 
: Shürd: Sch habe nie davon jprechen hören. 
NR: Er hat nie davon Sprechen hören weder im Oltener 


Aktionsfomitee no in den Sitzungen. Er hat überhaupt 


nicht Davon jprechen hören. 

Huber: Sn bezug auf den Proteſtſtreik. Sit dem An— 
geflagten befannt, daß außer den 19 durch dad Aktionskomitee 
fejtgejegten Ortichaften auch noch an andern Orten jpontan 
geitreift wurde? 

Shürh: Fa, verjchtedene Ortſchaften haben ji) an- 
geiaroflen, die in den 19 Orten nicht inbegriffen waren. 

ud.: Welche? 

E Bi ürch: ©t. Immer und Thun. 
| Huber: Sit dem Angeklagten befannt, daß von andern 

Orten nachträglich Reklamationen famen darüber, daß man 
den Proteſtſtreik nicht auf fie ausgedehnt habe? 

Shürdh: Das Stimmt. Auch Eifenbahner in verjchie- 
denen Orten. 

n ER: E3 haben andere Ortihaften veklamiert, daß man 
RR 

Huber: Soviel ich verjtanden habe, hat der Angeklagte 

gejagt Organijationen anderer Orte, insbejondere Eijen- 
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bahner hätten reflamiert, daß man jie nicht ſchon am 9. No- 
vember in den Streit der 19 Orte einbezogen hatte. 
Shürdh: Das iſt richtig. 
SER: Wir haben auch ſchon gehört, daß einzelne einen 
en gewünſcht hätten ſtatt des Proteſtſtreiks. 
Schürch: Ja, das iſt richtig. 
Aud.: Sind die Reklamationen dieſer Eiſenbahner 
ſchriftlich vorhanden? 
Schürch: Ich habe nur andere darüber ſprechen hören. 
Aud.: Wie ann er helfen, die Meberjegung zu machen? 
Naine: Er verfteht beſſer Deutſch als Gro3pierre. 
Aud: Herr Großrichter, ich möchte bitten, entweder 


präſidialiter oder durch Beſchluß des Gerichts feſtſtellen zu 


laſſen durch Nachforſchungen, ob die Behauptung richtig iſt, 
daß in St. Immer und Thun mitgeſtreikt wurde, trotzdem 
dieje Orte nicht inbegriffen waren, und zwar bei den Orts— 
behörden. 

Huber: Ich möchte meinerjeits nun im Namen meiner 
Kollegen dies unterftügen, aber damit zu warten, bis die 
Feſtſtellungen vollftändig gemadt find, denn e3 it nod) eine 
ganze Reihe anderer Orte. 


Dr. Welti: Nach Art. 95 der Militärorganifation kann 


der Unterſuchungsrichter und auch das Gericht, wenn es im 
Intereſſe der Unterſuchung erforderlich ericheint, die Vor— 
nahme eine Augenſcheines anordnen. Sch mödte nun 
bei diejer Gelegenheit den Antrag jtellen, nachdem über die 
hiſtoriſchen Dertlichkeiten feine abjolute Klarheit zu herrichen 
icheint, in der Kapellenſtraße vor Abjchluß der Verhandlungen 
einen Augenjchein vorzunehmen. Sie werden daraus dann 
erjehen, wie die Lofalitäten beichaffen find und daß es außer- 
ordentlih wahrſcheinlich ijt, was die Angeflagten hier jchil- 
dern, daß fie nicht während der ganzen Nacht in dieſem Fleinen 
Sisungszimmer ſich befunden haben können, jondern Daß 
fie fich in den verjchiedenen Bureaus verteilten, daß ſie nicht 
alle immer beieinander waren. Sch glaube, daß das im Inter— 
eſſe der Unterſuchung gelegen ift. 
ER: Ich werde das dem Gericht vorlegen. 


Einvernahme des Angellagten Schneeberger. 


ER: Sie find Präfident des Gewerkſchaftsbundes und 
haben als ſolcher dem Aktionskomitee angehört? | 
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Schneeberger: Nein. 

GER: Haben Sie dem überhaupt nicht angehört? 

Schneeberger: Kein. 

GN: Wie find Sie den dazu gefommen, an der Sitzung 
des Aktionskomitees teilzunehmen? 

Schneeberger: Wir haben an dieſem Tag, am 
Donnersſstag den 7. November, eine Sitzung gehabt vom 
Bundesfomitee des Gewerkſchaftsbundes. 

GER: Wir wiſſen, daß Sie damals ahnungslos geweſen 
ſind; es handelte ſich um wirtſchaftliche Fragen. 

Schneeberger: Ja, es iſt die ordentliche Sitzung 
geweſen, Die immer am Donnerstag jtattfindet. Um 10 Uhr 
haben wir die Sitzung gehabt und haben mittags unter- 
drohen und gegen 4 oder 5 Uhr find wir fertig geworden. 

GER: Und dann find Sie für den Abend eingeladen wor— 
den vom Aktionskomitee, der Sitzung beizumohnen. 

Schneeberger: Sa, der Herr Dürr hat mitgeteilt, 
er habe eine Einladung befommen für die Sitzung des Ak— 
tionafomiteed, und die Mitglieder des Bundesfomitees, die 
Zeit Ah feien eingeladen, an der Sitzung teilzunehmen. 

: Und haben Sie dem Ruf Folge geleijtet? Warn 
hat — Sitzung angefangen? 

Schneeberger: Ich habe vorher noch eine andere 
Sitzung gehabt im Volkshaus. 

EN: Was iſt Dort gejagt worden; was hat man dort 
geredet? Präſident iſt Ihr Kollege Grimm. Er hat einen 
Situationsbericht gegeben, über die Truppenaufgebote, über 
die Erregung, die in Zürich vorhanden gemejen jet. 

Schneeberger: Jawohl. 

GR: St im Bern auch eine Erregung gemwejen? 

Schneeberger: Neim. 

GN: Was it da geredet worden? Sit der Vorichlag 
gemacht worden, einen 24ftündigen Proteſtſtreik durchzu— 
führen? Von wem aus ijt die Anregung gefommen? 

Schneeberger: Welcher von den Anmwejenden die 
Anregung gemacht hat, weiß id) nicht. Es hat am Tag vorher 
eine Aftionzjigung jtattgefunden, aber aus andern Grün— 
den, wie hier jchon dargelegt wurde, und offenbar haben Die 
Mitglieder unter dem Tag auch miteinander verfehrt. Wer 
die Anregung gemacht hat, weiß ich nicht; der Vorſchlag iſt 
: gemacht und diskutiert worden. 

GR: Haben Sie ſich an der Diskuſſion beteiligt? 
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Schtmeeberger: Ka. 

SGN: In weldem Sinne? 

Schneeberger: Ja, ich habe mich gegen die Anord- 
nung ausgejproden. 

GR: Aus welhen Gründen? 

Schneeberger: Ich glaubte, daß man vielleicht vor— 
läufig noch die Sache auf einem andern Wege fünnte zu einem 
guten Ende bringen. 

GR: Sie haben die Notwendigkeit eines Proteſtſtreiks 
nicht eingejehen? 

. Schneeberger: Ta, offenbar die Notwendigfeit 
oder Zweckmäßigkeit. 

EN: Alſo beides wäre der Grund geweſen? 

Schneeberger: Das ebenfalls, ja. « 

GEN: Haben Sie nicht perjönliche Gründe gehabt? 

Schneeberger: Perſönliche Gründe nicht, nur ob- 
jeftive Gründe, die mich bewogen haben, anderer Meinung 
zu jein, als andere, die dafür gejprochen haben. 

GR: Die haben ih niht von Ihnen überzeugen lafien 
wollen. 

Schneeberger: Es waren Erwägungen, die mir 
nicht mehr alle gegenwärtig jind. 

EN: Sie find alſo dagegen gemejen? 

Schneeberger: In Bern haben wir ja noch nicht 
Kenntnis gehabt von der Erregung. Ich bin vielleicht orien- 
tierter geweſen, als die, die von Zürich gefommen find. 

EN: Auf Sie haben ſie nicht gehört? 

Schneeberger: Es iſt wenigſtens anders gefommen. 

OR: Sa, warum haben fie auf Sie nicht gehört? 

Schneeberger: a, die haben audh eine Meinung 
gehabt, eine eigene. 

N: Sie haben Shre Gründe nicht gewürdigt? 

Schneeberger: Ya, wenigftens find meine Gründe 
nicht Durchgedrungen. 

GEN: Sagen Sie uns die Gründe, Die Die andern nor- 
—— haben. 

Schneeberger: Ich habe da kein Protokoll geführt. 

GR: Natürlich nicht. 

Schneeberger: Der Hauptgrund iſt gewejen als 
Proteſt gegen das Truppenaufgebot, das man der Arbeiter- 
ſchaft wieder einmal auf den Hals gejebt hatte. 

GER: Auf den Hals gejegt? Ich bin der Veberzeugung... 
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Schneeberger (unterbredend): Herr Großrichter, 
das ijt die Auffaffung geweſen bei den Arbeitern und daher 
die Erregung, und wenn der Herr Großrichter erlaubt, will 
ih aufmerfjam machen auf ein anderes Beijpiel, daß Die 
ganze Weſtſchweiz ebenſo in Erregung geraten ijt und ebenſo 
proteitiert hat. Sie wollte einen Streik maden, als fie im 
Prozeß gegen die Oberjten von Wattenmwyl und Egli erfuhr, 
daß man Eijenbahnzüge zur Verfügung gejtellt hat, um even- 
tuel Truppen in die Weſtſchweiz zu ſpedieren. Das 
hat fih auch in jeweiligen Proteſtäußerungen Luft verihafit, 
in der Preſſe und Berjammlungen. Auch ijt e3 begreiflich, 
daß, wenn man gegen die Arbeiterjchaft Truppen aufbietet, 
daß die ji) auch erregen und daß jie das auch als Provokation 
betrachten darf. 

& Wann haben Sie die Sitzung verlaffen? Sind 
Sie anmejend gewejen, als der Beſchluß gefaßt wurde? 

Schneeberger: Ka. 

ER: Haben Sie naher die Situng verlafjen? 

Schneeberger: a, das wird gegen 1 Uhr gemwejen 
jein. 

ER :Willen Sie, daß nachher eine Subfommiffion den 
Auftrag übernommen hat, einen Aufruf zu verfafjen? 

Schneeberger: a. 

ER: Haben Sie mitgeholfen? 

Schneeberger: Nein. 

GR: Haben Sie diefen Aufruf in die Hand befommen 
nachher? 

Schneeberger: Nein, erit ald er gedrudt geweſen ft. 

ER: Mio nachher. Wie ift nun der Proteſtſtreik in 
Bern durchgeführt worden? Was haben Sie vorgelehrt, als 
der Proteſtſtreik gekommen it? Am Freitag ijt er allgemein 
befannt gewejen. Was haben Sie am Freitag machen wollen? 

Schneeberger: Freitag morgen bin ich wie ge- 
wohnt ind Bureau gegangen, und nachdem ich die Bolt und 
das Nötigite, mad am Morgen gewöhnlich zu erledigen it, 
bejorgt hatte, habe ich NRüdjpracje genommen mit dem Poli- 
zeihauptmann und habe mit ihm die notwendigjten polizei- 
lihen Maßnahmen und Anordnungen beiprocdhen, und nachher 
habe ihBejuch befommen von Oberjtforpsfommand. Wildbolz, 
der mir dann mitgeteilt hat, daß nun auch Bern militärijch 
bejeßt werde, zu meiner Ueberraſchung. Ich habe auch auf 
dem Weg am Morgen vernommen, daß Landjturmtruppen 
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bereit3 eingerüct jeien in der Stadt, wieder zu meiner Ueber— 
raſchung. Sch habe Feine Ahnung gehabt, warum und zu 
welchem Zweck nun auch Bern militärijch bejegt werde. Von 
Züri) hat man es noch begriffen, weil die Regierung von 
Züri zum Bundesrat gekommen iſt und militärischen Schuß 
verlangt hat. Aber in Bern iſt das nicht der Fall gemeien, 
weil der Negierungsvertreter mir im Großen Nat jelbft noch 
bejtätigte, daß weder Regierung noch Gemeinderat von Bern 
militäriſchen Schuß verlangt haben. 

EN: Sie haben gehört, wa3 die andern Angeklagten 
gejagt haben. Sie haben die Meinung gehabt, der Proteſt— 
jtreif hätte vermieden werden jollen. Haben Sie das auch 
von andern Angeklagten gehört? 

Schneeberger: Die Erwägungen find gemudt wor- 
den. 

EN: Nun haben Sie fi mit Oberjtforpsfommandant 
Wildbolz vereinbat? 

Schneeberger: Ga; am Nachmittag haben wir 
Konferenzen gehabt, nachmittags und abends, dreimal mit 
Regierung und Gemeinderat. 

GER: Sie haben die Zuficherung erhalten, die Sache 
werde in Frieden verlaufen. Schneeberger: Ga. 

ER: Sit das friedlich verlaufen? N 

Schneeberger: Gomeit friedlich, daß mit dem La— 
denſchluß nicht alles geklappt hat, wie man das vorgejehen 
und ich erwartet habe. 

GN: Was haben Sie für Anordnungen getroffen? 

Schneeberger: Gh Habe dem Polizeihauptmann 
Auftrag gegeben, alle verfügbare Mannſchaft im Polizeige— 
bäude zur Verfügung zu halten. Das ijt gemacht worden. 

GR: Zu welhem Zweck? 

Schneeberger: Damit, wenn ed nötig wäre, daß 
Polizei einjchreiten müßte, fie zur Verfügung jet. 

NR: Sa, aber mit dem Ladenjchluß jpeziell? 

ER: Haben Sie das gebilligt oder nicht? 

Schneeberger: Natürlich habe ich dag nicht gebilligt. 

GEN: Sie haben die Mannjchaft bereitgehalten, um den 
Ladenſchluß zu verhindern? 

Schneeberger: Sa, das ijt auch jo geweſen; aber 
daß fie nun da in der ganzen Stadt die Läden geſchloſſen 
haben mit einem Mal, das hat niemand vorausjehen fünnen; 
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da wäre Die ganze Polizeimacht nicht jtarf genug geweſen, das 
zu verhindern. 

GN: Aber hat nun die Polizei irgendwo verhindert, 
daß ein Laden gejchlofjen wurde, wo man Schluß verlangte? 

Schneeberger: Ja, alle die Ladeninhaber, die 
offenhalten wollten und fi) an die Polizei wandten, denen 
hat man Polizei gewährt. 

Wieviel waren e3? 

Schneeberger: Es werden vielleicht ein oder zwei 
Dutzend gemejen jein. 

GR:Iſt der Tag immerhin ohne Zujammenftoß ver- 
laufen? 

Schneeberger: Ich möchte feititellen, daß feine ein- 
zige Klage eingelaufen ijt, daß irgendeine Eigentumsbeſchä— 
digung vorgefommen ift oder fürperlihe Gewalt angewendet 
worden wäre. sch berufe mich Dabei auch auf den öffentlichen 
Anſchlag von Oberftforpsfommandant Wildbolz, der am 
Sonntagnachmittag gemeldet hat, daß die Polizeidirektion 
jich alle Mühe gegeben habe, die Ordnung aufrehtzuerhalten. 

EN: Nun jagen Sie, von wem Sie am Sonntag ein- 
geladen wurden zur Sigung am Abend. 

Schneeberger: So um halb 1 Uhr hat mir Ge— 
noſſe Ilg telephoniert. 

EN: Was hat er telephoniert? 

Schneeberger: Es finde heute abend eine Sitzung 
des Aktionskomitees und der Geſchäftsleitung ſtatt, um Stel— 
lung zu nehmen zur Situation, wie fie ſich num ergeben Habe. 
N: Sie haben auch Kenntnis gehabt von allem, wa3 
geichehen ijt? Haben Sie noch andere Kenntniffe, was in 
Zürich gegangen it? Schneeberger: Nein. 

GN: Sie haben fih nicht Darum gefümmert? 

Schneeberger: Nein. 

GEN: Haben Sie am Nachmittag nicht andere gejehen 
von den Siollegen? 

Schneeberger: Ja, um halb 1 Uhr haben mir Die 
Leute mitgeteilt, Der Herr Wildbolz habe telephoniert, er 
wolle etwas jprechen mit mir, und id) habe ihm antelephoniert 
und eine Konferenz vereinbart auf 314, Uhr. 

GR: Hat fie jtattgefunden? © HE neeberger: a 

EN: Zu melden Zweck? 

Schneeberger: Er hat mir eröffnen wollen, daß 
er die Stadt militärisch bejege. Wir haben allerdings nod) 
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verſchiedenes andere Digfutiert, aber das ijt offenbar der 
Zweck, warum er mich hat fommen lafjen. 

EN: Haben Sie dagegen proteftiert, daß Militär auf- 
geboten wurde? 

Schweeberger: Nein, ih habe am Freitag, als er 
da3 eritemal bei mir war, mit ihm die Aufitellung der Trup- 
pen geregelt. Er hat mir jeinen Plan entwidelt, daß er das 
beabfichtige und hat das jehr diskret gemacht, hat nur eine 
Kompanie in die Stadt genommen und hat erklärt, er werde 
jie nicht auf die Straße ftellen, jondern er werde fie im Gym— 
nafium haben, und die andern Truppen, die werden in Büm- 
pliz und in der Umgebung der Stadt bleiben und erjt in die 
Stadt hineinlommen, wenn es nötig jei. Ich habe das fiir 


jehr vernünftig gefunden. 


GN: Und am Sonntag hat er den Entiehluß geändert? 

Schneeberger: %a, am Sonntag hat er den Ent- 
ihluß geändert nach den Vorkommniſſen von Samstag, weil 
die Läden gejchloffen wurden, nicht in erjter Linie wegen der 
Gewaltanwendung der Gtreifenden, jondern wegen der 
Schlotterhaftigfeit der Ladeninhaber jelber. 

GN: Sa, was für Schlotterhaftigfeit? 

Schneeberger: Ya, die haben mehr Angit geyabi 
als nötig war. 

EN: Sie hätten nicht Schließen jollen? Ä 

Schneeberger: Nein, fie hätten nicht jchließen jol- 
len, jondern wenn ein Streifender gefommen ift, Haben jie 
geſchloſſen, in der Angſt vielleicht, der Laden werde einge- 
ichlagen. | 

GR: Ja, aber iſt's da nicht jo vorgefommen, daß inınter- 
hin die Sache nicht jo einfach gegangen ijt, daß es Energie 
gebraucht hat, um 3. B. eine Wirtihaft offenzuhalten? 

Schneeberger: Da hat man aber auch olizei 
hingejchidt, jofort, wenn man Kenntnis erhielt, jogar mit 
Automobil. | 

EN: Da hat man aljo mit der Polizei geholfen, die. 
Deffnung der Wirtihaften aufrechtzuerhalten? 

Schneeberger: Ja. 

GER: Sie find energisch vorgegangen? 

Schneeberger: In einzelnen Fällen hat man das 
müjjen. 

GEN: Damit ift die Unterredung fertig gewejen am Nach— 
mittag. 
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Schneeberger: Ga, wir haben noch über verjchie- 
denes andere geredet, daS mit den Maßnahmen nichts zu tum 
gehabt hat. Wir haben nebenbei iiber Sozialpolitif geredet. 

GEN: Und was haben Sie weiter gemaht? Was ift ge- 
gangen bis abends? Haben Sie nicht erfahren, daß verjchie- 
denes gegangen iſt in Zürich? 

Schneeberger: Ja, das iſt ſo gerüchtweiſe auf der 
Straße mitgeteilt worden. Es hat geheißen, es ſeien ſoundſo 
viele tot, es habe einen Zuſammenſtoß gegeben, und das Mili— 
tär habe in eine Verſammlung geſchoſſen. Das alles iſt für 
mic unfontrollierbar gewejen. Sch habe das ald Gerücht 
aufgefaßt und als Fantajie. 

ER: Sind Sie nachher nach Haufe gegangen; Ihre 
Wohnung tit- Kapellenitraße 6? Schneeberger: Sa. 

GR: Wann find Sie in die Verſammlung gegangen? 

Schneeberger: Um 6 Uhr fam ih heim und ging 
nachher in die Berfammlung. Mir ift mitgeteilt worden, fie 
finde um 7 Uhr Statt. Das ift nicht der Fall gemejen. Dann 
ging ich Später wieder hin. 

ER: Sie haben der Eröffnung der Sitzung beigemahnt? 

Schneeberger: a. 

GR: Der Präfident hat jie eröffnet und es ein Erxpoſẽ 
gegeben über die Situation? Schneeberger: Ja. 

ER: Sie haben ihn mitangehört? 

Schneeberger: Ja. 

GN: Hat er .h erjtattet über die Schritte vom 
"Nachmittag? 

Schneeberger: Nein, zuerjt über die Situation 


vom Samstag. Er hat die Berichte und Briefe verlejen, wo 


der Streik durchgeführt worden ift. 

N: Wie ift er durchgeführt worden? 
Schneeberger: Wie er angeordnet worden ift. 
ER: Und dann nachher über Die Konferenz mit dem 

Bundesrat am Nachmittag? 

Schneeberger: Er hat Auskunft gegeben über die 
Stonferenz, Die da weiter das Aftionsfomitee gehabt habe 
mit dem Bundesrat am Gonntagnadhmittag und über Die 
Erfolgloſigkeit. 

ER: Sie haben gefunden, wenn der Bundesrat feine 
el mache, jei da unannehmbar? 

Schneeberger: Sa. 
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GR: Und um den Bundesrat zu zwingen, den Geiteral- 
ſtreik beſchloſſen? 

Schneeberger: Das iſt nicht allein Deswegen gewe— 
jen; auch die Ereigniſſe in Zürich, namentlich das Schießen 
in die Verjammlung und daß in Zürich, wie man abends ver- 
nommen hat, bejhlofjen worden ijt, daß der Streik meiter- 
geführt werde, und auch von andern Orten haben fie Bericht 
erhalten im Laufe des Abends, von Winterthur und ardern 
Orten, daß der Streik weitergeführt werde troß dem Aufruf. 

GN: Sind ©ie dabei gemejen, ald Sie angefragt haben 
und gefragt haben, was da gehe? 

Schneeberger: Das Telephon ijt nicht im Sitzungs— 
zimmer. | 

GN: Haben Sie jelber telephoniert? 

Schneeberger: Nein. 

EN: Es iſt mitgeteilt worden, daß in Zürich eine Ver- 
jammlung gemwejen jet und daß fie meiterftreifen wollen. 

Schneeberger: sa: 

GER: Sit mitgeteilt worden, daß fie am Samstag nicht 
haben aufhören wollen? Schneeberger: a. 

ER: Um melde Zeit iſt daS geweſen? 

Schneeberger: Das fann id jetzt nicht fagen: die 
ganze Zeit iſt ja telephoniert worden. 

GN: Wann tft das erjtemal von Zürich aus telepho- 
niert worden? 

Schneeberger: Das fann ic nicht jagen. 


SGN: Hat man da nicht gejagt, es iſt unannehmbar, was 
der Bundesrat jagt, wir fangen an zu jtreifen? Iſt da nicht 
ſchon ein Aufruf beſprochen worden? 

Schneeberger: Nein. 

GR: Man hat fich zuerjt geeinigt, ob überhaupt der 
Streif verhängt werden fol? Schneeberger: a. 

NR: Wann it da3 beichlofjen worden? 

Schneeberger: Zwiſchen 10 und 11 Uhr; näher 
bei 11 als bei 10 Uhr. 

EN: Wa hat man nachher gejagt; hat jemand oppo— 
niert? 

Schneeberger: Der Streik ift, ſoviel ih mid) er- 
innere, einjftimmig bejchlofjen worden. 

GR: Und nahher Hat man für nötig gefunden, einen 
Aufruf zu machen? 
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Schneeberger: Als der Streifbeichluß gefaßt war, 
bin ich abgetreten. 

EN: Haben Sie nicht davon gehört, daß ein Minimal⸗ 
programm vorgelegt worden iſt. 

Schneeberger: Ja, über einzelne dieſer Forde— 
rungen hat man ſchon vorher diskutiert. 

GER: Sind Ihnen die neun Punkte vorher nicht be— 
fannt gewejen? 

Schneeberger: Nein; in der Formulierung und in 
der Einreihung habe ich fie nicht gejehen. Aber e3 hat For— 
derungen, die zum Teil ſchon jehr alt jind. 

ER: Sch meine aber die Zuſammenſtellung. 

Schneeberger: Nein; in Ddiejer Formulierung habe 
ich fie nicht gejehen. 

EN: Aber ijt nicht Darüber geredet worden? 

Schneeberger: Ja, am Abend ijt darüber geredet 
worden. 

ER: Nachdem der Streikbeichluß gefaßt worden war? 

Schneeberger: Auch ſchon vorher. 

GER: Haben Sie nichts von Goldatenräten verhandeln 
hören? Schneeberger: Mein. 

EN: Sind Gie dann abgetreten? 

Schneeberger: Ja 

SGN: Sind Sie he od einmal hingegangen? 

Schneeberger: Ja, um zu fehen, ob Bericht von 
Zürich gefommen jet. 

EN: Was geredet worden? Sind Sie niht anweſend 
gewejen, als der ganze Aufruf vorgelejen wurde abjchnitt- 
weile? Schneeberger: Nein. 

EN: Als gefragt wurde, ob jemand etwas zu refla- 
mieren habe? Schneeberger: Nein. 

GEN: Sind Sie nicht gefragt worden, ob Ihr Name: 
darauf ftehen dürfe? Schneeberger: Nein. 

GN: Und haben Sie nicht davon gehört, daß jpeziell 
Kollege lg jich geäußert hat, der Bräfident der Fraktion jollte 
die Zuftimmung geben? Schneeberger: Nein. 

GR: Wann find Gie überhaupt ind Bett gegangen? 

Schneeberger: Ich denfe um 1 Uhr. Oben kann 
— nicht ſchlafen, wenn unten auf dieſe Weiſe diskutiert 
wir 

GR: Bis 1 Uhr iſt der Aufruf fertig geweſen? 
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Schneeberger: Ich weiß nidt, wann er fertig 
wurde. | 

ER: Sie hätten aljo doch Kenntnis befommen können? 
Wann haben Sie Kenntnis befommen von dem Aufruf? 

Schneeberger: MS er gedrudt mar. 

ER: Haben Sie mehrere Exemplare befommen? 

Schneeberger: Nein; ich habe ihn in der „Tag- 
wacht“ gelejen. 

GR: Haben Sie nicht auch Kenntnis befommen, daß 
am — Abend noch ein Aufruf an die Eifenbagner ver⸗ 
faßt wurde? 

Schneeberger: Nein; davon weiß ich nicht2. 

GR: Haben Sie den nachher nicht in die Hände befom- 
men? Schneeberger: Nein. 

SR: Einer von Ihren Kollegen hat gejagt, die anwe— 
fenden Nationalräte haben die Zuftimmung gegeben und 
hat Ihren Namen aud) genannt. 

Schneeberger: Zum Streikbeſchluß. 

GEN: Aber zugeitimmt zum Aufruf? 

Schneeberger: Sch habe nicht gefonnt. 

GAR: Warum nicht? 

Schneeberger: Weil ich nicht dabei gewejen bin. 

GR: Was hat einer von Shren Kollegen gejagt, wenn 
ich mic) recht erinnere, ijt es Kollege Huggler gemwejen, der 
gejagt hat, die andern Natiovnalräte hätten zugejtimmt. 

Schneeberger: Das ift möglid. Ich habe den Ge— 
danken, daß das die Nationalräte angeht, die dageweſen find. 
Es ijt erklärlich. So, wie e3 in Der Sitzung zugegangen ift, 
fann er nicht für jeden Augenblid jagen, wer in jedem Mo— 
ment dageweſen iſt; dag wüßte ich auch nicht, Daß ich jagen 
fönnte heute, in dem - Moment find die und die dageweſen. 

GR: Und am andern Tag, am Montag, haben Sie 
da nicht wieder teilgenommen an den Sigungen des Aktions— 
fomitees? 

Schneeberger: Nein, da habe ich feine Zeit gehabt. 
Sch bin morgens wieder wie gewohnt ins Bureau und habe 
den ganzen Tag zu tun gehabt und Konferenzen gehabt mit 
der Regierung und Sitzungen im Beirat ujm. und habe nicht 
Zeit gehabt für noch mehr Sigungen außer Regierung und 
Gemeinderat. 

EN: Wanı hat der Gemeinderat den Aufruf an die 
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Gemeindearbeiter und Angejtellten aufgejtellt, fie ſollen vie 
Arbeit nicht niederlegen? 

Schneeberger: Ich weiß nicht mehr, ob das in der 
Sitzung vormittags oder nachmittags beſchloſſen wurde. Ver— 
teilt ijt er worden in der Polizeiverwaltung gegen 5 oder 
6 Uhr am Abend. 

GR: Am Montag? Schneeberger: Ja. 

EN: Alſo it man einverftanden gewejen im Gemeinde- 
tat, Die Öemeindeangejtellten jtreifen zu laſſen am Samstag 
im Proteftftreif. Sit man einverjtanden gemejen, daß fie mit- 
machen? Hat man nicht gehinbert, daß ſie ſtreikten? 

Schneeberger: Ja, wir haben jo viele Sitzungen 
gehabt während diejer Tage, daß ich nicht mehr ohne weiteres 
jagen fann, das und das iſt in der und der Sitzung geweſen. 
Da müßte man das PBrotofoll vom Gemeinderat nadhjchauen. 

ER: Mio am Montagnachmittag jei der Aufruf ver- 

öffentliht worden? Schneeberger: Ja. 

ER: Wie erflären Sie aber, daß die Gemeindebeamten 
und -angeitellten am Dienstag geitreift haben troß der Auf- 
forderung? 

Schneeberger: Sie haben halt dem Aufruf der 
Streifleitung gefolgt und nicht dem Gemeinderat (Heiterkeit). 

SR: Sit es nicht jo, daß die Stadtratöfraftion der Par— 
tei im Gegenteil aufgefordert hat, mitzumachen. 

Schneeberger: Ja, das it eine eigene Sache. Es 
fann dem Gemeinderat nicht gleich jein, wenn eine Fraktion 
das Gegenteil bejchliekt. 

ER: Haben Sie da3 zu verhindern verſucht? 

— Ja. 

EA: Mit ben Erfolg? Schneeberger: Fa. 

ER: Sit Shen zur Kenntnis gefommen, daß am Dien?- 
tag noch gejtreift worden ift? Daß am Donnerstag in der 
Stadt Bern Patrouillen angerempelt worden find von Strei— 
fenden und daß da verjucht worden ift, auf die Batrouillen 
einzumwirten? Schneeberger: Nein. 

ER: Shre Leute, Organe, haben feinerlei Leute feit- 
genommen? Schnee ber ger: Ich glaube nicht. 

EN: Haben Shre Organe überhaupt jemand angehalten? 

Schneeberger: Xa, das haben fie auch; aber verhaf- 
tet worden ift niemand. 

EN: Angehalten und auf die Polizei geführt und mie- 
der laufen laſſen? Schneeberger: Ga. 
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GR: Aus Imelben Gründen? 

Schneeberger: Ich kann jagen, Herr Srogrichter, 
daß zum Beijpiel Der Bolizeihauptmann nad) Beſprechung 
mit mir etwa 20 Mann eingeladen hat, auf das Polizeige— 
bäude zu fommen. Das find Leute geweſen, die bei der Po— 
lizei befannt find, denen natürlih Sachen zuzutrauen find, 
die andere nicht machen, und von denen man befürchtet, fie 
fönnten verjuchen, zu ihrem Vergnügen oder zu irgendwelchen 
Sweden Unruhe zu jtiften, Provokationen zu machen uſw. 
Die hat man herfommen laſſen und hat fie ernſtlich ermahnt 
und hat ihnen gedroht, daß der erjte, der fich irgend etwas 
zuſchulden fommen lafje, eine Provokation oder Unruhe ver- 
urjache, eingeftect werde. Dann haben jie veriprochen, ſich 
gut aufzuführen. Darauf hat man jie wieder laufen laſſen. 

GR: Haben Sie davon gehört, daß das Militär Kon— 
Der mit Bürgern gehabt hat? 

hneeberger: Ga ſchon am PDienstagmorgen ijt 
mir mitgeteilt worden, daß am Stornhausplag Kavallerie 
duch) die Lauben geritten ift, um das Publikum fo wegzu- 
drängen. Und dann ijt, glaube ih, Herr Regierungsrat 
Dr. Tſchumi bald darauf bei mir im Bureau gemwejen, und 
ich habe auch dem Herrn Oberftforpsfommandanten Wildbolz 
anläuten wollen Deswegen und Teine Be bekommen. 
Sch habe daher den Herrn Regierungsrat Dr. Tſchumi er— 
ſucht, er möchte mit Dem Herrn Oberjtlorpsfommandenten 
Rückiprache nehmen, daß er dafür jorge, daß nicht in der Weile 
vorgegangen werde vom Militär. Das ijt dann, glaube ich, 
gemacht worden, und joviel ich weiß, ijt nachher nichts mehr 
vorgefommen. Es iſt mir von Regierungsrat Dr. Tſchumi 
geſagt worden, daß er in der Weiſe vorſtellig geworben ei 
und ihm zugelihert worden ſei, daß das abgeitellt werde. 

ER: Sonſt ist Ihnen nichts zu Ohren gefommen? 

Schneeberger: Am lebten Abend, am Donner3- 
tag, war auf dem Kornhausplatz auch Kavallerie in die Leute 
hineingeritten, und daß dann ein Kind, ein acht» oder zehn- 
jähriger Bube im die Sanitätsſtation des Polizeigebäudes ge— 
bracht wurde. Er iſt von einem Pferd verletzt worden. 

SR: Iſt nit große Erregung gewejen am Donners— 
tagnachmittag? 

Schneeberger: Ja, den ganzen Tag. 

GR: War nicht eine große Verſammlung im Volks— 
haus? Schneeberger: Jawohl. 
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rufen? 

Schneeberger: Mein, tagsüber nicht. Sch bin den 
ganzen Tag genug beichäftigt geweſen mit den Saden in 
dem PBolizeigebäude. Dann bin ich aber, glaube ih, um 12 
Uhr von der Sitzung des Gemeinderates weggegangen. Man 
jagte mir, e3 ginge wieder los. Man hat gejagt, eine große 
Kerfammlung jet im Saal und ein Haufen Leute ſei im 
vordern. Saal. Die Verfammlung ift aber gerade augein- 
ander gegangen, und ich ging meiner Wege. Aber am Nach— 
mittag, al3 ich wieder ind Bureau ging, war alles voli Ar— 
beiter und alles erregt, und alles hat gejchimpft über das 
Aktionskomitee, daß der Streit abgebrochen worden jet. Alle 
zehn Schritte bin ich aufgehalten worden; Diejer hat Das ge- 
fragt, jener hat über diejen gejchimpft. Ich habe kurzen Be— 
ſcheid gegeben und habe geſchaut, daß ich durchkomme. 

GER: Sind Sie nicht dabei geweſen, als die Streik— 
beendigung beſchloſſen wurde? 

Schneeberger: Ja, da bin ich dabei geweſen. 

GEN: Man hat Sie als Präſident des Gemerfichaft?- 
bundes gefragt? 


Schneeberger: Ja und als Mitglied der National- 


vatsfraftion. Nachmittags hat eine große Verfammlung im 
Volkshaus jtattgefunden, wo bejchlofen wurde, der "Streik 
jolle weitergeführt werden. 
ER: Können Sie jagen, warn Die Verſammlung ange- 
En hat im Volkshaus? 
Schneeberger: Nein; ich bin nicht dabei geweſen. 
SR: Am Nachmittag? Schneeberger: Ja. 


GR: Und gegen Abend ijt Die Stimmung immer noch 


I geweſen? 

Schneeberger: Ich bin dann eingeladen worden 
zu einer Sitzung der Vorſtände und Vertrauensmänner, die 
abends 8 Uhr ſtattfinden und ‚zum Streikabbruch dann 
Stellung nehmen werde. Sch bin dann um 8 Uhr hingegan— 
gen, und wie ich die Treppe hinaufging, ſah th, Daß Der 
große Saal gejtedt voll Leute war. Sch bin Dort hineinge— 
gangen und habe „gedacht, die andere Verſammlung merde 
nicht ftattfinden. In der großen Verfammlung hat man über 
den Streifabbrucd geredet, und die Stimmung ijt jo erregt 
gemwejeit, wie ich noch feiner jo erregten Terjemmhutg bei- 
gewohnt habe. Der Saal war gedrängt voll Leute. Einer 


GN: Hat man niht auch Sie zur Vermittlung ange⸗ 
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nach dem andern, die gejchimpft Haben über das Aktions— 
fomitee und für Meiteritreifen geijprochen haben, die haben 
ein taujenditimmiges Bravo befommen. Die andere Sitzung 
hat dann jcheint’3 doch ſtattgefunden. Später ſind dann die 
Leute hinuntergekommen; weil ſie im Saal nicht mehr Platz 
gehabt haben, mußten ſie auf die Bühne. Da iſt das Reſul— 
tat von dieſer Beratung der Vorſtände vorgelegt worden, und 
auch dort iſt eine geharniſchte Reſolution gegen das Aktiong 
komitee der Verſammlung vorgelegt worden, es ſei ihm das 
Vertrauen zu entziehen und ſei abzuſetzen und anders zu 
wählen ujw. Es hat alle Mühe gekoſtet, die Verſammlung 
gegen 12 Uhr ſchließlich Doch Dazu zu bringen, daß jie dem 
Streifabbrud, der vom Altionsfomitee verfügt worden ift, 
zujtimmte. Sch möchte da bemerken, daß bei den Bemühungen, 
die Verfammlung zu dem Standpunkt aufzumuntern, der 
Streikabbruch jet zu befolgen, auch die Angeklagten Ilg, Dürr 
und — mitgemirkt haben. 
NR: Das war am Donnerstag? 

allein: Sa, am Abend. 

GR: Am Morgen haben die Eifenbahner wieder ihren 
Dienst verjehen. 

Schneeberger: Ja, es ift dann beſchloſſen worden, 
' vieleiht um 11 oder 12 Uhr herum. 

GER: Haben Sie fonftatieren fünnen, daß fremdes Gel 
gebraucht worden iſt. 

Schneeberger: Ich habe feines gejehen. 

GR: Willen Sie etwas von einem Komplott? 

Schneeberger: Nein. 

Aud.: Herr Großrichter, es bejteht eine Differenz zwi— 
ihen der Depofition Huggler und der Depofition Schnee— 

berger, und die follte aufgeklärt werden. Die Depoſition 
Huggler lautet in der Vorunterfuhung — ich glaube, jie tit 
ihon wiederholt angeführt worden, ich will nicht jede3 Wort 
noch einmal wiederholen — , „die anmejenden Nationalzülte, 
die Herren Düby, Grimm, Örospierre, Ilg, Ryſer, Schnee 
berger und ich waren einverftanden” ‚ nämlich mit dem Auf— 
ruf von Sonntag abend, und nun möchte ich gern, daß man 
Herrn Huggler darüber Frage. 

Huggler: Ich fanı das aufklären. Die Sache hat fich 
jo verhalten, daß mich der Unterſuchungsrichter erſt nachträg- 
Hi) gefragt hat, was für Nationalräte an der Sitzung an- 
tejend geweſen find, und da iſt jehr wohl möglich, daß in 
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dem betreffenden - Moment Schneeberger gerade nicht anwe— 
jend gewejen ilt. Das könnte ich nicht mehr beitimmt jagen. 
Sch habe alle genannt, die an der Sitzung teilgenommen ha- 
ben, und in dem Protokoll hat er wahrjcheinlich die Namen 
dann angeführt. 

Aud.: Sch behaupte nicht, es jei jo oder ſo. Es ift nur 
eine Differenz. hu 

Huggler: Es ift möglich, daß Schneeberger im Mo- 
ment nicht anweſend war. Es läßt fich jo erflären. Aber 
jedenfalls ilt er an der Sitzung anweſend gemwejen, und alle, 
die anweſend geweſen find, haben zugeftimmt. Aber, ob er in 
dem Wioment gerade anwejend gemejen iſt, fanın ich nicht be- 
ſtimmt jagen. 

Aud.: In der Depojition Schneeberger in der Vorunter- 
juhung über den Aufruf vom 11. November wird behaubtet, 
Schneeberger habe gegenüber dem Herrn Oberſtkorpskom— 
mandanten Wildbolz ausgeſprochen, daß er gegen jede Gemalt- 
aktion der Arbeiterichaft jei, da wir die republifaniiche Form, 
um die man in den andern Ländern kämpft, bereit3 bejiten. 

GR: Hit das richtig? 

Schneeberger: Ja, das wird richtig fein. Sch habe 
mit dem Herren Armeeforpfommandanten über die Forde- 
rungen der Arbeiterſchaft geiprochen, und ich habe ihm gejagt, 
es würde mwejentli zur Beruhigung der Arbeiterjchaft bei- 
tragen, wenn der Bundesrat die Konzejfionen machen würde, 
namentlich in den zwei Punkten, die im Vordergrund jtehen, 
nach meiner Anſicht. Das ijt einerjeitS die jofortige Einfüh- 
rung des Proporzes für den Nationalrat und anderjeit3 Die 
Einführung des Achtitundentages. Sch Habe den Herrn 
Oberjtforpsfommandanten erjucht, feinen großen Einfluß, den 
ich von ihm beim Bundesrat vorausgejegt habe, geltend zu 
machen, er möchte doch noch im Berlauf des Nachmittags, 
wenn möglich mit dem Bundesrat oder einzelnen Mitglie- 
dern de3jelben, NRüdiprache nehmen und ihnen nahelegen, 
daß fie in Diejen zwei Punkten Konzefjionen machen, dann 
könnte die Erregung fich legen. Ob er das gemacht hat und 
mit welchem Erfolg, weiß ich nicht. Aber Sie haben ihn ja 
ald Zeuge geladen; Sie fünnen ihn darüber befragen. 

Aud.: In der Vorunterfuhung wird ferner behauptet: 
Ich ging in der beftimmten Abfiht dorthin — nämlich in 
die Verjammlung des Aktionsfomitees von Sonntagabend —, 
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mid. einem Generalitreif zu widerjegen, wie ich es eine 
Stunde vorher im Unionsfomitee getan habe. 

EN: Wie verhält fi das? 

Schneeberger: Das jtimmt. Ich bin auf der Straße 
noch eingeladen worden zwiſchenhinein in eine Sitzung des 
Unionskomitees. Das Gerücht iſt ja herumgegangen, es 
müſſe weitergeſtreikt werden oder es ſolle weitergeſtreikt wer— 
den, und da hat das Unionskomitee natürlich auch das Be— 
dürfnis gehabt, die Sache zu beſprechen, weil es die Durch— 
führung zu beſorgen hatte. Auf der Straße bin ich von einem 
andern — die Sitzung war auf 5 Uhr feſtgeſetzt — eingeladen 
worden. 

SR: Wo? 

Schneeberger: Im Volkshaus. Dort hat man 
auch über die Sache geſprochen, aber man war nicht in der 
vollen Kenntnis der Sachlage gewejen im Unionsfomitee, und 
die Meinung iſt gemwejen, daß gemäß der Parole, die 
über den Brotejtitreif ausgegeben worden iſt, die Arbeit am 
Montag morgen fortgejegt werden jolle. Das ift, glaube ich, 
die vorwiegende Anficht im Unionsfomitee gemwejen. Ich habe 
mich auch in dieſem Sinne ausgeſprochen, auch noch in nicht 
ooNler Kenntnis der Sachlage, wie jich diefe im Laufe des 
Tages in Zürich und der Oſtſchweiz gejtaltet hatte. Am Abend 
hat man in der Sitzung an der Kapellenſtraße noch andere 
Orientierungen befommen über die Vorgänge in Zürich und 
den Beihluß auf Weiterführung des Streiks in Züri und 
andern Orten und namentlich über das Eintreten des Eifen- 
bahnperjonal3 in Zürich, Winterthur ufm. in den Streik. 
Da habe ich in dieſer Sitzung die Ueberzeugung bekommen, 
daß dieſer Landesſtreik nicht aufzuhalten iſt. Der Streik ift 
nun da und wird durchgeführt, und im Intereſſe einer geord— 
neten Durchführung, damit nicht irgendwelche Perſonen, die 
nachher die Verantwortung nicht zu tragen haben und nicht 
— habe ich dem Streik zugeſtimmt. | 

Sie haben im Volkshaus die Meinung gehabt, 
gegen den Streik und nachher, wie Sie dad andere gehört 
haben, dafür? 

Aud.: E3 heißt alſo in voller Kenntnis der Sachlage --- 
was ijt volle Kenntnis der Sachlage gemejen? 

Schneeberger: Soweit man die Sachlage hat er- 
fennen fünnen; die Verfammlung ift orientiert worden Durch 
Die Mitteilungen, zuerft von den Verhandlungen mit dem ' 
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Bundesrat; darüber hat man im Unionskomitee auch Kennt— 
nis gehabt, und über die Vorgänge in Zürich ift nur gerücht- 
weile etwas mitgeteilt worden. Das iſt nachher von den 
Zürcher Delegierten in der Berjammlung etwas prägijer 
gefaßt worden. Dann hat man die telephoniihen Mitteilun— 
gen gehabt von Zürich und anderswo über die Beichlüile 
der Weiterführung des Streiks in Zürich und von dem Streif- 
eintritt der Eijenbahner. 

Aud.: Was iſt gejagt worden über die Verhandlungen 
mit dem Bundesrat? 

Schneeberger: Daß die Herren Grimm und 
Ilg am Vormittag beim Bundesrat gemwejen jind und mit 
ibm verjucht haben, zu verhandeln über NRüdnahme des 
Truppenaufgebotes, joviel ich mich erinnere, und id) glaube 
aud iiber einzelne andere Fragen wirtichaftliher oder poli- 
tilicher Art, daß aber dann in der Hauptfonferenz am Nach- 
mittag der Bundesrat jeded Zugeſtändnis rundweg abge- 
lehnt habe. | | 

Aud.: Das wäre das, was mit dem Bundesrat verhen- 
delt worden ilt. Was I berichte worden über die Verhält- 
nifje in Züri)? 

Schneeberger: Daß eine PVerfammlung ſtatt— 
gefunden hat, daß dort Schüffe gefallen jeien, daß die Ver- 
jammlung gewaltiam hätte aufgelöft werden jollen. 

Aud.: Hat jich das nachher bewahrheitet? 

Schneeberger: a, es ift gejchojjen worden, und es 
hat Verwundete gegeben. | 

Aud.: Hat man fi) von feiten des Komitees bei maß- 
gebenden Stellen, jet e8 das Platzkommando Zürich, jeien 
es die PVolizeibehörden, über die Nichtigkeit deſſen, was be— 
richtet wurde, auch orientiert? 

Schneeberger: Das weiß ich nicht. 

Aud.: Wäre das eigentlich ae nötig geweſen, um zu 
wiſſen, was eigentlich war? 

Schneeberger 28h, went Delegierte von Zürich 
jelber da ſind. 

Aud.: Was ijt mitgeteilt worden über die telephonijchen 
Beiprehungen mit Zürich während der Sitzung? 

Schneeberger: a, über die Beichlüffe der Ver- 
Jammlung. 

Aud.: Iſt die Schießerei durch die telephoniſche Beſpre— 
“chung betätigt worden? Schneeberger: Aa. 
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Aud.: Sit das richtig geweſen, daß in eine — N 
geroeflen wurde? 

Schneeberger: Ja, joviel ich Kenntnis gehabt habe. 
SR: Sit in eine Verjammlung geſchoſſen worden? 
Schneeberger: Ta, auf dem Fraumünfterplag; ſo 

bin ich orientiert. 

Huber: Soldat Vogel iſt dort erſchoſſen worden. 

Kaufmann: Dort iſt geichoffen worden; aber ich bin 
nicht mehr in Zürich geweſen. 

EN: Aber Sie haben gejagt, es jollte eine Verſammlung 
ftattfinden zur Feier der ruſſiſchen Revolution, und in Zürich 
hat ein Verjammlungsverbot beftanden. Die Verjammlung 
hätte doc} Stattfinden jollen, und es jollen Die Truppen in Die 
Luft gefchoffen haben, hat man gejagt. Man fteht es ganz genau 
aus dem PBlafat, das Oberjtdivifionär Sonderegger am Mon— 
tag, vormittag 11 Uhr, hat anbringen lafjen; darin jagt er 
ganz genau, e3 jei aljo da am Fraumünfterplag in die Luft 
geihofjen worden und da jei von dem Publikum, von den 
Verjammelten auch ein Schuß gefallen und ein Soldat ge— 
troffen worden, der ſchwer daniederliegt. Das ijt Soldat 
Vogel. Er ijt gejtorben.. Das ift Tatſache. Hat man das er- 
fahren; Hat man vom Plaßfommando, vom Bolizeiflommando 
die Tatſache erfahren, daß e3 nicht ſechs Tote gegeben habe, 
londern daß fich Die ganze Sache reduziert habe auf das, was 
der Diviſionär am andern Tag durch öffentlichen Anichlag 
um 11 Uhr fonitatiert hat. Hat man da3 nicht erfahren 
können? 

Schneeberger: Nein, das weiß ich nicht. 

Aud: Sch möchte nur feſtſtellen; ich habe Den Bericht 
nıcht da, aber Dr. Farbitein ijt vielleicht jo freundlich und er- 
gänzt twahrheitsgemäß,, was der Negierungspräfident von 
Zürich gejagt hat, daß die Darftellung des Großrichters auch 
von der Regierung im Kanton Züri) zugegeben wurde. Am 
11. November in der Verfammlung des Kantonsraied. Und 
nun möchte ich noch folgendes fragen. Alſo am 7. wurde der 
Proteititreif bejchlojjen. Was für Vorkehrungen find getrof- 
fen worden bon der ftädtifchen Polizeidirektion von Bern 
für den Proteftitreif, der am 9. hat ftattfinden ſollen? 

ER: Wollen Sie das nocd einmal jagen? 

Schneeberger: Ach Habe darüber ausgeführt, daß 
ich Bericht gegeben habe an die Regierung und mündlich Be— 
richt gegeben habe vor dem Großen Nat. Und ic) habe vorhin 
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hier wierderholt, daß ich jofort am Freitag mit dem Polizei— 
Hauptmann die nötigen Maßnahmen getroffen habe und daß 
man die gleichen Vorkehrungen getroffen hat, wie man fie 
in ähnlihen Fällen jeweilen auch getroffen hat. Und über 
dieje Anordnungen habe ich der Negierung Aufſchluß gegeben 
am gleichen Tage, und die Regierung hat fich nicht veranlaßt 
gefehen, dieje Maßnahmen zu Fritifieren oder Aenderungen 
zu verlangen. _ 

Aud.: Sit dem Polizeidireftor der Stadt Bern befannt, 
daß bei den Ladenſchließungen am Samstag jich insbeſondere 
Tramangeftellte in Uniform hervorgetan haben? 

Schneeberger: Sa, Das habe ich auch jagen hören; 
jelber gejehen habe ich das nicht, ich bin nicht jelber den Läden 
nachgelaufen. In der Preſſe Hat man da3 aud) gelejen, und 
man hat kürzlich gejagt, daß namentlich Tramangejtellte ich 
heruorgetan haben. Ich habe mir Das jo erklärt, daß, wenn 
unter Hunderten einer ijt in Uniform, der zuerft auffällt; 
dad mag auch dem etwas zuzujchreiben jein. 

Aud.: Es iſt nit ganz richtig. Sch habe das ſelber 
gejehen, daß an der Schauplabgafje es nicht einer geweſen 
it, jondern etwa zwanzig. Das hat, mich gewundert, und ich 
möchte fragen, ob der Bolizeidireftor der Stadt Bern darüber 
Bericht geben könne. / 

Schneeberger: Ja, Herr Großrichter, die Leute 
ind halt zujammen gemwejen und find dorthin gegangen, wie 
nod hundert und taujend andere auch auf der Straße ge- 
wejen. Meiſtens find die Leute von einer Gewerkſchaft bei- 
einander gewejen und jo auch die zwanzig Trämeler. 

Aud.: Sch muß jagen, daß man faſt den Eindruck be- 
fommt, daß man die Tramangeftellten als uniformierte 
olizeitruppe des Streiks benützt hat (Heiterkeit). 

GER: Sie haben fie nicht ala Polizeitruppen des Streits 
benützt? 

Schneeberger: Nein, dagegen habe ich mich meh— 
rere Male an das Streikkomitee gewendet, wenn etwas nicht 
in Ordnung war. Ich erinnere mich ſpeziell, daß bei der 
Wirtſchaft Tannaz am Nachmittag ein Auflauf geweſen iſt. 
Zuerſt hat mir der Korporal telephoniert, er bringe die Leute 
nicht weg, und ich habe Auftrag gegeben, die Leute in meinem 
Kamen aufzufordern, den Platz zu verlaſſen. Das hat er 
getan, und es iſt gefolgt worden. Sch habe zugleich an das 
Streiffomitee telephoniert und habe e3 erjucht, es möchte 
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einen Vertrauensmann hinjhiden und ebenfalld im Namen 


de3 Streiffomitees die Leute auffordern, außeinanderzugehen. 
Und jo in mehreren andern Fällen aud). 


Aud.: An der Konferenz mit dem Bundesrat am Sonn— 
tagvormittag jollen die Angejhuldigten Grimm und Sig 
geweſen jein. 

Schneeberger: Soviel ich weiß. 

Aud.: Und am Nachmittag? 

Schneeberger: Ich ein nichts anderes. 


Aud: Nun gehört Herr Schneeberger dem Nationalrat 
an. Er fennt auch) die neun Forderungen. Sind dieje neun 
Forderungen oder einzelne davon je auf verfaflungsmäßigem 
Wege geltend gemacht worden? 

Schneeberger: Auf verjafjunggmäßigem Wege? 
Es fommt Darauf an, wie weit man gehen will auf ver- 
faflungsmäßigem Weg, ob man den Weg biß zur Initigctive 
zu Ende gehen will. Eine Forderung in einer Verjanmlung 
aufitellen ift auch verfaffungsmäßig, oder da3 in der Zeitung 
erklären oder vom Parteitag beſchließen, ijt auch verfaſſungs⸗ 
mäßig und geſetzmäßig vorgegangen. Jedenfalls iſt der größte 
Zeil der Forderungen befannte Forderungen der Arbeiter- 
ſchaft Bee, 

Aud.: Ich muß ſchon jagen, daß ich unter verfaffungs- 
mäßig verjtehe eben die Öeltendmahung von Forderungen 
bei den Behörden auf dem in Verfafjung und Gejeh vorge— 
jehenem Wege, um fie zum Zuftand des Staates zu machen. 
sch glaube, darliber ind wir doch einig. 

Schneeberger: a, durch Eingaben an den Bun— 
desrat ijt glaube ich verjchtedenes von den Forderungen ver- 
langt worden. Eine JInitiative iſt, glaube ich, nicht gemacht 
worden außer für den Broporz, die ja bereits vier De lang 
anhängig gemwejen ijt bei den Bundesbehörden. 

Aud.: Aber Hat man dem Bundesrat zumuten — 
daß er beim Generalſtreik auf verfaſſungswidrigem Weg die 
Forderungen bewillige? 

ER: Kann man das bewilligen? 

Schneeberger: Das hat dem Bundesrat gar nie— 
mand zugemutet, daß er auf verfaſſungswidrigem Wege etwas 
mache. 

Aud.: Aber man ſagt doch, dem Bundesrat ſei eine Be— 
dingung geſtellt worden, man ſolle da nachgeben, ſolle den 
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Achtſtundentag einführen, den Proporz jofort einführen und 
dann werde der Generaljtreif abgebrochen. 

GR: Haben Sie den Adhtitundentag in Bern? 

Schneeberger: Ka. 

EA: Wann ijt er eingeführt worden? 

Schneeberger: WU h Sanhar. 

Aud: Wann tjt er beſchloſſen worden? Im Herbit? 

Schneeberger: Jh weiß den Tag nit. Daß er 
por dem Generalſtreik beſchloſſen worden iſt, da bin ich ſicher. 

GR: Für wen? 

Schneeberger: Für alle jtädtiichen Beamten, Ange— 
jtellten und Arbeiter. 

EN: Es ift mir gejagt worden, wenn das durchgeführt 
werden jollte, jo werde da3 Tr. 300,000.— mehr folten im 
Sahr; das fünne man nicht deden, man müſſe da noch ſchauen. 

Schneeberger: Wieviel ed mehr fojtet, weiß ich 
nicht. Natürlich fojtet es mehr; das iſt begreiflih. Aber durch— 
geführt iſt e3 jeit 1. Januar. 

Aud.: Nah den heutigen Ausjagen joll der Aufruf des 
Gemeinderates vom 11. November zwiihen 5 und 6 Uhr 
abends verteilt worden ſein zufolge der Polizeidirektion. 
Soviel ich mich erinnere, hat der Aufruf jhon früh am Mor— 
gen an allen Anjchlageitellen geprangt. 

hneeberger: Ga, ich glaube nicht. Da iſt der 
Herr Auditor jedenfall3 im Irrtum. Soviel ic mic) erinnere, 
haben wir den Aufruf auf der Bolizeidireftion um 5 Uhr 
herum gedrucdt erhalten und ſofort Anordnung zur Vertei- 
fung gegeben. 1 

Aud.: Wer hat das angeordnet? 

Schneeberger: Der betreffende Chefbeamte der 
Volizeidireftion wie noc zwei andere Chefbeamte der Poli— 
zeidireftion find militäriich einberufen worden, und ein an— 
derer Chefbeamter ijt franf gewejen. Von ſämtlichen Beamten 
der Bolizeidireftion ijt nur der Bolizeihauptmann zur Ver- 
fügung geftanden. Der hat am Samstag noch eine andere 
Aufgabe gehabt. Er hat Polizeirefruten aus der ganzen 


Schweiz einberufen und mit diefen eine Prüfung abnehmen 


müſſen. Sp bin ich eigentlich allein dageftanden mit der 
ganzen Bolizeiverwaltung ohne Hilfe der Chefbeamten, mit 
Ausnahme des Bolizeihauptmann?. 

Aud.: Ja, ich begreife jehr gut, daß die Stellung Schnee- 


bergers während diejer Tage außerordentlich ſchwierig war; 
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aber Die Frage geht dahin, wer hat über die Affichage be- 
tohlen? Es wird wahrjheinlich der Platzkommandant fein. 

Schneeberger: Das weiß ih nicht; das ijt ſonſt 
Sache des Polizeikommiſſärs. 

Aud.: Iſt über die Stellung, die der Gemeinderat zum 
Protejtitreif eingenommen hat, im Gemeinderat irgend etwas 
geſprochen worden? 

Schneeberger: ch habe jhon vorhin gejagt, ich 
kann mic) da nicht genau an jede Sitzung des Gemeinderated 
erinnern. Wir haben jo viele Situngen und Konferenzen 
mit der Regierung gehabt. Man muß da jchon die Protokolle 
des Gemeinderates nachjchauen, wenn man genauern Auf- 
jchluß haben mill. | 

Aud.: Der Borfall vom 12., Dienstag morgen vor 8 
Uhr. Das Polizeigebäude ift unmittelbar neben dem Korn— 
haus, wo die Vorfälle pajjiert find, ſchon früh am Morgen 
vor 8 Uhr. Fit der Polizeidirektor nicht an Ort und Gtelle 
gegangen, ſich die Sache anzuſchauen? 

Schneeberger: Herr Großrichter, ich glaube nicht, 
daß es vor 8 Uhr gemejen iſt. Ich habe ſpäter Meldung be- 
fommen im Bureau. Mih an Ort und Stelle zu begeben, 
hat feinen Zweck gehabt, denn wenn ich hergeflommen müre, 
wäre die Kavallerie längjt aus den Lauben gemejen. Es ilt 
mir nachher gemeldet worden, die Kavallerie jei jogar durch 
die Lauben geritten. Ich habe jofort da3 Kommando ange- 
läutet, aber feine Verbindung erhalten. Dann kam unmittel- 
bar naher Dr. Tſchumi zu mir, und ich habe ihm eben den 
Zwiſchenfall erzählt und habe ihn aufgefordert, zu Oberſt— 
forp3fommandant Wildbolz zu gehen. 

Aud.: Sch weiß, wie das gegangen ift, ich bin nämlich 
Dabei geweſen am Morgen um halb 8 Uhr. Das ijt folgender- 
maßen zugegangen: Die Kavallerie hat patroulliert, weil 
man die Sirkulation aufrechterhalten wollte von Kornhaus— 
brüde-Rornhausplag bis zur Marktgaſſe. Daraufhin jind 
immer die einzelnen Leute geritten, und ein Leutnant dort 
hat zwei zujammengenommen oder drei, die Menge hat ſich 
immer mehr geballt und in der Kornhaushalle ijt eine Menge 
geweſen, die, man darf es ruhig behaupten, der würdigen, 
ruhigen jchweizerifchen Arbeiterſchaft nicht angehörte, und 
jedesmal haben fie fich verſchanzt und Haben die Kavollerie 
ausgegrölt und ausgepfiffen und haben den Verkehr gejtört 
zwiſchen Zeughausgaffe und Kornhausplatz. Der Leutnant 
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bat durchreiten wollen, weil er den Verkehr aufrechterhalten 
wollte. Wie fein Befehl war, weiß ih nidt. Er hat feinen 
Zug zujammengenommen und ijt mit ihm in voller Front 
den Kornhausplatz abgeritten, Säbel angejegt und iſt aller- 
dings auch auf die Trottoird vom Kornhaus geritten, weil 
er den Platz freihalten wollte, wie da3 jein Recht geweſen 
it. Es find ihm alle möglichen Sottiſen angeſchmiſſen 
worden. 

Huber: Sind wir nicht an der perſonlichen Befragung 
des Angeklagten? 

Schneeberger: Um halb 9 Uhr iſt die Situation 
bereits wieder anders geweſen. 

: Haben Sie nichts gehört? 

Schneeberger: Von den Polizeiorganen if mir 
rapportiert worden. 

GR: Stimmt das nidht? 

Schneeberger: Das fann ich nicht —— 

GN: Der Bericht des Polizeiſoldaten iſt nicht ſo? 

Schneeberger: Es iſt kurz gemeldet worden, es jet 
Kavallerie in die Lauben geritten. 

Huber: Der Herr Auditor hat gefragt, ob die neun 
Forderungen, d. h. ich glaube der Herr Großrichter, je auf 
verfafjungsmäßigem Wege geltend gemacht worden jind, und 
hat die mir etwas merkwürdig vorfommende Auffaſſung ver- 
treten, ald ob die Geltendmachung diefer Forderungen auf 
dem Wege der Preſſe nicht zu der verfafjungsmäßigen Gel— 
tendmadhung gehöre. Durch die Verfafjung ijt die Preßfrei— 
heit garantiert, die Verſammlungsfreiheit garantiert, das Pe— 
titiongreht garantiert. Wer aljo auf diefem Wege jolde 
Forderungen erhebt, erhebt fie auf verfaſſungsmäßigem Wege. 

GR: Ganz gewiß, aber die Adreſſe iſt nicht genug 
erfennbar. 

Huber: Eine verfajlungsmäßige Geltendmahung auf 
dem Wege der Gejetesinitiative gibt e3 nicht, weil ıwir feine 
Gejegesinitiative auf dem Boden des Bundes haben. Nun 
wollen wir ung ein bißchen unterhalten über diefe Fragen 
(Auditor: Sehr gern). Die Proportionalmahl iſt wie— 
derholt auf verfafjungsmäßigem Wege gefordert worden. Die 
Verfaffung iſt gebrochen worden durch Die Bundbesverjamm- 
lung, indem fie die Broporzinitiative in der verfaſſungsmäßi— 
gen Zeit nicht zur Abftimmung gebracht hat. Weiß das Herr 
Nationalrat Schneeberger? Schneeberger: Ya. 
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ER: Hat vielleicht nicht der Krieg einen Einflaß aus— 
geübt? | 

Huber: Ja, es ift jehr möglich, daß man den Frieg 
dafür verantwortlich macht. — Das Frauenftimmreht Sit 
nod nie im Nationalrat vom Frauenjtimmredht geſprochen 
worden? 

Schneeberger: In meiner Anmejenheit glaube ich 
nicht, ich bin nody ganz wenig lang im Nationalrat. 

Huber: Erinnert ſich Herr Schneeberger nicht, Ya Herr 
Greulich wiederholt darüber im Nationalrat geſprochm hat? 

Schneeberger: Ja, vorher hon, es iſt mir nicht 
in Erinnerung. 

Huber: Dann erinnert ji Herr Schneeberger vielleicht 
in bezug auf Die Arbeitspflicht, Daß die Arbeiterjchaft für jich 
wenigjtens das Recht auf Arbeit ſchon vor Sahrzehnten auf 
dem Initiativwege gefordert hat? 

Schneeberger: Jawohl! 

Huber: Die Forderung des Achtftundentages. Iſt 
nicht bei den Beratungen des Fabrikgeſeßes der Achtſtunden— 
tag als ideale Forderung der Arbeiterſchaft geltend gemacht 
worden, allerdings in der Einficht, daß bei der reaftionären 
Zuſammenſetzung der Bundesverjammlung man froh jein 
müſſe, wenn man mit dem Zehnſtundentag durchdringe? 

Schneeberger: Es iſt jogar ein Entwurf des Arbei— 
terbunde3 für das neue Fabrifgejeg der Expertenkommiſſion, 
der ich damals angehörte, vorgelegt worden und in Dieler 
Eingabe war der Adhtjtundentag niedergelegt. 

Huber: Betradten Sie das als eine verfajjungsmäßige 
Geltendmachung de3 Adhtitundentages? 

Schneeberger: Ich denke ja. 

Huber: So auch. Aud.: Ich nicht. Es ift ein Teil. 

Huber: Sa, ja, Sie haben behauptet, Herr Auditor, 
e3 jet noch nie auf verfaſſungsmäßigem Wege geltendgemacht 
worden. Ja, Sie können behaupten, daß noch nicht alle einem 
Berner Juriſten bekannten verfaſſungsmäßigen Mittel er— 
ihöpft. ſeien. Das iſt möglich, daß man dazu kommt, daß 
man ſieht, daß da gar kein Verſtändnis dafür zu finden iſt 
Ich möchte weiterfahren und fragen, ob nicht der Achtſtunden— 
tag ſpeziell für das Perſonal der Bundesbahnen durch eine 
Reviſion des es gefordert wurde? 

Schneeberger: ©o viel ich weiß, ja. 

Huber: Nativnalrat Dr. Studer? 
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Schneeberger: Ja 

Huber: Bunft 5. Bo nrifalton der Armee im Sinne 
eine3 Volksheeres. Crinnern Sie ſich Herr Nationalrat 
Schneeberger, daß bei den Beratungen der jetzt geltenden 
Militärorganijation und x⸗mal vorher dieje Forderung all- 
gemein und auch durch Geltendmachung ſpezieller Anträge 
verfafjungsmäßig im Volk und im Nat durch die Vertreter 
der Soztaldemofratie geltendgemadht wurde? 

Aud.: Durch Nationalrat Rikli, der ich beklagte, daß 
er Damals nicht durchdrang 

Huber: Er war damals noch Mitglied der ſozialdemo⸗ 
kratiſchen Partei und hatte ſich noch nicht in den bürgerlichen 
Hafen zurüdgefunden. 

Huber: Punkt 6, Sicherung der Lebensmittelverſor— 
gung. Iſt Herr Nationalrat Schneeberger nicht befannt, daß 
ihen vor Sahrzehnten der Wrbeiterbund dieſe Forderung 
vertreten hat gegenüber den Bundesbehörden? 

Schneeberger: Gewiß, das iſt eine von den alten 
N die ich anführte. 

Aud.: Sch denke, es wird Herrn Schneeberger auch 
befannt jein, daß darüber ihon einmal eine Volksabſtimmung 
jtattgefunden hat? 

2 uber: Aljo, jehen Sie! | 

Schneeberger: E3 war eine verfaflungsmäßige 
Volksabſtimmung. 

Huber: Staatsmonopol für Import und Export. Er- 
innert ſich Herr Nationalrat Schneeberger an den langjähri- 
gen Kampf, den die Sozialdemofratie, der Grütliverein, umı 
dem Auditor zu gefallen, die jozialdemofratiiche Fraktion für 
da3 Staat3monopol und ganz bejonders für das Getreide- 
monopol durchgeführt hat? 

Schneeberger: Ja, die Frage des Getreidemonopol3 
ift 30 Sahre alt in der Sozialdemokratiſchen Partei und jpe- 
ziell aufgegriffen von Nationalrat Seidel. 

Huber: Sit nit die Monopolifierung des Viehankau— 
fes, des Fleiſchhandels und aller möglichen Dinge verfaſſungs— 
mäßig gefordert worden? Schneeberger: Dod 

Huber: Fit nicht die Monopolijierung der Wafekräfte 
von der Sozialdemofratie We jeit vielen Fahren geforbert? 

Schneeberger: 

Huber: Sit nidt die J ſoweit ſie bereits 
beſteht, zu einem großen Teil der Tätigkeit der Sozialdemo— 
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kratie zu verdanfen? Ich erinnere vor allem an die Bundes— 
bahnen. Waren die verfaffungsmäßig? 

Schneeberger: Ich denke, ja. 

Huber: Hat nidt die Sozinldemofratie jeit jeher ge⸗ 
kämpft für das Tabakmonopol in Verbindung mit der Schaf— 
fung einer Wrbeit3lojenverficherung, und zwar im National- 
tat, verfaffunggmäßig?e Schneeberger: Ka. 

9 uber: Endlich Punkt 9. Tilgung aller Staateihulden n 
Durch Die Bejigenden. War das nicht die Quinteffenz der 
Bolksinitiative der Sozialdemokratie für eine direfte Bun- 
desſteuer, daß die Staatsſchulden durch die Befigenden bezuhlt 
werden jollen? Schneeberger: Sehr richtig. 
Huber: Ich fonitattere, daß alle neun Punkte auf ver- 
faſſungsmäßigem Wege durch die Soztaldemofratie geltend- 
gemacht wurden und durch das Bürgertum auf verfafjung3- 
mäßigen und andern Wegen Die Realiſierung verhindert wor- 
den ift. 

GR: Ih will fragen, jollten die neun Forderungen im 
Landesſtreik auf verfafjungsmäßigem Wege verwirklicht wer- 
den? Schneeberger: Sa. 

GR: Aber nicht auf gejeglichem? 

Huber: Ganz gejeslich, ſonſt hätte der Auditor nicht 
bemerft, Ei; der Punkt nicht unter Anklage jteht. 

Aud.: Sch habe beim Militärgericht eingeflagt und id) 
babe — Wunſche der Verteidigung nichts entgegengeſetzt, 
daß alles diskutiert werden ſoll, was zur vollen Wahrheit und 
zur Entlaſtung der Angeſchuldigten dienen könnte, und des- 
halb habe ich niemals etwas dagegen, daß alle Motive der 
Angeſchuldigten und alles, was ſie zu ihren Gunſten ins Feld 
führen können, hier diskutiert werde, und von dieſem Geſichts— 
punkt aus möchte ich immer die Diskuſſion betrachtet wiſſen. 

Huber: Ich freue mich, ich betrachte überhaupt den 
ganzen Prozeß als etwas, wofür wir dem Herrn Auditor dank— 
bar ſind. 

Noch eine ſpezielle Frage. Es iſt heute früh von Herrn 
Dürr Auskunft gegeben worden über die finanziellen Ver— 
hältnifje der Gemerfichaften und ich habe dort den Eindruck 
befommen, daß dem Herrn Auditor einige Erjheinungen nod) 
nicht ganz klar find, insbeſondere diejenigen, daß bei zurüd- 
gehenden Mitgliederbejtand dad Vermögen zugenommen 
habe, und ich möchte, damit er da volle Klarheit hat und auch 
da nicht etwa Der Heft einer Vermutung bleibe, als ob Pie 
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bolſchewiſtiſchen Millionen ihren Weg gefunden hätten, den 
Herrn Nationalrat Schneeberger bitten, dem Gerichte Aus— 
funft zu geben, woher es fommt, daß bei dem Rückgang der 
Mitgliederzahl das Vermögen der Gewerkſchaft im Jahr 
1914/15 zugenommen hat. 

GR: Das kann doch nicht die bolſchewiſtiſche Frage jein 
1914/15. 

Huber: Das ift jo genau wahr wie das andere. 

GR: Warum nod) darüber reden? 

Huber: Wenn Sie das anerkennen, daß gar feine bol- 
ihemijtiichen Gelder mitjpielen, dann nicht. 

GR: Die Frage hätte an Dürr gerichtet werden ſollen. 

Huber: Ja, der Herr Schneeberger iſt der Vorgeſetzte 
des Herrn Dürr; er wird das ebenſo gut wiſſen. 

Schneeberger: Ja, weil die Gewerkſchaften ſamt 
und ſonders in dieſem Jahre wenig Ausgaben hatten, nament— 
lich für Streiks, und infolgedeſſen geringerer Einnahme aus 
Mitgliederbeiträgen eben große Jahresüberſchüſſe erzielten. 
Sodann haben auch einige Verbände während dieſer Zeit 
ihre Beiträge erhöht. 

Huber: Ich habe noch eine Frage zu ſtellen: Iſt Herrn 
Schneeberger bekannt, daß in irgendeiner Sitzung oder von 
irgendeinem Angeklagten perſönlich in bezug auf die Sol— 
datenräte, wie ſie erwähnt ſind in dem Aufruf an das arbei— 
tende Volk, eine Auffaſſung vertreten worden wäre, die ſich 
etiva decken würde mit der Einführung des ruſſiſchen Räte⸗ 
ſyſtems? 

Schneeberger: Nein, in meiner ——— wurde 
über dieſe Soldatenräte überhaupt nicht debattiert. 

Huber: Ich meine ſonſt bei irgendeiner Gelegenheit. 

Schneeberger: Nein. 

Huber: Oder tft Herrn Schneeberger befannt, Daß 
diefer Aufruf irgendwo an Wehrmänner verteilt wurde? 

Schneeberger: Nein 

Huber: Oder daß irgendwelche Anordnungen zu die- 
jem Zwecke getroffen wurden? 

Schneeberger: Nein. 

Dr. Sarbitein: Der Herr Auditor hat gewinjcht, 
daß ich eine Ergänzung anbringe mit Bezug auf die Vorfälle 
beim Fraumünſter. E3 wird vielleicht richtig fein zu geftatten, 
aus dem Ätenographifchen Protokoll aus der Beratung des 
Kantonsrates die Stelle zu verlefen, und zwar aus der Rede 
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de3 Stellvertreter des Polizeivoritandes der Stadt Zürich, 
Stadtrat Lang, von einer fompetenten Seite. Dieje Rede 
ift kurz, Dauert vielleicht fünf Minuten, wird Auskunft geben 
‚über dasjenige, was ſich beim Fraumünſter zugetragen hat. 

Aud.: Einverjtanden mit der Ergänzung, daß aud) das 
gejagt wird, was Regierungsrat Dr. Keller ausführte. 


Dr. Farbſtein: Das liegt bei den Alten; das können 
Sie verlejen, Herr Auditor. Stadtrat Yang jagt folgendes: 

„Was ji auf dem Fraumünſterplatz am Sonntag abge- 
fpielt hat, war das Zeichen großer Unbejonnenheit, das aud) 
Ihnen die ſchwerſten Bedenken einflößen muß, die manche 
DBedenten gegen Die Aufhebung des Truppenaufgebotes 
unterdrüden müſſen. 

Wenn das Militärfommando von allem Anfang an er- 
klärt hätte, e3 lajje die Verſammlung nicht zu, jo wäre das 
verjtändlich gemwejen. Wie wäre dann ein vernünftiger Leiter 
vorgegangen, wenn fich die Leute anfammeln wollten? Man 
hätte die Zugänge zum Fraumünjterplag abgejperrt von 
etwa mittags 12 Uhr an und hätte jede Anfammlung verhin- 
dert. Aber gar nichts ift in diefer Richtung gejchehen. Etwa 
15,000 Menſchen jtanden auf dem Fraumünſterplatz, von 
denen nicht ein einziger an dem Zutritt gehindert worden 
war, und alle warteten ruhig auf das Auftreten des Redners. 
Er erfolgte audi feine Aufforderung, augeinanderzugehen. 
Sie wäre auch ſinnlos geweſen, nachdem 15,000 Menjchen 
beieinander waren. Nun ericheint das Militär, um den Pla 
zu räumen, aber nicht ein halbes Regiment — ich fenne die 
militäriſchen Einteilungen nicht —, aljo auf feinen Fall eine 
Macht, die notwendig gewejen wäre gegen eine ſolche Men- 
ichenmenge, jfondern nur 50 bis 100 Mann. Nun wurde ein- 
mal die Behauptung aufgeftellt, daß zuerſt aus einem Fen— 
ſter geſchoſſen worden jei, weil die Menge der Auflorderung, - 
ich zu. entfernen, nicht Folge geleijttet habe. 

Es ift do wahrhaftig ein Glück, daß die Sache jo glimpf- 
lich abgelaufen it. Sch möchte Sie bitten, einmal die Häufer 
auf dem Fraumünfterplag zu befichtigen, die Häuſer an der 
Storchengaſſe und den Fraumünfterturm, und Die außer- 
ordentlich große Zahl von SKugeleinjchlägen zu beobachten. 
Der niedrigste diefer Einfchläge iſt nicht höher, als daß ihn 
einer von Shnen, der etwas länger gewachjen iſt als ich, noch 
bequem mit der Hand erreihen kann. Nach allen Seiten muß 
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da gejchojjen worden fein. Man findet Spuren am Kugler- 
ihen Haufe, in der Storchengafje und an der Kirche. 

Was hat nun eine ſolche Schießerei für einen Sinn ge- 
habt? Hat das Militär nicht von Anfang an den Zutritt ge- 
hindert, dann hätte es ſich auch jpäter jagen müſſen, jetzt 
müjlen wir pajjieren laſſen und nur in der Nähe fein, daß 
nichts Unrichtiges geſchieht! Sie müfjen mir Doch zugeben, 
daß man unbejonnener und ungejchidter, ald e8 das Militär 
getan hat, gar nicht hat verfahren fünnen. 

Die Leute find dann auf den Milchbud hinausgezogen, 
das heißt in die Gegend zwiſchen Zürich und Derlifon. Sie 
find dort auf eine Wieje gegangen; Grund zu Unzufrieden- 
heit hätte mit diefem Vorgehen nur der Bauer gehabt, dem 
jie das Gras zertreten haben. Saum find die Leute verfam- 
melt, da reitet wieder eine Schwadron Kavallerie heran und 
mitten in die Leute hinein.” 

Herr Stadrat Lang ſchließt: „Aehnliche Vorfälle follen 
jih am Bahnhofplatz abgejpielt Haben.” — Ich Stand auf dem 
Balkon meines Bureaus; gegen den Bahnhofplab, einen brei- 
ten Platz, Eingang in die Bahnhofitraße. Da ſtand am Nach— 
mittag Bublifum, gar feine Arbeiter — Männer, Frauen und 
Kinder. Nun wurde die Straße abgejperrt von einem Leut- 
nant und 6 Soldaten; wären 24 Soldaten gemwejen, dann 
wären fie Meifter geworden. Das Publikum hat fich gedrängt, 
und plößlich hat ein Leutnant befohlen, in die Luft zu ſchießen. 
Das Publikum hat „Pfui” geichrien. Es war ein Glüd, daß 
niemand verlegt worden ijt. Sch glaube, wenn jemand ver- 
leßt worden wäre, Dann wären die 6 Soldaten mit dem Leut- 
nant nicht Meifter geworden. ch werde noch jpäter Herrn 
Gſchwend fragen, was Bezirksrihter Bürgi von Oerlikon 
erzählt hat. Dann werden Sie jehen, daß fich noch andere 
Fälle zugetragen haben. | 


Einvernahme des Angeklagten Reithaar. 


GR: Sie find jeit langem in Zürich 3. 

Reithaar: Geit 1904. 

GER: Sie find Mitglied der Gejchäftleitung, Kaſſier? 

Reithaar: Ja. | 

ER: Seit wann find Sie Mitglied des Aktionskomitees? 

Reithaar: Ich bin nit Mitglied des Aktionskomi— 
tee3. | | | 
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ER: Haben Sie an der Sibung vom 7. November teil- 
genommen? 

Reithaar: Nein. 

ER: Erſt an der Sitzung vom 10. November? 

Reithaar: Sa. 

GR: Wie find Sie dazu gefommen, daran teilzunehmen? 

Reithaar: Ich hatte einen Auftrag der Geſchäfts— 
leitung, hinzureifen. 

GR: Wer hat Ihnen den Auftrag erteilt, die Geſchäfts— 
leitung? Sit die Gejichäftsleitung befammelt gemejen? 

NReithaar: Jamohl. 

GER: Die hat Sie abgeordnet, 1 Uhr mittag3? 

Reithaar: Ja. 

SR: Sit die Beihäftsteitung eingeladen gemwejen, ich 
in Bern zu beteiligen? 

Reithaar: Ga, fie hat am Morgen eine Einladung 
erhalten, eine Delegation hinzujchiden. 

Oo Bern? Neithaar: Sa. 

GR: Hat man gewußt zu welchem Zweck? 

Reithaar: Sa, man hat uns gejagt, e8 habe bereits 
am Morgen eine Bejprehung mit dem Bundesrat jtattge- 
funden, und e8 werde am Nachmittag nod) eine jein, und man 
hat in dem Moment die Auffafjung gehabt, Daß e3 eventuell 
. nötig jein werde, dort einen Situationsbericht abzugeben. 
GR: Hat man in der Geigäftzleitung über die Situa— 
tion in Zürich geſprochen? 

Reithaar: In dem Moment haben wir feine Zeit 
gehabt; wir ſind nur 34 Stunden beieinander geweſen. 
GR: Dann find Sie um 2 Uhr abgereiſt, zuſammen mit 
den Kollegen Gſchwend, Huggler, Kaufmann, Lang? und 
nod einem fünften? 

— Neithbaar: Das weiß ih nit; es find fünf — 
Sihmwend, Yuggler, Kaufmann, Lang und ich. 

SR: Sie find in Bern abends 7 Uhr angefommen und 
an Die Kapellenjtraße gegangen. Sind Sie bei der Eröffnung 
der Sibung zugegen gewejen? Reithaar: Ya. 

& Sind alle dageweſen; find noch mehr dazu ge= 
fommen? 

Neithbaar: Ka. Sch Habe die Mitglieder vom Ak— 
tiondfomitee noch nicht alle gefannt; ich bin zum erjtenmal 
an einer Sitzung gemejen. 

OR: Können Sie bejtätigen, da Sie e3 gehört haben, 
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wie die andern auch gejagt haben, daß der Bericht über die 
Konferenz mit dem Bundesrat und der Bericht über Die 
Situation in Zürich abgegeben wurde? Können Sie das be- 
tätigen? NReithaar: a. 

Und daß man erflärt hat, der Bundesrat habe 
feine Konzeſſionen gewähren wollen; infolgedeſſen ſei man 
fertig mit ihm. | | 

Reithaar: Ja, daß er erflärt habe, e3 ſei feine Rede 
davon, Daß das Militär von Zürich weggenommen erde. 

©o daß man da3 al3 ungenügend erflärt hat, dieje 
Erklärung? Das wäre eine Abweiſung gemwejen der Forde— 
rungen, und er habe erklärt, man werde nicht mehr unter- 
handeln. Was ijt da gejagt worden? 

Reithaar: Ja, daß der Bundesrat e3 abgelehnt hat, 
auf diefem Boden meiterzuverhandeln. 

EN: Was hat das für eine Wirkung gehabt in der Ver— 
jammlung, daß der Bundesrat die Verhandlungen abgelehnt 
hat? | 

Reithaar: Auf mid perjönlich? 

EN: Sa, zum Beijpiel. 

Reithbaar: Sch habe einen Auftrag gehabt von der 
Geſchäftsleitung, daß mir an der Forderung feithalten werden, 
. daß in Zürich meitergejtreift werde, bis dad Militär aus 
Zürich entfernt jet. 

ER: So daß alfo Ihr Standpunkt gegeben war? Iſt 
da3 die gleiche Stimmung gemejen? 

Reithaar: Ich glaube e8; es ift nur einziger ge- 
mwejen, der fic) dagegen ausgejprochen hat. 

GR: Dann ijt mitgeteilt worden, wie die Sade in 
Zürich jtehe. Haben Sie jelber auch etwas mitgeteilt? 

Reithaar: Sch bin nicht am Telephon gemejen. 

EN: Sie haben hödhjtens willen können, was Sonntag 
vormittags oder Samstag gegangen ijt. 

Reithaar: Ich war am Samstag erjt jpät wieder . 
von einer Neije zurüdgefommen. 

Daß die Leute jtreifen wollten und ſehr aufgeregt 
ee \ind. Reith ala Sa; 

GR: Hat man diskutiert, ob es nötig jei, einen Streif 
zu beſchließen? 

Reithaar: Für uns perſönlich war es klar, daß man 

ſchon aus Solidarität den Zürchern gegenüber ben Schritt 
hat tun müſſen. 
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SR: Wann ift der Beichluß gefaßt worden? 

Reithaar: Ich glaube, jo gegen halb 11 Uhr. 

OR: Big gegen halb 11 Uhr hat man nur geredet? 

Reithaar: Nein, man hat dort fehon darüber ge- 
ſprochen, was man durch den Streik erreichen wolle. 

GR: Sit da etwas vorgelegen? 

Reithaar: Ich habe nichts gejehen. 

SR: Haben Sie etwas gehört? 

Reithaar: ch habe gehört, daß e3 uns gejagt wurde. 

ER: Sit Dort über dieje Forderungen geredet worden? 

Reithaar: Jawohl. 

SR: Iſt man einig gewejen mit den Forderungen? 

KReithaar: Fa, wir von Zürich haben den Auftrag 
gehabt, man möchte nur drei Forderungen Stellen und an die— 
jen fejthalten und den Streik bejchließen. 

SR: Welches find die drei Punkte? 

Reithaar: Die erjte Forderung ijt die gewejen, das 
Militär müſſe von Zürich meggenommen werden. Die zweite 
Forderung war die 48ſtundenwoche und die dritte Forderung 


Tragung der Militärlajten durch die Befigenden in Der 


Schmeiz. 

EN: Die haben Sie fahren gelafjen? 

Reithaar: Ga, wir haben dann zugejtimmt, damit 
wir einen einjtimmigen Beſchluß haben. 

ER: Sie haben nie telephoniert? 

NReithaar: Nein, gar nie. 

GR: Haben Sie gejehen, daß nad) Solothurn telepho= 
niert worden ijt? 

Reithaar: Das ijt mitgeteilt worden. 

ER: War es der Vorjigende? 

Reithaar: Das weiß ich nicht. 

ER: War es nicht der Kollege Ilg? 

Neithaar: Darüber kann ich feine Auskunft geben. 

GR: Was ijt nachher gemacht worden nad) halb 11 Uhr? 

Reithaar: Nachher haben wir verjudht, ein Auto 
zu requirieren, um nach Zürich fahren zu fünnen. 

EN: Haben Sie eined gefunden? 
| Reithaar: Nein, e3 find alle beichlagnahmt gewejen 

in der Stadt Bern. 

EN: Was haben Sie gemadht? 

Reithaar: Wir find gegen halb 12 Uhr ins Rolfs- 
haus zum Schlafen gegangen. 
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ER: Wear? Reithaar-Ich. 

SR: Wer no? 

Reithaar: Kollege Gſchwend. 

GER: Sind Sie nicht mehr anweſend getbeieh] als der 

Aufruf redigiert worden iſt? 

Reithaar: Da bin ich nicht dabei gemejen 

GN: Sie haben nichts davon gehört? 

Reithaar: Nein. 

ER: Aber iſt nicht in Ihrer Gegenwart Die Nede bon 
Soldatenräten gemwejen? 

Reithaar: Es iſt möglih, daß darüber diskutiert 
worden iſt. | 

EN: Haben Sie etwad davon gehört? 

—Reithaar: Ich kann mid) nicht daran erinnerit, wer 
darüber geſprochen hat. 

ER: Aber es ift Darüber geredet worden? 

Reithaar: Sch glaube, daß darüber geſprochen wor— 
den ijt. Ich habe mich nicht weiter darum interejjiert, weil 
ich Laie bin in militäriihen Dingen. 

ER Haben Sie nicht Präfident Grimm davon reden 
hören? Reit baar: Ich weiß es nicht. 

ER: Aber Dr. Wofer? 

Reithaar: Ich habe Dr. Woker zum erjtenmal an 
diejer Verſammlung gejehen. Sch kann nicht Davon jagen, 
weil ich an der Sache gar fein Intereſſe gehabt Habe. 

ER: Haben Sie vom Aufruf etwas gehört? 

Reithaar: Nein, ich bin nicht dabei gemwejen. 

NR: Von dem Aufruf an die Eifenbahner? 
eithaar: Ich bin nicht dabei gemejen. 

NR? Haben Sie fein gedrudtes Eremplar gehabt? 
eithbaar: Nein. 

NR: Was haben Ste am Montagmorgen getan? 
eithaar: Ich bin nad) Zürich gefahren. 

N: Um 7 Uhr, allein? 

eithbaar: Sch fann darüber feine Auskunft geben. 

GR: Allein? 

Reithbaar: Der Zug ift überfüllt gemwejen. 

GR: Ich habe gefragt, ob jemand in Ihrer Begleitung 
war; die vielen Leute im Wagen find nicht in Ihrer Beglei- 
tung gemejen. Iſt Gſchwend mit Ihnen gefahren? 

Neithbaar: ‘ch vermeigere die weitere Auskunft, wer 
noch mitgefahren ift. 
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GR: Dann muß ih vermuten, daß Kollege Gſchwend 
in Bern geblieben iſt. 

Huber: ©o geht es nid. 

Reithaar: Das fann ich nicht beantworten. 

OR: Sch ſage, ich habe die Vermutung. Er jagt, er 
fünne nicht antworten. Sch kann nicht mehr tun. 

ER: Sie find nad) Zürich gefahren? 

Reithaar: Ga, um 7 Uhr. 

SR: Wa3 haben Sie in Zürich gemadt? 

Reithaar: Da bin ich fofort aufs „Volksrecht“ ge- 
gangen. | 

EN: Was haben Sie dort gemadt? 

Reithbaar: Sch habe die Aufrufe, die ich mitgenom- 
men habe, abgegeben. 

GN: Woher haben Sie die gehabt? 

Reithaar: Die find vor dem Zimmer gemejen am 
Morgen als ich fortging. 

ER: Wann haben Sie fie im „Volksrecht“ abgegeben? 

Reithagaar; Vor UUhr 

GR: Wem? 

Reithaar: Ich bin in die Druckerei gegangen. 

SEN: Wer hat Sie dort empfangen? 

Reithbaar: Das weiß ich nicht mehr, wen id fie 
gegeben habe. sch weiß nur, daß jemand gejagt hat, das 
jei ja ſchon gedrudt. 

ER: Sie haben nicht mit dem Nedafteur geſprochen? 

Reithaar: Nein. 

OR: Was haben Sie mit den andern Exemplaren ge- 
madht? 

Reithaar: Es war ein ganzes Paket; ich wollts fie 
dort lafjen. 

GR: 200 oder 400 Stüd? Und dann nachher? 

Reithaar: Dann, ald die Sade jchon gedrudt ge— 
weſen ijt, habe ich jie im Volkshaus abgegeben. 

SEN: Dann weiter. 

Reithaar: Dann bin ih jofort in die Ratzjigung 
gegangen. - 

GR: Sie find Kantonsrat? 

NReithbanr: Sa. 

ER: Was ift nun gegangen am gleihen Tag; —— 
Sie ſich an Verſammlungen beteiligt? 

Reithaar: Da haben wir Sitzung gehabt bis am 
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Abend, dann ging ih noch in Die Delegiertenverſammlung 
der Arbeiterunion. 

GR: Womit hat fi die befaßt an dem Abend? Mit 
dem Gtreif? Reithbaar: Sa. | 

GR: Hat die Verfammlung die Eiſenbahner aufgefor- 
dert auszuharren? 

RKeithaar: Die Eijenbahner tagten jeparat. 

GR: Die Arbeiterunion hat ſich nicht damit abzugeben 
gehabt? Reithaar: Nein. 

GER: Mit andern Arbeiten? Reithaar: Ka. 

GR: Und meiter? 

NReithbaar: Dienstag und Mittwoch haben mir den 
ganzen Tag immer Kantonsratzfigung gehabt. 

ER: Hat man dort vernommen, daß der Streik ab- 
gebrochen wird? ( 

Reithaar: Sch habe e8 am Donnerstag um 11 Uhr 
in Zürich) vernommen, habe e3 aber nicht geglaubt. 

NR: Wo haben Sie daS vernommen? 

Neithaar: Das ijt am Bahnhof ausgejtreut worden, 
und wir haben geglaubt, das ſei eine falſche Meldung, wie ſie 
das erſte Mal telephoniert worden iſt an die Bahnſtationen, 
der Streik ſei um 24 Stunden verſchoben. 

SER: Wann iſt das telephoniert worden? 

Reithaar: Das hat man am Dienstag erzählt. 

GR: Daß das telephoniert worden ſei? 

Reithaar: Der Streik beginne nicht Montag, nachts 
12 Uhr, ſondern erſt Dienstag, nachts 12 Uhr. Da habe ich 
geglaubt, das ſei wieder die gleiche Finte wie die erſte. 

EN: Das bezieht ſich alſo nicht etwa auf den Beſchluß 
der Zürcher, ſchon von Sonntag an zu ftreifen? 

Reithaar: Das bezieht fi auf den Beneralitreif, 

Herr Großrichter. 
| GEN: Damals ijt eigentli vom Mftionsfomitee Der 
Streif 24 Stunden jpäter angejegt worden als die Zürcher 
mollten. 

Reithaar: Das ift aber etwas anderes. 

ER: Am Donnerstag haben Sie an eine faljhe Mel- 
dung geglaubt? 

Reithbaar: a, ich glaubte, es jei unrichtig. 

SER: Und dann? 

Reithaar: Grit abends an der Delegiertenverjanm- 
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als Hi Bericht gelommen, daß wirflid der Streif abgebro- 
en iſt 

OR: Sie haben ſich gefügt? 

Reithaar: Ja, das ijt ſehr ftrub zugegangen dort; 
es iſt Dort jchon gejprochen worden von dem Verrat, den das 
Aktionskomitee an der Arbeiterjchaft verübt habe. 

GR: Smmerhin haben Sie fi gefügt? 

Reithaar: Wie die Shimmensaäl eipefen iſt für den 
Streifabbrudg, kann ich nicht mehr jagen. 

GR: Und am andern Tag ift die Arbeit wieder auf- 
genommen worden? 

NeithHaar: Am Abend, al3 der Beihluß gefaßt wor— 
den ijt, ift vom Volkshaus herunter der Beichluß der Menge 
mitgeteilt worden, und zwar hat das Herr Platten beiorgt, 
und er hat fragen müfjen, ob er überhaupt das Vertrauen 
der Arbeiterſchaft noch bejite und ob man ihm glaube, daß 
er die Wahrheit reden werde und hat den Abbruch öffentlich 
begründet. Und das ijt unter vielen Verwünjchungen und 
Drohungen angehört worden, und ein Teil Hat die Arbeit 
wieder aufgenommen. 

N: Wie fam man dazu, die Unterſchriften der andern 
Mitglieder auf den Aufruf zu jegen, die gar nicht anweſend 
waren? Hat man gejagt, nachdem die anmwejenden Delegier- 
ten der Gejchäftzleitung die Zuſtimmung gegeben, betrachten 
wir es als jelbjtverjtändlich, daß auch die übrigen Mitglieder. 
damit einverjtanden jeien? NReithbaar: Xa. 

GR: Alſo nachdem die anmwejenden Mitglieder die Zu— 
ftimmung gegeben haben? Alfo haben Sie Ihre Zuftimmung 
gegeben? Reithaar: Sch? ja. 

SR: Alſo ift der Aufruf vorhanden gemejen. 

Reithaar: Nein, der war no) nit gemadit. 

ER: Man hat bloß die Unterfchriften gegeben? 

Keithaar: Wir haben über die Forderungen dis— 
futiert, und in dem Sinn haben wir die Einwilligung ge= 
geben, daß die Unterjchrift darunter fommt, auch die von der 
Gejchäftsleitung, weil wir den Auftrag gehabt Haben von der 
Geſchäftsleitung. 

ER: Alſo bevor Sie den Inhalt des Aufrufs gekannt 
haben, haben Sie die Zuſtimmung gegeben? 

Reithaar: Das kann man doch ſo nicht ſagen, nach— 
dem wir über die Forderung diskutiert haben, haben wir ge— 
wußt, was in den Aufruf hineinkommt. 
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GR: Nachdem Sie gewußt haben, daß e3 einen Aufruf 
in dem Sinne gibt, haben Sie die Zujtimmung erteilt. 

Reithaar: Jawohl. 

GR: Und dann die Nationalräte, die nicht da geweſen 
ſind, wie iſt man dazu gekommen, ihre Unterjchriften dar- 
unter zu jegen? | 

Reithaar: Ich weiß, daß telephoniert worden iſt an 
Herrn Affolter in Oolothurn. Welches da3 Nejultat war, 
weiß ich nicht, weil ich nicht am Telephon gemejen bin. 

ER: Sie wilfen nur die Tatfahe? Reithbaar: Ja. 


N: Und in bezug auf die Mitglieder des Gewerk— 


ſchaftsbundes, die nicht da gemwejen jind? 

Reithaar: Sa, die fenne ich nicht alle. 

GR: Aber hat man da nicht vorher gejagt, die — 
werden auch darunter geſetzt werden, die der abweſenden Mit— 


glieder? 

Reithaar: Von den Abweſenden hat man gar nicht 
ſpeziell geſprochen. 

ER: Nur bei den Nationalräten? Reithaar: Ja. 


GR: Die werden auch darauf gelegt werden? 

Reithaar: Ich glaube e2. 

OR: Was iſt beſchloſſen worden in bezug auf die Ver— 

öffentlihung? Damald am Abend des 10.2 

Neithaar: Vom Aufruf? Es iſt beſchloſſen worden, 
daß der ſo raſch wie möglich in ſämtliche Druckereien unferer 
Partei geleitet werden jolle, damit die Arbeiteriiheft der 
Be darüber orientiert ſei. 

: Sollten Flugblätter gemacht werden? 

Reithaar: sa. 

EN: Sie haben jelber gejagt, Sie hätten eine große 
Anzahl Exemplare mit nach Zürich genommen? 

Reithaar: Jawohl. 

SR: Wieviel? Sie haben zuerjt gejagt zirka 2000. 

Reithbaar: Sc habe ein ſtarkes Paket bei mir I 

EN: Das fönnen nn N jein? 

an Ich ſchätz 

GR: Sie haben jo Diet geihäßt? Neithaar: Ha. 

ER: Auch in Zürich find Flugblätter verteilt worden, 
die und nichts angehen. Wa3 willen Sie zu jagen über die 
finanziellen Mittel, die in Anſpruch genommen worden jind 
für den Streik. Können Sie etivas anderes jagen als bie 
andern? NReithaar: Nein. 
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GR: Daß feine fremden Gelder in Anſpruch genommen 
worden find und daß fein Komplott geweſen iſt? 

Reithaarzisa. 

Hauptmann Seelbofer: Sch möchte fragen, wann 
er in Zürich angefommen ift. 

Reithaar: Das fann um halb 11 Uhr geweſen jein. 

Hauptmann Seelhofer: Hat er gehört, Daß der Auf- 
ruf verlejen worden ift? Wer hat ihn verlejen? 

Reithaar: Sch bedaure, daß ich Shnen Hierauf feine 
Antwort geben fann. 

Aud.: Herr Großrichter, es jcheint mir eine Feine Difie- 
renz zu walten über die Antwort auf die Frage: „Hat man 
Sie mündlich oder telephoniich um Ihre Unterſchrift erſucht?“ 
Und da mödte ih, daß nah Militärjtrafgejeg das Protokoll 
der Vorunterſuchung vorgelejen wird über diefe Frage, auch 
Er Ergänzung auf die Frage de3 Herrn Hauptmann Geel- 
hofer. 

GR: Das haben wir ſchon vorgeleſen. 

Aud.: Nein, dieſes Stück nicht. 

Huber: Dann bitte ich auch, das Aktenſtück 425 zu ver- 
lefen, Seite 524. 

Wird verlejen. 

Aud.: Ich möchte den Herrn Großrichter bitten, das 
er feititelle, daß die Abhörung Grimm und die Abhörung 
Reithaar am 25. November jtattfanden und daß der Brief 
vom 5. Dezember datiert ijt. Die Schlüffe überlaije ih dann 
dem Gericht. 

ER: Ich fonftatiere, daß Robert Grimm am 25. No— 
vember 1918 in Bern einvernommen wurde, und am 25. No- 
vember 1918 wurde der Angeklagte Reithaar in Zürid) ein- 
vernommen und daß der Brief vom 5. Dezember 1918 da- 
tiert ift. 

NReithaar: Ich habe zur Erklärung folgendes anzu— 
führen: Die Formulierung, wie fie hier im Depofitum it, 
die jtammt von Herrn Staatsanwalt Glättli. Sch Habe damals 
deponiert: Der Vorjigende hat uns einen Situationsbericht 
uſw. gegeben. Dann fagte der Herr Unterſuchungsbeamte: 
„Das war Herr Grimm“ und hat dann das hier jo formuliert. 
Dann das Gerippe zum Aufruf; das find die Forderungen, 
die mir diskutiert haben. Wenn ich das jchließlich in der Form 
wiedererfenne, wie es mir heute vorgelegt wurde, fo hat das 
den Sinn, wie wenn ich 14 Tage nad) einer Sitzung ein Pro— 
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tofoll jehe und prüfe und jage, ich finde das Protokoll für 
richtig und beantrage Genehmigung; ich bin aljo einverftan- 
den mit dem, was darin niedergelegt ijt. Und jo habe ich mich 
dazu ausgejproden, ald mir vom Herrn Staats anwalt der 
Aufruf vorgelegt worden iſt. Sch habe den Fehler degangen, 
al3 e3 mir vorgelejen wurde, daß ich auf Die einzelnen Stellen 
- zu wenig aufpaßte. Nachträglich habe ich dann die Korrektur 
hingeſchickt. Es fiel mir erjt dann auf, daß ein Unterſchied 
zwilchen meiner Ausjage und der Wirklichkeit ift. 

Huber: Der Herr Auditor hat erklärt, e3 jeien am glei= 
hen Tag zwei Verhöre gemwejen. Es fommen ihm Zweifel, 
und die Sade überlaffe er dem Gericht. Sch glaube, es wird 
ih rechtfertigen, durch perjünliche Befragung des Angeklagten 
fejtzuftellen, ob er im Auftrage gejchrieben hat, wa3 man dem 
Staatsanwalt auseinanderjegen wolle; ob er gejchrieben hat, 
weil er ich von einem Irrtum überzeugte oder ob er von 
irgendeiner Seite veranlaßt worden iſt, überhaupt etwas 
Unrichtiges zu jchreiben und etwa vorher richtig ©ejagtes 
zu reoozieren. Ich bitte den Herrn Reithaar, ſich darüber zu 
äußern. 

Reithaar: Sch kann hier die Erflärung abgeben, 
daß die Nektififation ohne jede Beeinflufjung von mir an den 
Staat3anwalt Glättli abgejchict worden ijt in dem Moment, 
al3 die Aufforderung von ihm fam, man fünne eine Nachein— 


bernahme, eine zweite Einvernahme, verlangen. Da habe ich 
geglaubt, ich würde zum zmeitenmal vorgeladen und hätte. 


dann da3 richtig gejtelt. 

Aud.: Sa, dad kann doch nicht genau jtimmen, denn. 
porher wird gejagt: „sch habe gewußt, daß die Depofition 
mit derjenigen der andern nicht ganz ftimmt, und Deshalb 
habe ich den Brief gejchrieben.” 

Huber: Herr Neithaar hat erklärt, daß er aufmerkſam 
gemacht worden jei auf dag, was er überhaupt nicht wußte. 
Er jagt, er jei aufmerfjam gemacht worden durch die Mit- 
teilung. Er jagt, er habe überhaupt nicht gewußt von einem 
angeblihen Borlejen; erjt nachträglich ijt er darauf gekom— 
men. Um fein Mißverjtändis übrig zu laffen, hat der Ange— 
Hagte heute übrigend unter Chrenmwort erklärt, daß er diejen 
Brief ohne jede Beeinflußung gejchrieben habe, ſpontan. 

Aud.: Sch möchte fragen, wer die Sitzung vom 10. prä— 
ſidiert hat. 
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Reithbaar: Darüber möchte ich heute fein Wort 
weiter verlieren. 

Aud.: Auch unter Ehrenmwort feine Auskunft geben? 

Huber: Sch möchte etwas aufklären. 

GR (unterbredend): Sch habe von Namen gejprochen. 

Huber: Aber der Herr Auditor hat von Unterſchriften 
gejprochen. Es ift ein Mitgliederverzeichnis beigeſetzt worden, 
und e3 ijt darüber gejprocdhen worden. Sch möchte den An 
geflagten bitten, Darüber Auskunft zu geben, ob nicht dar— 
über beraten worden jei, Die Mitglieder der einzelnen Leis 
tungen namentlid) aufzuführen. 

Reithar: Ih kann Ihnen jagen, dad Hauptmoment 

war für mid) das, was die Geſchäftsleitung anbetrifft, und 
auf die andern habe ich gar nicht weiter geachtet. Für uns 
wußte ich, daß alle andern damit einverſtanden ſeien, wenn 
das Mitgliederverzeichnis aufgeführt wird. 
Huber: Dann möchte ich noch weiter fragen in bezug 
auf die Verteilung der Flugſchriften in Zürich, insbeſondere 
ob in Zürich dieje Flugblätter an Soldaten verteilt wurden 
auf Veranlafjung des Dltener Aktionskomitees oder des 
Iofalen zürcherijchen Streikkomitees. 

Reithaar: Ya, Herz Großrichter, zu diejem Zwecke 
hätte ich niemal3 Flugblätter nad) Zürich genoinmen, da wir 
in Zürich hierüber einige Erfahrungen bejiten, nicht bloß 
jeit dem Fall Sigg, jondern einige Seit vorher it ein Flug— 
blatt an die Soldaten verteilt worden, das diejelben über 
die wirtichaftlihen Verhältniffe in Zürich) auffläcte, das ab- 
jolut harmlojer Art war. Und troßdem wurden Leute ver- 
haftet, die dann nachher ohne weiteres freigelajfen werden 
mußten, weil in jenem Flugblatt abjolut nichts mar, das 
die Leute einem Militärgericht hätte ausliefern lönnen. Wenn 
nun ſchon ein ſolch' harmlojes Flugblatt dieſe Folge hat, 
ſo hätte ich niemals Flugblätter mitgenommen, damit fie in 
Zürich an aftive, mobilifierte Soldaten verteilt würben. 

uber: Das zeigt in bezug auf die ſubjektive Seite, 
daß Neithaar dieje Abficht nicht gehabt hat. Aber iſt ihm 
befannt, daß ohne feinen Willen tatfächlich jolche Flugblätter 
an mobilifierte Soldaten verteilt wurden? 

Reithaar: In Zürich find Feinerlei Flugblätter an 
aktive Soldaten verteilt worden. 

Huber: Gie fünnen jagen, daß die betreffende Behaup— 
tung nah Ihrem Willen, joweit Sie willen, in der Anklage 
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nicht richtig ift, Daß in Zürich feine ſolchen Flugblätier ver- 
teilt wurden. 

Reithbaar: Sch weiß nicht, wa für sine Stelle da 
gemeint it. 

EN: Die Anflagejhrift ift „wurſcht“; Ihr Gedächtnis 
jol Auskunft geben. Wiſſen Sie etwas davon? 

Reithaar: Ich weiß nicht3 davon. 

Huber: Das Flugblatt „An das arbeitende Wolf der 
Schweiz”, das andere Flugblatt „Heraus zum Proteſtſtreik“? 

Neithaar: Davon weiß ich nichts. 

Aud.: Der Herr Reithaar muß ein furchtbar gejcheiter 
Menſch jein, wenn er willen kann, was in yauz Zürich geht. 

NReithbaar: Sch weiß, daß in der Organifıtivir nie— 
mals davon gejprochen worden ijt, es jollten Slugblätter an 
die Soldaten verteilt werden. 

Huber: Ich Eonjtatiere, daß Herr Neithaar wenigſtens 
nicht jo gejcheit ift, au einem Napport, der in Kloten er: 
folgte, zu willen, daß in Zürich Flugblätter verteilt worden 
jind. 

Einvernahme des Angeklagten Gſchwend. 


GER: Sie find Bezirksanwalt? Gſchwend: Fa. 

ER: Wie find Sie dazu gefommen, an der Verſamm— 
fung teilzunehmen? | 

Gſchwend: Pürfte ich vielleiht vom 5. November 
etwa3 nacdhtragen? Der Vorfall ift für mich außerordentlidy 
interefjant gewejen. Am 5. November, in jener Kantonsrats— 
fitung, als Herr Regierungsrat Wettjtein am Nachmittag 
nach Bern gefahren ijt, um den Bundesrat um ein Militär- 
aufgebot zu erjuchen, hatten am Vormittag Herr Nationalrat 
Greulich und der Sprechende mit Herrn Regierungsrat Wett- 
jtein eine Beſprechung, und zwar in offizieller Mijiton als 
Abgeordnete der Gejchäftsleitung der jchweizerijchen jvzial- 
demofratiihen Partei. Wir haben mit ihm über eine Aus— 
weilungsangelegenheit gejprochen, die in jenen Tagen in der 
Schwebe ftand. Dann hat der Herr Regierungsrat, der auf 
diefe Sache nicht weiter eintreten wollte, gejagt, ob wir 
eigentlich auch wüßten, was jetzt alles gejpielt würde. Wir 
verneinten das. Herr Greulich hat mic angeſchaut und ich 
ihn. Dann fragten wir, ob er jo gut fein möchte und und 
mitzuteilen, wa3 da gehe. Wir wüßten nicht jehr viel! Da 
erklärte Dr. Wettftein: „Sie ſcheinen nicht alles zu wiſſen; 
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das werden Ihnen, meine Herren, die nächften Tage zeigen.” 
Dann war die Unterredung beendigt. Wir waren etwas 
eigenartig berührt und erjtaunt und haben dann erfahren, 
daß nach ein oder zwei Stunden der Herr Regierungsrat 
nad Bern gewandert it, um dort eben wegen diejer myſti— 
ſchen Verhältniffe die Truppen aufbieten zu laſſen. Sch 
hielt dafür, daß dieſes Vorkommnis hier erörtert wird, weil 
Regierungsrat Wettjtein auch im zürherifchen Kantonsrat 
nit ein Wort des Widerjpruches fallen ließ, als wir ihm 
da3 vorhielten, wa3 bis zu einem gewillen Grade mit der 
ſtaatsmänniſchen Weisheit des Herrn Juſtizdirektors in 
Widerſpruch zu ſein ſchien. Das wäre alſo das vom 5. 
Am 10. November bin ich, wie geſagt, das war, glaube ich, 
an einem Sonntag, zur Sitzung der Geſchäftsleitung gegan— 
gen. Ich habe mich vormittags auf dem Oefretarict tele- 
FE erfundigt, was etwa gehe. Dann wuzde erklärt, 
aß eine Sitzung ftattfinden müſſe. Dann habe ich veranlaßt, 
daß die Sitzung jofort telephoniſch einberufen werde. Dieje 
hat nachmittags 1 Uhr begonnen. Der Schlußeffeft war dann 
der, daß wir ung einigten, daß eine Delegation der Gejchäfts- 
leitung an der Sitzung des Aktionskomitees erſcheinen ſolle 
in Bern, weil wir bereit orientiert waren, daß in Bern eine 
jolde Sitzung ftattfinde und daß eben in Anbetracht der 
außerordentlih wichtigen Situation es mwünjchenswert er- 
iheine, wenn auch die Geſchäftsleitung dort vertreten jet. 
Da find wir alfo um 2 Uhr, die Herren Lang, Huggler, Kauf: 
mann, Neithaar, aljo unfer fünf, insgefamt miteinander nad 
Bern gepilgert, jind dann etwa um 8 Uhr herum in die 
Kapellenitraße gefommen, vielleiht ein paar Minuten vor- 
ber, vielleiht ein paar Minuten nahher. Wir aßen vorher 
noch etwas zu Abend. Als ih an die Kapellenitraße Fam, 
wurde mir die erjte Eröffnung zuteil, daß die zürchertiche Re— 
gierung einen vernünftigen Beichluß gefaßt habe. Als ich 
mid) nach) dem Inhalt des Bejchlußes erfundigte, hieß es, 
daß ſie beſchloſſen hätte, es jollten ihrer drei zurüdtreten. 
Nachher wurde mitgeteilt, daß telephoniert worden jei, e3 
hätte auf dem Fraumünſterplatz einiges abgeſetzt; e3 jet ein 
junger Leutnant in ganz unverftändlicher Art ınd Weile in 
die Leute hineingefahren. Man hätte zuerjt den Platz mit 
Leuten anfüllen laſſen, und nachher jei man auf die Leute 
losgegangen. Das hätte eine Erbitterung gejchaffen und eine 
Schießerei abgejegt, und die Erregung in Zürich jer desivegen 
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ungeheuer ſtark. Die Erregung war auch ſchon vorher jehr 
ſtark, Ihon am Protejtftreif, und am Sonntagpormittag hat 
ih) da8 bemerkbar gemadt. Die Frage war dann lediglich 
noch die: Welche Stellung wird nun dag Aftiondfomitee be- 
ziehen? Nun find aljo, wie gejagt, an der Sitzung die For- 
derungen bejprochen worden, die man aufitellen wolle; dieje 
neun Punkte, und dann wurde der Generalitreif allgemein 
beichloffen. Sch habe ebenfall3 mitgejtimmt, und zwar moti- 
piert mit ja. Es war etwa um halb 11 oder ein Biertel vor 
11 Uhr als der Bejchluß gefaßt wurde. Dann find wieder tele- 
phonifche Berichte aus Zürich) eingegangen; der Sprechende 
it ſelbſt auch am Telephon geweſen. Ich bemühte mich, ein 
Automobil zu bekommen. Aber meine Bemühungen ſind voll— 
jtändig erfolglos gemwejen. Sch habe jogar noch einen frühern 
Kollegen in Anſpruch genommen. Aber es war rein nichts 
zu machen; der eine hatte fein Benzin, der andere hatte den 
Wagen in Neparatur, und der dritte und vierte hatte jonft 
eine Ausrede. Wir befamen feinen Wagen; wir mußten in 
Bern ſitzen bleiben, auf die Gefahr Hin, daß morgen vielleicht 
ihon fein Zug mebr fahre. Da in Züri) von morgen ab die 
Sache losging, dachte ich, in Bern könnte es bis morgen auch 
jo weit gediehen jein. Am Montag morgen fuhr ich mit Dem 
7 Uhr-Zug weg, mit dem legten Schnellzug, der in Zürich 
eingefahren ift. 

GR: Wollen Sie ung mitteilen, wer die Situng prä- 
fidierte? Gſchwend: Grimm. 

ER: Warum hat Reithaar jveben nicht jagen wollen, 
wer die Sitzung präfidierte? 

Gſchwend: Das weiß ich nit; da müfjen Sie ihn 
fragen. 

2 N: &3 ift merkwürdig. 

Gſchwend: Das fanıı ich nicht jagen. 

GR: Es ift merkwürdig, warum er das nicht jagte. Sie 
dachten doch: Sch ſags ja nachher. 

Gſchwend: Ja, was ich gedacht habe, das können Sie 
doch nicht ſicher wiſſen. 

GR: Habe ich tale gedacht? 

Gſchwend: Fa, bis zu einem gewiſſen Grad ift Ihre 
le ſchon richtig. 

ER: Noch mehr; wenn Reithaar nicht „Ja“ jagen darf, 
darf er do „Nein“ fagen. 

Sihmwend: Das ift feine Sadıe. 
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OR: Nun ijt gejagt worden, daß Ihr Präfident einen 
Situationsbericht erjtaitet habe über die Unterredung mit 
dem Bundesrat uſw. und über die Lage in Zürich und daß 
furz und gut die Stimmung dann jo war, daß einfach alle 
einverjtanden waren, den Streik zu bejchliegen, daß zu glei- 
cher Zeit auch über ein Minimalprogramm gejprochen wurde. 
Wer hat da3 Minimalprogramm vorgelejen? 

Sihmend: Ja, porgelejen iſt es meines Wiſſens nicht 
worden. Man hat diskutiert über die Punkte, und e3 ift 
auch von den Anmwejenden dieje oder jene Frage angejhnitten 
worden, ob man das auch) noch auf das Programm nehmen 
fünne. Ich weiß nicht davon, daß borgelejen worden ift. 
Man hat allgemein über die Sache debattiert und hat Die 
Punkte behandelt, die übrigens ja auf aller Zunge waren und 
nicht3 Neues daritellten. 

NR: Wurden nit auch die Richtlinien des Aufrufes 
beiprochen? 

Sihmwend: Nein, von den Richtlinien ift nicht ge- 
ſprochen worden. Selbſtverſtändlich war, daß man einen Auf- 
ruf made. Wenn man fi) über den materiellen Inhalt der 
Punkte geeinigt hat, macht man e3 immer jo. 

ER: Sie haben grundjäglid einen Aufruf beſchloſſen? 

Sihmwend: Sch weiß nicht einmal, ob man davon 
geredet hat oder vb man das als jelbitverftändlich angejehen 
hat. 
ER: Hat man nicht gejagt, Sie follten da3 machen? 
Gſchwend: Sch habe feinen Auftrag befommen. 
ER: Sie haben nicht mitgeholfen? Gſchwend: Nein. 
SR: Waren Sie einverjtanden, daß Shr Name auf den 
Aufruf fomme? 

Gſchwend: Ka, ih war einveritanden. Man erklärte, 
die Namen der betreffenden Korporationen müfjen dann auf- 
gedrudt werden als Namendverzeichniß auf der Proklama— 
tion oder dem Aufruf, Flugblatt, oder wie man dem Ding 
jagen mil. 

ER: Alſo war doc davon die Rede von Proflamatinır, 
Aufruf, Flugblatt? | 

Gſchwend: Jh muß wiederholen, ich weiß das nicht 
mehr fiher. Für mic) war das jelbjtverjtändlich, wenn man 
über Forderungen diskutiert hat, gibt es einen Ertraft: das— 
jenige, was in der Preſſe oder in einem Aufruf zu erjihei- 
nen hat. Ob man überhaupt davon geſprochen hat, da3 weiß 
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ich nicht mehr jiher. Aber ich habe das für vollitändig jelbit- 
verjtändlich gehalten. 

ER: Aber eine Aeußerung der VBerjammlung? Waren 
Sie einverjtanden, daß bei dieſer Aeußerung der Verſamm— 
lung Ihr Name jtehe? Gſchwend: Ha. 

GR: Es war jelbjtverjtändlich, Daß eine Aeußerung ge- 
macht wurde, und zwar eine Broflamation, wie Sie eben ge- 
jagt haben. Welches war der Inhalt der Broflamation? 

Gſchwend: Das jollte im Sinne desjenigen jein, mas 
wir beiprochen hatten. Die neun Bunte, für welche die Aktion 
- Ducchgeführt werden jolle.. Das war der Inhalt. . 

GN: Diefe neun Punkte. Das war das Wichtigite. 

Gſchwend: Das war das Wichtigite. 

GR: War nit von ossnrhien die Rede? 

Gſchwend: Kein. 

GR: Haben Sie nit Dr. Wofer davon Sprechen: hören? 

Sihmend: Ich fünnte mich nicht erinnern. 

GEN: Haben Sie Präſident Grimm davon jpreihen 
hören? 

Gſchwend: Nein, ich könnte mich nicht erinnern. Sch 
bin hie und da hinausgegangen, möglich ijt e3 ja, aber ich 
fünnte feine Erklärung abgeben ob ja oder nein, weil ich 
mid nit an diefe Sache erinnere. 

ER: Mit wen haben Sie am Telephon gejprodhen? 

Gſchwend: Sch Habe mit Herrn Bezirfsrichter Nieder 
geiprochen. 

a Hat nicht Bezirksrihter Nieder Sie angeläutet? 

Gſchwend: Sa, die Sache war jo. Es hat angeläutet 
und dann iſt einer der Kollegen and Telephon und nadher . 
hat er mich gerufen oder ich habe zu dem Betreffenden ge- 
jagt, als ich jah, daß er wieder ans Telephon ging, er jolle 
mir rufen. Sch bin nicht mehr ganz ſicher darüber. 

EN: Wann war das? 

Gſchwend: In der Zeit zwiſchen halb 10 und 10 Uhr, 
ich bin nicht ſicher. Ich habe nur einen privaten Auftrag er— 
teilt, weil ich nicht jicher war, ob ich von Bern wieder fort- 
fomme. 

EN: Sie jagen von halb 10 bis 10 Uhr? 

Gſchwend: Ga. 

GR: Haben Sie nicht zwei- oder dreimal telephoniert? 

Sihmwend: Nein, nur einmal. 

GR: Welches war der Anhalt? 
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Sihmwend: Wenn ih nicht von Bern wegfomme, jo 
jolle er meiner Frau mitteilen, daß fie mir einige Baar Soden 
und Nastücher jchiden jolle (Heiterkeit). 

GEN: Hören Sie einmal! Wenn in Bern die Eifenbahner- 
Ihaft am Morgen in den Streif getreten wäre, wie in Züri), 
dann hätte man Ihnen ja gar nicht3 mehr ſchicken fünnen. 

Sihmwend: Wenn in Bern die Eijenbahnerihaft am 
Morgen in den Streik getreten wäre, wie in Züri), wäre 
ich mit dem Schnellgug nicht mehr fortgefommen. Ach habe 
porher daran gedacht, man fünnte mit dem Auto wegfommen; 
das hat jich jpäter als unrichtig gezeigt, und ich habe mir ge— 
jagt, unter Umftänden fünne jogar noch mit der Flugpoft 
ein Paket ankommen. 

GER: Bezirksrichter Nieder hat fi dann damit befakt? 

Sihmwend: Das weiß ich nicht; ala ih nach Haufe 
fam, hatte ich anderes zu tun. Ä 

GN: Aber hatte Herr Bezirksrichter Nieder fein anderes 
Intereſſe, al3 für Soden und Nastücher zu jorgen? 

Sihmend: Die andern Sachen waren vorher er- 
ledigt. 

Huber: Vielleicht jtellen Sie auch noch das Verwandt- 
ſchaftsverhältnis feit. 

Gſchwend: Das Verhältnis it jo, daß Bezirks— 
richter Rieder eine Frau hat, die zufällig die Schweiter meiner 
Frau tft. | 

ER: Ih Fannte Bezirfsrichter Nieder nicht; ich kannte 
Sie nid. 

Sihmwend: Deshalb mußten Sie willen, was ich für 
ein Intereſſe hatte, gerade ihm den privaten Auftrag zu er- 
teilen. 

ER: Was hat Bezirksrichter Nieder jpäter gejagt? 

Gſchwend: Daß die Gilenbahnerihaft in Zürich in 
den Streif trete, daß die Stimmung ungeheuer erregt jei, 
Daß man nichts mehr machen fünne. Sch habe angenommen, 
das werde jtimmen. 

Wann wurde das gejagt? In welchem Augen— 
blick iſt dieſes Telephhon abgenommen morden? Nach den 
Soden und Nastüchern? 

Sihmwend: Nein, vorher. Entweder habe ich gejagt, 
als ich hörte, daß Nieder da jei, man jolle mid) rufen, oder 
Nieder hat gejagt, man jolle mir berichten, weil er mußte, 
daß ich in Bern war; das weiß ich nicht mehr genau. 
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GR: Sie willen nicht genau, was Nieder gejagt hat, 
nur was man Ihnen berichtet hat: e3 jei Streit und nübe 
nicht3 mehr? 

Sihmend: Ka, in Zürich fei die Lage jo. 

SR: War diejfe Stimmung ſchon feit Monaten? _ 

Gſchwend: Herr Großrichter, da müßte ich anfangen 
mit dem Beginn des Krieges. Damals war ich auf der Arbeits— 
fammer und babe gejehen, wie die Herrihaften die Dienft- 
mädchen zum Kudud jagten, Habe gejehen, wie jie an den 
Löhnen Abzüge machten uſw. uſw. 

War das auch in Bern ſo? 

Gſchwend: Das iſt auch in Bern vorgekommen. 
Wenn wir anfangen wollen, ſo müſſen wir da anfangen. 
Dann kamen die behördlichen Maßnahmen zum Schutz der 
Kleinen immer zu ſpät. Man hat immer den Eindruck be— 
kommen, daß der Bundesrat und die kantonalen Behörden 
mit den Maßnahmen und allem demjenigen, was den Schutz 
des Kleinen darſtellen ſollte, ſo lange zuwarten, daß der 
Reiche ſich gut eindecken könne, daß er gut leben könne, 
wenigſtens ſich nicht einſchränken müſſe. Und der Kleine iſt 
dazu noch ausgelacht und ausgehöhnt worden. So hat die 
Geſchichte angefangen, und die Stimmung iſt verankert ge— 
weſen im Volk, daß man nichts anderes machen könne, als 
zu ſagen: Wir probieren, hier eine Aenderung herbeizuführen, 
vielfach mit negativem Erfolg. Erſt unter Druck und im 
Laufe der andernorts allmählich zum Durchbruch gelangenden 
Poſtulate, jomeit e3 die Intereſſen der Reihen nicht allzu 
tarf tangierte, traten die Behörden darauf ein. So ent- 
widelte fich eine Stimmung, daß e3 dann wirklich jehr wenig 
mehr bedurfte und vor allem nicht eines fo unglüdlichen Vor— 
gehend mie das der zürceriihen Regierung, um dad Faß 
zu Erplofion zu bringen. Das ift ein ganz furzer Werdegang. 
Sch könnte noch vieles erzählen, Herr Großrichter. 

ER: Sch Habe Ion Fonftatiert, daß der Bundesrat 
immerhin Konzeſſionen gemacht hat an den Föderativverband 
und daß das Aktionskomitee dieſe Damals bilfigte. Haben Sie 
davon Kenntnis befommen? 

Gſchwend: Ja, davon habe ich Kenntnis; ich habe 
mic für die Preßftimmen interefjiert, jpeziell die von der 
bürgerlihen Preſſe. Einer der Herren fißt ja hier, der gefun- 
den hat, e3 jei eigenartig, daß der Bundesrat immer erft 
dann nachgebe, wenn es Kopf an Kopf gehe. Wenn er 


al " 


| 411 
politiich meitjichtig wäre, hätte er das ſchon lange getan. 
Das hört man im Volk immer und immer wieder: Gie 
maden da3 erjt, wenn ihnen das Wafler an den Mund geht. 

SR: Ga, da weiß man auch zu jonglieren. 

- Bihmwend: Im Krieg hat man auch jongliert: Be- 
fejtigung3bauten uſw. 

GR: Das waren internationale Verpflichtungen ufw. 

BSihmend: Bon Ihrem Gefichtspunft aus mag da3 
notwendig geweſen jein. “ch erfläre, wenn man ſoundſo 
viele Hundert Millionen für das Militär ausgibt, follte man 
auch ein paar Hundert Millionen für die untern Volksſchich— 
ten haben. Das ſcheint mir eine viel beffere Feſtung zu fein 
al3 jene, die jo viel Eijen- und Mauerwerk benötigt. 

GER: Ich Eonftatiere, daß immerhin nad) und nad) das 
Nötigite getan wurde von den Behörden. 

Sihmend: Nicht überall das Nötigite; man hat ledig- 
lich etma3 getan, um das Schlimmfte abzuwenden. Das muß 
ich auch noch jagen — e3 ijt nicht? Neues, Doc) muß e3 betont 
werden —, daß die Bojtulate nur joweit erfüllt wurden, jo weit 
der PBarteieinfluß der Arbeiterjchaft reicht. Wo ſie jtark war, 
hat fie fie eben durchführen können; wo fie ſchwach war, haben 
die Behörden es gemacht genau wie por dem Kriege. In der 
Stadt Zürich haben wir im Budget für das Jahr 1918 acht 
Millionen eingejegt nur für Unterftügungszmwede gegen die 
Folgen de3 Srieges. Sch bin überzeugt, wenn feine jozial- 
demofratiiche Fraktion in diefer Stärfe hier wäre, jo wür— 
den die Leiftungen weit Fleiner jein, und ich fann Ahnen als 
Mitglied der Rechnungsprüfungskommiſſion jagen, daß man 
noch vor einem Sahre in gewillen bürgerlichen Kreiſen Angjt 
gehabt hat, wenn man von einer Million ſprach; da3 jeien 
unproduftive Werte, die tragen nicht3 ein, ſoviel Geld fünne 
man nicht ausgeben! — Das leſen unjere Leute in der Preſſe. 

GER: Der Krieg jelbjt Hat jo etwas geholfen, daß man 
mit den Millionen etwas freigebiger ijt als vorher. 

Gſchwend: Ka, der Frieg hat da8 mit jich gebracht, 
weil die Leute etwas geweckter geworden find, weil ſie ange- 
fangen haben, etwa3 klarer in die Welt zu jchauen. 

EN: Haben Sie Flugblätter mit ſich nad) Zürich ge— 
nommen? Gſchwend: Nein. 

GR: Iſt Kollege Reithaar allein nah) Zürich gefahren? 

Gſchwend: Nein, er hat mit mir im gleichen Coupe 
geſeſſen. 
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GR: Warum hat er Ihren Namen nicht genannt? 

Gchwend: Das weiß ih nit. Es iſt nicht verboten, 
neben einem Manne mit Slugblättern zu reijen (Heiterfeit). 

EN: Wußten Sie, daß er Flugblätter bei ich hatte? 

Sihmend: ch habe das Paket in dem grauen Papier 
gejehen. Als alter Buchdruder mußte ich, daß man dieje 
Dinge gewöhnlich jo einpadt, und dachte mir, daß es Flug- 
blätter jeien. 

EN: Sie ald Buchdrucker können auch ſchätzen, wieviel 
es gemejen jind. Sind e3 2000 gemejen? 

Gſchwend: Ja, ed wird um das herum getanzt haben. 

GN: Haben Sie Flugblätter mitgenommen? 

Gſchwend: Nein. 

GN: Haben Sie in Bern feines befommen? 

Sihmwend: Nein; ich hätte gerne eines gehabt. 

EN: Wo haben Sie das Flugblatt fenner: gelernt? 

Sihmend: Ich habe den Aufruf erjt im „Volksrecht“ 
gelefen. Die Aufrufe habe ich mir nachher verichafft. Sch 
führe nämlich zu Hauje eine Driginalfammlung, wo ich ſolche 
Sachen über Aktionen der Arbeiterſchaft aufbewahre. 

GR: Sie haben zwei oder drei geſehen? Waren es die 
—— wie dieſe hier? 

Gſchwend: Ich habe nichts geſehen; meinen Sie in 
bezug auf die Farben? (Heiterfeit.) 

GER: Sie als Buchdruder fünnen das unterjcheiden; 
ind das dieſelben geweſen, der gleiche Satz? 

Ihmwend: Derjelbe Saß, natürlid. Sch wußte nicht, 
was Sie meinten. Sch habe die Aufrufe jogar, glaube ich, bei 
mir. 

EN: Willen Ste, ob der Aufruf, der in Bern gedrudt 
wurde, auch an verjchtedenen andern Orten gedrudt wurde? 

Sihmend: Nein. 

GR: Dann iſt Shre Sammlung nicht vollftändig. Ich 
rate Ihnen, Die andern Exemplare auch noch zu jammeln. 

Gſchwend: Der Tert interejjiert mid am meilten, 
nicht da3 Papier. 

ER: Haben Sie mit der Verteilung des Aufrufes in 
N zu tun gehabt? 

Sihmwend: Als ih in Zürich anfam, habe ich etwas 
sehe: und bin nachher in den Kantonsrat gegangen. 
GR: Waren Sie am Abend in einer Unionsveriamm- 
ung? 
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Gſchwend: Das könnte ich nicht mehr ficher Jagen. 
Ich glaube, die Kantonsratsſitzung hat jo lange gedauert, 
— ich kein Bedürfnis mehr für weitere Verſammlungen 
hatte. 

EN: Haben Sie an den folgenden Tagen an den Kan— 
age teilgenommen? 

Gſchwend: Fa, Dienstag und Mittwod). 

8 R: Haben Sie mit Eiſenbahnern verkehrt? 

Gſchwend: Ja, geſprochen. 

GER: Wann und imo? 

Gſchwend: Auf der Straße Hauptiädhlid. 

GR: Haben fie nicht geklagt, nun würden fie noch mobi: 
liſiert? 

Gſchwend: Ja. Wenn Sie mir verſprechen, mir 
keinen Ordnungsruf zu geben, will ich Ihnen den genauen 
Text deſſen ſagen, was mir geſagt wurde. 

GN: Etwas Grobes? Gſchwend: Sc kann es nicht 
ſagen; es iſt Züridütſch. (Heiterkeit.) 

GEN: Volkstümlich? Sie werden mir den Namen des 
Mannes nicht jagen, weil er jonjt bei den Ohren genommen 
a 

Sihm end: Die Sade it jo: ich weiß nicht, wie er 
heißt. 

GSX: Willen Sie etwas Neues über die Kojten? 

Gſchwend: Durchaus nicht. Ich bin ja ein Waiſen— 
fnabe in Finanzſachen. | 

Aud.: Wann verließ der Angejchuldigte die Verjamm- 
lung am Sonntag den 10. November? 

Sihmwend: E3 wird etwa um 12 Uhr geivejen lein, 
vielleicht eine Vierteljtunde vorher. Wenn Polizeiftunde ge— 
weſen wäre, hätte ich natürlich beſſer aufgepaßt. 

Aud: War die Berfammlung in jenem Moment ge- 
ſchloſſen? 

Gſchwend: Das weiß ich nicht; ich telephonierte, um 
einen Wagen zu bekommen. Ich war in einem andern Zim⸗ 
mer und in einem andern Stockwerk. Ich ging von der 
Sitzung um halb 11 Uhr weg. ch habe mich meiner Privat— 
jache gewidmet, weil ich juchte, möglichſt raſch nad Zürich 
zu fommen. 

Aud.: Damals waren Streif und Aufruf bereit3 be- 
ichlofjen? | 
Gihmwend: Der Streif war beſchloſſen; vom Auf- 
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ruf war nichts beichloffen worden. Ich ftellte mir das als 
jelbjtverftändlich vor. 

ud.: Sn der Vorunterfuhung jagten Sie: ‚Die Re⸗ 
daktion des Aufrufes fand damals ſtatt, von wem weiß ich 
nicht.“ 

Gſchwend: Der Unterſuchungsrichter hat mich gar 
nicht gefragt; ich habe keine Veranlaſſung, etwas zu ſagen, 
worüber man mich nicht fragt. 

Aud.: Deswegen ſind Sie ja Bezirksanwalt! (Heiter- 
keit.) 

GR: Der Angeſchuldigte hat nichts gehört von Solda— 
tenräten? 

Gſchwend: Nein; davon weiß ich nichts. Auch wenn ich 
etwas gehört hätte Davon, jo habe ich meine bejondere Auf- 
fafjung darüber. Wenn ich etwas gehört hätte, hätte ich e3 
ſchon gejagt. 

Huber: Der Vorſitzende hat den Angeklagten auf: 
merfiam gemadt, daß am 8. Auguſt Konzejjionen an die 
Eijenbahner gemacht wurden, und die Meinung ijt aljo, daß 
dadurch eine große Beruhigung eingetreten jei. Sch möchte 
den Angeklagten fragen lafjen, ob nicht im Gegenteil bei der 
übrigen Wrbeiterjchaft eine jehr große Erregung darüber be- 
ſtand, daß man fih nun zufrieden gab mit Konzeffionen an 
die Eijenbahner und ſich für die Intereſſen der übrigen Ar- 
beiter nicht durch einen Generalſtreik einſetze. 
—Gſchwend: E3 hat in vielen Verfammlungen zu 
außerordentlich ſtürmiſchen Szenen geführt, weil man gejagt 
hat: ©o, die Eijenbahner haben jegt ihre Wurft; die andern 
jollen nicht3 haben! So verjtehen wir die Sache nicht! 

GER: Das war in Verjammlungen? 

Sihmwend: Sn politiihen und gewerkichaftlichen. 

GAR: Sn Zürich? Gſchwend: Ka. 

GER: Waren Sie auh Zeuge? Gſchwend: Ya. 

Huber: Ich interefjiere mich 3. B. für die perjönliche 
Auffafjung, Die der Angeflagte über Soldatenräte nad) ruſ— 
ſiſchem Syjtem hat, und über Soldatenräte, wie fie hier emp— 
fohlen werden. | 

Aud.: Sch beantrage, die Frage abzulehnen; er hat 
nicht3 gehört von Soldatenräten. 

Huber: Ich möchte fragen, ob der Angeklagte nicht 
einverjtanden iſt mit Soldatenräten nah ruſſiſchem Mufter. 
Ich halte für wichtig, daß der Auditor einmal begreift, daß 
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ein großer Unterjchied befteht und daß man als Gegner de3 
Räteſyſtems jehr wohl und gerade erjt recht für diefe Art 
Soldatenräte eintreten fann. | 

Aud.: Sch Habe bis jet nur von Soldatenräten des 
Aufrufes gejproden, und es ijt die Erfindung von Herrn 
Huber, während der Verhandlungen von zweierlei Soldaten- 
räten zu jprechen. 

Huber: Nein, e3 ift eine Tatſache. Sch möchte eben 
noch erreichen, daß Sie das begreifen. 

ER: Der Angellagte Gſchwend hat nicht? gehört von 
Soldatenräten, weder in Bern noch in Zürich, hat den Auf- 
ruf erjt im „Volksrecht“ gejehen. Was hat er Sich dabei ge— 
dacht, wie er daS gelejen hat im „Volksrecht“? 

Sihmend: Was ich dabei gedacht habe? Das kann 
ich jegt wirklich no jagen, wa3 ich im erjten Augenblid ge- 
dacht habe. 

ER: Warten Sie, ih bin noch nicht fertig! Sch muß 
Sie fragen: Was haben Sie gedacht? 


Gſchwend: Das war das erſte, was ich mir ſagte: die 
Hauptſache ſind die politiſchen Forderungen, und ich habe ängſt— 
lich nachgeſchaut, ob alle darin ſeien. Die haben ſich gefun— 
den, dann habe ich mich weiter bekümmert und habe gefunden, 
der übrige Text gehe auch an. Es iſt da nichts anderes als 
dasjenige, was man an frühern Parteitagen beſchloſſen, ſtets 
und immer behauptet und feſtgeſtellt hat, nichts anderes als 
die Beſchlüſſe von Parteitagen darſtellen. 

Huber: Ich möchte auf eine meiner frühern Bemer— 
kungen hinweiſen. Herr Gſchwend hat die Auffaſſung, 
daß der Aufruf, die Soldatenräte, nur die Beſtätigung ſind 
für Barteitagbejchlüffe, die gefaßt wurden zu einer Zeit, da 
es noch feinen Bolſchewismus und feine Soldatenräte uſw. 
gab, aljo nicht identilch fein fann mit dem ruffiihen Syſtem. 
GR: Er Hat nihts gedacht. Vorher in Bajel war nicht 
die Nede von Soldatenräten und nachher erjt hat er über 
die — nachgedacht. 

Huber: Der Herr Großrichter irrt ſich, wenn er meint, 

e3 jet in Balel nicht Darüber geſprochen worden. 
GR: Aber jest wiffen wir, daß Herr Gſchwend nicht 
daran gedacht hat. 

Gſchwend: Gie haben mich bloß gefragt, was ich 
im erften Moment dabei gedacht habe. Nachher habe ich mir 
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gedacht, es handelt fih um den Vollzug von Parteitagbe- 
ſchlüſſen. 

GR: Wir willen, daß in Baſel von Soldatenräten nicht 
die Nede war. | 

Sihmwend: Wir haben audh einen Parteitag im 
Sahre 1906 gehabt, 1910, und da find auch Beichlüffe über 
Militärfragen gefaßt worden. 

GN: Sc gebe zu, daß da auch ſchon Parteitagsbeſchlüſſe 
gefaßt worden find. 

Huber: Ich möchte hier fragen, ob Herr Gſchwend von 
irgendeiner Seite, inSbejondere por irgendeinem Angeklagten, 
eine Auffaſſung vertreten hörte bei irgendeiner Gelegenheit 
über Soldatenräte, die jich deckt mit dem ruſſiſchen Räteſyſtem. 

Gſchwend: Davon habe ich nicht? gehört. 

GEN: Es iſt ganz gleichgültig, was jeither geſprochen 
wurde. 

Huber: Sch habe gejagt, zu irgendeiner Zeit, auch vor- 
her. Dann möchte ich ferner fragen, ob dem Herrn Ange- 
klagten befannt iſt, ob irgendwo, irgendwann von jeiten Der 
Angeklagten oder von einer Organijation, die in Betracht 
fommt, die Verteilung diejer Flugblätter an mobilifierte Sol— 
Daten in Ausficht genommen oder vollzogen wurde. 

Gſchwend: Davon ift mir nicht befannt. 

GEN: Er weiß ja nicht einmal etwas vom Aufruf. Er iſt 
nicht dabei gemejen. 

Gſchwend: Nein, ich bin nicht dabei gemwejen; id) 
möchte das aber nicht jo gedeutet willen, daß ich nicht den Mut 
‚hätte, zu jagen, ich jei dabei gemwejen, wenn e3 wahr wäre. 

GEN: Das jage ich nicht. Alſo Haben Sie auch nichts 
gehört, wie der Aufruf verteilt werden jolle? 

Gſchwend: Nein; aber man hätte auch jpäter darüber 
reden fünnen, ob man in Zürich einen jolchen Aufruf an Sol- 
daten abgeben fünne. | 

Huber: Sch möchte weiter fragen, ob dem Bezirks— 
anwalt Gſchwend irgendwie befannt ift, daß in Zürich je- 
mand ſolche Flugblätter an Ooldaten verteilt oder zu ver- 
teilen verjucht hätte oder deshalb angejchuldigt oder arre- 
tiert worden wäre. 

Gſchwend: Davon habe ich nicht3 gehärt. 

Huber: Dann möchte ih auch in etwas abweichender 
Auffaffung den Herrn Bezirksanwalt Gſchwend Bitten, 
zur Kennzeichnung der Stimmung unter den Eijenbahnern, 
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nun doch wortgetreu mitzuteilen, wie dieſer Eiſenbahner die 
— charakteriſiert hat. 

Gſchwend: Wenn Sie geſtatten! Auf der Straße hat 
mid einer getroffen und mir zugerufen: „Du, Gſchwend, 
je’ wänd eus die Mählchaibe no mobilifiere!” (Heiterfeit.) 

GN: Eine außerordentlihe Auffaſſung 

Huber: Jh mödte den Herrn Ne Banwalt wirklich _ 
bitten, zu jagen, ob Die zürcherijchen Eijenbahner von ihm 
oder andern ihm befannten Angeklagten Rat oder Auskunft 
darüber gewünjcht hätten, wie fie fich zu verhalten haben; ob 
fie dem Mobilijationsbefehl Folge leilten oder ob bei ihnen 
darüber vollftändige Klarheit herrichte. 

Sihmwend: Es ilt feiner zu mir gefommen. Es ift 
mir nicht befannt geworden, daß zu irgend jemand anders 
jemand gefommen iſt. Sch muß beifügen, daß ich zufälliger- 
weije zu Hauje über eine ganz anftändige Kundſchaft ver- 
füge, die bei allen Tages- und Lebenzfragen zu mir fommt 
und ſich über dieſes oder jenes erfundigt. Aber dies hat mid) 
niemand gefragt. 

GR: AS Sie diejer Eijenbahner fragte, wo war da3? 
Wo ind die „Mählchaibe”, in Bern oder Zürich? 

Sihmwend: Ich weiß nicht wo; aber ich glaube, er 
meinte die Berner. (Heiterfeit.) 

EA: Wann hat er Ihnen das gejagt? 

Gſchwend: Sch glaube BEI yatndanuiting auf der 
Straße beim Rathaus in Zürich. 

EN: Da muß er Sie offenbar ne 
Gſchwend: Sonſt hätte er mir nicht „Du“ geſagt. 

Dr. Farbſtein: Ich möchte Herrn Gſchwend fragen: 
Er iſt Mitglied des Kantonsrates und erinnert ſich, daß vom 
Bezirksrat Bürgi als Augenzeuge auch Vorfälle in Oerlikon 
geſchildert wurden, wo das Militär eingeſchritten iſt und wo 
der Offizier von Herrn Bürgi zur Ordnung gerufen werden 
mußte. Herr Gſchwend kann vielleicht darüber Auskunft 
gen Un) 

Gſchwend: Ka, ich kann mich erinnern; ich glaube, e3 
war am Mittwochnachmittag gegen den Schluß der Debatte 
zu. Ich könnte mich dabei nicht behaften laſſen; ich glaube 
aber, e3 war Mittwochnachmittag. Da hat Bürgi im Kan— 
tonsrat erklärt, er wolle nod) ein Müfterchen bringen, wie ge- 
fuhrwerkt worben ſei, wie man Leute provoziert habe, Zivil— 
leute. Er hat erklärt, es ſei im Dorfe Oerlikon ein junger 
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Leutnant — der hätte, glaube ich, der Kavallerie 
befohlen, auf der Straße zu reiten. Dann ſeien ſie auf das 
Irottoir geritten, während die ganze Yahrbahn frei geweſen 
jei, fein Tramwagen fich zeigte und dag Publikum fi auf 
dem Zrottoir bewegt habe. Herr Bürgi habe den Herrn 
Leutnant zur Rede geftellt und gefragt, was er da für 
Dummpbheiten made; es habe feinen Sinn, die Leute zu pro— 
pozieren, es jei gar fein Hindernis da. Darauf habe er irgend- 
eine Antwort gegeben, an die ich mich nicht mehr erinnere, 
und hat gejagt, daß das unter der gefamten Einwohnerſchaft 
eine folofjale Erbitterung ausgelöſt habe. 

& Wann war da3? Gihmend: Am Kantondrat. 

GN: An weldem Tag? 

Gſchwend: Ich weiß eben num nicht mehr, an wel— 
hem Tag das gemejen iſt, als Bürgi daS beobachtet hat.. 
Da müßte ich erjt im Protokoll nachſehen. In unjerm Quar— 
tier, im Snduftriequartier, in dem ich mit Kollegen Huggler 
wohne, jind auch SKapvalleriepatrouillen herummarjchiert 
und zum Teil auf dem Trottoir, objchon weder auf dem Trot- 
toir noch auf der Straße ein Bein zu jehen war. Die Leute 
haben ſich außerordentlich aufgeregt darüber; man hat das 
Gefühl befommen, man hätte Freude daran, wenn ih jemand 
ereifern würde und durch irgendeine Bemerkung jeinen Uns 
willen fundgäbe. Die Leute find furchtbar erbittert ge= 
wejen, nicht nur Sozialdemokraten, es haben fih auh Bür— 
gerliche in diejer Richtung geäußert. 

ER: Die Kavallerie war meiſtens vom Lande? 

Gſchwend: Ka, e3 jollen auch einzelne dabei gemejen 
jein, die in der Stadt drin wohnen. 

Dr. Farbitein: Herr Gſchwend war Mitglied der 
Geſchäftsleitung, Präfident der Gejchäftsleitung der jozial- 
demofratifhen Partei der Schweiz. Sch möchte fragen, ob 
er Auskunft geben kann, ob man innerhalb der Gejchäfts- 
leitung immer gegen einen revolutionären Streif gemwejen tit. 

Gſchwend: Ya. 

Dr. Farbftein: Herr Gſchwend fann und vielleicht 
auch Auskunft geben darüber, daß am Samstag unter der 
Arbeiterſchaft eine große Aufregung entitanden ift wegen. 
de3 Aufſtellens von Majchinengewehren im Bahnhof? 

Sihmend: Gejehen habe ih es nicht, ich habe es 
nur gehört. | 

OR: Wann? 
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Sihmwend: Sch glaube Samdtagnachmittag, menn 
es mir recht ijt. Ich kann nicht mehr jagen, am frühern oder 
jpätern Nachmittag. Da iſt mir erzählt worden, e3 follten 
Maſchinengewehre aufgeführt worden jein, und es jei erflärt 
worden, Daß nicht gearbeitet werde, bis dieſe weggenommen 
jeien, und daß das Auffahren der Majchinengewehre eine 
ungeheure Erbitterung ausgeldjt habe. Wie die Sache dann 
nachher gegangen iſt, weiß ich nicht. Sch glaube, ich habe 
dann im Stadthauje gehört, die Mafchinengemwehre jeien 
mweggenommen worden. Aber ficher bin ich nicht. 
| Dr. Farbftein: ch darf vielleicht ergänzen. Ich habe 
das Protokoll vor mir. Herr Bürgi beitätigt, daß der Vorfall 
ſich Samstag, mittags 1 Uhr, abgejpielt hat. Protokoll Geite 
220: „Etwa um 1 Uhr hatte jich beim Gemeindehaus eine 
Gruppe aufgejtellt, Spibe gegen den „Sternen“, voran ein 
Offizier mit dem Säbelchen auf der Achjel. Er Stand eine 
Zeitlang herum und dann gab er Befehl, daß ihm dieje 
Truppe nachſchreiten mußte. Beim „Sternen“ machte er dann 
rechtsumkehrt und ſchwenkte aufs Trottoir, das von Leuten, 
bon Kindern und Frauen Dicht bejegt war. Obſchon die 
Straße at Meter breit it, dad Tram nicht fuhr und feine 
einzige Berjon auf der Straße zu jehen war, mußte er doch 
auf da3 Trottoir und in die Leute Hineinjchreiten. — Ich habe 
gegen eine joldhe Aufreizung proteftiert und ihn gefragt, was 
er für eine Abjicht gehabt habe. Er fonnte mir nicht ant- 
worten und blieb die Antwort jchuldig. Sch Tagte zu ihm: 
„Unterjtehen Sie fi) und machen Sie noch einmal einen ſol— 
hen Ritt ind Publikum! So reizt man die Leute auf. Sch 
garantiere, daß wir Sie ſofort herunterholen.” 

Naine: Wenn ich recht verjtanden habe, iſt der Anges 
Hagte Bezirksanwalt in Zürich; es ift ein Mann, der durch 
jeinen Beruf fejtitellen könnte, wenn in Zürich auf irgendeine 
Art fremdes Geld im Spiel gemejen wäre. 

GR: Sie haben jehon Auskunft gegeben, daß fein frem- 
des Geld in Frage kommt. 

Gſchwend: Das it ausgeſchloſſen. Sch müßte als 
Präfident der Gejchäftzleitung etwas davon gewußt haben. 

Aud.: Alſo der Angefhuldigte Gſchwend war am Abend 
bis zirka drei Viertel auf 12 Uhr in der Sikung des Aktions— 

fomitee3? | | 

Gſchwend: Nicht in der Sitzung; ich war in den 
Lokalen bis um 1 Uhr. | 
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Yud.: Warum? 
Sihmwend: Weil ich telephonieren Hs 

Aud.: Aber vorher waren Sie dort? Gſchwend: Ka. 

Aud.: Da wurde von einem Aufruf gejprochen? 

Gſchwend: Sch weiß das nit. Sch habe das als 
jelbitverftändlich betrachtet. 

GER: Er hat jogar jene Einwilligung gegeben, daß ſein 
Name auf dem Aufruf figuriertt. Gſchwend: Ja. 

Aud.: Dann reifte er am Morgen mit Neithaar, der 
nad jeiner Schätzung 2000 Aufrufe bei jich hatte, und hat 
ih gar nicht dafür interejjiert. 

Gſchwend: Sch habe ihn nicht gefragt, was er habe. 
Er fonnte auch etwas anderes haben. 

EN: Sie find Buchdruder; es fam aus der Druderei, 
Sie haben e3 erfannt? 

Sihmwend: Das Paket ijt nicht geöffnet worden. 

Huber: Hatten der Angeklagte und Neithaar nicht 
ein Snterejje daran, wenn Flugblätter darin waren, daß das 
nicht jofort vor dem ganzen Reiſepublikum befannt tourbe? 


Sihmend: Das ift felbftveritändlih. Wenn wir. da 
große Unterhaltung gepflogen und das Paket ausein— 
andergenommen hätten, hätte die Möglichkeit eintreten kön— 
nen, daß da irgend jemand dahinterfommen würde. Sch 
glaube, man hat die Frage auch in andern Streifen erwogen, 
ob man die Gejellihaft nicht verhaften wolle, ehe fie von Bern 
weg jet. 

Huber: Ich habe mir da dad Denunziationsbrieflein 
de3 Herrn Bierbaum von der „Neuen Zürcher Zeitung“ vor- 
gemerkt, au welchem hervorgeht, in welcher Weiſe Jagd ge- 
macht wurde auf Publikationen, um dieje dann mitzuteilen. 

Aud.: Ganz einverjtanden. Sch denke, Herr Huber werde 
die Seite wiſſen; wenigſtens hat er e8 heute in der „Tag- 
wacht“ gewußt, genaue Seitenzahlen anzugeben. 

Huber: Es tut mir leid, daß ich nicht der Gewährs— 
mann der „Tagwacht“ bin. — 
| Welti: Jh möchte den Auditor darauf aufmerfjam 

—— daß feine Geitenzahl in der „Tagwacht“ Steht. 
Aud.: Aber die Nummer. Sit man vielleicht damit ein- 
veritanden, daß der Brief morgen früh verlefen wird? 
Dr. Farbftein: Nein, heute. 
Aud.: Er befindet jich auf Seite 498. 
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Welti: Der Herr Bierbaum follte die. Tapferfeit3- 
medaille befommen! 

ER: Er ift Redakteur; es ift Doch Pflicht des Redakteurs, 
was er jieht, auch mitzuteilen. 

Huber: Ich wollte damit nur feitftellen, daß man ein 
Intereſſe daran hatte, dieje Flugblätter, deren Snhalt Herr 
Gſchwend nicht Fannte, nicht vor der ganzen Deffentlichfeit 
zu bejprechen und daß nicht Neugierige ihre Naſe hinein— 
ſtecken konnten. 

Aud.: Neugierig iſt der Bezirksanwalt auch nicht gewe— 
en. 

Hube er: Er mußte ja, daß der Streik beſchloſſen war. 

GR: Wir willen, was Nedakteur Bierbaum erzählt hat. 
Wir willen nur noch nicht, wie Herr Gſchwend das Zirfular 
von Major Eugiter befommen hat. 

Huber: Ich begreife die Neugierde; aber fie wird nicht 
befriedigt. 


Einvernahme des Angeklagten lg. 


GN: Sie find als Sekretär des Metallarbeiter-Verban- 
des Mitglied des Aktionskomitees geworden? 

831 g: Kein, ich bin vom Gewerkſchaftsausſchuß. 

: Seit warın find Sie Mitglied des Aktionskomitees? 
: Seit der Gründung. 
: Schon von der Notſtandskommiſſion aus? 
Lg 
: Haben Sie an allen Sitzungen teilgenommen? | 
| : Nicht an allen; es hat Fälle gegeben, da ich nicht 
teilnehmen fonnte. 

GR: Sind Sie aud in Bajel am Kongreß gemwejen? 

319g: Samohl. 

GR: Haben Sie Kenntnis davon, daß dag Komitee den 
Auftrag gehabt hat, den. Beſchluß des Parteitages vorzu— 
bereiten? Dort ift grundjäglich beſchloſſen worden, daß der 
Generalitreif jtattfinden jolle. 

Sg: Ich Habe die Aufgabe vom Bajler Kongreß 
nicht jo aufgefaßt, daß wir nun die Miſſion haben, unter allen 
Umſtänden den Generaljtreif auszulöjen, jondern, nur die 
Forderungen der Arbeiterjchaft zu vertreten, und nur, wenn 
man den Forderungen der Arbeiterjchaft nicht entgegenfom- 
- men follte, eventuell zu diefen Maßnahmen zu greifen. 
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GR: Mjo nur eventuell, wenn e3 nötig würde? 

Sg: Da. \ 

GR: Hat man nicht die notwendigen Maßnahmen ge- 
troffen, daß, wenn es nötig werde, es dann gejchehen fünne? 
Kurz und gut: da ift dieje Snftruftion. Hat die Inſtruktion 
noch Geltung? 

Ilg: Dieje Inſtruktion iſt mir nicht befannt. 

SR: Sit im Komitee in Ihrer Gegenwart darüber ge- 
ſprochen worden? 

Ilg: Es iſt möglid, daß Kollegen zu mir davon ge- 
Iprochen haben. Ich kenne fie nicht, weil wir im Metall- und 
Uhrenarbeiter-Verband in bezug auf den Generalitreif be- 
jondere Inſtruktionen aufgeftellt haben. 

SR: Können Sie eine jolhe Inſtruktion zeigen? 

Sg: Sa, ich könnte fie beibringen. 

ER: Wann haben Sie fie gemadt? 

Ilg: Das wird vor dem Baſler Kongreß geweſen jein. 
Sie beruht in den Hauptpunften nur darin, daß während de3 
Generalſtreiks feine Gtreifunterftüßung ausbezahlt werde 
und daß jämtlihe Angejtellten während des Generaljtreifs 
feinen Lohn beziehen, ferner in einigen Weiſungen, daß Die 
Vorſtände jofort die nötigen Maßnahmen zu treffen haben, 
um einen Gtreif forreft durchzuführen. Das iſt der Sinn 
der Inſtruktion. 

SER: Es iſt ſchon gejagt worden, daß der Bundesrat 
Verſprechungen gemacht habe, die nicht genügt haben. Sit 
das richtig; haben die nicht genügt? 

Ilg: Herr Großrichter, die Konzeffionen, die Der 
Bundesrat im Auguſt gemacht hat, die haben tatjächlich nie- 
mandem volljtändig genügt, und e3 hat damals jchon große 
Mühe gebraucht, um einen Generalitreif zu vermeiden. Daß 
fie den Eifenbahnern genügt haben, das ijt möglich, obſchon 
ic) auch dort Stimmen gehört habe, die nicht etwa befrie- 
digend waren. Aber für die andere Arbeiterjchaft ift bei den 
Konzejlionen vom August gar nicht? herausgefommen. 

: Sind die Metallarbeiter nicht befriedigt gemwejen? 

lg: Herr Großrichter, jo fann natürlich die Frage nicht 
beantwortet werden; wenn man eine richtige Auffafjung be- 
fommen will, warum überhaupt der Generaljtreif möglich 
geweſen ift, jo muß man die wirtichaftlichen Verhältnifie, die 
ſich während des Krieges herausgebildet haben, erfaſſen fün- 
nen, jonft wird man fich überhaupt nicht richtig Rechenſchaft 
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geben fünnen, wiejo der Generalſtreik zuftande fommen fonnte. 
Wenn Sie erlauben, möchte ich Sie auf folgendes auf- 
merfjam maden: Im Jahre 1914 ift die Lage in der ganzen 
Schweiz prefär geweſen. Gewiß hat e3 Unterjchiede 
gegeben; ein Teil der Wrbeiter iſt etwas beſſer geftellt ge- 
mejen, aber im großen und ganzen ijt die wirtjchaftliche Lage 
der Arbeiter durchaus nicht roſig gewejen. Allerdings iſt 
auch richtig, daß durch die gewerkſchaftlichen Bewegungen 
da und dort die Lage etwas verbefjert worden ift. Sobald 
der Krieg ausgebrochen war, wurden die Fabriken nicht nur 
faft volftändig geſchloſſen, jondern die Leute find einfach 
ihrem Schickſal überlafjen worden. Ebenjo wurden in faft 
fämtlihen Fabriken die Löhne um 30, 50 und mehr Prozent 
reduziert. Es ijt aljo jchon bei Kriegsausbruch eine effektive 
Lohnreduftion eingetreten. Schon im Sahre 1915 trat in 
der Metallinduftrie wieder eine Hochkonjunktur ein infolge 
der Arbeiten, die für die friegführenden Länder geliefert 
worden find. Aber die Löhne find nicht geftiegen. Zuerſt 
mußte wieder eine Bewegung einjegen, um die gleihen Löhne 
herzustellen wie vor dem Sriege, und nachher find dann noch 
die Bewegungen für die Teuerungszulagen gefommen. Was 
die Wrbeiterfchaft beſonders ſchwer getroffen hat, das iſt das 
Rationierungsſyſtem gemwejen. Und menn unjere Metall- 
arbeiter zeitweije noch etwas aufgeregter waren als die an- 
dere Arbeiterichaft, jo ift das deshalb begreiflich, weil Die 
Arbeit in der Metallinduftrie jchwer ift. Neben der 
ſchweren Arbeit beiteht das Akkordſyſtem, wo der Arbeiter 
angetrieben wird, jeine äußerjte Kraft einzufegen. Dabei 
hatten. wir befanntlihd mit dem Rationierungsſyſtem 225 
Gramm Brot pro Tag, ein halbes Pfund Käje pro Monat, 
teilmeife im Frühjahr faſt feine Kartoffeln mehr, ein paar 
Deziliter Milch, und das hat eine Empörung ausgelöſt. 

GER: Haben Sie die Ueberzeugung gehabt, daß Der 
Bundesrat mehr hätte geben fünnen? 

lg: Sch habe den Eindrud, wenn die Anträge, die wir 
von Anfang an geftellt haben, die Rationierung viel früher 
durchzuführen, jowie die Monopolifierung, d.h. die Beſchlag— 
nahme der Waren, ausgeführt worden wären, jo hätte der 
Arbeiterfchaft weit befjer gedient werden fünnen. Auch die 
Unternehmer haben teilmeife den gleichen Standpunkt ver- 
treten. Sch erinnere an den großen Streik in Winterthur, mo 
etwa 7000 Arbeiter bei Gebr. Sulzer, Lok.-Fabrik, und der 
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Firma Nieter in Töß in den Streif getreten find. Das haben 
die Unternehmer nicht begreifen können, weil fieniemalsdaran 
geglaubt haben, daß Dort die Arbeit niedergelegt werde. In 
den erjten Verhandlungen, die ftattgefunden haben, haben 
die Herren jelber erflärt, daß die Gewerkſchaft niemals einen 
Streik bei ihnen fertiggebracht hätte, wenn nicht diefe elende 
Nationierungsmethode bejtände. Die Arbeiter jeien nur des- 
halb jo aufgebracht, weil fie zu wenig Nahrungsmittel haben. 

GR: Sie meinen, während in ganz Europa die Lebens— 
mittel rationiert find, war es nicht gejcheit vom Bundesrat, in 
der Schweiz zu rationieren? 

3tg: Gerade das Gegenteil; er hätte viel früher und 
gleihmäßig rationieren jollen. 

GN: Ich teile Ihnen mit, daß das Milttärgericht immer 
hat jtrafen müjjen, weil das Brot nicht ſchwarz genug aus- 
gemahlen wurde; daß bejjere Ausmahlen hat ein paar Mil— 
lionen Kilogramm erjpart. Sch jage das Shnen nur neben- 
bei 

Ilg: Ja, Herr Großrichter, ich will mit dem nur be— 
mweijen,... 

GN (unterbredend): Das ſchwarze Brot ift jehr nötig 
geworden, objchon überall geichimpft worden ift. 

Sseg: Mit dem, was ich ausgeführt habe, will ih nur 
beweijen und erflären, daß der Generalftreif nicht eine Mache 
gewejen iſt von X oder M, jondern daß die Situation Die 
Kampfitimmung entwidelt hat, durch die wirtjchaftlichen Ver— 
hältnifje, die wir in der Schweiz erlebt haben während des 
Krieges. 

ER: Nun mwiljen wir aber, daß bis zum 7. November 
alle ruhig gemejen tjt und niemand an Streik gedacht hat. 
Es hat einer gejagt, es jei in Bern eine Gemwerfichaftsbund- 
ausſchußſitzung gemejen, da habe man wirtſchaftliche Fragen 
behandelt und habe feine Ahnung gehabt, daß ein Streif 
beſchloſſen iſt. Das jei elementar gefommen. Sit das nicht 
richtig? 

$1g: Herr Großrichter, das ift zum Teil richtig, zwar nur 
joweit, daß gerade die Leiter der Arbeiterunion der Meinung 
gemwejen find, man jolle alle Anftrengungen machen, Situatio— 
nen, wie jie jih im Auguſt zugetragen haben, auszumeichen. 
Uber in der Arbeiterjchaft ift die Empörung immer mehr ge= 
ſtiegen. 

GR: Haben Sie am 6. November auch an der Sitzung 
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teilgenommen, die — wurde und einen Beſchluß ge— 
faßt hat, daß Präſident Grimm eine Broſchüre verfaſſen ſolle, 
um das Aktionskomitee gegen Angriffe zu rechtfertigen? 

Slg: Sa. 

ER: Am 7. November ind | Sie: dabei geweſen, als der 
Proteſtſtreik beſchloſſen wurde? 31g: 3a. 

ER: Sie haben gewußt, ba in Züri) u des Trup- 
benaufgebot3 Aufregung herrſchte? Ilg: 

GER: Sind Sie Mitglied der Subtommifften gerejen, 
die den Aufruf verfaßt hat? 

lg: Das iſt daS Bureau gemwejen, das Bureau beitand 
aus Präſident, Vizepräfident und Sekretär. 

ER: Und Sie find Vizepräfident? Sg: Ja. 

GR: Nun möchte ich gerne willen, ob es richtig ilt, daß 
Sie das nad) der Sitzung verfaßt haben, nachdem der Beſchluß 
für den Proteſtſtreik gefaßt gewejen 1jt? 

Sg: Beiläufig bemerft: Der Proteſtſtreik hätte nur ein 
Blißableiter jein jollen, um nad) beiden Seiten zu wirfen, auf 
der einen Geite der Arbeiterichaft Rechnung zu tragen, die we- 
gen des Truppenaufgebot3 verlangte, man müſſe vorjtellig 
werden und müſſe protejtieren und jchließlich inden Streik ein- 
treten, aber auch eine Warnung zu gleicher Zeit an das Bür- 
gertum. Ich habe die Auffaffung heute noch, der Bundesrat 
oder einzelne Mitglieder de8 Bundesrates und namentlich die 
Bürgerlichen haben die Auffafjung gehabt, es fünne gar fein 
Generaljtreif ausgelöjt werden, die Arbeiterjchaft werde einer 
ſolchen Parole gar nicht Folge leiften. Während wir auf der 
andern Seite wußten, daß fich die Arbeiterichaft tatjächlich in 
einer großen Notlage befand und glaubte, durch den General- 
itreif ihre Forderungen zu verwirklichen. 

: Sie haben einen PBroteftitreif ohne Eijenbahner be- 
joteffen? 

Ihg: Ja 

OR: Shen Sie bei der Abfafjung des Aufrufs aud) Die 
Sätze verfaßt, den Appell an die KHlafjengenofjen im Wehr- 
Heide? 

Sig: Ja, Herr Großrichter, die Subkommiſſion in3ge- 
amt, 

GR: Hat nicht einer fpeziell Die zwei Säbe verfaßt, es 
würde mich interejfieren? Haben Sie die beiden Sätze ver- 
akt? 

n Lg: Nein, ich bin damit einverjtanden geweſen, Die Sub» 
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ae ijt beieinander gewejen, um den Aufruf zu ver- 
aſſen. En 
GR: Die beiden Sätze haben Sie jelber nicht berfaßt? 
Ich frage gar nicht, welche andern, denn Sie würden mir zur 
Antwort geben, Sie jagen e3 nicht. 
$1g: Sa, das iſt jo. 
N: Was haben Sie beichlofjfen? 

Ilg: Den Aufruf an die Arbeiter zu verteilen. 

SR: Wie zu verteilen? 

Stg: ©o, daß dieje Flugblätter an die Arbeiterorgani- 
jationen gejhicdt würden und eventuell an die fantonalen Ge- 
Ihäft3leitungen mit der Weifung, die Flugblätter zu verteilen. 

GR: An wen? 

$lg: An die Wrbeiter. 

ER: Die Sade ift organifiert gewejen, es find Ver— 
trauensmänner bejtimmt gemejen, die die Sachen an die 
Adreſſen bringen jollten? 

lg: Herr Großrichter, nein, das-ift nicht jo. 

ER: Alſo nur durch die Poſt? 

S$1g: Nur durch die Poſt an die und die Arbeiterorgani- 
jationen und nachher wäre das Verteilen Sache der betref- 
fenden Arbeiterorganijationen gemejen. 

GR: Können Sie und mitteilen, wann die Sachen fpe- 
diert worden jind? 

Ilg: Am Morgen mit dem erjten Zug. 


OR : Allen Reſpekt, wie Sie Ihre Buchdruder mitten in 


der Nacht mobilifiert haben. 
Huber: Wie ift der Aufruf verbreitet worden? 
ER: Sit er verbielfältigt worden? 
lg: Er ift mit der Schreibmaſchine geichrieben worden. 


GR: Aber in dem Fall hat es die ganze Nacht anges 


Dauert? 

Slg: &3 wird ungefähr 4 Uhr gemwejen jein, als wir 
heimgegangen jinDd. 

GR: Müffen Sie nicht zugeben, daß das eine Aufforde- 
rung zum Ungehorjam ijt? 

Tg: Nein, wir haben den Aufruf und das Flugblatt an 
die Arbeiter gerichtet und wir haben von jeher bei allen Kämp— 
fen den Standpunkt eingenommen, bei Streiks feine Provo— 
fationen zu dulden, um feine Unruhen zu verurfachen; ebenio 
haben wir auch immer verlangt, daß diejenigen im Wehrfleibe 
nichts gegen ihre eigenen Arbeitsbrüder unternehmen jollen 


* 


— 


427 


oder wenn ihnen befohlen würde, zu jchießen, e8 nicht tun 
jollen. Dieſer Appell iſt bei jedem Streik erlaffen worden, und 
e3 hat mir ganz jelbjtverjtändlich gefchienen, daß der Sat in 
den Aufruf hineingefommen ift. 
n GR: Haben Sie jelber das Flugblatt verbreitet? lg: 
ein. 
GN: Dann iſt der 8. November vorbeigegangen und der 
Proteſtſtreik geweſen. Haben die Metallarbeiter gejtreift? 
ss: 01,00% 
GR: Sie wiſſen, daß überall gejtreift wurde, an den Or— 
ten, mo e3 befohlen war? | 
Sg: Auch an andern Orten, wie Thun, St. Smier etc. 
ER: Was it am Sonntag gegangen? | 
Slg: Am Sonntagmorgen wollte ih auf da3 Bureau 
gehen um halb 8 Uhr und da fand ich im Brieffaften zwei 
Telegramme, eines von Zürich, in dem geftanden iſt, e3 finde 
am Sonntag in Zürich eine Sitzung des Aktionskomitees ſtatt, 
oder e3 jolle eine jtattfinden, weil die Situation in Zürich 
jehr ernit jei, und ein anderes Telegramm von Herrn Grimm, 
worin er ebenfall3 zu einer Sitzung des Aktionskomitees in 
Bern eingeladen hat. Das Telegramm von Zürich hat mid) 
veranlaßt, mich zu erfundigen, warum die Sitzung in Zürich 
ftattfinden jolle. | 
EN: Welhe Unterjchrift hatte das Telegramm von 
Züri? 
Sig: Sch glaube, es ijt von der Geichäftsleitung abge- 
gangen. Die Einladung nad) Züri zu einer Sitzung hat 
vermuten lafjen, daß man wahrjcheinlich den Streik nicht ab- 
brechen wolle. Ich habe mich) dann mit Grimm telephoniſch 
in Verbindung gejeßt und habe gefragt, ob er von der Ein- 
ladung nad) Zürich Kenntnis habe. Er erflärte mir, daß er 
bereit3 informiert fei, daß in Zürich das kantonale Gewerk— 
ſchaftskartell bejchloffen habe, den Streik nicht abzubrechen 
und daß verlangt werde, das Militär jei zurüdzuziehen. Wir 
ind dann jchlüjlig geworden, wir wollten beim Bundesrat 
nohmal3 um eine Beiprehung nachſuchen, um, wenn mög— 
lich, die Ausdehnung des Kampfes zu verhüten. Es wurde 
mir nachher mitgeteilt, daß wir eingeladen ſeien zu einer Be- 
fprehung mit dem Bundesrat auf morgens 11 Uhr. Un der 
Sitzung waren anweſend die Bundesräte Calonder, Decoppet, 
Schultheß und Müller. Wir haben ihnen dort die Situation 
gejchildert, wie fie fi nun neuerdingd durch dag Militär- 
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aufgebot in Zürich) ergeben habe und den Wunſch aus— 
gejprohen, es möchten die Truppen zurüdgezogen werden. 
Ferner wurde dringend gewünjcht, daß Die am Nachmittag auf 
dem Sraumünfterplaß ftattfindende Verjammlung nicht geftört 
werde, da e3 jonjt nicht mehr möglich jei, die Leute am Mon- 
tagmorgen zur Wrbeit zu bringen. Bundespräfident Calon— 
der erklärte, Die Trage, ob die Truppen aus der Stadt 
zurüdgezogen und in Die umliegenden Dörfer einquartiert 
werden fünnten, fünne eventuell noch geprüft werden. In 
bezug auf die Verſammlung vom Sonntagnachmittag erklärte 
Bundesrat Decoppet, die Verjammlung jet bereit3 verboten, 
es gebe noch andere Leute in der Schweiz als Arbeiter. 

GN: Das ilt Tatjache? 

lg: Gewiß iſt es Tatjache. Der Ausspruch des Bundes- 
rates Decoppet hatte aber einen anderen Sinn. Schließlich 
wurde und erklärt, der Bundesrat werde noch eine Beratung 
abhalten und und nachmittags 3 Uhr feine Bejchlüffe mittei- 
len. Nachmittags teilte una Bundesrat Calonder in Anmejen- 
heit jeines Sekretärs mit, daß der Bundesrat beichlofjen habe, 
von jeinen Maßnahmen nicht abzugeben, und daß die Trup— 
pen in Zürich bleiben. In bezug auf die Verfammlung hätten 
fie am Morgen jchon gejagt, daß fie verboten ſei. An dieſer 
Unterredung hatten die Mitglieder des Aktionskomitees, Düby 
und Dr. Wofer, ebenfall3 teilgenommen. 

GR: Sie find nicht befriedigt gewejen von der Antwort? 

Sg: Gewiß nit. Wir erklärten, daß wir durchaus 
feine Garantie mehr übernehmen fünnen, dag am Montag 
die Arbeit wieder aufgenommen werde. Das haben mir 
übrigeng am Morgen bereit3 mitgeteilt. 

GER: Haben Sie fi) dann noch über die Sache erkundigt 
und Anordnungen getroffen? 

Sg: Wir haben die Angelegenheit miteinander noch be= 
ſprochen und uns über die Situation in Zürich) erkundigt. 
Die Telephonberichte, Die gefommen find, haben alle dahin 
gelautet, daß auf dem Sraumünfterplag gejchofjen worden jet, 
und daß ganz Zürich ih in großer Aufregung befinde. Im 
übrigen wurde die Sitzung des Aktionskomitees abgemartet. 

ER: Sind Sie von Anfang an dort geweſen? 

Sogar 

ER: Um welche Zeit? 

Sig: Es wird etwa halb 8 Uhr gemejen jein. Die 
Sitzung fand in unjerm Bureau ftatt. 
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: Sie wohnen nit dort? Il g: Nein. 

: Wann ijt die Sitzung eröffnet worden? 

: Etwa um 8 Uhr. 

: Bon Präfident Grimm? lg: Ja. 

: Er bat berichtet, was mit dem Bundesrat ver- 

* handelt wurde und was in Zürich gegangen ift. Iſt nicht die 
Meinung geltend gemacht worden, Der Generaljtreif jei un- 
bermeidlich? 

Lg: Nachdem man wußte, daß dad Gewerkſchaftskartell 
von Zürich beſchloſſen hatte, die Arbeit nicht aufzunehmen, 
und daß am Sonntagnachmittag geſchoſſen worden jet, fermer 
die Eiſenbahner ſchon den Beſchluß gefaßt haben, in den 
Streif zu treten, habe ich die Ueberzeugung gehabt, Der Ge— 
neraljtreif jei unvermeidlid). 

GR: Hat jemand eine andere Heberzeugung gehabt? 

Lg: Niemand, nur Herr Wey machte Vorbehalte. Sch 
möchte ausdrüclich bemerken, daß die Abjtimmung unter 
Namensaufruf ftattgefunden hat. Wey hat Nein gejtimmt. 
Nach der Abſtimmung wurde er erjucht, an den weitern Be- 
ratungen nicht mehr teilzunehmen. Er hat dann erflärt, er 
perſönlich fei für den Streif. Er jehe wohl ein, daß der Streik 
gerechtfertigt jei. Perſönlich jei er auch für den Streik, aber 
er könne nicht für den Streik ftimmen, weil er mit jenem 
Zentralvorſtand noch feine Rückſprache habe nehmen fünnen. 
Dann hat ihm Herr Grimm erflärt, daS jei bei den andern 
auch jo; fie hätten mit den Zentraloorjtänden auch feine 
Rüdiprahhe nehmen fünnen, und das Ja oder Nein jet per— 
jönliche Ueberzeugung. Da hat Wey erflärt, in diejem Fall 
ftimme er auch zu. Grimm hat nachher wörtlich erklärt: 
„Alfo in diefem Sinne erkläre ich, daß der Beſchluß vollitän- 
dig einstimmig erfolgt tft.“ | 

N: Wer führte das Protofoll im Metallarbeiter- 
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Bureau? 
Slg: Ein Protokoll ift nicht geführt worden. 

SER: E3 ift gejagt worden, Herr Dürr habe e3 nicht ge= 
führt; e8 habe es ein anderer getan. | 
Slg: Das it nit richtig. | 

Üud.: Sch möchte bitten, Abſchnitt 412 zu verlejen, ein 
Zirkular, das von Herrn Wey erlaffen worden iſt. (Gejchieht.) 
Huber: Dazu möchte ich Eonftatieren, daß der Verband 
Schmeizerifcher Yofomotivführer mit dem Zugperjonalverband 
nicht3 zu tun hat, jondern daß das ein Verband tjt, der ge- 
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leitet wird von Wey, und daß die Inſtruktion ausdrücdlich 
als auch für jene Mitglieder maßgebend anerfannt wird. 

GR: Zt Wey nicht gegangen, um mit feinen Kollegen 

zu jprechen? 

—Ilg: Sch glaube, er ift dann abgetreten, um mit feinen 

Kollegen Fühlung zu nehmen; ob er in der Nacht wieder 

zurücgefommen ift, weiß ich nicht bejtimmt. De 
N: Wollen Sie ausfagen, warn die Abjtimmung ftatt- 

gefunden hat? 

Sstg: Wahrieheinlich zwiſchen Halb 11 und halb 12 Uhr, 
jo ungefähr. So genau fann ic) da3 nicht jagen, weil darüber 
feine Aufzeihnungen gemacht wurden. 
| R: Alſo zwiſchen halb 11 und halb 12 Uhr. 

Ilg: Sa, jo ungefähr. 

GN: Das hat lange gedauert. St darüber geredet wor- 
den, man müße einen Aufruf maden? SIg: Ka. 

GA: Welche Vorlage ift da für den Aufruf benüßt wor— 
den? 

531g: Herr Großrichter, die Sache hat ſich ungefähr jo 
zugetragen: Nachdem die Sitzung eröffnet worden iſt, war 
es jelbjtverjtändlich, daß über den Verlauf Bericht erftattet 
wurde, damit man jich ſchlüſſig werde, ob der Generalftreif 
auszulöſen jei. Ferner war man ſich far, daß eine Prokla— 
mation an die Arbeiterſchaft zu erlafjen ſei. Man beriet fich, 
was der Aufruf enthalten jolle, ferner ob Forderungen auf- 
gejtellt worden jollen und was für Forderungen. Das ift die 
Einleitung der Sigung gemwejen. Sn großen Zügen wurde 
fejtgelegt, wa8 der Aufruf enthalten jolle, ebenjo ging e3 mit 
den Forderungen, die übrigens alle zufjammengeftellt wurden 
aus bereit3 gejtellten Forderungen, die jchon xmal geftellt 
worden find jomwohl beim Bundesrat ald bei den fantonalen 
Regierungen. | 

. ER: Hat nicht der Verjammlungzleiter den Tert vor 
gelegt für den Aufruf? 

Ilg: Zuerſt tft diskutiert worden, worin er bejtehen ſolle; 
als Srundlage diente übrigen3 der Aufruf vom 9. November. 

SR: Aber Grimm hat ihn dann gejichrieben. 

Ilg: Dann noch nicht, erſt nachher, nachdem beichloj- 
jen morden war, den Generaljtreif auszulöſen. Nachdem 
jeitgelegt worden war, welche Punkte in dem Aufruf enthalten 
jein jollten, ift der Aufruf gefchrieben worden. 

R: Von wen? 
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Slg: Das will ich nicht jagen. Sch habe ihn nicht ge: 


: Und al? er gejchrieben worden war? 

Sig: Sit er vorgelejen worden. 

GR: Hat man nicht gefragt, ob jemand etwas auszu— 
n habe? 

Ilg: Doch; ich glaube, e3 find Bemerkungen gemacht 


GR: Sit etwas ausgejegt worden? 


319: SH fann mich nicht erinnern, daß viel ausgejegt 
worden "it Sch glaube, daß Herr Woker über die Soldaten— 
räte eine Bemerfung gemacht habe. \ 

GSX: Dei diefem Anlaß hat er über die Soldatenräte 
etwas gejagt? 

sg: Sa, daß er fich davon nicht viel verſpreche. 

OR: — vorher nicht jemand eine andere Anſicht ge— 
ee St Ich glaube nicht. 

— einer das Gegenteil geſagt? 

x Si g: Das iſt mir nicht befannt. 

Huber: Sch mödte,im Sinne von $ 135 den Antrag’ 
ftellen, die Verhandlungen zu unterbrechen. Die Verteidigung 
fteht nun 81, Stunden hinter dem Pult. Wir find hier ge- 
nötigt zu jtehen, und die Sache wird nun auf die Dauer etwas 
RL | 

R: Sch möchte dieſe Einvernahme noch fortjegen und 
fertigmadjen. Es tut mir leid, daß Sie nicht jigen können. 

MWelti: Ga, wir find jet jhon müde. 

GN: Geht's nit noch eine Stunde? 

Sie haben gejagt, Ste hätten bei der Vervielfältigung 
mitgewirkt. 

SIg: Bei dem Aufruf nicht; der ijt nicht verbielfältigt 
worden. Der ift zuerft mit der Majchine gejchrieben worden 
und dann wurde er in die Druderei gegeben. 

GR: Haben Sie ihn nicht mit dev Schreibmaſchine ge⸗ 
ſchrieben? 

Ilg: Der Aufruf zum Generalſtreik iſt nicht verviel— 
fältigt worden. 

GR: Er wurde mit der Schreibmaſchine nur einfach ge— 
ſchrieben? 

Ilg: Ob er nun in der Maſchine mit einer oder zwei 
Kopien gemacht worden ijt, das iſt mir unbefannt. 
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GN: Hat man gefragt, ob die Mitglieder einveritanden 
feien, daß die Namen darunter fommen? 

tg: Wer den Aufruf unterjchreiben jolle, iſt im Laufe 
der Sitzung ebenfalls disfutiert worden, und zwar iſt man 
allgemein der Meinung gewejen, daß der Aufruf vom Aftiong- 
fomitee, von der Gejchäftzleitung der jozialdemofratijchen 
Partei, vom Bundesfomitee und von Der Nationaltatsfraf- 
tion unterjchrieben werden jolle. 

GR: Sind die Anmejenden einverjtanden gemwejen? 

Ilg: Nachdem man disfutiert hatte, ift man ſich klar 
germorden, daß überhaupt nicht alle, die den Vorſtänden und 
den Inſtanzen angehören, anweſend jeien und e3 nicht möglid) 
jei, die Unterjchriften einzuholen. ch bin dann beauftragt 
worden, Nationalrat Affolter zu telephonieren, der damals 
Präſident der Nationalratsfraftion war, und zu fragen, 
ob er einverjtanden jei, daß die Nationalratsfraftion den Auf- 
ruf unterjchreibe. 

EN: Warum find Sie beauftragt worden? 

Sg: Weil ich Gelegenheit hatte, zu telephonieren. 

ER: Wann? 

IIlg: Das iſt nach 10 Uhr gewejen; ich fann nicht genau 
jagen, wie jpät es gemwejen iſt. Dr. Affolter hat geantwortet, 
er nehme an, daß man nur darunter jchreibe: Sozialdemokra— 
tiihe Nationalratsfraftion. ch habe gejagt, Die Meinung 
jei die, daß ſämtliche Mitglieder unterjchreiben jollen, wobei 
fich bei der nähern Diskuſſion ergeben habe, daß die Mitglieder 
gar nicht alle da jeien. Darauf hat er gejagt, daß, wenn 
man „Nationaltatzfraftion” darunterjege, er einverjtanden 
jei; übrigens follen die Kollegen, die an der Sikung anmefend 
ſeien, Bejchluß fallen, er jei einverjtanden. 

: Daß man darunterjege „Nationalratsfraftion"? 

Tg: Ka. 

OR: Alſo ift die Kompetenz nicht ſoweit gegangen, jei- . 
nen Namen darunterzujegen? | 

lg: Seine Schlußäußerung ift gewejen: „sch habe 
gar nichts dagegen, wenn man „Nationalratzfraftion” dar- 
unterſetzt.“ Im übrigen überlafje er es den andern; e3 jeien 
einige da vom Bureau der Fraktion. 

GN: Sagen ©ie und einmal, wer im Bureau der Fruf- 
tion war. 

Sg: Huggler als Sekretär und Schneeberger als Kaſ— 
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* GR: Wieviel Berjonen bilden da3 Bureau der National- 
ratsfraktion? 

Ilg: Das weiß ich nicht. 

Darf ich auf etwas aufmerkſam machen. In meinem Un— 
terſuchungsprotokoll hat der Herr Unterſuchungsrichter ge— 
ſchrieben: „Und ich verfügte dann die Unterſchriften.“ Sch 
babe ihn jofort darauf aufmerffam gemacht und gejagt, ich 
hätte feine Unterjchriften verfügt, habe der Geſchichte aber 
feine große Bedeutung beigelegt und e3 ftehen lafjen. 

Aud.: Es heißt jest: „Wir haben die Aufnahme verfügt." _ 

EN: Das ijt eine Differenz. In der Vorunterſuchung 
hat der Angeklagte anders gejagt. 


lg: Das ftimmt alles audh. Nachdem der Entwurf 
in großen Zügen bejprodhen worden und gejchrieben mar, 
ilt er vorgelejen und jo angenommen worden. 

GR: Bezirksrihter Kaufmann hat in der Vorunter- 
juhung gejagt: „Der Entwurf von Grimm wurde durd)- 
beraten und jchlieglich akzeptiert.” 

lg: Das ftimmt infofern, daß e3 fich um den Entwurf 
handelte, wie derjelbe aus den Beiprechungen des Aktions- 
fomitee3 hervorgegangen: ift. 

ER: Zt das fein Entwurf gemejen? 

Ilg: Der Entwurf, wie er aus ber Beratung Herne 
gegangen iſt. 

SON: Was ift beichloffen worden al3 der Aufruf perfekt 
abgelejen worden war? Sft nicht alles einverftanden gemejen? 
Was hat man beichloffen; ift nicht etwas über Die Veröffent- 
lichung beſchloſſen worden? 

IIg: Man hat beſchloſſen, daß der Aufruf gedruckt und 
wieder den gleichen Inſtanzen zugeſtellt werden ſolle wie 
beim Proteſtſtreik. 

GR: Aber hat man nicht dort beſchloſſen, man ſolle ihn 
nod der Depejchenagentur mitteilen? 

lg: Ich weiß nicht, ob das bejchlofjen worden ijt oder 
ob eg — ausgeführt wurde. 

ER: Das wäre alles telephonifch geihehen? SLg: Ja. 

GR: Sind Gie nicht dabei gemejen? 

Sg: Nein. Jh weiß nicht genau, um welche Zeit ich 
fortgegangen bin, in der Nacht etwa um 2 oder halb 3 Uhr. 

EN: Was ift dann Erbe noch geichehen? 
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Ilg: Nachdem der Aufruf fertig geweſen ift, ift er in 
die Druderei gegeben worden. 

GR: Haben die andern nicht noch etwas gearbeitet? 

Sg: Wie bereit3 heute ſchon jo verſchiedene Male aus— 
geführt ae ind die Welſchen beieinander gemwejen und 
haben Die Heberjegung gemadt. | 
ie Sie haben alſo mwenigjtend zwei Cremplare ge- 

abt? 

Ilg: Herr Großrichter, das weiß ich nun nit, ob es 
jo gemeIen iſt. 

GR: Natürlich; anders wäre es unpraktiſch geweſen. 
F —— Wie viele Durchſchläge gemacht worden ſind, weiß 
ich nicht 

EN: Es ſind doch Durchſchläge gemacht worden. Sie 
haben ja geſagt: „Ich habe dann mitgewirkt bei der Verviel— 
fältigung.“ 

Ilg: Auf der Maſchine kann nur einer arbeiten. 

R: Dann haben Gie diftiert. 

Slg: Wenn ich bei der Vervielfältigung mitgewirkt 
hätte, fünnte da3 nur gewejen jein, indem ich den Aufruf 
in die Druderei gegeben habe. 

GR: Haben Sie nicht gejehen, daß die Eifenbahner noch 
einen bejondern Aufruf machten? 

oe Il g: Daß fie einen Aufruf gemacht haben, habe ich nicht 
ehen. 

EN: Haben Sie nicht geholfen? 
lg: Sc habe mit den Eijenbahnern nicht3 zu tun. 
N: Haben Sie feine gedrudten Cremplare befommen? 
lg: Nein. 

N: Wo haben Sie Die Drudegemplare befommen? 
lg: Sch glaube, ich habe den Abzug in der Druckere 
gelejen. Sonſt habe ich feine befommen und habe mid) Hi 
nicht befümmert. 

Huber: Sch möchte noch einmal einen verfaſſungs— 
mäßigen Verſuch für den Achtitundentag maden. 

GR: Wir find fofort fertig. 

Huber: Wir find müde Wir find nicht mehr in der 
Lage, den Verhandlungen rihtig zu folgen. Sonſt müßten 
wir noch einen Proteftjtreif injzenieren. . 

GER: Sch verfüge Vertagung der Verhandlung bis 
morgen 8 Uhr. 
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Hechjter Verhandlungstag. 


Vormittagsſitzung vom 18. März. 
Einvernahme des Angeklagten Ilg: 


Der Angeklagte Ilg gibt die Inſtruktionen für die Me— 
tallarbeiter zu den Akten. 

SR: Wann iſt die Inſtruktion gemacht worden? 

Ilg: Im Monat März 1918. | 

GR: Was haben Sie jelber gedacht am 10. November, 
ald vom Aufruf gejprocdhen wurde in bezug auf die Golda- 
tenräte? | 

Sg: Sm bezug auf die Soldatenräte habe ich mich da— 
mal3 nicht audgejprocdhen, und zwar aus dem Grunde, weil 
ich gewußt habe, daß im Aftionsfomitee über Soldatenräte 
nie gejproden wurde. Es jind mir aud feine Programm— 
punfte befannt, weder bei den Gemwerfichaften noch bei der 
Partei, wonach Soldatenräte oder Wrbeiterräte gegründet 
werden jollten. So wie e8 im Flugblatt jtand, habe ich das 
nicht anders auffajjen können, als daß e3 jich Darum handle, 
ausichlieglih in agitatoriiher Richtung eine Wegleitung zu 
geben, wie die Soldatenräte gebildet werden könnten, injo- 
fern jolche gebildet werden. Ich habe aus dem Grunde den 
Soldatenräten feine Bedeutung beigemefjen, wie jie im Flug— 
blatt jtehen, weil ich genau gewußt habe, daß weder das Ak— 
tiondfomitee noch deſſen einzelne Mitglieder auch nur mit 
einem einzigen Soldaten oder mit einem Arbeiter, der Mili- 
tärdienst zu leiten hat, in Verbindung gejtanden wären, um 
eine jolhe Organijation zu gründen. Nur mit einem Flug» 
blatt und mit einem ©aß in einem Flugblatt bildet man feine 
Soldatenräte. Wenn man das hätte machen wollen, hätte man 
Vorkehrungen treffen müſſen mit den einzelnen Ooldaten jel- 
ber, und e3 hätte hier die Organifation anders in die Hand 
genommen werden müſſen, als dies durch das Flugblatt ge- 
ſchehen iſt. Sch habe mich nicht zum Wort gemeldet, weil ich 
den Soldatenräten, ſoweit fie hier vorgejchlagen waren, feine 
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Bedeutung beimaß. Sch habe gar nicht daran gedacht, daß 
man wegen dieſes Satzes vor Diviſionsgericht zitiert werden 
önnte. 

GR: Waren Sie bei der Verteilung des Aufrufes be— 
teiligt? 

Ilg: Sn Feiner Weiſe. 

GR: Sie find doch dabei geweſen, als man den Auf— 
ruf der Depejchenagentur telephoniert hat. | 

lg: Nein, ich bin nicht dabei gemejen. 

GR: Aber die Anordnung ijt getroffen worden. 

Ilg: Sm Mltiondfomitee ift das nicht beſchloſſen wor— 
den. Es ijt aber denfbar, daß ein Mitglied außerhalb des 
Aktionskomitees es der Depeſchenagentur übergeben hätte. 

GR: Aber es ijt geſchehen. | 

lg: Sa, ich habe e3 nachher in der Zeitung gelejen. 

EN : Haben Sie den Aufruf nah Zürich geichiet? 

lg: Ich? Mit dem Verjand des Aufrufes uſw. Habe ich 
gar nicht? zu tun gehabt. F 

ER: Sie haben fein Manuſkript nach Zürich geſchickt? 

Ibg: Auch nicht. 

GR: Und am andern Tag, am Montag? | 

lg: Da bin ich wieder auf dad Bureau gegangen, um 
die Verwaltungsgeichäfte unjeres Verbandes zu erledigen. So— 
viel mir noch in Erinnerung iſt, fand ebenfall$ eine Sitzung 
des Aktionskomitees Statt. 

ER : Haben Sie nicht mit Eiſenbahnern verkehrt? 

Ilg: Sn feiner Beziehung. 

ER: Sie find am Nachmittag in die Bundesverſamm— 
[ung gegangen. 

Slg: Am Dienstag. 

SR: Und Sie find an der Kapellenſtraße gemejen. 

Sig: Sa. 

GR : Sie find zugegen gewefen im der Sitzung in der der 
Streit abgebrodhen worden ilt. 

lg: Sa, der Abbruch bat ungefähr folgendermaßen 
ftattgefunden: Am Mittwoch hat der Bundesrat befanntlic 
Herrn Grimm zuhanden des Aktionskomitees ein Ultimatum 
zugeftellt, daß bi3 abends 8 Uhr der Streik abgebrochen wer— 
den müſſe. Herr Grimm ift gerade in einer andern Ange- 
legenheit bejchäftigt gewejen und hat mir das Ultimatum 
übergeben, ich ſoll mich mit Bundesrat Calonder in Berbin- 
dung ſetzen. Das habe ich auch gemacht und habe erklärt, 
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Daß es ganz unmöglid) jei, daß das Aktionskomitee bis abends 
8 Uhr über den Streikabbruch einen Beſchluß faſſen könne. 
Bir müßten mindeſtens Zeit Haben bi8 Donnerstag morgen 
8 Uhr. Herr Calonder jagte, er wolle fi) mit den Herren 
Bundesräten beiprechen und werde und dann Antwort geben. 
Wie ich nachträglich vernommen habe, tft da3 Ultimatum fein 
Beichluß des Gejamtbundesrates geweſen, fondern nur von 


einigen Mitgliedern des Bundesrates. Nachher it mir Mit- 


teilung gemacht worden, wiederum von Bundesrat Calonder, 
daß der Bundesrat das Ultimatum verlängert hätte bis nacht? 
12 Uhr. Wir Haben darauf Mittwoh nachts 11 Uhr 
Sitzung gehabt im Aktionskomitee und haben dort über den 
Streikabbruch disfutiert. Die Meinung ijt dahingegangen, 
daß nach den Erflärungen in der Bundeöverjammlung von 
Bundesrat Calonder in bezug auf die Proportionalwahl des 
Nationalrates, wonach die Durchführung diefer Wahlen, mie 
e3 dazumal geheißen hat, bereit3 im Juni erfolgen jolle und 
in bezug auf die übrigen Erklärungen in politiihen Bezie- 
hungen könne man jich einverjtanden erflären, das heißt, daß 
das einigermaßen den Forderungen, wie fie gejtellt worden 
jeien, entſpreche. Dagegen wünjchten wir in: bezug auf den 
Achtitundentag präzilere Erklärungen, unter anderem, daß 
der Bundesrat einverftanden jei, im Nationalrat eine Vor— 
lage einzubringen, daß der Achtitundentag für das ganze Per- 
fonal eingeführt werde. Geſtützt darauf ift dann nachts 12 
Uhr nochmals eine Delegation ins Hotel Bellevue abgeordnet 
worden, bejtehend aus den Herren Stadtpräfident Müller, 


Naine, Dürr, Huggler und mir. Bon den Herren Bundes— 


täten waren anweſend die Bundesräte Calonder, Müller und 
Haab. Es hat fich nochmals eine Diskuſſion entjponnen md 
Bundesrat Haab erklärte, daß er fein möglichfte3 tun werde, 
um den Achtftundentag, reſp. die 48ſtundenwoche für Die 
Eifenbahner durchzuführen. Da er aber das notwendige 
Material noch nicht zur Hand habe, fünne er nicht definitive 
Berfprehungen machen und bereits ſchon in der Dezember- 


ſeſſion einen diesbezüglichen Antrag einbringen. Ferner ift 


und erklärt worden, was übrigens auch ſchon vorher geſchehen 
iſt, namentlich durch die Bundesräte Decoppet, Haab und 
Schultheß, daß, für den Fall, daß der Streik abgebrochen 
werde, keine Strafmaßnahmen getroffen würden gegen alle 
diejenigen, welche geſtreikt hätten oder am Streik beteiligt 
ſeien, ſofern ſie keine Sabotage begangen hätten. Solche Er— 
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klärungen ſind zu verſchiedenen Malen gegeben worden. Nach 


kurzer Beratung erklärten die anweſenden Bundesräte, ſie 
hätten weitere Erklärungen nicht mehr zu machen, ſie bleiben 
bei dem, was ſie bereits ausgeführt hätten, und nachher gin— 
gen wir wieder zurück in die Kapellenſtraße. Inzwiſchen iſt 
uns allerdings ſchon wieder das Telephon abgeſchnitten wor— 
den. In der darauffolgenden Sitzung wurde der Streikab— 
bruch beſchloſſen. Es wird dies ungefähr um halb zwei Uhr 
nachts geweſen ſein. Morgens 2 Uhr iſt nochmals eine De— 
legation zu Calonder ins Bellevue gegangen und hat die 
Mitteilung gemacht, daß der Streik Donnerstag nachts 12 
Uhr abgebrochen werde und daß wir wünſchen, daß das Mi— 
litär aus unſerem Bureau zurückgezogen werde und daß 
namentlich das Telephon wieder inſtalliert werde, das nachts 
12 Uhr wieder abgeſchnitten worden ſei, anſonſt es uns un— 
möglich ſei, den Streikabbruch den Streikenden mitzuteilen. 
Am Donnerstagmorgen erklärte Herr Bundesrat Calonder 
in der Bundesverſammlung, das Aktionskomitee habe be— 
dingungslos kapituliert, was bei den Arbeitern den. Effekt 
auslöſte, daß ſie erſt recht nicht gewillt waren, den Streik abzu— 
brechen. Wir haben dann am Vormittag, nachdem die Bun— 
desverſammlung um 10 Uhr geſchloſſen war, im Volkshaus 
Sitzung gehabt, weil dies an der Kapellenſtraße nicht mehr 
möglich war. Dort iſt ſchon am Vormittag ein Stabsmajor 
zu uns gekommen und fragte uns nach einer Proklamation 
über den Streikabbruch, der vom Generalſtab verlangt werde. 
In erſter Linie haben wir einmal keine Proklamation gehabt 
und zweitens haben wir uns geweigert, dem Generalſtab die 
Proklamation zu unterbreiten, weil uns nach den Verhand— 
lungen mit dem Bundesrat die Zuſicherung gegeben worden 
iſt, daß wir über unſer Bureau wieder verfügen können, daß 
das Telephon uns wieder inſtalliert werden ſolle. Wir haben 
uns dann ſofort wieder mit Bundesrat Decoppet in Ver— 
bindung geſetzt und verlangt, daß und das Telephon inſtal— 


- fiert werde. Das iſt und zugefichert worden; bi3 1 Uhr nad): 


mittag3 werde die Sache in Ordnung fein. Das Telephon 
it dann installiert worden, dagegen ijt das Militär nicht 
zurücgezogen worden. Während wir daran geweſen jind, 
das Manuffript für die Proklamation in großen Zügen feit- 
zuftellen, fam wieder ein Generalftabsmajor und verlangte 
ebenfall3 die erwähnte Proflamation. Wir haben erklärt, 
daß wir gegenwärtig feine hätten, wir jeien daran eine zu 
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machen, aber weil man ung jo Schwierigkeiten machte, wollten 
wir lieber darauf verzichten, eine ſolche aufzuftellen. Später 
fam der Chef der Heerespolizei und verlangte ebenfall3 die 
Proflamation. Nachdem dies verweigert wurde, kehrte der— 
jelbe dann aber wieder mit einer Beicheinigung von der Bun— 
desanwaltſchaft zurüd, wonach mir berechtigt wurden, die 
Broflamation herauszugeben, ohne fie dem Generalftab zu 
unterbreiten. Darauf machten wir ung wieder an die Arbeit. 
Dann etwa um 3 Uhr fommt ein Automobil und zu unſerm 
großen Erjtaunen wurden wir mit einem Beſuch de3 Herrn 
©eneralftabschef8 von Sprecher beehrt, ebenfalld in Beglei- 
tung feiner Ordonnangzen, der dann im Gegenſatz zu dem, 
was und der Bundesrat erflärt hatte — daß uns unfer Bu— 
reau ohne weiteres zur Verfügung geitellt werden folle und 
daß da3 Militär dort zurüdgezogen werden jolle — ung Sol— 
daten in? Bureau jtellen ließ mit aufgepflanztem Bajonett 
und erklärte, es dürfe nicht mehr telephoniert werden, obſchon 
wir nur telephontert haben, der Streik jet abgebrochen. Das 
heißt, telephoniert durfte werden, aber ein Offizier mußte 
mithören. Sprecher verlangte von Herrn Grimm die Pro- 
flamation, die wir nicht gehabt haben; jie war noch nicht ge= 
druckt. Wir Hatten allerdingd die PBroflamation diskutiert 
und ich hatte den Entwurf in der Tafche. Nun wurde ich von 
Bundesrat Shultheß ans Telephon gerufen. Er hatte offen— 
bar. eingejehen, daß mit der Zwängerei durch das Militär 
feine Einigung zujtande fommen werde und daß wir Die 
PBroflamation nicht herausgeben werden. Er erſuchte mich 
dann, ihm den Wortlaut der Proflamation vorzulejen. Sch 
bin mir wohl bewußt gewejen, daß die Broflamation im Bun— 
deshaus ftenographiert werde. Aber als Proteſt gegenüber 
der Behandlung duch das Militär habe ich mich entichloffen, 
Bundesrat Schultheß vollftändig Kenntnis zu geben von der 
‘ PBroflamation, die wir herausgeben wollten. Herr von Spre— 
her iſt auch ans Telephon gefommen und hat zugehört. 
bon Sprecher wurde dann ins Bundeshaus gerufen. Wir jind 
dann, wie Schon ausgeführt, einige Stunden konſigniert ge- 
weſen, während von Stunde zu Stunde die Erregung nament- 
lih unter der Berner Arbeiterichaft immer größer geimorden 
it. Und es ilt am Abend tatjächlich feine Leichtiglert geweſen, 
der Berner Wrbeiterjchaft verjtändlich zu machen, daß man 
den Streik abbreden müſſe. Ich will nur noch beiläufig be- 
merfen, wenn e8 und Darum zu tun gewejen wäre, irdendeinen 
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blutigen Konflikt heraufzubeſchwören, wäre es ung eine leichte 
Sache gemwejen. Als wir in der Kapellenjtraße konſigniert 
waren, haben wir im Sinn gehabt, ins Volkshaus zu tele- 
phonieren, wir ſeien konſigniert. Ich bin überzeugt, daß innert 
ein paar Minuten ein paar taufend Mann in der Kapellen- 
ftraße gejtanden wären. Wir haben e3 dann nicht getan, um 
alle zu vermeiden, womit die Arbeiter mit dem Militär in 
Konflift fommen könnten. Um 6 Uhr ift mitgeteilt worden, 
daß der Bundesrat beſchloſſen habe, die Bureaus an der Ka— 
pellenftraße und wieder zur Verfügung zu jtellen und das 
Militär zurücdzuziehen. Dann ift die Proflamation gedruckt 
worden und wir haben und ind Volkshaus begeben, um eine 
andere Million zu erfüllen, eben die, den Wrbeitern plaufibel 
zu maden, daß der Streif abgebrochen werden müſſe. | 

ON: Sch bemerfe nur dazu: daß die Antereffen der gan- 
zen Schweiz in Frage gejtanden haben, jo daß aljo immerhin 
der Bundesrat dieſe Schritte im Intereſſe von allen zufammen 
getan hat und auf jeden Fall jeine Pflicht Damit erfüllt hat. 

Welti: Ich möchte bitten, eine Erklärung darüber abzu- 
‚geben, ob das die Meinung des Divifionsgeriches 3 jet. 

GR: Ich äußere dag, das iſt meine Auffaffung. Sch habe 
mit den Herren gar nicht geiprochen darüber. / 

Stg: Sch teile die Anficht des Herrn Großrichters durch— 
aus nicht. | 

GR: Und dann in einen Moment, wo man wicht mehr 
vom Öleichgewicht der Kräfte an unferer Grenze profitieren 
fonnte. — Wie lange ift das im Volkshaus gegangen? 

Sta: Bis halb ein Uhr. 

GR: Dann tft die Sache erledigt gewejen. Am Morgen 
ind wieder Eifenbahnzüge gefahren. Ilg: Sa. 

OR: Willen Sie etwas darüber, daß fremdes Geld ge- 
braucht worden iſt? SLg: Nein. 

OR: Daß ein fremdes Komplott Hat befämpft werden 
jollen durch die Truppen? lg: Nein. 

Aud.: In der legten Seſſion der Bundesverfammlung 
wurde über eine Bejchränfung der Vollmachten des Bundes— 
rate3 diskutiert fo viel mir befannt ift. Iſt das richtig? 

31a: Sa: 66 

Aud.: Wurde damals nicht beſchloſſen, die von welſcher 
Seite gewünſchte Beſchränkung der Vollmachten nicht vorzu— 
nehmen. 

JIlg: Es kam ein Vermittlungsvorſchlag zuſtande von 
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Mojimann in La Chaux-de-Fonds, dahingehend, daß die Voll- 
machten vorläufig meiterbeitehen, dagegen die Bundesver— 
jammlung das Recht habe, die Vollmachten abzuändern. 
Audr: Stimmte nicht die ſozialdemokratiſche Fraktion 
insbeſondere für die Aufrechterhaltung der Vollmachten des 
Bundesrates in bezug auf Ernährungsfragen? 

lg: Die Fraktion war nicht einig, ſie war geteilter 
Meinung. Die einen haben für den Antrag der Kommiſſions— 
mehrheit gejtimmt, die andern für die Kommillionsminderheit. 
Ich habe gegen die Vollmachten gejtimmt. . 

Audr: Sch habe das nur feititellen wollen, weil von jei- 
ten. der Verteidigung behauptet worden ift, der Bundesrat re- 
giere feit vier Jahren gegen die Verfafjung. 

ER: Ungeſetzlich. 

Aud.: Ferner möchte ich noch darüber Auskunft haben, 
was in der nationalrätliden Fraktion am Piendtag oder 
Mittwochvormittag vorgegangen iſt über die Verzeichnijje der 
Manifeſtanten. | | 

Slg: Daß in der Fraktion gegen die Unterjchriften 
Oppofition erhoben worden wäre, ijt mir nicht befannt. Sch 
habe geftern ſchon erklärt, wie fie zujtande gefommen: find. 
Man wurde einig, al3 man einſah, daß man nicht alle die in 
Trage fommenden Perſonen zur Stelle hatte und es nicht 
möglich war, daß fie ihre Unterfchriften geben konnten, daß 
man nun die betreffenden Inſtanzen hineinjchreiben werde 
und dann Diejenigen Perjonen, die Mitglieder diejer In— 
tanzen find. Man hat fich darauf geeinigt, das jo zu machen. 
DOppofition oder Bejchwerden dagegen find mir feine befannt. 

Aud.: Sft nicht richtig, daß Dienstag, mittagd 2 Uhr, 
Fraktionsſitzung war? Und daß vor Beginn der Sitzung der 
Präfident, ich nehme an, Grimm war Präfident, jehr jpät 
erſchien, Nationalrat Affolter fich über feine Unterfchrift be- 
ſchwerte? 

lg: Einmal war nicht Herr Grimm Präſident, ſondern 
Nationalrat Affolter, und diefe Sitzung iſt mir nicht befannt. 
Es ift möglich, daß ich vielleicht nicht Dagemwefen bin, aber 
von einer Beſchwerde eines Mitgliedes der Fraktion mar 
mir nichts befannt. 

Aud.: War Grimm in der Sigung von Mittwochabend 
8Uhr? 

Aud.: Hat nicht dort zwiſchen Affolter und Grimm eine 
ziemlid) erregte Disfuffion über die Unterjchrift jtattgefunden? 
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$L1g: Herr Großrichter! Auch Hier it mir von einer ziem- 
lich —— Diskuſſion nichts bekannt. Herr Affolter war 
für den Streikabbruch und begründete dies noch hauptſächlich 
damit, daß er zu Haufe eine ſchwer leidende, herzkranke Frau 
habe. Im übrigen aber iſt mir nicht bekannt, daß eine Dis— 
kuſſion zwiſchen Grimm und Affolter flallgefunden hat. Der 
Streikabbruch wurde faſt einſtimmig beſchloſſen. Diejenigen 
Kollegen, die gegen den Streikabbruch ftimmten, haben aber 
ebenfall3 nicht dagegen geſprochen. 


Aud.: Wir werden Affolter hören. Wann telephonierte 


Nationalrat Grimm am Gonntagabend an Nationalrat 
Affolter? 

Sg: Es war jedenfall um 10 Uhr; um dieſe Zeit muß 
es geweſen fein. 

Aud.: Noch eine letzte Frage: Der Angeklagte hat uns 
gejagt, daß er am Sonntagmorgen um 10 Uhr zwei Tele- 
gramme erhalten hätte, und zwar da3 eine von Grimm. Um 
wieviel Uhr erhielt er die Telegramme? 

319: Ich habe geftern ſchon ausgeführt, daß die Tele— 
gramme in meine Wohnung gefommen find. Sch habe die— 
jelben morgens 71,—158 Uhr, als ich ind Bureau ging, im 
Brieffajten gefunden. Sch wußte vom Generalitreif gar nichts. 
Es fommt oft vor, daß mir am Gonntagmorgen aach 
Geihäfte erledigen müſſen. So wollte ich in da3 Bureau. 
Wann die Telegramme angefommen find, — ich nicht. 

Aud.: Schon morgen früh? Ihlg: 

Dr. Sarbftein: Herr Großrichter, darf ich bitten, dem 
Herrn Ilg jeine Einvernahme in der Borunterfuhung vor⸗ 
zuleſen. Er hat ſich dort in ſeinem erſten Satze etwas anders 
ausgeſprochen über ſeine Mitwirkung beim Aufruf vom 
7. November mit Bezug auf die Redaktion. 

lg: Was ih am 26. November gejagt habe, iſt offenbar 
nicht unrichtig. Sch habe Dort erflärt, daß wir im Volkshaus 
Ihon über die Hauptpunfte, die das Flugblatt enthalten 
jollte, geiprochen haben, und da3 ijt in diefem Unterſuchungs— 
protofoll wiedergegeben. Dabei gebe ich ohne meiteres zu, 
daß das Bureau beauftragt wurde, einen Aufruf anzufer- 
tigen, und bei dem Bureau war ich dabei und das Bureau 
hat fich in Die Kapellenftraße begeben und hat dort den Aufruf 
gemacht. 

OR: Nachts 1 Uhr? Sg: Nachts 1 Uhr. 

Dr. Farbitein: fg, erflärte am 26. November, er 





Ü 443 
fönne jich nicht erinnern, daß der Paſſus, daß das Einrücken 
nicht verweigert werden folle, aber von der Waffe nicht Ge- 
brauch zu machen, in der Berfammlung nicht zur Diskuſſion 
geitanden jei. 

Steg: Sch konnte mich erinnern, daß gejagt worden ift, 
e3 jollen die Wehrmänner einrücen, aber die Arbeiter, die 
Soldaten ſeien, jollen, inſofern fie auf ihre eigenen Klaſſen— 
genojjen Schießen jollten, da3 verweigern. 

Dr. Farbſtein: Endlich frage ich den Herrn Ilg: Sn 
der Gazette de Laufanne findet fih eine Bublifation, wo es 
heißt, Herr Ilg hätte in Suhr ein Referat gehalten und hätte 
dort erflärt, man merde den nächſten Generalſtreik mit Ma- 
ſchinengewehren durchführen. 

Ilg: Die Geſchichte verhält ſich wie folgt: Es ijt aller- 
dings eine intersfjante Illuſtration, wie alles verdreht wird 
und wie Die Leute verdächtigt werden. Vor einigen Wochen 
hat in Suhr eine Berfammlung jtattgefunden von den Me- 
tallarbeitern, die gut organtfiert und gut befucht war. 

EN: Wann? 

S$tg: Vor etwa vier Wochen. — Und ich habe an der- 
lelben referiert über die politifche und mwirtichaftliche Lage. 
Bon Majchinengewehren und von Munition uſw. war nicht 
die Rede. Dagegen habe ich auf das Recht verwieſen, unfere 
Forderungen, wenn notwendig, durch den Streik zu er- 
fampfen und dabei hatte ich namentlich den Achtitundentag 
im Auge, der nun Gegenftand einer Diskuſſion ift und Der 
vielleicht zu großen Kämpfen führen fann. Ein paar Tage 
nachher wurde mir von Aarau aus dad Aargauer Tagblatt 
zugeichiet, in welchem ftand, daß Nationalrat Ilg in Suhr 
den Ausdruck gebraucht habe, die Bürgerlichen jollen nur 
rüften, wir ſeien auch gerüftet, am nächſten Generalftreif 
werden wir dann Maichinengewehre und Munitton genug 
zur Verfügung haben, indem wir folche bereit durdy Schmug- 
gel aus Deutichland hätten importieren fünnen. 

SEN: Sch bin überzeugt, daß Feiner der Richter etwas 
davon weiß. Sch auch nicht. Wir glauben e3 aud nicht. 

FSarbfitein: Das ilt am 15. März in der „Öazette de 
Lauſanne“ publiziert worden und jedenfalls für den Prozeß. 

Huber: Ich möchte einige Fragen ftellen. Zunädjt ein— 
mal wegen diejer berühmten Soldatenräte. Iſt vom Aktions— 
fomitee aus bei irgendwelchen Situationen über Gründung 
von ſolchen Soldatenräten gejprochen worden? 
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lg: Wir haben ung mit den Arbeiter- und Soldaten- 
räten nie befaßt. 

Huber: Sch meine, ob mährend des Streiks das 
Aktionskomitee darüber angefragt wurde. 

S$tg: Nie, e8 erfolgte feine Anfrage in irgendeiner Weije. 

Huber: Alſo weder in einer Anfrage noch im einer 
Weiſung? 

Ilg: Wir haben nicht angefragt; die Sektionen haben 
und auch nicht angefrag t. 
- Huber: Ich mödte das feititellen, weil Daraus hervor— 
geht, welche Wichtigkeit der Sache gegeben wurde. Sch möchte 
weiter fragen, in bezug auf die Bemerfung de3 Herrn Groß— 
richterd. Er wird begreifen, weshalb wir Wert Darauf legen, 
derartige Meinungsverichtedenheiten jo raſch als möglich zu 
befeitigen. Wir haben den Eindrud, daß wenigſtens der Herr 
Großrichter unter dem Einfluß der bürgerlichen Brefje fteht 
mit jeiner Weußerung, die er heute über die Maßnahmen des 
Bundesrates gemacht hat. Er hat die Auffajlung, der Bun— 
desrat habe Die Intereſſen des Landes vertreten. Sch möchte 
den Angeflagten fragen, ober nicht periönlich die Auffafjung 
gehabt hat und, jomweit er orientiert ift, die ganze jtreifende 
Arbeiterſchaft während des Streiks die Auffafjung hatte, daß 
der Bundesrat durch jein Verhalten während des Streiks die 
Ssnterefjen der bürgerlihen Parteien und der bejienden 
Klaſſe über das Wohl und die Intereſſen des Landes gejeht 
hatte und Sich bereit zeigte, Dieje Intereſſen zu opfern, even— 
tuell auch noch durch den Bürgerfrieg, daß anderfeit3 die Aluf- 
fafjung auf jeiten der Wrbeiterichaft eine derartige war, daß 
die Arbeiterichaft aufs äußerſte erregt war und jeden Neft von 
Bertrauen in diefem Sinne gegenüber den Bundesbehörden 


verloren hatte, jo daß da die Gefahr des Bürgerfrieges tat- 


fachlich nun eine ernfte war. 

lg: Diefe Auffaffung hatte die übergroße Zahi der Ar- 
beiterjchaft, und jeder, der am Dienstag im Nationalcat ge- 
weſen tjt, mußte, wenn er fie vorher noch nicht gehabt Hätte, 
dazumal unbedingt zu der Auffaſſung fommen, daß nun hier 
altes vorbereitet war, um ſchließlich es auch auf eine blutige 


Abrechnung mit der Arbeiterichaft anfommen zu. laffen, aber ' 


unter feinen Umjtänden Konzeffionen zu machen. ch habe 
das von Nationalräten, die mich noch nicht gefannt haben, 
perjönlich gehört, als einmal die Frage geitelt war. Es 
wurde von Grimm der Antrag Be e3 jollen die Traf- 
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tionen zufammentreten und jollen verjuchen, eine Grundlage 
zu finden, auf der vielleicht eine Verſtändigung gefunden iver- 
den fünnte. Da habe ich jelbit gehört von Führern der bür- 
gerlichen Parteien, wie fie gejagt Haben: Auch fein: Jota von 
einer Konzeffion; diesmal lafjen wir e3 darauf ankommen. 
ER: Wir haben Ihon vorher gehört, daß die Nollen ver- 
taufcht worden find, daß man dem Bundesrat alle Schuld bei- 
mißt an dem ©treif. Das haben wir ſchon gehört. } 
Huber: Wir jind allerdings der Auffafjung, daß am 
rihtigsten der Bundesrat auf der Anklagebank ſitzen Jollte. 
Wenn Sie Ihre Auffaffung befanntgeben, wollen wir unfere 
auch mitteilen. 
ER: Dann muß eben das Volk entjcheiden. | 
Huber :Wir rufen ſchon lange der Volkswahl des Bun- 
desrates, dann werden Gie das Urteil haben. 


Einvernahme de3 Angeklagten Schneider, 


GER: Seit warn find Ste Mitglied des Oltener Aktions— 
fomitee8? Schneider: Seit der Gründung. 

ER: Haben Sie an den Sikungen regelmäßig teilge- 
nommen? | | 

Schneider: Ziemlich regelmäßig. Ich kann mich nur 
erinnern, daß ich an einer Sitzung gefehlt habe. 

ER: Wann? Schneider: Im April oder Mat legten 
Jahres iſt das gemejent. 

ER: Sie find auch anweſend geweſen als die Inſtruk— 
tion, die ich gezeigt habe, befanntgegeben worden it? 

Schneider: Was ijt das für eine Inſtruktion? 

GR: Die Inſtruktion zur Durchführung des Landes- 
ſtreiks, die ich jet Schon mehreren Perjonen gezeigt habe. 

Schneider: Sa, ich habe fie nicht gejehen. 

ER: Der Bafler Kongreß hat einen Beihluß gefaßt, 
e3 jet, wenn nötig, der Landesſtreik zu verfügen, und hat dem 
Dltener Aktionsfomitee den Auftrag gegeben, ihn vorzube— 
reiten. 

Schneider: ©o tit es jedenfalld nicht ganz geweſen, 
denn der Bafler Kongreß hat dem Aftionsfomitee nicht den 
Auftrag gegeben, einen Landesftreif zu injzenieren, jondern 
das Biel ift geweſen, die elf gejtellten Forderungen durchzu— 
jeßen und eventuell, wenn dag auf anderem Wege nicht mög- 
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ich ift, den Gemeralitreif auszulöſen. So iſt der Auftrag des 
Bafler Kongreſſes geweſen. 
R: Ja, ganz richtig. Iſt das die Inſtruktion? 
Schneider: Ja, ja, das iſt richtig. Das iſt ein Ent— 
wurf geweſen, der ſchon auf den Basler Kongreß hin ausge— 
arbeitet wurde. 
SR: Alſo Schon vor dem. 28. Juli, wo der Beſchluß ge- 
faßt worden ift. 
Schneider: a, die Sade war jo, daß man jchon 
jeinerzeit bei der Milchpreisfrage gejehen hat, auch ſchon bei 


der Frage der Zipildienftpflicht, daß der Bundesrat einfah 


Darauf hinausgeht, die Intereſſen der Arbeiter nicht jo zu be- 
rüdjichtigen, wie e8 notwendig gewejen wäre. Man hat ge- 
jehen, daß fonjequent Daraufhin gearbeitet wird, die Arbeiter- 
ihaft einfach nicht auflommen zu laſſen. War e3 ſelbſtver— 
ſtändlich, daß gerade im Laufe des Jahres 1918, in dem ſich 
eine ganze Neihe jolher Aktionen zufammengedrängt hat, daß 
man jich darauf vorbereitet hat, im gegebenen Moment, wenn 
e3 nötig wäre, den Kampf führen zu fünnen. 

SER: Sit dieſe Snftruftion weitergegeben worden? 

Schneider: Wein, fie ift nicht weitergegeben worden, 
weil ſie ein Entwurf ift. 

GR: Die Iofalen Streifleitungen haben den Entwurf 
übernommen. Können Sie jagen, wer der Verfafjer iſt? 

Schneider: cd jelber. M 

GR: Nun willen wir aber aud, daß eine Konferenz mit 
dem Bundesrat am 8. August jtattgefunden hat und daß ge— 
jagt worden ift, daß jet nad) den Zuſagen, Konzeſſionen, Ber- 
Iprechungen — Jo iſt e3 geweſen — es nicht gerechtfertigt 
lei, den Landezitreif jtattfinden zu lajjen. 

Schneider: Die Mehrheit des Aktionskomitees hat 
dieſe Auffaflung gehabt, ich perjünlich nicht. Sch habe gefun- 
den, daß dieſe Konzeſſionen, die der Bundesrat gemacht hat, 
abſolut nicht genügend find, daß im jpeziellen die private Ar— 


beiterfchaft bei diefen Bewegungen abjolut nichts heraus— 


geholt hat, daß die Yufagen, die der Bundesrat in dieſen Ver— 
handlungen gemacht hat, nach meiner Anficht nicht genügten. 
Der Standpunkt, den ich dort gehabt habe, ift meines Erad)- 
tens gerechtfertigt worden dadurch, daß der Bundesrat aber 
auch alles getan hat, um diefe Scheinfonzeljionen, die er ge= 
macht hat, ebenfall3 noch zu eskamotieren. Ach möchte nur 


an die Frage de3 Ernährungsamtes erinnern. Schon dor 
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zwei Jahren ijt von unferer Seite diefes Ernährungsamt ge- 
fordert worden. Man hat fich gejagt, daß dann, wenn die 
ganze Ernährungsfrage zentralifiert wird, eine vernünftige 
Verteilung vorgenommen werden fünne. Man hat ung immer 
abgewiejen. Schließlich haben dann die Verhältniffe dazu 
gezwungen, dieſes Ernährungsamt zu ſchaffen. Man hat auf 
unjere Forderung hin dieſes Ernährungsamt in der Kon 
ferenz mit dem Bundesrat afzeptiert, hat erklärt, es feien 
bereit bejtimmte Vorbereitungen getroffen worden. Man 
hat gejagt, daß man bereit fei, der Arbeiterfchaft eine ange- 
mefjene Vertretung einzuräumen, und ich will heute konſtatie— 
ren, daß die Veriprehungen nicht gehalten wurden; ich will 
den unparlamentarifhen Ausdrud gebrauchen, daß man die 
Arbeiterichaft betrogen hat. Ich möchte dad ganz Deutlich 
erläutern. Man erklärte der Arbeiterſchaft, daß der Beirat 
des Ernährungsamtes zehngliedrig werde, wovon die Arbzi- 
terihaft drei Mitglieder befomme. Das wäre immerhin 
ſchließlich eine Löſung geweſen, mit der man fich hätte zu— 
friedengeben können, zwar nicht genügend, un die Inter— 
eſſen der Wrbeiterichaft jo wahren zu fünnen, wie e3 nötig 
gewejen wäre. Denn unjeres Erachtens jollten die Konſumen— 
teninterefjen mehr zum Ausdrud fommen als diejenigen der 
Produzenten. Aber man hat 813 nicht einmal eingehalten, 
jondern ift dazu übergegangen, die Mitgliederzahl auf drei— 
zehn zu erhöhen und der Arbeiterichaft davon auch nur drei 
zu gewähren. Das ift eines der typischen Beiſpiele, wie man 
die Urbeiterichaft um das gebracht hat, was fie auf Grund 
ihres Rechtes verlangen fann. 

NR: Sie erheben einen Anſpruch darauf, daß die Ar— 
beiterfchaft überhaupt alle Konſumenten vertreten darf? 

Schneider: Nein, da haben wir gar nicht verlangt. 
Nur eine ſolche Vertretung für die Arbeiterſchaft, daß fie mit 
den übrigen Konfumentenvertretern zujammen innerhalb 
dieſes Beirates die Mehrheit befommt. 

ER: Sch Eonftatiere nur, daß am 8. Auguft da3 Komitee 
oder eine Abordnung diefes Komitees jich für den Moment 
befriedigt erflärt Hat, die Mehrheit Hat jich befriedigt erklärt. 

Schneider: Ya, die Mehrheit hat erklärt, daß die 
Punkte, die noch im Feuer feien, nicht genügend jeien, um 
noch einen Kampf zu beftehen, die Zugejtändnijje jeien aller= 
dings nicht befriedigend. 

ER: Die Minderheit hat ſich der Mehrheit gefügt? 


hs 
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Schneider: Selbſtverſtändlich. Das iſt bei una jo. 
GR: Die Bewegung ift dann unterblieben? 

Schneider: Ga, natürlih. Sch möchte zur Erläute- 
rung folgendes jagen: Es befteht in bürgerlichen Kreifen und 
ich habe den Eindrud, daß auch bei dem Gericht ... 

Hauptmann Seelhofer (unterbrechend): Ich möchte 
Verwahrung einlegen gegen alle Aeußerungen, die gegen das 
Gericht gerichtet ind. | 

Schneider: Bitte, ih will die Objektivität des Ge— 
richtes nicht anzweifeln, ich will nur feitjtellen, daß Die Auf- 
faflung bejteht, daß der Kampf oder der Streif nur um des 
Streifes willen geführt werde. Ich möchte ausdrüdlich er- 
klären, daß wir ung ein Stel jegen, und zwar die ökonomiſche 
Berbefjerung der Lage der Wrbeiterichaft, und daß, jobald das 
einigermaßen erreicht tjt, wir feinen Grund haben, einen 
Streik zu führen oder fonft irgend etwas zu machen. 

SER: Sc Eonftatiere nur, daß zum Beispiel Nationalrat 
Graber aud) ganz genau gejagt hat: Wir wollen nicht den Ge- 
neralitreif wegen des Generalſtreiks. 

Huber: Here Großrichter! Die Bemerkung eines Mit- 
gliedes Ihres Gerichtes veranlagt mich, eine Erklärung ab- 
zugeben. Niemand von der Verteidigung bezweifelt die Tat- 
ſache, daß Sie jubjeftiv den beiten Willen haben, objektiv zu 
richten. Wir haben ebenjojehr die Ueberzeugung, daß das ge- 
jamte Gericht nicht aus feiner Haut heraus kann. Wir haben 
davon abgejehen, gegen irgend jemand im Gericht ein Re— 
kuſationsbegehren zu stellen, obwohl uns befannt war, daß 
einer der Richter perjönlich in ftarfem Gegenjaß zur foztal- 
demokratiſchen Partei, insbeiondere auf dem Plage Bern, 
ſteht. Es liegt und vollitändig fern, den guten Willen zu be= 
ziweifein. Ob aber diejer gute Wille ſtark genug. ift, die Stel— 
lung als Glied einer Klaſſe zu durchbrechen und über diejen 
Klaſſenſtandpunkt unbewußt hinauszuheben, darüber werden 
wir nicht enticheiden fünnen, bevor wir das Urteil hören. 

R: Und ich erkläre jeßt ſchon, daß ſich das Gericht ganz 
auf den Boden des Geſetzes jtellen wird und jo gut als der 
Juriſt Herr Huber fich an die Gefege hält und die Anwendung 
der Gejege will, auch das Gericht gewiß nicht ven Boden des 
Geſetzes verlajjen wird. ; 

Huber: Ich bin vollitändtg überzeugt. 

ER: Wir wollen mweiterfihren. Sie haben aber teilge- 
nommen am 6. November an der Sitzung des Aktionskomi— 
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teeg? Sie werden millen, daß die einberufen morden tft 
. wegen Angriffen gegen dad Aktionskomitee. 

‚Schneider: Hier muß ih auf das „Ruhigſein“, von 
dem ©ie früher jpradhen, erwidern. Es iſt volljtändig unrich- 
tig, wenn man erklärt, es ſei nachher ruhig geblieben. Die 
ganze Arbeiterbewmeaung und die Entmwidlung der politijchen 
und mwirtichaftlihen Verhältniſſe it nicht nur eine Epiſode, 
fie ift eben eine Entwicklung. Wir fünnen jagen, daß in der 
Arbeiterjchaft jih eine gewaltige Erregung gezeigt hat, nach— 
dem Die Forderungen mit dem Bundesrat beraten morden 
find, nachdem dann der Parteivorjtand, Gewerkſchaftsaus— 
Ihuß und Aktionskomitee beſchloſſen haben, die gemachten 
Zugeftändnifje ald genügend, wenn auch nicht befriedigend, zu 
betradhten. Nach meiner periönliden Auffaſſung mit Necht, 
weil nur die Sorderungen der Eiſenbahner und aud) die nicht 
io, wie es notwendig gewejen wäre, bewilligt worden find, 
während man in bezug auf daS Arbeitszeitgeſetz nur vage 
Beriprehungen gemacht hat, die bis heute, ſoviel ich weiß, 
nit eingelöjft worden find. Man hat im meitern in bezug 
auf die andern Forderungen der Arbeiterichaft Verſprechun-⸗ 
gen abgegeben, die ebenfall3 nicht realifiert worden find. Die 
Arbeiter find nicht jo dumm, um nicht zu merken, daß hier 
etwas gegangen ijt, Das ihren Intereſſen nicht entſpricht. 
Deshalb kann man abiolut nicht dabon reden, es jei eine 
ruhige Periode geweſen. Die Erbitterung über die Politik 
unferer Bundesbehörden ijt eine derartig große, Daß damit 
gerechnet werden mußte, die Arbeiterichaft werde fich nicht zu— 
friedengeben. Sch habe es für notwendig gefunden, eine 
Snterpretation dieſes Nuhezuftandes, der angeblich erijtiert 
hat, zu geben. 

GR: Immerhin tft die Erregung nicht jo groß geweſen, 
daß es notwendig: geweſen wäre, den Landezitreif jchon vor— 
her zu verfügen. Schneider: Nein. 

NR: Um 6. November hat die Sitzung in Bern jtatige- 
funden, an der Sie teilgenommen haben? Schneider: ‘Ya. 

GR: Grimm ıft beauftragt worden, eine Brojhüre zu 
verfaffen, um den Standpunkt des Komitees gegen Angriffe 
zu verteidigen. A 

Schneider: Das ift nicht ganz richtig. Auch hier 
icheint e8 mir notwendig, deutlicher zu werden. Es iſt Shnen 
ja nicht unbefannt, daß innerhalb der Arbeiterbewegungen 
verſchiedene Strömungen vorhanden find, und jede Strö— 
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mung meint, fie jet im Recht. Das iſt ganz natürlich. Nun tft 
e3 notwendig gemejen, gerade aus dieſer Entwidlung her— 
aus, wie fie jich nad) dem MWrbeiterfongreß vollzogen hat, 
klipp und Har Stellung zu nehmen und der Bewegung zu 
zeigen, in welcher Richtung wir — die Auffaffung der Mehr- 
heit des Aktionskomitees — die Entwidlung haben wollten. 
Da hat man fich gejagt, es jei notwendig, ein Programm zu. 
formulieren, auch die Hiele, die in diejes Programm aufge- 
nommen werden fünnen. Es muß im weitern gejagt werden, 
daß der gejamten Partei und den Gewerkſchaften Gelegenheit 
gegeben merden mußte, zu dieſem Programm und zu den. 
Kampfmitteln Stellung zu nehmen. Und dazu war e3 not 
wendig, daß die Diskuſſionsgrundlagen in Form eines erläus 
terten Programms gegeben mwerden wie auch die Kampf— 
mittel, die allerdings grundiäglich bereit3 beiprochen worden 
find. Sch mödhte in bezug auf die PBrogrammforderungen 
tagen, daß es diejelben jind, die dann nachher beim General- 
Itreif aufgejtelt wurden. Wenigjtend im Grunde genommen 
find es die gleichen. Auch noch andere find diskutiert worden; 
ich will dann ſpäter noch darauf zurüdfommen, um auch hier 
zu zeigen, daß dieſes Programm nicht etwa geichaffen worden 
it, um den Generalitreif zu rechtfertigen, jondern daß die 
Berwirklihung dieſes Programms das Ziel gemwejen ift. In 
bezug auf die Kampfmittel it folgendes zu jagen: Von 
unferer ©eite ift die Auffaflung vertreten worden, es müſſe 
Hipp und Hare Abklärung erfolgen, ob wir die Kampfmittel. 
gemäß den in der Schweiz gegebenen Berhältnijjen anwenden. 
wollen oder ob wir Fritiflos Kampfmittel aus andern Län— 
dern übernehmen. Wir find der Auffafjung, eg wäre ein 
Fehler, einfach unfinnig, Methoden von einem andern Land- 
auf unfer Land zu übertragen. Wir jagten und: Wir leben 
einstweilen in der Schweiz und müſſen ung auf Grund der 
gegebenen Tatfachen einrichten, wenn die Arbeiterbewegung. 
nicht ein graufiges Fiasko erleiden fol. 
GR: Das ift am 6. November gemejen. 


Schneider: Aber die Sitzung vom 6. November hatte 
den Zweck, dieſe Auffaflung programmatiich niederzulegen, 
um fie dann als Disfuffionsgrundlage der Mitgliedſchaft 
unterbreiten zu können. Man hatte auch die Auffaflung, daß 
ſodann die Broſchüre, Die von meinem Kollegen Grimm hätte 
verfaßt werden follen, fobald fie vorliege, in den Arbeiter— 
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organijationen diskutiert werde, und es folle ein Arbeiter- 
fongreß Darüber entjcheiden, was weiter zu gejchehen habe. 

GR: Immerhin ift man am 6. November dagegen ge- 
weſen, den Landesſtreik zu provozieren. 

Schneider: Dort hat man überhaupt vom Landes— 
En nicht geſprochen. Man hat im Moment feine Urſache 

bt. 


GR: Am 7. November ift wieder eine Sitzung geweſen? 

Schneider :'a 

GAR: Wann wurde fie einberufen und wie? 

Schneider: Das fanın ich nicht Tagen. 

GR: Sind Sie zurüdigereiit? 

Schneider: Ih bin wieder daheim gemwejen. In— 
zwiſchen habe ich She erfahren, daß ein Truppenaufgebot 
erfolgte. Man hat das Damit begründet, daß die Situation im 
Rheintal, die außerpolitifche Situation, gefährlich jet und aus 
diejen Gründen die Truppen aufgeboten werden jollten. Man 
hat jofort erfahren, daß dad unrichtig jet, wenn man nicht 
einen jtärferen Ausdruck dafür gebrauchen will. Man erfuhr, 
daß dad Truppenaufgebot auf Veranlaffung der zürcheriſchen 
Regierung erfolgt war. Dann habe ich, wenn ich mich recht 
erinnere, jelber telephontert, die Anregung gemacht, es müfje 
eine Sitzung des Aktionskomitees jtattfinden. Sch bin aber 
nicht mehr ganz ſicher. | 

ER: Sie find dann nah Bern gefahren? Die Sitzung 
hat am Abend ſpät ftattgefunden? Schneider: Ya. 

SR: Im Volkshaus? Schneider: Ya. 

OR: Dort iſt beſchloſſen worden, es jolle ein Proteſtſtreik 
ſtattfinden? Schneider: Ja. 

SR: Sit das beſchloſſen worden? Schneider: Ya. 

EN Man hat ihn auf 19 Ortichaften beichränft? 

Schneider: Ka. 

SER: Man hat die Eijenbahner ausgenommen? 

Schneider: Ja. 

GR: Es iſt On Kufeuf gemacht worden: „Heraus su 
PBroteftitreif"? Schneider: Ja. 

ER: Sie können beftätigen, daß eine Sublommiffion be- 
jtellt worden iſt? 

Schneider: Ja, es iſt eine Subkommiſſion beſtimmt 
worden, nachdem man in großen Zügen den Aufruf disku— 
tiert hatte. 
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GR: Iſt auch ſchon vorher über den Paſſus „an die 
Klaffengenojjen im Wehrkleid“ geredet worden? 

Schneider: Daran kann ich mich nicht mehr erinnern, 
was da im einzelnen erfolgt tft. 

GER: Die Redaktion hat Sie nicht beichäftigt? 

Schneider: Nein. | 

ER: Das Bureau hat die Redaktion gemacht? 

Schneider: Ga. | 
| GR: Smmerhin find diefe zwei Säbe noch im Rahmen 

des Beichluffes vom Bafel gehalten? Schneider: ‘a. 
GN: Hat man etwas über die Art der Verbreitung diejes 
Aufrufs gejagt? 

Schneider: Nein, das ijt nicht Sache dieſer Sitzung 
gemwejen. Die Sitzung hat nicht über die Art der Verbreitung 
beichloffen. Nachdem beſchloſſen worden ijt, nur 19 Orte joll- 
ten in den Proteitftreif einbezogen werden, hat die Stonferenz 
— keine Urſache gehabt, ſich mit der Verteilung zu be— 
aſſen. 

ER: Man hat aber doch ein Flugblatt in Ausſicht ge— 
nommen. 

Schneider: Es ift nur der Aufruf in Ausficht genom- 
men worden. Er ift Dann den einzelnen Arbeiterorganifa- 
tionen der 19 Orte zugeftellt worden. 

ER: Die Arbeiterorganifationen haben die Sade nad 
ihrem Ermefjen befanntgeben fünnen? Schneider: a. 

R: Ste zum Beifpiel haben die Sache befanntgegeben 
im „Basler Vorwärts". Schneider: Ja. 
R: Sie haben es am Morgen befommen. 

Schneider: Ja. 

ER: Aber Sie wiffen immerhin, daß es in Zürich als 
Flugblatt gedrudt worden it. 

Schneider: Ja, das ift auch in Bafel gemacht worden, 
jelbftverftändlih. Wenn man einen Proteſtſtreik injgeniert, 
muß man das in möglichſt großer Auflage befanntmaden. 

GER: So daß die Zeitung nicht genügt hätte? 

Schneider: Die Zeitung hat nicht genügt. 

ER: Wie ift der Proteſtſtreik in Baſel durchgeführt 
iporden? 

Schneider: Er ift jehr difzipliniert und mohlorgani- 
tert durchgeführt worden. | 

ER: Indem fich nämlich die Geichäfte gefügt und ge- 
ſchloſſen haben? 
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Schneider: E3 handelt ſich doc; ſchließlich ‚darum, ob 


Gewalt angewendet worden ift. ch möchte nur darauf auf- 


merkſam machen, daß ein gewiljer Ingenieur Riggenbach, eine 
befannte Perjönlichkeit, nicht nur in Bajel, jondern in der 
ganzen Schweiz, erflärt hat, dad habe ihm außerordentlich 
gut gefallen, fein Tram mehr, einfach das ganz alte Baal. 
Jedenfalls können Sie Daraus entnehmen — es iſt übrigens 
kein Sozialiſt, ſondern ein gut liberaler Basler Bürger —, 
ne die ——— ſehr anſtändig verlaufen iſt. 

Daß ——— alte Basler Bürger dankbar ge— 
uk — Haben Sie die Sitzung vom Sonntagabend ver— 
anlaßt? 

Schneider: Nein, veranlaßt habe ich ſie nicht. Ich 
kann mich zwar nicht genau erinnern, ob das am Proteſtſtreik 
geweſen iſt, oder in der Sitzung, die den Generalſtreik be— 
ſchloſſen hat; ich bin nicht mehr ganz ſicher. Jedenfalls habe 
ich eine Einladung bekommen, Samstag, abends 10Uhr, durch 
Telegramm, anderntags, abends, zur Sitzung zu kommen. 

OR: Sie haben ein Telegramm  befommen für vie 
Situng auf den folgenden Tag? 

Schneider: Fir die befannte Sikung vom 10. No- 
bember. Yale 

EN: Samstag abends 10 Uhr? Schneider: Ka. 

GR: Bon mem? Schneider: Gie it vom Aftiond- 
fomitee gefommen, wer unterjchrieben hat, weiß ich nicht. Die 
Sitzung jollte abends 7 Uhr in Bern ftattfinden, alfo am 
Sonntag, abends 7 Uhr. 

ER: Ste find dann abgeretit... Schneider (unter- 
bredend): Sch muß hier gegenüber der Angabe in der Vor⸗ 
unterſuchung eine tatſächliche Berichtigung anbringen. Es 
iſt mir dort ein Irrtum unterlaufen. Ich habe geſagt, ich ſei 
erſt um 9 Uhr nach Bern gefommen. Fahrplanmäßig hätte 
der Zug um 7 Uhr anfommen jollen. Er ijt mit einigen Mi- 
nuten Verſpätung angefommen. ch weiß das nicht mehr 
ganz jiher. Es iſt früher ein Zug um 9 Uhr angefommen, 
deshalb habe ich mich da geirrt. 

ER: Sind Sie mit den andern Kollegen von Zürich zu— 
jammengegangen oder allein? 

Schneider: Nein, es find Herren bom Typographen⸗ 
bund bei mir geweſen, die ih in Baſel getroffen habe. In 
Dlten haben wir noch einen Spaziergang gemacht, daran 
fann ich mich erinnern. 
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GR: Sind Sie bei der Eröffnung der Sigung dabei ge- 
weien? Schneider: Ja. 

ER: Sie it eröffnet worden durch Präfident Grimm, 
und iſt ed nicht richtig, Daß er mitgeteilt hat, was gegangen 
it im Bundesrat und was in Zürich gegangen tft? 

Schneider: Das iſt ganz natürlich, daß er einen 
Situationsbericht hat geben müflen; das ijt fchließlich Die 
Aufgabe des Präfidenten. 

GN: Man hat die Weberzeugung gewonnen, daß der 
Landezitreif, unvermeidlich jei. | 

Schneider: Ich möchte hier allen Wert darauf legen, 
meine Auffafjung zu prägzilieren. Ich bin ſchon genau orien- 
tiert geiejen, bevor ich in Baſel fortgegangen bin, mie die 
Situation in Zürich fteht. Von Zürich aus hat mar mid; von 
verſchiedenen Seiten orientiert, und ich habe gefehen, daß in 
Zürich Die Situation kritiſch iſt. Es iſt mir auch der Be- 
ſchluß der Arbeiterunion, die mit 251 gegen 45 Stimmen be- 
ichloffen hat, den Gtreif mweiterzuführen, dort jchon befannt 
gemwejen. Ich Habe am Samstagabend auch von zwei Herren, die 
in anderer Angelegenheit zufammen mit Hrn. Dürr, in Fragen 
bagl. des Verbandes jchmweiz. Konjumvereine, in Bajel gemejen 
ind, einigen Aufſchluß über die Stimmung in Zürid) erhalten. 
Sch habe Gelegenheit genommen, mit einigen Basler Kol— 
legen, unter andern aud; mit Dr. Weltt, meinem Berufs- 
follegen, über die ganze Angelegenheit zu reden, und mir 
haben dort geäußert, daß wir e3 als falſch oder vielmehr ala 
unrichtig betrachten würden, wenn man jet den Landesſtreik 
au3löfen würde, und zwar deswegen, weil wir die Vorbe- 
dingungen für das Gelingen dieſes Streifed nicht in vollem 
Umfang als gegeben erachtet haben. Ich möchte damit nicht 
jagen, daß ich etwa grumdfäglich gegen den Landesſtreik ge- 
weſen wäre; ich ftehe auf dem Boden des Landezitreifd. Sch 
weiß, daß man mit jogenannten verfafjungsmäßigen Mitteln, 
auf die man immer podht, die Intereſſen der Arbeiterjchaft 
nicht wahren kann. Aber ich habe gefunden, in jenem Mo- 
ment ſei der Zeitpunkt nicht gegeben gemejen, diefen Streik 
auszulöfen. Die Situation in Zürich hat ſich dann ver— 
Ihärft, man hat und da3 in der Sitzung mitgeteilt. Ich bin 
übrigens einmal felber am Telephon geweſen und habe jelber 
noch verfucht, die Eifenbahner in Zürich zu beeinfluffen, daß 
fie nicht fchon am Sonntag in den Streik eintreten jollten. Es 
iſt nutzlos geweſen. Dann habe ich mir gedacht, die Verhält- 
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niſſe jind ſtärker als die Auffallung und dire Meinung eines 
einzelnen; es war notiwendig, wenn man die Zürcher Arbeiter 
nicht ihrem Schickſal überlafjen, jie nicht von der Reaktion — 
ich will mich ganz offen ausdrücen — niederfnüppeln laffen 
mollte, daß die geſamte jchweizeriiche Arbeiterfchaft fih an 
ihre ©eite ftellte. Aus dieſem Grund habe ich dann ebenfalls 
für den Landezftreif gejtimmt. 

R: An diefem Abend? Schneider: Ga. 

ER: Wann ijt ein Beſchluß zujtande gefommen? 

Schneider: Meiner Erinnerung nad) jo gegen 11 
Uhr. Er mag etwas nach halb 11 Uhr gefaßt worden jein. 

GR: Damals iſt bereits jchon über die Programm- 
punkte geiprochen worden, die in einer Proklamation befannt- 
gegeben werden jollen? 

Schneider: Wir haben natürlich auch darüber geſpro— 
hen; die Hauptpunfte hatte man bereit3 durchdiskutiert. 

ER: Sit dann nit vom Präfidenten ein Entwurf vor— 
gelegt worden? Schneider: Nein. 

GER: Hat man nicht Schon vor 11 Uhr über Soldatenräte 
geſprochen? Schneider: Nein. 

GR: Aber Hat man nahher dann davon geredet? 
Schreider: Die Geſchichte ift dann jo gegangen: Der 
Aufruf ift im Entwurf verfaßt worden und nachher hat man 
ihn: vorgelegt. Dann iſt eingangs der Verleſung erklärt wor— 
den, wer gegen irgendeinen Gab etwas einzumenden habe, 

Tolle fich jofort zum Wort melden. 

GR: Hat ſich jemand zum Wort gemeldet? 

Schneider: Xa, verſchiedene Haben diskutiert. 

GR: Sit etwas geändert worden? | 

Schneider: Meines Willens ift nichts geändert mor- 
den. Sch zum Beifpiel Habe auch gewünfcht, man jolle die 
Forderung der Monopolifierung der Banken aufnehmen. Der 
Antrag ift abgelehnt, nicht gutgeheißen worden. Es find aud) 
noch, andere Anregungen gemacht worden. Dagegen ijt 
meines Wiſſens eine Abänderung des Entwurfs nicht erfolgt. 

GR: Sind alle einverftanden geweſen, daß ihre Namen 
darunter fommen? | 

Schneider: Die Sade ift folgendermaßen gemejen: 
Schon früher ift hauptſächlich von der bürgerlichen Preſſe 
und auch in den Behörden vom jogenannten anonymen 
Dltener Aktionskomitee geredet worden. Man hat alle mög- 
lichen Leute in dem Aftionsfomitee gejuht. Nun Habe ic 
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mir gejagt gehabt, e& fei gegenüber der Deffentlichfeit not⸗ 
wendig, einmal zu zeigen, wer eigentlich in dieſem Komitee 
iſt, und habe deswegen den Antrag geſtellt, daß ebenfalls die 
Mitgliederliſten unter die eigentlichen Unterſchriften kommen. 
Unterſchrift iſt „Das Oltener Aktionskomitee“, „Die ſozial— 
demokratiſche Nationalratsfraktion“ ufw. Das iſt die Unter- 
Irift, und dann habe ich beantragt, daß ebenfalld da3 Mit- 
glieberverzeichnig dazu fommen folle. Etwas anderes iſt nie 
beabjichtigt gewejen. Es war nicht beabjichtigt, die perfön- 
Keen Unterjchriften darunter zu jegen, ſie als perſönliche 
Unterſchriften auszugeben, fonft hätte man das Mitgliederver- 
zeichnis nicht Dazu gejeßt, das ift finnlo3 in einem Moment, 
da es jich um perjönliche Unterichriften handelt. 

OR: Nun ift ein Beſchluß gefaßt worden über die Art 
der Verteilung. 

Schmeider: Soviel ih weiß, ijt darüber nicht geſpro— 
chen worden. 

SGN: Sit über den Drud geſprochen worden? 

Shreider: Nein. 

GR: Sit das die Initiative der einzelnen geweſen? Hat 
das Siomiter nicht? beſchloſſen? 

Schneider: Nein, dad Komitee hat darüber nicht3 be— 
ſchloſſen. 

ER: Sit richtig, Daß gerade nachher ein Entwurf der 
Proflamation oder der Tert der Proflamation mit der Ma- 
Ihine vervielfältigt wurde? 

Schneider: Damit habe ih mich nicht befaßt. 

ER: Sie haben bei der Abfaffung des Aufrufs nicht wei— 
ter mitgewirtt? Schmeider: Wein. 

GR: Um welche Zeit haben Sie die Kapellenitraße ver- 
laſſen? 

Schneider: Es mag gegen halb 2 Uhr geweſen jein, 
ich kann mich nicht gemau erinnern, ich weiß nur, daß ich in 
diefer Nacht zu wenig geichlafen habe. 

OR: Dann find Sie nad) Bafel gefahren? 

Schneider: a, morgens 7 Uhr. | 

ER: Haben Sie ein Eremplar befommen? 

Schneider: Ja, ein gedrudtes. 

ON: Haben Ste mehrere Eremplare befommen? 

Schneider: Sch habe ein Pädlein gehabt, vielleicht 
etwa 100. 
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OR: Was haben Sie mit dem Eremplar in Bajel ge- 
macht? | 
Schneider: Ich habe ein einzelnes in die Seßerei ge- 
geben, Damit es im „Vorwärts“ erjchienen ift, die andern 
habe ich der Iofalen Streikleitung gegeben. 

OR: Was haben Sie am gleihen Tag noch gemadt? 

Schneider: Am gleihen Tag habe ich noch einen 
Aufruf im Anschluß an die GOtreifproflamation verfaßt und 
habe Schon vorher telegraphiich veranlaßt, daß eine Vor— 
ftände- und Delegiertenverfammlung des Arbeiterbundes, 
der gemwerkichaftlichen und politiihen Zuſammenfaſſung der 
Organisationen in Bafel, auf vormittags 11 Uhr einberufen 
werde, und habe mich jofort mit dem Bräfidenten unjerer Re— 
gierung in Verbindung gejegt und von ihm verlangt, daß er 
eine Delegation der Iofalen Streikleitung empfange, um die 
Durchführung des Streiks auf dem Plate Bajel zu beipre- 
chen. Ich glaube, e3 iſt nicht überflüffig, um den Sinn, wie 
die Durchführung vom Aktionskomitee gedacht geweſen ift, 
darzulegen und den Aufruf, den ich für die Iofale Aktion ver- 
faßt habe, wenigſtens in den Hauptpartien, Shnen zur Kennt— 
nis zu bringen. Hier iſt gejagt, die Basler Arbeiterichaft habe 
dem Aufruf zum Brotejtitreif einig und geſchloſſen gefolgt 
und werde das jedenfall auch beim Generalitreif tun. Gie 
jei gewillt, auch den unbefrifteten Yandesitreif mit aller Ruhe 
und Ordnung wie den Proteſtſtreik durchzuführen. Es ift 
auch notwendig, noch folgenden Paſſus aus dieſem Iofalen 
Aufruf zu verlefen, weil der Herr Öroßrichter bei der Be— 
fragung eines Angeflagten erklärt hat, daß die Lebensmittel— 
verforgung gemäß diejer Anftruftion zur Durchführung des 
Streifs nur für die Arbeiterſchaft hätte jichergeitellt werden 
jollen: „Es wird dafür gejorgt, daß die Lebensmittelverſor— 
sung unferer Bevölferung fichergeitellt wird. Zu dieſem 
Zweck wird die Streifleitung die nötigen Ausnahmebemilli- 
gungen erteilen.” ch möchte hier ausdrücklich darauf auf- 
merkſam machen, daß e3 ſich hier nicht um die Arbeiterſchaft 
allein, jondern um die Bevölkerung handelte. 

Wir haben dann ebenfall3 in diefem Aufruf gejagt: „Al— 
£ohol darf unter feinen Umständen ausgejchenft werden.” 
Aber der Hauptpaſſus tjt der: „Se reibungslofer der Kampf 
durchgeführt werden kann, um jo bejjer für alle. Aus diejem 
Grund fordern wir alle auf, nicht unnötigerweiſe auf die 
Straße zu gehen, Anjammlungen zu vermeiden und nid)! 
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zu unternehmen, da3 zu Zujammenjtößen und damit unter 
Umjtänden zu Blutvergießen führen fünnte.” Das ift die 
Auffafjung gemejen, die ich ald Mitglied des Aktionskomitees 
gehabt und die auch die Iofale Gtreifleitung in Baſel gebilligt 
hat. Unter dieſem Gejichtpunft ift von und der Generalitreif 
durchgeführt worden. Es ijt dann am Schluß dieſes Aufrufs 
folgender Sat enthalten, der Ihnen zeigt, daß es und mit 
dieſer Meinung ernft geweſen ift: „Wer fich zu Ausſchrei— 
tungen irgendwelcher Art hinreißen läßt, iſt ein Schädling der 
großen Bewegung und wird unfchädlich gemacht werden." 
Wir haben in Bajel, wenn ich mich recht erinnere, etwa 200 
Ordner gehabt, tüchtige, organifierte Arbeiter, die die Aufgabe 
hatten, überall dafür zu jorgen, daß von der Xrbeiterjchaft 
feine PBrovofationen erfolgen und daß alles in Ruhe und 
Ordnung erfolgt. Die Vorſtände- und Delegiertenverfamm- 
lung des Arbeiterbundes, die dann ftattgefunden hat — id 
habe Dort referiert —, hat dieſe Auffafjung einjtimmig ge- 
billigt, Hat meinen Antrag ebenfall3 angenommen, daß jofort 
mit der Regierung im Verbindung zu treten jei, um eine 
reibungslofe Durchführung des Landesitreif3 auf dem Plate 
Baſel zu ermöglichen. Sch Habe mich dann mit der Regie— 
rung in Verbindung gejest, und nachmittags 1 Uhr hat die 
Gejamtregierung eine Delegation der Iofalen Streifleitung 
empfangen. Ich Habe Dort unter anderm der Regierung fol- 
gendes gejagt: Es ſei unjere Aufgabe, ihnen zu erklären, daß 
die Arbeiterjchaft gemwillt jei, ven Streik in aller Ruhe und 
Ordnung durchzuführen, und wir hätten zu diefem Zweck die 
nötigen Vorbereitungen getroffen. Das geitecdte Ziel hofften 
wir zu erreichen, wenn nicht die Behörden durch ihre Maß— 
nahmen die Arbeiterſchaft prowozierten. Wir erwarteten von 
der fantonalen Regierung, daß fie allen ihren Einfluß gel- 
tend made, um alle Provofationen von feiten des Militärs 
und der Polizei zu vermeiden. Unter dieſen Vorausſetzungen 
werde fi in Bafel der Kampf ohne Blutvergiegen und Opfer 
durchführen Taffen. Wir haben von der Negierung verlangt, 
daß fie jofort ein Alkoholverbot für den ganzen Kanton 
Bafelitadt erlaffen ſolle. Das ift durch die Regierung aud) 
gemacht worden. Wir haben im weitern von der Regierung 
verlangt, daß fie, wenn eventuell Truppen aufgeboten werden 
follten, allen ihren Einfluß geltend machen jolle, damit Die 
Baſler Truppen in Bafel bleiben, und zwar, weil wir uns 
gejagt haben, daß jonft welſche Truppen kämen. Man hat ge 
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funden, daß es aus dieſem Grunde befjer jei, wenn die Baſler 
Truppen in Bafel bleiben. | 

Sm bezug auf die Beſchlüſſe der Vorftände- und Dele- 
giertenverfammlung in Bafel ijt noch folgendes anzuführen. 
Dort find zwei Bejchlüffe gefaßt worden mit Ausnahme orga- 
nijatoriicher Fragen. E3 heißt dort: Die Streifleitung for- 
dert Die Arbeiterfchaft dringend auf, der beſchloſſenen Parole, 
während der Dauer des Streiks jeden Alkoholgenuß zu unter- 
lafjen, jtrifte Tolge zu leiften. In diefem Punkte ist ftriktefte 
Difziplin unbedingte Notwendigfeit. Es ift der feſte Wille der 
Bafler Arbeiterijhaft, mit aller Ruhe und mit eiferner 
Diiziplin den Streik durchzuführen, und wir fordern daher 
alle Arbeiter auf, jih durch keinerlei Maßnahmen unferer 
Gegner, Behörden oder Militär oder von unverantwortlichen 
Elementen zu Handlungen hinreißen zu laſſen, die die Sache 
des ganzen PBroletariat3 gefährden. Nichts als unjere eigenen 
großen Ziele jollen wir uns bei unjerm ganzen Verhalten 
jtet3 vor Augen halten, den Anordnungen der Streikleitung 
und der von ihr Beauftragten ijt allein und unbedingt Folge 
zu leijten. — Das iſt die Auffaſſung, wie fie im zentralen 
Aktionskomitee geherricht hat, und wir haben gemäß diejer 
Auffaflung die Sahe auf dem Plage Bajel in diefem Sinn 
durchgeführt. 

GR: Haben Sie jchon die Inſtruktion in Händen gehabt? 

Schneider: Sch bin der Verfaſſer dieſer Inſtruktion 
geweſen und habe fie daher im Kopf. Sch brauchte jte Deshalb 
nicht. | 
GR: Sie find wieder nach Bern berufen worden? 

Schneider: Herr Großrichter, darf ich noch etwas 
anderes bemerfen? Es ſcheint mir notwendig zu jein, meine 
Auffaflung darzulegen über die Funktion diejer im Streik— 
aufruf genannten Soldatenräte, wie ich das aufgefaßt habe. 
Es iſt jedenfall3 am geeignetiten an einem Beifpiel jelber zu 
erläutern, wie die Auffafjung über diefen Paſſus geweſen iſt. 
In Bafel waren befanntlich feine Truppen aufgeboten. Wir 
haben jemand veranlaft, eine Verfammlung — fie tjt aller- 
dings auch Soldatenverfammlung genannt worden — der 
gewerfihaftlih und politifch organijierten Angehörigen des 
Regiments 22 und des Füſilierbataillons 144 einzuberufen. 
Diefe Verfammlung hat Montagabend Itattgefunden. Ich 
habe ihr nicht mehr beimohnen fünnen. Wir werden hören, 
daß ich bereit3 um 2 Uhr wieder verreift bin. Die Verſamm— 
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lung hat jtattgefunden und tjt folgendermaßen eingeladen 
worden. Wenn Sie wünjchen, lege ich Nr. 264 des „Vor— 
wärts“ vom 11. November 1918 zu den Alten. 

So haben wir diefe Stelle aufgefaßt. Wir haben ung ge- 
jagt, e3 tjt abjolut notwednig, miteinander darüber zu reden; 
es ilt notwendig, Die Sache derart vorzubereiten, daß even- 
tuell das Aufgebot erfolgt, der Zweck des Aufgebotes nicht 
erreiht wird. Herr Großrichter, ich will ganz offen erflären, 
daß nach meiner Auffaffung die Verfammlung zum Zwecke 
einberufen werden jollte, um die Verſammelten an ihre Pflich— 
ten als organifterte Arbeiter zu erinnern, ji) nicht als Werf- 
zeuge gegen die Streifenden gebrauchen zu lajjen. Sch möchte 
aber ausdrüdlich bemerken, daß e3 feine mobilifierten Trup— 
pen geweſen jind, jondern Arbeiter, die zufällig Angehörige 
des Regiments 22 in Zivil find. Uber ſelbſtverſtändlich iſt es 
notwendig gemejen, mit ihnen zuſammenzutre ffen, um ihnen 
zu ſagen, was wir denken. 

ER: Wer hat die Soldatenverſammlung einberufen? 


Schneider: Die Iofale Streifleitung hat fie einbe- 


rufen. 
GR: Nun find Sie nad; Bern gefommen. 

Schneider: Ja. Um 2 Uhr 10 din ich in Bajel weg— 
gefahren. | 

GR: In die Buneiverfammlung? Schneider: Nein. 

OR: Nach Bern, — Aktionskomitee? 

Schneider: Ja 

ER: Sie ehe an den Sitzungen des Aktionskomitees 
teilgenommen? 

Schneider: An allen Sitzungen. 

GR: Iſt man nicht vielfach angefragt worden, was zu 
machen ſei? Und hat man nicht von der Mobilifierung Der 
Eiſenbahner erzählt? 

Schneider: &3 iſt angefragt worden. Sch bin x-mal 
jelber angefragt worden. Ob nun mobilifierte Eiſenbahner 
‚angefragt haben, was fie zu machen haben, daran kann ich 
mich nicht erinnern. 

GR: Haben Sie nicht auch Eijenbahner aufgefordert zum 
Aushalten gegenüber dem Mobilijationzaufgebot? 

Schneider: Sh habe ſchon geſagt, ich kann mich nicht 
erinnern, ich will nur das eine bemerken, was ich in der Vor— 
unterſuchung geſagt habe. Es iſt meine Ueberzeugung, daß 
der Streik berechtigt war, und wenn mobiliſierte Eiſenbahner 
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mich angefragt hätten, hätte ich ihnen erflärt, fie ſollen der 
Mobiltjationsorder nicht Folge leiſten, fondern der Gtreif- 
feitung folgen. 

OR: Sit nicht befannt geworden am 11. November, daß 
der Kriegsbetrieb der Eifenbahner erflärt worden ſei? | 

Schneider: Wenn ich mid recht erinnere, habe ich 
das in Dlten erfahren. Sch bin zwar nicht mehr ganz ficher, 
entweder in Olten oder in Bern, aber jedenfall nod am 
jpäten Nachmittag des Montags. Sch Habe in Bajel feine Zeit 
gehabt, Zeitungen zu lejen oder das Manuffript der De- 
peihenagentur nachzuſchauen. Ich habe den Iofalen Aufruf 
verfaßt und bin an der Delegiertenverfammlung des Arbei- 
terbundes geweſen und nachher zur Negierung gegangen und 
babe dann mit einem MWutomobil noch fnapp den Zug 
2 Uhr 10 nad) Bern ermwildt. 

OR: Sie haben zwar in der Vorunterfuhung gelagt, 
Sie hätten Werjungen erteilt für die lokale Durchführung des 
Landesſtreiks. 

Schneider: Ja, ich habe ja jetzt auch erklärt, was dort 
im Protokoll ſteht. 

ER: Sit das richtig? Schneider: Ja. 

SER: Auch Heute richtig? Schneider: Auch heute, 
ſelbſtverſtändlich. 

SR: Fit die Situation jo günſtig geweſen, wie Sie ge— 
jagt haben? 

Schmeider: Ja, ich habe fie als günſtig angejehen. 

EN: Wie ijt das Aktionskomitee dazu gefommen, am 
Mittwochabend den Streik abzubrechen? 

Schneider: Das iſt mir auch heute noch unerflärli. 

OR: Sie find dagegen geweſen? Schneider: Ka. 

ER : Aus welchem Grunde? 

Schneider: Ich bin dagegen gewejen, daß man auf 
eine jo ſchimpfliche Zumutung, wie das Ultimatum des Bun— 
desrates, eingetreten ilt. Das hat mich empört. Auch wenn 
die objektive Vorausjegung einer Notwendigkeit des Ab— 
bruche3 vorgelegen hätte, dann durfte man auf dieſe Zu— 
mutung unter feinen Umftänden eintreten, jchon deswegen 
nicht, weil die Mrbeiterihaft ein bedeutender Faktor inner- 
halb diejes Landes iſt. Sie hat auch eine Ehre und hat Dieje 
Ehre zu verlieren. Das Ultimatum habe ich als einen jchimpf- 
lihen Erpreſſungsverſuch betrachtet. Das ift der eine Grund. 

Das war die fubjektive Auffaſſung von mir. Sin anderer 
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hat da3 vielleicht nicht jo aufgefaßt. Ein zweiter Grund tft 
gewejen, daß ich mir ſagte, die Situation jei nicht derart -— 
da3, was nachher gefolgt ijt, hat die Nichtigkeit hemiejen —, 
daß der Streif aufgehoben mwerden müßte. Ich bin nicht 
der Auffafjung, daß es hätte zum Bürgerkrieg fommen müſ— 
jen. Sch fenne die Arbeiterbewegung zu genau, und als Ar— 
beiter fenne ich auch die Stimmung in der Wrbeiterjchaft. 
Ich habe gefunden, daß — in den größern Städten wenig— 
ſtens — die Möglichkeit vorhanden war, den Streik meiter- 
zuführen, ohne daß e3 zu Ausschreitungen von unjerer Seite 
fomme. Ich habe allerdings gewußt und in Bern gejehen, 
daß auf der gegneriſchen Seite der Wille vorhanden war, mit 
allen Mitteln den Streif abzumwürgen. Dort hat es ſich auch 
nicht mehr um verfajlungsmäßige Mittel gehandelt; jondern 
mit allen Mitteln hat man verjudht, den Streif abzumürgen. 
Das ilt das Ziel gewejen, das man ich geſteckt hatte. Und 
man glaubte, auf diefe Art und Weije die Arbeiterjchaft pro— 
pozieren zu fünnen. Sch perjönlic) Habe wenigjtens gewußt, 
daß fi} in Baſel die Arbeiterjchaft nicht provozieren läßt, 
jondern daß wiv Mittel und Wege haben würden, um den 
Streit meiterzuführen, ohne daß das Militär Gelegenheit 
hätte, einzufchreiten. Sc möchte mid) da nochmal3 auf den 
Paſſus im Aufruf berufen, wo wir die Arbeiterſchaft aus— 
drücklich aufforderten, nicht auf Die®traße zu gehen, Anſamm— 
[ungen zu vermeiden, daheim zu bleiben, um auf dieje Art 
und Weife niemand Gelegenheit zu geben, fie zu provozieren. 
Ich habe Die Meberzeugung, daß das in Baſel möglich geweſen 
wäre; auch am Donnerstag und Freitag bei Weiterführung 
des Streiks. 

GR: Sie denken da an Baſel, das iſt aber nicht über— 
all ſo aufgefaßt worden. 

Schneider: Das iſt nicht überall jo aufgefaßt worden, 
daS gebe ich zu. Aber ich glaube, daß dad auch in Bern und 
Zürich möglich gewejen wäre. Ich habe dic Auffaffung, daß, 
wenn man in Zürich energiſch vorgegangen wäre, auch dort 
der Streif hätte weitergeführt werden fünnen, ohne daß es 
zum Bürgerkrieg gefommen wäre. Die Zürcher Arbeiterjchaft 
it nicht To ſchlimm, wie man fie allgemein darftellt. Ich habe 
heute noch die Ueberzeugung, daß es möglich geweſen wäre, 
auch dem Bundesrat noch materielle Konzeſſionen abzuzwin— 
gen. | 

GR: Haben Sie nicht daran gedadht, daß andere Fol- 
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Kr ERBEN eintreten fönnen, z. B. bei der Lebensmittelzu— 
uhr? 

Schneider: Ja, das iſt nicht unſere Schuld. 

Wh: Ja an... Schneider unterdrechend: 
Ich bitte, die Problemjtellung anders vorzunehmen. Wir find 
nicht leihtjinnig in den Streif getreten. Die Arbeiterfchaft 
ijt derart erregt gewejen, weil fie eben jeit Sahren unter einem 
Zujtand hat leiden müfjen, der überhaupt nicht bejchrieben 
werden fann. Zu drei Viertel davon find die Leiden der Ar- 
beiterfchaft auf da3 Konto des Bundesrates, der jogen. ver- 
fafjungsmäßigen Behörde unſeres Landes, zu jchreiben. 
Wenn die Arbeiterſchaft jich gegen einen Druck von oben zur 
Wehr jebt, Dürfen ſich die andern nachher nich: beflagen, 
wenn das Sampfmittel, das fie anmendet, eventuell andere 
Folgen hat. So muß meines Erachtens die Broblemitellung 
jein. Der Bundesrat, wenn er wollte, daß die Landesinter— 
ejfen nicht gefährdet werden, hätte dafür jorgen ſol— 
len, daß die Forderungen, und zwar die berechtigten For— 
derungen der Arbeiterihaft, bewilligt werden. Dann wäre 
e3 auch nicht zum Streik gekommen 

ER: Wird gegen jemand, der hinter einer Feniterjcheibe 
jteht, ein Stein geworfen, dann zerbricht fie eben. 

hneider: Sa, aber wenn der andere mich jahre- 
lang drüdt, jo kann er mir nicht verargen, wenn ich einen 
Stein ſchieße und die Scheibe einjchlage, Hinter der er jtekt. 

ON: Das ift eine koſtbare Scheibe, das koſtet viel Geld. 

Schneider: Dann ſoll derjenige, der Hinter Der 
Scheibe ſteht, dafür jorgen, daß niemand Veranlaflung hat, 
einen Stein zu werfen. 

ER: Alſo der Streif ift abgebrochen morden am Mitt: 
wochabend. Sind Sie am Donnerstag noch in Bern ge- 
wein? Schneider: Ka. 

GR: Iſt das richtig, was die vorhergehenden Ange— 
flagten: und mitgeteilt haben: über das, was am Donnerstag 
gegangen ilt? Schneider: Ya. 

GR: Sind Sie aud) im Volkshaus gemejen? 

Schneider: Nein, ich bin nicht im Volkshaus geweſen, 
fondern an der Kapellenftraße. Der. Herr von Sprecher hat 
ja dafür geforgt, daß man nicht herausgefommen iſt. (Heiter- 
feit. 

on : Aber am Abend? 

Schneider: Die Gefchichte ift jo: In Baſel hat man 
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auch vom Beſchluß des Aktionskomitees gehört. Die National-. 


zeitung hatte ihn im Schaufenjter angejchlagen. Sie mußte 
ihn wieder entfernen, weil jie Angſt für die Schaufeniter 
hatte. Die Arbeiterſchaft hat ihn als Schwindel angejehen. 
Im Großen Rat ijt er mitgeteilt worden. Die Arbeiter, 
in3bejondere die Eijenbahner, haben e3 nicht geglaubt. Eine 
Delegation der Eijenbahner ging in den Großen Nat und 
hat dort Negierungspräfident ImHof herausgerufen. Er 
bat ihr gegenüber den Streikabbruchbeſchluß wiederholt. Sie 
haben ihm einfach nicht geglaubt. Es wurde gefordert, daß 
Schneider nad) Baſel fommen müſſe und bejtätige, daß Streik: 
abbruch bejchlojjen worden fei. Ich habe auch jofort Anftren- 
gungen gemacht, mit Automobil nach Bafel zu fommen, weil 
ich wußte, daß meine Anmejenheit notwendig jei. Herr Ilg 
hat auf das Platzkommando telephoniert, ob man mir nicht 
eventuell ein Automobil freigeben würde, nicht etwa ein Mili- 
tärauto, da ich feine Luft hätte, mit Militärauto nach Bafel 
zu fahren, jondern einen Taxi. Herr Großrichter, in jol- 
hen Sachen bin ich immer für eine klare Scheidung. 

GR: Aber Herr Huggler hat ein Militärauto angenom- 
men. 
Schneider: Das iſt die Auffafjung von Huggler, ich 
habe eine andere. Man veriprad, ein Automobil freizu— 
itellen. &3 ijt nie gefommen. Plötzlich fam ein anderes, 
in welchem Generalſtabschef von Sprecher mit Militär war. 
Und dann hat die Geihichte ein Ende gehabt. Sch habe ge- 
jehen, daß ich vom hieſigen Blabfommando fein Automobil 
zur Verfügung gejtellt befomme. Dann ift, ic weiß nicht 
um welche Zeit, ein Parteigenoſſe, Mitglied des Großen 
Nates von Bafel, mit einem Tari nad Bern gefommen, um 
mich zu holen. Dieſes Automobil iſt auf Beranlafjung der 
Baller Regierung vom Plabfommando in Bajel freigegeben 
worden. Der betreffende Parteigenoffe hatte einen Paß als 
Legitimation bei fich, unterfchrieben vom Negierungspräfi- 


denten und Platzkommandanten in Bafel, um mich zu holen. 


Die Bafler Arbeiterichaft und insbejondere die Eijenbahner 
haben erflärt, fie nähmen einfach die Arbeit nicht auf, wenn 
man nicht auf irgendeine Art dafür forge, daß ich nach Baſel 
fomme. Der Negierungspräfident hat auch mit Bundes— 
präfident Calender (große Heiterkeit), Calonder verfehrt und 
hat dafür gejorgt und dafür gejprochen, daß ich freifomme. 
Ueber die Nerhandlungen, die dort gepflogen worden find, 
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weiß ih nichts. Um 6 Uhr bin ich freigeworden und ſofort 
mit dem Automobil nach Baſel gefahren. 

OR: Am Mittwochabend, nachdem der Streikabbruch 
beihloffen wurde, haben Sie fich gefügt? Schneider: 
Selbſtverſtändlich. 

GR: Sie ſind nach Baſel zurückgekehrt, Hat man Ihnen 
geglaubt? 

Schneider: Sie haben es nicht ohne weiteres ge— 
glaubt, auch als ich da war. Ich bin dann um halb 10 Uhr 
nach Baſel gekommen. Am Donnerstag nachts fand eine 
große Verſammlung in der Burgvogtei ſtatt. Es waren un— 
gefähr 2500 Leute hineingepfropft. Gewöhnlich haben etwa 
1500 Perſonen Platz. Als ich in die Verſammlung kam, 
habe ich ſofort den Standpunkt der Mehrheit des Attions— 
fomitee3 vertreten, denn erſtens hat ſich die Minderheit in 
unjerer Bewegung der Mehrheit zu fügen und zmweitend war 
es aus Gründen der Dilziplin notwendig, dafür zu jorgen, 
daß auch in Baſel der Streit abgebrochen wurde. Sch muß 
aber jchon gejtehen, wenn ih im Aktionskomitee für den 
Streikabbruch gejtimmt hätte, dann würden jedenfall am 
Treitagmorgen weder die Eijenbahner noch die Baſler Ar- 
beiterfchaft die Arbeit aufgenommen haben, denn dort war 
eine bitterböje Stimmung. Ich möchte wünſchen, daß gerade 
diejenigen, die erflären, daß der Generalitveif daS Werk 
einiger Heber und Wühler jei, dort die Stimmung hätten 
beobachten: können. Zum Beifpiel it nad; Handgranaten, 
neh Schießprügeln gerufen worden; fein Otreifabbrud, 
ſondern den Bürgerkrieg injzenieren uſp. Es ijt mir dann 
möglich geweſen, alle diefe Leute zu beſchwichtigen und ge— 
tade deswegen, weil ich nicht zur Mehrheit des Aktionskomi— 
tees gehört habe, hatte ich den notwendigen Einfluß gehabt, 
um die Rute zur Wiederaufnahme der Arbeit zu veranlafjen. 
Nachdem dieſer Beichluß in der Burgvogteihalle gefaßt mar, 
bin ih noch in einer Eifenbahnerverfammlung im Gundol- 
dinger Kaſino gewejen. Dort erflärten fie, jie nähmen die 
Arbeit nicht auf, bis ich bejtätige, daß Streikabbruch beſchloſ— 
fen ſei. Sch bin Hingegangen und habe jelbitverjtändlich 
ebenfall® dafür geiprochen, daß die Arbeit aufgenommen 
werde, und die Aufnahme iſt auch glatt erfolgt. 

ER: Sie fünnen aud) bejtätigen, daß fein fremdes Geld 
Verwendung gefunden hat? Schneider: Jawohl. 
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OR: Und daß fein Komplett mar? Schneider: 
Samohl. — 

Aud.: Sch frage, Herr Großrichter, was hat der Beauf— 
tragte, der dieſe Hipiljoldatenverfammlung einberufen hat, 
für Aufträge ausführen follen? 

Schneider: Erſtens haben Sie aus der heutigen Ver— 
handlung gehört, daß die Partei ſchon einigemal beichloffen 
hatte, daß im Falle von Militäraufgeboten gegen Streiks die 
organijierten Arbeiter, die Militär find, ihre Pflichten als 


organiſierte Arbeiter Höherzujtellen haben als den Befehl. 


eines Vorgeſetzten. Zweitens, jofern fie zu Arbeiten fomman- 
diert werden, die als Streifbrecherarbeit zu bezeichnen ift, fie 
dann dieſe Arbeit zu verweigern haben. Der Auftrag, den 
der Betreffende befommen hat, war den Leuten in der Ver— 
ſammlung zu jagen: Auch; wenn wir mobilijiert find, wenn 
wir im Wehrkleid ſtecken, dann ift die Pflicht als organifier- 
ter Wrbeiter höherzujtellen ald ein Befehl eines rbeliebigen 
Vorgejegten. 

Aud.: Das heißt auf deutſch: die Otreifleitung über- 
nimmt bei den Leuten, die Militär find, auch wenn fie mobili= 
liert find, da3 Kommando. R 

Schneider: Das heißt in dem Fall, wenn ein Ars 
beiter mobilijiert wird, daß er für fi} die Pflichten ala or- 
ganijierter Arbeiter nicht vergißt, fondern daß er auch dann 
weiß, was er als organijierter Arbeiter zu tun hat. Und 
meines Erachtens iſt das mehr zu rejpeftieren als die Befehle 
irgendeine3 Borgejegten, auf Arbeitbrüder, Frauen und 
Kinder zu ſchießen, oder Befehle zu befolgen, die geeignet 
wären, die Erreichung des Kampfzield, das ſich die Arbeiter 
gejtellt haben, zu verunmöglichen. 

Aud.: Und wenn nın ein organijierter Arbeiter glaubt, 
daß das Dltener Aktionskomitee den Generalitreif zu un— 
recht erflärt hat und fick dem Befehl nicht fügt? 

Skhneider: Er hat ja gar feine Möglichkeit, er ſteht 
im Wehrfleid und nicht unter unjerem Befehle. 


Aud.: Nein, nein, dad Militär ſpielt feine Rolle. Nehe 


men mir nun an, die Sektion der Tapezierer erkläre den 
Generaljtreif nicht? | 

Schneider: Dann wollen wir die Gründe zuerit 
hören, die fie veranlaßt haben, mweiterzuarbeiten. Wenn fie 
jtändig gegen den Befchluß ter zuftändigen Organe handeln, 
fliegen fie heraus, fie gehören dann nicht zu uns. 
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Aud.: Im Militär fliegt man halt „hindere”. 
Schneider: Hier ift ein großer Unterfchied. Ein Ar— 
beiter wird nicht gezwungen, in eine politifche oder gemerf- 
Ihaftlihe Organijation einzutreten, das ift jein freier Wille. 
in dem Moment, wo er zu uns femmt, opfert er einen fleinen 
Zeil jeiner perjönlichen Freiheit, und zwar den, der ihn ver- 
pflichtet, fich den Bejchlüffen und zuftändigen Inſtanzen zu 
unterjtellen. Aber mich hat man nicht gefragt, als ich 19 
Jahre alt war, ob ich zum Militär gehen wolle oder nicht. 
Man hat einfach gejagt, du mußt dich ftellen und hat ent- 
Ihieden, du mußt in eine NRefrutenfchule gehen. 
Aud: Ich möchte nur noch jagen, daß mich auch nie- 
mand gefragt hat, ob ich den Handel hier vertreten molfe. 
Schneider jagt ung, er habe von der Mobiltfation der Eijen- 
bahner am 11. auf der Fahrt von Bajel nad Bern gehört, 
in Olten oder Bern. Er iſt um 2 Uhr 10 in Bajel meg- 
gefahren. Sit das Dltener Aktionskomitee wieder zujammen- 
gefommen am Abend und hat man nit davon geiprochen, 


. daß die Eiſenbahner mobilifiert jeten? 


Schneider: Dad hat man doch als Selbitverjtändlich an- 
genommen, daß die Eijenbahner mobilijiert werden. Man hat 
jogar angenommen, die Generalmobilifation werde fommen. 

Aud.: E3 handelt ſich nicht darum, was Ste angenom= 
men hıben. Hat man das gewußt? 

Schneider: Ich habe das gewußt. 

Aud.: Meine Trage hat gelautet: Hat man darüber ge= 
iproden, daß nun die erwartete Mobilijation der Eijen- 
bahner erfolgt jei? 

Schneider: Ich habe jchon gejagt, daß man darüber. 
nicht geiprochen hat, weil man feine Urjache gehabt hat, dar— 
über zu reden. Man hat jelbitverjtandlich angenommen, daß, 
jobald der Generalftreif erklärt jei, alle auch nicht ver— 
faflungsmäßigen Mittel angewendet würden, um den Otreit 
abzumürgen. 

Aud.: Sie haben gejagt, daß man mit nicht verfaſſungs— 
mäßigen Mitteln verfucht habe, den Streik abzuwürgen. Was 
ſoll das heißen? | 

Schneider: Vor allen Dingen muß ich folgendes feſt— 
ftellen: Während der Zeit, da ich in Bern geweſen bin, habe 
ich abjolut gar nichts beobachten Fünnen, daß das Verhalten 
der Arbeiterſchaft Durch irgend: etwas das hierauf verfügte 
Aufgebot von Truppen gerechtfertigt hätte. Sch möchte nur 
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daran erinnern, wie die Kavallerie um den Häuferblodf ar 
der SKapellenftraße herumgejprengt iſt. Warum liefen fie 
ausdrüdlich dort herum wie ein Rößliſpiel? Dann im mei- 
tern weiß man, daß ji an allen Orten, nicht nur in Bern, 
Dürgerwehren gebildet haben, daß dieje fich jofort, ohne daß 
fie in Gejeß oder Verfaſſung als Inſtitutionen ftehen, geſetz— 
mäßige Funktionen angeeignet haben. In Baſel find die 
Bürgerwehren direft dam Plagfommando unterftellt gemejen. 
Sie haben fi dem Platzkommando als Spione zur Verfü— 
gung gejtellt, die im Arbeiterverfammlungen, wie auch auf 
der Straße als Provokateure, aufjpielten, weil die Geſchichte 
wohl zu ruhig verlaufen tt. Ich könnte eine ganze Reihe 
von Beiſpielen anführen. Ich verjtand darunter, daß man 
die ſogenannten verfafjungsmäßigen Mittel einmal ſo an- 
wandte, Daß Jie gerade das Gegenteil von dem erreichten, 
was augenblicklich beabjichtigt war. Sch möchte nur an das 
Vorgehen des Herrn Generalitabschef3 von Sprecher erin- 
nern. Es ilt das denkbar Dümmite gewejen vom Standpunft 
ver Erhaltung von Ruhe und Ordnung Wenn die Herr: 
ſchaften erklären, fie wollen die Ruhe und Ordnung aufredt- 
erhalten, dann jollen fie auch gef. ihre Maßnahmen derart 
zwedmäßig treffen, daß fie nicht das Gegenteil bewirken. 
Denn wenn die Snternierung des Altionsfomitees noch eine 
bi3 zwei Stunden länger gedauert hätte, jo wäre die Sauerei 
dagemwejen, nicht nur in Bern oder Zürich, jondern aud in 
Bajel. Denn das iſt ficher, daß gerade dieſe Maßnahme das 
dümmſte gewejen ilt, um die Ruhe und Ordnung aufredt- 
zuerhalten. Im übrigen, Herr Auditor, um noch auf Dieje 
Trage zu jprechen zu fommen, wenn wir über die Verfaj- 
jung3mäßigfeit der Handlungen unjerer Behörden während 
de3 Krieges reden wollten, dann würden wir wahrjcheinlic 
heute nicht fertig, denn es wäre einiges dazu zu jagen. 

A ud.: Es ift mir Thon lieber, der Herr Schneider jchreibe 
dad. Sch möchte nur bemerken, Herr Schneider, Sie haben 
zugegeben, daß die Organijation aller bürgerlichen Zeitun— 
gen lahmgelegt war und fie jo ihren Willen der Gejamtheit 
aufdrüden wollten. Und da Sollten fih die verfafjungs- 
mäßigen Behörden nicht erlauben, ihren Willen — einem 
Teil, ich bemerfe ausdrücklich, daß Schneider felber erklärte, 
daß die Arbeiterichaft einen Teil der Bevölkerungsgeſamt— 
heit darſtelle — aufzudrücken? Kann man der politijchen 
Behörde zumuten, ſie ſolle einfach auf die Macht verzichten? 
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Schneider: Herr Auditor, ic; möchte die Frage jo 
far, wie es mir möglich it, beantworten. Bor allen Din- 
gen möchte ich feititellen, daß ich Die Schmerzen meiner’ Kol— 
legen von der bürgerlichen Preſſe jehr wohl verftehe, wenn 
fie jih darüber aufregten, daß fie ihrem Betätigungsdrang 
während des Generaljtreifg haben Zügel anlegen müſſen. 
Aber das war ganz einfadh. So gut wie zum Beispiel Tape- 
zierer, Holzarbeiter oder Metallarbeiter geitreift haben, fo 
gut haben auch die Buchdruder geftreift. Und jobald Ma- 
Ichinenjeger und Druder nicht gearbeitet haben, hatten eben 
die ſchönſten Erzeugnifje eines Redakteurs oder Sournaliften 
feinen Sinn, weil fie feine Verbreitung fanden. Das ift das 
Geheimnis dieſer Unterdrüdung der Preßfreiheit: Die Bud 
druder haben nicht gearbeitet. Daß wir von der Streiklei— 
tung nun ein bejonderes Intereſſe gehabt hätten, das Erſchei— 
nen der bürgerlichen Preſſe zu ermöglichen dadurch, daß mir 
die jtreifluftigen Buchdruder zur Arbeit zwingen, werden Sie 
wohl nicht verlangen. | 
Aud.: Die Sade it anders gelegen, indem man die 
Arbeitwilligen an der Arbeit verhindert hat, leider. 


Schneider: Ich habe die Frage noch nicht volljtändig 
beantwortet. Sch möchte nur folgendes jagen: Gewiß iſt Die 
Arbeiterihaft nur ein Teil des ganzen Volkes, das iſt 
rihtig. Man fann darüber ftreiten, wie groß der Prozentſatz 
zu der Bevölkerung ijt. Darüber wollen wir und nicht unier- 
halten. Dagegen find die Intereſſen, die die Arbeiterſchaft 
vertritt, auch die Intereſſen der Mehrheit unſeres Volkes, 
und die Politik, die von jeiten des Bundesrates und der bür- 
gerlihen Behörden befolgt wird, iſt nicht$ anderes als Die 
Söntereffenpolitif eines Heinen Kapitaliftenflüngel®, der im 
Gegenjaß zu den Intereſſen der Arbeiterſchaft ſteht. Das 
ift meine Auffaffung. Daher jage ich, daß die Arbeiterichaft, 
wenn fie ihre Intereſſen rückſichtslos vertritt, nichts anderes 
tut, als das Wohl der Mehrheit der Bevölkerung verfec- 
ten. Mllerdingg auch jener Leute, die fi bis heute 
pſychologiſch noch nicht zu der Auffafjung der klaſſenbewuß— 
ten: Arbeiterſchaft Durchgerungen haben. 

Aud.: Sch ſtehe der ganzen ſozialdemokratiſchen Bewe— 
gung durchaus nicht ohne Verſtändnis gegenüber. Herr 
Schneider weiß das vielleicht noch von früher her, da id) 
Anwalt einer hiefigen Firma in einer Gtreitangelegenheit 


* 6 | 
EN 


470 


geweſen bin. Aber das kann ich nicht einjehen, daß Das 
Dltener Altionzfomitee ſich herausnehmen mill, Vertreter 
der großen Gejamtheit der Arbeiterfchaft zu fein, während 
Doch, wie wir gejtern fejtgeftelt haben, im Sahre 1918 nur 
200,000 Xrbeiter organifiert waren. 

Schneider: ‘ch möchte darauf noch etwas jagen. Es 
ijt richtig, gewerfichaftlich und politiih organifiert find nur 
200,000 oder 230,000 Arbeiter, wenn man alles zujammen 
nimmt. «Aber Tatjache ijt jedenfalls, daß erjteng die über- 
große Mehrheit der Arbeiterfhaft beim Genzraljtreif mitge- 
jtreift hat. Wir haben in Bafel 14,000 gewerkſchaftlich orga- 
nilierte Wrbeiter, während wir im ganzen etwa 25,000 
organijationzfähige Einwohner haben. E3 haben alle zujam- 
men mitgejtreift, ohne daß Gewalt angewendet wurde; ohne 
daß von feiten der Streifleitung die Parole ausgegeben wor— 
den wäre, Gewalt und Zwang anzumenden, haben jie mitge- 
Itreift, weil fie wußten, daß die DOrganijationen, vertreten 
durch das Dltener Aktionskomitee, die Intereſſen der gejam- 
ten Wrbeiterjchaft gegenüber einem kleinen Teil der Bevöl— 
ferung, der fich während des Krieges bereichert hat, der die 
große Maffe auf eine Art und Weiſe ausbeutet, die als 
Schande bezeichnet werden muß, vertreten. Sie haben ge- 
wußt, daß die Intereſſen der gejamten Wrbeiterjchaft in 
diefem Ginne vertreten worden find. Deswegen haben wir 
auch nirgends Anftände gehabt. Deswegen ijt nach dem Ge- 
neralftreif der Aufſchwung der Gewerkſchaften und auch der 
politiihden Bewegung ganz gewaltig. Ebenſo jind die Leſer 
der jozialdemofratiihen Preſſe nach dem Generalſtreik jehr 
Stark gejtiegen; ein Zeichen, daß große Schichten der unjelb- 
ſtändig Erwerbenden durch den Generaljtreif überhaupt zum 
Nachdenken über ihre Stellung gezwungen worden jind. 

Dr. Welti: Sch möchte bei meinen Fragen mit der 
Ooldatenverfammlung beginnen. Sch nehme an, daß der Herr 
Auditor zwar feinen Anklagepunkt aus der Soldatenver— 
jammlung und den Ausführungen des Herrn Schneider 
macht. Sch will nur jagen, daß Herr Schneider dieje Ver— 
jammlung nicht einberufen hat, jondern daß fie auf Aufforde- 
rung der Ötreifleitung, die ich präfidierte, erfolgte. Im 
übrigen ift eine militärgerichtlihe Unterfuhung im Gange, 
die leider noch zu feinem Abſchluß gefommen ijt, man iſt nod) 
fehr unſchlüſſig darüber, was mit diefen Leuten gejchehen jol. 
Nun möchte ich erſtens den Angeklagten Schneider fragen, ob 
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nicht, nachdem am 8. August die Mehrheit des Aktionskomi— 
tee jich anjcheinend mit der Auskunft des Bundesrates und 
mit den Konzefjionen zufrieden erklärt hat, von jenem Zeit— 
punkt an eine zunehmehde Erbitterung innerhalb der Arbei— 
terichaft nicht nur gegenüber dem Bundesrat, fondern aud 
gegenüber dem Aktionskomitee feftzuftelen war? 

Schneider: Ich habe das bereit3 in meinen Ausfüh— 
rungen fejtgeftellt. Es ijt richtig, jomwohl gegenüber dem 
Bundesrat wie gegenüber den Inſtanzen der organiſierten 
Arbeiterfchaft wurde die Erbitterung immer größer. 

Dr. Weltt: Herr Großrichter, nun möchte ich bitten, 
im Yujammenhang mit den Depofitionen des Angeklagten 
Schneider aus dem Protokoll de3 zweiten allgemeinen ſchwei— 
zeriihen Arbeiterfongrefjes dasjenige vorzulejen, was Schnei- 
der unten auf Ceite 16 und in den erſten zwei Abſchnitten, 
auf Seite 17, in bezug auf Proteftitreif und Landezitreif 
ausgeführt hat. Sch glaube, der Herr Großrichter Hat nur 
das Protokoll des erjten Arbeiterfongrefjes. Wenn Gie ae- 
jtatten, werde ich das verlejen: 

Schneider (Bajel): Wenn wir heute Kritif üben jollen — 
ih halte da3 zwar nicht für die Hauptſache —, jo darf fie 
nicht einjeitig jein. Es geht meines Erachtens nit an, nur 
den Abbruch des Streiks zu kritiſieren, jondern es ijt nötig, 
fih auch darüber Klarheit zu verjchaffen, melde Urſachen 
unter Umständen zu diejer Situation geführt haben. Da 
jheint es mir notwendig zu fein, den Proteftitreif und das, 
was nachher folgte, einigermaßen unter die Lupe zu nehmen. 
Sc jtehe auf dem Standpunkt, daß die Löfung des Proteft- 
itreif3 eine Notwendigkeit war, daß es notwendig war, auf 
dieje von der Zürcher Regierung im Komplott mit dem Bun- 
desrat begangene Provokation zu antworten. Dieje Ant: 
wort fonnte nur die Erklärung des Proteſtſtreiks fein. | 

Der Charakter dieſes Streiks liegt in der Bezeichnung. 
Wir haben ung damals gejagt, er jolle eine Warnung an Die 
Adreſſe unjerer Gegner jein, er jollte fie veranlafjen, auf 
ihrem Weg nicht weiter zu jchreiten. Hier fomme ich nun. 
zu einem Punkt, der, in der heutigen Diskuſſion auch erwähnt 
werden muß. Sch muß die Tatjache beiprechen, daß Die 
Genofjen in Zürich den Kampf weitergeführt haben. Wenn 
wir am Aktionskomitee mit Recht Kritif üben, dann darf 
un3 dag nicht hindern, auch an der Haltung unjerer Zürcher 
Genofjien in diejer Frage Kritif zu üben, weil fie nämlich 
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einen Teil defjen, mas nachher. fam, verjchuldeten. Sch habe 
die Ueberzeugung, daß die Dilziplin nicht nur eine Eigen- 
ihaft der übrigen Arbeiterihaft jein joll, jondern daß fich 
auch die Zürcher Genofjen auf diejer Boden ftellen müffen. 
Das haben fie mit der Weiterführung de3 Proteſtſtreiks nicht 
getan. Dadurch befand fich das Aftiongfomitee in einer ge— 
willen Zwangslage, die durch zwei Urjachen bejtimmt war, 
einmal durch die Weiterführung des Streiks in Zürich mit 
Einbeziehung der Eijenbahner und dann durd) die intranfi- 
gente Haltung des Bundesrat3 gegenüber der Delegation des 
Aktionskomitees. 

Vor dieſer Situation ſtand das Aktionskomitee, und nun 
fragte es ſich, ob man zu Kreuze kriechen ſolle, ob man die 
Zürcher Genoſſen ihrem Schickſal überlaſſen ſolle, ob die 
ſchweizeriſche Arbeiterſchaft zuſehen ſolle, wie der Bundesrat 
an ſeiner falſchen, die Arbeiterklaſſe provozierenden Politik 
feſthält. Wir konnten dieſen Standpunkt nicht einnehmen, 
ſondern mußten uns ſagen, daß die Auslöſung des Landes— 
ſtreiks nötig ſei. 

Die Momente, die für den Abbruch des Landesſtreiks im 
Beriht des Aktionskomitees geltend gemacht werden, die 
wurden jchon vor der Auslöjung bereit3 in Betracht gezogen. 
Man hat alle diefe Schwierigkeiten, die und entgegenjtehen, 
eingehend gewürdigt und diskutiert und iſt troßdem, nad) 
meiner Anjicht mit Recht, zur Auslöfung des Kampfes ge= 
fommen. 

Dr. Welti: Wir haben heute gehört, daß zwiſchen dem 
Angeklagten Schneider einerieit3 als Delegierter der Baſler 
Arbeiterihaft und der Negierung anderjeit3 Verhandlungen 
jtattgefunden haben. Ich möchte den Angeflagten erjuchen, 
in bezug auf die allgemeine Stimmung der Negterung gegen— 
über dem Proteſtſtreik noch einige Auskunft zu geben. 

Schneider: Weber die Berhandlung, die id) mit dem 
gejamten Regierungsrat am Montag, nachmittag 1 Uhr, 
gepflogen habe, kann ich nur folgendes jagen: Die Regierung 
iſt wenigftens mit ung der Meinung gemwejen, daß der Streik 
nun vorhanden und eine unabwendbare, Sache jei und daß 
dafür gejorgt werden müſſe, dieſes Ereignis nun jo vorüber- 
gehen zu laſſen, damit möglichſt wenig Schädigungen der 
Bevölferung wie auch Schädigungen materieller Art vor— 
fommen. Gie ift mit und deshalb darin einig geweſen, daß 
die Lebensmittelverſorgung Sichergejtellt werden müſſe und 
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dafür gejorgt werden folle, daß nach Möglichkeit von beiden 
Seiten feine Ausjchreitungen erfolgen. Sie Hat allerdings 
ſpäter — das habe ich nicht aus eigener Beobachtung, ſondern 
jonjt erfahren — jich von dieſem Standpunkt ivieder abbrin— 
gen lafjen, nachdem eine Delegation der bürgerlihen Par- 
teten bei ihr geweſen und ihr natürlich die Hölfe heit gemacht 
hat. Da hat fie ſcheint's Truppen verlangt. Die Haltung 
der Regierung in Bafel ift nicht gerade ſehr imponierend 
gemwejen. Einmal hat jie den ftarfen Mann markiert und 
dann iſt fie plöglich wieder weich geworden. Zwei Mitglieder 
des Negierungsrates haben übrigens dieje Weichh>it mit dem 
Verluſt ihres Mandate büßen müfjen. Sie find jchlieplich 
bei vernünftigem Denfen dazu gefommen, vom Diviſions— 
fommando 5, da die Truppen gejtellt hat, wenn ick mich 
nicht irre, den Nüdzug der Truppen zu verlangen. Die Re— 
gierung hat ſich überzeugen fünnen, daß die Arbeiterorguni- 
jationen imftande find, den Streik durchzuführen ohne daß 
e3 zu Ausschreitungen fommt. Weil jie gejehen hat, daß das 
unveranmortliche Gebaren des Militärs auf dem Plate Bajel 
zu einer folojjalen Erbitterung führte, fand fie, e3 jet ver- 
nünftig, wenn man die Truppen wieder bejeitig. Man hat 
befanntlich den Mut nicht gehabt, das Regiment 22 aufzu- 
bieten, auch das Landwehrbataillipgn 144 iſt nicht aufgeboten 
‚worden. Man hat die Kavalleriefnaben aus dem Bajellend 
geholt, die dann in friedliche VBerfammlungen hineingeiprengt 
iind, die einen Zug der Eiſenbahner auch auf dem Trottoir 
auseinandergejagt haben, die darauflos fuhrmwerften mie Die 
Verrüdten. Daß das namentlih die Stimmung Der 
Bajler Arbeiterichaft nicht gebefjert hat, jondern geeignet ge= 
weſen ijt, fie auf den Siedepunkt zu bringen, ijt erflärlid). 
Das ift der Grund gemwejen, daß dad Verantwortlichkeits— 
gefühl der Negierung jagte, nun ſei e8 Zeit, mit diefen Leuten 
aus der Stadt abzufahren und die Durchführung des Streiks 
den Leuten zu überlaſſen, die einen Einfluß auf Die Maſſen 
haben. 


Dr. Welti: Ich möchte in diefem Zujammenhang noch 
die Frage jtellen, ob nicht aus der Großratsdebatte, der Der 
. Angeflagte beigewohnt hat, hervorgegangen iſt, daß Herr 
Dberit Steinbud, der Kommandant jener Truppen, mit aller 
Entichiedenheit dem Regierungsrat erflärt hat, er jet in feiner 
Weile einverftanden mit dem Mandverieren mit Maſchinen— 
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gewehren, wie es durch Die Truppen in der Stadt ohne fein 
Willen vor ſich gegangen jet. 

Schneider: Das ift richtig. Es ift darüber inter- 
pelliert worden, und die Regierung hat da3 mitgeteilt. 

Dr. Welti: Dann habe ich noch eine letzte Frage. Gie 
betrifft den Otreifabbrud. Kann uns der Angeklagte jagen, 
wie oft in der Burgvogtei abgeftimmt werden mußte, ob man 
der Streikabbruchparole Folge leiſten wolle oder nicht, nach 
dem Referat, das er in der Burgvogtei im Sinne der Mehr— 
heit des Aktionskomitees gehalten hat? 

Schneider: Ich kann nicht genau ſagen, wie manche 
Abſtimmung erfolgen mußte. Jedenfalls weiß ich, daß es 
ſehr lange gegangen iſt, bis das gewünſchte Reſultat erzielt 
war. Und ich habe bereits in meinen Ausführungen geſagt, 
daß, wenn ich ein Mitglied der Mehrheit geweſen wäre, ich 
keine zwei Minuten auf der Bühne geſtanden hätte, ſondern 
unſanft heruntergeholt worden wäre, abgeſehen davon, daß 
es nicht möglich geweſen wäre, den Streikabbruch zu erreichen. 

Dr. Farbſtein: Herr Großrichter hat behauptet, 
Huggler habe ein Militärauto genommen. Huggler erklärt, 
er habe lediglich mit Zuſtimmung des Militärkommandanten 
ein Auto bekommen. 

ER: Herr Oberſt Blanchod hat nur eine Ermächtigung 
gegeben? 

Huggler: Er hat mir nur eine Autoriſation gegeben. 


Huber: Ich möchte in bezug auf den Typographenſtreik 


und die Streiks überhaupt, den Angeklagten noch fragen, ob 
nicht dieſe Streikbeſchlüſſe in den Gewerkſchaften in demokra— 


tiſcher Weiſe, womöglich durch geheime Abſtimmung, gefaßt 


werden und daß es ein Ausfluß der Demofratie iſt, oaß ich 
Die Minderheit der Mehrheit fügt. 

Schneider: Es iſt jo, nicht nur bei den Typographen, 
jondern auch bei andern Organifationen. 

Huber: Sch möchte weiter fragen, ob dem Herrn Negie- 
rungsratsfandidaten von Baſel nicht befannt ift, Daß auch in 


Züri eine Organiſation bejteht, die früher als eine Art 


Streifbrecherorganifation — ic) weiß nicht, ob jeßt auch noch 


— hei den Typographen verrufen mar, und daß fie, im 


Gegenſatz zu dem Schmeizerijchen Tppographenbund, den 
anal aus eigener Entſchließung mitgemacht haben. 


Schneider: In Zürich iſt das richtig. Wir haben in 
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Bafel auch eine Anzahl „Sqcuſter“, etwa 15; die haben eben— 
falls zum Teil mitgeſtreikt. 

Huber: Ich bitte, den Begriff „Schufter” zu erklären. 

Schneider: &3 ft das ein Arbeiter, der nicht orga- 

niliert ift. 

Aud.: Das if ein Menſch, der fich weigert, freiwillig 
einer Organiſation beizutreten. 

Schneider: Die Schuſter find zuweilen auch organi— 
iert. 

Aud.: Ste gehören nicht der allein ſeligmachenden Reli— 
gion an? 

Huber: Es iſt die Organiſation, die im Sinne der 
Unternehmung gegründet ijt. Dann möchte ich weiter fragen, 
ob Herrn Schneider befannt ift, wie e3 fich mit der Garantie 
der verfafjungsmäßigen Nechte in bezug auf die Verjamm- 
Iung3freiheit in Bajel verhalten hat, bei der von ihm er— 
mwähnten Soldatenverjammlung, d. h. der Verſammlung 
nicht mobilijierter Soldaten. 

Schneider: Da ift mir ſchon einige befannt. Sch 
habe in meiner Depojition gejagt, daß diefe Verfammlung 
bon Angehörigen des Negimentes 22 in Zivil am Montag 
jtattgefunden hat; fie wurde dann auf Veranlafjung des Divi— 
ſionskommandos 5, das in Dornad) oder Arlesheim jeinen 
Sitz hatte, durch Herrn Bolizeiinjpeftor Müller in Bajel auf- 
gelöft, der als Grenzwadhtlommandant den militärtjchen 
Rang eines Majors hat. Er erklärte, im Auftrage des Divi— 
fionsfommando3 5 zu handeln; die Bajler Regierung hätte 
nicht3 mehr zu jagen, jeßt herrichen die Militärbehörden. Die 
Regierung hätte tatjächlich nicht mehr die volle Gewalt über 
den Kanton. Die Verfammlung wurde mit diejen Worten 
aufgelöft. Unjere Leute hatten natürlich Tein Intereſſe, irgend 
etwas zu provozieren. Sie find ruhig auseinandergegangen. 
Es hat fih dann allerdings auf. der Straße und ſchon beim 
Hinuntergehen auf der Stiege das Merfwürdige gezeigt, Daß 
ih die Soldaten, die Herr Müller mitbracdhte, mit den Ver- 
jammlung3bejuchern verbrüderten. Das iſt feine „Ente“, 
fondern es ilt tatjächlich pafliert. Die Soldaten nahmen den 
Helm ab und jchwenften ihn, indem fie fich mit den andern 
Kameraden in Zivil verbrüderten. 

Huber: War damald in Bajel ein Verſammlungs— 


verbot? 


Schneider: In Baſel war kein Verſammlungsverbot. 
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ER: Auch nicht wegen der Grippe? 

Schneider: Wir haben in Bajel nie ein Verſamm— 
lungsverbot wegen der Grippe gehabt, weil wir wußien, daß 
das in der Stadt unzweckmäßig it. Die Leute fommen ja in 
den Fabriken uſw. doch zufammen. 

GR: Sn Bern hat man jogar den Gottesdienſt verboten. 

Schneider: a, das ift eben Berner Auffaffung. 

Huber: Sch möchte den Angeklagten bitten, darüber 
Aufſchluß zu geben, wie fich die Regierung zu der Subjtitution 
der Zivilgewalt durch die Militärgewalt gejtelt hat, wie 
Oberſt Steinbuch ſich gejtellt hat. sch glaube, Die Suche war 
Gegenjtand parlamentariiher Auseinanderjegung. 

Schneider: Das ilt richtig. Ich möchte zur bejlern 
Erläuterung folgendes feitjtellen: Es ijt ganz ſelbſtverſtänd— 
lich, daß unjere Bafler Streifleitung fich dieſe widerrechtliche 
Auflöſung der Verſammlung nicht gefallen ließ. Ste hat den 
Weg bejchritten, der in dieſem Falle der vernünftigjte war, 
und hat eine Delegation zum Divifionsfommando 5 geidhidt, 
hat mit Oberjt Kind und Stabschef Oberjtleutnant Wille 
unterhandelt und fie gefragt, aus welchen Gründen dieje Ver- 
jammlung aufgelöjt worden jei. Das Diviſionskommando 5 
hat zugegeben, daß die Auflöjung der Verſammlung von ihm 
verfügt worden jei, hat fie aber mit der Grippe begründet. 
Das Divilionsfommando 5 hat erklärt, daß es nicht gewollt 
habe, daß die Grippe unter den Bafler Soldaten, wenn dieſe 
epentuell aufgeboten würden, mweiterverbreitet werde. Aller: 
dings muß ic) hier erflären, daß die Gtreifleitung dieje Be— 
gründung nicht geglaubt hat, denn in Baſel hatte man fein 
Srippeverjammlungsverbot. Das Divijionsfommando 5 hat 
dann ebenfall3 zugegeben, daß es ſelbſt nicht berechtigt ge— 
wejen jet, diefe Verfammlung aufzulöjen, weil in Bajel die 
verfafjungsmäßige Gewalt immer noch voll in den Händen 
der Negierung gelegen habe; fie jei auf ein Mißverjtändnis, 
glaube ich, zurüdzuführen. Dad Kommando hätte nicht mehr 
die Möglichkeit gehabt, jich mit der Negierung vorher in Ver— 
bindung zu jegen, um durch fie das Verbot der Verjammlung 
zu veranlafjen. Weil dag nicht möglich war, hat jich das 
Divifionsfomando 5, ih möchte das ausdrücdlich jagen, über 
die verfaffungsmäßige Verfammlungzfreiheit hinweggeſetzt 
und eine Verfammlung von Bürgern in Zivil aufgelöft. Das 
wurde von Herrn Negierungspräfident Dr. ImHof in den 
Verhandlungen des Großen Rates ausdrüdlicd zugegeben. 
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Die Regierung hat erklärt, von fih aus wäre fie niemals 
zu einer Auflöjfung gekommen, weil tatfählich feine Veran- 
lajjung dazu vorhanden geweſen ſei. Die Soldaten, als die 
man jie bezeichnete, waren in Wirklichkeit noch feine Sol- 
Daten, jondern es waren organijierte Arbeiter in Zivil, die 
zu einer Verfammlung zujammentraten. Sch möchte nur 
weiter jagen, daß jpäter am Donnerstagnachmittag eine 
weitere Soldatenverjammlung jtattgefunden hat. Unter die- 
jen Soldaten jind wieder Angehörige des Regiments 22 und 
das Landwehrbataillon 144 in Zivil zu verftehen. Die Auf- 
löfung von Montag hatte das Nejultat — die Verſammlung 
von Montag war vielleicht von etwa 300 Männern bejucht —, 
daß die Verfammlung von Donnerstag von etwa 1600 
Männern bejuht mar. 

Huber: Aus den Ausführungen des Herrn Schneider 
entnehme ich, daß das Militär die Auflöjfung mit der Beru- 
fung auf eine allfällige Grippegefahr gerechtfertigt hat. Nun 
glaube ich zu willen, daß am gleihen Tage im Kaſino eine 
mindeſtens wahrjcheinlich ebenjo große bürgerlihe Verſamm— 
lung jtattgefunden hat. Und da ich vorläufig noch feinen 
Klafjenunterichied von jeiten des Grippebazillus fenne, in- 
tereſſiert es mich, ob nun dag Militär oder die Regierung 
dieje bürgerlichen Freunde weniger beihüßt hat vor der Ge— 
fahr der Grippeerfranfung. 

Schneider: Jh muß hier feititellen, daß Regierung 
und Divifionsfommando 5 die bürgerlichen Verſammlungs— 
beſucher weniger gejchüßt haben gegen die Grippegefahr; fie 
haben nämlidy gar nicht getan, um diefe Verſammlung zu 
verhindern. Das Divifionsfommando 5 hat allerdings erklärt, 
es hätte von diejer Verfammlung nicht? gewußt. Als anitän- 
diger Menjch glaube ic immer, was mir ein anderer jagt. 
Aber e3 it ſchon etwas eigentümlich, daß ausgerechnet dieſe 
Verfammlung, die von Regierungsrat Miejcher oder Negie- 
rungsrat ImHof präfidiert wurde, jehr ſtark bejucht und 
ebenfall3 publiziert war, dem Kommando nicht befannt war. 


Einvernahme des Angeklagten Grimm. 


GER: Sie haben dem Oltener Aktionskomitee von An— 
fang an angehört? Grimm: Ja. 

GR: Schon als das Komitee ein Notſtandskomitee war? 

Grimm: a. 
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GR: Sit das richtig, was die andern in bezug auf das 
Dltener Aktionskomitee ausgejagt haben, daß Sie Präſident 
gemejen und daß die Sigungen in Olten jtattgefunden haben, 
aber auch anderswo? 

Grimm: Ja, es tjt vielleicht gejtattet, daß ich darauf 
hinweiſe, wie dag Dltener Aftiondfomitee zujtande gefommen 
it. Wir jtehen hier, zwei Welten einander gegenüber, die 
pielleiht nur durdy den Wortlaut der Verfaffung und des 
Geſetzes verbunden find. Aber die Snterpretation von Ver— 
fafjung und Geſetz geht von der perjünlihen Lebensanjchau- 


‚ung aus. Darum werde ich etwas ausführlicher werden müſ— 


jen, damit Sie und verjtehen. Sch möchte Ihnen zunächſt 
jagen, wie dad Oltener Aktionskomitee entjtanden it. Wir 
haben im Auguſt 1915 eine Notſtandskommiſſion gebildet. 
Dieje Notſtandskommiſſion ijt eine nterejjenvertretung der 
Konjumenten gewejen und hat den Gegenſatz von Konſument 
zu Produzent zum Ausdrud gebracht, niht den Gegenjag 
von Wrbeiter zu Unternehmer. Die Notſtandskommiſſion 
hat verjucht, da3 beim Bundesrat herauszuholen, was vom 
Standpunkt der Konjumenten aus hat gefordert werden müſ— 
jen. Man hat fie als Luft behandelt. Wir hatten eine Reihe 
bon praftiihen Vorſchlägen gemadt, die mit dem Sozialis— 
mu3 gar nicht zu tun haben, jondern nur mit einer ver— 
nünftigen Ordnung der Wirtichaftsbedingungen im Lande. 
Dieje Vorſchläge find abgelehnt worden. Wir haben und 
zwar gejagt, ein bürgerlicher Bundesrat könne Teine ſozia— 
litiihe Politik treiben. Aber wir glaubten wenigſtens, ein 
bürgerlicher Bundesrat müfje imjtande jein, eine allgemein 
vernünftige Wirtichaftspolitif durchzuführen. Und was er 
durchgeführt hat, tft unvernünftig gemejen. Das ijt zu bes . 


Wweiſen 


— ——— —— — — 


Wir haben in der Notſtandskommiſſion wiederholt ver— 
langt, es möge ein zentrales Ernährungsamt geſchaffen wer— 
den. Man antwortete uns: Unſinn, das kann man nicht. 
Nach zwei Jahren hat man genau den Vorſchlag akzeptieren 
müſſen, den wir früher aufſtellten. Wir haben eine andere 
Rationierung verlangt; es ſei zu differenzieren in der Ra— 
tionierung fuͤr die Selbſtverſorger und für die Konſumenten 
in den Städten. Man hat erklärt, das ſei zu kompliziert. 
Nach zwei Jahren hat man die Differenzierung durchgeführt 
und preiſt ſie als Weisheit des neuen Ernährungsminiſters. 
Wir haben verlangt, daß der Kompenſationshandel verſtaat— 
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licht werde, erklärt, e3 jei ein Skandal, daß der Bund nur 
gewijjermaßen den Briefträger zwiſchen den Erporteuren 
und Importeuren jpiele und fich die ungeheuren Gewinne 
entgehen lafje, die bet dem Erport gemacht werden. Man hat 
erflärt: „Wir können den Erport nicht verftaatlichen, das 
geht nicht; wir können die Kontrolle nicht jomeit treiben.” 
Man lachte und aus. Später ijt der ganze Kompenfations- 
handel verftaatlicht worden. Wir haben verlangt, daß in 
bezug auf die Kartoffelverjorgung vom Bund andere Maß— 
nahmen getroffen werden, daß Beichlagnahmen erfolgen, 
die Kartoffelernte auf Rechnung des Bundes aufgefauft werde, 


daß das Syſtem von 1915, 1916 und zum Teil 1917 nit 


durchgeführt werden jolle. Im Sahre 1918 hat man ausge— 
führt, was wir verlangt haben. 


So fönnte ich ein Beijpiel um da3 andere hervorheben 
aus der Praxis, da man in mühjeliger Unterredung mit dem 
Bundesrat verſucht hat, Die Notlage der Konjumenten be- 
greiflih zu machen, wo man aber höhniſch, verächtlich abge- 
wiejen worden ijt, während der Bundesrat nachher durch die 
Praxis gezwungen wurde, dad, was wir im richtigen Zeit- 
punft verlangt haben, da man Konflikte noch hätte vermeiden 
fönnen, durchzuführen. Noch heute ift es jo. Sch erinnere 
an jene Schlotterſtimmung, die das Bürgertum während des 
Generaljtreif3 hatte, als man jagte, nun müfje allerdings 
der Nationalrat neugewählt werden. Man erflärte ung, 
bi8 im März werde die Geſchichte Happen. Die Herren haben 
gefunden, es jei bequemer, weiter im Bundeshaus zu fißen 


und ihre Seſſel bi3 Ende des Jahres zu behalten. Sch erin-⸗ 
nere an die Wohnungsnot. Dem Herin Großrichter find die 


Wohnungsverhältniffe in der Stadt Bern befannt. Er Tennt 
die Schütte, kennt die Matte, fennt andere Arbeiterguartiere 
und fennt den blamablen Zujtand, daß polizeilich geſchloſſene 
Wohnungen, die ihrer Gejundheit3widrigfeit wegen gejchlofjen 
werden mußten, wieder aufgemacht werden müljen, weil wir 
feinen Pla haben. Wir haben Verhandlungen geführt mit 
dem Bundesrat in bezug auf die Wohnungzfrage. Der Bun- 
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desrat hat fich allerdings nach anfänglihem Sträuben dazu | 
bequemt, die Verficherung abzugeben, er ſei einverjtanden, 
den Wohnungsbau zu jubventionieren. Heute ijt dieſe Vor- 
lage fabotiert worden auf Betreiben der Haudeigentümer, | 
die nicht wollen, daß der Bund, der Millionen und Millionen 
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von Franken für militäriihe Zwede ausgibt, ein paar Mil- 
lionen rejerviere für den Wohnungsbau. 
Das, meine Herren, ilt Die Stimmung geweſen, aus der 
heraus der Demonftrationzitreif vom 30. Auguft 1917 ent: 
ftanden ijt, der aufgeräumt hat mit der Bolitif der 
Notitandsbitten, mo Die Wrbeiterjchaft zum erſtenmal wäh- 
rend des Krieges allgemein von der Arbeit ferngeblieben ift, 
demonjtriert hat während der Arbeitszeit, und erflärte, jo 
gehe e3 nicht weiter. Und jedesmal, wenn Konzeſſionen nötig 
waren, jedesmal, wenn man verlangte, daß der Arbeiter- 
Ihaft entgegengefommen werden müſſe, hat es erſt Demon- 
jtrationgverfammlungen gebraucht, großen Tamtam in der 
Preſſe, bi8 man Gehör fand. Der Demonitrationzftreif 
brachte der AUrbeiterjchaft gewiſſe Erfolge, mager genug frei: 
ih. Dann ijt alles wieder den alten Weg gegangen, bis 
Ende 1917 die Vorlage über die Dienjtpflicht gefommen  ift. 
Sie war bezeichnend für die Auffafjung der Verwaltungs- 
behörden de3 Landes. Der Bundesrat, der feine Maßnahme, 
die die Landwirtichaft betrifft, durchführen will, bevor nidt 
Herr Dr. Laur befragt wird, der Bundesrat, der feine Maß— 
nahme, die die Induſtrie betrifft, Durchführen will, bevor 
nicht Herr Nationalrat Alfred Frey, der Intereſſenvertreter 
der Induſtrieverbände, befragt worden wäre, dieſer jelbe 
Bundesrat geht nun darauf aus, die ganze Arbeiterihaft 
der Hivildienftpflicht zu unterwerfen. Man verfügt über Die 
Volkskraft, verfügt über die perjönliche Freiheit der ganzen 
Wrbeiterflaffe, erklärt: Ihr werdet militarifiert, ihr fommt 
aus den Betrieben heraus, ohne euern Vertretern vorher 
auch nur ein Wort zu jagen, ohne nur eine telephoniihe Mit- 
teilung zu geben, ohne nur anzufragen. Man nahm damals 
als jelbitverftändlih an, e8 handle fi) nur um Leute, über 
die man verfügen fünne nach Belieben. Das hat dem Faß 
den Boden ausgejchlagen. Da hat die Arbeiterjchaft gejagt: 
7 „&3 ift genug.” Da ift die große Bewegung durch die Ar- 
beiterſchaft Hindurchgegangen, die dann die Vorlage glück— 

licherweije zu Fall gebracht hat. Und in jener Sitzung mit 
' Herren Bundesrat Decoppet und jeinen Mitberatern ijt deut- 
lich zum erftenmal zum Ausdrud gelommen, daß die Ar— 
beiterſchaft in der Demokratie auch gemwiffermaßen ein Recht 
auf Gleichberechtigung befite, ein Recht auf Gleichberech— 
| tigung, das fie bisher formell gehabt hat, das aber materiell 
| nicht anerfannt werden wollte. Erjt dann haben die Herren 
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begriffen, daß es doch Elüger jei, mit der Arbeiterjchaft zu 
reden, daß e3 nicht angehe, in diejer Art mit der militäriichen | 
Fauft aufzutreten und zu jagen, die Arbeiterichaft habe fich | 
einfach zu fügen. Das Oltener Aftionsfomitee ift dem YBun- 
desrat und insbejondere Bundesrat Decoppet dankbar; Herr 
Decoppet ijt jein Gründer, und er foll dafür eine Ehrentafel | 
erhalten. * 


Das Aktionskomitee hat die Aufgabe übernommen, die 
Intereſſen der Arbeiterſchaft, ſoweit ſie von den Gewerkſchaf— 
ten und von der Partei allein nicht haben vertreten werden 
können, gemeinſam wahrzunehmen. Die erſte Gelegenheit 
bot ſich bei der Milchpreisfrage. Danach zeigte ſich, wie ge— 
duldig eigentlich die Arbeiterſchaft, wie gutmütig ſie im 
Grunde genommen iſt. Wir haben uns damals geſagt: Gut, 
wenn die Landwirſchaft an Hand von Berechnungen, die wir 
nicht kontrollieren können, erklärt: „Wir können nur dann 
Milch produzieren, wenn man uns die Anreizprämie, nicht 
etwa eine Entſchädigung für Mehrkoſten, gewährt“, ſo ſtellen 
wir uns auf den genau gleichen Boden. Wie die Bauern 
ſagten: „Wir können ohne den höhern Milchpreis nicht pro— 
duzieren“, ſo haben wir dem Staat zu erklären: „Nun, die 
Arbeiterſchaft iſt nicht in der Lage, den erhöhten Milchpreis 
zu bezahlen.“ Und daher iſt ein gewiſſer Frontwechſel ein— 
getreten. Dem Bund wurde geantwortet: „Wenn Du, Bund, 
Dih auf den Boden ftellit, daß die Landwirtichaft den er- 
höhten Preis haben müſſe, dann übernimm Du die Mehr- 
foften; die Arbeiterihaft kann dieſe Opfer nicht bringen.“ 
Da ijt der befannte Kompromiß zuftande gefommen, der be- 
friedigt und nicht befriedigt hat. 


Wir find dann in die Julibewegung eingetreten. Es hat 
fih um die befannten elf Forderungen, und zwar vornehm— 
lih um die Befriedigung der Forderungen des eigenöſſiſchen 
Perſonals gehandelt. Nun iſt mir im Laufe der Verhand- 
lungen au3 einem Grunde, der mir noch nicht Har iſt, jehr 
aufgefallen, daß man hier im Gericht offenbar Gewicht dar- 
auf legt, feitzuftellen, daß die Arbeiterjchaft Damals im Juli, 
nach dem Baſler Kongreß, vollitändig befriedigt geweſen jei. 
Um die Wahrheit feitzuftellen, hätte e3 gar feine Vernehmun- 
gen der Angeklagten gebraucht, jondern lediglich der Lektüre 
de3 Aufruf an die Arbeiterichaft, der in der „Tagwacht“ 
vom 10. Auguſt 1918, den ich nachher zu den Alten geben 
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will, publiziert tft. Wir haben hier zum Abbruch diefer Be— 
wegung folgendes gejagt: | 

„Das Aktionskomitee hat nach beiten Kräften verjucht, 
auf dem Verhandlunsweg zu einem befriedigenden Nejultat 
zu gelangen. Die Einjiht der Bundesräte wuchs parallel _ 
mit der jteigenden Gefahr des Streikausbruchs. Heute ijt 
durch die erzielten Zugeſtändniſſe eine Entſpannung einge- 
treten. WBarteileitung, Gemwerfihaftsausfhuß und das Ak— 
tionskomitee jind nach reifliher Erwägung aller Faktoren 
zu der Ueberzeugung gelangt, die unbejtrittenen Errungen— 
Ihaften jeien jo groß, daß wegen de3 Reſtes der unerfüllten 
Wünſche und Forderungen der Wrbeiterichaft die Auslöſung 
eines Landesſtreiks in feiner Weiſe mehr fich rechtfertigen 
ließe. | 

Wir find ung bewußt, daß wir nicht alle Arbeiter mit dem 
Erreichten befriedigen fünnen, bewußt, daß noch da und dort 
eine erregte Stimmung zurüdbleiben wird. Trotzdem ift dag 
Aktionzfomitee und mit ihm die Leitungen der Bartei und 
des Gewerkſchaftsbundes einjtimmig in der Auffaflung, daß; 
die eingeleitete Aktion, die wochenlang die Bevölkerung der 
Schweiz in Atem hielt, als beendigt zu betrachten jei. In 
einer Zeit fortwährender Berihärfung aller gejellihaftlichen: 
Gegenſätze und der rapidejten Entwidlung kann es jedod) 
auch für die Arbeiterbewegung feine Ruhepauſen geben. Neue 
Begehren werden mit der zunehmenden Verjchlechterung der 
ſozialen Verhältnifje ſich aufdrängen, die nach reiflicher Vor— 
bereitung der fommenden Aktionen wiederum mit oder ohne 
Kampf zur Löſung gebracht werden müſſen.“ 

Noch mehr. Wir Außerten uns auch über dag Verhältnis 
de3 Generaljtreifs zur Demokratie und ſagten in dem Aufruf 
darüber folgendes: 

„Die Bewegung der lebten zwei Wochen hat die ſchwei— 
zeriihe Arbeiterfchaft zu unbeftreitbaren moralijhen und: 
materiellen Erfolgen geführt. Die Tatſache, daß die Arbeiter— 
ſchaft zum erften Male in diefem Umfange und in diefer Ge— 
Ichloffenheit ihre Macht zur Geltung zu bringen vermochte 
und daß diefe Macht von der Gegenfeite in ganz anderer 
Weiſe als. bisher anerfannt werden mußte, ijt vielleicht Der 
wejentlichjte Erfolg. Während man bisher mit der Arbeiter- 
Ichaft, mit ihren Wünſchen und Begehren fpielte, mußte man 
fie diegmal ernſt nehmen und Schritt für Schritt Yugeftänd- 
nijje machen, die furz vorher als unmöglich bezeichnet wur— 
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den. Mag es vom Standpunkt der Demokratie aus betrachtet 


bedauerlich erſcheinen, daß die Arbeiterklaſſe dieſe ihre 


Anerkennung erſt dur die Androhung des Landes— 
generalſtreiks erzwingen konnte, ſo lag das an dem 
Verhalten der mit diktatoriſcher Gewalt ausgeftatteten Lan— 


desregierung. Wir weijen deshalb die in den lebten Tagen an 


die Adrejje der Arbeiterichaft gerichteten Vorwürfe und Ver— 
leumdungen zurüd und wahren auch für die Zukunft aus— 
drüdlich die Wahlfreiheit unjerer Kampfmittel, die wie bisher 
durch die Gtellungnahme unjerer Gegner bejtimmt merden. 
Wir erwarten indes, daß inzfünftig, wenn ähnliche Forde- 
rungen der Arbeiterſchaft aus der Zeit der Not heraus— 
wachſen, es nicht erjt zur Androhung des Generalitreif3 kom— 
men muß, bis jene Konzeſſionen gemacht werden, deren 
Rechtfertigung Durch Die drüdende Lage der breiten Volks— 
maſſen gegeben ijt.” | 


Herr Großrichter, meine Herren Militärrihter! Wir ftel- a 


len und bier auf den Boden der Demofratie; wir bedauern, 
daß wir erſt zur Androhung des Generalitreif3 haben greifen 
müflen, um uns in der Demofratie Geltung verjchaffen zu 
fünnen, in einer Demofratie, die die Gleichberechtigung der 
Bürger anerfennen und feinen Unterjchtied machen joll, ob 
der eine im PBroletariat oder ob er als Stütze der Gejellihaft 
gilt, wie ein Schöller oder andere noble Herren des Landes. 
Wir bedauern außerordentlich, daß wir erſt durch das Mittel 
des Streiks den Herren im Bundeshaus begreiflih maden 
fonnten, was wir eigentlich verlangen, und daß man un? 
anders zu behandeln hat als bisher. Wir bedauern das um 
jo mehr, als man der Arbeiterihaft ohnehin auch als wirt— 
ſchaftlichen Faktor nicht gerecht geworden iſt. Herr Militär- 
richter Laubſcher erinnert fich vielleicht ald Kollege im Gro— 
Ben Rat, was ich Dort auseinanderjegte über die Bauern und 
Unternehmer. Die brauchen feine Forderungen mittel des 
Streifs durchzuſetzen. Sie gehen ind Bundeshaus und erklä- 
ren, wenn Shr den und den Preis nicht bewilligt, befommt 
Ihr feine Milch. Wie manchmal hat Herr Laur mit dem 
Generalftreif gedroht, dem Bauerngeneralitreif! Und die 
Mebger in St. Gallen, die haben einfach die Läden geſchloſſen. 


Die Urbeiterfchaft ift nicht in dieſer privilegierten Stellung, 
‚fie ift depofjediert, bejißt feine Broduftiongmittel, feine Fabri— 


fen, fein Eigentum, das fie als Produktionsfaktor in Die 
Wagichale werfen kann. Wenn fie ihrer Stimme Gehör ver- 
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ſchaffen will, ijt jte genötigt, zur Arbeit3niederlegung zu grei- 
fen. Das brauchen die Brjibenden nicht. Die Spieße jind 
in diejer Beziehung nicht gleich lang. Daher ift es Unfinn, 
wenn behauptet wird, der Generaljtreif jet gejeßlich nicht er- 
faubt, jei verfaſſungswidrig. Der Generalftreif ift jo legitim 
al3 jede andere Maßnahme von irgendeiner andern Ver— 
tretung, ſei e3 in der Induſtrie oder ſei es in der Land— 
wirtichaft. 

Wir bedauerten alfo, daß man im der Demofratie erſt das 
Mittel des GereraljtreifS anwenden muß, um unjere Forde— 
rungen durchjegen zu fünnen. | 

In bezug aber auf die Sulibewegung gilt der folgende 
Satz der offiziellen Befanntmahung des Aktionskomitees: 

„Wir find ung bewußt, daß wir nicht alle Wrbeiter mit 
dem Erreichten befriedigen fünnen, bewußt, daß noch da und 
dort eine erregte Stimmung zurüdbleiben wird.“ 

Das iſt die objektive, fühle, nüchterne Wertung der dama— 
Iigen Verhältniſſe, und es iſt begreiflich, daß von dem Handel, 
der Damals abgeichloffen worden ift, die Arbeiterichaft nicht 
befriedigt jein fonnte. Wir waren teilmeije befriedigt, wie 
ipäter das Eiſenbahnperſonal im Novemberftreif. Nebenbei, 
die befannte Verhandlung vom 9. November joll hier eine 
Nolle fpielen. Man glaubt, weil man den Eijenbahnern Teue- 
rungszulagen zubilligte, hätten jie jelbjt ihre Auffajjung als 
Bürger, ald Nepublifaner, ihre Wünjche ald Menſch und ihre 
Stellung als Klafjengenoffen verfauft, nur weil fie ein paar 
Franken Teuerungszulage befommen Haben. So materia- 
fiftifch denkt glüdlicherweile die Arbeiterjchaft nicht. Sie hat 
ihre Ideale und läßt jich dieſe Ideale nicht abhandeln wie 
ein Söldner Seinen Leib. j | 

Die Situation ift jo gewejen, daß von einer Befriedigung 
im Juli nicht die Rede jein konnte. Was folgte, ift nichts 
anderes geweſen al3 eine Atempauſe. Wir jagten ung, wir 
haben eine jchiwere und große Verantwortung, und was ir 
maden, kann nicht Dadurch beitimmt werden, Daß nun von 
Zürich oder andern Orten her wir vrelleicht Fritifiert werden. 
Du lieber Himmel! Das pafjiert jogar dem Herrn Groß— 
tichter, daß er vom beiden Geiten fritifiert wird. Selbſtver— 
ftändlich hat er einen breiten Nüden (Großrichter: nein!). 
Grimm: Nun dann eine dide Haut und nimmt das auf ſich 
und iſt dabei nicht empfindlich. Für uns aber ift folgendes 
wichtig geweſen: Wir waren damals mitten im Kriege. Man 
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hat nicht gewußt, wie der Krieg ausgeht, man mußte, daß 
die Entbehrung von Tag zu Tag größer fein würde. Man 
fürchtete, was im Winter würde. Keine Kohle, feine Roh— 
jtoffe, Arbeit3lofigkeit, ein Syſtem der Nationierung, das den 
Bedürfniſſen der breiten Schichten der Bevölkerung nicht 
gerecht wird. Wenn wir dafür jorgen wollten, daß mitten 
im Kriege die Schweiz nicht auseinanderfällt, — wir haben 
hier eine andere Auffafjung als die Herren, die die Knechte 
der Entente jind, jich aber gleichwohl als Soldaten der Frei- 
heit vorjtellen — wir wollten dafür forgen, daß das neutrale 
Land beieinander bleibt, aber dann mußten materielle Kon— 
zejlionen her, dann mußte die Arbeiterichaft ander3 behandelt 
werden als bisher. Man mußte ihr das Leben ermöglichen 
und e3 durfte nicht vorkommen, daß Frauen und Mütter 
nicht imjtande find, die Lebensmittel erhältlih zu maden, 
nicht imjtande find, den Kindern das Stüdchen Brot auf den 
Schulweg mitzugeben, während das reihe Gefindel jich in 
allem Luxus gefallen fonnte. 

Das find die Tragen, die an und herangetreten jind und 
die Dazu geführt haben, daß ich in einer Unterredung am 2. 
November dem Herrn Bundesrat Schultheß, der mic wegen 
Srippemaßnahmen herbeitellte, in allem Ernite auseinander- 
gejegt Habe, diefen Winter werde jich etwas ereignen, wenn 
der Bundesrat nicht endlich umjattle. Ich erflärte Bundesrat 
Schultheß, daß, wenn der Bundesrat ih nicht nur von 
jolden Leuten beraten laſſe, die die joztale Frage jo nad 
dem Schwarzen Kaffee mit Kirſch ftudieren, jondern von Män— 
nern, die jelber den ungehzuren Drud, der auf der Arbeiter- 
Ihaft liegt, fühlen, dann erſt werde der Bundesrat zu einer 
Auffaffung kommen, die "zu einer Verſtändigung Führen 
fönne. Sch forderte, der Bundesrat jolle uns entgegenfom- 
men, in erjter Linie im bezug auf die Arbeitzeitverfürzung. 
Der Achtſtundentag iſt eine felbitverjtändliche Forderung der 
Arbeiterichaft, jelbjtverjtändfich deswegen, weil die Verfür- 
zung der Arbeitszeit der einzige pofitine Geminn iſt. Jede 
Lohnerhöhung wird ſofort aufgefrejen dur die hohen 
Preife, duch die Teuerung. Wenn die Arbeiterfchaft an 
Unterernährung leidet, muß eine entjprechende Entjpannung 
eintreten fönnen, eine geringere Inanſpruchnahme ihrer 
förperlihen Arbeitskraft. In politifcher Beziehung habe ich 
auseinandergejeßt, daß die revolutionären Erhebungen im 
Auslande rückwirken und man ſich nicht der Wahnporftellung 
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bingeben dürfe, als ob wir um die Schweiz herum einen 
‚Schußfordon ziehen und glauben fönnten, über die 
Schweizergrenze hinüber gehe die revolutionäre Strömung 
nicht. Leider bejteht dieje furzjichtige Auffafjung — vielleicht 
mag es beim Herrn Großrichter infolge feiner beruflichen 


ZTätigfeit etwas ander3 jein, —, aber im Bundeshaufe ift 


e3 jo, daß die Herren ſehr wenig von der Gejchichte fennen. 
Gie erinnern ji nicht einmal an die jüngften Ereignijle, an 
die Vierzigerjahre, die Achtundvierzigerrevolution. Nun hat 


Bundesrat Calonder gefürchtet, e3 entjtehe der Bürgerkrieg, 


und wenn mobilijiert werde, dann fomme diejer Bazillus der 
repplutionären Bewegung nicht zu und. Sch habe ihm aus— 
einandergejegt, daß erſtens die Mobilijation fein tauglich 
Mittel jei und zweiten feiner von uns wiſſe etwas von einer 
derartigen Bewegung. Mir war damal3 der Sinn der Ca: 
londerſchen Worte nicht recht Elar, ich habe ihn aber jehr leicht 
begriffen am 7. November, als jich gezeigt hat, daß damals 
offenbar ſchon Fäden von Zürich nad) Bern ind Bundeshaus 
geiponnen wurden, al3 man von der bolichemiltiihen Gefahr 
ſprach, vom 7. November, dem Tage, da die Schweiz in Flam— 
men aufgehen ſollte. Im Grunde genommen ein Flägliches 
Zeugnis für die PBolitif im Bundeshaufe. Denn die ganze 
Bolſchewiſtenhetze, wie fie in der Preſſe diskutiert und genährt 
wurde, ilt durch die Drahtzieher der Entente arrangiert wor— 
den. Die Ausmweilungen und die Verfolgungen der Boliche- 
wilten find, wie ich mir das durch Vertreter der franzöſiſchen 
Spzialdemofratie habe bejtätigen laſſen, auf Veran— 
lfafjung der Barifer Regierung erfolgt — eine Tatfache, die 
dann jpäter einmal aus den offiziellen Akten herausgejchöpft 
werden wird. Im Verlauf der meitern Unterredung mit 
Bundesrat Schultheß mies ich die Behauptung von der un— 
mittelbar bevorjtehenden Revolution zurüd, dagegen betonte 
ich, wir befänden und an der Schwelle einer neuen Zeit, die 
bejondere3 Entgegenfommen heifche. Sch bin von Bundesrat 
Scultheß fortgegangen und habe feine Ahnung gehabt, daß 
am 5. November der provokatoriſche aufreizende Beſchluß, 
dieſes Truppenaufgebot nach Zürich erfolgen werde, mit einer 
Motivierung, die doch innerlich hohl und faul ift. Wir haben 


am 6. November unfere Sitzung gehabt. Es ift darüber hier. 


in der Einvernahme bereit3 geiprochen worden. ch habe 
den Auftrag befommen, ein Programm auszuarbeiten. In 
dieſem Programm find alfe jene Forderungen enthalten geive- 
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fen, die im Generaljtreifminimalprogramm miederfehren. 
Ich habe den Auftrag gehabt, in einer Broſchüre auseinander— 
zujeben, daß wir nicht wahllos die Methoden des Kampfes 
bon einem Lande auf ein anderes übertragen können, daß wir 
die DBejonderheit unferer wirtſchaftlichen Eriftenz berüdjich- 
tigen müſſen, daß ed nicht dasſelbe fei, ob die Sozialdemo— 
fratie in einem Lande kämpft, das ſich wirtſchaftlich ſelber 
genügen kann, oder in einem Lande, deſſen Eriltenz bedingt 
it Durch das Auf und Ab des Weltmarktes. Das alles Yätte 
auseinandergejegt werden jollen. Bon einem Generelitreif, 
vom Proteftitreif, von unmittelbaren Aktionen war aber aud) 
gar feine Rede, gar feine Spur, niemand hat daran gedacht. 
Dann ift das Mülitäraufgebot für Zürich erfolgt. Sch weiß 
. nicht, ob der Aufruf der Arbeiterunion Zürich bei ven Alten 
liegt. Auch aus ihm geht hervor, daß nicht der mindefte Ver— 
ſuch und die mindejte Abjiht irgendeiner gewalttätigen Er— 
hebung vorlag. Wer das behauptet, behauptet bewußt etc, 
was mit den Tatjadhen nicht im Einklang jteht. 

Am 7. November haben wir von dem Aufgebot Kenntnis 
befommen und auch von feiner Motivierung. Erjt hat man 
geglaubt, das Aufgebot jei mit Rückſicht auf die Verhältniffe 
an der Djtgrenze, im Nheintal, erfolgt. Später Hat dann der 
Bundesrat in dem vom Auditor nur oberflädlich zitierten 
Paſſus unter Ziffer 2 auseinandergejegt, warım das Auf- 
gebot erlajjen wurde. Und da haben wir uns ſchon gejagt, 
e3 jei ein Sfandal, e3 jei mehr, da3 Aufgebot fei eine leicht- 
fertige Brovofation der Arbeiterſchaft, in dem Augenblid, da 
alle Nerven bloßgelegt jind, da die Arbeiterſchaft viereinhalb 
Jahre unter dem ungeheuren Drud des Krieges jtand. Sch gebe 
zu, im Ausland it der Drud noch viel ſchärfer geweſen, aber 
dort ift Krieg geweſen. Ich jtelle aber auch fejt, Daß im Lande 
jelber der Abſtand zwiichen der jozialen Stellung der Arbei— 
terichaft und der Bourgeoifie feit Beginn des Krieges ein 
gewaltig größersr geworden iſt, ald er im Jahre 3914 mar. 
Da haben wir und gejagt, das ift einfach unverantwortlich, 
ift fopflos, wenn man in einem folden Moment Truppen 
aufbietet. Man hat da falten Blutes nicht® anderes getan, 
als dem Bürgerkrieg Vorſchub geleiftet, und trotzdem heuchle— 
riſch erwartet, die Arbeiterfchaft danfe noch dafür, dag man 
fie unter militäriſchen Drud ſtelle. Und in dieſer raivent 
Auffafjung ift auch der Aufruf des Bundesrates vom 7. No— 
vember gehalten. Ah! meine Herren Richter, gewiß, man 
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fann nicht von jedem Bürgerlichen Verftändnis für die Lage 
der Arbeiterichaft verlangen. Der Bourgeois hat jeine Auf- 
fafjung wie wir die unfrige. Aber von einem Staatsmann, 
der Staatsmann fein will, aud) wenn er es in Wirküchteit 
nicht iſt, muß man verlangen fonnen, daß er einiges Ver— 
ſtändnis hat für das, was vor ſich geht. Nichts davon, aber 
feine Spur ijt davon beim Bundesrat vorhanden geivejen. 
Da haben wir das Aftionsfomitee einberufen. Sch bin dort 
der Meinung gewejen, und zwar mit aller Entjchiedenheit, 
der Proteſtſtreik müfje ausgelöjt werden, müſſe ausgelöſt wer- 
den im Sinne einer Warnung und zu nicht? anderem. Wir 
haben mit dem Programm des Proteſtſtreiks feine einzige 
Forderung verfnüpft. Abjichtlich nicht. Wir haben und ge= 
jagt, bis heute hat man die Arbeiter als Harlequins betrach— 
tet und hat beruhigt: Sa, die fuchteln in der Luft herum mit 
Generalitreifdrohung, aber dazu kommt es doch nicht, das iſt 
dumme3 Zeug, da find wir jeelenruhig. Demgegenüber er- 
Härten wir: nun ift es genug, Das können wir und nidt 
mehr bieten laffen. Darum Haben wir gegen da3 Aufgebot 
Stellung genommen. Bei unſerm Protejtjtreif waren wir 
und bewußt, daß man zwar mit Polizei und Militär eine 
Volksbewegung wohl unterbrechen Tann, gewiß, fie momentan 
niederfnüppeln, aber das Volk damit nid“ veruhigen kann, 
auch politiich nicht. Sch will hier nicht das befannte Wort 
von Cavour gebrauchen, daß jeder Eſel mit dem Belagerungs— 
zuftand regieren könne; nur darauf veriveile ih, daß mit der— 
artigen Aufgeboten die. Arbeiterfigaft nicht beruhigt wird. 
Wir haben aber aud eine moraliſche Veranlaſſung gehabt, 
zu protejtieren. Man hat erklärt, es jei ein gewaltiges Kom—⸗ 
plott geplant, man wolle die Schweiz in den Bannkreis der 
Revolution hineinziehen im Zuſammenhang mit der ruſſiſchen 
Revolution uſw. Man hat von boljhemiitiichen Geldern ge— 
ſprochen. Und was hat man nachher tun müſſen? Man ließ 
durch den guten, altem Oberrichter Rohr aus dem Aargau 
eine mühjame Unterfuhung führen, in der nun nachträglich 
der Beweis erbradt werden follte, daß der Bundesrat jich 
auf richtige Annahmen gejtüßt habe. Die Unterfuhung ift 
noch nicht abgeſchloſſen. Was ſich ergeben jollte, hat ſich nicht 
ergeben und mird ſich nicht ergeben, und meil wir das ge- 
wußt haben, hatten wir eine moralijche Verpflichtung, gegen 
das Militäraufgebot Stellung zu nehmen. Und nod aus 
einem andern Grund. Im Herzen und im Hirn der Arbeiter- 
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ihaft ift die Erfahrung vom roten Sonntag 1916 tief ein- 
gedrungen. Wir haben dieſen roten Sonntag im Berner 
Stadtrat, im Großen Nat und im Nationalrat behandelt. 
Und überall blieb wie ein roter Faden der Eindrud, daß ge- 
wiſſe Führer der Armee von einem eigentlichen Cäfaren- 
wahn befangen find. Sie haben nichts zu tun nad außen, 
haben feine Gelegenheit gehabt anzumenden, wa3 fie in 41% 
Sahren gelernt und eingedrillt hatten. Seht galt e3, den 
„innern Feind” zu ſchlagen, da ſich feim äußerer zeigte. Sch be— 
greife dad. Es iſt piychologiich verjtändlid vom Standpunft 
eines jolden Militär aus. Und mie lächherlid und unver- 
antwortlich ift man damald am roten Sonntag vorgegangen. 
Ein Beilpiel: E3 iſt eine Berfammlung audgejchrieben ge- 
weſen nach Herzogenbuchiee; Neferent der Sprechende. Das 
bat genügt, um das Bataillon 138 nad; Herzogenbudjee zu 
ſchichen, Damit mir nichtS geſchehe. (Heiterfeit.) In Pratteln 
ift eine Verfammlung von 25 Mann beieinander gemwejen — 
ein ganzes Detachement ift aufgeboten geweſen, damit den 25 
Mann nichts gejchehe. Alfo in einer ganz unfinnigen Art 
und Weile wurde vorgegangen, damals und im November 
1918. Wenn man meiß, wie wenig ed braudt, um Konflikte 
herbeizuführen, dann ſchafft man im dieſem Falle nicht mit 
der Armee Ruhe. Pflicht des Bundesrates wäre e3 gemwejen, 
al3 er die Regierung de3 Kantons Zürich, dieſen glatter 
Herrn Wettftein, angehört hatte, ſich wenigſtens bei der Ar— 
beiterfchaft zu erkundigen und jo einen Volksteil zu konſul— 
tieren, der jchließli in der Demofratie und Republik, von 
der man fo phrajenhaft viel redet, auch etwas mitzählen joll. 
Den hätte man fonfultieren follen und fragen, was daran 
jei. Man hat es unterlafjen. Ohne irgendiwie fi) mit ung in 
Verbindung zu ſetzen, ift man vorgegangen und hat erklärt, 
jelbjtverftändlih, mir befehlen, und wer nicht kuſcht, wird 
dann eben mit dem Geſetz in Konflilt fommen. Das ließen 
wir ung nicht bieten. Wir find feine Kanaillen, wir haben 
eine Ehre, haben ein Gewiſſen, haben einen Stolz einzeln 
und als Klaffe, den wir und nicht nehmen laſſen. Darum 
iſt der Proteſtſtreik erflärt worden. 

Sein Verlauf hat gezeigt, daß wir vollitändig Recht 
gehabt haben. Und noch etwas anderes hat gezeigt, wie recht 
wir in der Einihägung der Motive des Truppenaufgebots 
vom 7. November gehabt haben. Man jpricht jo viel von De- 
mofratie, Herr Auditor, und von Verfaſſungsmäßigkeit. Sie 
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fennen Die Stterbelfahion Müller, Sie leſen ja die Preffe. 
Dieje Interpellation hat folgendermaßen gelautet: 

„Zuerſt einige Vorbemerkungen. Seit dem Landesſtreik 
wälzt ſich eine trübe Schlammflut von Tatſachenfälſchungen 
und Verleumdungen gegen die ſchweizeriſche Arbeiterſchaft 
und ihre politiſchen Vertreter. Das ſtarke Truppenaufgebot 
wird als Folge, nicht als Urſache des Streiks hingeſtellt und 
die unheimliche Zahl von Grippetodesfällen der Arbeiterſchaft 
in die Schuhe geſchoben. 

Alle Verſuche, über die wahren Gründe des Aufgebots 
Aufſchluß zu erhalten, blieben bis jetzt vergeblich. Die Zür— 
cher Regierung wurde interpelliert. Die Antwort war kläg— 
lich. Haltloſe Gerüchte, nicht eine einzige poſitive Tatſache. 
Beſtimmt formulierte Fragen an den Bundesrat wurden 
ausweichend beantwortet, kein Lichtſtrahl beleuchtete das ge— 
heimnisvolle Dunkel der Motive. 

Für die Verwandlung der Stadt Bern in ein Heerlager 
können nicht einmal die in Zürich kurſierenden Gerüchte 
herangezogen werden. Die Tatſache mußte wie ein Peitſchen— 
hieb wirken und hat auch ſo gewirkt. 

Die jetzige Situation iſt unerträglich. Das Intereſſe des 
Landes erfordert eine raſche und gründliche Aufklärung, wenn 
die politiſche Entwicklung nicht auf Wege gedrängt werden 
ſoll, die niemand wünſchen kann, der in unſern demokratiſchen 
Rechten und Freiheiten das Mittel ſieht, auf friedlichem und 
organiſchem Wege das Ziel zu erreichen, das uns eine neue 
Welt erſchließen ſoll. 

Ich legte Wert darauf, auf parlamentariſchem Weg zu 
erreichen, was ich als das Gebot der Stunde betrachtete, ur 
deshalb habe ich im Einverftändnig mit meiner Fraktion am 
3. Dezember die Snterpellation eingereicht, welche den Bun- 
desrat erjucht, dem Nationalrat über die Urſachen und Motive 
zu dem vor dem Streik bejchlofjenen und vollzogenen ſtarken 
Truppenaufgebote akten- und wahrheit3gemäße Auskunft zu 
geben. 

Ich habe unter Hinweis auf die Dringlichkeit und poli— 
tiſche Wichtigkeit der Sache um Behandlung an der Sitzung 
vom 5. Dezember erſucht. Dem Wunſche wurde entſprochen. | 
Pro forma, denn die Interpellation figuriete auf einer jtarf 
bejetten Traftandenlifte am Schluſſe. Die vorausgehenden 
Traftanden konnten in der Abendfigung erledigt werden, aber 
für Freitag wurden neue Traftanden eingefchoben und die 
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Snterpellation neuerdings an den Schluß gejegt. Sie jollte 
nicht behandelt werden. Wer darüber im Ymeifel war, dem 
ſtach die Feitfegung der Traftandenlijte für Montag den 
9 Dezember den Star. Eine ganze Flut neuer Traktanden, 
meine Snterpellation am Schluß. Sc verlangte Umkehrung 
der Tagesordnung, damit man mid nicht zwinge, an Die 
Deffentlichfeit zu appellieren. Mit großem Mehr wurde der 
Antrag abgelehnt. Man wolle nicht unter dem Zwang von 
Drohungen handeln, erklärte der Männerſtolz des Herrn 
Göttisheim. Die Herren haben immer noch nicht gelernt; 
jeßt, da alles auf des Meſſers Scheide jteht, jebt, da die jahre- 
lange Mißachtung von Verfaſſung und Geſetz von oben Der 
erplofiven Aktion von unten gerufen hat, jest, ausgerechnet 
jest, glaubt man mit den Kleinen Mitteln politifcher Negie- 
kunſt die Wahrheit auf ihrem Marjche aufhalten zu können. 
Vergebliched Bemühen. Die Auseinanderjegung iſt jeßt nötig, 
auch wenn dies den Herren von der Mehrheit nicht paßt. Die 
Vernunft war glüdlicherweije größer als die plößliche, ach, 
jo heiße Wroporzliebe de3 Herrn Bühlmann, der mit dieſer 
noch in letzter Stunde Die Begründung verunmöglichen wollte. 
Und damit zur Sache. 

Ich ſtellte beſtimmte Behauptungen auf und kleide ſie 
höflichkeitshalber in Frageform. Ich wünſche akten- und 
wahrheitsgemäße Auskunft. Der Präſident des Nationalrates 
glaubte den Wunſch nach wahrheitsgemäßer Auskunft als un— 
geziemend rügen zu ſollen. Ich bedaure, die Berechtigung 
dieſer Kritik beſtreiten zu müſſen. Kein Menſch behauptet, 
daß der Bundesrat wiſſentlich unrichtige Antworten geben 
wird. Aber es kann wahre Tatſachen geben, auch wenn ſie 
nicht ſchriftlich niedergelegt ſind, die für die Ermittlung der 
Wahrheit unerläßlich ſind und deshalb nicht verſchwiegen 
werden dürfen. Der Bundesrat wird das ohne weiteres ein— 


‚geitehen, und deshalb richte ih an ihn folgende Fragen: 


1. Iſt e8 wahr, daß Die Regierung des Kantons Zürich 
im Hinblid auf möglihe Unruhen in der Stadt Zürich um 
die Mobilijation eines Infanterieregiments aus der zürche- 
riihen Seegegend beim Bundesrat nadhjuchte? 

2. Sit e8 wahr, Daß der General Wille diejes Anfuchen 
entichieden ablehnte. Zunächſt als Auzfluß eines Kantönli- 
geiftes, der in erjter Linie auf eigene Zruppen abitellt, und 
dann auch, weil die gegenwärtige on ein fraftoolle3 
—— erfordere? 
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Sn den zwei Tagen, da er in Zürich gemweilt, habe er in 
der zürcheriſchen Bürgerichaft eine große Beunruhigung fon- 
ftatieren fönnen, die fi in einem jtarfen Rückzug der Bank— 
guthaben manifejtiert habe. Er habe dieje Beunruhigung 
nicht geteilt und jein „Eeine® Vermögen“ nicht abgehoben, 
aber notwendig jei ein fejtes, vorbeugende3 Auftreten, damit 
das Gefindel rajch in jeine Schlupfwinfel zurüdgetrieben wer— 
den könne. 

Er empfehle deshalb die Aufbietung einer jtarfen Trup- 
penmacht, und zwar nicht nur für Zürich, jondern auch für 
Bern, und zwar für beide Orte je zwei Klavallerierigaden und 
zwei Snfanterieregimenter, mit den entjprechenden Majchinen- 
gemwehrabteilungen. 

Was ijt unter dem Gefindel zu verjtehen? Entweder ijt 
darunter ein Feines Trüppchen unreifer Phantaften mit dem 
unvermeidliden Anhang unfontrollierbarer Elemente ver= 
ſtanden, und dann iſt das ftarfe Truppenaufgebot unverjtänd- 
lich, weil in diefem Falle eine wejentlic) geringere Truppen 
zahl genügte, um die Ordnung aufrechtzuerhalten, oder damit 
iſt die jchweizeriihe Arbeiterichaft gemeint, und dann wäre 
der Ausdrud wie die -Öejinnung, die er offenbart, eine In— 
famie und die unerhörtejte Provokation, die je gegen eine 
ehrenhafte Klaſſe der jchmweizeriichen Volksgemeinſchaft ge— 
richtet worden wäre. 

Sch wünſche Darüber Auskunft, über die behaupteten Tat- 
jachen jelbjt und deren Bedeutung. 

3. Iſt e8 wahr, daß die Truppenaufgebote nad) dem An— 


trag des Generals vom Bundesrat genehmigt und vollgogen 


worden find, in Bern auch mit Bezug auf die bernifchen Land— 
fturmfompanien, ohne vorherige Begrüßung über den Kopf 
der berniſchen Regierung hinweg, wie auch die Platzkomman— 
danten von Zürich und Bern bezeichnet waren, bevor die 
geringiten Anzeichen einer Aktion der jchweizeriichen Arbeiter- 
Ihaft fichtbar waren, und daß nad) der Ankündigung des 
Proteftjtreif3 in der Nacht vom Freitag auf den Samstag 
die mobilifierten Truppen herantrandportiert und zu jofor= 
ttgem Eingreifen bereitgejtellt worden find? 

4. Sit es richtig, daß General Wille Herrn Oberſt Gertſch 
als Blakfommandant von Bern in Vorſchlag brachte und als 
der Bundesrat über die Zweckmäßigkeit einer ſolchen Nomi- 
nation anderer Anficht war, mit der Demilfion drohte? Und 
ijt der Bundesrat bereit, darüber Auskunft zu geben, zum 
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wievielten Male dieje3 Drudmittel vom General in den vier 
Kriegsjahren angewendet worden ijt, um der Zivilgewalt 
den Willen der Militärgewalt aufzuzwingen? 

5. Sit es im fernern dem Bundesrat befannt, daß die Ver- 
fiherung im Aufruf des berniihen Plagfommandanten, daß 
ſich das Aufgebot nicht gegen die jozialdemofratijche Partei 
und die Arbeiterichaft richte, von General Wille und dem. 
a von Sprecher in jchärfiter Weiſe mißbilligt 
wurde? 

6. Sit e8 dem Bundesrat befannt, daß der General Wille 
dem Zürcher Plagfommandanten die jofortige Bejegung des 
Volkshauſes Zürich, als Hochburg der „Umfturzpartei”, unter 
irgendeinem Vorwand, zum Beilpiel Bendtigung zu Kan— 
tonnement3zweden, anriet und feinen Sohn, Herrn Oberjt- 
leutnant U. Wille, der guten Dienſte wegen, die er dort leiſten 
fünne, al3 Stabschef empfahl, daß aber dieje Ratſchläge vom 
Oberſten Sonderegger vernünftigerwetje nicht befolgt wur— 
den? 

7. Sit es wahr, daß an beiden Orten die Bejtände der 
Munitionsdepot abtransportiert worden find und Damit der 
Erfolg der faltblütig angelegten Provokaion auch nad) diejer 
Richtung fichergeftellt wurde? 

Wenn das alles, wie ich behaupte, wahr ilt, dann weiß 
vielleiht da3 Schmweizervolf jet beiler zu würdigen, warum 
die Führer der ſchweizeriſchen Arbeiterihaft die Verantwor— 
tung nicht übernehmen wollten, die Arbeiter in einen derart 
oorbereiteten finnlojen Straßenfampf treiben zu laffen und 
deshalb den joforigen Streifabbruh bejchloffen, die Kraft 
der Arbeiterklaſſe ungebrochen erhielten und damit die hoch— 
gefpannten Erwartungen, die die militäriihen Machthaber 
bejeelten, an der diejen jo fatalen Gejeglichfeit der Bewegung 
ſcheitern ließen. 

Inwieweit dieſe Enttäufchung bei dem Demiſſionsgeſuch 
de3 Generals neben der offiziellen Begründung mitjpielte, 
laſſe ich noch offen. Vorläufig halte ich mid) an die Vor— 
geihichte. Für deren Aufhellung find meine Fragen in erjter 
Rinie beftimmt. Sch denke, zu diefem Zwecke jeien fie bejtimmt 
und unzweideutig genug formuliert und jinngemäß gejtellt. 

Und nun hat der Bundesrat das Wort.” 

Das hat Herr Stadtpräfident Miller im Nationalrat ge- 
fragt. Genoſſe Müller genießt ja eines guten Anſehens 
auch in bürgerlihen Kreiſen und verdient es kraft jeiner 
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Amtsführung, jeiner perſönlichen Stellung und jeiner per- 
jönlihen Chrenhaftigfeit durchaus. Es find hier Fler firierte 
Behauptungen aufgeftellt worden. Pflicht des Bundesrates, 
Pflicht eine® GStaatSmannes wäre es gemwejen, entweder zu 
jagen, was Herr Nationalrat Müller hier in jo bejtimmte 
Form gefleidet hat, iſt Geflunfer und eine Berleumdung der 
‚Herren Offiziere, oder aber es iſt wahr. Herr Calonder, 
diefer mutige Herr Calonder, der jich in den Tagen des Ge— 
neralitreif3 allürenhaft wie ein König benommen hat, diejer 
Herr Ealonder, der auf Demokratie und Republik pochte, 
hat erklärt: Meine Herren, darüber gebe id) Shnen feine 
Ausfunft. Sa, Herr Großrichter, meine Herren Richter, wenn 
Herr Calonder und wenn der Bundesrat mit der Begründung 
des Aufgebot3 vom 7. November jo ſicher gemejen märe, 
wenn er irgendeine greifbare Tatjache gehabt hätte, nicht nur 
eine Konjtruftion, nit nur ein elendes Kanzleiproduft, das 
fih im erregten Hirn eines zürcheriſchen Negterungsrates 
oder Staat3anwaltes einniftete, jo hätte er antworten kön— 
nen und wäre nicht feige ausgefniffen. Dieſes Schweigen 
mar die nachträgliche offizielle Nechtfertigung des Proteſt— 
jtreils. Darum war es notwendig, daß er erklärt wurde. 
Dies zur moraliihen Rechtfertigung des Aktionskomitees 
in diefem Falle. Nun gebe ich zu, vom bürgerlichen Stand- 
punft kann man jagen: ja, aber ver Bundesrat hat erflätt, 
jein Verhalten richte ſich nicht gegen die Arbeiterjchaft, Der 
Bundesrat habe die Pflicht, für Nuhe im Lande zu jorgen, e3 
ſei feine Provokation, mern der Bundesrat gegen Licht: 
ſcheues Gefindel uſp. Truppen aufbietet. Hier jteht Auf- 
faffung gegen Auffaffung. Vom bürgerlichen Standpunkt aus 
hat das Aufgebot vielleicht nicht als Provokation aufgefaßt 
werden follen. Es ift ungefähr dasſelbe wie mit dem Streik. 
Die Arbeiter empfinden ihn nicht als Provokation, die Bür— 
gerlichen dagegen wohl. Ein Truppenaufgebot hat in der 
Seele des Arbeiter eine andere Neflerion al3 in der ©eele 
des Kapitaliften, und e3 hat feinen Sinn, daß wir hier dar— 
über ftreiten, ob Provofation oder nicht Provokation vorge— 
legen habe. Das einzige, worüber wir ung hier vernünftiger- 
weile unterhalten fönnen, ift, daß wir uns auf den Boden 
der Realität ftellen und fragen, find die Behauptungen Tat— 
ſachen, wirkliche Tatſachen, die dag Truppenaufgebot recht— 
fertigen follten? Haben die Tatjachen beftanden? Ja oder 
nein? Sch behaupte, daß ſie nicht: beitanden haben, daß unfere 
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Altion gerechtfertigt war, und glaube, das hier genügend 


dargetan zu haben. 


Und nun zum Aufruf des Proteſtſtreiks. Wir haben hier 
ausdrüdlich gejagt: 
„sn einem Yugenblid, da unfjere Bewegung in einem 


Ruheſtadium fich befand, hat der Bundesrat die Arbeiterichaft 


mit einem Mafjenaufgebot von Truppen überraſcht. Trob der 
Grippe, die im Intereſſe der Volksgeſundheit eine rejtloje 
Demobilifation heijchte, find Zehntauſende von Schweizerfol- 
daten aufgeboten worden. 

Das Aufgebot richtet jich nicht gegen den äußern Feind. 
Keine Grenzen find bedroht, nicht die geringjte Gefahr Frie- 
geriicher Verwidlungen beiteht. Die in den Städten aufge- 
fahrenen Majchinengewehre, die um die Bevölkerung gela- 
gerten Bataillone beweiſen, gegen wen die fopflog und unver 
antwortlich bejchlofjene Mobilijation fich richtet — gegen Die 
wider Hunger und Not, wider Spekulation und Wucher kämp— 
fende Arbeiterjchaft. Ä 

Das Maflenaufgebot von Truppen ijt eine dreifte Her- 
ausforderung. Die Provokation wird in der furchtbaren, für 
Taufende von Familien Elend und Entbehrung zeugenden | 
Zeit zum eigentlihen Verbrechen. Verlogene PBolizeirapporte, 
erbärmliche Lodjpigelberichte, vage Vermutungen, mwillfür- 
liche Konftruftionen dienen als faule Unterlage der militä- 
riihen Maßnahmen. Unreife Lehren einer Handvoll Wirr- 
köpfe, Die erjt Bedeutung und Glorie erhalten durd die lächer— 
liche Kraftverſchwendung blind handelnder Behörden, bilden 
den faulen Vorwand und follten die Kopflofigfeit der Dikta— 
toren rechtfertigen. | 

Gegen dieje provozierenden Maßnahmen erheben mir 
ihärfiten Proteſt. Die organifierte Arbeiterſchaft hat nichts 
zu tun mit Putſchismus. Gehören ihre Sympathien dem 
heldenmütigen Kampf der ruffiihen Arbeiterichaft, jo wiſſen 


- die Schweizer Wrbeiter, daß die Methoden des revolutionären 


Rußlands fich nicht ſchablonenhaft auf unfer Land übertragen 
lafjen. Die Behauptung, die Schweizer Sozialdemokratie jet 
am Gängelband de3 Bolſchewismus, ift eine Lüge. Die Me— 
thoden unſeres Kampfes richten fi) nach den Bedingungen 
de3 eigenen Landes. Zu den vielen des internationalen So— 


zialismus uns befennend, weifen wir die daraus von feilen 


Agenten abgeleiteten Verleumdungen ftolz zurüd.“ 
Sch habe jehr viel Verftändnis, meine Herren, für die 
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Poeſie des Aufjtandes, und als ich auf der Staat3fanzlei in 
Bern die alten Ardive und Dokumente durchgejehen habe — 
die Schilderungen von Augenzeugen über die Aufitands- und 
Putſchverſuche von 1798, 1803, 1813, 1831, 1846, 1847 —, 
habe ich mir immer gejagt: Das ift eine ganzhübſche Romantik. 


Uber wir Sozialdemofraten find viel zu vernünftige Leute, 


als daß wir ung auf den Putſchismus einlafjen. Ha, nicht 


deswegen, weil wir fein Verjtändnis hätten für diefe Noman- 


tif, jondern weil unjere Methode viel repolutionärer ijt als 
der Putſchismus und wir mit unjerer Methode des Klafjen- 
fampfe3 die bürgerliche Klafje viel raſcher um die Ede brin- 
gen ald mit der Methode des Putſchismus. Darum haben 
wir Sozialdemofraten als denfende Arbeiter den Staat3- 
jtreich abgelehnt, den Putſchismus abgelehnt und gejagt: Wir 
müſſen die Hirne der Menjchen erobern und fie jo reif maden, 
daß fie unter Umständen auch bereit jind, einem Mißbrauch 
der Truppen gegen das Volk entgegenzutreten. 

Sch fomme nun auf die Frage der Soldatenräte. Sc er- 
kläre ganz ruhig, was ich, jeit ich Arbeiter bin, empfunden 
habe, und jeitdem ich denkender Arbeiter wurde, bewußt ge- 
tan babe, dazu jtehe ich heute in dieſem Moment in jeder 
Beziehung. Ich betrachte es als ein Verbrechen, 
wenndie Armeegegenſtreikende Arbeiter, 
gegenwehrloje3 Volfvermwendet wird, wenn 
man, wie es in Zürich gejchehen ift, mit Handgranaten auf 
eine unbewaffnete Menge losgehen will, wenn, wie e3 hier 
in Bern gejchehen tft, mit Majchinengewehren und andern 
militäriſchen Machtmitteln die friedlich Demonjtrierende Menge 


bedroht wird. Undvihbetrahteesalßeinejelbit- 


verftändlidhe und heilige Pflicht jedes or- 
sganijierten Arbeiter3,daßerniemalädem 
Befehl Folgeleiftet, auf wehrloſe Maſſen, 


auf eigene Klaſſengenoſſen, auf Frauen 


und Rinder zu ſchießen. Das iſt jelbjtverjtändlid. 
ch habe da3 betont in Bafel am Kongreß 1918. 

GR: Herr Huber jagte: „...der Befehl, auf Frauen 
und Kinder zu ſchießen.“ Der Befehl ift nicht erteilt worden. 

Huber: Und darum aud feine Aufforderung, daß 
irgendein Angellagter den Befehl nicht ausführen jolle. 

Grimm: Herr Großrichter, ich habe es jelber gejehen, 
als Befehle gegeben wurden, ala Kinder vor den Gewehr— 
läufen jtanden, und wie wenig es gebraucht hätte, um in Dieje 
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Maffe hineinzufenern. Sch habe am Arbeiterfongreß in Bajel 
und in Dugenden von Verfammlungen früher gejagt, habe 
es auch in der Preſſe Dubend- und dutzendmal gejchrieben, 
und ich mwiederhole hier, was ich in Bajel ausführte: 

„Bir willen, daß Militär bereitgejtellt werden wird. Ich 
Ipreche es aber von dieſer Tribüne offen aus, daß e3 wohl eine 
jelbftverjtändlihe Chrenpfliht eines jeden Arbeiters im 
Waffenkleid ift, ven Gehorjam zu verweigern, wenn man ihm 
befiehlt, auf jeine Klaſſengenoſſen zu ſchießen, eine ſelbſtver— 
ſtändliche Chrenpflicht, denen nicht zu gehorden, Die ihn 
als Werkzeug des Kapitalismus, als Werkzeug ihrer dikta- 
toriſchen Herrihaft verwenden wollen. Der Arbeiter wird 
willen, daß er jein Gewehr nicht gegen Arbeiter zu ehren 
hat, jondern fich mit ihnen jolidartiich zeigen muß, da fie mit 
ihm leiden und kämpfen.“ 


Zu diejen Worten ftehe ich aus voller Ueberzeugung. Wa3 
die ftrafrechtlihe Geite betrifft, jo find die Konſequenzen 
daraus zu ziehen. Die Frage ijt nur, ob der Fall vorliege, 
den man zwangsweiſe nad) dem jebigen Geſetz konſtruieren 
will. Daher möchte ich den Herren Richtern einen Band 
der Tagwacht geben, um zu zeigen, daß juriſtiſch die Sache 
fic) anders darjtellt als wie e3 die Anklage leichtfertig be— 
hauptet. 


Dr. Farbftein: Diejer Artikel ift derjenige, auf den 
fich Bundesrichter Urſprung im Nationalrat bezog, daß ge- 
ſtützt auf das gegenwärtige Geſetz eine Anklage nicht erhoben 
werden fann. 


Grimm: Ich möchte nur darauf aufmerfjam maden, 
daß aus dem Titel unjerer Aufforderung herporgeht, daß die 
Publikation an die Arbeiter gerichtet ift, an Leute, Die nicht 
mobilifiert waren, die erſt mobilifiert werden konnten, aber 
im Moment de3 Erlafjes nicht mobilifiert waren. Und mir 
nehmen an, daß da3 um fo eher erlaubt jein müfje, als in der 


Berner Tagwacht Nr. 85 vom 23. Dftober 1897 ein Aufruf ı 


publiziert wurde, der ſich nicht an die Arbeiter, die erſt zu 
mobilisieren find, richtet, jondern an diebereitöämobili- 
jierten Arbeiter. Unfere Verhandlungen werden ja jteno- 
graphiert, da mag die wortgetreue Wiedergabe de3 fraglichen 
Artikels ſchon aus hiftorifchen Gründen einigen Wert haben: 
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An die Wehrmänner der joeben aufgebotenen beiden Luzerner 
Infanteriebataillone und der Kavallerieſchwadron! 


Sm Sahre 1896 wurde in Holland ein junger Mann, 


namens van der Weer, zur Miliz einberufen. Er antwortete 
darauf durch folgendes Schreiben an den Kommandanten: 
„Du ſollſt nicht töten!“ 

Herrn Hermann Snyderd, Kommandant des Widdelbur- 
ger Kreije2. | | 
Sehr geehrter Herr! 

In der vergangenen Woche erhielt ich eine Zujchrift, worin 
mir der Befehl erteilt wurde, ind Rathaus zu fommen, um 
dem Geſetz nachzukommen, in die Reihen der Miliz einzutre- 
ten. Sie werden bemerft haben, daß ich nicht gefommen bin, 
und diefer Brief fol Shnen aufrihtig und ohne Umjchweife 
erflären, weshalb ich nicht beabfichtige, vor Jhrer Kommiſſion 
zu ericheinen. Sch weiß, daß ich mich dadurch einer ſchweren 
Verantwortlichkeit ausfege, daß Sie mich betrafen können und 
daß Sie es auch nicht unterlaffen werden, diejes Necht aus— 
zuführen. Das ſchreckt mich aber nicht. Die Gründe, die mid) 
zu diejer paſſiven Widerfeglichfeit veranlafjen, genügen mir, 
um mic zu rechtfertigen. 

Das obenangeführte Gebot „Du ſollſt nicht töten“ glaube 
ich beffer zu verjtehen als die meiften Chrijten, obſchon ich, 
wenn Gie e8 wollen, fein Chrijt bin. Es entipricht der Natur 
des Menichen und jeiner Vernunft. As ich noch ein Kind 
war, duldete ich, daß man mir das Soldatenhandwerk — 
die Kunst zu töten — lehrte. Jetzt aber weigere ich mid) dejjen. 
Namentlich aber mweigere ich mich defjen, auf Kommando töten 
zu müffen; denn ohne irgendeinen perjönlichen Beweggrund 
und ohne alle Urfache zu töten, ijt gegen mein Gemifjen. Gibt 
es wohl etwas für ein menſchliches Wejen Erniedrigenderes, 
als ſolche Tötungen und Schlächtereien? Ich Tann weder 
felbit töten noch aud) das Töten eines Tiere anjehen, und 


damit fein Tier meinetwegen getötet zu werden braucht, bin 
ic) Vegetarier geworden. Nun aber wäre es doc möglich, 
daß man mir befehlen würde, auf Menjchen zu ſchießen, die 


mir nie etwas zuleide getan haben; denn man lehrt den Gol- 
daten das Schießen doch nicht deshalb, damit er die Blätter 
‚oder Zweige der Bäume treffen lernt. | 
Sie werden mir vielleicht erwidern, die Miliz ſei auch, und 
— vorzugsweiſe, zur Aufrechterhaltung der Ordnung im 
ande beſtimmt. 
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Herr Kommandant, herrichte in unferer Geſellſchaft wirf- 
lich Ordnung, wäre der jtaatlihe Organismus wirklich ge- 
jund, fänden mit andern Worten in unfern gejellichaftlichen 
Verhältnijfen nicht ſolche himmeljchreiende Mißſtände ftatt, 
würde man es nicht dulden, daß der eine vor Hunger ftirbt, 


während andere im Heberfluß ſchwelgen — dann würden Sie 


— in den erſten Reihen derer ſehen, die dieſe Ordnung 
ützen. 

Aber die gegenwärtig beſtehende ſogenannte Ordnung auf— 
rechterhalten zu helfen, weigere ich mich ganz entſchieden. 
Wozu, Herr Kommandant, wollen wir uns gegenſeitig Sand 
in die Augen ſtreuen? Wir beide wiſſen es ja gut genug, 
was die Erhaltung der gegenwärtigen Ordnung bedeutet: 

Es iſt der Schutz der Reichen gegen die armen Arbeig 
die jetzt anfangen, ihre Rechte kennen zu lernen. Wir haben 
ja die Rolle, welche während des letzten Streiks in Rotterdam 
(lies: Bern 1893, Luzern 1897) Ihre Miliz ſpielte, geſehen. 
Sie mußte ohne jeglihen Anlaß jtundenlange Dienste tun, 
um das Beſitztum der bedrohten Firmen zu ſchützen. 

Meinen Sie denn, ich werde mich an der Beihüsung von 
Leuten beteiligen, die, nach meiner aufrichtigen Ueberzeugung, 
den Krieg zwiſchen Kapital und Arbeit aufrechterhalten wol— 
len, daß ich auf Arbeiter Schießen werde, die durchaus in den 
Grenzen ihres Necht3 handeln? So blind werden Sie dod) 
wohl nicht fein. Wozu alle vielen Worte verlieren? Ich werde 
es feine3fall3 geitatten, daß man aus mir einen jolchen ge= 
horjamn Milizjoldaten madt, wie Sie ihn wünſchen und 
brauden. _ | 

Aus diefen Gründen, hauptſächlich aber deshalb, weil ich 
das Töten auf Kommando verabicheue, verweigere ich eg, 
Ihrer Einberufung Folge zu leijten. 
Sc grüße Sie, Herr Kommandant, | 
J. 8. van der Weer. 

Diejen Brief entnehmen wir dem jveben erjchienenen 
Schrifthen „Das Ende naht” von Graf Leo Toljtoi (Zürich, 
Karl Henkel & Co.). 

Luzerner Wehrmänner der beiden zugunjten der Aus— 
.beuter und zur Unterdrüdung von Cureögleichen, der Ar- 
beiter, aufgebotenen Sinfanteriebataillone und der Kavallerie— 
ſchwadron, lejet Toljtoi, verftehet ihn und handelt danach!“ 

Das war nicht an die Arbeiter. gerichtet, Die noch nicht 
mobilifiert waren, da3 war offen die Predigung des Ungehor- 
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ſams an die Adreſſe von Soldaten, die im Wehrfleide ftecten. 
Man hat Herrn Moor deswegen nicht hinter Gefängnismauern 
gebracht. Man hat die Verfafjung rejpektiert, Herr Auditor, 
und hatte nicht nötig, auf verfafjungswidrigem Wege einen 
verfaflungswidrigen Prozeß einzuleiten, bei dem beiläufig 
auch Sie das Opfer find. Mean hatte ſich auf die Verfaffung 
gejtüßt und mußte die Strafverfolgung fallen lafjen. | 

Dr. Farbſtein: Ich bemerfe, daß das ftenographiiche 
Bulletin 1902, ©eite 229, Bericht des Nationalrates, auf die— 
jen Artikel Bezug nimmt. Vielleicht wird der Herr Auditor 
diejen Artikel leſen. ' 

A ud.: Das werde ich zweifellos tun, doch wird mid das 
nicht hindern, auch das Kafjationzurteil Sigg zu berüdjich- 
tigen. - 

Grimm: Sie jehen, wir ftügen und aud) auf die Pra— 
ri3, und wa3 im Jahre 1907 ftraflog war, muß es auch im 
Sahre 1918 jein, jolange das Volk nit durch eine Ver— 
fafjung3änderung oder Gejegesänderung etwas anderes be- 
ftimmt. Das Volk hat aber nicht3 anderes beſchloſſen. Be: 
ihloffen hat nur der Bundesrat auf Grund der Generalvoll- 
machten, dDieverfajjungsmwidrig find und die ja zwei— 
jellos nicht den Wert haben fünnen, wie wenn auf dem Wege 
der Initiative oder des Parlamentarismus eine Aenderung 
des bejtehenden Rechtszuſtandes eingetreten wäre. Wir waren 
zu dem Aufruf nicht nur deswegen berechtigt, weil wir e3 als 
unjere Pflicht betrachten, den Arbeitern zu jagen, e3 jei eine 
Ehrlofigfeit und eine Zumiderhandlung gegen die eigenen In— 
terejjen, wenn Arbeiter einem Befehl, auf ihre Klaſſengenoſ— 
ſen zu jchießen, gehorhhen. Auch vom Rechtsſtandpunkt aus 
waren wir berechtigt zu der Aufforderung, die wir in dieſer 
Proklamation erlaffen haben. 


Nun will ich eine Kleine Zwilchenfrage beantworten. Der . 


Herr Großrichter hat nicht notwendig, mich darüber zu be— 
fragen, wie da3 mit der Herjtellung des Aufrufe gegangen ift. 
Wir haben nicht3 zu verheimlichen und können ungefragt Aus- 
funft geben. Ich ftelle vorerjt feit, daß das Aktionskomitee 
feine Regierung ift, und das Bureau des Aktionskomitees aud) 
nicht fertige Gejegoporlagen ausarbeitet. Die Geſchichte ging 
folgendermaßen. Durchaus übereinftimmend mit der Auf- 
faffung von Präfidentenpflichten, wie fie der Großrichter ge- 
genüber dem Angeklagten Wofer betonte, daß man fich eben 
um die©ituation befümmert, daß man die Sigung: vorbereitet, 
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daß man alles ing Auge faßt, um dann raſch zu einem Ent- 
ſchluß fommen zu können, jo hat der Sprechende die Situation 
mit jeinen Kollegen im Bureau des Aktionskomitees am Tage 
des 7. eraminiert. Bir fommen abends halb 10 Uhr 
in die Sigung, wir geben Bericht und in dieſer Sitzung wird 
beichloffen, was in den Aufruf Hineinfommen jolle. Es mer- 
den die Punkte beraten und firiert. Man hat fein fertiges 
Programm mitgebracht, dad man zur Diskuſſion jtellen konnte. 
Die Sigung wurde um halb 1 Uhr geſchloſſen. Man hat vor- 
ber noch gemeinjam die Orte bezeichnet, wohin der Aufruf 
gejandt werden jolle und nachher das Bureau beauftragt, 
den Aufruf zu verfaſſen. Mit den notierten Punkten in der 
Taſche, find wir in Die Stapellenftraße 8 gegangen, haben dort 
den Tert formuliert, und zwar bin ich an der Maichine ge- 
jeffen, die Genofjen ftanden um mich herum, man hat dar— 
über gejprochen, ob man dieſe oder jene Wendung nehmen 
wolle. Der Aufruf ift von jemand, den ich nicht bezeichnen 
werde, vervielfältigt und an die Organifationen weitergeſchickt 
worden. Das iſt der tatſächliche Hergang. Es hätte nicht 
der „klugen“ Einkreiſungspolitik des Großrichters bedurft, 
um das feſtzuſtellen, denn ich ſtehe nicht in dieſem Kreiſe drin, 
der hier gezogen wurde. Das alles hätte ich auch dann ge⸗ 
ſagt, wenn ich als erſter einvernommen worden wäre Im 
übrigen akzeptiere ich das Kompliment, das darin liegt, daß 
ich En ing Feuer komme. 
: Sch konnte doch dem Wunfche des Herrn Dr. Welti 

— A daß Sie zuerjt verhört werden. 

Grimm: Nein, nein, e3 iſt viel jchöner, wenn man zu- 
hören fann bi3 zulegt. (Heiterkeit.) 

GR: Nachher wäre allerdings die Sache nicht nötig ge- 
wejen, wenn Gie — geſprochen „Hätten. 

Grimm: Mag jchon fein. Sm übrigen bitte ich, hier 
abzubrechen. 

SR: Die Ak wird auf nachmittags 2 Uhr vertagt. 
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Situng vom 18. März 1919, nachmittags 2 Uhr. 


GR: Die Verhandlungen werden wieder aufgenommen. Sch 
‚erfuche den Angeklagten Grimm, feine Depofitionen fortzufegen. 

Grimm: Es iſt in den bisherigen Verhandlungen bon einer 
Inftruftion die Rede geweſen. Dieje Inſtruktion ift offenbar nur 
in einer Abjchrift vorhanden, und wenn e3 die ift, die ich hier ge- 
druckt in den Händen habe, jo möchte ich Dazu einiges jagen. 

GR: Es ſcheint mir, daß e3 dasſelbe ift, nur ift hier fein 
Datum. 


Grimm: Das ift aber fehr wichtig. Bei der Inftruftion zur 


Durchführung des allgemeinen Landesſtreiks handelt es jih um 
einen Entwurf, vom 5. Auguft 1918 datiert. Es iſt möglich, daß 
Genofje Schneider ihn ſchon früher ausgearbeitet hat. Aber ge- 
drudt wurde er als Entwurf am 5. Auguft 1918, und zwar in Aus⸗ 
führımg eines Kongreßbeichluffes von Bafel. In dieſem Be- 
ſchluß heißt es: 

„Der als außerordentliche Tagung torte Allgemeine 
Schweigerifche Arbeiterfongreß, einveritanden mit den vom 
Dltener Aktionskomitee aufgeitellten, unterm 22. Juli 1918 an 
den Bundesrat gerichteten Forderungen, erklärt die Antwort des 
Bundesratd vom 26. Juli als in jeder Beziehung ungenügend. 

Er beauftragt das Aktionskomitee, fofort mit dem Bundesrate 
in nochmalige Verhandlungen einzutreten, um pofitive Zuge- 
ftändniffe zu erlangen. Das Aktionskomitee erhält den Auftrag, 
im Einvernehmen mit dem Föderativverband auch die Forde- 
rungen des eidgenöffiichen Perjonal8 vor dem Bundesrate zu 
vertreten. 


Für den Fall, daß der Bundesrat nicht unverzüglich genügende 


Zugeſtändniſſe macht, befchließt der Kongreß die VBerhängung 
de3 allgemeinen Landesſtreiks. Mit der Durchführung wird das 
Aktionskomitee gemeinfam mit dem Gewerkſchaftsausſchuß und 
der Geichäftzleitung der fozialdemofratifchen Partei der Schweiz 
beauftragt. Maßgebend find die Befchlüffe der Berner Konferenz 
bom 1./3. März. Den Organijationen iſt, ſofort Weiſung zur 
Vorbereitung des Landesſtreiks zu erteilen.“ 

Das war der Beſchluß von Baſel, und dieſe Inſtruktion vom 5. Au⸗ 
guſt 1918 iſt die Ausführung des Bei ichluffes und nantentlich des letz⸗ 
ten Teils dieſes Beſchluſſes. Die Herkunft ift aljo durchaus klar. Es 
handelte fich damal3 darum, ob man in den Generalftreif Hinein- 
gehen wolle oder nicht. Die Entfcheidung lag nicht bei ung, jondern 
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beim Bundestate, hing ab von dem Map der Zugeſtändniſſe, die er 
uns zu machen in der Lage war. Da, wie wir heute früh geſehen 
haben, im Aufruf des Aktionskomitees vom 10. Auguſt 1918 diefe 
Zugeſtändniſſe vorläufig als befriedigend erflärt wurden, brauchte 
man bon diefer Inſtruktion feinen Gebraud zu machen. 

Und nun die Zeit zwifchen dem Proteſtſtreik und dem Landes— 
jtreif. Hier möchte ich zunächſt darauf hinweiſen, daß mir in der 
Nacht vom 8./9. November, alſo noch bevor man den Generalitreif 
beichlofjfen Hatte, von der Geſchäftsleitung der jchmweizerifchen 
Partei in Zürich eine Depeſche zugegangen ift, ich möchte auf 
Sonntag eine Situng des Aktionskomitees, der Parteileitung, 
des Bundesfomitees des Gewerfichaftsbundes und der Organi— 
jationen derjenigen Ortichaften, an denen der Proteftitreit durch— 
geführt wurde, einberufen. ch habe dieſe Einberufung abgelehnt 
aus zwei Gründen: Einmal, weil wir zuerst wiſſen wollten, wie 
der Broteftitreif verläuft und zweitens, weil ich mir fagte, wenn 
eine Sitzung ftattfinde, dann wollten wir jie an einem neutralen Ort 
abhalten, d. h. an einem Ort, mo die Wogen der Erbitterung nicht 
jo hoch jchlagen, wie das in Zürich der Fall war, um die Ver— 
hältniffe und allfällige weitere Schritte ruhig und unbeeinflußt 
bon einer lofalen Stimmung beraten zu fünnen. 

Inzwiſchen Hatte ich mich über die Berhältniffe in Zürich 
telephonifch bei der Arbeitöfammer erkundigt. ch befam Tele- 
phonberidhte von andern PBarteigenofjen in Zürich, die mir über 
den Verlauf der Verhältniſſe berichteten. Sch hörte davon, daß es 
am Samstag in Zürich bereits zu Aufläufen gefommten ſei, Daß die 
Truppen herausgeftellt wurden, im Gegenſatz zu Bern, daß man 
dort glaubte, die Beruhigung erfolge dadurch, daß man Hinter 
jeden Bürger einen Soldaten jtede, während hier in Bern die 
Truppen vernünftigerweiſe unter Glasverſchluß gehalten wurden 
und fein Menſch am Tage des Proteftftreif3 einen Soldaten ge- 
jehen hat. 

Kun komme ich auf einen Punkt der Anklage, wo den Herrn 
Auditor die Logik etwas verlaſſen Hat. Als ich die Stelle auf 
©. 11, Biff. 18 las, fchien mir die Logik etiva fo, wie wenn man 
jagen würde: „Der Großbater hat graue Haare, aber die Strümpfe 
der Großmutter find zerriffen.” Das ift die Logik, die in diefer An— 
Hage zum Ausdrud fommt. Es heißt an der betr. Stelle: „Da 
dieſe Schritte beim Bundesrate erfolglos geblieben, ud Grimm... 
zu einer Gißung ein.” Das ift nicht wahr, die Einladung erfolgte 
am Samstagabend. 

Aud.: Das wußte id. 
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Grimm: In der Anklage ift eine andere Behauptung, und 


die iſt nicht wahr... 
Aud.: Die Anklagejhrift wurde auf Grumd der Alten ge- 


ichrieben. Dafür kann nicht ich etwas, daß Herr Grimm in der . 


Unterfuhung nicht alles gejagt hat. 

Grimm: Ich hatte nicht mehr zu jagen, als der Unter- 
ſuchungsrichter mich gefragt hat. 

Aud.: Dann weije ich den Vorwurf zurück. 

Grimm: Deshalb bleibt objektiv die N doch be- 
itehen. 

Aud.: Subjeftiv ift das Feine. 

Grimm: Rein, aber das habe ich auch nicht behauptet. — Alſo 
die Einladung zur Sigung des Aktionskomitees ift Samstag abend 
7 Uhr erfolgt. Diefe Einladung Freuzte ich mit einem Telegramm 


des Genoſſen Huggler, der feinerjeit3 im Einvernehmen mit den. 


Zürcher Bertrauensleuten eine ähnlihe Sitzung auf Sonntag 
einberufen wollte. Nachdem wir nun Berichte aus Zürich hatten, 
mie dort die Situation ftehe, betrachteten mir unſere Aufgabe als 
gegeben. Der Proteſtſtreik jollte eine Warnung fein, mehr nicht. 
Er follte den Behörden zeigen, daß fie nicht weiter mit dem Feuer 
ipielen follten. Ich war der Auffafjung — ich gebe zu, fie war 
naiv — der Bundesrat würde dieſer Tatfache in irgendeiner Art 
und Weife Rechnung tragen, er würde fich jagen, wenn die Ar- 
beiterfchaft in einen Streik trete, der gleichjam aus der Piftole 
herausgejchofjen wurde, wo man einfach am Freitagabend die 
Weiſung befommt: Morgen wird gejtreift, und dann plöglich in 
19 Ortſchaften und dazu nod) in andern, die nicht einmal von der 
Streifparole erfaßt werden wollten, gejtreift wird, jo habe das für 
eine Landesregierung doch etwas zu bedeuten. Die Regierung 
hätte jich fragen müſſen, ob es Hug jet, in einem ſolchen Moment 
den ftarfen Mann jpielen zu mollen oder ob man nicht ſuchen 
follte, wie man den Konflikt liquidieren und neue Konflikte ver- 
meiden fünnte. 

Aus diejen Erwägungen heraus haben wir beim Bundesrate 
eine Audienz nachgefucht. Sch habe zuerſt Herrn Bundesrat Schult- 
heß telephoniert, nachher Herrn Bundespräfident Kalonder und 
habe ihnen gejagt, wie die Situation jet, und daß wir nicht möchten, 
daß ſich der Konflikt verjchärfe, wir erfuchen gegenteils ſehr darum, 
dag man alles tue, um einen Zuſammenſtoß zu vermeiden. Herr 
Bundespräſident Calonder hat uns eingeladen auf Sonntag⸗ 
bormittag 11 Uhr ins Bundeshaus. Es nahmen an der Sitzung 
teil die Herren Bundespräfident Calonder, die Bundesräte Schult- 
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heß, Decoppet und Müller, Herr Ilg und der Sprechende. Bei 
diefer Beſprechung iſt eg num ein wenig anders zu⸗ und hergegangen 
als wie e3 in der Anklagejchrift in Verzerrung des Tatbejtandes 
Dargestellt werden will. Wir haben die Herren nachdrücklich dar- 
auf aufmerkſam gemadt, mie die ganze Situation liege und 
haben nicht erklärt, daß im Weigerungsfalle am Montag un- 
bedingt der Generalftreif ausbreche. Das ift eine Behauptung, 
die mit den Tatſachen nicht übereinstimmt. Wir haben dem Bun- 
desrate gejagt: Sp und fo iſt die Situation, da3 und das wurde und 
aus Zürich gemeldet. Heute nachmittag um 3 Uhr finde auf dem 
Fraumünſterplatz in Zürich eine große Verfammlung Statt. Wir 
hatten Berichte von Zürich, daß die Genofjen dort erklärten, fie 
können ihre Leute nicht mehr halten und die Berfammlung werde 
jtattfinden, ob fie gejtattet jet oder nicht. Unter dieſen Umftänden 
wäre es vielleicht Klug, wern man die Truppen zurüdzöge und 
dafür jorgen würde, daß die Anmwejenheit der Truppen nicht als 
Provokation der Bevölkerung aufgefaßt würde. Wir haben ferner 
die Forderung geitellt, daß der Genoſſe Münzenberg das Land 
verlafjen fünne, daß er aus dem Gefängnis befreit werde, und daß 
alſo die Verfammlung auf dem Fraumünfterplag gejtattet werde. 
Das war da3 Programm, mit dem wir zum Bundesrate gefommen 
ind. Wir haben gejagt, es jei bei der jet herrfchenden Stimmung 
außerordentlich ſchwer, zurüdzuhalten, nahdem am 9. November 
zuvor der deutſche Katfer formell abgedanft hat und felbitverjtänd- 
lich unjere Leute fich dabei auch etwas dachten, wenn das alte, ver- 
tojtete Preußen zufammenbricht, diefer Militärjtaat in Hundert 
Teen am Boden liegt, wenn der deutjche Kaiſer, der bei uns als 
Gott angejehen wurde, genau fo wie jegt Klemenceau oder Wilſon, 
plöglich in nicht8 zufammenfällt. Das alles fonnte nicht ohne Ein- 
fluß auf die Stimmung unferer Xeute bleiben. Aber gerade deshalb 
märe es um jo notwendiger gemefen, jich auf den Weg der Ver- 
jtändigung zu begeben. Dieje Berjtändigung hätte darin beitanden, 
daß der Bundesrat mindeitens erklärt hätte: Gut, wenn ihr ung 
Garantien gebt, daß die Verfammlung ordnungsgemäß durch— 
geführt wird, daß feine Zufammenftöße erfolgen, dann laſſen wir 
die Truppen in den Kaſernen oder halten jie zurüd, daß ihr Er- 
ſcheinen nicht al8 Provokation aufgefaßt werden könne, fo Tann 
fie erlaubt werden. 

Daraufhin hat der Sprechende, nachdem die Konferenz zu Ende 
war, an die Arbeitsfammer Zürich telephoniert und Hat dort von 
Bertrauensleuten der Arbeiterjchaft Zürichs fich die Zuficherung 
geben laffen, daß für den Fall, da die Truppen unter Verſchluß 
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gehalten würden, die Arbeiterumion Zürich ſich engagiere, die 
 Demonftration jo durchzuführen, daß Zuſammenſtöße vermieden 
werden fünnen. ‘ch habe das dem Bundespräjidenten telephoniſch 
mitgeteilt. Wir find um 3 Uhr wieder ind Bundeshaus gegangen. 
Neben Herrn Ilg famen auch die Herren Wofer und Düby mit 
und dort Hat man und den Abbruch der diplomatischen Beziehungen 
zum Aktionskomitee notifiziert. Der Herr Bundespräfident mit 
jeinem Sekretär ſprach ungefähr in dem Tone: Majeftät hat geruht, 
zu erklären, daß mit dem Volke nicht mehr verhandelt werde. Dann 
war diefe Sache erledigt. Es war nicht erhebend, als dieſer jchein- 
bar kraftvolle Staatsmann weinerlich den Kopf in die Hände nahm 
und flehte, wir follten nicht weiter machen. Wir gingen auseinander. 
und fagten, daß wir nun nicht wiſſen, was mweiter gejchehe; mir 
würden unfere Inſtanzen befragen und entjcheiden lajjen, nach— 
dem uns in diefer Richtung alle Kompetenzen gegeben worden 
ind durch den Bajler Beſchluß. 

Ich habe mir dann überlegt, mas num zu tun fei, und ich habe 
den Herm GStadtpräfidenten Müller und übrigens aud) andere 
Herren erfucht, fie möchten mit mir die Lage befprechen im Hin» 
bli auf die Sitzung des Aktionskomitees. Sch habe die Situation 
jo dargeftellt wie jie war, ich habe von den Unterhandlungen mit 
dem Bundesrate Kenntnis gegeben und von den Berichten aus 
Züri. Sch Habe erklärt, für den Fall, als wir nun in die Aktion 
hineingehen, fei e3 Klar, daß wir nicht einfach erklären können, daß 
wir Streifen, ohne den Arbeitern zu jagen, wozu wir ftreifen. Der 
Proteft allein genüge nicht mehr, ſondern jebt fommen Forde— 
rungen in den Vordergrund, und dieſe Forderungen habe ich mir 
notiert, herausgejchrieben aus meinen Notizen an der Sitzung 
bom 6. November. Das find die Forderungen, die im Aufruf vom 
10. erfchienen find und von denen man fagt, fie feien nie auf ver- 
fafjungsmäßigen Wegen geltend gemacht worden. Obſchon wir 
geitern ein ganz hübſches Kolleg oder jagen wir ein Stage» und 
Antwortſpiel gehört haben und vielleicht anzunehmen ift, daß die 
Behauptung, die Forderungen feien auf verfaffungsmäßigen 
Wegen nicht geltend gemacht worden, nicht mehr fo bejtimmt auf- 
recht erhalten wird, wie es in der Anklageſchrift gejchehen ift, will 
ich darauf nachher Furz eingehen. Die Sitzung wurde dann auf 
abends 7 Uhr einberufen. Wir fonnten nach halb 8 Uhr ungefähr 
anfangen. Daß der Beichluß um 8 Uhr gefaßt worden wäre, iſt nicht 
wahr, jondern er ift nach meiner Erinnerung jo gegen 11 Uhr zu- 
tandegefommen. Es wäre nicht möglich geweſen, weil ich über 
alle3 rapportierte, was feit der legten Zeit gejchehen mar, über die 
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Berichte, die ich befam, über das, was wir eventuell als Programm 
in Ausficht zu nehmen hätten, wie der Streik ſich durchführen 
ließe, und weil nachher auch die andern Mitglieder des Aktions— 
komitees und Der vertretenen Inſtanzen ihre Mitteilungen zu 
machen und ihre Anfichten fundzugeben hatten. 

Kun ift das Programm diskutiert worden. Es find andere als 
die neun Punkte noch diskutiert worden. Als dieſer Aufruf im 
Gerippe fertig und der Beſchluß gefaßt war, daß wir in den Streik 
treten, hat man nachher den Aufruf verfaßt in ähnlicher Weije 
wie e3 dann in der Subfommiffion geſchah, als Willensausdrud 
der fombinierten Sigung. AS diejer Aufruf auf der Majchine 
durchgeſchlagen war, habe ich ihn der Verfammlung unterbreitet. 
Sch Habe ihn vorgelejen und bei jedem Abſatz gefragt, wer 
etwas einzumenden habe, möge jich melden. &3 find da und dort 
Heine Änderungen getroffen worden, im allgemeinen ftimmte 
man dem Aufruf zu, der dann in die Drucerei wanderte. Ich will 
gleich noch diefe „myſteriöſe“ Trage mit der Depejchenagentur 
aufklären. Sch habe Weijung gegeben, daß der Aufruf der Agentur 
übergeben werde. Wir haben für vollftändige Publizität gejorgt. 
Diejer Aufruf ift erfchienen, um die Verbreitung jelbft hatten wir 
uns im Aktionskomitee nicht zu kümmern. 

Was ic) vom Aufruf zum Proteſtſtreik gejagt habe, daS wieder— 
hole ich hier bei diefem Aufruf „An das arbeitende Volk“. Zu- 
nächſt forderten wir die ungefäumte Umbildung der beſtehenden 
Landesregierung unter Anpafjung an den vorhandenen Volks— 
willen. Heißt das, daß wir auf nichtverfaffungsmäßigem Wege 
dem Bundestate den Kragen umdrehen wollen? Keine Spur, das 
fonnten wir auch nicht, troß der Angſt, die der Bundesrat offenbar 
hatte. Jedenfalls hat der Bundesrat, der in feinen Erlafjen immer 
bon Gottes Machtſchutz fpricht, diesmal gefunden, der Macht- 
ſchutz des General3 Wille und des Oberjtlommandanten von 
Sprecher ſei offenbar verläßlicher und er hat ſich unter die Fittiche 
diefer Herren in die molligen Betten des Hotel3 „Bellevue“ be- 
geben, während wir „Aufrührer” ohne militäriſchen Schuß unfer 
Domizil an der Kapellenſtraße 6 aufgefchlagen hatten. Yon einer 
Berfaffungsmwidrigfeit war alfo gar feine Rede, e8 war doch fo, 
daß mir annahmen, wenn der Landezftreif ausbrecdhe, wenn das 
Berfehrsperfonal mitmache, dann werde, wie bei jedem andern 
Streik, aud) der Moment fommen, mo die Parteien miteinander 
verhandeln müfjen. Wenn man nicht dieje Auffafjung hätte, hätte 
man in andern Fällen nicht die Einigungsämter eingerichtet, nicht 
die Schtedsgericht3barfeit in die Tarifverträge aufgenommen. In 
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diefem Sinne e Habe ich bie Sache auch in der Bundesverfammlung 
behandelt, al von unfrer Fraktion der Antrag geftellt wurde, 
man möge die Fraftionen zufammenberufen, um über die Situn- 
tion zu beraten. Wir find hochmütig abgemwiefen worden, jelbit- 
verjtändlih! Mit „Untertanen” hat man vom Standpunfte der 
herrſchenden Klaſſe in ſolchen Fällen nicht zu Disfutieren und das 
berühmte Preſtige, über dem jo viele Eriftenzen ſchon gejcheitert 
find, obſchon fie im Augenblide de3 Erfolges glaubten, eine Rolle 
in der Öejchichte ſpielen zu können, hat gehindert, daß man darüber 
überhaupt reden fonnte. 

Nun Steht Diejes Programm, wie ich glaube, durchaus auf dem 
Boden der Verfaffung und es ift nicht fo revolutionär und nicht jo 
gemalttätig, mie etwa das Programm der Teſſiner Revolution oder 
jogar der unjchuldigen Berner Sungfreifinnigen, als ſie vor eini— 
gen Jahren die Murtener „Revolution” machen wollten. Unjre 
Forderungen waren im Gegenteil jelbitverjtändliche und hätten 
alle auf dem Boden der gegenwärtigen Gejellfchaftsordnung ver- 
wirklicht werden können, ganz zweifellos, ohne daß dabei der 
Kapitalismus und die bürgerliche Gejellichaft und der Bundesrat 
aus ihrem Sattel gehoben worden wären. 

GR: Nur ift das nicht eingeflagt. 

Grimm: Gewiß, aber wir müfjen darüber reden, meil hier 
ſchon immer nicht über das geſprochen worden ift, was eingeflagt 
iſt, ſondern über den Landezitreif. 

Aud.: Die Herren wollen das. 

Grimm: Natürlich wollen wir das. 

Aud.: Sch habe nichts dagegen. 

Grimm: & muß Ihnen angenehm fein, wenn Sie Ein— 
blid befommen in das Wejen der Arbeiterbewegung. 

Aud.: Kenne ich. 

rimm: Das wohl faum; diefe Probe haben Sie nicht ab- 
gelegt. 

Aud.: Ich Folitiſiere nicht. 

Grimm: Sn dieſem Prozeß haben Sie es doch getan. 

Aud.: Darum ſpiele ich nach der „Tagwacht“ auch eine 
klägliche Rolle. 

Grimm: Möglich! Tut mir leid, ich bin nicht Redaktor der 
„Tagwacht“. Daß ich es nicht mehr bin, dafür können Sienidhts, 
jonjt müßte ich annehmen, Sie hätten geholfen, mich zum ©e- 
meinderat zu wählen. (Heiterfeit.) Nach dieſem Heitern Zwiſchen— 
ſpiel, bei welchem wir feitgeftellt haben, daß der Auditor nicht 
politifiert und damit auch eine Aufgabe, die jedem Bürger geftellt 
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iſt, vernadhläffigt, die man namentlich dann erfüllen follte, wenn 
man Spntelleftueller ift, gehe ich weiter. | 

Wir haben die jofortige Neumahl des Nationalrates auf der 
Grundlage des Proporzes verlangt. Seither ift die Forderung er- 
füllt worden, terminiert bis allerdings auf den legten Oftober- 
fonntag 1919. Wir haben das aktive und paſſive Frauenwahlrecht 
gefordert. &3 ift ein Mangel, daß der Herr Auditor nicht politi= 
jiert, fonft hätte er unfere Broſchüren, Literatur, Flugblätter und 
PBarteiprogramme kennen gelernt, wo er diefe Forderungen ge— 
funden hätte. Er hätte auch von Frauentagen gehört, von einer 
durch das ganze Land Hindurchgehenden Agitation zugunften 
des Frauenwahlrechts. | 

Aud.: Kenne ich als Leſer der „Tagwacht“. 

Grimm: Freut mich ſehr. Alſo politiſieren Sie doch GHeiter— 
keit). | 

Aud.: Für mid) gewiß. 

Grimm: Dann begreife ich nicht, wieſo Sie behaupten 
fönnen, diefe Forderungen jeien nicht auf verfaffungsmäßigen 
Wege geltend gemacht worden. Dann ift etwas nicht in Ordnung, 
oder dann find Sie vielleicht nur über die Wege nicht gleicher 
Meinung. Daß das verfafjungsmäßig iſt, wenn wir in der Preſſe, 
in Volksverſammlungen, in allen Barlamenten dieſe Forderungen 
geltend machen, werden Gie nicht bejtreiten. 

Aud.: Sch werde mich über diefe Sache mit Ihren Herren 
Verteidigern auseinanderjegen. Jetzt reden wir über Tatſachen, 
wie Herr Huber gejagt hat. 

Grimm: Gewiß, ganz der Shrige! Mfo kurz und gut, die 
Einführung des aftiven und pafjiven Frauenmwahlrehht3 haben 
wir auf verfajjungsmäßigem Wege gefordert. | 

Auch die allgemeine Arbeitspflicht. Es ift geftern auf die In— 
itiative über dag Recht auf Arbeit verwiejen worden. Die bürger- 
liche Geſellſchaft follte im übrigen dieſes Postulat jchon längſt ver- 
mwirklicht haben. Man hat uns in der Schule erzählt: Wer nicht ar- 
beiten will, foll auch nicht eſſen. Wir haben den Spruch auf dieſe 
Schieber und dieſe ganze glattrafierte Gefellihaft anmenden 
wollen, die ins Land gefommen ift und nicht3 gearbeitet hat. Wir 
haben dem Bundestate verjchiedene Male gejagt, diefe Leute 
jollten zu müßlicher Arbeit angehalten werden. 

Aud.: Hat mich auch geärgert. N | Ä 

Grimm: Aber das ift feine Rechtfertigung dafür, daß Sie 
uns unterfchieben, wir hätten die Forderung nicht auf verfaſſungs— 
mäßigem Wege aufgeftellt. Wir haben aljo auch daS gefordert. 
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Bom Achtſtundentag und der 40-Stumdenwodhe brauchen wir 
nicht zu reden, von der Reorganifation Des Militärwefens im Sinne 
de3 Volfsheerd auch nicht, mern Gie Leſer der „Tagwacht“ find, 
jo Haben Sie wiederholt Ausführungen von mir zu dieſem Thema 
lefen fünnen. Die Sicherung der Lebengmittelverforgung, Die 
wir verlangt haben, geht aus unferm ganzen wirtjchaftlichen 
Programm hervor, das wir während des Kriegs entmwidelt Haben. 

Die Alters- und Invalidenverſicherung iſt ebenfall$ verlangt 
worden, ebenjo das StaatSmonopol für Import und Export. Wir 
haben jchon lange die Monopolifierung des Kompenjationshandels 
verlangt. Sie hätte dem Lande Millionen und Millionen ein- 
getragen, die man für foziale Zwecke hätte verwenden fünnen, 
wenn nicht immer im Bundeshaufe.die Rüdjichten auf das Privat- 
intereffe der Herren Spekulanten maßgebend geweſen wäre. Eben- 
jo verhält e3 ſich mit der Tilgung aller Staatsſchulden durch die 
Befibenden. 

Sch beftreite aljo mit aller Entjchiedenheit, daß diefe Forde— 
rungen nicht auf verfafjungsmäßigen Wege geltend gemacht 
worden feten, wie in der Anklage behauptet wird. Ich erkläre, 
daß diefe Behauptung den Tatſachen widerſpricht. Man kam 
ſich uber den Weg ſtreiten, gewiß, aber wenn Dr. Laur oder Na- 
tionalrat Alfred Frey oder ſonſt irgendein Vertreter der Induſtrie, 
der Landmwirtichaft oder des Gewerbes zum Bundesrate geht, 
und mit wirtichaftliden Drudmitteln bejtimmte Forderungen 
durchſetzen will, dann iſt da3 zweifellos nicht3 anderes, als das was 
wir hier in dieſem Falle getan haben. Was dem einen recht, ift 
dem andern billig. Wenn die einen dem Bundesrate erklären: 


Wenn du und nicht den und den Milchpreis bemilligjt, erklären. 


wir und aufßerjtande, die Milchverjorgung des Landes durchzu— 
führen, joijt dasdoch nichts anderes, als das was wir getan haben, als 
wir dem Bundestate erklärten, nachdem alle Verhandlungen frucht- 
[08 verlaufen feien, gebe es fein anderes Mittel, als die Erklärung: 
Wir fönnen die Arbeitsleiftung nicht mehr jicheritellen und werden 
das jo lange durchführen, bis die Forderungen erfüllt find! — Wir 
ſtehen auf demfelben Boden. Will man behaupten, was wir hier 
getan haben, ſei nicht verfaffungsmäßig, fo ift auch nicht verfaffungs- 
mäßig, was Dr. Laur, was Nationalrat Frey, was alle andern Ver- 
treter der bürgerlichen Wirtichaftsverbände im Laufe der ver- 
gangenen bier Jahre im Bundeshaufe getan haben. 

Und nım die eingeflagten Stellen. An wen richtet fich der 
Aufruf? „Un das arbeitende Volk der Schweiz”. Man weiß aljo, 
an wen. Er iſt nicht an die mobilifierten Wehrmänner adrefiert. 
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Ich werde vielleicht in einem andern Zuſammenhang einmal Ge— 
legenheit haben, auszuführen, warum das fo iſt. Er richtet ſich an 
das arbeitende Volfder Schweiz und an die Arbeiter, die in jenem 
Moment nicht mobilifiert waren, an Die Arbeiter, die zuung gehören. 


Daß wir in dieſem Aufrufnicht zu den Freiburger Bauern reden konn⸗ 


ten, die ſich ſo lebenswürdig der Stadt Bern angenommen haben, 
oder zu den Waadtländer Bauern, das war jelbitverftändlich. Wir 
mußten uns an unjere Arbeiterichaft richten, an die Arbeiterjchaft, 
die mit ung fühlt und denkt, zum Teil in unjern Organifationen ift. 
Es mag hier gleich gejagt werden, Herr Auditor, daß es nicht auf 
die Zahl der Organifterten anfommt, denn wenn e8 darauf an- 
käme, hätten wir in Bern die Mehrheit noch nicht und ich Hätte 
nicht die Ehre hier als Gemeinderat von Bern auf dieſem An— 
Hagebänflein zu figen. Wir haben in Bern 4—5000 politiich Organi- 
jterte, haben aber 9—10,000 Stimmen und wie Sie wiſſen, ſehr 
jihere Stimmen in der Gemeinde Bern. Es fommt alfo nit auf _ 
die Zahl der Organifierten an, ſondern auf die, Dieder Parole Folge 
leiiten, die an da3, was Die Partei jagt, glauben und zu ihr jtehen. 
An dieje Leute haben mir uns gewendet und nicht an die Leute, 
die im Wehrkleide fteden, oder in einen engen Begriff, an Die 
Soldaten. ch ftehe Hier auf demſelben Boden, der heute morgen 
bon meinem Mitangellagten Schneider ge schildert worden ift, daß 
jelbitverjtändlich der Arbeiter, der vor die Frage gejtellt wird, 
welche Pflicht er erfüllen wolle, die Pflicht, die ihn feine Bu- 
gehörigfeit zu einer beitimmten Klaſſe gebietet, für die er ſeit 
Jahren und Jahrzehnten eingetreten ift, oder die Pflicht, die ihm 


" mechanifch von oben anbefohlen wird, die Wahl felbit zu treffen 
hat. Die Wahl fteht nicht bei ung, ſondern bei dem einzelnen und 


jo wieich immer den Arbeitern, die als Ausländer bei und waren, und 


nun vor die Gewiſſensfrage gejtellt waren, entweder ihre Familie 


hier in der Schweiz zu verlaffen und in den Krieg zu gehen, oder 
hier als Dejerteure und Refraktäre zu gelten, immer gejagt habe, 
das jei eine Frage, die fie mit fich ſelbſt ausmachen müßten, ich 
fönne nur für meine Haut einjtehen. Allerdings müſſen wir Dabei 
jagen, vom ſozialiſtiſchen Standpunkte aus ſei es jelbitverftändlich, 
daß wir das und das erwarten, und wenn einer die Auffafjung, die 
er bi3 jegt hochgehalten hat, im gegebenen Falle nicht anwenden 
will, fo it das feine Sache. Aber dann Hört die Gemeinſchaft der 
Solidarität mit der Arb eiterflafje auf, danrı wird er zum Werkzeug 
der Klajjengegner der Arbeiterichaft. 

Das ift die Auffaffung, die wir in diejer Beziehung haben. 
Darum diefer Abfab, der fich an die Wehrmänner richtet und hier 
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eingeflagt ift, mo wiederum gejagt wird: „An Euch) werden die 
Herrſchenden appellieren, das gegenwärtige Regime mit Waffen- 
gemalt zu ſchützen“ und wo wir nım jagen, Daß die Leute nicht zu 
Henfern an den eigenen Angehörigen und Volksgenoſſen werden 
jollen. Der Fall ifi gar nicht jo ganz ausgejchloffen, wie es der 
Herr Auditor dartun wollte. In der Stadt Bern demonſtrieren 
auch Frauen und Kinder und es kann ſehr leicht möglich fein, daß 
unter den aufgebotenen Truppen Leute find, die zufällig zum 
Freiburger Bataillon gehören, aber in der Stadt Bern wohnen, 
Soldaten, die alfo im Emjtfalle unter Umständen auf ihre eigene 
Frau und Kinder [hießen müjjen. Sie werden jagen, das ſei das 


Riſiko Des Kriegshandwerks. Es ift ein Riſiko, wo jich der einzelne 


immerhin etwas dabei denkt. Darum hatten wir vollftändig recht, 
als wir erklärten, was wir von einem Arbeiter erwarten. 

Was die Arbeiter» und Soldatenräte betrifft, verweiſe ich auf 
die Begründung ſelbſt. Es heißt ausdrüdlih: „Zur Vermeidung 
blutiger Konflikte”. Es iſt jehr jchade, daß der Herr Auditor, 
der jonft Sinn hat für typographifche Anordnung, ich gebe ihm 
diejes Zeugnis als alter Buchdruder, hier plößlid) den Blauftift 
weggelegt hat. Dieſe Stelle „zur Vermeidung blutiger Konflikte 
fordern wir Euch auf, in allen mobilifierten Einheiten” uſw. ift ge— 
möhnlich gedrudt bis zu dem Worte „in allen“, dann erjt kommt 


der Kurfivdrud. Es war, nad) all den Erfahrungen, die wir bisher 


gemacht haben, jo f elbftverftändlich, daß mir dieje Parole ausgaben, 
daß man darüber überhaupt nicht diskutierte. Mag im Privat- 
geſpräch das eine oder andere gefallen jein, mag man da oder Dort 
in der Arbeiterfchaft die Meinung gehabt” haben, das Syſtem fei 
dasjelbe wie in Rußland oder Deutjchland, die wahre Begründung 
geht aus dem Manifeſt jelbjt hervor. 


* 


Dann iſt noch eines, das für uns zeugt: Das ift unſre ſozia⸗ 


liſtiſche Auffaſſung von dem Entwicklungsprozeß der Gejellichaft, 


die uns z. B. in bezug auf die Frage des Antimilitarismus bon 
vornherein jagen muß, daß e3 einen Antimilitarismus ſchlechthin 
und einen jozialdemofratijchen Antimilitarismus gibt. Ich perfön- 
lich war 3.8. immer aus ſozialiſtiſcher Überzeugung heraus gegen 
befondre antimilitariftiiche Organtfationen, wie ich gegen beſondre 
Soldatenbünde und dergleichen Geichichten bin. Und warum? 


Aus dem einfachen Grunde, weil einer aus den verjchiedenartigjten 


Motiven Antimilitarift fein fann. Es kann einer, wie der hollän- 
diſche Soldat, den ic) heute morgen aus der ‚Tagwacht“ erwähnte, 
das Töten nicht wollen, weil er Vegetarier ift. &3 kann einer Anti⸗ 
militarift fein, weil er aus hriftlich-ethifchen Motiven nicht Mili- 


— 


ee ee — 
ERBE EB — 


— 


— 


613 


tarift fein kann, aber das beweilt noch nicht, daß ſein Antimilitaris- 
mus revolutionär fei. Revolutionär wird fein Antimilitarismus 
erft dann, wenn er dieſen Antimilitarismus als von der Lehre des 
Sozialismus erfüllter, Hajjenbewußter Arbeiter in ſich trägt, daß er 
ſich nicht gegen die Gewalt fehlechthin wende, fondern gegen ihre 
Träger, in deren Händen die heutige mifitärifche Gewalt ein In— 
ſtrument iſt zur oe einer aufftrebenden revolutionären 
Klaſſe. Das ift unfre Auffaffung vom Antimilitarismus, darım 
find mir nicht für die Soldatenräte im gewöhnlichen Sinne, wie 
das heute vielfach. aufgefaßt wird, zu haben, darum auch nicht 
dafür zu haben, daß man befondere antimilitarifiiiche Propa⸗ 
ganda treibt, losgelöſt von der ſozialiſtiſchen Auffaſſung. Im 
übrigen glaube ich, ſtehen wir auf gutem alten Boden, auf dem 
Boden — erſchrecken Sie nicht — der radikalen Berner, des Jahres 
1831, wo in der Geſchichte ſteht — ich glaube es iſt bei Herzog, wenn 
ich mich recht erinnere, ich habe es auf dem Staatsarchiv ſeinerzeit 
ausgegraben — daß die Berner Milizen zwar bereit ſeien, das 
Land gegen außen zu verteidigen, daß ſie ſich aber niemals her— 
geben würden, auf die eigenen Volksgenoſſen zu ſchießen und ſich 
als Werkzeuge des damals noch beſtehenden aber der Abdankung 
raſch entgegeneilenden Patriziats mißbrauchen zu laſſen. Unſer 
Standpunkt iſt alſo ein gut ſchweizeriſcher, ſogar ein gut berniſcher, 
und dieſe unſre Auffaſſung, wie wir in dieſem Aufruf die Sol— 
datenräte verſtanden haben, iſt ebenſo ſolid. Wir wollten ein 
Organ, um in Zühlungnahme mit der Arbeiterichaft blutige Kon— 
flifte zu vermeiden, ein Organ, das Darauf ausginge, por Unbes 
fonnenbheiten zu hüten. Für diefe unfere Auffaſſung ſpricht Die 
Tatfache, DaB wir während der ganzen Mobilifation, alfo vor dem 
Etreif, feine Soldatenräte gebildet haben, nie die Parole Dazu 
ausgegeben haben. Das entjpricht auch dent Gebot der Gehor- 
ſamsverweigerung, das. von uns aus Durch alle Barteitage hindurch 
broflamiert wurde. In dieſem Gebot der Gehorſamsverweigerung 
ift nicht3 anderes enthalten, als daß man blutige Konflikte, Bürger— 
leichen vermeiden will. Deswegen brauchte e3 bei uns im Aktions⸗ 
fomitee Teine lange Diskuffion barüber, ob dieſer Sap beſtehen 
bleiben ſoll oder nicht. 

Übrigens, wenn es richtig tväre, was man ung mit ber Wendung 
. tiber die Goldatenräte unterftellen will, fo hätten wir uns nach— 
her irgendwie erkundigt, wie Die Organif ation funktioniert. Das 
ift und nicht eingefallen. Es iſt weder an uns berichtet worden, 
noch haben’ mir. J—— Anfragen geſtellt. Das war ſelbſt⸗ 
verſtändlich. it alfo des Sinn dieſes Paſſus. ch ſtehe in 
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vollem Umfange dazu und würde gar nicht zögern, in einem ähn- 
lihen Moment genau wieder fo zu handeln, weil ich es al3 Ver- 
dienft der Arbeiterbewegung betrachte, wenn fie ihre Bewegung 
difzipliniert und unter möglichſter Vermeidung von blutigen 
Opfern durchführt. 

Und nun der Aufruf. Sch bin in der Kapellenſtraße geblieben. 
Sch glaube bis 5 Uhr früh. Da möchte ich abermals eine Unrichtig- 
feit, eine objeftive Unmwahrheit bezüglich der Anklage zurückweifen. 
Es iſt Hier an einer Stelle von dem Lofomotipführerverbands- 
präjidenten Wey die Rede und e3 heißt da, Wed fei von mir aus 
der Sitzung hinausgemwiejen worden. Die Sache jpielte fich folgen- 


dermaßen ab: Wey mar der einzige, welcher gegen den Streik 


beſchluß geftimmt hat. Dann habe ich ihm erflärt, er fei die Minder- 
heit in Einzahl und er werde verftehen, entweder müffe er ſich dem 
Beſchluß fügen oder dann habe e3 feinen Sinn, daß er hier bleibe. 
Wey motivierte feine Stimmabgabe damit, er hätte mit feinem 
Zentralverband nicht Rückſprache nehmen fönnen, er werde es aber 
jelbitverjtändlich tun, nachdem der Beſchluß gefallen fei, und er jei 
der Meinung, daß die Lofomotipführer der Bewegung nicht in den 
Rüden fallen. Daraufhin habe ich gejagt, dann fei die Lage Klar, 
in dieſer Situation feien jchließlich alle, dann fei es nicht nötig, daß 
Wey ſich entferne, und er Hat fich nicht entfernt, fondern an den 
Beratungen teilgenommen und iſt erſt ſpäter weggegangen, offen- 
bar um feinen Yentralvorstand zu befammeln. Da haben Gie 
geitern, wie ich glaube auf Veranlaffung de3 Herrn Fürſprech 
Huber, die Berlefung eines Aufrufs des Lokomotivführerverbandes 
gehört. Diefen Aufruf Hat mir Wey vorgelefen, ich glaube in 
Gegenwart eines Vertreters der Eifenbahner, etiva morgens 4 Uhr 
im Lokal Kapellenjtraße 6, 3. Stod, Hinteres Zimmer, Metall. 
arbeiterverband. Er hat mir den Aufruf Wort für Wort porgelefen 


und mich gefragt, ob das richtig fei. Ich Habe ihm gejagt, das fei 


Sache feines Verbandes, es jolle uns freuen, wenn fie Solidarität 
befunden. Das war um 4 Uhr morgens. Dann ift offenbar das 
Flugblatt zuftande gefommen. 

Das iſt der Hergang jener Sitzung und damit war die Sache 
jomweit in Ordnung. Wir hatten nur noch eine Falſchmeldung zu 


forrigieren. Sch weiß nicht, woher fie fam, aber vermutlich von 


den höhern Sphären der Öeneraldireftion. Man hat von überall 
her plößlich telephoniert, ob e3 wahr jei, daß die Ausführung des 


Generalftreitbejchluffes um 24 Stunden Hinausgefchoben worden 


fei. Das war natitrlich nicht wahr, mir fonnten den Beſchluß, an- 
geſichts der Verhältnilfe in Zitrich und angeſichts der bereitö ge- 
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beöfferien Maßnahmen, auch nicht mehr zurüdnehmen. Wir haben 
diefe Meldung Eforrigiert und erklärt, daß an unjerm Beichluffe 
fejlgehalten werde und der Streik in der Nacht vom Montag auf 
- Dienstag beginnen jolle. 

Das ift der Hergang, wie der Beichluß und mie der Aufruf 
zujtande gefommen find. Nun weiß ich nicht, ſoll ich erzählen, was 
ich nachher an den Tagen bis zum 14. getan habe oder joll ic, ein- 
gehen auf das, was ſich in jener heitern militärifchen Burleske ab- 
gejpielt hat, an jenem Donnerstagnachmittag an der Kapellen- 
ſtraße 6. 

GR: Sch frage: Haben Sie ne Weiſungen erteilt in 
bezug auf den Streik an Eifenbahner? 

Grimm: Das beforgten die fchon felbft. 

GR: Sie find alfo nicht angefragt worden? Haben Sie Auf 
rufe verteilt? Grimm: Nein. 

GR: Oder zur Verteilung weitergegeben? Grimm: Nein. 

GR: Wann haben Sie erfahren, daß die Eifenbahner mobili- 
jiert werden? 

Grimm: Das weiß ich nicht, hat mich nicht bekümmert. 

GR: Sie jahen es voraus? Grimm: D, gemif. 

GR: Wann haben Sie Kenntnis befommen von der Ber- 
ordnung des Bundesrates vom 11. November? 

Grimm: Sc kann mich nicht mehr genau erinnem. 

GR: ©o viel ift ficher, daß das Aktionskomitee beieinander 


blieb und die Schilderung von Mittwoch abend ift richtig in bezug N 


auf den GStreifabbrudh ? 
Grimm: Jawohl. 
tig? NR: Die Schilderung der Ereigniffe von Donnerstag iſt auch 
richtig? 

Grimm: Bielleicht iſt hier nachzutragen, daß die Armee⸗ 
leitung die Bundesanwaltſchaft verhaftet Hat. 

ER: Die Bundesanwaltichaft? 

: — Wenigſtens einen Beamten der Bundesanwalt- 
ſchaft 

GR: Aha, einen Beamten. Es war feine Verhaftung, eine 
Internierung. 

Grimm: Es war eine Schutzhaft, wie bei Stadtpräſident 
Müller auch. Als der betreffende Beamte ſah, daß Stadtpräſident 
Müller nicht aus der Schutzhaft entlaſſen werden wollte, ſagte er, 
er werde telephonieren und werde ſorgen, daß Müller ing Voltz- 
haus geben fünne. Als er telephonieren wollte, fam der Offizier 
und fragte ihn, was er hier wolle. Er antwortete ihm, er ſei Be- 
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amter ber Bimdesanwaltſchaft. Auf die Trage des Offiziers, ob 
er einen Ausweis habe, antwortete er nein und da wurde ihm ge- 
jagt, dann bleibe er hier, mie Die andern Herren auch. 

GN: Auch die Schilderung der Bewegung im Vollzhaus war 
richtig? "Waren Sie nicht dabei? 

Grimm: Ich war Donnerstag vormittag 11 Uhr in der Ver⸗ 

fammlung im Bollshaus, um den Streifabbruchbefchluß zu ver- 
treten, trotzdem ich nicht einverftanden war. Wenn Cie geftatten, 
werde ich zu dein GStreifabbruch noch etwas fagen. Wenn wir auf 
den Boden des Putſchismus jtehen würden, dann hätten wir Die 
Motivierung des Streikabbruchs nicht ſchildern müſſen, wie es in 
der offiziellen Bekanntmachung gejchehen ift. Wir haben aus» 
drüdlich gefagt: „Die Frage Der Weiterführung Des Streiks, war 
eine Frage des Verhaltens der banner und der mobilifierten 
Truppen.” 

Wir haben ferner erflärt: 

„Dieſe Zugeltändniffe können nicht befriedigen. Um aber 
im Augenblicke mehr zu erreichen, wäre die Umwandlung des 
Landesſtreikes in den revolutionären Generalſtreik nötig geweſen. 
Die Arbeiterſchaft hätte über gleichwertige Waffen verfügen 
müſſen wie das verbrecheriſch auf ſie gehetzte Heer. Dieſe 
Gleichheit beſtand nicht. Die Maſſen wehrlos den Majchinen- 
— der Gegner ausliefern, das konnten und — wir 
nicht.“ 

Darin liegt die Rechtfertigung in unſrer ganzen prinzipielle 
Auffaffung von der Art der Bewegung. 

Aud.: Sch denke, Herr Grimm wird felbit nicht annehmen, 
daß wir ohne Trageftellung aneinander vorbeifommten. Sch habe 
den fäntlichen Verteidigern in entgegenkommenderweiſe die näm⸗ 
lichen Abjchriften der Akten zugeftellt, die ich für mich brauchte, die 
der Herr Großrichter brauchte und die die Verteidigung aud) ge- 
habt hat. ch nehme an, Herr Grimm kennt diefe Alten. - 

Grimm: Nicht das ganze Zeug. N 

Aud.: Aber doch feine Depofitionen ? 

Grimm: Gewiß. 

Aud.: Herr Grimm Hat behauptet, die Darftellumg ber An⸗ 
klageſchrift ſei unrichtig und hat dadurch einen Vorwurf gegen den 
Auditor erhoben. Er hat insbeſondere behauptet, unrichtig ſeien 
Urt. 17—20 der Anklageſchrift, und es ſei ferner unrichtig, was in 
bezug auf Wey in der Anklageſchrift geſagt ſei. Ich laſſe mich nicht 
gern der objektiven Unwahrheit hier zeihen, wenn dafür kein Grund 
vorliegt. Objektive Wahrheit und ſubjektive Wahrheit wird eben 
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in dem Moment da fein, wo derjenige, der die Darftelfung gibt, 


fubjeltiv und objektiv, das annehnten konnte. Mit Rückſicht darauf 
möchte ich Den Herrn Großrichter bitten, Die Depoſitionen de3 Herrn 
Grimm in der Vorunterfuhhung zu verlef en, Dann mag Herr Grimm 
fich äußern, ob nicht, gejtüßt auf feine eigene Darftellung der Sad)- 
lage, die Darftellung der Anklageſchrift jedenfalls objektiv und 
fubjeftiv richtig war. Ich kann nichts dafür, wenn Herr Grimm in 
der Vorunterſuchung nicht vollſtändig Auskunft gegeben hat, ich 
kann nichts dafür, wenn der Unterſuchungsrichter ihn nicht voll- 
jtändig befragt hat, aber ich weije e3 weit von mir, den Vorwurf 
entgegenzunehmen, daß ich objeltiv oder ſubjektiv eine Unwahrheit 
feſtgeſtellt hätte in der Anklageſchrift. 

GEN: Sie haben am 25. November in bezug auf die Sitzung 
vom 7. gefagt: „Der Aufruf an das arbeitende Volfder Schweiz“, 
init den Stellen: „Wehrmänner, an Euch werden die Hertfchenden 
appellieren“; „Eifenbahner, Stantsangeftellte, an Euch wird man 
das Anfinnen richten“ bis „durch Euer Verhalten wird der Aus- 
gang des Landesitreits beſtimmt“, it am 10. November, Sonntag 
nachts, in einer Sitzung ... im Wortlaut, wie er mir vorliegt, feſt— 
gejtellt worden. Als Herausgeber 9 Erlaſſes wurde das Ko⸗ 
mitee mit Namensanführung beſchloſſen. Direkt unterzeichnet 
hat keines der angeführten Mitglieder. Die ſozialdemokratiſche 
Nationalratsfraktion war als ſolche in der Verſammlung nicht ver⸗ 
treten. Die Zuſtimmung der Fraktion wurde beim Präſidenten, 
Dr. Affolter eingeholt und ebenſo, ſoviel ich mich erinnere iſt nach— 
träglich in der Fraktionsſitzung diefe Genehmigung ausdrücklich 
beitätigt worden. Mit den inkriminierten Stellen diejes Aufrufes 
bin ich auch durchaus einverſtanden.“ | 

Grimm: Ich möchte dem Herrn Auditor durch eine Gegen- 
frage antworten. Er foll mir jagen, ob das, mas er behauptet, 


. wirklich mit meinen Angaben übereinftimmt. 


Aud.: Sch möchte Herrn Grimm einfach fragen mit der Gegen— 
frage: War es Grimm nicht möglich, alles was er uns Heute hier 
erzählt hat, dem Unterfuchungsrichter auch zu erzählen und zu er- 
möglichen, daß die Anklageſchrift in dieſer Hinſicht URS 
werden fonnte. 

Grimm: Sch werde dem Auditor fofort diefe Frage bes 
anttoozten, wenn er meine Gegenfrage beantwortet hat. | 

Aud.: ch habe vorläufig das Fragerecht. Herr Grimm hat 
uns heute erzählt, er hätte eine Beiprechung im Bundeshaufe ge- 
habt und Herr Bundespräfident Calonder fei gewifjermaßen zu- 
jammengebrochen, er ſelbſt, Grimm, hätte erklärt: Wir werden 
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unfte Inſtanzen befragen und Anenlegen, mas zu tun jei. Was 
heißt das, die Inſtanzen befragen? 

Grimm: Die Leitung der Partei, des Gewerkſchaftsbundes, 
des Aktionskomitees, zu welchem Zwecke die Situng vom Sonntag- 
abend einberufen worden iſt. 

Aud.: Iſt es nicht richtig, daß auf den Parteitagen oder jeden- 
falls im Gewerkſchaftsbund ausdrücklich eine ſolch große Juris— 
diktion eines Aktionskomitees abgelehnt wurde? 

Grimm: & erijtierte im Jahre 1912, als Darüber geſprochen 
wurde, noch gar nichts. 

Aud.: Hat man damald eine derart weitgehende Juri: 
diktion irgendeine Komitees in Ausficht nehmen mollen? 

Grimm: Geit 1912 hat ſich in der Welt etwas abgefpielt 
und feine Sleinigfeit. Dieſes Etwas hat u. a. auch zu dem Bajler- 
fongreß Veranlaffung gegeben, der von Bartei und Gewerkſchaften 
bejchidt worden ift. Diefer hat das Aktionskomitee eingeſetzt. Wir 
haben e3 ausdrüdlich durch den Kongreß wählen lajjen, weil e3 
borher nur gewählt war durch die oben Inſtanzen der. Partei 
und Gemerfichaften. Dieſem Aktionskomitee find dieſe Kompe— 
tenzen gegeben worden in dem Umfange, wie ſie das Protokoll 
aufweiſt. 

Aud.: Ich werde auf das Protokoll noch ſpäter zu reden 
kommen. Herr Grimm hat ung erklärt, was die Frage der Soldaten- 
räte anbetreffe, fo ſei das jo aufzufaflen, daß in dem Momente, 
wo mobilifiert werde, Der Arbeiter vor die Trage geitellt jei, ob er 
jeine Pflicht erfüllen wolle gegenüber dem Staate oder gegenüber 
der Arbeiterflafje, die Wahl jtehe bei jedem einzelnen und er müffe 
entjcheiden. Ich glaube die Depofition richtig veritanden zu haben. 
Sch möchte ihm nun aber doch den Aufruf „An das arbeitende Volk“ 
in Erinnerung rufen. Es ift mir ſchon fo oft vorgeworfen worden, 
daß ich meine Anklagefchrift nicht gelefen habe und nicht wiſſe, was 
ich gejchrieben hätte. Und num fteht in dem Aufruf an die Wehr- 
männer folgendes, das mit der Depofition des Herrn Grimm etwas 
differiert: „Wehrnänner, an Euch werden die Herrichenden ap» 
pellieren, das gegenwärtige Regime mit Waffengemalt zu jchüßen. 
Euch mutet man zu — e8 fteht alfo bereits drin, daß man ihnen zu- 
mutet — auf die eigenen Landeskinder zu fchießen, vor den: Morde 
Eurer eigenen Frau und Eurer eigenen Kinder nicht zurüdzu- 
ihreden. Shr merdet daS verweigern, Ihr werdet nicht zum 
Henker an den eigenen Angehörigen und Volksgenoſſen werden. 
Zur Vermeidung blutiger Konflikte fordern wir Euch auf, in allen 
mobilifierten Einheiten Soldatenräte zu bilden, die im Einber- 
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nehmen mit der Arbeiterorganijation ihre Maßnahmen treffen.” 
Sit das die Form, in der man einen Entjcheid über die Pflicht- 
erfüllung einem einzelnen anheimitellt ? 

Grimm: Die Sade ift ſehr einfadh. Wir Haben eine fozia- 
Yiftifche Erziehung und Schulung, die auf Jahrzehnte zurüdgeht 
und unſre Partei ift groß und ftarf geworden und beiteht heute 
jtärfer und größer als je vorher, währenddem die freifinnige Partei 
zufammengeftacht ift. Wir fonnten vorausfegen, daß, wenn mir 
uns an ſozialiſtiſch geſchulte Arbeiter wenden, ſie hier nicht in Kon— 
fit fommen, darüber, was fie zu tun haben, jondern ihre Ent- 
ichlüffe treffen aus eigener Überzeugung, weil fie nicht mehr fo 
dumm find, fich für die Intereſſen andrer hinopfern zu wollen. 

Aud.: Ich meine nur, wenn ich etwas dem Entſchluſſe eines 
Dritten anheimitelfe, jo wähle ich doch nicht die imperative Form, 
fondern dann fage ich bloß oder könnte bloß jagen, Du weißt, mas 
Du zu tun haft. Hier aber ift ein Imperativ. 

Huber: Das ift doch der Indikativ. Wenn ich Ihnen fage: 
Sie werden jebt gerade widerjprechen und werden wieder eine 
tage ftellen, ift Das denn ein Befehl? 
| Aud.: Sch brauche Über derartige Sachen fein Wort zu ver- 

Tieren. Im übrigen möchte ih Grimm nur nod) eine Frage Stellen, 
ob ihm befannt ift, daß bereit3 vor dem Aufruf. vom 11. November 
in einer Anzahl von Zeitungen, und nicht nurin Zeitungen, ſondern 
auch unter der Hand Soldatenvereinigungen, Die Vorgänger bon 
Soldatenräten gebildet werden follten. 

Grimm: Das habe ich u. a. in der bürgerlichen Preſſe ge- 
lefen, ob e3 wahr ift, weiß ich nicht, ich glaube nicht alles, was 
dort Steht. 

Aud.: Sch habe hier das „Solothurner Tagblatt” und Die 
„Zagmwacht”, die, wie ich glaube, Herrn Grimm nicht ganz fern 
fteht, vom 6. Juli 1918. Darin ſteht der Artikel: „Eine neue 
Blüte der Reaktion”. 

Eine neue Blüte der Reaktion. Der General, der in letzter 
Beit ein fonft ganz ftiller Mann geworden ift und ruhig in feinem 
zierlichen Empirezimmerden in einem Berner Schieberhotel 
ichläft, will dem Vereinsrecht an den Kragen. Den Anlaß dazu 
bieten für ihn die da umd dort ind Leben gerufenen Soldaten: 
organifationen. Der General erklärt fie als ftant3gefährlich und 
rückt mit einem Dienftbefehl auf, der ein wahrer Fallſtrick für 
unvorfichtige Leute werden kann. Hier der Wortlaut: 

„ı. In einigen Zeitungen ergeht ein Aufruf zum Beitritt zu 
einem fogenannten jchweizerifhen Soldatenbund; an einigen 
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Drten haben bereits Berfammlungen ftattgefunden. Zu einem 
großen Teil waren noch vaterländifch gefinnte Elemente dabei; 
fie ftehen aber in Gefahr, aufrührerifchen ken 
und unſchweizeriſchen Gejegen zum’ Opfer zu fall 

2. „Soldatenbund“ ift auf feinen Fall der Tichtige Kame. 
Schtweizerbürger können beliebige Bereine gründen für alle er- 
laubten Berhältnijje des Zivillebens. Schweizer Soldaten aber 
im Militärdienſt kennen nur den einzig gefeßlichen Verband ihrer 
Einheit und ihrer Truppenkörper. Innerhalb Der Truppeneinheit, 
bie feitgefügt und treu verbunden im Felde ftehen muß, darf es 
feinerlei Nebenbünde einzelner geben. 

‚3. Die Truppenkommandanten dürfen Daher bei Truppen 


feinerlei Einmiſchung in den borfchriftsgemäßen Dienſtgang, 


feinerlei Verſuch dazu und feinerlei Tätigkeit überhaupt irgend- 
eines fogenannten Soldatenbundes dulden, und Zumiderhand- 
lungen find als Verlegung diefes Dienftbefehls disziplinarifch zu 
beitrafen, foweit nicht in jchweren Fällen militärgerichtliche 
Behandlung eintreten muß. 

4. Seder einzelne Mann foll geradeaus und furchtlos auf 
dem dienſtgeſetzlich gewieſenen Wege fich bejchweren, wenn er 
begründeten Anlaß dazu hat oder auch nur gutgläubig zu haben 
vermeint. Über das Befchwerderecht find die Truppen genau 


zu unterrichten. Die Vorgefegten find hiermit ftrengftend ange: 


wieſen, vorſchriftsgemäß erhobene Beichwerden genau und ohne 
Boreingenommenheit zu: prüfen, berechtigte Beichwerden zu 
Ihüßen, unberechtigte, aber gutgläubigq erhobene belehrend zu 
vermweifen, böswilfig und unberechtigt erhobene zu beftrafen.“ 
Die Auffaffung, die der General in feinem Wiſch entmwidelt, 
iſt feudal. Selbftverftändlich haben die Schweizerjoldaten ein 
verbrieftes, in der Bundesverfaffung verurfundetes Recht zur 
Vereinsbildung. Wenn es ihnen einfällt, eine Drganifation der 
Wehrmänner zu bilden, fo geht das den Herrn General einen 
blauen Teufel an. Die Berfatfung und bie Durch fie garantierten 
Rechte ftehen über dem General und über feinen Anordnungen. 
Der General fann Höchitenfalls verfügen, daß Beſchwerden und 
Forderungen auf dem vorgefchriebenen Dienſtwege eingereicht 
werden müſſen, aber den Soldaten unterfagen, einen. Verein 
zu bilden, dazu hat der Mann fein Recht. Die Ziffer 3 deg 
„Befehls" Seiner Majeftät Wille entbehrt daher der verfaffungs- 
rechtlichen" Grundlage. Der General hat nicht darüber zu be- 
finden, ob es einen Soldatenbund geben darf, ob irgendwelche 
. Tätigfeit eines folhen Bundes ftatthaft fei oder nicht. Was ihm 
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erlaubt ift, das ift: darüber zu wachen, ob vıe gejeßlich. begrün- 
deten Anordnungen in der Armee befolgt werden oder nicht. 
Selbſtverſtändlich wird über die Angelegenheit noch) an andrer 
Stelle gefprochen werden müfjen. Vorläufig aber wird die ver> 
fuchte Erdroffelung des Vereinsrechtes nach preußifcher Feldweibel⸗ 
manier für. viele Soldaten eine Gefahr werden. Wir mahnen 
deshalb zur Vorſicht. Wenn der General die öffentliche Tätigkeit 
der Soldatenvereine unter Strafe ftellt, jo werden die Soldaten 
dafür zu forgen haben, daß jie nicht erwiſcht werden. Will der 
General dem Geſetz eine Naje drehen, jo werden jidh die 
Soldatenorganifationen illegal einrichten müſſen, bis die Sache 
weiter geflärt ift. Auf die Form kommt e3 legten Endes nicht 
an, die Hauptſache der zuhanden des Dberfommandierenden 
praftifch zu erbringenden Beweiſes ift, daß man die Grundrechte 
der Demokratie nicht mit einem Federſtrich erwürgen läßt. 
Dieſer Artikel ift in der „Tagwacht“ erfchienen, ich denke, nicht 
ohne dag Grimm ihn kannte. Mindeitens nicht, ohne daß er ihn 
nachher gelefen hat. Hat Herr Grimm Kenntnis don dieſem 
Atiter 
Grimm: Auf alle Fälle iſt er gut geſchrieben. 
Aud.: Dann nehme ich an, Herr Grimm ftimmt ihm bei. 
Grimm: Jawohl. | ' 
Aud.: Muß Herr Grimm nicht zugeben, daß angeſichts dieſes 
Artikels der Aufruf in feiner Form vom 11. November denn doc) 
etwas ganz andres bedeutet: Feinen Nat, feinen Appell an bie 
Solidarität der Gefinnung, fondern die Untergrabung der Dilzi- 
plin in der Armee. EM EL 
Grimm: Was den Erlaß von General Wille betrifft, jo billige 
ich durchaus die Auffaffung des Artikels, weil der Erlaß verfaſ— 
fungsmäßig nicht begründet ift. Und wenn am Schlufje' gejagt ift, 
die Soldaten follten vorfichtig fein, fo gejchah das vielleicht aus dem 
Grunde, weil man weiß, daß ſich die Herren. Militär3 über Die 
Berfaffung hinwegſetzen, wenn esihnen paßt. Das ift nad) unſrer 
Auffaffung geichehen. Solange wir der Anficht find, daß dieſe 
Drganifationen verfaffungsmäßig erlaubt find, jo lange haben 
wir ung an dieſe Befehle nicht zu kehren. Übrigens jcheint ja, 
dag man feine Anfichten in dieſer Gejchichte geändert hat: der 
Bundesrat hat ja erſt in den legten Tagen einen befondern Befehl 
erlafjen. Mio war der erſte wahrfcheinlich verfafjungsrechtlich 
sicht ſehr gut fundiert. Was nun die Bemerkungen des Herrn 
Auditors über den Aufruf betrifft, jo möchte ich ſehr gerne ant- 
worten, wenn mir die Frage deutlich geftellt würde. Re 
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Aud.: & find Ihnen wahrjcheinlich die Zirfulare von Luzern, 
die ich nicht reproduzieren will, auch befannt. Sie haben nicht 
geantwortet, ob Sie fie kennen. Sie wiſſen doc) fo gut wie ich, daß 
e3 in dem Aufrufe vom 11. November an die Wehrmänner heißt: 
Bildet Soldatenräte in den mobilifierten Einheiten. Sch meine 
nun, liegt in diefem Aufrufe nicht, nachdem Das andre alles vor⸗ 
hergegangen ift, in jeiner ganzen Faſſung und insbejondre in der 
Aufforderung: Bildet Soldatenräte, die Anreizung zum Unge- 
horſam? Das ift meine Trage. 

Grimm: Nein, diefe Aufforderung muß nicht darin Liegen. 
Die Trage ift Har; die Anttoort it ebenso entjchieden, mit der id) 
die Frage verneine. Man Tann die Frage durchaus nicht in dieſem 


Zujammenhange bringen, weil ja auch ſchon Soldatenbünde be- 


jtehen, die durchaus patriotifch find. 

Huber: Der Herr Auditor hat auf die Birfulare von Luzern 
verwiefen. Wir haben bereit3 Hingedeutet auf das Gutachten des 
Herrn Oberauditor in Vertretung. Ich möchte noch einmal mit- 
teilen, zu welchem Schluffe diefer formt. 

Sch bitte nun, folgenden Sab genau zu merken: „Gegen Die 
Gründung von Soldatenvereinen läßt jich meines Erachtens weder 
bom militärtfchen noch vom politiichen Standpunfte aus etwas 
einwenden, folange ſolche Bereine, — von der Pflege der 
Kameradſ schaft, auf legalem Wege die Intereſſen ihrer Mitglieder 
wahrzunehmen fuchen.” Alſo ift die Gründung erlaubt, nicht 
bloß die Gründung von Unteroffiziers-Bereinen und Dffiziers- 
Gejellfchaften. 

Es handelt fich Hier alfo nicht um Soldatenvereine, fondern um 
Soldatenräte, und zwar mit dem hochlegalen Zweck, Blutper- 
gießen zu verhüten. 

Aud.: Sch gehe mit Herrn Huber durchaus einig mit einer 
Heinen Differenzierung. Im einen Falle handelt e3 ſich um Sol— 
daten im Dienfte... 

Huber: Nein, es fommt darauf an, ob es Vereine mit er- 
laubten Zwecken nach unſrer Gefeßgebung jind oder nicht. 

Aud.: ch möchte die „Tagwacht“ vom 6. Juli 1918 zu den 
Akten geben. 

Huber: Ich nehme an, daß jich das Gutachten des Ober- 
auditors ſchon bei den Aften befindet. 


Der Herr Auditor hat ferner darauf verwiefen, in der Preſſe 


jei die Rede davon geweſen, daß Verſuche gemacht worden feien, 
Soldatenvereine zu gründen. Durch die Preſſe ift die Meldung 


gegangen, mem Freund Keel ſei verhaftet worden, weil er ver- 
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jucht habe, in der Dftichweiz Soldatenvereine zu gründen. Der 
Mann ift, nebenbei gejagt, ein Staatzfrüppel. Die Meldung in 
der Preſſe ift von A bi3 8 erlogen. Sch behalte mir vor, die Ladung 
des Herin Keel zu beantragen, jofern behauptet werden jollte, man 
hätte bon unſrer Geite verfucht, Soldatenvereine zu gründen. 

Aud.: Ich möchte noch folgende Tatfache zur Kenntnis 
bringen: Bor mir liegt wieder die „Zagwacht” vom 15. November 
mit dem Aufrufe an die Arbeiterichaft vom 14. November 1918, 
worin e3 heißt, der Landesſtreik fei abgebrochen worden. Da 
heißt es: „Die Frage der Weiterführung des Streifs war eine Frage 
de3 Verhaltens der Eijenbahner und der mobilifierten Truppen.” 
Der Abbruch des Streiks erfolgte alfo, weil der Verſuch, Soldaten- 
räte zu bilden, nicht gelang. Weil dieſer Verſuch nicht gelang, des— 
halb mußte der Streit abgebrochen werden. (Unruhe. Widerſpruch 
Grimms und Rechtsanwalt Huber.) Meine Herren, ich bin noch 
nicht fertig. 
| Rechtsanwalt Huber hat ferner erklärt, es war am Parteitag 

und Arbeiterfongreß vom 21. Dezember: „Huber (Rorſchach) legt 

Verwahrung ein gegen die Art, wie Rüegg das Aktionzfomitee 
und den Genofjen Eugfter-Züft angegriffen. Das Aktionskomitee 
habe nicht aus Freude am Generalftreif denjelben ausgelöft. Ein 
Sehler jei aber gemwejen, die Kampffront zu berändern mit der 
Aufftellung von Forderungen, die fich nicht fofort verwirklichen 
laſſen. Der Kongreß muß eine gejchlofjene Einheit dazitellen, 
damit dem Bürgertum die Solidarität der Arbeiterjchaft vor 
Augen geführt werden. Der Generalftreif ift bei uns liquidiert, 
nicht aber beim Bürgertum, das jest mit allen Mitteln verfuchen 
wird, die Arbeiterſchaft zu entziweien und nationale Eifenbahner- 
berbände zu gründen.” 

Ssch lege auch diefe „Tagwacht“ zu den Akten und gemärtige 
gerne, was man mir hierauf antworten wird. | 

Grimm: Die Antwort kann ſehr furz fein. Es handelt ſich 
um juriftiiche Sophiftif des Herrn Auditorz, die ich zurückweiſe. 
Wenn man zitiert, ſoll man vollftändig zitieren und nicht fo, wie 
Sie, Herr Auditor, e3 in der Anklage gemacht Haben. Wir jprechen 
hier von dem Entſchluſſe, den Streif abzubrechen und erflären, 
warum e3 eine Stage de3 Verhaltens der mobilifierten Truppen 
mar. Um in jenem Augenblide mehr zu erreichen, märe die Um— 
mandlung des Landesſtreiks in den revolutionären Landesitreif 
nötig geweſen. Die Arbeiterfchaft hätte über gleichwertige Waffen 
wie das auf fie gehebte Militär verfügen müfjen. UngefichtS der be- 
ftehenden Umftände fonnten und durften wir Die Arbeiter nicht 
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mit dem Militär zuſammenſtoßen laſſen. Diefe Antwort Tautet 
ganz anders, als dasjenige, was Sie uns unterſchieben wollen. 
Sch verwahre mic) gegen die von Ihnen befimdete Auffaffung, 
denn andernfalls hätte es auch feinen Sinn gehabt, in dem Auf- 
rufe zu fagen: „Zur Vermeidung blutiger Konflikte”. Die blutigen 
Konflikte wären uns unter Umftänden ja erwünjcht gewejen. Ich 
fage aljo, Herr Auditor, die Gefchichte ſtimmt nicht, wie Sie fie vor— 
zutragen belieben. Site find da zu habil gewejen. Die Begründung, 
weswegen mir den Ausdruck gemählt haben, iſt die, daß wir nicht 
verbrecherifch genug find, die Arbeiterſchaft waffenlos und wehr- 
108 den Gewehrläufen auszujegen, wenn unſre Waffen uns 
genügend find. 

Aud.: Nur deswegen? | 

Grimm: Ja natürlich, nit nur Deswegen. N: 

Huber: Der Herr Auditor zitiert einen Zeitungsbericht; er 
hätte vielleicht richtiger da3 Gtenogramm des Kongreſſes ver- 
wendet, wenn er Dasjenige zitieren wollte, was ich Dort gejagt 
habe. Sch fann nicht begreifen, was er eigentlich jagen wollte. Ich 
habe doch an jedem Kongreſſe Die Taktik des Aktionskomitees in 
einem Punkte kritifiert. Das Aktionskomitee ift für ung nicht ein 
der Kritik entzogener Bundesrat. Sch Habe e3 dort als einen taf- 
tischen Fehler bezeichnet, aus dem urjprünglichen Protejtitreife 
nachträglich einen Streit mit gewiſſen Forderungen zu machen. 
Dder einfacher ausgedrüdt: alle Forderungen, nicht einzig und 
allein Aufrechterhalten Desjenigen, was hinter dem Protejtitreife 
jtand, des Begehrens um Yurücziehung der Truppen. &3 ift mir 
aljo nicht verſtändlich, was das mit der Sache hier zu tun haben 
joll. Aber der Herr Auditor hat zitiert in einer Att und Weife, daß 
Hitat und Kommentar nicht voneinander zu trennen waren. Ich 
habe aus jeinem Bitate zu meinem Erſtaunen gehört, daß es geheißen 
habe: bin Trage der Weiterführung des Streiks war eine Frage 
de3 Verhaltens der Eijenbahner und der mobilijierten Truppen. 
— Das legte, daß die Gründung der Soldatenräte nicht geglüdt 
fei, wie der Herr Auditor im gleichen Hitate »eigerügt hat, dieſes 
legte fteht nicht in jenem Aufrufe. R 
Audr.: Mlerdings nicht. 
. Huber: Es geht doc nicht an, einen Gab zu zitieren — 
dann zu behaupten, der Inhalt dieſes Satzes ſei nicht dasjenige 
was geſagt wird, ſondern dasjenige, was man wirklich beabſichtigt 
habe. Weder im Aktionskomitee noch bei den Organiſationen im 
Lande draußen, iſt auch nur einmal die Frage über die Bildung 
ſolcher Soldatenräte behandelt worden. Das Aktionskomitee 
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mußte nicht; ob ſolche Soldatenräte beitanden oder nicht. Soldaten» 
räte fpielten beim Abbruche des Streiks gar feine Rolle. yet 
Aud.: Wir wiffen nur foviel, daß von Soldatenräten niemand 
etiva3 wußte. Herr Huber hat geſtern gefunden, daß es nicht die 
ruſſiſchen Soldatenräte feiern und ich glaubte, er werde nun biel« 
leicht Heute jagen, m elch e Soldatenräte Denn gemeint geweſen 
jeien. Herr Huber war zwar nicht bei der Sitzung, aber er fennt 
die Sache doch genau. | 
Huber: Ja allerdings, ich Tenne doch meine Parteifreumde 
und ihr Programm (Heiterkeit). | 
Dr. Welti: Ich jehe mich veranlaßt, auf einer Vorwurf des 
Herm Auditors zu antworten. Der Herr Auditor hat gejagt, Grimm 
jei ſchuld daran, daß eine gewiſſe Divergenz zwiſchen feinen Aus— 
jagen und der Anklage beiteht. Er hat namentlich darauf Hinge- 
mwiefen, daß Die Auslegung, die der Angeklagte Grimm hinſichtlich 
Biffer 18 der Anklageſchrift gab, abweichend jei. Das hat Grimm 
heute in überzeugender Weife widerlegt. Der Herr Auditor hat 
ferner Hingewiefen auf Biffer 25 und auf dasjenige, mas dort in 
bezug auf den Zeugen Wey ausgeführt worden ift. In dieſem 
Zuſammenhange hat der Herr Auditor gegen Grimm den Bote 
wurf erhoben: Warum hat nicht Grimm alles das ſchon in der 
Borunterfuhung gejagt? 
Ich verteidige den Angellagten Grimm nicht; da aber der Vor— 
murf auch gegen die übrigen Angeklagten gerichtet wurde, möchte 
ich noch einmal Gewicht darauf legen, feitzuftellen, in welcher Art 
und Weife die Unterfuhung geführt wurde. Sch glaube, es ift 
ungerecht, wenn den Angeklagten in diefer Hinfiht Vorwürfe ge- 
macht werden. Wenn man eine Unterfuchung in einem politiſchen 
Prozeſſe von diefer Bedeutung führt, fo kann es nicht genügen, 
daß ein weifer Mann al3 Grundlage der Unterfuhung 15 Tragen 
aufftellt, die hauptfächlich darin beftehen: Wann, wo und mer? 
Die Fragen, die und der Herr Auditor in fo liebenswürdiger Weiſe 
zugeftellt Hat, die Fragen meine ich, die an Allgöwer und andere 
gerichtet wurden. Sch fage, man kann eine Unterfuchung nicht 
gegenüber 21 Angellagten mit 15 Fragen führen. "Das ift eine 
derart primitine Unterfuchung, daß man fie wohl Höhlenbermohnern 
zutrauen kann, aber nicht Leuten, die einen derartigen Prozeß 
führen follen. Ich weiſe deshalb alfo namens des Angeklagten 
Grimm und der übrigen Angeklagten die Vorwürfe des Herm 
Auditors zurüd. Pflicht des Herm Auditors wäre gemejen, ‚die 
Unterfuhungdalten zurüdgzumweifen und zu erfläten, auf eine Derart 
liederliche Unterſuchung könne er feine Anklage aufbıuen. 
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Aud.: Der Vorwurf wird dem Unterfuchungsrichter gemacht 
und der Ricodhette-Schuß ſoll auf den Auditor gehen. Ich möchte 
darauf aufmerfjam machen, daß der Militärſtrafprozeß eine durch- 
aus moderne Auffaffung hat, die übrigens die Angefchuldigten in 
herborragendften Maße benübt haben, indem fie erflärten, fie ant- 
morteten nur auf das, was fie wollten. Andre Prozeſſe kennen 
ein Zwangsmittel zur Herbeiführung von richtigen Ausfagen (Un- 
ruhe und Widerſpruch). Im fernern habe ich Herrin Dr. Welti 
darauf aufmerffam zu machen, was in Art. 114 des Militärftraf- 
prozeſſes jteht, den er offenbar nicht fennt (Dr. Welti: O doch, 
ich kenne ihn jehr gut). Erlautet: „Die Borunterfuchung hat den 
Zweck, feitzuitellen, ob ein Verbrechen vorliegt”. Darüber wird 
nun eben das Gericht entjcheiden. „Ste iſt nicht meiter auszu— 
dehnen als erforderlich ift, um einen Entſcheid darüber zu be- 
gründen, ob ein Hauptverfahren zu eröffnen oder der Bejchuldigte 
außer Verfolgung zu fegen fei.” 

Nachdem das Militärdepartement erflärt hatte, daß die Vor— 
unterfuhhung zu eröffnen jei, jo blieb nur noch die Frage übrig, ob 
ein Hauptverfahren eröffnet werden follte. Das war mit der Ab- 
hörung der Angejchuldigten erledigt. Das Hauptmoment des 
Militärſtrafprozefſes Liegt in der vollen Öffentlichkeit und Mimdlich- 
feit, und darum ſoll ſich Hier eben das Verfahren abwideln. Wenn 
man das betrachtet, jo ift die Unterfuchung in genügender Weife 
geführt worden. 

Ich wollte jehen, was man der Milttärjtrafprogeßordnung vor⸗ 
geworfen hätte, wenn fie in der Form, wie fie in einer gewöhn— 
lichen Unterfuchung üblich ift, gejchnüffelt hätte. Die Schreie der 
jozialdemofratifchen Prejje wären ja unerhört gewejen. Nun hat 
‚man nad) dem Geſetze gearbeitet, und da heißt e3 wieder, der 


Unterfuchungsrichter habe die Unterfuchung liederlich geführt. Sch 


erfläre, daß, was gejchehen ift, vielleicht hätte befjer. gejchehen 
fünnen, etwas eingehender. Aber für den Auditor lag fein Grund 
vor, die Unterfuhung zurüdzumeifen. Das Hauptverfahren foll 
ja Auskunft geben über alle noch offenen Fragen. 

Huber: Der Herr Auditor bewegt fih in Widerjprüchen. 
Erſt madt er Grimm einen Vorwurf daraus, daß diefer in der 
Borunterfuchung gewiſſe Dinge nicht gejagt hat, aber fie jebt jagt. 
Nachdem dann Kollege Welti auf die Xiederlichkeit der Unter- 
juhung hingemiefen hat — ic) teile die Auffaffung des Herrn 
Dr. Welti — jagt der Herr Auditor, die Unterfuchung fei genügend. 
sm übrigen haben wir nicht Dagegen einzuwenden, daß die Unter- 
ſuchung fo liederlich geführt worden ift. Auch wenn fie befjer ge- 
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führt worden wäre, hätte nicht mehr daraus werden fünnen. Ich 
meine aljo, der Auditor follte ung dankbar fein dafür. 

Nun zur Berfon des Herrn Auditors. Der Herr Auditor hat 
ſich bejchwert, daß Grimm ihm objektive Unrichtigfeiten nad)- 
gewiejen hat. Meines Erachtens war diefe Empörung nicht nötig. 
Untichtigfeiten können ja jedem Menſchen unterlaufen. Errare 
humanum. Und aud) die Auditoren gehören zu Den homines sa- 
pientes (Aud.: Ganz fiher! — Heiterkeit). Nun ftelle ich feit, daß 
der ganze Gang der Verhandlungen urbaner vor jid) gegangen 
wäre, wenn dasjenige, was ich bei Beginn der eriten Verhandlung 
ausführte, erfüllt worden wäre. Sch habe im Anſchluß an Be— 
richtigungen des Herrn Auditors aufgeführt, daß der Herr Auditor 
den Willen habe, nur dasjenige zu betrachten, was objektiv nach» 
gewieſen ſei. Sch habe ihm nachgewieſen, daß in der Anklagejchrift 
eine objektive Unrichtigfeit enthalten ift, mit dem Erfolge, Daß der 
Herr Auditor diefe Untichtigfeit bis Heute nicht Eorrigiert hat, es 
feien in Zürich Aufrufe verteilt worden. Da liegt meines Er- 
achtens ſchon ein Stüc ſubjektiver Unrichtigfeit vor. Der Herr 
Auditor hat nicht nachweifen können, daß dag Flugblatt in Zürich 
berteilt worden ift. Sch möchte weiter jagen: Es iſt darauf hin— 
gewieſen worden, daß im Jahre 1912, als die Disfuffion ftattfand, 
die in diefem Schönen Heftchen feitgeftellt ift, e3 noch Fein Oltner 
Aktionskomitee gab. Es gab aber auch noch feinen Bundesrat mit 
außerordentlichen Vollmachten. Die Taktik, die wir zu befolgen 
haben, wird eben beftimmt durch die Taftif des Feindes. Die 
Feinde hatten ihren Sachwaltern außerordentliche Vollmachten 
gegeben, die Arbeiter mußten es auch tun. | 

Nun möchte ich den Herrn Großrichter bitten, Den Angeflagten 
Grimm noch über zwei Dinge zu befragen. 

Herr Nationalrat Grimm hat fi) nach meiner Erinnerung 
darüber geäußert, daß die Regelung der Milchpreisftage in der 
Arbeiterflaffe durchaus nicht allgemein befriedigend empfunden 
wurde. Ich frage Herrn Nationalrat Grimm, ob er nicht beitätigen 
muß, daß als Ausdrud diefes Nichtbefriedigtjeins die Altionen der 
fantonalen fozialdemokratifchen Parteien bewirkt wurden in der 
Weife, daß die ſozialdemokratiſchen Fraktionen in den kantonalen 
und auch in den lofalen Varlamenten forderten, daß der Milch- 
preisaufichlag, ſoweit er auf die Konfumenten abgemälzt werben 
follte, von den betreffenden Kantonen übernommen werde, nach— 
dem der Bund ımgenügendes Entgegentommen bewieſen habe. 
Sch möchte Nationalrat Grimm fragen, ob diefe Forderungen Der 
fozialdemoktatifhen Fraktionen in den Parlamenten, die hier in 
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Betracht. fommen, ich glaube e3 find Bern, Bafel, Züri und 

&t. Gallen, ganz oder teilweife Erfolg hatten, und daß fie nur da, 

wo die überwiegende Arehehett der bürgerlichen Parteien tegierte, 
erfolglos blieben. 

| Grimm: Soviel ic) teiß, find Diefe Aktionen i in Bafel md 


Zürich mit Erfolg Durchgeführt worden. Dieje Kantone haben den 
Mehrpreis vollftändig übernommen. Im Kanton Bern hat, 


glaube ich, Kollege Düby int Großen. Rate eine Motion auf ver- 
fafjungsmäßigen Wege eingereicht. Die Motion ift auf ver- 
faffunggmäßigem Wege — abgewürgt worden, weil einjtweilen int 
Kanton Bern noch) andere Grundfäße Trumpf jind. 


Huber: Noch einen Punkt. Nicht zu meiner Aufklärung! 
Sch habe bemerkt, daß ein Ausſpruch des Herrn Nationalrat Grimm 


offenfichtlich Erftaunen und faſt Erfchreden hervorgerufen hat. 
Grimm fagte, daß die Sozialdemokratie und er perjönlich den 
Putſch und alle derartigen Dinge ablehnen. „Unfre Methoden 
iind viel revolutionärer als der Putſchismus.“ Wir wiſſen, daß wir 
mit Ihnen auc) über die Worte und Begriffe nicht ganz einig find. 
Wenn man in der bürgerlichen Preſſe von Revolution fpricht, fo 
hat man da eine Auffaffung, die mit der unftigen nicht ganz 
übereinftimmt. Sch möchte daher veranlafjen, daß jih Grimm 
genauer darüber ausfpricht, was er unter Revolution verfteht, 
und was er darunter verjteht, wenn er fagt, daß unfte, der 
Sozialdemokratie, Methoden revolutionärer find als Stejeriig ent 
des Putſchismus. 

Grimm: Wir faffen Die Revolution nie im Heugabelfinne 
des Wortes auf. Wir nehmen nicht an, für das Weſen einer Volks⸗ 
bewegung, d.h. ob eine Bewegung tevohutionär oder nicht revo⸗ 
Iutionät fei, fei Die Wahl der Mittel maßgebend. Wir jagen aljo 
meinetwegen nicht, daß in dem gewaltſamen Zufammenjtoße Der 
Begriff der Revolution ftede. Der Begriff der Revolution ift nad) 
unfrer Auffaffung folgender: Erſtens gehört dazu, daß die Re- 
volution durchgeführt werde von einer Klaſſe, die bisher in der 
Geſellſchaft unterdrüdt war, und die fi nun in den. Befiß der 
Macht des Staates zu jeben weiß. Zweitens gehört dazu, daß 
diefe revolutionäre Klaſſe ein Ziel verfolge, das gefellfchaftlich aus 
der bisherigen Entwicklung herauswächſt und eine hiſtoriſche Ent- 
wicklung darftellt. Die Wahl der Mittel aber hat mit dem Begriffe 
der Rebolution gar nichts zu tun. 

Darum ift es meines Erachtens auch falfch, wenn man Ebo» 
fution und Revolution einander gegenüberftellen will. Die Evo» 
lution felbft iſt ein Teil’der revolutionären Entwidlung. Es fommt 
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ganz auf die Umstände an, ob ſich eine Revolution gewaltfam oder 
- friedlich durchſetzen kann. 

Wir hatten 3. B. im Jahre 1831 im Kanton Bern eine Revo— 
Iution. Da haben die Patrizier etwas jehr Vernünftiges getan. 
Als jie jahen, daß eine neue Zeit kommt, und vielleicht aud), daß 
die Bauern vom Lande in die Stadt kommen, hat die Regierung 
ganz einfach erklärt: Wir danken ab und legen die Staatögemwalt 
nieder. Mag eine neue Regierung kommen! — Da ift fein Tropfen 
Blut geflojjen, und trogdem war es eine durchaus revolutionäre 
Erhebung; es waren revolutionäre Alte im gefchichtlihen Sinne 
des Morted. Auf der andern Seite haben wir im Kanton Teifin 
gefehen, daß ſich die Revolution jo durchſetzte, daß einzelne Frei- 
jinnige mit den Gemehren den fonjervativen Staatsräten unter 
der Nafe figelten, und daß Dabei einer vergejjen hat, weiter zu. 
ſchnaufen. 

Wenn wir von der Revolutionierung der Maſſen und der Ge— 
hirne fprechen, jo glauben wir, diejenige Revolution jei am beften 
in eine neue Gejellichaft hinüberzuführen, die die Leute von der 
Richtigkeit ihrer Idee zu überzeugen vermag, und die zugleich alle 
Mittel, alle erlaubten Mittel, ausmüßt, um dieſe Propaganda 
weiter und weiter zu führen. ch perjönlich habe die Auffaffung, 
daß jeder Putſchverſuch zum Scheitern verurteilt ift, wenn er nicht 
mit den gejellichaftlichen Tatfachen rechnet, und wenn er davon 
ausgeht, daß es genüge, durch einen Handitreich Die Staatsgewalt 
an ſich zu reißen und nachher als Minorität die Gejellichaft zu 
beherrichen. Wer in der ſozialdemokratiſchen Lehre bewandert ift, 
wird jih an Blanqui erinnem. Defjen Lehre lehne ich ebenfo ab 
wie den Anarchisn ug. Darum glaube ih, daß unſre Methode, 
die jih gründet auf die gejellihaftlihe Einjicht und den revolu— 
tionären Willen, fiegen wird. Denn der Gegner wird vor uns 
den Boden der Gejehlichkeit verlaffen. Beweis: Außerordent- 
lihe Bollmacten des Bundesrates, dieſer Generalſtreikprozeß 
ujw. Wir werden um fo ficherer imstande fein, unſre ſozialdemo— 
kratiſchen Ziele zu verwirklichen, je diſziplinierter wir vorgehen. 

Das ift meine Auffaffung von der Revolution. Die Revo— 
lution hat alfo von vornherein mit der Gewalt nicht zu tun. Die 
Anwendung der Gewalt hängt lediglich ab von der Taftit des 
Gegners. 

Huber: Sch möchte aljo hervorheben, daß Revolution nicht3 
andres iſt als Anpafjung der ftaatlihen Verhältniffe an etwas, 
was faktiſch ſchon vorhanden ift; Anpafjung der Form an den 
neuen Inhalt, wobei die Gewalt nur etwas ſehr Zufälliges ift. 
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Mit diefer Anpaffung kann ja Gewalt verbunden fein, braucht e3 
aber nicht. Sch habe Wert darauf gelegt, dies Feititellen zu lafjen, 
damit nicht Grimma Ausdrud, unſre Taktik jei eine viel revo— 
Yutionärere al3 diejenige des Putſchismus, mißverjtanden werden 
kann. Es iſt nicht eine Verherrlichung der Gemalt, fondern Der 
Idee, daß wir nur aus der Entwidlung die richtigen Konſequenzen 
ziehen. | 

Aud.: Sch beantrage fünf Minuten Paufe. 


(PBaufe.) 
Einvernahme des Angeklagten Redaktor Schmid, Olten. 


GR: Seit wann Haben Ste dem Oltner Aktionskomitee an- 


gehört? | 

Schmid: Ich Habe ihm nie angehört. 

ER: Sie haben teilgenommen an der Sigung Des Oltner 
Aktionsfomitees ? | 

Schmid: Ich habe nur an einer teilgenommen, an der— 
jenigen, worin der Abbruch des Streiks bejchlojjen wurde. 

ER: Sie waren in den Tagen vom 7.—11. November in 
Dlten? Schmid: Ya. 

GR: Wann haben Sie den Aufruf „Un das arbeitende Volk“ 
erhalten ? 

Schmid: Am 11. November, morgens 9 Uhr, durch einen 
Kurier. 
GR: Iſt Ihnen der Aufruf nicht auch auf andre Art zuge- 
fommen? 

Schmid: Nein. 

ER: Was haben Sie damit gemadt? 

Schmid: Sch habe ihn fofort in die Setzerei gegeben. Ich 
redigiere die „Neue Freie Zeitung”. Sm ihr erjchten der Artikel. 

GR: Die andre Zeitung Heißt „Der Demokrat". Warum 
erihien der Aufruf nicht dort? 

Schmid: Weil diefe Zeitung ſchon um 8 Uhr gedrudt mar. 

ER: Haben Sie den Aufruf tel quel abgedrudt ohne Ande— 
rungen? 

-Shmid: Xa, jo wie ich ihn erhalten habe. 

GR: Wanıı haben Sie vernommen, warn die Eifenbahner 
mobilifiert worden find? 

Schmid: Sch habe e3 erſt am andern Tage in der Bundes— 
berfammlung vernommen. Den Aufruf an die Eifenbahner habe 
ich nicht an dieſem Tage erhalten, ich Habe ihn auch nicht publiziert. 
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Am 11. November bin id) nach Bern in die Bundesverfammlung 
gereift. An den Sigungen des Aktionskomitees habe ich mich nicht 
beteiligt. ch habe nur an der Kapellenftraße gejehen, was da geht. 

GR: Am 12. November ift der Streif beendet worden. Gie 
haben an diejem N e mitgewirkt als Mitglied des National- 
rate? Schmid: 

GR: Können &e beftätigen, was bisher über den Abbruch 
de3 Streiks und über die Begründung gejagt worden ift? 

Shmid: Ja. 

GR: 5 gejagt, wiſſen Ste auch, daß zwei dagegen ge- 
ftimmt haben: Schneider und Grimm? 

Schmid: Ich bin anfänglich dafür geweſen, daß der Streik 
weitergeführt werde. Aber zuerjt wollte man fich über die Mög- 
lichfeiten ausjprechen, ob der ©treif weitergeführt werden könne, 
ohne daß er infolge der Haltung der Soldaten und des Bürger- 
tums zum Bürgerfriege führe. Ich habe für mid) in der Bundes» 
verſammlung Die Überzeugung erhalten, daß die bürgerlichen 
Parteien gemillt feien, den Streik mit Waffengemwalt und mit allen 
Mitteln, die ihnen zur Verfügung ftehen, auch mit den brutaliten, 
niederzufchlagen. Nachdem ich gejehen Hatte, daß die andern 
anweſenden Kollegen die gleihe Auffaſſung hatten, jagte ich, es 
jei beſſer abzubrechen, weil wir die Arbeiterfchaft nicht in ein Blut- 
bad treiben mollten. 

GR: Waren Sie auch nody am Donnerstag in der Kapellen- 
ftraße? 

Schmid: Nein, aber ich warim Volkshauſe. Sch bin dorthin 
gekommen, al3 die Voritände aller Organijationen Sitzung hielten. 
Sie verlangten, daß ihnen ein Mitglied des Aktionskomitees den 
Streikabbruch begründe. Die Mitglieder des Komitees waren 
aber interniert. Da habe ich den Leuten die Gründe auseinander- 
gejegt. Mit welchen: Erfolge, weiß ich nicht, Denn ich wurde gleich 
hinterher von Olten in einem Automobil abgeholt. Sn Olten 
herrichten die gleichen Verhältniſſe. Arbeiterſchaft und Eijen- 
bahnerjchaft erflärten, nachdem fte die ganze Zeit angelogen worden. 
jeten, glaubten jie weder dem Telegraphen noch den Telephon, 
noch) irgend jemandem etwas über den Streifabbruh. Ste würden 
den Streif nicht beendigen, bevor ich fomme. Deshalb bin ich nach 
Olten gereift. Sch Härte die Leute dort auf, mit dem Erfolge, daß 
fie einftimmig bejchlojfen, den Streik abzubrechen. 

GR: Können Sie noch Ausfunft geben über die Beratungen 
und Beichlüffe der Nationalratsfraktion ? 

Schmid: Am 12. mittags hatten wir eine Sitzung unter dem 
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Präſidium Dr. Affolters. Wir haben dort zuerjt andre Sachen 
behandelt. Eugjter-Züft hatte Die Frage aufgemworfen, wie wir e3 
in Zukunft mit den Unterjchriften halten wollten. Er hat betont, 
daß er dieſe Frage nicht als Proteſt aufwerfe gegen das, mas bis 
jeßt gefchehen fei, fondern nur, um für die Zukunft einen Beichluß 
zu haben. Wir fonnten aber nicht auf eine Erörterung diefer Sache 
eintreten, weil in diefem Momente Kollege Grimm fam mit einem 
ganz andern Traktandum und fagte, e8 prefjiere. Sch habe das 
Protokoll über diefe Sigung geführt. Sch fünnte ganz gut nad- 
weiſen, daß alles fo gegangen iſt. Sch Eonnte das Protofoll aber 
nicht zu den Alten geben aus folgenden Gründen: Sn der De- 
zemberjefjion wurde ih Frank. Ulle Akten blieben auf meinem 
PBulte liegen. As ich nun heimkam, war alles verſchwunden. 
Nach meinem Wiſſen war in jener Sitzung von den Unterfchriften 
nicht mehr die Rede. Es ift dazumal fein Beichluß gefaßt worden. 
Den Aufruf habe ich nicht als Flugblatt gedrudt. 

GR: Haben Sie befondere Maßregeln getroffen, daß die betr. 
Nummer der „Neuen Freien Zeitung” bejonders verbreitet werden 
ſollte? 

Schmid: Nein, die Zeitung iſt genügend durch Abonnement 
verbreitet. 

GR: Auf andre Art haben Sie ſie alſo nicht verbreitet? 

Schmid: Nein, die Zeitung wird in den größern Ort— 
ſchaften Durch Austräger verteilt, in den Heinern durch die Poſt. 

GER: Sit die Auflage der Zeitung vergrößert worden? 

Schmid: Ja, jeit Ausbruch des Krieges. 

GR: Sch meine diefe Nummer? 

Schmid: Nein, diefe Nummer ift nicht in größerer Zahl 
verbreitet worden. 
| ie R: Haben Stein Olten von der Mobilifation der Eifenbahner 
gehört? 

Schmid: Nein, ich habe davon erst in Bern gehört. 

GR: In Olten war die Mobilifation der Eifenbahner aber 
wa am frühen Nachmittag bekannt. 

Schmid: Ich habe davon in Olten nichts vemommen. Von 
der Verordnung an die Eifenbahner habe ich gehört. 

Meine Herren, ich möchte noch die Gründe befannt geben, aus 
welchen ich dazu gekommen bin, den Aufruf fofort abzudruden. 
Ich mar mit ihn fofort einverftanden. Sch war auch darit einver- 
tanden, daß es zum Generalitreif fomme. Sch möchte mich dem 
anjchließen, was ſchon die andern en gejagt haben über 
die Berfehlungen des Bundestated und andrer Behörden. Die 
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Neigung zum Gtreife in der Arbeiterfchaft ift aber noch durch 
andre Gründe entjtanden. Auf dieſe bitterböfe Stimmung habe 
ich Schon einige Male im folothurnifchen Parlanıent und aud) im 
Oltner Stadtrate Hingemiejen. | 

Ich möchte Ihnen jagen, daß kurz nad) Kriegsausbruch, ala 
die meiften Arbeiter mobilifiert worden waren, ausländifche und 
unsre Zeute, das Unternehmertum der Schweiz — ich habe da3 in 
unfern großen Induſtrien beobachten können — geglaubt hat, e3 jei 
der Tag gefommten, alle die Errungenschaften der Gewerkſchaften 
zu zerjtören. Die Unternehmer haben fich hinweggeſetzt über tarif- 
liche Abmachungen, über die Abmachungen im Lohnweſen, in der 
Behandlung, in der Arbeitszeit ufw. Ach habe damals in Olten 
eine Sitzung des Gemeinderates einberufen. ch habe es fertig 
gebracht, daß wir eine Kommiſſion einfegten. Bor diejer mußten 
jämtliche Unternehnter, die fich verfehlt hatten, vortragen und 
Rechenſchaft ablegen. 

Da haben wir denn vernommen, daß Taglöhne, die bei Kriegs— 
ausbruch auf 6, 7 und 8 Franken ftanden, auf 2%/, und 3 Franken 
herabgejebt worden find. Die Unternehmer haben geglaubt, fie 
könnten nun mit der Arbeiterſchaft machen, was fie wollten. Sie 
haben wilffürlih Beſtimmungen des Fabrifgefeges außer Kraft 
geſetzt. Sie meinten, e3 ſei die Zeit gekommen, mo fie die Arbeiter- 
ichaft vollitändig in die Sklaverei Hinunterdrüden könnten. Das 
hat ſchon Anſtoß gegeben zu einer böfen Stimmung, und Diefe 
Stimmung Hat fih immer mehr verjählimmert, zum Teil aus 
den Gründen, die hier ſchon erwähnt worden find, zum Teil aus 
den Gründen, die ich Ihnen noch ſchildern mill. 

Während diejer ganzen Periode, faft ein Jahr oder länger, hat 
die Arbeiterjchaft nicht gewußt, fi) zu wehren. Die Mitglied» 
ihaften verloren ihre Anhänger; es herrſchte eine vollftändige 
Ohnmacht. Exit gegen das Fahr 1915, im Frühling oder Sommer, 
hat fich die Arbeiterfchaft wieder gefammelt und find die Organi— 
jationen wieder eritarkt. Da hat man fonftatieren müjfen, daß ſich 
die Behörden, die fantonalen ſowohl wie die Bundesbehörden, 
jelbjt über die Beftimmungen des Fabrikgeſetzes und über die Ab- 
machungen hinweggeſetzt haben. Der Arbeiter hat feinen Schuß 
genoſſen für alles dasjenige, was doch gejchriebenes Recht geweſen 
war. Nur einige Beifpiele: Man hat verfucht, ganze Organifa- 
tionen zu erwürgen. Man hat verjucht, durch Maßregelungen, 
Entlafjungen, Schifanen, in den Betrieben, mo die Arbeiter ihre 
Drganifationen wieder aufbauen wollten, dies unmöglih zu 
machen. Man hat jogar verjucht, einzelne zu Taufen. Wir haben 





534 


in Olten einige Streiks führen müfjen und ebenjo auch an andern 
Orten des Kantons, nur deshalb, um den Arbeitern das Organi— 
Sationsrecht wieder zu erfämpfen. Da haben die Arbeiter deutlich 
gemerkt, daß fie bei den Behörden feinen Schuß finden. Es iſt aber 
borgefommen, daß Unternehmer die Fabrifordnungen, Die die 
Genehmigung der. Behörden und der Arbeiterichaft Haben mußten, 
einfach um einen Paſſus, der ihnen nicht paßte, vermindert haben. 
Man hat den Arbeitern einfach, einen Zettel unterbreitet, worauf 
fie beitätigen mußten, daß ſie mit diefen außerordentlichen Maß— 
nahmen einverftanden feien. Meine Herren, jolche Sachen find 
ftrafbar. Sch habe mich darüber beim Fabrifinfpeftorat erfundigt. 
Aber niemand rührt einen Finger, um ſolche Yujtände zu verun— 
möglichen. Der Arbeiter kann ſelbſtverſtändlich als Kläger nicht 
auftreten. Ex genießt feinen Schuß. Die Behörden, die die Pflicht 
hätten, folche Sachen zu überwachen, kümmern ſich einen Pfiffer- 
ling darım. 

Böfes Blut hat auch gemacht, daß die Maßnahmen der Ratio- 
nierungen ftraflos umgangen worden find. Sch möchte nur daran 
erinnern, daß gewiſſe Herren, die ich namhaft machen könnte, bei 
der Milchrationierung einfach Kühe angefauft haben, die fie bei 
einem Bauer einftellten. Dadurch waren diefe Herren Vieh- 
bejiger und haben eigene Milch bezogen. Diefe Kühe aber haben 
das Gras gefreſſen, das der allgemeinen Volksernährung nutzbar 
gemacht werden jollte. 

ER: Sit das auch in Bern vorgefommen? 

Schmid: In Bern ift auch nicht3 Dagegen gemacht worden. 

Gegen alles das ift nicht3 gemacht worden, auch nicht auf Rekla— 
mationen hin. Ferner ift überall die Steuerjchraube fehärfer an- 
gezogen worden. Angeblich darum, weil der bürgerliche Staat 
mehr Ausgaben habe, um durch die Armee die Grenzen zu ſchützen. 
Wenn Bermögensteilungen ftattgefunden haben, jo find dadurch 
gejegliche Vorjchriften umgangen worden. Bei und wohnt aud) 
einer, ein Vater, der fein Vermögen an die Söhne verteilt hat, 
damit das Vermögen bei der Kriegsſteuer nicht von der Progreſſion 


erfaßt werde. Sch glaube, einer dieſer Herren ift jogar Ständerat. _ 


Meine Herren, Sie können fich alfo nicht wundern, wenn ſich 
die Arbeiterfchaft jagt: Alles was wir tun, nüßt ja doch nichts. ° 
Alle Beichlüffe der Bundesverfammlung find fo gefaßt, daß Die 
Mafchen weit genug find, Damit die geriebenen Kunden der höhern, 
oder ich will lieber jagen der reichern Geſellſchaftsklaſſen durch— 
ihlüpfen können. So ift es 3.8. mit dem Befchluffe zur Bekämp— 
fung der Wrbeitslofigfeit. Ein Großteil der Arbeiterfchaft, Der 
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da3 Recht auf Unterftübung hätte, muß um diejes Recht erſt noch 
fampfen. So entjteht heute wieder die gleiche Stimmung wie vor 
dem Generalitreif. Die Leute können e3 nicht mehr aushalten. 
Sie verzweifeln an der Öerechtigfeit, Die man ihnen immer wieder 
demonitriert. Yon der Demokratie wollen wir in unferm Gtaate 
überhaupt nicht mehr ſprechen. | 

Darum habe ich den Generalſtreikbeſchluß begrüßt. Ich jagte 
mir: Alles andre hat verfagt. Über unjre Reklamationen ift man 
faft Hohnlächelnd Hinweggegangen. Man hat die Urbeiterjchaft als 
Kicht3 behandelt. Darum war ed auch notwendig, daß man der 
bürgerlichen Gefellichaft einmal zeigte, daß die Arbeiterfchaft tat- 
jächlich die Macht hat, jobald fie ſie zu gebrauchen weiß, jobald fie 
organijiert genug ift, um dieſe Macht anzumenden. {ch habe den 
Streif nicht begrüßt al3 Staatsſtreich, wie man ung, die wir hier 
auf der Anklagebanf ſitzen, jagt, jondern als eine Willensäußerung 
der Arbeiterfchaft. Sch habe erwartet, daß einige der aufgeitellten 
Poftulate durch dieſe Machtentfaltung der Arbeiterichaft ange- 
nommen werden. Das ift ja auch teilmeije eingetreten, indem 
Durch den Generalitreif diefen Poftulaten für die Zukunft Bahn 
gebrochen worden tft. Das werden weder der Herr Großrichter noch 
die Herren Militärrichter beftreiten fünnen. Durch das Ergebnis 
des Generalftreif3 hat im ganzen Schweizeruolfe eine andre 
Stimmung Pla gegriffen; e3 ift eine andre Auffafjung ge- 
fommen. Heute jchon ſprechen die alten Wajchfrauen und Das 
letzte Abwaſchmädchen irgendwo im Rande über die ſozialen Poſtu— 
late, während fich vorher ein großer Teil unſrer Stimmberedtigten 
um dieſe Poftulate nicht gefümmert hat. In diejer Beziehung mar 
alſo der Seneralftreif ein gewaltiger Erfolg. Wenn Sie heute 
den Streik auf die Anklagebank gefchleppt und geglaubt haben, 
Sie könnten mit einem Komplott operieren, jo Haben Sie ſich ge- 
täuſcht. Es wird Ihnen nicht gelingen. Der Generalftreif ift ent» 
ſtanden aus der Stimmung der Arbeiterſchaft, er war eine ſpontane 
Erplofion. Durch die Zeugen werden Sie vernehmen, daß e3 der 
ſchweizeriſchen Führerichaft niemals gelungen wäre, eine Derartige 
Aktion künſtlich zu erzeugen. Der Generalſtreik ift hervorgegangen 
aus der Stimmung in der Arbeiterfchaft. Hätte nicht die Organi⸗ 
ſation eingegriffen durch das Oltener Aktionskomitee, ſo wäre die 
Sache jedenfalls ſchlimmer herausgekommen als es geihehen iſt. 

Sch möchte Ste noch daran erinnern, daß es am Donnerstag— 
bormittag und nachmittag, nad) dem Abbruche des Streits, in 
Solothurn und Grenchen zu ſchweren Ereignifjfen gefommen tft. 
Ich möchte hauptfächlich die Ereigniffe von Grenchen in einigen 
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Worten noch erwähnen. Dort find Drei Arbeiter erfchoffen worden. 
Wie ich in meiner Jnterpellation im Nationaltate vollftändig nach— 
gewieſen habe, war das ein unnüßes Blutvergieken. Es war un- 
nüß in dem Sinne, daß e3 nicht von der Arbeiterſchaft provoziert 
war, jondern daß e8 hervorgegangen ift aus dem puren Überniute 
der Sabrifanten, die die Soldaten bemwirteten und jcharf machten. 
Es ift auch den Bundesbehörden nicht gelungen, diejen Vorwurf 
zu widerlegen. ch Eonftatiere hier vor Gericht, daß e3 eine er- 
bärmlihe und liederlihe Art war, wie mir Herr Bundesrat 
Decoppet geantwortet hat. 

Ich möchte noch auf folgendes Hinweisen: Einer Mutter ift der 
Sohn auf der Straße abgejchoffen worden, gerade wie ein Hund. 
Es Hat fich feine Behörde gefunden, Die diefer Mutter auch nur 
eine Anzeige hätte zukommen laſſ en von dem, was ſich zugetragen 
hat. Ich meine, wenn wir in einer ſolchen Gef ellſchaft leben, jo 
dürfen Sie fich. nicht wundern, wenn auch bie Urbeiterichaft zu 
ihren Machtmitteln greift. Sch jage aljo noch einmal, die ganze 
Bewegung ift ſpontan aus der Stimmung Der Urbeiter ſchaft her- 
ausgewachfen. Die gleiche Bewegung werden mir noch einmal 
erleben, wenn fich die Zuſtände nicht beijern. | 

GER: Es ift aber doch ein Strafverfahren über die Ereigniſſe 
in Grenchen eröffnet worden. Da kann man dod) nicht von.. 

Schmid: In meiner Snterpellation habe ih an Hand von 
Plänen und Photographien nachgemwiejen, tie jich alles abgejpielt 
hat. Der Rapport der Polizei ift ein fummarifcher Rapport. Es 
heißt darin, e3 habe Menjchenanhäufungen gegeben, es jei ge» 
pfiffen worden, man habe das Militär verhöhnt. Nachher habe ſich 
eben der Kommandant in die Rage verjeßt gejehen, einfach zu 
ihiegen. Meine Herren, die Leute find von hinten abgeſchoſſen 
worden. Das Militär hat aus einem Gartenhäuschen geſchoſſen. 
Eines der Opfer ift aus einer Diftanz von 50 Zentimetern erſchoſſen 
worden; e3 erhielt mehrere Kugeln in den Kopf, ſodaß ihm die 
Augen aus dem Kopf getrieben worden find (Unruhe und Zwiſchen— 
rufe bei den Angeklagten). Wenn die drei Erfchofjenen wirklich 
fehlbar waren, jo hätte man fie doch zweifellos feſtnehmen fünnen, 
ohne daß man ſchießen mußte. 

ER: Sch erkläre noch einmal, daß über diefe Sachen zweifellos 
eine Strafunterfi uchung tattgefunden hat. 

Schmid: Ka, und ich hätte jehr gerne gejehen, wenn Herr 
Bundesrat Decophet bon diefen Akten Mitteilung gemacht hätte. 
Er hat aber einfach gejagt, die Akten hätten ergeben, daß mit Recht 
geſchoſſen worden jei. Yufälligerweife habe ich den Rapport der 
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Polizei gefehen. Auf ihn Hat fich das ganze Aktenmaterial der 
Unterfuhung geftügt. — Unter ſolchen Umständen verzweifelt die 
Arbeiterſchaft. Nicht nur fie, ſondern jeder noch fühlende Menfch 
muß jich gegen ſolche Zuſtände empören. 

GR: Diefe Angelegenheit wird doch ganz unzweifelhaft noch 
zum Austrage fommen. Gefehen habe ich natürlich nicht von den 
Akten; ich kann alfo nicht3 darüber jagen. Die Angelegenheit ge- 
hört ja auch nicht in meinen Kreis. Eicher aber ift alles gründlich 
unterſucht worden. | 

Schmid: Ich möchte noch darauf aufmerkſam machen, daß 
die Stimmung der Xrbeiterfchaft in Grenchen und Oolothurn, die 
unzweifelhaft fchärfer war al3 an andern Orten, hervorgerufen 
worden ift durch ein ganz brutales Vorgehen des Unternehmertum. 
Sc habe jeßt wieder Kenntnis von einem Geheimzirkular der 
Unternehmer. Danach ftellen die Unternehmer jedem weggehenden 
Arbeiter ein Zeugnis aus, und in diefem Zeugnis find geheime 
Beichen enthalten. Durch fo ein Zeugnis ift jeder Arbeiter bei einer 
neuen Arbeitsſtätte von vornherein denungiert. Es kann 3. B. 
jein, daß einer als gefährlicher Jungburſche bezeichnet wird. Da— 
mit ſtoßen die Unternehmer die Arbeiter auf den Boden, wo fie 
jie gerade nicht haben mollen. 

Sch will auch noch erwähnen, daß 2000 Arbeiter ausgejpertt 
und mit ihren Familien brotlos waren bloß Deswegen, weil Der 
Unternehmer ihnen da3 Vereinsrecht nehmen mollte. Das find 
Zuftände, die in emem demofratifchen Staate nicht vorkommen 
jollten. Sn eimem ſolchen ©taate follte das Necht des Arbeiters 
mit allen gejeglichen Mitteln gejchügt werden. Das ift unterlafjen 
worden. Nicht nur die Behörden, jondern vor allem die Unter- 
nehmer haben den Arbeiter durch ihr Willfürreginent wie einen 
Hund behandelt und tun es noch. Sie gehörten eigentlich auf die 
Anklagebanf; fie find ſchuld an diejen Zuſtänden. 

GR: Sch fagenoc einmal, daß ich mich über dieſe behaupteten 
Buftände hier nicht im geringften orientieren kann. Ich weiß nur, 
dag in Grenchen Eiſenbahnſchienen aufgerijfen worden fein jollen. 

Huber: Und dafür Hat man die Leute erſchoſſen? 

Schmid: Auf dem Bahnhofe, ich glaube Bahnhof Nord 
heißt er, hat eine Anfammlung ftattgefunden. Es waren etwa 
50-60 Leute dort, von denen feiner der Organifation angehört 
hat; denn die Organifationen waren zur gleichen Zeit verfammelt. 
Nun heißt eg auf einmal: Es fommt Militär. Es hieß, es komme 
gegen diejenigen, die an den Schienen arbeiten. Diefe Ausſprüche 
haben die Verſammlung mitgeriffen. Num hat ſich dag Militär in 
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einer Linie aufgeftellt. Es hat darauf einen Angriff gemacht, nicht 
auf diejenigen, welche die Schienen aufrijjen, ſondern auf Das 
herbeiftrömende Volk. Sogar einen Bajonettangriff! Da trat nun 
ein Mann zwiſchen das herbeigeftrömte Volk und Die Opldaten. 
Er hat mit den Soldaten gejprochen, er hat aud) mit dem Kom— 
mandanten gejprochen, das Militär jolle fein Blutvergießen ber- 
anlaffen. Darauf haben die Soldaten, als ſie an das Volk famen, 
da3 Gewehr einfach umgekehrt und nicht8 getan. Während nun 
die Soldaten mit dem Volk zu tun hatten, wurde Hinter ihrem 
Rüden von den andren die Schienen aufgerijjen. Alſo nicht Die 
Organifierten, fondern andre haben dieſe Schienen aufgerijjen. 
Das kann ic) Ihnen bemweifen durch Hunderte von Zeugnijjen. 
Darauf hat man aber in der Bundesverfammlung und ſonſtwo 
nicht gehört. Es hatte e3 ja bloß ein Sozialdemofrat gejagt, und auf 
Sozialdemokraten braucht man befanntlich nicht zu hören. 

Ein militäriſcher Unterfuchungsrihter hat in. Olten meines 
Wiſſens ungefähr 150 Eifenbahner darüber einvernommen, warum 
fie geftreift haben. Dieſer militärifche Unterſuchungsrichter war 
zufälfigerweije, und das hätte man vermeiden follen, in Olten 
mohnhaft. Aus der großen Mehrheit der Eifenbahner find nun 
folche Leute herausgeſucht worden, die weder der jozialdemofra- 
tiihen Partei noch 3.8. dem ſchweiz. Lokomotivperſonalverband 
angehören, jondern der Gegenorganifation, wie mir jagen, Der 
„gelben” Organifation, den Chriftlichjozialen. Ausgerechnet nur 
diefe Leute hat man eindernommen. Sie haben durchaus alle wie 
auf Snftruftion ausgefagt, fie hätten nicht aus Solidarität geſtreikt, 
iondern bloß deswegen, weil jie nicht hätten arbeiten Fünnen. 
— Eiſenbahner haben dann allerdings die richtige Antwort 
gegeben. 

GR: Haben Sie den Aufruf geleſen, bevor Sie ihn in Die 
Setzerei gegeben haben? | 

Schmid: Sa, ich habe ihn gelejen; an einzelne Stellen, wie 
3.8. an diejenige: „Wehrmänner, wir appellieren an euch“ uſw., 
kann ich mich nicht mehr erinnern. Mir war die Hauptjache, daß 


der Generalftreif fam. Um ihn herbeizuführen, war mir alles recht, 


mas man brachte. Auch die Stelle, die von den Soldatenräten 
handelt, ift mir nicht befonders aufgefallen. Wir Haben in den vier 
Jahren ſchon öfter von Soldatenräten gejprochen. Wir haben uns 
ichon lange vor dem Generalftreif mit der Soldatenfrage befaßt. 
Die Bezeichnung „Soldatenräte” iſt nur ein moderner Ausdrud. 
Wir haben jchon lange vor dem Generalitreif die Anftrengungen 
der Soldaten gejehen, fich irgendwie zu organifieren, um fich gegen 
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die Willfür der Offiziere zu ſchützen. Auch Ihnen ift das ja nicht 
unbefannt. Sie fennen auch alle die Klagen, auf die Hin wir be— 
jtraft worden find, weil mir die Soldaten gededt haben. Schließ- 
lich erklärten wir den Soldaten: „Es ift uns nicht möglich, alle eure 
Fälle in die Zeitung aufzunehmen; ihr müßt nun felber zufehen, 
wie ihr durchkommt.“ Da famen die Soldaten auf den Gedanken, 
fie wollten fich jelbjt organifieren, um ji) ein Rechts- und Deckungs⸗ 
mittel gegen die willfürliche Behandlung zu ſchaffen. In dieſem 
Zufammenhange möchte ich an die unterſchiedlichen Strafen er- 
imern, die die Militärgerichte ausgefällt haben, je nachdem es 
ſich um einen Offizier oder um einen Soldaten handelte. Offiziere 
wurden freigejprochen oder erhielten Stubenarreſt, mo Goldaten 
ins Gefängnis mußten. Ich erinnte hier bejonders an den Ober- 
ſten⸗-Prozeß. Da haben die Soldaten — Von uns verlangt 
man, daß wir an der Grenze ſtehen und zur Verteidigung des 
Landes unſer Leben einſetzen und ſolche — ich brauche hier den 
Ausdruck nicht — können das Land verraten. (Unruhe.) 

GER: Ich muß Ihnen ſagen, daß wir hier in der Beurteilung 
zwiſchen Soldat und Offizier nie einen Unterjchted gemacht haben. 

Schmid: Aber dod im Strafmaf. 

ER: Höchſtens haben wir einmal gegen einen Ihrer Genofjen 
etwas Rüdjicht walten laffen. Das war anfangs Mat im Spionage- 
prozeß Mougeot. 

Wann ift Ihre Zeitung mit dem Aufrufe erſchienen? 

Schmid: Die Beitung ift halb elf Uhr in den Drud gegangen. 
In einer Stunde etwa mar fie Pe Halb zwölf Uhr war aljo 
das lebte Exemplar aus der reife 

GR: Sind Sie auch | beim ichweiz. Preßtelegraph ? 

Schmid: fa. 

OR: Hat &ie der Preßtelegraph damals nicht bedient? 

Schmid: Ich habe eben den Aufruf früher erhalten. Um 
das meitere habe ich mich nicht gefümmert; das wird der Hilfs- 
redaftor gemacht haben. Ich habe mich darum befümmert, den 
Streik in Olten zu organifieren. Sch forgte Dafür, daß er ſich in 
aller Ruhe abſpiele und vollſtändig werde. 

GR: Sie haben den Streik ſowohl für die Eiſenbahner als 
auch für die andern Arbeiter organifiert? 

Schmid: Ich habe fofort die Vorftände zufammenberufen 
und mit den Behörden Fühlung genommen. Ich Habe auch dafür 
geforgt, daß die Xebensmittelverjorgung nicht ftode, und daß die 
Automobile de3 Konjumvereins die Milch von dem Lande abholten. 
Mit den Stadtbehörden habe ich in dem Sinne Rückſprache ge 
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nommen, daß wir uns gegenfeitig verftehen wollten, damit e3 nicht 


zu Zufammenftößen fomme. Mit den Eifenbahnern habe ich nichts 


zu tun gehabt. | 
Sch möchte noch nachtragen, daß, bevor ich den Aufruf in den 
Sab gegeben hatte, da3 freifinnige „Oltener Tagblatt“ ein Bulletin 
perbreitete, worin e3 hieß, der Generalitreif jei ausgebrochen. 
Sürfpreh Steiner: Hat nicht das „DOltener Tagblatt“ am 
gleichen Tage auch den Aufruf gebracht. Sch glaube jogar, die 
Zeitung ift bei den Alten. 


Schmid: Das ift möglich; ich weiß es nicht. Im „Bund“ 


ſtand der Aufruf wörtlich. 

Fürſprech Steiner: Ich glaube auch, der Redaktor habe 
nicht mehr die Zeit gehabt, diefen Aufruf zu ſtudieren? 

Schmid: Sch habe den Aufruf gelefen und war damit ein- 
beritanden. 

Fürfpred Steiner: Reaktor Schmid ftammt aus einem 
Eiſenbahnerſtädtchen. Er wird beobachtet haben, daß nad) Der 
Bewegung für die Teuerungszulagen im Juli 1918, als e3 der 
Bundesrat bis zum äußerften hatte kommen laſſen, bevor er fich 
mit den Verbänden der Eifenbahnerjchaft einigte, die Verbitterung 
bei der Eiſenbahnerſchaft bi3 zum Ausbruche des Generalſtreiks 
jtet3 gewachſen iſt? 


Schmid: Jawohl, das iſt richtig. Ich kann mich noch erinnern, 


daß die Leute im Volkshauſe an jenem Freitagabend, da der 
Proteſtſtreik beſchloſſen wurde, ſchimpften, weil ſie nicht immer auf 
der Seite ſtehen wollten. Die Leute hätten ſchon lieber damals 
mitgemacht. 

Adjut.Unteroffizier Rocher: Iſt Ihnen dieſer Aufruf als 
Nachricht oder als offizielle Mitteilung zugegangen? 

Schmid: Jawohl, der Aufruf iſt mir als offizielle Mitteilung 
zugegangen. 


Einvernahme des Angeklagten Nobs. 


GER: Haben Sie dem Oltener Aktionskomitee angehört? 

Nobs: Kein. 

GR: Sie waren an jenem kritiſchen Tage auch nicht in Bern? 

Nobs: Ich war in Zürich an der Grippe frank. Sch habe die 
Nedaktionstätigfeit am Freitagnachmittag, vor dem Proteſtſtreik, 
wieder aufgenommen. Am Freitag bin ich nicht ausgegangen, Da- 
gegen am Samstag. Sch"habe aber am Samstag feine Berfamm- 
lungen beſucht. 
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GR: Sie haben aber den Aufruf „An das arbeitende Bolt“ 
gelefen? Wann haben Sie ihn erhalten? | 

Nobs: Sch Habe ihn am Morgen früh mit der Sendung der 
Depefchenagentur erhalten. Wir haben die Meldungen jehr früh, 
etwa um 6 Uhr, Holen lajjen. Bei diefer Sendung .befand ſich 
der Aufruf. Wir haben alſo den Aufruf nicht direkt durch einen 
Kurier von Bern erhalten. Die Kuriere find erjt viel jpäter 
gefommen. 

ER: Haben Sie gelejen, daß Ihr Name unter dem Aufrufe 
fteht? Nobs: Ja, ich habe das gelejen. 

GR: Sit dieſes hier das Manufkipt-Eremplar, das Sie von 
der Depefchenagentur erhalten haben? Nobs: Ja. 

GR: Sie haben hier unterjtrihen, einen Titel gegeben, ge- 
ichrieben: zweifpaltig, erjte Seite. Sie haben alfo diefen Aufruf 
deutlicher gemacht. Sie haben ihn unterftrihen und hervorge— 
hoben, wie er gediudt werden joll. Nob3: Ya. 

ER: Haben Sie nachher noch ein Eremplar des Aufrufes von 
Bern erhalten? 

Nobs: Gegen Mittag habe ich gehört, es ei jemand von Bern 
gekommen. Da war id) aber nicht mehr. auf der Redaktion. Die 
Sendung ift in der Druderei abgegeben worden. 

GR: Haben Sie ſich mit der Verbreitung des Aufrufes ab» 
gegeben? Haben Sie Ertranummern verbreitet? 

Nobs: Wir haben während des Generalitreifs und über: 
haupt feit Kriegsausbruch feine Propagandanummern verbreitet 
mit Rüdficht auf die Bapiernot. Auch während des Generalftreifs 
ift feine einzige „Volksrechtnummer“ als Propagandanummer an 
irgend jemanden gratis abgegeben worden. | 

GR: Hier Heißt es doch, das „Volksrecht“ ſei gratis verteilt 
worden. Wer hat das gemacht? 

Nobs: Eine Verteilung könnte nur mit Wifjen des „Volfs- 
rechtes“ felber gefchehen jein. Wir Haben aber feine Nummern aus- 
gegeben. Dagegen hat natürlich jedermann das „Volksrecht“ in 
den Kiosken faufen fünnen. Das war zu jeder Zeit möglich. 

ER: St es denkbar, daß die Urbeiterumion oder die Preß— 
union folhe Nummern verteilt hat? 

Nobs: Die Preßunion ift ja der Verleger der Zeitung. Boll- 
ziehungsorgane der Preßunion find Redaktion und Adminiftration. 
Diefe wiſſen aber nichts von einer ſolchen Berteilung. Die Ar- 
beiterunion hat meines Wiſſens eine folche Verbreitung auch) nicht 
vorgenommen. Sch müßte das wiſſen, weil ich Präfident Der 
Arbeiterunion bin. Eine befondere Verbreitung war aber auch 
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nicht nötig. Unſre Abonnenten ſind durch die Verträgerinnen 
bedient worden. 

ER: Laſſen Sie das „Volksrecht“ durch Verträgerinnen ver⸗ 
breiten? 

Nobs: Die Zeitung wird in der ganzen Stadt Zürich, mit 
Ausnahme bon ein paar Abonnenten an der Peripherie, vielleicht 
1—2 Prozent aller Abonnenten, durch Verträgerinnen verbreitet. 
Es find vielleicht 20 oder noch mehr Berträgerinnen. 

GR: Die Auflage, die für das Land beſtimmt ift, hat man 
aber doch nicht durch die Poſt vertragen lafjen können. 

Nobs: Natürlich find vom Lande her jehr zahlreiche Anfragen 
gefommen, ob die Abonnenten die Zeitung erhalten. Aus den 
meisten Ortſchaften find auch Arbeiter mit dem Fahrrad in die 
Stadt Mai m um die Beitung zu holen. 

GER: Sie haben alſo die Zeitung Durch Radfahrer an Die 
Drganifationen auf dem Lande gejhidt? Nob3: Ta. 

GER: Wurden Sie nicht ftubig, al3 Sie in dem Aufrufe den 
Abſatz an die Wehrmänner lafen? 

Nobs: Nein, durchaus nicht. 

OR: Stußten Sie ae al3 Sie Ihren Namen unter dem 
Aufrufe lajen? 

Nobs: Nein. Sch mine, daß das üblich ift. In dieſem Falle 
war wünfchenswert, der Arbeiterſchaft mitzuteilen, welche Kor— 
porationen den Aufruf erließen und wer dieſen Körperjchaften 
angehöre. 

GR: Sie haben aljo gar feinen Anstoß genommen? 

Nobs: Nein. 

GR: Sie perjönlich Haben mit der Verbreitung nicht? zu tun 
gehabt? Nobs: Wein. 

ER: Haben Sie aud) ſchon den Aufruf „Heraus zum Proteſt⸗ 
ſtreik“ in Zürich drucken laſſen? 

Nobs: Der iſt, glaube ich, am 3. publiziert worden? 

ER: Sn der Nacht vom 7. bis 8. iſt er erlaſſen worden und 
am 9. nad) Zürich gefommen. 

Nobs: Der ift nicht durch meine Hand gegangen. Ich weiß 
auch nicht, ob er von unſrer Druderei gejegt worden ift. 

Sch möchte zum Aufrufe noch etwas bemerken. Bei einer be» 
ſtimmten Stelle im Texte, und zwar bei den Worten: „zur Ber» 
meidung blutiger Konflikte” ift eine Hand angebracht worden. 
Dieſe Stelle ift aljo ausdrüdlich von mir hervorgehoben worden, 
um damit eine Tendenz zu unterjtreichen, die wir in unſren 
Drganifationen immer verfochten haben: Es follte nicht zum Kon- 
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flifte mit dem Militär fommen; der Kampf follte rein als Streit 
geführt werden. | 

GR: Es find noch zwei Artikel, in Nr. 264 und 266 des „Volks⸗ 
rechtes“, eingeflagt. Sie haben auch die Leitartikel in dDiejen Tagen 
geichrieben? Nob3: Sa. 

GR: Sm der Nummer vom 12. November 1918 iſt ein kurzer 
Artikel enthalten: „Militäriſche Mobilifierung der Eifenbahner”. 
Darin heißt es: „Der Bundesrat hat die Eifenbahner militäriſch 
zum Dienft aufgeboten und fie unter die Beftimmungen der 
Militärorganifation geftellt. Diejes Aufgebot war zu erwarten; 
e3 wird aber in feiner Weife den Ausitand der Eifenbahner zu 
verhindern mögen. Glaubt der Bundesrat wirklich, daS Perſonal 
der ©. B. B. mie der Nebenbahnen mit dem Bölimaa der 
Militärſtrafartikel zum Dienft veranlaffen zu fünnen. Das wäre 
doch zu naiv.” Müſſen Sie nicht zugeben, daß das eine Auf- 
forderung an die Eifenbahner war, der Mobilifation feine Folge 
zu leiſten? 

Nobs: Nein, eine ſolche Aufforderung war nicht nötig. Jeder 
Sat meines Artikels ift durch die Tatfachen vollſtändig beftätigt 
worden, nämlich, Daß e3 eine Naivität war, zu glauben, daß die 
Cifenbahner wegen des Militärftrafrechts etwa vom Gtreile ab- 
fommen würden. Meine Behauptungen haben fich als durchaus 
richtig erwiefen. Der Verlauf des Streit? hat bewieſen, daß ich 
mich nicht getäufcht Habe. Eine folche Aufforderung mar in feiner 
Weiſe notwendig. Ich kannte die Stimmung der Eifenbahner voll- 
jtändig. Sch hatte noch am Sonntagabend an einer Eifenbahner- 
berfammlung teilgenommen. Dort hatte ich die Außerung von 
Dußenden von Eijenbahnern vernommen. Die Entihlofjenheit 
und der Wille zum Streik waren fo entjchieden, daß feine Maß— 
tegel vermocht hätte, die Eiſenbahner vom Gtreif abzuhalten. 

Sch möchte noch bemerken, daß ſich der Artikel „Durchhalten” 
nicht insbeſondre an die Eifenbahner richtete, jondern an die Ge— 
ſamtheit der Urbeiterfchaft. Im übrigen enthielt er eine Kenn— 
zeichnung der hiftorifchen Situation, die, glaubeich, von feiner Seite 
beftritten wird. Wir haben ja aus der gegnerischen Preſſe in jenen 
Tagen, und fpäter, zahlreiche Stimmen hören fünnen, die jagten, 
der Beitpimft einer Neuorientierung der Politik ſei gefommen. 
Wenn auch eine folche Neuorientierung nicht erfolgt ift und jeden- 
fall3 von bürgerlicher Seite nicht zu erwarten ift, jo hat man doc) 
ficher damit zugegeben, daß man fich dazumal in einem außer- 
ordentlichen gejhichtlichen Zeitpunkte befand, der auch außerordent- 
lihe Maßnahmen erheifchte. 
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GR: Sm der Nr. 266 vom 14. November ift ein Artikel ent- 
halten: — das Verkehrsperſonal“. Es heißt dort: „Harret aus 
im —— um eure gute und gerechte Sache bis zum endgültigen 
Siege!“ 

Auch dieſer Artikel iſt eingeklagt. Haben Sie den erſten und 
den zweiten Artikel verfaßt? 

Nobs: Ich habe den erſten verfaßt; der zweite iſt von Be— 
zirksanwalt Albert Wyß. 

GR: Sit der Artikel nicht Ihnen abgegeben worden? 

Nobs: Sch weiß nicht mehr genau, ob das Manujfript mir 
perjönlich übergeben worden ift. Ich glaube e3, kann es aber nicht 
mit Sicherheit jagen. Jedenfalls habe ich den Artikel vor der Drud- 
legung der Zeitung gejehen. 

GR: Sie haben zu beftimmen über den Inhalt der Zeitung? 

Nobs: Sa, ſelbſtverſtändlich. In dem Artikel handelte e3 fich 
um die Mitteilung einer Organijation an ihre Mitglieder. Um 
einen Situationsbericht über die Haltung der Eifenbahner. Es mar 
jelbjtverjtändlich, daß dieſer Artifel publiziert wurde. 

GR: Es ift aber doch in ihm die Aufforderung enthalten: 
„Zeiftet der Aufforderung zur Arbeitsaufnahme feine Folge!“ 
Haben Sie nicht gejehen, daß das doch immerhin eine bedenkliche 
Geſchichte ift, der Eifenbahnerichaft ſolche Dinge zu jagen? 

Nobs: Sch Habe den Artikel nicht im einzelnen einer Prüfung 
unterzogen. Immerhin habe ich ihn gelejen. Nach meiner Anficht 
übernimmt eine. Organifation, die eine Publikation erläßt, doch 
dafür die Verantwortung. 

GR: Ja, ja. Immerhin trägt doch auch der Nedaftor, Der 
einen jolchen Attifel aufnimmt in die Zeitung, mit die Berant- 
wortung. Es ift doch eine Aufforderung an die Offentlichfeit. Da- 
mit haben Sie eben an der Verbreitung des Artikels mitgeholfen. 


Nobs: Es konnte doch gar feine Frage fein, ob ein ſozial— 
demofratifches Blatt eine folche Mitteilung an die Öffentlichkeit 
— hatte. 

GR: Ja, das iſt natürlich aber ſehr unangenehm für einen 
Redaktor. 

Nobs: Es iſt die Konſequenz ſeines Metiers. 

GER: Anerkennen Sie, daß das eine ſtrafbare Handlung iſt? 

Nobs: Nein. 

ER: Sn der Vorunterfuchung haben Sie ausgefagt: „Die Auf- 
forderung zum a gegen Yale, Verfügungen ber 
ftreite ich nicht” u 
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Nobs: Bei diefer Befragung handelte e3 fich um den Aufruf 
des Aktionskomitees. 

GN: Aber immerhin waren doc die Eifenbahner mobilisiert. 
Sie hatten Weifung von ihren Vorgefeßten. Wenn man nachher 
das Berfehrsperjonal auffordert, fich der Arbeitsaufnahme zu ent- 
Ha jo ift da$ eben eine Handlung gegen eine militärische Ver— 
ügung. 

Nobs: Sch perjünlich habe feine Publikation exlaffen 

ER: Aber Sie haben fie doch in die Zeitung aufgenommen 
und veröffentlicht. Müſſen Sie das nicht zugeben? 

Nobs: Ka. 

GR: Die Verordnung de3 Bundesrates vom 11. November 
hat Strafmagnahmen vorgejehen für derartige Aufforderungen. 

In Urt. 3 Heißt es: 

„Wer die in Art. 2 genannten Beamten, Angejtellten oder 
Urbeiter zur Verlegung ihrer Amts- oder Dienſtpflicht, insbe— 
jondre zur Arbeitseinftellung auffordert oder verleitet, 

wer zur Verlegung einer militärischen Dienftpflicht auffordert 
oder einen Militärpflichtigen zur Verletzung einer militärijchen 
Dienftpflicht verleitet, 

wird, wenn nicht ſchwerere Strafbeitimmungen anzumenden 
jind, mit Gefängnis bis zu einem Jahre oder mit Buße bi3 
zu Sr. 1000 beitraft. Beide Strafen fünnen verbunden werden.“ 

Kun Handelte es jich hier um das Berfehröperjonal der öffente 
lichen Verfehrsanftalten, ſodaß aljo in der ——— des 
Aufrufs eine Aufforderung, eine Anſtiftung der Arbeiter zur 
Verletzung ihrer Amtspflicht enthalten iſt. 

Nobs: Ich erinnre mich nicht, daß ich zu jenem Zeitpunkte 
von der Verordnung Kenntnis hatte. 

GR: Die Verordnung muß Ihnen doch bekannt geweſen fein. 

Nobs: Sch kann das nicht mehr genau feititellen. Vielleicht 
haben wir irgendeinen Heinen Auszug der Berordnung gejehen 
und aud im „Volksrecht“ veröffentlicht. An den Wortlaut erinnre 
ich mich nicht. Sie wiljen ja, daß Damals die Verbreitung der 
Preſſe außerordentlich gering mar. 

GN: Die Verordnung wurde doch ſchon am Montag BO 
mittag durch die Depejchenagentur verbreitet. 

Nobs: Sch Habe davon feine Kenntnis. 

GER: Sie wurde auch) durch andre Zeitungen verbreitet. Das 
iſt feitgeftellt. Müffen Sie nicht zugeben, daß in der Veröffent- 
lichung des Aufrufs eine Verlegung diefer Verordnung liegt? 

Nobs: Ich kann mich nicht erinnern, vom Wortlaute diefer 
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Verordnung Kenntnis erhalten zu haben. Sch mar dazumal aud) 
nur einen Teil de3 Tags auf der Redaktion. Es ift jehr wohl mög— 
lich, daß die Verordnung durch andre Hände gegangen und ver- 
arbeitet worden ift, ohne daß ich davon Kenntnis hatte. 

GR: Die Eifenbahner find auf Befehl des Armee-Aupitors in 
der Unterfuchung einvernommen worden. Es handelt ſich um Die- 
jenigen Eifenbahner, die ſich feines andern Delikts jchuldig ge- 
macht haben. Das ift Ihnen mitgeteilt worden, nicht wahr? 

Nobs: Ya. 


GR: Darauf hat der Unterſuchungsrichter Sie einvernommen. 
Es iſt eine Weifung des Armee-Auditors ergangen über die Be- 
handlung des Verkehrsperſonals, dag dem Mobilijationzbefehl 


feine Folge geleiftet hat, fich aber feines andern Delikts fchuldig 
gemacht hat. 

Das ift Ihnen alfo zugegangen. Der Unterfuchungsrichter hat 
Ihnen erklärt, er dehne die Unterfuchung auf Sie aus? 

Nobs: Ka. 

GR: Der Befehl des Territoriallommandos 5 in Zürich ift 
erteilt vom Stabschef des Territoriallommandos, Herm Oberſt⸗ 
Leutnant Eicher. Sie find aber auch ſchon in einer andern Unter- 
fuhung einvernommen worden? 

Nobs: Ka, eine Unterfuchung ift doppelt geführt worden. 

GR: Sie find über die Abfaffung und Herftellung eines Flug- 
blatte3 vom 12. November 1918 befragt worden. 

Nobs: Sa, daran Tann ich mich erinnern. 

Es ist aber eine Reihe von Flugblättern herausgegeben worden. 
Um welches es ſich Handelt, weiß ich nicht. 

GR: Am Schluffe Hat der Unterfuhungsrichter verfügt, daß 


die Unterfuhhung auf Sie ausgedehnt werde wegen der Veröffent- 


lihung des Aufruf3 an das Berfehrsperfonal in Nr. 266 des 
„Bollsrechtes". Nobs: Ha. 

GR: Man hat Shnen mitgeteilt, die Ausdehnung habe ja be- 
reit3 ftattgefunden. Smfolgedeifen hat der Unterfuhungsrichter 
verfügt, Daß der zweite Ausdehnungsbeichluß zurüdgezogen werde. 

Nobs: Könnte ich das Flugblatt jehen, um das e3 jich bei 
der andren Unterfuchung handelt? (Der Angeklagte Nobs erhält 


das Flugblatt zur Einficht.) Dieſes Flugblatt ift im Unionsvorjtande 


nicht befprochen worden; e3 handelte fich um ein andres. Ich 
möchte ausdrücklich feititellen, daß das Flugblatt „Un das Verkehrs⸗ 
perjonal“, das, glaube ich, identifch ift mit dem Aufrufe in 


Nr. 266, nicht im Unionsvorftande befprochen und behandelt 


morden ift 
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GER: Das geht ung zwar hier weiter nicht3 an. Uns befchäftigt 
nur der Aufruf „An das Verkehrsperſonal“. Ä 

Dr. Farbftein: Ich möchte an Nobs die Frage richten, um 
wieviel Uhr am 11. November das „Volksrecht“ gedrudt wurde. 

Nobs: Der 11. war der Montag? Sa, da haben wir vielleicht 
um 9 oder um 10 Uhr gedrudt. Genau weiß ich das nicht. Wir find 
während des Gtreils nicht jeden Tag um diejelbe Zeit heraus» 
gefommen. Man hatte ja nicht auf die Bahn oder Poſtſpedition 
Kücficht zu nehmen. Zedenfall3 war um 9 oder um 10 Uhr Re= 
daktionsſchluß. 

Dr. Farbſtein: Iſt es nicht Nobs bekannt, daß die ſchweiz. 
Depeſchenagentur den Aufruf an den Straßenecken in Zürich an⸗ 

ſchlagen ließ? 
| Nobs: Das „Tagblatt der Stadt Zürich” Hat eine Anzahl 
Anſchlagſtellen, wo es die Nachrichten der Depeſchenagentur aus⸗ 
hängt. Sch glaube, e3 find drei Stellen. Es ift mir gejagt worden, 
der Aufruf ſei auch ausgehängt worden. Aus eigener Wahr- 
nehmung fann ich mid) darüber nicht äußern. 
a Ich jehe nicht ein, was hier die Depejchenagentur zu 
tun hat. 

Dr. Sarbftein: Das ift ſehr einfach: Herr Nob3 hat den 
Aufruf aus den gleichen Gründen publiziert mie die Depefchen- 
agentur. Er hat das gleiche getan, mas die Depejchenagentur ge- 

macht hat. 
OR: E3 fragt ſich aber, ob er den Aufruf veröffentlicht hat 
al3 Nachricht oder eben als Aufruf. 

Dr. Sarbftein: Dann fragt e3 fich eben, ob ihn auch Die 
Depejchenagentur al3 Nachricht oder als Aufruf verbreitet hat 
(Heiterfeit). 

Aud.: Es iſt natürlich ein Heiner Unterjchied darin, ob Die 
Depejchenagentur oder das „Volksrecht“ einen ſolchen Aufruf 
berbreitet. &3 ift nicht daS gleiche, ob die Depefchenagentur etwas 
als Nachricht Herausgibt oder ob das Nobs al3 Aufruf veröffent- 
licht | 


Dr. Farbſtein: Sch möchte fragen, ob e3 Nobs befannt ift, 
daß der Aufruf ebenfalls am 11. im „Bund“ und im „Berner 
Smtelfigenzblatt“ in der gleichen Form ftand. | 

Nobs: Der Aufruf ist im „Sntelligenzblatt” inder ganz gleichen 
typographiſchen Form wie im „Volfsrecht” veröffentlicht worden. 
Er erichien zufällig im „Sntelligenzblatt“ in der gleichen Spalte wie 
im „Volksrecht“. Ebenſo geſchah es in einer Reihe andrer Blätter, 
mern ich nicht irre, auch in der „Ihurgauer Zeitung”, in Bafler 
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und in Berner Blättern. Der Aufruf war eine Nachricht, die ſo— 
zufagen auch die Vejer Des „Volksrechtes“ interejjierte len 
Es war daher eine Selbftoerftändlichkeit, daß mir ihn veröffent- 
lichten. 

r Dr. Farb ſte ein: Nobs iſt Mitglied der Kommiſſion für Not- 
unterftüßungen in Züri. Kann er bejtätigen, daß ein großer 
Prozentſatz derjenigen, die Notunterftügung — an der 
Bahn angeſtellt iſt und zwar bei der Bundesbahn? 

Nobs: Ich Tann als Mitglied des kriegswirtſ chaftlichen Auf⸗ 
ſichtsrates feititellen, daß die Notlage in Zürich außerordentlich 
groß ist, und daß insbeſondre aud) Bundesangeftellte, und zwar 
ſowohl Eijenbahner ie auch Poſtangeſtellte, feit Jahren in weit— 
gehendem Maße und in größerer Anzahl Anfpruch machen müſſen 
auf die ftädtifchen Unterftügungen. Die Löhne find derart niedrig, 
daß e3 bei den LXebensbedingungen in der Stadt Zürich einem 
großen Prozentjaße der Angeftellten unmöglich ift, auszufommen. 
Daher erklärt es ſich auch, Daß gerade unter dieſen Arbeitnehmer- 
fategorien, insbeſondre unter dem Poſtperſonal, ſich in der legten 
Zeit eine vollitändige politiſche Neuorientierung vollzogen hat. 
Es ift bloß der Ausdrud diefer Verhältnifje, wenn im Verlaufe 
der lebten 2 Fahre etma 500-600 Papangeiieke der jozialdento- 
kratiſchen Partei beigetreten jind. 

GR: In Bern find aud) reichlich Unterftiiungen gegeben 
worden. | 
Dr. x arb ſt ein: Im Verhältnis iſt aber die Zahl der Bun- 
desbahnangeſtellten viel größer als diejenige irgendwelcher andrer 
Arbeiterkategorien. Ich frage, ob es Nobs nicht bekannt iſt, daß 
ſich nach dem Generalſtreik die Zahl der Abonnenten des „Volks— 

rechtes“ bedeutend vermehrt hat. 

Nobs: Ja, das iſt mir bekannt. 

Dr. Farbſtein: Ich frage Nobs weiter, ob es a befannt 
ilt, daß, ſeitdem er Redaktor ift, und Die Stimmung infolgedeifen 
tadifaler ift, fich die Zahl der Abonnenten verdoppelte? 

Nobs: Das tft richtig. 

Dr. Farbftein: Sch frage, ob Nobs weiter folgendes be- 
fannt ift: Am Sonntag wurde in Zürich die Berfammlung auf 
dem Fraumünjterplage verboten. Am Mittwoch hat aber eine 
bürgerliche Verfammlung HakigeniiiDen, ic) glaube auch auf dem 
Fraumünſterplatze. 

Nobs: Es iſt richtig, daß am Sonntag die Verſammlung auf 
dem Fraumünſterplatze verboten wurde. Als dann die Arbeiter— 
union die Parole ausgab, man wolle, um dem Militär auszu— 
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weichen und e3 zu feinen Zufammenftößen fommen zu laſſen, die 
ihon 14 Tage vorher angekündigte Verſammlung außerhalb der 
Stadt auf dem Milchbud in der Nähe des Waldes abhalten, wurde 
auch an diefem Orte Militär aufgeboten. Auf dem Fraumünfter- 
plate wurde überhaupt nicht der Verſuch geniacht, die Verſamm— 
lung abzuhalten. Dagegen wurde die Verfammlung auf dem 
Milchbuck von Kavallerie in verjchiedenen Attacken augeinander- 
gefäbelt. Auf dem Fraumünſterplatze oder auf dem Paradeplatze 
fonnten aber die Studenten ungehindert eine Verſammlung ab« 
halten. Sie genofjen auch daS Vorrecht, ungehindert einen De- 
monjtrationszug durch Die Stadt zu machen. Das ift mit Wiffen 
der Behörden, und ohne daß etwa die Behörde oder das Militär 
eingegriffen hätte, gejchehen. Unſre Verſammlung aber hat man 
mit dent Borgeben, e3 handle fich darum, Verfaſſung und Geſetz 
zu wahren, aufgelöft. 

GN: Der Zmwed beider Verſammlungen war eben wahr⸗ 
ſcheinlich verſchieden (Zuſtimmung und Heiterkeit bei den Ange— 
Hagten). 

Nobs: Herr Örogrichter, man hatte in jenen Tagen ein all» 
gemeined Verſammlungsverbot. Diejes Verbot follte auch für 
unſre Gegner gelten. Es hat ſich aber gezeigt, daß Diejes Verbot 
nur einjeitig gegen die Arbeiterfchaft und nicht gegen die Bour- 
geois angewendet werden jollte. 

GN: Sn Bern war man fonjequenter und hat das Berfamm- 
lungsverbot gar nicht innegehalten. Sch fonftatiere das nur, weil 
ich in den lebten Tagen gelejen habe, es habe doch eine Verfamme« 
lung ftattgefunden und die Verſammlungsleiter ſeien bejtraft 
worden (Unruhe und Widerſpruch). 

Dr. Farbftein: Ich frage Nobs weiter, ob ihm nicht be- 
fannt iſt, Daß die Vorſtände der Arbeiterunion und der ſozialdemo— 
kratiſchen Partei Zürich und des Gewerkſchaftskartells die Arbeiter» 
ihaft am 7. November aufgefordert haben: „... in ihrem Be- 
jtreben nad) Eroberung der politiichen Macht wird fie nicht zu 
terroriftiichen und fonfpirativen Mitteln ihre Zuflucht nehmen“. 

Nobs: Es iſt richtig, daß wir einen folchen Aufruf veröffent- 
licht Haben. Auch das „Volksrecht“ Hat in einer ganzen Reihe von 
Beröffentlichungen früher jchon, und befonders auch in jenen Tagen, 
alle Mittel der Konfpiration und des Putſchismus des entjchieden- 
ten abgelehnt. Man wollte ung ſolche Abfichten in die Schuhe 
ichieben, um damit einen Vorwand zu haben für das gänzlich un- 
motivierte Militäraufgebot. | 

Dr. Farbftein: Sit es nicht richtig, dag im „Volksrecht“ 
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vom 11. November die Eltern direkt aufgefordert wurden, dafür 


zu jorgen, daß die finder nicht das Militär beläftigten ? 

Nobs: Die Arbeiterunion Zürih, und insbeſondre die 
Streiffeitung, erblickten einen wichtigen Teil ihrer Aufgabe darin, 
dafür zu forgen, daß ja gemalttätige Zuſammenſtöße zwiſchen 
Militär und Arbeitern vermieden wurden. Das war eine außet- 
ordentlich Schwierige Aufgabe angefichts des provozierenden Vor- 
gehens einzelner Offiziere und angeſichts der hochgereizten Stim- 
mung der Arbeiter. Deshalb Haben wir im ‚Volksrecht“ eine Auf 
forderung exlaffen, daß man bejonders auf die Schlingel und 
Gaſſenjungen, die jich bei verjchiedenen Gelegenheiten bemerfbar 
gemacht hatten, ein bejondres Augenmerk habe. Wir forderten 
die Eltern auf, ihre Kinder zu Haufe zu behalten. Die Arbeiter 
forderten wir auf, Zuſammenſtöße zu vermeiden. Diejer Aufruf 
ift mit halbfetter Schrift im „Volksrecht“ erjchienen. 

Dr. Sarbftein: Iſt es Nobs nicht befannt, daß zur Beit 
des Generalſtreiks Klagen eingelaufen jind, daß Fabrifanten 
Sabrifarbeitern und Fabrifarbeiterinnen, Familienvätern Löhne 
bon Fr. 3 täglich bezahlten und das noch im November 1918? 

Nobs: Herr Großrichter, ich habe hier drei Zahltagszettel 
mitgebracht, die mir während des Generalitreif vom Lande zu— 
gestellt worden find. Sch ftelle dieſe Zahltagszettel dem Herrn 
Großrichter zur Berfügung. Es ergibt jic daraus, daß in Der 
Tertilinduftrie einem Arbeiter für zwölf Arbeitstage Ft. 36 auS- 
bezahlt wurden. Es ift alfo ein Taglohn von Sr. 3 bei einer zehn» 
ftündigen Arbeitszeit. Yon diefem Lohne gehen noch die Abzüge 
für Unfallverficherung ab. 


Sch habe hier einen andern Zahltagszettel, wonach eine Ar— 


beiterin noch einen etwas niedrigern Zahltag erhielt. Sch möchte 
darauf aufmerkſam machen, daß die Zahltagszettel von der Firma 
Sonderegger & Co. in Herisau ftammen. Das ift die Firma, deren 
Chef in den Tagen des Streiks nach Zürich kam als Ordnungs— 
hüter. Sch mache weiter darauf aufmerkſam, daß die zürcheriſche 


Tertilinduftrie feit Jahren ganz Hundsmiferable Löhne ausber | 
zahlt, von denen der Arbeiter notoriſch nicht leben fan. Sie 


fönnen fich vorftellen, welchen Eindrud e3 auf die Arbeiter machen 
muß, wenn fie außgehungert, elend und ausgebeutet jich wehren, 
und zur Verbefferung ihrer Pofition in den Streik treten und dann 
ihr Lohnherr, der ihnen dieſe elenden Löhne bezahlt, als Drd- 
nungshüter fommt, um fie More3 zu lehren. Ordnungshüter war 
jener Herr, deſſen Gtreitpoftenftehen-Verbot in Züri) außer- 
ordentliche Empörung ausgelöft hat, unter dem Dedmantel, daß 
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er die Ordnung herſtellen müſſe. Ex hat die zürcheriſche Arbeiter- 
ichaft damit ihres verfaſſungsmäßigen Rechts des Gtreifpoften- 
ftehens und der Verſammlungsfreiheit beraubt und erklärt, daß 
man gegen fie eventuell Handgranaten anwende. Es hat Die 
zürcheriſche Arbeiterfchaft ganz beſonders jfandalifiert, daß es 
gerade ein folcher Unternehmer war, einer von den Herren Der 
Diktatur, der in Zürich berufen fein follte, die Demokratie her- 
zuftellen. | | 

Sm übrigen erlaube ich mir noch einige Bemerkungen über Die 
beiondern Verhältniſſe der Arbeiterichaft in Züri. ES ift von 
verſchiedenen Seiten und namentlich auch in der Preſſe gejagt 
worden, und e3 hat fich auch aus den Verhören ergeben, daß man 
die Mitglieder des Aftionzfomitees als die Urheber des General- 
ftreif3 verantwortlich machen till. Sch möchte aber hier in aller 
Form erklären, daß e3 gerade die Zürcher Arbeiterichaft als großes 
Unrecht empfindet, daß man einzelne herausgreift, die höchiten- 
falls den Ausdruck des Mafjenwillens fundgaben und nicht einmal 
indem Maße, wie er in Zürich unter der Arbeiterichaft vorhanden 
mar. 

Es ift notoriſch, daß die zürcherifche Arbeiterichaft gegen das 
Aktionsfomitee eine außerordentlich große Entrüftung hatte. Man 
ift in der Aritif jo weit gefommen, daß man den Genojjen im 
Aktionskomitee die Ehrlichkeit abgeftritten hat. In einer Verſamm⸗ 
Yung in Zürich Hat man an den Mitgliedern des Aktionskomitees — 
ſelbſtverſtändlich waren das nicht die Parteiführer, fondern Die 
Maſſe der Arbeiter — die allerfchärffte und zum Teil auch unbe- 
rechtigte Kritik ausgeübt. Man ging jo weit, daß man erflärte, Die 
Mitglieder des Aktionskomitees feien überhaupt nicht mehr die 
Vertreter der Intereſſen der Arbeiterfchaft. Die Herren ſäßen zu 
nah beim Bundeshaufe in Bern (Heiterkeit). Sie jäßen zu häufig 
zufammen mit den Bundesräten, fie ließen fi) vom Bundesrate 
einfeifen, fie ließen ji vom Bundesrate durch die lächerlichſten 
Verſprechungen hinhalten und feien ſchuld, daß die Arbeiterſchaft 
nicht Schon längft zu einer Aftion gefommen ſei, und nicht Dazu 
gefommen fei, ihr öfonomifches Gewicht in die Wagfchale zu werfen, 
um damit etwas zu erreichen. 

So war die Stimmung der Arbeiterfchaft in Zürich gegenüber 
dem Aktionsfomitee. Die Mitglieder des Aftionsfomitees, Die 
gelegentlich an ſolchen Zürcher Berfammlungen teilgenommen, 
find außerordentlich fchlecht weggefommen. Es ift fein Zufall, Daß 
gerade Platten und Reichmann im Herbſt aus dem Aftions- 
fomitee zurückgetreten find. Es herrſchte die allgemeine Uber⸗ 
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zeugung, daß das Aktionskomitee gegenüber dent Bundestate 
vielzuviel Langmut an den Tag gelegt habe, daß es viel zu wenig 
energiſch auf den Tisch gejchlagen habe, und daß es viel zu wenig 
energiſch eine jcharfe Aktion gegen die bisherigen ökonomiſchen 
Berhältniffe eingeleitet habe. 

Sp mar ſchon die erjte Anregung zum Generalitreife als 
Kampfmittel aus zürcheriihen Arbeiterverfammlungen herbor- 
gegangen und ebenjo die erſte Anregung zur Einberufung eines 
ſchweizeriſchen Arbeiterfongreijes. 

Meine Herren, e3 iſt durchaus fein Zufall, wenn wir hören, 
daß während des Sahres 1918 mehr als der vierte Teil der ge- 
jamten Einwohner Zürichs auf öffentliche Unterftüßung ange- 
wieſen waren. Wenn mir hören, daß jelbit der zürcherijche 
Regierungsrat und der Stadtrat von Zürich es für eine un- 
bedingte Notwendigkeit hielten, den Bundesrat aufmerkfam 
zu machen auf die außerordentlich ſchwierigen Verhältnijje 
in Zürich. Die PVerhältniffe find dort wie an feinem andern 
Drte in der Schweiz. Das macht vollauf begreiflih, warum 
die Beurteilung diefer Frage in der zürcherijchen Arbeiterjchaft 
ganz anders war. Wenn wir weiter hören, Daß gerade die Stadt 
Zürich für daS Budget des nächſten Jahres einzig für Notitand 
und ähnliche Unterftügungen acht Millionen aufnehmen mußte, 
jo gibt ung da3 einen Beleg für die ungeheure Notlage, in der ſich 
ein jehr erheblicher Teil der Bevölferung diefer Stadt befindet. 
Auffallend ift ja auch, daß Arbeiterfategorien, die man fonft nicht 
zur Urbeiterfchaft zählt, wie die fchon erwähnten Eifenbahner und 
Poitangeftellten, aber auch die Bankangeſtellten und faufmänni- 
ihen Angeftellten aller Kategorien in Zürich mehr und mehr an 
die Seite Der Arbeiterjchaft treten und ihre Unterftügung erbitten, 
im Kampfe gegen die Unternehmer. So war es im Banfbeamten- 
ſtreik und auch bei andern Gelegenheiten. 

Dazu fan, daß die zürcherifche Arbeiterjchaft auch nicht das 
allermindeſte Vertrauen zu den Behörden des Kantons haben 


durfte. Während die Stadt nicht über eine gewiſſe Grenze der. 


Unterftügung hinausgehen kann, da fie eine jehr bejchränfte Steuer- 
autonomie bejibt, jo war fie auf Kanton und auf den Bund ans 
gewieſen. Dieje beiden haben aber vollitändig- verjagt. Die 
zürcheriſche Arbeiterihaft hat den zürcheriſchen Regierungsrat 
nie als etwas andre betrachtet, als ein reines Organ Der Tapita- 
liſtiſchen Herrſchaft. Dafür ift ja fehr bezeichnend, daß über 50,000 
bürgerliche Wähler ſämtliche Mandate des Regierungsrates be- 


stimmen, N über 40,000 Arbeiter von jeder Mitwirfung an _ 


— — 
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der Verbejjerung der ökonomischen Lage der Arbeiterfchaft von 

vornherein ausgeſchloſſen find. 
Wir haben gegenwärtig in Zürich eine außerordentliche Woh- 
nungsnot. Daß für die Zukunft feine Befjerung zu erwarten ift, 
geht ſchon daraus hervor, Daß man den Zehnmillionenfredit, der 
dafür bemilligt werden follte, in den eidgenöſſiſchen Räten wieder 
verſchleppt und Hinausgezögert hat. So lebten wir in Zürich in 
Berhältnijfen, die bemirkten, daß die zürcherifche Arbeiterjchaft 
immer an der Spitze ſtand, wenn e3 galt, energijche Schritte bei 
den Behörden zu tun, um eine Verbeſſerung der Lage der Arbeiter- 
ihaft zu erreichen. Man hat aber nur tauben Ohren gepredigt. 
Man Hat nicht erreiht. Zwar jind die ſozialdemokratiſchen 
Stimmen von Wahl zu Wahl gejtiegen. Aber wir haben bei den 
Behörden nicht das mindefte Gehör gefunden. Man hoffte auf 
eine Bejjerung der Situation durch die Wahl des Aktionskomitees. 
Als man entdecdte, daß der Bundesrat das Aftionsfomitee in feiner 
Weiſe anders behandelte, auch nach dem Baflerfongreß nicht, wurde 
grundſätzlich Stellung genommen für den Oeneralitreif. Gerade 
die zürcheriſche Arbeiterſchaft hat in der nachdrücklichſten Weife den 
Generalitreif verlangt. Sch möchte Ihnen den perſönlichen Ein- 
drud, der mir undergeßlich bleiben wird für mein ganzes LXeben, 
wiedergeben. Am Gonntagabend vor dem Generalitreife fand 
eine Eijenbahnerverfammlung in der „Sonne“ Statt. Dort hat 
ſich eine ganze Anzahl von Vertrauensmännern der Partei, aud) 
Eifenbahnerführer, dagegen ausgeſprochen, daß die zürcheriſchen 
Eijenbahner vor den übrigen Eifenbahnern und bevor ein Appell 
der GStreifleitung in Kraft trete, mit Einftimmigfeit den fofortigen 
Eintritt in den Streit forderten. Sie fagten fih: Wir arbeiten 
nicht unter dem Schutze der Majchinengemwehre, wie ſie im Bahn- 
hofe Zürich aufgeftellt find. — Nachdem 10 oder 15 jüngere Leute 
geſprochen hatten, da verftelen die Gegner eines jofortigen Streik— 
beginnes darauf, die Altern Kollegen aufzufordern, zu [prechen, 
weil fie von diefen erwarteten, fie würden für den Nichtbeginn 
des Streiks eintreten, jie würden warnen vor dem jchmweizerijchen 
Eijenbahnerftreif und vor dem allgemeinen Landesitreik. 

Da find die ergrauten Eifenbahner, es war eine ganze Anzahl, 
herborgetreten und haben in genau der gleichen Weife gefprochen 
wie ihre Kollegen. Nachdem diefe Verfammlung dann mit Ein- 
ffimmigfeit den Gtreifbejhluß gefaßt hatte und dann fofort auch 
die Eifenbahner andrer DOrtjchaften in der Umgebung von Zürich 
in. den Streif traten, da war auch die Haltung der Eijenbahner 
der ganzen Schweiz beftimmt. | 
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Als Ausdrud der Gefinnung der Arbeiterfchaft nicht nur in der 
Stadt, fondern im ganzen Kanton Züri, möchte ich den Um- 
ftand erwähnen, daß am Sonntagmittag, vor dem Ausbruch des 
Streils, nachdem die Arbeiterunion am Abend zuvor bejchloffen 
hatte, die Arbeit nicht wieder aufzunehmen, eine Verfammlung 
des fantonalen Gemwerfichaftsfartells, an der Die Gemerfichaften - 
des ganzen Kantons vertreten waren, einftimmig, ohne Diskuſſion, 
beichloffen hat, die Parole der Arbeiterunion Zürich jofort zu der 
ihrigen zu machen. Hätte dort irgendein Führer oder ein Ver- 
trauensmann oder jonft irgendeine Inſtanz fich gegen den Streik 
ausfprechen wollen, jo wäre das vollitändig wirkungslos geblieben. 
Man kann fich nur wundern, daß es heute wirklich noch Leute gibt, 
die im Ernſte glauben, man fünne 200,000 oder 300,000 einfach 
duch Kommando auf die Straße ftellen, wie ein Offizier feinen 
Soldaten fommandiert. Diefe mehrere Hunderttaufend Arbeiter 
warteten ſeit Monaten nur auf den Moment, wo fie in Aktion 
treten konnten, meil ſie jeden Glauben, jede Hoffnung verloren 
hatten, auf irgendeine andre Weiſe etwas zu erreichen. 

Ich mollte diefe Stimmungsbilder hier wiedergeben, weil fie die 
allgemeine Situation fennzeichnen und zeigen, daß man zu unrecht 
die Mitglieder des Aktionskomitees auf die Anklagebanf geſetzt hat, 
die nur fehr zögernd dem Willen der Maſſe Ausdrud gegeben 
haben. Eigentlich hätte man die Hunderttaufende von Arbeitern 
auf die Anklagebanf ſetzen müſſen. Das verlangen mir. jelbit- 
beritändlich nicht. Uber dieje Arbeiter fühlen fich ebenjo jchuldig, 
wie mir find. 

Huber: Einige Fragen mit bezug auf die Tätigkeit des An- 
geflagten Nobs in St. Gallen. Nobs war doc) jeinerzeit Redaktor 
der „Volksſtimme“. Er war es noch bei Ausbruch des Kriegs. 
Er hatte Gelegenheit, das oftichweizerifche Unternehmertum und 
die oſtſchweizeriſche Arbeiterjchaft, die befanntlich al ſehr ruhig 
gilt, zu beobachten. Sch Möchte ihn fragen, ob er ich Daran erinnert, 
daß bei Ausbruch des Kriegs, insbeſondre die Unternehmer der 
oſtſchweizeriſchen Stidereiinduftrie, mit faum zu überbietender 
Rüdjichtslofigfeit die Fabriken fchlojjen, die Arbeiter auf das 
Bflajter warfen, den Hetrarbeiterinnen die Arbeit entzogen, daß 
fie auch die häuslichen Dienjtboten entließen oder aber teilmeife 
ohne Lohn oder zu ganz reduziertem Lohne arbeiten ließen. Sch 
möchte den Angeklagten fragen, ob nicht durch dieſe Tatfachen eine 
außerordentliche erregte Stimmung unter der Arbeiterfchaft 
entitand. | | 

Aud.: Wenn alle diefe Fragen zugelafjen werden, dann wäre 
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ich eigentlich genötigt, auch eine Anzahl Großinduftrieller her— 
fommen zu lafjen und fie hier zu befragen. (Große Unruhe). 

Huber: a, in erfter Linie die Direktion der Feldmühle in 
Rorſchach. (Heiterkeit). | 

Uud.: Aber, meine Herren, es hat doc) feinen Wert... 

Huber: Sc werde Ihnen zeigen, welche Wirkung diefe Auf- 
rufe und warum fie diefe Wirkung hatten. 

Yud.: Darüber find wir garnicht im Zweifel, daß ſie jie hatten. 

Huber: Wer warum fie fie hatten, jonjt hätten Gie die 
Unternehmer... 
 Aud.: Auf dieſe läppiſche Bemerkung werde ih nicht ant- 
worten. | ' 

Huber: Herr Großrichter, ich proteftiere Dagegen, daß Der 
Herr Auditor jagt, einer der Verteidiger habe eine läppiiche Be— 
merfung gemacht. Sch habe bisher im Herrn Auditor den Kollegen 
gejchont und den guten Ton gewahrt. Wenn der Herr Auditor 
aber einen andern Ton einführen will, jo bin ich auch dazu bereit. 

Nobs: Sch Habe damals eine Enquete veranftaltet unter den 
Arbeitern der Stidereiinduftrie und den Arbeitnehmern überhaupt. 
63 find mir darauf Hunderte von Antworten zugefommen, die ich 
in einem achtjeitigen Flugblatte verarbeitet Habe. Darin jind haar- 
iträubende Tatfachen wiedergegeben, wie die Unternehmer bei 
Kriegsausbrucd gegen die Arbeiter verfahren jind. Vom Herbit 
1914 und vom Winter 1914/15 rührte auch die ungeheure Exbit- 
terumg her, die durch die weitern politischen und wirtſchaftlichen 
Maßnahmen der Behörden im jpätern Verlaufe noch gejteigert 
worden find. 

Huber: Ich möchte den Angeklagten fragen, ob nicht die oſt— 
ſchweizeriſche, beſonders die ft. gallifche ſozialdemokratiſche Partei, 
damals unter Führung von Nobs, alle möglichen verfajjungs- 
mäßigen Verfuche gemacht hat, um eine Beſſerung in Der Lage der 
Arbeiterſchaft zu erzielen, ob insbeſondre nicht auch verſucht wor— 
den ift, die Behörden, die fich genau jo unorientiert gezeigt haben, 
wie der Herr Auditor während der Verhandlung e3 wiederholt ge- 
tan hat, einzuladen, eine Enquete zu veranlafjjen, über die Lohne 
perhältnifje der Arbeiter ujw. Sch möchte weiter fragen, ob nicht 
der ft. gallifche Regierungsrat diejes Begehren abgelehnt hat. 

Nobs: Sa, das ift richtig. Es verging fein Monat oder fein 
Vierteljahr, ohne daß die oftjchweizerifchen Arbeiter irgendeine 
Eingabe an die Behörden richteten, und ohne daß diefe Behörden 
je darauf eingetreten wären. 

Huber: Jh möchte den Angeklagten weiter fragen, ob ihn 
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nicht befannt ift, was übrigens erſt leßter Tage wieder durch einen 
Prozeß feitgeitellt worden ift, daß ſpeziell in Rorſchach die Feld- 
mühle in jirupellojer Weiſe die Fabriken ſchloß oder mit dem 
Schluſſe drohte, mit der Behauptung, fie befige nicht die nötigen 
Stoffe zum Beſticken, während fie in Tat und Wahrheit nur ein 
profitable8 Geſchäft mit einer Weberei in Walenſtadt machen 
wollte. 

N 055: Ich Habe die Tatſache veröffentlicht, Daß die Feld— 
miühle, die eine große Yahl von Arbeitern von einem Tag auf den 
andern auf die Straße ftellte, mit der Begründung, fie habe feine 
Rohſtoffe, verfuchte, die Rohſtoffe profitabler zu verwerten. 

Huber: Sit dem Angeklagten auch befannt, daß der gleichen 
Feldmühle in der legten Zeit wieder die gleihen Machenjchaften 
nachgewieſen worden find. Nobs: a. 

Huber: Dann möchte ich noch. weiter zu ſprechen kommen 
auf das Militäraufgebot. 

GR: Sch Eonftatiere eben auch, daß große Verſchiedenheiten 
beftehen in den Lohnverhältniſſen. Sch Habe auch gefehen, daß die 
Munitionsarbeiter viel Geld verdient haben und die andern 
weniger. 

Huber: Aber doch it fein Munitionsarbeiter dabei Millionär 
geworden und hat den Staat betrogen wie Bloc). 

GR: Aber Bloch ift Doch der Abgott weiter Kreiſe. 

Huber: Sie fehen nur, auf welcher Gefellichaftsitufe wir 
jtehen, daß ein jolcher Mann zum Abgotte ie Kreife werden 

ann. 

Nun weiter. Sie haben gehört, daß in Zürich niemand eine 
Ahnung hatte, daß für Zürich Militär aufgeboten fei. Iſt eg dem 
Angeklagten befannt, daß man in der Preſſe urfprünglich be- 
hauptete, das Militär jei bejtimmt für unſre Grenze? Wir haben, 
ich weiß nicht, ob es Nobs befannt ist, nachdem das Militäraufgebot 
erfolgt war, unter der Behauptung, man müſſe die eindringenden 
öfterreichiiehen Soldaten von unſren Grenzen fernhalten, durch 
Redaktor Keel auf dem Militärdepartement in St. Gallen anfragen 
laſſen, ob diefe Gerüchte richtig feien. Wir Haben damals die Ant- 
ort erhalten, das Militär ſei tatjächlich aus diefen Gründen auf» 
geboten worden. Sch will fragen, ob dies dem Angeklagten befannt - 
it und ob ihm meiter befannt ift, daß ich derjenige geweſen bin, 
der von Rorſchach aus bei der Geſchäftsleitung in Zürich antele- 
phoniert und mitgeteilt Hat: Wir wiffen, daß alle diefe Behaup- 
tungen Schwindel find! Wir wiſſen, daß das Militär nicht aufge- 
boten worden ift, um die Grenze gegen öfterreichifche Soldaten zu 
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ſchützen, fondern deshalb, um Bürich zu belagern! Wir wiſſen in 
Rorſchach nicht, mas in Zürich Anlaß gegeben Hätte zu folchen 
Mapnahmen und bitten deshalb um Aufſchluß. — Sit es Nobs 
befannt, daß wir in gleicher Weiſe, gegenfeitig, dieſes Militärauf- 
gebot als durchaus unmotiviert empfanden und man uns in Zürich 
tatfächlich Feinerlei Aufichluß geben fonnte, was Anlaß zu einem 
derartigen Militäraufgebot gegeben hatte? 
Nobs: Es ift durchaus jo, ja. Es hat im erſten Augenblicke 
kein Menſch glauben wollen, daß das Gerücht wahr ſei, wonach das 
Militär für Zürich beftimmt jei. Als es hieß, daß jich Die Regierung 
bereits in die Kaſerne retiriert Habe und einer meiner Kollegen den 
Witz machte, e8 wäre bejjer gewejen, die Negierung märe ins 
Burghölzli gegangen, da hat ganz Zůrich dieſen Witz als richtig 
befunden. 

Huber: Jh möchte weiter fragen, ob es richtig iſt, daß ſich 
der Proteſtſtreik weiter ausgedehnt hat auf Ortichaften, die in ihm . 
nicht eingejehloffen fein ſollten? 

Nobs: Das ift richtig. Die Parteigenoffen haben gejagt, das 
jet wieder einmal eine richtige Sache des Aftionsfomitees, einen 
Streik nur für 19 Ortſchaften anzuordnen. Sie waren ſehr unzu— 
frieden damit, daß das Aktionskomitee den Streif nur für eine be- 
ftimmte Anzahl von Ortſchaften proffamiert hatte. Sie hielten es 
für wünjchenswert, mitzumachen und find auch ohne irgendwelchen 
Befehl in allen größern induftriellen Ortichaften in den Streik 
eingetreten. Die Leute waren unzufrieden, daß man überhaupt 
Ausnahmen gemacht hat. Es find uns jehr heftige Klagen zuge- 
fommen. 

Huber: Sch bitte, den Angeklagten über die Verteilung der 
Slugblätter zu befragen. Sch bitte zu fragen, ob die Flugblätter 
in Zürich durch irgendeine offizielle Organifation der Partei oder 
durch die Union oder mit Wiffen der Organifationen an Soldaten 
verteilt worden find oder ob nicht vielmehr alle dDiefe Organifationen 
zum vornherein von einer jolchen Verteilung abgejehen haben. 

Nobs: Ich kann über diefen Punkt als Unionspräſident ge» 
nauen Aufſchluß geben. Wir haben in Zürich ein einziges Flug— 
blatt an die Soldaten herausgegeben. Das war unmittelbar nach 
dem unſrer Auffaſſung nach unmotivierten Aufgebot nach 
Zürich, das entſtand unter dem Eindruck, die Arbeiter wollten 
einen Putſch machen, die zürcheriſche Arbeiterſchaft führe etwas 
im Schilde. Daraufhin haben wir ein ruhig geſchriebenes Flug— 
blatt herausgegeben, das das Militär aufflärte, daß bon dieſem 
allem feine Rede jein könne. Diejes SED iſt an die Soldaten 
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verteilt worden, ohne daß e3 meines Wiſſens irgendwelche ftraf- 
rechtlihen Folgen gehabt hätte. Es diente ausſchließlich der Auf- 
Härung. Nach diefem Flughlatte ift in Zürich don der Arbeiter- 
union auf jede — Militärpropaganda verzichtet worden, 
weil ja nun das Militär informiert war. 

Huber: Sit verſucht worden, Soldatenräte unter den mobili⸗ 


ſierten Truppen zu gründen oder ift überhaupt dieſer Gedanke ein- 


mal ernftli in Erwägung gezogen worden? 
Nobs: AS der Aufruf kam, Hat im Uniondvorjtand oder 


Streiffomitee oder überhaupt in den Arbeiterorganifationen nier 


mand davon geſprochen, e3 follten Goldatenräte nad) ruſſiſchem 
oder nad) deutſchem Muſter gebildet werden. Sch habe Damals als 
Nedaktor des Parteiblattes jeden Tag viele Dutzend von telephoni 
ihen Smformationen aus fait allen Ortichaften und Städten des 
Zandes eingezogen über die Streiffituation. Es iſt mir von feiner 
Seite berichtet worden, daß man anirgend etwas Derartiges denke. 
Auch hat man und nicht befragt, ob wir fo etwas machten. Es iſt 
uns — auch gar nicht eingefallen. 

Huber: Nobs hat bereits die ſoziale Qualifikation des 
Ordnungshüters von Zürich behandelt. Iſt ihm bekannt, daß 
die Wahl des Herrn Oberſt Sonderegger zum Kommandanten 
von Zürich, auch deshalb beſondere Aufregung hervorgerufen 
hat, weil er in ſeinen Anordnungen eine ſehr entſchiedene, 
wir dürfen ruhig ſagen, eine ſehr brutale Geſinnung an den 


Tag gelegt hat, und weil er auch aus feiner Vergangenheit, wie 


das Stadtrat Klöti im Kantonsrate in Zürich nachgemiejen hat, 
als großer Draufgänger befannt war? Sit dem Angeflagten ins— 
befondre befannt, daß die Verfügung des Herrn Oberjt Sonder- 
egger, wonach die Truppen in Zürich mit Handgranaten auszu- 
rüsten jeien und ferner daß die PBroflamation, worin Sonderegger 
erflätte: „Heute nachmittag von 2 Uhr an wird Scharf geſchoſſen“, 
daß ferner die herumgebotene Erzählung von dem eigenhändig 
abgemurfiten Hunde große Exbitterung bewirkte? Weiß der An— 
geflagte auch, daß Herr Klöti auseinanderfegte, daß Dberft Sonder- 
egger als Brigadekommandant von feinen Offizieren einmal ver— 
langte, jie follten den Soldaten einen Dienftbefehl beibringen, 
der lautete: „ch habe den Soldaten ſoundſo mit Arreſt beſtraft, 


weil er, nachdem er in einer Wirtjchaft von einem Zivilisten mit 


einer Ohrfeige bedacht worden war, ſich nicht fofort mit der 
Waffe gewehrt hat und gegen den Beichimpfenden borging. Ich 
habe es nur deshalb mit dieſer milden Strafe von einem Tage 
abgehen laſſen, us ich annehme, daß ihm Artikel joundfo des 
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Dienftreglement3 nicht präjent war. Diejer Artikel lautet, wenn 
ein Soldat tätlich angegriffen werde, fo fei er ermächtigt und 
auch verpflichtet, jich mit der Waffe des Angriffs zu erwehren!“ 
Sit es ihm befannt, daß Sonderegger verlangte, man müffe 
jedem Soldaten erflären, menn er tätlich beleidigt werde und den 
Angreifer nicht fofort mit dem Bajonett tätlich behandle und nieder- 
jteche, jo werde er, der Soldat, noc) ganz anders gejtraft werden? 
Sch möchte Nob3 fragen, ob ihm dieſe Mitteilungen alle befannt 
ind. 
Nobs: Es ift richtig, daß durch die Verhandlungen des Kan⸗ 
tongrates don Züri) dom Montag außerordentlich empörende 
"Dinge über diefen Ordnungshüter befannt geworden find, die 
zeigten, daß man es hier jedenfalls mit einem fehr dDraufgängerifchen 
Offizier zu tun habe, der vor feiner Gejebes- und Verfaſſungsver— 
legung zurüdichredt, wenn e3 gilt, feine Meinung durchzuſetzen. 
Insbeſondre haben die Kantonsratsverhandlungen dazu beige- 
tragen, dann auch eine Bejprechung der Fraktionen mit dem Re— 
gierungsrat und dem Oberſt Sonderegger, in welcher diefer Dffi- 
zier e3 als eine Geſetzesverletzung erklärte, daß Streifpoften noch 
geduldet würden; ich meine, alle dieje Durch die Verhandlungen 
befannt gewordenen Tatjachen haben die Erregung weiter ge- 
jteigert. Oberſt Sonderegger hat in dieſer Beſprechung zwiſchen 
den Fraktionen ein felbjt nach) der Meinung der zürcherifchen Re— 
gierung den Arbeitern verfaffungsgeräß zuftehendes Recht ab» 
jtreiten wollen. Oberjt Sonderegger hat diefes Recht auch de facto 
mit feiner ganzen Militärgewalt aufgehoben, indem er die Gtreif- 
posten verhaften ließ. Dies alles hat natürlich die Verftimmung 
der zürcherifchen Arbeiterfchaft bis zur Siedehitze gefteigert. Wäre 
nicht auf der ©eite der Arbeiterſchaft eine Difziplin und Nüchtern- 
heit und Ruhe dageweſen, wie wir fie von vornherein gar nicht 
erwartet hatten, jo wäre e3 unvermeidlich geweſen, Daß e3 zu. 
blutigen Zujammtenftößen gefommen wäre. Alle die Snftanzen in 
Zürich waren einig, daß die Haltung der Arbeiterſchaft in dieſer 
Beziehung geradezu bemunderungswürdig geweſen jei. 

GR: Sch möchte darauf aufmerkſam machen, daß das Streik⸗ 
poftenftehen, jobald e3 fich um mobiliſierte Eifenbahner handelte, 
natürlich nicht erlaubt war. 

Dr. Sarbitein: ES handelte fich um ein allgemeines Streik— 
poſtenverbot. 

GR: Aber hören Sie einmal... ich jagenurfürfolch e Fälle. 

Nobs: Es war ein allgemeines Streifpoftenverbot, das durch 
Tlafate befannt gemacht wurde. 
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Huber: Ich glaube, e3 ergibt fich, daß für Zürich Militär 
aufgeboten wurde, angeblich zur Sicherung von Ruhe und Ord- 
nung und zur Wahrung der verfaſſungsmäßigen Nechte der Be- 
völferung, daß dann aber dieſes Aufgebot vom Kommandanten 
tatfächlich benugt wurde zur —— der verfaſſungsmäßigen 
Rechte der Arbeiterſchaft, und daß das die ſchlimmſte Provokation 
war und die Unruhe, die vorher nicht vorhanden war, erſt geſchaffen 
und damit den Streik hervorgerufen hat. 

Dr. Welti: Ich möchte bitten, Herrn Nationalrat Düby Ge— 
legenheit zu geben zur Entlaſtung des Angeklagten Nobs über den 
„Aufruf an die Eiſenbahner“, der im „Volksrecht“ erſchienen iſt, 
Auskunft zu geben. 

Düby: Wann iſt dieſer Aufruf erſchienen? Sch meine, das 
Heine Entrefilet. Am Donnerstag? Das „Volksrecht“ dürfte 11 Uhr 
morgens erjchienen fein? Dann fann ich dienen. 

Gie haben aus der Bemeisführung gehört, daß das Dltener 
Aktionskomitee in der Nacht vom Mittwoch auf den Donnerstag 
beichlofjen hat, den Streit abzubrechen. Sie haben weiter gehört, 
daß zirfa um 2 Uhr morgens eine Delegation des Oltener Aktions— 
tomitees beim Bundespräſidenten vorgeſprochen hat und ihm offiziell 
den Beſchluß des Oltener Aktionskomitees notifizierte, dahingehend, 
daß das Oltener Aktionskomitee den Streikabſchluß auf Donners— 
tag mitternacht beſchloſſen habe, in der Meinung, daß die Arbeit 
überall am Freitagmorgen aufgenommen werden ſolle. Auf die 
Frage des Bundespräſidenten Calonder, ob es nicht möglich wäre, 
den Streikabbruch früher vollziehen zu laſſen, — namentlich hat er 
gefragt, ob das nicht möglich fer mit Bezug auf die Verkehrs 
anftalten in nn ich ihm auseinandergejeßt, Daß das techniſch ganz 
ausgeſchloſſen jei. Vielleicht bin ich nicht unbejcheiden, wenn ich 
jage, Daß ich, Der ich während 25 Jahren als Fachmann auf dieſem 
Gebiete tätig bin, mir ein Urteil darüber zumuten darf. Sch hatte 
allerdings noch einen andern Grund, daran feitzuhalten, weil wir 
von Anfang an die Kampffront zwischen Arbeiterfchaft und Eifen- 
bahnerſchaft aufrecht erhalten wollten. Bundespräfident Calonder 
hat das verftanden. Es ijt mit ihm vereinbart worden, ich möchte 
das ausdrüdlich Feititellen, daß der Streifabbrudh, wie wir bee 
Ihlofjen hatten, num tatfächlich auf Donnerstag mitternacht zu er- 
folgen habe. Das war eine gegenjeitige Vereinbarung und zwar 
deswegen, weil es techniſch unmöglich war, die Arbeit vorher 
wieder aufzunehmen. 
| Was ift nun gefchehen? Entgegen diefer Vereinbarung mit 

den Organifationen des Bundes, alfo mit unfren Bundesbehörden, 
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ich unterftreiche das, denn Bundespräfident Kalonder hat in feiner 
befannten Schüßenfeftrede vom Donnerstag morgen ausdrücklich 
mitgeteilt, daß die Arbeit Freitag morgen wieder aufgenommen 
werde, entgegen diejer Vereinbarung hat ein abfolut unverant- 
mortliche3 Komitee verfügt, daß der Verkehr früher wieder auf- 
genommen werde. Es handelt fich bei dieſem Komitee um einige 
wenige Eifenbahner, die glaubten, es genüge, mit einem Militär- 
automobil nad) Bern zu reifen und Donnerstag morgens durch die 
fälſchliche Benügung unſres Stihmwort3 den frühen Beginn des 
Verkehrs zu erzwingen. Dieje Leute benügten auch ein gefälichtes 
Telegramm. Dies alles gejchah aljo entgegen den Vereinbarungen 
mit den eidgenöfjiichen Behörden. GSelbftverftändlich waren dieje 
Bereinbarungen auch für die Behörden der Bundesbahnen ver» 
bindlich, die heute noch abjolut in einer fremden Welt leben und 
die nie wiſſen, mas vorgeht. 

Man hat mir nun morgens mitgeteilt, daß ein jolches Tele- 
gramm ergangen fei. Das hat die größte Verwirrung herborge- 
rufen. Sie haben von Nationalrat Schmid gehört, daß auf alle 
dieje falihen Telegramme hin — ich fünnte Ihnen das nicht nur 
bon Bern, jondern auch von Bafel und andern Orten her be- 
jtätigen — die Eifenbahner erklärten, fie geben auf die Telegrammıe 
nichts, fondern erwarteten eine Mitteilung des Oltener Aktions⸗ 
fomitee2. 

Nun war es außerordentlich interefjant, folgendes feitzuftellen: 
die Organe der Bundesbahnverwaltung jahen aus den Rapporten 
der untergeordneten Dienftorgane, daß dieſes Telegramm ſelbſtver⸗ 
jtändfich gar feine Wirkung hatte. Gelbftverjtändlich ſahen ſie daS. 
Man hat den Leuten, die mit den Militärautos famen, gejagt, 
das nüße alles nichts, man jolle eine Unterſchrift Dübys beibringen. 
Mich hat man mährend des ganzen Tags interniert. Es war 
da3 befannte Schildbürgerſtücklein der Militärmacht. Man hat mid) 
nicht finden können. Abends wurde ich gebeten, ein Telegramm, 
ich habe feinen offiziellen Text hier, im Bahndienfte zu erlafjen de3 
Inhalts, daß tatfächlich zufolge Vereinbarung mit den eidgenöſſi— 
ihen Behörden der Streik auf Donnerstag mitternadht zu Ende 
geführt werden jolle. ch Stelle aljo feft, daß e3 eine Vereinbarung 
war mit den Behörden, um Donnerstag mitternacht abzubrechen. 
Wenn die Bundesbahnen durch untergeordnete Organe verlangten, 
Daß da3 vorher gejchehe, jo hat das der Vereinbarung widerfprochen. 
Aus allen diefen Gründen ift e8 ganz verftändlich, daß im „Volfs- 
recht“ eine Warnung erfchienen ift, daß man nur den Weifungen 
de3 Dltener Aktionskomitees nachleben folle. 
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Dr. Farbſte in: Ich möchte bitten, an Nationalrat Düby 
die Frage zu richten, mit mem diefe Vereinbarung getroffen wurde. , 

Düby: Mit Bundespräfident Calonder. Zugegen war aud) a 
Nationalrat Huggler. Dabei wurde feſtgeſtellt, daß es nicht möglich 
ſei, ven Streifabbruch auf Früher zu dekretieren, als auf Mitternacht. 
Bundespräfident Calonder war damit einverjtanden, daß der Eifen- 
bahndienft exit Freitag morgen wieder aufgenommen werden folle. 

Steiner: Nationalrat Düby al3 Fachmann wird uns 
auch bejtätigen können, daß die vorzeitige Aufnahme des Verkehrs 
außerordentlich gefährlich gewefen märe, daß dieſe Wiederaufnahme 
jehr leicht große Eifenbahnunglüde hätte herbeiführen können. 

Düby: Sch muß das im vollen Umfange bejtätigen. Ich be- 
rufe mich zum geugniffe dejjen auf einen Vorſtand im Kreiſe V, 
wo noch im legten Augenblide verhindert werden fonnte, daß ein 
Zug in den Abgrumd ftürzte. | 

Aud.: Fürjptech Huber hat fich beleidigt gefühlt, daß ich die 
Bemerkung machte, eine von ihm gefallene Ausfage jei läppiich. 
Ich will hier ohne weiters zugeben, Herr Fürjprech, daß meine 
Bemerkung nicht parlamentarijch war. Es liegt mir daran, daß ich 
die guten Sitten wenn irgendiwie möglich nicht verlege. Aber es 
ist möglich, daß auch der Auditor Hie und da aus der Haut fährt. 
Sch möchte bemerfen, daß ich auf den Zuruf Hubers vielleicht beſſer 
gejagt hätte: „Stellen Sie die Unternehmer vor Gericht”. Herr 
Huber, jeien Sie fo freundlich, machen ©ie, daß es SOtrafgejeh- 
beitimmungen gibt, mit denen man die Unternehmer vor Milttär- 
gericht zitieren kann; dann werde ich ebenfofehr darauf bedacht 
fein, die Geſetzesverletzungen der Unternehmer zu ahnden, mie ich 
heute darauf bedacht fein muß, die von den Angeflagten begangenen 
Geſetzesverletzungen zu ahnden. 

Huber: Ich freue mich, daß der Herr Auditor in diefer Weiſe 
Satisfaktion gegeben hat und nehme davon Notiz. Wir fämpfen 
ja nicht als Perſonen gegeneinander. 

Was die Einladung betrifft, jo bin ich nicht in der Lage, ihr zu 
folgen, denn ich wünjche, daß die ganze Militärjuftiz abgejeßt 
werde. (Heiterfeit.) Dagegen bin ich gerne bereit, alles zu tun, 
um Strafgejege zu jchaffen, die e8 ermöglichen, derartige Unter- 
nehmer vor Strafgericht zu ziehen. Ich hoffe, Daß der Herr Kollega 
zu diefem Zwecke die Parteiloſigkeit aufgeben und fich der 
Partei anjchließen werde, die die von ihn gewünſchten Beitre- 
bungen zu verwirklichen ſucht. 

Aud.: Ich Stelle nur feit, daß Herr Fürſprech Huber mir eine 
Zumutung geftellt hat, die zu erfüllen ich nicht in der Lage bin. 
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Daher war pielfeicht meine Demerlimg derb, aber jie traf den 
Nagel auf den Kopf. 

Huber: Nein, daziftnicht richtig. Gegen derbe Bemerfungen 
habe ich nichts, moh! aber gegen ungezogene. 

Aud.: Sch glaube, Der Angeklagte Nobs ift nun abgehött. 

GR: Nein, halt, Halt. Es liegt Hier bei den Akten ein Tele- 
gramm an Kurt Eisner. Es lautet: 

„Kurt Eisner, erſter Präfident des Arbeiter-, Soldaten- 
und Bauernrated, Münden Unfer Generalitreif, der unter 
anderm die Zurüdnahme der Ausweifung der ruffiichen Soviet— 
gefandtichaft durch den Schweizerischen Bundesrat bezwedt, geht 
weiter. Eine Depeſche von euch, die im Falle der Vollziehung 
der Ausmweifung die Sopietgefandtichaft nah München einladet, 
würde uns den Beweis erbringen, daß Ihre Nepublif die 
ſchweizeriſche überholte. Es lebe die proletarijche Internationale. 
Die Urbeiterunion Zürih. Die Gejchäftsleitung der ſozialdemo— 
kratiſchen Partei der Schweiz.“ 

Nobs: Der Unionsporstand hat dieſe Depeſche mährend 
meiner Abweſenheit beichlojjen. Sch habe davon feine Kenntnis 
gehabt. 

GR: Alſo am Sonntagmittag war der Generalftreif ſchon 
jiher? 

Nobs: Sa, da hatte das Geiwerfi ſchaftskartell Schon beſchloſſen, 
was auch das Aktionskomitee tun möge, der Generalſtreik werde 


weitergeführt. Ebenſo haben es die Eiſenbahner gemacht. Ich 


möchte noch beifügen, daß am Donnerstagabend, als das ſchwei— 
zeriiche Aktionskomitee Abbruch beſchloſſen hatte, es noch Feines- 
wegs feititand, daß das auch den Abbruch für Zürich bedeutete. 
Man hat damals Unterhandlungen mit dem zürcherifchen Regie— 
rungsrate und mit dem Gtadtrate von Zürich gepflogen, und der 
Abbruch des Streiks im Kanton Zürich ift abhängig gemacht 
morden von der Erfüllung verſchiedener Bedingungen. Dieje Be- 
dingungen, es waren eine ganze Anzahl, wie Vermeidung bon 
Mapregelungen uſw., haben Regierungsrat und Stadtrat ange- 


nommen. Exit daraufhin hat man die Arbeit wieder aufgenommen. 


Hauptmann Seelhofer: Mio bildete die Ausweiſung Der 
ruſſiſchen Sovietgeſandtſchaft nicht einen Grund zum Generalftreife. 

Nobs: ES war nicht ganz fo. Die Arbeiterunion Zürich ſteht 
der Frau Balabanoff bejonders nahe, weil fie zwei Fahre feit Aus— 
bruch des Krieges in Zürich gelebt hatte. Frau Balabanoff war 
bejonders beliebt. Während der zwei Jahre, wo fie ſich in der 
Schweiz aufhielt, hat jie in feiner Weiſe Anlaß zu Klagen gegeben 
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oder zu einer Ausweiſung. Ihre Ausmeifung und die mit der Aus— 
meifung verbundenen Umstände, wie die förperlichen Berlegungen 
und Brutalitäten, find in der zürcherifchen Arbeiterfchaft außer- 
ordentlich ftarf empfunden worden. Die Arbeiterunion Zürich Hat 
an das Aftionsfomitee das Begehren gerichtet, e$ möchte vom. 
Bundesrate verlangen, daß Frau Dr. Balabanoff geitattet werde, 
in der Schweiz zu weilen. Es iſt ja auch bei einer Verhandlung 
zwijchen der Gejchäftsleitung und dem Bundesrate, die etwa acht 
Tage früher ftattfand, vom Bundesrate zugeftanden worden, daß 
Stau Dr. Balabanoff geftattet werde, noch drei Wochen in Der 
Schweiz zu verbleiben. 

Bei der Einvernahme eine Angeklagten ijt früher Die 
Rede davon gemefen, daß es im „Volksrecht“ einmal hieß, 
daß einftweilen die Schweiz noch nicht das Schwarze Meer 
fei, und daß man das in den nächjten Tagen jehen werde. Ich 
möchte diefe Stelle noch Harlegen. Man Hat da außerordentlich 
viel herausgeheimnifjen wollen. Dieje Stelle erflärt fich einfach 
daraus, daß in jenen Tagen meinen Kollegen in der Redaktion 
befannt war, daß Unterhandlungen zwiſchen Bundesrat und Ge- 
ichäftgleitung über dieſe Ausweiſung bevorjtänden. Jener Er- 
mwartung, der mein Kollege Ausdruck gegeben hat, ift auch vom 
Bundesrate entjprochen worden, nämlich, daß Frau Balabanoff 
noch drei Wochen in der Schweiz bleiben fonnte. 

GR: Und das war ja jehr gut... 

Aud.: Sch habe dieſe Stelle nicht erfunden, fie fteht in der 
Rede von Regierungsrat Dr. Keller. 

GR: Es war ja ganz gut, daß wir die Leute noch hier behielten, 
dadurch wurde ja Herr Junod fret. 

Huber: Jh möchte ausdrüclich feſtſtellen, daß das Tele- 
gramm am Sonntagmittag abgegangen ift. Es iſt unmöglich, daß 
e3 eine Forderung des Generalſtreiks fein kann. 

GR: Oder der Zürcher allein nicht? 

Huber: Ka, es iſt Doch unterfchrieben von der jchmeizerifchen 
Leitung. Zweitens möchte ich Fonftatieren, daß die Geſchäfts— 
Yeitung nicht verfammelt war und nicht? von einem folchen Tele- 
gramm wußte. Dritten möchte ich bemerken, daß das Ditener 
Aktionskomitee es ausdrücklich abgelehnt hat, dieſe Forderung an— 
zunehmen. Ich will das bemerken zu der Einwendung einer der 
Herren Richter, dieſe Forderung habe einen Beſtandteil des Pro— 
gramms gebildet. Ich konſtatierte auch damals mit Befriedigung, 
daß dieſe Forderung nicht zum Gegenſtande des Generalſtreiks 
gemacht worden iſt. Es iſt daher verfehlt, wenn man ſagt, daß da 
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ein Zufamntenhang beitehe, wenn man en jagen muß, daß Die 
ruſſiſchen Methoden der Regierung auch ruffiichen Methoden des 
Volkes rufen würden. 

Dr. Welti: Es it eine weit verbreitete Meinung in der 

Schweiz, Daß die Ausweiſung der Sovietgefandtichaft ein großer 
Irrtum war, und daß e3 erlaubt war, eine jolche Gefandtichaft einer 
andern Regierung zur Aufnahme zu empfehlen. an kann auch 
die Auffaſſung haben, es ſei beſſer, ein derartiges Telegramm an 
Kurt Eisner zu ſenden, als wenn der Bundesrat Telegramme ſchickt, 
fobald ein Monarch in eine Stadt einzieht. (Heiterfeit.) 

Aud.: Wann wurde am Abend des 10. in der „Sonne“ von 
den Eifenbahnern der Streif bejchloffen ? 

Nobs: Das war etwa um 10 Uhr oder etwas ſpäter. An den 
Zeitpunkt kann ich mich nicht mehr genau erinnem. Dagegen 
möchte ich feititellen: Sch Hatte den Auftrag, diefen Beſchluß an 
das Aktionskomitee nad) Bern weiterzuleiten, den Beichluß näm- 
lic, daß die zürcherifhen Eifenbahner von Aktionskomitee er- 
‚warteten, daß es unter allen Umständen auch den Eifenbahner- 
ftreif für den Diontag verhänge. Daß die Eifenbahner verlangten, 
das Aktionskomitee folle den Landesitreif erklären. 

GR: Damit ift der Angeklagte Nob3 verhött. 

Sch teile mit, was Platten ausgejagt hat. 

Aud.: Sch habe nur noch eine Bemerkung. Einmal möchte, 
ih daS Bundesblatt Nr. 59 vom 31. Dezember 1918, vorlegen 
welches den Bericht des VBollswirtichaftsdepartements über Die 
Sitzung der Kommilfion zwischen Arbeitgebern und Arbeitnehmern 
vom 7. November 1918 enthält. 

Sodann jehe ich mich zu folgender Erklärung veranlaßt: Mit 
Rückſicht auf die von allen Angefchuldigten eingenommene Gtel- 
lung ſieht ſich der Auditor veranlaßt, zu erklären: Der Auditor 
wird dem Gerichte beantragen, außer den in Ziffer 5, letztes 
Alinea, der Anklagefchrift genannten Sefebesbeftimmungen noch 
zur Antvendung zu bringen Art. 6 der Verordnung betreffend 
Strafbeitimmungen für den Kriegszuſtand vom 6. Auguft 1914, 
lautend: 

„Wer den vom Bundesrat, dem ſchweizeriſchen Militär- 
Departement, dem. Armeekommando, den Territoriallomman- 
danten oder andern zuſtändigen Militärperfonen zum Schutze 
der militärifchen Intereſſen oder zur Wahrung der Neutralität 
oder in Ausübung der ihnen zuftehenden Polizeigewalt erlafjenen 
Bash oder Öffentlich befanntgemachten Verordnungen zumider- 
handelt 
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mer entgegen dem Verbote der zuftändigen Behörde Nach- 
richten verbreitet | 

wird, wenn nicht ſchwerere Strafbeitimmungen anzumenden 
find, mit Gefängnis bis zu drei Jahren oder mit Geldbuße biß 
zu 10,000 Franken beftraft. Die beiden Strafen können ver: 
bunden werden.” | 

GR: Sie haben gehört, daß auch die Verordnung bom 
6. Auguft 1914 zur Begründung der Anklage herangezogen mwird. 

Huber: Wir behalten uns vor, im Sinne vom Schlußabſatz 
de3 Art. 160 des Militärftrafgejeges den Antrag zu ftellen, daß in« 
folge der veränderten Sadjlage zur genügenden Vorbereitung der 
Verteidiger die Verhandlungen auszujegen jeien. Es fommt hier 
eine juriftifche Unflagebegründung, die uns bis zu dieſem Augen— 
blicke, d.h. bis zur vollftändigen Erledigung der perjönlichen Be— 
fragung gänzlich unbefannt war. Es muß und Gelegenheit ge- 
geben werden, dazu Stellung zu nehmen, eventuell jeden einzelnen 
Angeklagten noch einmal zu befragen über die Möglichkeit, ob ihr 
Berhalten unter diefe Tatbeitände zu jubfumieren jei oder nicht. 
Wir behalten uns unſre Stellungnahme bi3 morgen bot. 

Dr. Farbitein: Ich will darauf aufmerffam machen, daß 
gemäß Art. 160, Abſatz 2, nicht nur die Verteidiger, fondern auch 
die Angeklagten Gelegenheit haben müſſen zur Erörterung der 
neuen Sachlage. Sch müßte, wenn der Auditor an feinem Stand- 
punkte feithält, beantragen, daß alle die Angeklagten nocd einmal 
befragt werden. Das entfpricht dem Wortlaute des Art. 160. Ich 
möchte beantragen, daß uns geftattet wird, morgen noch zu dem 
Antrage des Herrn Auditors Stellung zu nehmen. 

Steiner: Wirhaben auf alle Fälle das Recht auch zu wiſſen, 
gegen welche Angejchuldigten die neue Anklage erhoben wird. Es 
ist felbitverftändlich, daß wir das in erfter Linie wiſſen müjjen. 
Der Auditor hat gejagt, er erhebe dieje Anklage nicht gegen alle 
Angefchuldigten, ſondern nur gegen einen Teil. Wir als Ber- 
teidiger müſſen jelbftverftändlich mwiffen, gegen welche Angefchul- 
Digten fich das richtet, Damit wir uns danach vorbereiten können. 
ch weiß 3. B. nicht, ob auch ein Angefchuldigter, den id) zu ver— 
teidigen habe, unter die neue Anklage fällt oder nicht. 

Dr. Welti: Jh möchte mich dem Antrage de3 Kollegen 
Farbſtein auf Abbruch der Verhandlungen anjchliegen. Sollte da3 
nicht der Fall jein und follte das Gericht mit der Verhandlung 
fortfahren, jo möchte ich den Mangel rügen, der eventuell darin 
beiteht, daß nicht genau in bezug auf jeden einzelnen Angeklagten 
gejagt wird, ob er unter die neue Strafklage des Auditors falle. 
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Sch verlange, daß jedem Angeklagten gejagt wird, in bezug auf 
welche Tat und welche Geſetzesverletzung, die in Art. 6 enthalten 
iſt, die juriftiichen Ausführungen zutreffen follen. Sch jtelle aljo 
diejen Antrag eventuell. Prinzipiell Stelle ich den Antrag, abzu- 
brechen, unter ausdrüdlicher Anbringung der Rüge der eventuellen 
Rafjation. 

Aud.: Die Anklage erfolgt wegen Widerhandlung gegen die 
bundesrätlihe Berordnung vom 9. Dezember und gegen Xtt. 6 
der Verordnung vom 6. Auguft 1914, ſoweit nicht eine Verurteilung 
nad) a, b und c erfolgt. Die Anklage geht gegen jäntliche Ange- 
Hagten. 

Dr. Farbſtein: Dann ftelle ich den Antrag, daß noch ein- 
mal alle Angeflagten einvernommen werden. Für den Tall, daß 
die Eindemahme nicht vorgenommen würde, erkläre ich ſofort die 
Rüge der Kajjation. | 

GN: Sch werde das Geſetz nicht verlegen, da brauchen Sie gar 
nicht zu drohen. 

Huber: Rein formell möchte ich für meine Klienten die 
gleiche Erklärung abgeben und darauf Hinmweifen, daß wir nad) 
Art. 24 Anspruch haben, daß die Anklagepunfte und genau ange- 
geben werden. Uns iſt vorläufig rein nebelhaft, worin die neuen 
Tatbeftände beftehen. Sch Habe es beim Aktionskomitee gerügt, 
ich rüge e3 auch beim Herrn Auditor: Sch bemängle folche Front- 
wechſel. 

Aud.: Das iſt kein Frontwechſel. 

Naine: Ich ſchließe mich den Ausführungen meiner Herren 
Kollegen an. 

Steiner: Ich ſchließe mich ebenfalls in vollem Umfange 
an und rüge auch meinerſeits das Vorgehen des Herrn Auditors. 
Auch ich wahre mir das Recht der Kaſſation. 

GR: Die Verhandlungen werden abgebrochen. Fortſetzung 
morgen 8 Uhr. 
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